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Stellungnahme der Bundesregierung 


I. Berichtsauftrag 

Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung durch 
die Entschließung vom 23. Juni 1965 (Bundestagsdruck- 
sache IV/3474) mit der Vorlage von Familienberichten 
beauftragt. Diese Entschließung wurde ergänzt und geän- 
dert durch die Entschließung vom 18. Juni 1970 (Bundes- 
tagsdrucksache VI/834), durch den Beschluss vom 
10. Dezember 1982 (Bundestagsdrucksache 9/1982 und 
Bundestagsdrucksache 9/1286) und durch den Beschluss 
vom 11. November 1993 (Bundestagsdrucksache 12/5811 
und Bundestagsdrucksache 12/189). 

Die Bundesregierung wird darin unter anderem aufgefor- 
dert, jeweils eine Kommission mit bis zu sieben Sachver- 
ständigen einzusetzen und dem Deutschen Bundestag in 
jeder zweiten Wahlperiode einen Bericht über die Lage 
der Familien in der Bundesrepublik Deutschland mit ei- 
ner Stellungnahme der Bundesregierung vorzulegen. Da- 
bei soll jeder dritte Bericht die Situation der Familien 
möglichst umfassend darstellen, während sich die übrigen 
Berichte Schwerpunkten widmen können. Die Berichte 
sollen darüber hinaus Aufschluss geben, inwieweit mit 
bereits getroffenen Maßnahmen die angestrebten Ziele 
tatsächlich erreicht werden. Mit seiner Entschließung 
vom 11. November 1993 hat der Deutsche Bundestag ge- 
beten, die künftigen Familien- und Jugendberichte um 
eine Darstellung der Situation der Kinder zu ergänzen. 

Der Erste, der Dritte und der Fünfte Familienbericht ha- 
ben die Situation der Familien umfassend dargestellt. Der 
Zweite, der Vierte und der Sechste Familienbericht be- 
handelten spezifische Themen. Der nunmehr vorgelegte 
Siebte Familienbericht „Familie zwischen Flexibilität und 
Verlässlichkeit - Perspektiven für eine lebenslaufbezo- 
gene Familienpolitik“ ist wiederum ein umfassender Be- 
richt. 

Am 20. Februar 2003 berief die Bundesministerin für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend die Kommission 
aus sieben Sachverständigen zur Erstellung des Siebten 
Familienberichts. Die Kommission erhielt den Auftrag, 
bis Mitte 2005 einen Bericht zum Thema „Zukunft der 
Familie - Gesellschaftlicher Wandel und sozialer Zusam- 
menhalt“ vorzulegen. Ziel des Berichts sollte sein, grund- 
legende und längerfristige Trends zu prüfen und Empfeh- 
lungen zu entwickeln: zur demografische Entwicklung, 
zu den Veränderungen von Arbeitswelt und Wirtschaft, 
den Geschlechterrollen und auch zum Zusammenhalt der 
Gesellschaft. 

Der Siebte Familienbericht soll ein Zeitfenster für die 
nächsten 10 bis 15 Jahre öffnen und eine Grundlage für 
koordiniertes gesellschaftliches Handeln liefern. Dabei ist 
zu berücksichtigen, dass politisches Handeln für Familien 
auf unterschiedlichen Ebenen staatlicher Aufgabenwahr- 


nehmung (Bund, Ländern, Kommunen, Sozialversiche- 
rungen) und durch vielfältige gesellschaftliche Aktivitä- 
ten, bürgerschaftliche wie kommerzielle, realisiert wird. 
Ausdrücklich wurde die Kommission beauftragt, interna- 
tionale Erfahrungen zu Familienentwicklungen und Fa- 
milienpolitiken anderer Länder einzubeziehen. 

Erstmals hat eine Sachverständigenkommission schon 
während der Erarbeitung intensiv den Dialog mit relevan- 
ten gesellschaftlichen Akteuren gesucht und dabei an Ver- 
anstaltungen mit Familienverbänden, Kirchen, Gewerk- 
schaften und Wirtschaft, Politik und Wissenschaft 
mitgewirkt. So wurden gemeinsame Workshops durchge- 
führt mit den Wirtschaftsverbänden, dem Deutschen 
Gewerkschaftsbund, der Arbeitsgemeinschaft der deut- 
schen Familienorganisationen und der Bundesarbeitsge- 
meinschaft der Seniorenorganisationen. Des Weiteren gab 
es Konsultationen der Evangelischen Kirche Deutsch- 
lands (EKD), der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freiwil- 
ligen Wohlfahrtspflege und des Deutschen Frauenrats. 
Damit hat die Kommission bereits in der Erarbeitungs- 
phase in neuartiger Form einen Beitrag zur Neubestim- 
mung der Familienpolitik im gesellschaftlichen Diskurs 
geleistet. 

Die Kommission hat eine veränderte Perspektive auf Fa- 
milienpolitik entwickelt als eine Politik der Schaffung 
von Rahmenbedingungen für Lebensläufe, in denen Fa- 
milie und Familienentwicklung nachhaltig gelebt werden 
können. Sie will Impulse geben, damit das Leben mit 
Kindern, die Beziehungen zwischen den Generationen 
und die gleiche Teilhabechance aller an Familie, Er- 
werbsarbeit und Gesellschaft selbstverständlich wird. Für 
die Kommission wie für die Bundesregierung sind glei- 
che Chancen der Geschlechter und gute Entwick- 
lungschancen für alle Kinder gleichermaßen wesentliche 
Leitziele. 

Da fast zeitgleich zur Familienberichtskommission auch 
die Kommissionen zum Zwölften Kinder- und Jugendbe- 
richt und zum Fünften Altenbericht arbeiteten, gab es 
eine Abstimmung zwischen den Vorsitzenden der Kom- 
missionen. Einige Themen, die auch Themen eines Fami- 
lienberichts hätten sein können, wurden insofern vor dem 
Hintergrund der anderen Berichte zurückhaltend behan- 
delt. Das betrifft zum Beispiel die Anforderungen an die 
Entwicklung des Betreuungs- und Bildungssystems für 
bessere Chancen der Kinder oder die neue Rolle der älte- 
ren Menschen und die Förderung ihrer vielfältigen Unter- 
stützungspotenziale auch in Familien und privaten Netz- 
werken. 

Die Kommission hat mit ihrem Bericht eine international 
vergleichende Analyse der grundlegenden und längerfris- 
tigen Entwicklungen vorgelegt. Demografische Verände- 
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rungen, Veränderungen von Arbeitswelt und Wirtschaft 
sind auch anderswo ebenso charakteristisch wie Verände- 
rungen in den Geschlechterrollen. Die Kommission setzt 
Gemeinsamkeiten wie Unterschiede in Beziehung zu den 
jeweiligen familienpolitischen Strategien anderer europäi- 
scher Länder. Durch eine solche Kontrastierung gelingt 
es, nicht nur die Besonderheiten der Entwicklung in 
Deutschland herauszuarbeiten, sondern auch interessante 
Konzepte für Deutschland aufzugreifen. 

Der Bericht eröffnet grundlegende Perspektiven und Op- 
tionen für gesellschaftspolitisches Handeln, das zukunfts- 
orientiert ist. Die Empfehlungen sind teils kurzfristig, 
teils längerfristig umsetzbar. Die Bundesregierung dankt 
der Kommission für ihre engagierte Arbeit und ihren wis- 
senschaftlich wie gesellschaftspolitisch eindrucksvollen 
Bericht. 

II. Polltlkwechsel zu einer Nachhaltigen 
Famlllenpolltik 

Der Bericht ist ein Plädoyer für eine nachhaltige Fami- 
lienpolitik. Die Sachverständigenkommission spricht sich 
darin für einen Perspektivwechsel und einen Politikwech- 
sel in der Familienpolitik aus. Der Familienbericht unter- 
streicht die gemeinsame Verantwortung von Bund, Län- 
dern und Kommunen, von Wirtschaft und Gesellschaft 
für die Zukunft von Familie. 

Die Bundesregierung sieht durch den Siebten Familienbe- 
richt die gemeinsam mit großen gesellschaftlichen Grup- 
pen verabredeten und in den Koalitionsvereinbarungen 
formulierten Weichenstellungen bestätigt. Vorgenommen 
wurde ein Perspektivwechsel zu einer nachhaltigen Fami- 
lienpolitik, deren neue Zielsetzung auch mit demografi- 
schen und ökonomischen Argumenten begründet ist. Die 
Familienpolitik nimmt einen zentralen Stellenwert in der 
Politik der Bundesregierung ein. Familienpolitik ist nach- 
haltig darauf ausgerichtet, Familien zu unterstützen, die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu fordern und dabei 
zu helfen, dass Lebensentwürfe mit Kindern realisiert 
werden können. Familien brauchen vor allem drei Dinge: 
Zeit, eine unterstützende Infrastruktur und Einkommen. 
In Ergänzung hierzu ist auch die gesellschaftliche Allianz 
mit lokalen Bündnissen fortzusetzen. In dieser Legislatur- 
periode wird der Familienförderung beispielsweise im 
Rahmen des Wachstums- und Beschäftigungspakets be- 
sonderer Stellenwert eingeräumt. Die Bundesregierung 
hat auch einen Paradigmenwechsel eingeleitet und richtet 
ihre Familienpolitik verstärkt auf den Ausbau einer wirk- 
samen, Familien und Kinder unterstützenden Infrastruk- 
tur für Bildung und Befreuung sowie auf Maßnahmen zur 
Erwerbsintegration von Frauen und für eine bessere Ba- 
lance von Familie und Arbeifswelt aus. 

Allen pessimistischen Szenarien zum Trotz hat Familie in 
unserer Gesellschaft einen hohen und weiter wachsenden 
Stellenwert. Zahlreiche Studien belegen, dass Familie 
hoch geschätzt wird. Für über 90 Prozent der Menschen 
ist die Familie der wichtigste Bereich in ihrem Leben. 
Kein anderer Lebensbereich, weder Arbeit, noch Freun- 
deskreis, noch Freizeit, reicht an den Stellenwert der Fa- 
milien heran. Auch bei den Jugendlichen ist die Wert- 


schätzung von Familie hoch, sowohl auf ihre 
Herkunftsfamilien bezogen, als auch auf ihre eigenen Le- 
benspläne. 

Die Lebensform Familie ist veränderungs fähig und bleibt 
vital. Nie zuvor haben in Familien so viele Altersgruppen 
gleichzeitig miteinander gelebt, mitunter multilokal aber 
doch in engem Kontakt, und selten zuvor gab es ein bes- 
seres Klima zwischen den Generationen. Zunehmend ist 
der Anteil von Familien mit Migrationshintergrund. Be- 
reits jedes vierte Kind hat heute einen ausländischen El- 
temteil. Die Familie bietet zuverlässige wechselseitige 
Unterstützung und gewährleistet den generationsüber- 
greifenden Zusammenhalt. 

Der Familienbericht definiert zu Recht Familie nicht nur 
als Ort, „wo Kinder sind“. Er erweitert das Verständnis 
von Familie zu einer Gemeinschaft mit starken Bindun- 
gen, in der mehrere Generationen füreinander sorgen. 
Ziel der Politik der Bundesregierung ist es, den Zusam- 
menhalt der Generationen und damit der ganzen Gesell- 
schaft zu fördern und zu stärken. 

Familie ist im wahrsten Sinne des Wortes der ursprüngli- 
che Ort, wo Alltagssolidaritäten gelebt werden. Ein Teil 
der Generationenbeziehungen wird zunehmend außerhalb 
herkömmlicher Familienstrukturen stattfinden. Auch 
wenn Familie kleiner, bunter und mobiler wird, können 
wir auf das Geben und Empfangen von Alltagssolidaritä- 
ten nicht verzichten. Wir müssen deshalb neue Netze 
schaffen, um die Vorteile der früheren Großfamilie in mo- 
derne Sozialstrukturen übertragen zu können. 

Wir werden deshalb Mehrgenerationenhäuser als fami- 
lienunterstützende Zentren schaffen. 

- Sie erschließen bürgerschaftliches Engagement, 

- sie machen Zusammenhalt erfahrbar, 

- sie geben Alltagskompetenzen und Erziehungswissen 
weiter 

- und sie geben Antworten darauf, wie die Generationen 
sich untereinander helfen können in einer Gesellschaft 
des langen Lebens. 

Familien sind die soziale und aktive Mitte der Gesell- 
schaft. Sie sind für alle Familienmitglieder zentrale Orte 
des Kompetenzerwerbs und vermitteln gerade in Zeiten 
großer Veränderungen materielle Sicherheit, Unterstüt- 
zung, Rückhalt und Geborgenheit. Familien gewährleis- 
ten Lebensqualität und Zusammenhalt. 

Familien gewährleisten gleichermaßen soziales Wachs- 
tum und ökonomischen Wohlstand unserer Gesellschaft. 
Deutschland kann es sich nicht leisten, wichtige Poten- 
ziale für mehr Wachstum und Innovation versiegen bzw. 
ungenutzt zu lassen. 

Familienfreundliche Arbeitsbedingungen haben nicht nur 
positive Effekte für die Unternehmen und Mitarbeiter, 
sondern auch auf makroökonomischer Ebene. Eine von 
der Prognos AG durchgeführte Modellrechnung zeigt 
zum Beispiel, dass moderate Veränderungen einzelner 
volkswirtschaftlicher Größen zu deutlichen Impulsen im 
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Hinblick auf Wachstum und Bevölkerungsentwicklung 
führen. Danach kann innerhalb des Zeitraums von 2006 
bis 2020 allein durch die Ausweitung von Work-Life-Ba- 
lance-Maßnahmen ein zusätzliches Bruttoinlandsprodukt 
von 248 Mrd. Euro erzielt werden. 

Positive Effekte auf das Arbeitskräftepotenzial erwartet 
auch der Vorsitzende des Sachverständigenrats zur Begut- 
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, 
Prof Dr. Bert Rürup, in seinen Gutachten zu familienori- 
entierten Arbeitszeitmustem. Er betont insbesondere die 
Notwendigkeit einer Mobilisierung der so genannten Stil- 
len Reserve, Frauen mit kleinen Kindern, ihren Erwerbs- 
wunsch Umsetzen oder den Umfang ihrer Teilzeittätigkeit 
auszudehnen. Durch eine bessere Koordination von fami- 
liären und beruflichen Anforderungen ist zudem ein An- 
stieg der Geburtenrate wahrscheinlich. Beide Entwick- 
lungen führen - so Rürup - im Ergebnis zu einem 
nennenswert höheren wirtschaftlichen Wachstum. Eine 
ähnliche Sichtweise vertreten auch andere Wirtschaftsin- 
stitute (z. B. das Institut der deutschen Wirtschaft Köln 
[IW Köln]) sowie Wirtschaftsverbände wie der Bundes- 
verband der Deutschen Industrie e.V (BDI). 

Im gesellschaftspolitischen Raum ist in der vergangenen 
Legislaturperiode eine breite Diskussion über die Zukunft 
der Familie in Gang gekommen. Familienpolitik hat ei- 
nen neuen Stellenwert erhalten. Das Thema und die Fa- 
milien selbst rücken vom Rand in das Zentrum öffentli- 
chen Interesses. Die Bundesregierung spielt bei dieser 
Entwicklung eine wichtige Rolle als Impulsgeber und 
Motor. Leitlinie einer nachhaltigen Politik für Familien 
ist: mehr Kinder in den Familien und mehr Familie in der 
Gesellschaft. 

Im Rahmen der Neuausrichtung zu einer nachhaltigen Fa- 
milienpolitik soll Deutschland bis zum Jahr 2010 zu den 
familienfreundlichsten Ländern Europas aufschließen. 
Dieses Ziel der Bundesregierung wird von namhaften Re- 
präsentanten großer gesellschaftlicher Gruppen unter- 
stützt. 

Eine nachhaltige Politik für Familien schafft angemes- 
sene Bedingungen für Lebensverläufe, verlässliche Op- 
tionen zur Realisierung von Lebensplänen. Die Bundesre- 
gierung stimmt mit der Sachverständigenkommission 
überein, dass Ziel einer nachhaltigen Familienpolitik ist, 
jene sozialen, wirtschaftlichen und politischen Rahmen- 
bedingungen zu schaffen, die es der nachwachsenden Ge- 
neration ermöglichen, in die Entwicklung und Erziehung 
von Kindern zu investieren, Generationssolidarität zu le- 
ben und Fürsorge für andere als Teil der eigenen Lebens- 
perspektive zu interpretieren (vgl. auch Bericht der Sach- 
verständigenkommission, S. 424 ff). 

Der Familienbericht empfiehlt, Nachhaltigkeit als durch- 
gängiges Prinzip für Gesellschaffspolitik einzuhalten und 
die Bundesregierung schließt sich dieser Sicht an. 

Die Lebenswünsche der übergroßen Mehrheit sehen vor, 
Elternschaft und Erwerbstätigkeit miteinander in Ein- 
klang zu bringen. Nur mit Maßnahmen neuer Art wird 


man den veränderten Lebenseinstellungen und den neu 
entwickelten Lebensplänen gerecht. 

Eine nachhaltige Familienpolitik besteht aus einem Drei- 
klang von Zeitpolitiken, Infrastrukturförderung und mo- 
netärer Unterstützung neuen Zuschnitts. Der Siebte Fami- 
lienbericht unterstützt durch seine Analysen und 
Schlussfolgerungen diesen von der Bundesregierung ge- 
wählten Weg nachdrücklich. 

III. Infrastruktur für Familien - Förderung 
der Kinder 

Eine nachhaltige Familienpolitik muss auf die Herausfor- 
derungen unserer Gesellschaft mit der Entwicklung inte- 
grativer Infrastrukturen in Nachbarschaft und Gemeinde 
reagieren. Infrastrukturen müssen den Rhythmen der Le- 
bensläufe von Familienmitgliedern angepasst werden und 
einen verlässlichen Rahmen für Fürsorge und Beziehun- 
gen zu anderen bieten. 

Familienfreundlichkeit entscheidet sich vor allem dort, 
wo die Menschen leben und arbeiten. Das Lebensumfeld, 
die Wohnumgebung, die Gemeinde sowie der Betrieb tra- 
gen entscheidend zu Familienfreundlichkeit bei. Familien 
brauchen ein Netz unterstützender Dienstleistungen. Die 
Sachverständigenkommission betont, dass eine Familien- 
politik, die das Wohnumfeld, die Nachbarschaft und die 
Infrastruktur für Kinder in Rechnung stellt, im Wesentli- 
chen auf kommunaler und Länderebene gestaltet werden 
muss. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung der Sachver- 
ständigenkommission, dass eine neue Integration zwi- 
schen Familien, Gemeinden, Arbeitsorten und Nachbar- 
schaft nur gelingen kann, wenn auch die Kooperation und 
Integration von professionellen, freiwilligen und familia- 
len Unterstützungsleistungen neu bestimmt werden. Der 
Ausbau von Infrastrukturen für Familien hat dabei für die 
Bundesregierung Priorifät. Vorrangige Handlungsfelder 
sind die vorschulische Kinderbetreuung, insbesondere der 
unter Dreijährigen, die fiühe Förderung der Kinder, die 
gute Beratung der Eltern, die Förderung von Kindern und 
Jugendlichen durch einen bedarfsgerechten Auf- und 
Ausbau ganztägiger schulischer Angebote, die Betreuung 
von alten Menschen und der Zusammenhalt der unter- 
schiedlichen Generationen, die Entwicklung von flexi- 
blen betrieblichen Angeboten in Kooperation mit den 
Gemeinden ebenso wie Familien unterstützende Dienst- 
leistungen. Erforderlich ist ein neuer gemeinwesenorien- 
tierter Ansatz der Förderung, Unterstützung und Hilfe für 
Familien durch die Ansiedlung von Angeboten aus einer 
Hand und unter einem Dach. Diesem Gedanken tragen 
verschiedene neue Angebotsformen, insbesondere aber 
das in 2006 umzusetzende Bundesmodellprojekt zur Ein- 
richtung von Mehrgenerationenhäusem Rechnung. 

Für die Gewährleistung einer guten Infrastruktur gibt es 
eine gemeinsame Verantwortung von Bund, Ländern, 
Kommunen, der Wirtschaft und anderen gesellschaftli- 
chen Akteuren. 
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1. Gute Betreuung, Bildung und 
Erziehung der Kinder 

Der Siebte Familienbericht hat sich ausführlich mit den 
Chancen und Möglichkeiten von unterschiedlichen Kin- 
derbetreuungsangeboten für die Entwicklung von Kin- 
dern und Familien befasst. Von einer qualitativ hochwer- 
tigen frühzeitigen und individuellen Förderung durch 
passende Betreuungsangebote gehen sowohl positive Ef- 
fekte für die Entwicklung der Kinder als auch für Lebens- 
planungen von Eltern durch bessere Bedingungen der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf aus. Sie sind somit 
wichtige Investitionen in die Zukunft, wenn Ressourcen 
von Familien, Nachbarschaften, Städten und Gemeinden 
gefördert werden. 

Für die Bundesregierung hat daher der Ausbau der be- 
darfsgerechten Kinderbetreuung mit differenzierten An- 
geboten für Kinder unter drei Jahren in guter Qualität, 
zeitlich flexibel, bezahlbar und vielfältig eine besondere 
Bedeutung. Der Bund hat sich zum Ziel gesetzt, gemein- 
sam mit den Kommunen und Ländern die Kinderbetreu- 
ung insbesondere für die unter Dreijährigen auszubauen. 

Eine bedarfsgerechte Kinderbetreuung von guter Qualität 
trägt entscheidend zur Verbesserung der Lebensbedingun- 
gen von Familien bei. Sie stabilisiert Familien und ist 
wichtige Grundlage für verlässliche Zeifplanung. Sie un- 
fersfützt individuelle Lebensplanungen und ist Vorausset- 
zung dafür, dass Eltern Familie und Beruf vereinbaren 
können. Väter wie Mütter wollen ihre Fähigkeiten am Ar- 
beitsmarkt entfalten können. Bessere Möglichkeiten für 
die Erwerbsfätigkeit von Vätern und Müttern erweitern 
finanzielle Spielräume und vermindern Armutsrisiken 
von Familien und Kindern. Die Bundesregierung wird 
sich daher dafür einsetzen, die Situation am Arbeitsmarkt 
insbesondere für erwerbsfätige Mütter und Väter zu ver- 
bessern. Längerfristig rechnen sich die Ausgaben für Kin- 
derbetreuung auch für die Kommunen, weil die ökonomi- 
schen Effekfe - wie z. B. Einsparungen im Bereich der 
sozialen Fürsorge, der Jugendhilfe, der Infegration von 
Migrantinnen und Migranten sowie im Schulsektor - die 
öffentlichen Ausgaben deutlich übertreffen. 

Neben den infrastrukturell und ökonomisch positiven Ef- 
fekten gilt aber auch, dass die ersten Lebensjahre als eine 
Phase außerordentlicher Bildungs- und Entwicklungs- 
möglichkeiten angesehen werden müssen. In dieser Zeit 
werden wichtige Grundlagen für die gesamte spätere Ent- 
wicklung gelegt. Auch aus diesem Grund kommt der frü- 
hen Förderung eine so große Bedeutung zu. Sie ist der 
Schlüssel zu mehr Chancengerechtigkeit für alle Kinder 
in unserem Land. Frühe Hilfen müssen ein besonderes 
Augenmerk auf Kinder mit Migrationshintergrund haben, 
die dadurch besonders profitieren werden. Die Bundes- 
regierung unterstützt durch unterschiedliche Vorhaben 
- auch im Bereich der Forschung - die qualitative Weiter- 
entwicklung früher Hilfen. Mit Modellprojekten zu frü- 
hen Hilfen für gefährdete Kinder wird die Bundesregie- 
rung dafür sorgen, dass Hilfe in diese Familien und damit 
zu den Kindern kommt. Auf der Basis eines Gesetzes zur 
gesundheitlichen Prävention will die Bundesregierung die 
Präventionsleistungen der Sozialversicherungen um die 


Komponente der frühzeitigen und gezielten Gesundheits- 
förderung in Kindertagesstätten und Schulen ergänzen. 
Das Gesundheitsbewusstsein der Kinder soll mit Setting- 
angeboten so früh wie möglich entwickelt werden, um die 
Chance für ein Leben in guter Gesundheit zu verbessern. 

Mit dem Tagesbetreuungsausbaugesetz (TAG), das am 
1 . Januar 2005 in Kraft getreten ist, wird für den Ausbau 
eines bedarfsgerechten Angebotes an Befreuungsplätzen 
für Kinder unter drei Jahren gesorgt. 

In den ostdeutschen Bundesländern gibt es bereits seit 
längerem landesrechtliche Regelungen, durch die ein be- 
darfsgerechtes Versorgungsniveau erreicht wird. In den 
westlichen Flächenländem ist die Versorgungsquote hin- 
gegen sehr niedrig. Der Ausbau des Betreuungsangebots 
kann deshalb dort nur stufenweise erfolgen. Das Gesetz 
gibt allen Kommunen dazu bis (maximal) zum Jahr 2010 
Zeit, verpflichtet sie gleichzeitig zu einer verbindlichen 
Ausbauplanung ab dem Jahr 2005 und zur jährlichen 
Bilanzierung des erreichten Ausbaufortschritts. Die Bun- 
desregierung wird die Umsetzung der festgelegten Aus- 
bauziele zusammen mit den Ländern und Kommunen be- 
gleiten. 

Die für den Ausbau im TAG notwendigen Mittel in Höhe 
von jährlich 1,5 Mrd. Euro stehen ab 2005 durch die tat- 
sächlich gewährleistete Entlastung der Kommunen in 
Höhe von 2,5 Mrd. Euro im Zusammenhang mit der Zu- 
sammenführung von Arbeifslosen- und Sozialhilfe zur 
Verfügung. 

Zeitlich flexible und bezahlbare Befreuungsplätze werden 
in Ganztagskindergärten und Krippen, bei Tagespflege- 
personen (Tagesmütter), in bürgerschaftlicher Eigeninitia- 
tive oder über kommerzielle Dienstleister jeweils mit 
Qualität angeboten. Die Bundesregierung bewertet den 
Ausbau der Tagespflege als eine sinnvolle Möglichkeit, 
mehr Betreuungsinfrastrukturen für Kinder unter drei 
Jahren zu schaffen. Sie ist sich darin mit Kirchen und 
Verbänden (Träger) einig. 

Die Kindertagespflege durch Tagesmütter und -väter 
stellt grundsätzlich eine qualitativ gleichrangige Alterna- 
tive dar. Tagesmütter und -väter betreuen Kinder jeden 
Alters, ganztags oder nur für ein paar Stunden in einer an- 
deren Familie oder in der Wohnung der Eltern. Wie bei 
den Fachkräften in Kindertagesstätten, ist auch bei Tages- 
müttem oder -vätem die fachliche Qualifikation sehr 
wichtig. Eine entsprechende Qualitätssicherung ist daher 
durch das Tagesbetreuungsausbaugesetz vorgesehen. 

Nach Einschätzung der Bundesregierung ist vielfach der 
Wille vorhanden, mehr Plätze in der Kindertagespflege zu 
schaffen, jedoch fehlen zum Teil die notwendigen Erfah- 
rungen. Die Bundesregierung unterstützt den Auf- und 
Ausbau der Kindertagespflege in einem ersten Schritt 
durch ein Online-Handbuch. Das Handbuch stellt die er- 
forderlichen Informationen, Checklisten und Beispiele 
guter Praxis für den Ausbau zur Verfügung. Es wendet 
sich insbesondere an Kommunen, Betriebe, Jobcenter und 
Wohlfahrtsverbände. Aber auch Eltern und Tagespflege- 
personen erhalten grundlegende Informationen über die 
Kindertagespflege. 
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Ergänzend zum staatlich verantworteten Ausbau der Be- 
treuungsinfrastruktur ist das freiwillige Engagement von 
Unternehmen hilfreich. Der Ausbau der betrieblichen und 
betrieblich unterstützten Kinderbetreuung ist ein Schwer- 
punkt im Rahmen der „Allianz für die Familie“. Die viel- 
fältigen Möglichkeiten reichen vom klassischen Be- 
triebskindergarten über Kinderbetreuungszuschüsse bis 
hin zu Belegplätzen in öffentlichen Kindertagesstätten. 
Innovative Lösungen ergeben sich auch durch die Koope- 
ration von Unternehmen mit Partnern aus anderen ge- 
sellschaftlichen Bereichen in lokalen Bündnissen für 
Familie. Aus Untemehmensperspektive ergeben sich be- 
triebswirtschaftliche Vorteile durch Steigerung der Identi- 
fikation und Motivation der Mitarbeiter und Mitarbeite- 
rinnen, Senkung von Fehlzeiten, generelle Verbesserung 
des öffentlichen Untemehmensimages und nicht zuletzt 
weil qualifiziertes Personal mit betrieblichem Know how 
dem Unternehmen erhalten werden kann. 

Perspektive 2010 

Bis 2010 sollen insgesamt mindestens 230 000 zusätzli- 
che Betreuungsplätze entstehen. Wenn 2008 mehr als 
10 Prozent der Kommunen absehbar kein bedarfsgerech- 
tes Angebot bis 2010 gewährleisten können, wird der 
Rechtsanspruch auf einen Kinderbetreuungsplatz ab dem 
zweiten Lebensjahr ausgedehnt. Ziel ist es, auf das westeu- 
ropäische Niveau quantitativ und qualitativ aufzuschlie- 
ßen. Nur wenn Elternschaft und Erwerbstätigkeit sich 
besser vereinbaren lassen, wird es möglich, mehr Frauen, 
insbesondere Mütter in den Arbeitsmarkt zu integrieren 
und die vorhandenen Bildungs- und Erfahrungsressour- 
cen angemessen zu nutzen. 

Betreuungskosten dürfen Eltern nicht davon abhalten, 
den Kindergarten und eine gute Förderung zu ermögli- 
chen. Gemeinsam mit den Ländern will der Bund nach 
Wegen suchen, die Gebührenbefreiung der Eltern im letz- 
ten Kindergartenjahr bundesweit zu realisieren. 

Die Erkenntnisse des Siebten Familienberichts stützen 
auch die Bedeutung der Ganztagsschulen sowohl für eine 
optimale Förderung aller Kinder und Jugendlichen, insbe- 
sondere auch derjenigen aus sozial benachteiligten 
Schichten, als auch für die bessere Vereinbarung von Fa- 
milien- und Berufsleben. Ganztagsschulen sollen Schüle- 
rinnen und Schülern die Chance geben, durch eine frühe 
und stärkere individuelle Förderung besser zu lernen, und 
zugleich helfen, den negativen Zusammenhang zwischen 
sozialer Herkunft und Bildungs erfolg in Deutschland zu 
überwinden. Durch ganztägige Angebote wird es zudem 
Eltern leichter gemacht, Familie und Beruf miteinander 
zu vereinbaren. 

Schule ist auch der Ort, wo Kinder Sozial- und Alltags- 
kompetenzen erlernen, unter anderem auch im Gesund- 
heits- und Emährungsverhalten. Mit der Kampagne 
„Schule-i-Essen=Notel“ fördert beispielsweise das Bun- 
desministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver- 
braucherschutz die Qualität der Versorgung in Schulkan- 
tinen und das Bewusstsein für eine gute Ernährung. 


Der Familienbericht sieht eine staatliche Förderung guter 
pädagogischer Betreuung ausdrücklich als „ökonomisch 
rational“ und „sehr rentabel“ an, da der spätere Nutzen 
die Kosten um ein Vielfaches übersteigt. Der europäische 
Vergleich zeigt, dass eine gute schulische Infrastruktur 
und Zukunftsinvestitionen in Humankapital ein Kennzei- 
chen leistungsfähiger Bildungssysfeme sind. Mit dem In- 
vestitionsprogramm „Zukunft Bildung und Betreuung“ 
(„Ganztagsschulprogramm“) unterstützt der Bund die 
Länder von 2003 bis 2008 mit insgesamt 4 Mrd. Euro 
beim bedarfsgerechten Auf- und Ausbau schulischer 
Ganztagsangebote, flankiert von einer innovativen wis- 
senschaftlichen Begleitforschung. Bis Ende 2005 profi- 
tierten bereits fast 5 000 Schulen in allen 1 6 Ländern von 
der Förderung des Bundes. 

Der Familienbericht stellt einen engen Zusammenhang 
von familienfreundlicher Infrastrukturpolitik, Standort- 
entwicklung und Entwicklung neuer Kooperationsformen 
zwischen Kommunen und Bildungs-, Erziehungs- und 
Betreuungsinstitutionen her. In Ganztagsschulen werden 
Chancen dafür gesehen, wie sich Bildungseinrichtungen 
für Eltern und Nachbarschaften öffnen können. Die Ko- 
operation von Kommune und Schule zur Nutzung aller 
Möglichkeiten der sozialen und beruflichen Integration 
der jungen Menschen in ihr sozialräumliches Umfeld 
wird unterstützt durch Kooperationen mit außerschuli- 
schen Akteuren wie zum Beispiel der Jugendhilfe, der 
Wirtschaft, sozialen oder kulturellen Einrichtungen, eh- 
renamtlichen Initiativen, Kommunalverwaltungen, der 
Arbeitsverwaltung und vielen mehr. Erfolgreich werden 
in europäischen Ländern dazu auch Formen des Quar- 
tiersmanagements praktiziert. Solche Kooperationen kön- 
nen auch die Grundlage für Effizienzgewinne sein. 

2. Erziehungsverantwortung der Eltern 

Die Bundesregierung stimmt mit der Sachverständigen- 
kommission überein, dass Familie die wichtigste Erzie- 
hungsinstanz ist und Eltern die wichtigste Ressource für 
die kindliche Entwicklung darstellen. Sie greift die Emp- 
fehlungen der Kommission auf, für eine bessere Förde- 
rung, Bildung und Erziehung der Kinder in erster Linie 
bei den Eltern anzusetzen und deren Ressourcen durch 
Nachbarschaft und Gemeinde zu stützen. Eltern spielen 
eine entscheidende Rolle bei der Vermittlung von gesell- 
schaftlichen Werten und Normen. Kinder können sich 
dann am besten entwickeln, wenn sie in einer Familie 
aufwachsen, in der die Eltern ihnen die Möglichkeiten ge- 
ben, enge und vertrauensvolle Bindungen aufzubauen. 

Mit der Feststellung der Kommission, dass in der Interak- 
tion zwischen kindlicher Persönlichkeit und sozialer Um- 
welt nicht nur stabile Beziehungen und Bindungen entwi- 
ckelt werden, sondern auch soziale Kompetenzen, 
Fähigkeiten zum Problemlösen, zum Lernen und zum 
Wissenserwerb, wird deren eminente Bedeutung für ge- 
lingende Bildung betont. Hingewiesen wird damit auch 
auf die Notwendigkeit einer veränderten und verbesserten 
Kooperation von Eltern und den Fachkräften in Kinderta- 
geseinrichtungen und Schulen. 
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Eltern müssen in ihrer Erziehungskompetenz gestärkt 
werden, damit sie ihre Verantwortung wahmehmen kön- 
nen. Ziel ist die Sehaffung von Einriehtungen mit einem 
differenzierten Angebot, welehes von Erziehungsbera- 
tung, Eltembildung, Gesundheitsberatung, Emährungs- 
bildung, Haushaltskursen bis hin zu Sprachkursen für Fa- 
milien reicht, gemäß dem Prinzip der Förderung von 
Eltern und Kindern aus einer Hand. Entsprechende Initia- 
tiven haben prominente Unterstützer auch in der Wirt- 
schaft gefunden. 

Mit Angeboten der Frühförderung, Betreuung, Bildung 
und Lebenshilfe sollen auch Mehrgenerationenhäuser 
dazu beitragen, Erziehungswissen von Eltern zu stärken. 
Sie sind Anlaufstelle, Netzwerk und Drehscheibe für fa- 
milienorientierte Dienstleistungen, Erziehungs- und Fa- 
milienberatung, Gesundheitsförderung, Kriseninterven- 
tion und Hilfeplanung. Niedrig schwellige Angebote 
unter einem Dach sollen allen Familien, einschließlich 
Migrantenfamilien, den Zugang ermöglichen. Der starke 
Zusammenhalt der Generationen in Migrantenfamilien 
kann positiv genutzt werden. 

Neben der Aneignung von Kenntnissen und Fähigkeiten 
kommt der Vermittlung von Werten eine besondere Be- 
deutung zu, um Handlungsorientierung in einer Welt zu- 
nehmender Unübersichtlichkeit und Dynamik zu erhal- 
ten. Nach Auffassung der Bundesregierung ist es 
notwendig, der wertebezogenen und religiösen Erziehung 
von Kindern einen größeren Stellenwert einzuräumen. 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend bereitet daher gemeinsam mit den beiden gro- 
ßen Kirchen, mit kirchlich orientierten Verbänden im Be- 
reich der Kindertagesstätten sowie mit weiteren Experten 
aus Praxis und Wissenschaft ein „Bündnis für Erziehung“ 
vor. Ziel dieser Initiative ist es, einen ergebnisorientierten 
Dialog über Fragen der Wertevermittlung anzustoßen und 
handlungsorientierte Impulse für die Praxis zur Verbesse- 
rung der Rahmenbedingungen für das Aufwachsen von 
Kindern in Deutschland zu entwickeln. 

3. Zusammenhalt der Generationen 

Die Bundesregierung begrüßt die Empfehlungen des Be- 
richts, kommunal orientierte Familienpolitik stärker an 
den Lebensläufen der Familien und ihrer Mitglieder zu 
orientieren, um Überalterung und Segregationstendenzen 
sowie ethnischen und sozialen Polarisierungen entgegen 
zu wirken. 

Mit Mehrgenerationenhäusem werden Zentren gebildet, 
die sich in die Nachbarschaft öffnen und in denen genera- 
tionsübergreifend Alltagssolidaritäten gelebt werden. 
Generationsübergreifende Gemeinsamkeit und Gegensei- 
tigkeit bilden das tragende Prinzip des Mehrgenerationen- 
hauses. Grundannahme ist, dass alle Menschen Ressour- 
cen und Möglichkeiten haben, für individuelle und 
gesellschaftliche Probleme Lösungsschritte zu erarbeiten. 

Die Mehrgenerationenhäuser bieten ein starkes Funda- 
ment für den Zusammenhalt der Generationen, in dem sie 
diesen Zusammenhalt wieder alltäglich erlebbar werden 
lassen. Sie beziehen die ältere Generation ein, machen de- 


ren Erfahrungen und Potenziale nutzbar und beugen Ein- 
samkeit vor. 

Mehrgenerationenhäuser öffnen sich in die lokale Gesell- 
schaft, generieren bürgerschaftliches Engagement und 
steuern die Verfügbarkeit und den Einsatz professioneller 
Unterstützung dort, wo sie notwendig ist. Träger können 
Kommunen oder freie Träger sein. Entscheidend ist ihre 
Vernetzung mit der Jugendhilfe und den Bereichen der 
Schule und Kinderbetreuung, um eine verlässliche koor- 
dinierte Grundversorgung sicherzustellen. 

Ziel der Bundesregierung ist, im Rahmen eines Modell- 
programms in dieser Legislaturperiode in möglichst je- 
dem Landkreis und in jeder kreisfreien Stadt in Deutsch- 
land ein Mehrgenerationenhaus zu schaffen. 

4. Familie als Standortfaktor - neue 

Perspektiven für lokale Familienpolitik 

Die Sachverständigenkommission entwickelt eine Viel- 
zahl von Vorschlägen für eine familienfreundliche An- 
siedlungspolitik auf kommunaler Ebene und die zukünf- 
tige Entwicklung von Städten. Der Bericht belegt, dass es 
auch im Interesse von Regionen und Städten liegt, famili- 
enspezifische Impulse zur Entwicklung einer attraktiven 
Infrastruktur zu setzen, um Abwanderung von Familien 
bzw. polarisierenden Segregationstendenzen entgegenzu- 
wirken. 

Wenn durch ausreichende Kinderbetreuung und eine gute 
Balance zwischen Beruf und Familie Eltern, insbesondere 
Müttern eine kontinuierliche Erwerbstätigkeit ermöglicht 
wird, zahlt sich dies für Kommunen in vielerlei Hinsicht 
aus. Auf der einen Seite ergeben sich höheren Steuerein- 
nahmen aus der Einkommens- und Gewerbesteuer und 
auf der anderen Seite fallen erhebliche Kosten für Wie- 
dereingliederungsmaßnahmen für Eltern nach längeren 
Erwerbspausen weg. Zudem entstehen durch den Ausbau 
von Kinderbetreuungseinrichtungen und Ganztagsschu- 
len neue Arbeitsplätze für Erzieher, Sozialpädagogen und 
andere soziale Berufe. Mehr Familienfreundlichkeit er- 
höht die Wertschöpfungs- und Wirtschaftskraft von Kom- 
munen und Regionen. Familienfreundliche Infrastruktur- 
politik wird zum entscheidenden Faktor im Wettbewerb 
der Kommunen um den Zuzug von Familien. 

Zur Familienfreundlichkeit gehören der Ausbau von Bil- 
dungseinrichtungen mit der Bemühung um eine Verein- 
barkeit von Bildung und Familiengründung genauso wie 
eine familienfreundliche Verkehrsinfrastruktur und die 
Schaffung finanzieller Anreize beim Erwerb von Grund 
und Boden. Um zu verhindern, dass Familien mit Kindern 
ins Umland der Städte ab wandern und sich in den Innen- 
stadtbereichen benachteiligte Gebiete bilden, sollte 
- nach Ansicht der Sachverständigenkommission - durch 
vielfältige Maßnahmen das Ziel einer „aufgelockerten 
Stadt“ mit mehr Lebensqualität und weniger Segregation 
Planungsziel sein. Zu den vorgeschlagenen Maßnahmen 
gehören die qualitative Sanierung alten Wohnbestandes 
und die familienfreundliche Gestaltung frei werdender 
Räume z. B. mit sicheren Spielflächen für Kinder. Da- 
rüber hinaus sollte die alltägliche Vernetzung der Aktivi- 
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tätsradien von Familienmitgliedern durch kleinteilige fa- 
milienorientierte Stadtplanung unterstützt und flexiblere, 
an die Bedürfnisse von Familienmitgliedern besser ange- 
passte Öffnungszeiten von öffentlichen und privaten Ein- 
richtungen, wie Kindergärten, Arztpraxen, Bibliotheken 
etc. gefordert werden. 

Der „ermöglichende“ Staat behält die öffentliche Verant- 
wortung, ohne alles selbst tun zu wollen oder zu müssen. 
Viele Ziele lassen sich durch die Kooperation sich ergän- 
zender (lokaler) Partner erreichen. Die Bundesregierung 
setzt deshalb auf strategische lokale Partnerschaften und 
unterstützt deren Gründung. Mit diesem Ziel hat das Bun- 
desministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
2004 die Initiative „Lokale Bündnisse für Familie“ ins 
Leben gerufen. 

In lokalen Bündnissen initiieren lokale Akteure aus ver- 
schiedenen gesellschaftlichen Bereichen gemeinsam und 
spezifisch am lokalen Bedarf orientierte Projekte und 
Maßnahmen. Lokale Bündnisse sind kooperatives En- 
gagement, das künftig auch auf anderen Handlungsfel- 
dem zum Standard gehören wird. 

Lokale Bündnisse bilden eine Plattform zur Vernetzung 
zwischen den Akteuren und ermöglichen neue Formen 
der Zusammenarbeit. In lokalen Bündnissen schließen 
sich Entscheidungsträger der Kommunen zusammen mit 
starken Partnern von Kommunen, Kirchen und Wohl- 
fahrtsverbänden, die mehr für Familienfreundlichkeit tun 
können und wollen. Rund 1 200 Unternehmen, mehr als 
die Hälfte der Industrie- und Handelskammern sowie di- 
verse Handwerkskammern beteiligen sich bereits an den 
lokalen Bündnissen. Lokale Bündnisse setzen neue Maß- 
stäbe und können maßgeblich zu einer familienfreundli- 
chen kommunalen Infrastrukturpolitik beitragen. 

Als operativer Unterbau zur Allianz für die Familie hat 
sich die Initiative „Lokale Bündnisse für Familie“ zu ei- 
ner Erfolgsgeschichfe enfwickelt. Bislang sind hunderte 
lokale Bündnisse entstanden bzw. im Entstehen. Bis Ende 
2006 werden es mindestens 500 Bündnisstandorte sein. 

Ein Servicebüro bietet Unterstützung an und hilft bei der 
Organisationsentwicklung und der Projektplanung, führt 
Workshops über Grundlagen erfolgreicher Bündnis- und 
Lobbyarbeit durch und sorgt mit für eine erfolgreiche 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit. 

Die Bundesregierung begrüßt den Vorschlag der Sachver- 
ständigenkommission, Anlaufstellen für Familien zu 
schaffen, in denen alle Dienstleistungen und Leistungen, 
die Familien betreffen, an einem Ort angeboten werden. 
Sie sieht darin einen konkreten Vorschlag zur bürgema- 
hen Gestaltung von Verwaltung. Lokale Bündnisse kön- 
nen diese Empfehlung aufgreifen. Zu prüfen ist, ob und 
inwieweit Institutionen auf kommunaler Ebene diese 
Funktion übernehmen können. 

Neue Dienstleistungskultur für Familien 

Private Haushalte sind in Deutschland ein noch viel zu 
wenig berücksichtigter Bereich für neue Beschäftigungs- 
möglichkeiten. Eine moderne Dienstleistungsgesell- 


schaft muss sich gerade auch in diesem Bereich entwi- 
ckeln und ihre Potenziale entfalten können. Deswegen hat 
die Bundesregierung die steuerliche Berücksichtigung 
von Aufwendungen für Dienstleisfungen zur Betreuung 
von Kindern erheblich ausgebaut und die Spielräume für 
eine steuerliche Berücksichtigung privater Aufwendun- 
gen für haushaltsnahe Dienstleistungen deutlich erwei- 
tert. 

Künftig können die meisten Eltern mit Kindern bis 
14 Jahren zwei Drittel ihrer Aufwendungen, bis zu 
4 000 Euro jährlich je Kind, für die Betreuung ihrer Kin- 
der steuerlich geltend machen. Mit dieser verbesserten 
steuerlichen Berücksichtigung von Kinderbetreuungskos- 
ten wird insgesamt die Nachfrage nach Betreuungsdienst- 
leistungen gestärkt. Dies wirkt sich nicht nur auf die 
Tagesmütter und insbesondere Kinderfrauen in Privat- 
haushalten aus, sondern auch auf die Arbeitsplätze von 
Erzieherinnen und Erziehern in öffentlichen oder von 
freien Trägem betriebenen Kindertagesstätten. Bereits 
heute gibt es knapp 400 000 sozialversichemngspfiich- 
tige Beschäftigungsverhältnisse in der Kinderbetreuung - 
mit steigender Tendenz. Gerade in Bezug auf private 
Betreuungsdienstleistungen z. B. durch Tagesmütter wer- 
den aber auch neue Anreize gesetzt, bestehende Betreu- 
ungsdienstleistungen aus der Schattenwirtschaft heraus- 
zuholen und zu legalisieren. 

Familienunterstützende Dienstleistungen sind Vorausset- 
zung für eine nachhaltig bessere Balance von Familie und 
Arbeitswelt, für mehr Zeit für Familien als auch für die 
Erschließung zusätzlicher Potenziale für Wachsfum und 
Beschäftigung. Schließlich bieten sie Ansätze, die Schat- 
tenwirtschaft zurückzudrängen. Haushaltsnahe Minijobs 
und die steuerliche Fördemng der Inanspmchnahme 
haushaltsnaher Dienstleistungen bieten Möglichkeiten, 
Familienhaushalte stärker als Arbeitgeber zu fordern und 
sind deshalb auch Bestandteil des Milliardenpakets der 
Bundesregierang für Wachstum und Beschäftigung. 

Familienunterstützende Dienstleistungen sind jedoch 
nicht auf ökonomische Aspekte zu reduzieren. Vielmehr 
geht es um Unterstützung für diejenigen, die sich in der 
Betreuung von Kindern oder in der Pflege und Betreuung 
älterer Familienmitglieder engagieren, und deshalb Fami- 
lienzeit, Hausarbeit, Freizeit und gegebenenfalls Er- 
werbsarbeit in eine gute Balance bringen müssen. 

Das Spektrum privater Anbieter hat in den letzten Jahren 
viel versprechend zugenommen. Die wachsende Zahl von 
Unternehmen, die ihren Beschäftigten im Rahmen einer 
familienbewussten Personalpolitik haushaltsnahe und fa- 
milienunterstützende Dienstleistungen anbieten, belegt, 
dass solche Modelle nicht nur personalfreundliche, son- 
dern auch betriebswirtschaftlich attraktive Komponenten 
beinhalten. Jenseits staatlicher Subventionierung können 
familienfreundliche Unternehmen hier mehr als bisher ei- 
nen aktiven Part übernehmen. 

Die unternehmerischen Möglichkeiten sind bei weitem 
nicht ausgeschöpft. Ein Schlüssel hegt darin, Information 
und Beratung insbesondere für kleine und mittlere Unter- 
nehmen anzubieten. Dazu zählen Informationen über 
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Instrumente und Maßnahmen, über betriebswirtschaftli- 
che Vorteile sowie der Aufbau regionaler Untemehmens- 
netzwerke. 

IV. Zeit in der Familie - Zeit für die Familie 

1. Zeit neu organisieren 

Wie die Sachverständigenkommission feststellt, sind mit 
dem Wandel von der Industriegesellschaft zur Dienstleis- 
tungs- und Wissensgesellschaft starke Veränderungen in 
den Zeitstrukturen verbunden, die sich in unterschiedli- 
cher Intensität auf Familien auswirken. Die Kommission 
entwickelt als Antwort über die Familienpolitik hinaus 
ein weit reichendes, beeindruckendes Konzept der Neuor- 
ganisation von Zeit. 

Die Kommission stellt fest, dass der Lebenslauf in 
Deutschland stärker als in den meisten europäischen und 
nordamerikanischen Ländern einem institutionalisierten 
Abfolgemuster folgt, das mit Regeln der sozialen Platzie- 
rung verbunden ist und den Zugang zu Bildung oder Ren- 
tenbezug auf die Erwerbsarbeit konzentriert. Die Karri- 
eremuster setzen bislang auf die Existenzsicherung der 
Familie durch einen Alleinverdiener und eine Partnerin, 
die - zeitweilig oder ganz - aus dem Erwerbsleben zu- 
gunsten der Familie aussteigt und familiale Zeitengpässe 
auffängt. Mit dieser Konstellation wird nahe gelegt, die 
Familiegründungsphase für die biographische Zeit nach 
der Arbeitsmarktetablierung vorzusehen. Dies führt dazu, 
dass Familien in Deutschland immer später gegründet 
werden und dass die Familiengründung immer noch die 
Ausdifferenzierung in einen typischen männlichen und 
einen typisch weiblichen Lebenslauf bedeutet (vgl. Kap. 
VIIL2). 

Für die notwendige Neugestaltung des Verhältnisses zwi- 
schen Lebensphasen und zwischen Lebensbereichen for- 
dert die Familienberichtskommission eine Familienpoli- 
tik, die sich zugleich als Alltags- und Lebenslaufpolitik 
versteht. Es müssen neue Optionen geschaffen werden, 
die mehr Flexibilität in der Erwerbsarbeit, Familienarbeit, 
Sozial- und Bildungszeit für Frauen und Männer eröff- 
nen. 

Die Kommission betont die Zielperspektive einer Lebens- 
laufpolitik, die die Aktivitäten des außerbetrieblichen 
Alltags und der Erwerbsarbeit neu aufeinander beziehen. 
Das Konzept der Optionszeiten beinhaltet die bessere 
Verknüpfung von Lebensbereichen durch akzeptierte Un- 
terbrechungsmöglichkeiten der Erwerbsarbeit für Betreu- 
ung und Pflege, für Bildung und für zivilgesellschaftli- 
ches Engagement. Solche „Sozialzeiten“ müssen als 
legitime „Auszeiten“ im Erwerbsleben betrachtet und ge- 
regelt sein. 

Am Beispiel der Versorgungszeiten im Familienalltag 
verdeutlicht der Bericht, wie sich Zeitstrukturen des Fa- 
milienlebens verändert haben. Der Bericht konstatiert, 
dass in der Organisation der täglichen Zeit zwischen be- 
ruflich vorgegebenen Zeitstrukturen, Zeitstrukturen von 
Schule, Kindergarten und anderen Bildungsinstitutionen 
einerseits und der Zeit für Familie und Fürsorge das gra- 
vierendste Ungleichgewicht besteht. 


Wenn es um die Alltagszeit für Familien geht, müssen be- 
triebliche und öffentliche Zeitpolitiken besser koordiniert 
werden. Zu diesen externen Taktgebern gehören sowohl 
die Betriebe als Arbeitgeber, als auch die Tarifparteien, 
die Zeitpolitiken der Länder, Kommunen, Wohlfahrtsver- 
bände und des Staates mit Vorgaben für Öffnungs- und 
Befreuungszeiten im öffentlichen Raum und lokalen Ser- 
viceleistungen. Mit zwei Aktionsprogrammen, den „Lo- 
kalen Bündnissen für Familie“ und dem „Untemehmens- 
programm Erfolgsfaktor Familie“ setzt sich die 
Bundesregierung gemeinsam mit diesen Taktgebern für 
eine familienfreundliche Zeitpolitik ein. Die im Koali- 
tionsvertrag vorgesehene Einführung eines Pflegeurlaubs 
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zielt außerdem 
darauf, auch Pflege von Familienangehörigen mit Berufs- 
tätigkeit besser vereinbaren zu können. 

Mit dem Wunschzeitenmodell plädiert die Kommission 
für neue Möglichkeiten, die Lebensspanne, in der Kinder- 
wünsche realisiert werden, zu erweitern. Damit Kinder- 
wünsche nicht immer weiter aufgeschoben werden und 
letztendlich auf Elternschaft verzichtet wird, müssen In- 
frastrukturangebote entwickelt werden, die eine Famili- 
engründung begleiten bzw. unterstützen, die in die Aus- 
bildungszeit fällt oder erst nach einer intensiven 
Vollzeitbeschäftigung stattfindet. 

Die Kommission unterstützt damit die Argumentation der 
Bundesregierung für mehr Enflastung und Gestaltungsop- 
tionen im Familienalltag und in der Lebensplanung insge- 
samt, wie sie z. B. durch das Recht auf Reduzierung der 
Arbeitszeit nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz er- 
öffnet werden. Für Frauen wie Männer ist eine Entzer- 
rung der „rush hour“ notwendig und wünschenswert. Die 
Phase der Familiengründung verdichtet sich mit Blick auf 
die berufliche Karriere und in Abhängigkeit von der Aus- 
bildung auf nur wenige Jahre. 

Keine Zeit für Kinder zu haben, isf einer der wichtigsfen 
Gründe für Frauen und Männer, ihre Kinderwünsche 
nichf zu realisieren. Bereifs ab 35 Jahren nimmt der Kin- 
derwunsch bei Frauen und Männern rapide ab. Überholte 
gesellschaftliche Leitbilder beeinflussen die Familien- 
gründung ebenso wie die tatsächlichen Mängel in der 
Vereinbarkeit. Insbesondere gut ausgebildete Frauen be- 
fürchten berufliche Probleme durch ein Kind. Dem 
Wunsch der Mehrheit der Väter nach mehr Beteiligung an 
der Betreuung und Erziehung ihrer Kinder stehen noch 
immer Hindernisse entgegen. Finanzielle Einbußen und 
die Furcht vor beruflichen Nachteilen verhindern ein grö- 
ßeres zeitliches Engagement in der Familie. Immer mehr 
Männer betrachten die ökonomisch und gesellschaftlich 
vorgegebene Rolle als Geldverdiener der Familie nur als 
einen, zudem untergeordneten Aspekt guter Vaterschaft. 
Eine familienfreundliche Arbeitszeitpolitik und betrieb- 
lich gestützte Kinderbetreuung können den Wünschen 
von Vätern entgegenkommen und Männer in der Reali- 
sierung ihrer Kinderwünsche ermuntern. 

Die Kommission entwickelt darüber hinaus weit rei- 
chende Vorstellungen für neue Verknüpfungswege zwi- 
schen Ersfausbildung, Optionszeitennutzung, Erwerbsun- 
terbrechungen (Berufsanreicherungsmodell). Durch 
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Anrechnungsmöglichkeiten von Berufsausbildungen so- 
wie Umstiegsausbildungen, Berufspraxis und Umschu- 
lungen sollen neue Berufswege ermöglicht werden. Die- 
ser Vorschlag der Kommission betrifft verschiedene 
Handlungsfelder mit unterschiedlichen verantwortlichen 
Akteuren, dessen Umsetzung ein anspruchsvolles Unter- 
fangen ist. 

Die Bundesregierung hält die weit reichenden Vorstellun- 
gen der Sachverständigenkommission für prüfenswert 
und sieht in ihrer Politik Ansatzpunkte für eine lebens- 
laufbezogene Zeitpolitik für Familien. Der Lebensent- 
wurf „Familie“ wird nur dann realisiert werden können, 
wenn sich Elternschaft und Erwerbstätigkeit miteinander 
vereinbaren lassen. 

Zusammen mit Persönlichkeiten aus Wirtschaft und Ge- 
werkschaften, Stiftungen und Wissenschaften hat das 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (BMFSFJ) die „Allianz für die Familie“ gegrün- 
det. Unter ihrem Dach sind seit Mitte 2003 mittelfristig 
angelegte Initiativen für eine bessere Balance von Familie 
und Arbeifswelt gebündelt. Starke Partner setzen sich öf- 
fentlich und beispielhaft für eine familienfreundliche Ar- 
beitswelt ein, die für alle Befeiligten Gewinn bringt. 

Im Rahmen der „Allianz für die Familie“ wurden seit 
2003 vielfältige Projekte und Maßnahmen durchgeführt, 
um Beschäftigten mit Kindern oder pflegebedürftigen 
Angehörigen die zeitliche Balance zwischen Familie und 
Arbeitswelt zu erleichtern. Die Maßnahmen reichen von 
flexiblen Arbeitszeitmodellen über familienfreundliche 
Regelungen in Betriebs Vereinbarungen und Tarifverträ- 
gen bis hin zur Anpassung der Öffnungszeiten von Kin- 
dertagesstätten an die zeitlichen Bedarfe berufstätiger El- 
tern. 

Die „Allianz für die Familie“ setzt mit ihrer ökonomi- 
schen Argumentationsstrategie auf eine familienfreundli- 
che Personalpolitik in den Unternehmen, die es Männern 
und Frauen besser ermöglicht, Beruf und Familie zu ver- 
einbaren. Vor diesem Hintergrund sollen mit den Akteu- 
ren der Allianz neue Lösungsvorschläge erarbeitet wer- 
den, um das Zeitfenster für die Familiengründung 
innerhalb der Erwerbs- und Bildungsbiographie zu erwei- 
tern. 

In „Lokalen Bündnissen für Familie“ werden innovative 
Lösungen zu flexibler Betreuung und zur Balance von Fa- 
milie und Arbeitswelt entwickelt, die sich am konkreten 
Bedarf orientieren. Die Aktivitäten der Bundesregierung 
zur Förderung einer familienfreundlichen Untemehmens- 
politik werden in den nächsten Jahren mit Schwerpunkten 
fortge führt. 

2. Familienfreundliche Arbeitswelt 

Familie bringt Gewinn, sie ist nicht primär als Last, son- 
dern vor allem als Glück und als Chance zu begreifen. 
Dieser Leitgedanke steht für den Perspektivwechsel und 
für den Klimawechsel, der sich in Politik, Wirtschaft und 
Gesellschaft vollzieht. Mit harten ökonomischen Argu- 
menten ist es der Bundesregierung gelungen, einen neuen 


und zusätzlichen Aspekt der Familie im öffentlichen Be- 
wusstsein zu verankern und das Thema aus der Randstän- 
digkeit zu führen. 

Familienfreundlichkeit wird in Unternehmen zunehmend 
als Standortvorteil gezählt. Unternehmen sind jetzt aufge- 
fordert, sich aktiv an Betreuungslösungen für ihre Be- 
schäftigten zu beteiligen und Arbeitszeitbedingungen an- 
zubieten, mit denen Väter und Mütter ihre familiären und 
beruflichen Aufgaben unter einen Hut bringen können. 

Die „Allianz für die Familie“ will Zeichen setzen für eine 
nachhaltige Familienpolitik. Im Mittelpunkt stehen dabei 
die Handlungsfelder: Untemehmenskultur, Arbeitsorga- 
nisation, Arbeitszeit, Personalentwicklung, Familien un- 
terstützende Dienstleistungen. Die deutsche Wirtschaft 
wird ihre Familienfreundlichkeit absehbar erheblich aus- 
bauen - auf freiwilliger Basis. 

Die Bundesregierung will diesen Prozess hilfreich be- 
schleunigen. Eine gute Balance von Familie und Arbeits- 
welt liegt im gemeinsamen Interesse und in gemeinsamer 
Verantwortung von Politik und Wirtschaft. Was wir brau- 
chen, ist eine nachhaltige Bevölkerungsentwicklung für 
unser wirtschaftliches Wachstum und für die nachhaltige 
Stabilisierung der Grundlagen sozialer Sicherheit. 

Diverse Studien, Gutachten und Projekte unterstützen die 
Ziele der Allianz und benennen mit Beispielen aus allen 
Branchen, Sektoren und Regionen die betriebswirtschaft- 
liche Rendite und auch den volkswirtschaftlichen Nutzen 
familienfreundlicher Maßnahmen. 

Immer mehr Unternehmen aus der Privatwirtschaft, wie 
auch der öffentliche Dienst als größter Arbeitgeber, 
erkennen den Nutzen von Familienfreundlichkeit und en- 
gagieren sich. Dies zeigt sich unter anderem auch an der 
großen Beteiligung am Untemehmenswettbewerb des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend „Erfolgsfakfor Familie“ 2005 und am Audit 
berufundfamilie® der Gemeinnützigen Hertie-Stiftung. 
Beide Initiativen werden weitergeführt. 

Um insbesondere kleine und mittlere Unternehmen im 
Bereich familienfreundlicher Personalpolitik zu unterstüt- 
zen, wurde von der Bertelsmann Stiftung im Rahmen ih- 
rer Kooperation mit dem BMFSFJ das Intemetportal 
„Mittelstand und Familie“ aufgebaut. 

In der „Allianz für die Familie“ werden in der Legislatur 
bis 2009 drei Schwerpunkte bearbeitet: Zum einem soll 
die betrieblich geförderte Kinderbetreuung gestärkt wer- 
den, zum zweiten sollen die Bedingungen für Be- 
triebsnähe und Wiedereinstieg während und nach der El- 
temzeit verbessert werden und drittens sollen 
familienorientierte Maßnahmen stärker in betrieblichen 
Vereinbarungen verankert werden. Das Untemehmenspro- 
gramm „Erfolgsfaktor Familie. Unternehmen gewinnen“ 
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend konzentriert diese Maßnahmen in Koopera- 
tion mit Wirtschaftsverbänden, Gewerkschaften und Un- 
ternehmen. 
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3. Familienfreundliche Hochschule 

Eindeutige Diskriminierungen von Frauen im Studium 
sind kaum noch festzustellen, ist das Ergebnis einer 
Langzeitstudie „Frauen im Studium“ von 1983 bis 2004 
des Bundesministeriums für Bildung und Forschung. 
Nach wie vor existieren jedoch eine Reihe spezifischer 
Barrieren, zu denen auch Kinder zählen. Das Studium mit 
Kindern wurde nicht als eigenständige Thematik unter- 
sucht; dies bleibt ein Desiderat, zumal in den letzten Jah- 
ren einzelne Universitäten und Frauenbeauftragte, aber 
auch die Deutsche Hochschulrektorenkonferenz (HRK) 
eindringlich einen Handlungsbedarf angemahnt haben. 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend ist in Zusammenarbeit mit dem Bundesminis- 
terium für Bildung und Wissenschaft bestrebt, die Famili- 
enfreundlichkeit an Hochschulen, vor allem die universi- 
tätsnahe Kinderbetreuung, systematisch auf- und 
auszubauen, nicht zuletzt in Kooperation mit denjenigen 
Universitäten, die sich bereits im Rahmen der „Lokalen 
Bündnisse für Familie“ engagieren. Dies könnte einer 
weiter steigenden Kinderlosigkeit bei Akademikern ent- 
gegenwirken, zumal repräsentative Umfragen zeigen, 
dass der Kinderwunsch bei Studentinnen und Studenten 
(noch) relativ groß ist. Eine familienfreundliche Hoch- 
schule ist daher Bestandteil nachhaltiger Familienpolitik. 

V. Wirksame finanzielle Förderung 
von Familien 

Die Sachverständigenkommission belegt nachdrücklich, 
dass - auch im internationalen Vergleich - die Vielzahl 
und der Umfang familienpolitischer Leistungen in 
Deutschland bislang zu wenig befriedigenden Ergebnis- 
sen geführt haben. Gemessen an Indikatoren der Nachhal- 
tigkeit wie Geburtenrate, Vereinbarkeit von Erwerbstätig- 
keit und Familie, Armutsrisiko oder Bildungsniveau 
haben andere Staaten mit nicht mehr finanziellem Auf- 
wand häufig bessere Ergebnisse erreicht. 

Die Kommission führt dies darauf zurück, dass in der 
deutschen Familienpolitik Einzelmaßnahmen nur selten 
auf ihre Gesamteffekte auf Familien und deren ökonomi- 
sche Situation überprüft wurden. Die Kommission 
schlägt vor, dass finanzielle Leistungen für Familien auf 
Dauer nicht weiter in Einzelmaßnahmen zersplittert, son- 
dern auf Maßnahmen konzentriert werden und sich vor- 
rangig auf jene Phasen beziehen, in denen ein besonderer 
finanzieller Bedarf zu erkennen ist. Eine nachhaltige Fa- 
milienpolitik soll sich am Lebenslauf orientieren und vor 
allem Eltern in den ersten Jahren des Familienaufbaus 
fördern. 

Aufgabe auch der Bundesregierung wird es sein, eine 
Ziel- und Wirkungsüberprüfung finanzieller Fördermaß- 
nahmen für Familien durchzuführen. Dabei sind wider- 
sprüchliche Anreizwirkungen und ungünstige Verteilun- 
gen im Lebensverlauf zu prüfen. Ziel ist mehr 
Transparenz und eine bessere Zielorientierung im Sinne 
nachhaltiger Familienpolitik. 

Die grundsätzliche Kritik an 50 Jahren deutscher Famili- 
enpolitik aufgreifend hat das Bundesministerium für Fa- 


milie, Senioren, Frauen und Jugend schon während der 
Erarbeitung des Berichtes im Sinne einer nachhaltigen 
Familienpolitik mit Hilfe renommierter Gutachter begon- 
nen, Geldleistungen für Familien neu zu zentrieren, um 
ihre Wirksamkeit zu erhöhen. Ziel der Politik der Bundes- 
regierung ist, die Entscheidung junger Menschen für Kin- 
der zu erleichtern und die wirtschaftliche Stabilität von 
Familien vor allem durch eigene Erwerbstätigkeit zu stär- 
ken. 

1. Elterngeld als Einkommensersatz 

Erziehungsgeld und Eltemzeit sind bislang zentrale In- 
strumente des Bundes für eine bessere Balance von Fami- 
lie und Erwerbsarbeit. Die zum 1. Januar 2001 einge- 
führte Neuregelung der Eltemzeit erleichtert es Eltern, 
eine individuelle Arbeitsteilung in der Familie in den ers- 
ten Lebensjahren des Kindes zu finden. Das Bundeserzie- 
hungsgeld bietet finanzielle Unterstützung, kann jedoch 
nicht den Wegfall eines Erwerbseinkommens kompensie- 
ren. Insbesondere die Mütter, die in der Mehrzahl die El- 
temzeit in Anspmch nehmen, verlieren ihre wirtschaftli- 
che Selbständigkeit und sind ökonomisch abhängig - 
entweder vom Mann oder vom Staat. 

Diesen Sachverhalt kritisiert die Sachverständigenkom- 
mission und plädiert deshalb für ein Eltemgeld. Dieser 
Weg hat sich vor allem in Skandinavien bewährt und wird 
derzeit auch in anderen europäischen Ländern adaptiert. 
Die nordeuropäischen Regelungen sind auf ein eigenstän- 
diges Einkommen als zukunftsorientierte und stabilisie- 
rende Basis von Ehe und Familie ausgerichtet und darauf, 
dass Familie und Kinder in die Lebensläufe junger Er- 
wachsener ohne Verzicht auf eigene Bemfsperspektiven 
passen. Die Wiederaufnahme der Erwerbstätigkeit nach 
dem Eltemgeldbezug wird rascher als bisher erfolgen. 
Das entspricht den Wünschen der allermeisten Mütter 
und Väter. Die mit diesem Modell gesicherten kontinuier- 
lichen Erwerbsverläufe von Müttern und Vätern gewähr- 
leisten zudem eigenständige Ansprüche in der Alterssi- 
chemng. 

Ein wichtiges Vorhaben der Bundesregiemng ist, das bis- 
herige Erziehungsgeld zu einem einjährigen Eltemgeld 
als Einkommensersatz nach erfolgreichem Vorbild in 
Schweden und anderen Ländern weiterzuentwickeln. Das 
Konzept des Eltemgeldes erhält breite Unterstützung in 
der Bevölkemng und von den großen gesellschaftlichen 
Organisationen. 

Das Eltemgeld - das die Bundesregiemng 2007 einführen 
will - soll 67 Prozent des vorherigen Nettoeinkommens 
(maximal 1 800 Euro pro Monat) des betreuenden Eltem- 
teils ersetzen. Für nicht oder gering erwerbstätige Eltern 
ist eine Mindestleistung vorgesehen. Das Eltemgeld soll 
für 12 Monate gezahlt werden, die zwischen den Eltern 
aufgeteilt werden können, wobei je zwei Monate für den 
Vater und für die Mutter reserviert sein sollen. Der Teil- 
zeitanspmch nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz 
(TzBfG) sowie der Ansprach auf eine maximal dreijäh- 
rige Eltemzeit mit Teilzeitansprach und Jobgarantie soll 
erhalten bleiben. 
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Dadurch ist sichergestellt, dass der bisherige Einkom- 
menseinbruch nach der Geburt des Kindes weitgehend 
vermieden wird. Familien können ihren Lebensstandard 
halten, auch wenn ein Eltemteil seine Berufstätigkeit un- 
terbricht. Sie werden zu dem Zeitpunkt unterstützt, wo sie 
die finanzielle Absicherung besonders benötigen. Die 
wirtschaftliche Selbständigkeit beider Eltemteile wird ge- 
fördert. 

Da die materiellen Einbußen für die Familie geringer aus- 
fallen, haben Väter bessere Möglichkeiten, Eltemzeit in 
Anspruch zu nehmen und sich verstärkt um die Betreuung 
des Kindes zu kümmern. Zugleich bietet ein Eltemgeld 
den Anreiz für Väter und Mütter, nach der Kinderphase 
schneller als bisher in den Beruf zurückzukehren. Es ist 
somit ein wichtiges gleichstellungspolitisches Instrument, 
weil es Müttern und Vätern gleiche Optionen der Lebens- 
gestaltung eröffnet. Auch Alleinerziehende profitieren 
von dem Eltemgeld, weil es ihre ökonomische Eigenstän- 
digkeit bei einer Erwerbsunterbrechung sichert. 

2. Absetzbarkeit von Betreuungskosten 

Eltern werden bei den Kinderbetreuungskosten stärker 
entlastet. Die mit dem Gesetz zur Fördemng von Wachs- 
tum und Beschäftigung umgesetzte stärkere steuerliche 
Berücksichtigung von Kinderbetreuungskosten trägt der 
geminderten steuerlichen Leistungsfähigkeit von er- 
werbstätigen Eltern Rechnung und flankiert auf sinnvolle 
Weise die Einfühmng eines Eltemgeldes sowie den quan- 
titativen und qualitativen Ausbau der Kinderbetreuungs- 
angebote. 

Mit der Neuregelung werden die Familien um 460 Mio. 
Euro jährlich bei den Kinderbetreuungskosten entlastet. 
Rückwirkend zum 1. Januar 2006 können erwerbstätige 
Eltern zwei Drittel der Aufwendungen für die Betreuung 
von Kindern bis 14 Jahren, höchstens 4 000 Euro jährlich 
steuerlich wie Werbungskosten oder Betriebsausgaben 
geltend machen. Für Eltern, die aufgmnd einer Behinde- 
rung, einer dauerhaften Erkrankung oder einer Ausbil- 
dung nicht erwerbstätig sein können, gilt eine entspre- 
chende Regelung bei den steuerlichen Sonderausgaben. 
Auch Eltern, von denen nur ein Eltemteil erwerbstätig ist, 
können die gleiche Regelung aus bildungspolitischen 
Gründen für Betreuungskosfen für Kinder zwischen 3 und 
6 Jahren nutzen. Die übrigen Eltern können die Kosten 
für die Tagesmutter, die das Kind im Haushalt der Eltern 
betreut, bei der Fördemng haushaltnaher Dienstleistun- 
gen berücksichtigen. 

3. Reduzierung von Armutsrisiken 

Der Bericht hat eine differenzierte Analyse der finanziel- 
len Lebens Situation von Familien geliefert. Benannt wer- 
den die Faktoren, die besondere Armutsrisiken hervorm- 
fen. Eine solche Analyse ist der Ausgangspunkt für 
zielgenauere Maßnahmen zur Stärkung der Ressourcen 
der Familien, mit denen sie kritische Phasen im Lebens- 
verlaufbesser bewältigen können. 

Die Bundesregiemng hat im Zweiten Armuts- und Reich- 
tumsbericht 2004 ausführlich die differenzierten Armuts- 


risiken von Familien und Kindern entlang typischer Über- 
gangsphasen in der Familienbiografie dargestellt und die 
Maßnahmen zur Verringemng von Armutsrisiken aufge- 
zeigt. Am wirkungsvollsten lassen sich Armutsrisiken da- 
durch mindern, dass die Erwerbstätigkeit der Eltern mög- 
lich und unterstützt wird sowie Alltagskompetenzen in 
Bezug auf Erziehung, Haushaltsbudget und Zeitmanage- 
ment gestärkt werden. Eine frühe Fördemng der Kinder 
und Anreize zur Aufnahme und Ausweitung von Er- 
werbstätigkeit helfen, Armutskarrieren zu durchbrechen. 

Kinderbetreuungsangebote unterstützen individuelle Le- 
bensplanungen und sind Voraussetzung dafür, dass Eltern 
Familie und Beraf vereinbaren können. Bessere Möglich- 
keiten für die Erwerbsfätigkeit von Vätern und Müttern 
vermindern Armutsrisiken von Familien und Kindern. 

Die im Bericht in Erwägung gezogene „Gmndsicherang 
für Kinder“ (Kap. VI.2.1 S.294) sieht die Bundesregie- 
mng nicht als eine geeignete Lösung zur Bekämpfung 
von Armutskarrieren an, weil damit das ineffiziente Prin- 
zip einer Gießkann enfÖrdemng verfolgt würde. Bei ge- 
trennt lebenden Eltemteilen dürfte die „Grandsichemng 
für Kinder“ außerdem die Entlassung des vom Kind ge- 
trennt lebenden Eltemteils aus seiner Verantwortung für 
die Sichersfellung des Bamnferhalts - mit allen Nachtei- 
len, auch für die Beziehung zu dem Kind - bedeuten. 

Seit dem 1 . Januar 2005 ist der Kinderzuschlag als famili- 
enpolitische Leistung mit dem Ziel, die wirtschaftliche 
Selbständigkeit von Familien zu stärken, eingeführt wor- 
den. Der Kinderzuschlag beträgt monatlich bis zu 
140 Euro je Kind und wird an Eltern gezahlt, die mit ih- 
rem Einkommen zwar den eigenen Bedarf decken kön- 
nen, nicht aber den ihrer Kinder. Der Anspmch auf Kin- 
derzuschlag entfällt, wenn das Eltemeinkommen den 
gesamten Familienbedarf deckt oder wenn die Familie 
auch mit Kinderzuschlag noch auf eine ergänzende Zah- 
lung von Arbeitslosengeld II angewiesen wäre. Zusam- 
men mit dem Kindergeld von monatlich 154 Euro und ge- 
gebenenfalls Wohngeld deckt er den durchschnittlichen 
Bedarf eines Kindes. Das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend biefet seit Mai 2005 einen 
Kinderzuschlagrechner im Internet an, mit dessen Hilfe 
Familien eine erste Einschätzung treffen können, ob der 
Kinderzuschlag für sie in Frage kommt. 

Nachhaltigkeit in der Familienpolitik impliziert, dass die 
beschlossenen Maßnahmen frühzeitig und regelmäßig 
evaluiert werden, um ihre Wirksamkeit zu überprüfen. 
Die im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Se- 
nioren, Frauen und Jugend durchgeführte Begleitfor- 
schung hat sehr positive Ergebnisse gebracht. 

Danach erweist sich der Kinderzuschlag nicht nur als ge- 
eignet, die Abhängigkeit von Fürsorgeleistungen - die al- 
lein wegen der Kinder gegeben ist - zu vermeiden, er ver- 
bessert die finanzielle Situation der Familien sogar 
spürbar. Dies gilt vor allem für Mehrkindfamilien. 
90 Prozent deijenigen, die den Kinderzuschlag beziehen, 
sind mit der Leistung zufrieden oder sogar sehr zufrieden. 
Der Kinderzuschlag soll durch eine Vereinfachung des 
Antragsverfahrens und eine Flexibilisierung des Instru- 
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ments in den jetzigen Grenzbereichen seiner Anwendung 
verbessert werden. 

Familien (Eltern mit Kindern) als solche sind nicht stär- 
ker vom Armutsrisiko betroffen als kinderlose Paare oder 
Einzelpersonen. Zu Recht macht die Sachverständigen- 
kommission aber auf die überdurchschnittlich schwierige 
Situation der allein Erziehenden aufmerksam. Auch wenn 
sich die Armutsraten von Kindern allein erziehender El- 
tern - so der Bericht - in den 90er Jahren nicht erhöht ha- 
ben, lag deren Armutsrisiko insgesamt deutlich höher als 
in Familien allgemein. 

Die Verminderung von Armutsrisiken bei Kindern in 
Eineitemfamilien ist deshalb eine vordringliche politische 
Aufgabe. Das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend hat mit dem Deutschen Jugendinstitut 
München ein integriertes Handlungskonzept entwickelt, 
in dem Wege für allein Erziehende aufgezeigt werden, 
wie sie durch intensive Beratung und Betreuung durch die 
Jobcenter der Arbeitsgemeinschaften (ARGE) oder durch 
die so genannten Optionskommunen mit passgenauen 
Qualifiziemngsmöglichkeiten, in Verbindung mit flexi- 
bler Kinderbetreuung und Unterstützungsnetzen in den 
Stadtquartieren in Erwerbstätigkeit integriert und von 
Leistungen der Gmndsichemng für Arbeitsuchende unab- 
hängig werden können. Die Ergebnisse stehen seit 
November 2005 in einem Leitfaden für die kommunale 
Praxis zur Verfügung und geben den örtlichen Entschei- 
dungsträgem Anleitung für die Umsetzung von Maßnah- 
men zur sozialen und ökonomischen Integration von al- 
lein Erziehenden. 

Von Armutsrisiken sind Migrantenfamilien in starkem 
Maße betroffen. Für diese ist es besonders wichtig, Ar- 
mutskarrieren mit Familien-, bildungs- und arbeitsmarkt- 
politischen Maßnahmen zu durchbrechen und diese Maß- 
nahmen mit der Fördemng von Alltags-, insbesondere 
Erziehungskompetenzen zu unterstützen. 

4. Ausweitung familienpolitischer 
Leistungen in den Sozialver- 
sicherungen 

Die Sozialversichemngssysteme erbringen in erhebli- 
chem Umfang familienpolitische Leistungen: Beispiele 
sind die beitragsffeie Mitversicherang von Kindern und 
nicht bemfstätigen Ehegatten bzw. Ehegattinnen in der 
gesetzlichen Kranken- und Pflegeversichemng (GKV) 
oder die weitgehende Zuzahlungsbefreiung der Kinder 
und Jugendlichen in der Krankenversichemng. Darüber 
hinaus sieht die GKV eine ganze Palette von gesundheits- 
bezogenen und medizinischen Leistungen vor, die vor al- 
lem oder ausschließlich Familien bzw. Kindern und Ju- 
gendlichen zugute kommen (z. B. Leistungen bei 
Mutterschaft, besondere Vorsorgemaßnahmen und -Unter- 
suchungen, Haushaltshilfen, nichtärztliche sozialpädiatri- 
sche Leistungen, Krankengeld bei der Erkrankung eines 
Kindes und ähnliche). 

Auch die Pflegeversichemng leistet seit ihrer Einfühmng 
im Jahr 1995 wesentliche Beiträge vor allem zur Unter- 
stützung der Pflegebedürftigen selber, aber auch der Fa- 


milien mit pflegebedürftigen Angehörigen. Die Pflege- 
versichemng hat zu einem Auf- und Ausbau der 
pflegerischen Infrastraktur beigetragen, insbesondere 
auch der niedrig schwelligen Angebote nach dem Pflege- 
leistungs-Ergänzungsgesetz, die gezielt auf die Entlas- 
tung und Unterstützung von Familien mit Pflegebedürfti- 
gen ausgerichtet sind. 

Die Sichemng und Weiterentwicklung der pflegerischen 
Versorgung ist ein wichtiges Anliegen der Bundesregie- 
mng. Für eine Reform der Pflegeversichemng zur besse- 
ren Unterstützung der Pflegebedürftigen und ihrer Ange- 
hörigen sowie zur besseren Vereinbarkeit von 
Bemfstätigkeit und Angehörigenpflege werden Maßnah- 
men vorgesehen, wie: 

- Dynamisierang der Leistungen der Pflegeversichemng 

- Nachjustierang der Pflegeleistungen mit dem Ziel der 
Stärkung des Gmndsatzes „ambulant vor stationär“ 

- die bessere Berücksichtigung des besonderen Hilfe- 
und Betreuungsbedarfs von Demenzkranken 

- Reduziemng entbehrlichen Verwaltungsaufwands 

- die Förderang alternativer Wohn- und Betreuungsan- 
gebote sowie niedrig schwelliger Angebote. 

Mit dem Gesetz zur steuerlichen Förderung von Wachs- 
tum und Beschäftigung wurde auch die steuerliche Ab- 
setzbarkeit der Betreuungsleistungen für Pflegebedürftige 
weiter verbessert. Bereits bisher konnten haushaltsnahe 
Dienstleistungen - dazu zählt auch die Betreuung und 
Pflege von alten, kranken und/oder pflegebedürftigen 
Menschen - steuerlich gefördert werden. Hier konnten 
maximal 3 000 Euro jährlich an Aufwendungen geltend 
gemacht werden, indem davon 20 Prozent - also 
600 Euro - direkt von der Steuerschuld abgezogen wur- 
den. Rückwirkend ab 1. Januar 2006 kann zu dieser För- 
dermöglichkeit bei der Inanspruchnahme von Pflege- und 
Betreuungsleistungen die Einkommensteuer um weitere 
600 Euro ermäßigt werden. Dabei spielt es keine Rolle, 
ob die Pflege- und Betreuungsbedürftigen in ihrem eige- 
nen Haushalt oder im Haushalt ihrer Angehörigen woh- 
nen. Voraussetzung für diese zusätzliche Förderung ist, 
dass die Pflege- oder Betreuungsleistungen für einen pfle- 
gebedürftigen Menschen im Sinne der Pflegeversiche- 
rang erbracht werden. Ferner müssen die Aufwendungen 
über ggf erhaltene Geld- und Sachleistungsbeträge der 
Pflegeversicherang hinausgehen. Pflegebedürftige wollen 
und sollen soweit und solange wie möglich in der Familie 
gepflegt werden können. Die Bundesregierung entlastet 
damit die Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen gezielt 
und fördert außerdem die legale Beschäftigung im Pflege- 
bereich. 

5. Leistungen aus einer Hand 

Die Sachverständigenkommission kommt zu dem Ergeb- 
nis, die Familienförderang in Deutschland sei zu unüber- 
sichtlich organisiert. Familien können zielgenauer und ef- 
fektiver gefördert werden, wenn Leistungen aufeinander 
abgestimmt und möglichst aus einer Hand gezahlt wer- 
den. Die Sachverständigenkommission schlägt daher die 
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Bündelung der unterschiedlichen familienbezogenen 
Leistungen bei einer parafiskalisch organisierten Famili- 
enkasse als unabhängiger und selbständiger Organisation 
vor. Damit soll die Transparenz familienbezogener Leis- 
tungen erhöht und die Höhe der Ausgaben deutlich ge- 
macht werden. Zudem könnten durch die Integration von 
Einzelleistungen Anspruchsvoraussetzungen und Ein- 
kommensgrenzen der familienpolitischen Maßnahmen 
harmonisiert werden. 

Die Bundesregierung wird die Idee der Sachverständigen- 
kommission prüfen. Soweit Zuständigkeiten der Länder 
berührt werden, hängt die Realisierbarkeit und politische 
Durchsetzbarkeit auch von den Ländern ab. Familien sol- 
len soweit irgend möglich Leistungen aus einer Hand er- 
halten. Vereinfachung und Transparenz muss deren Leit- 
gedanke sein, nicht Bürokratiezuwachs. 

Höhere Effizienz und Zielgenauigkeit sind eine Voraus- 
setzung für eine wirksame Familienförderung und die 
Minderung der Armutsrisiken von Kindern. Für mehr 
Transparenz muss eine bessere Abstimmung von gesetzli- 
chen Einkommensgrenzen und Begriffen sorgen, welche 
Bund, Länder und Kommunen ihrer Familienpolitik zu 
Grunde legen. 

Im Interesse der Familien sollte die Information darüber, 
welche Leistungen Familien durch Bund, Länder, Ge- 
meinden und Sozialversicherungen erhalten, aufeinander 
abgestimmt und gebündelt verfügbar sein, ln diesem 
Sinne erscheinen zentrale oder einheitliche Servicestruk- 
turen denkbar, die den Leistungsberechtigten bei der An- 
tragstellung helfen, Gestaltungsmöglichkeiten der Fami- 
lien aufzeigen sowie wirtschaftliche Folgen darstellen. 


Ein erster Schritt für mehr Übersichtlichkeit ist seit 
Herbst 2005 ein zentraler Internet- Service des Bundes- 
ministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. 
Dieser Familien Wegweiser stellt Familien - von Eltem- 
werdenden bis hin zu Familien mit pflegebedürftigen An- 
gehörigen - die wichtigen Informationen über staatliche 
Leistungen und gesellschaftlich angebotenen Services be- 
reit und wird mit einer Vielzahl von Angeboten verlinkt. 

VI. Neue Kultur der Famlllenpolltik - 
mehr Familie wagen 

Familienpolitik gehört in die Mitte der politischen An- 
strengungen in den nächsten Jahren. Das Ziel, mehr Kin- 
der in die Familien und mehr Familien in die Gesellschaft 
zu bringen, braucht eine Aufwertung der Familie sowie 
eine Familienpolitik, die neue Wege wagt. Nur dann wer- 
den Familienwerte - unter veränderten Rahmenbedingun- 
gen - auch wieder eine Zukunft haben. 

Kinder sind Ausdruck für Vertrauen in die Zukunft. Die- 
ses Vertrauen ist wichtige Voraussetzung dafür, damit 
Menschen wieder Mut bekommen in die Zukunft zu in- 
vestieren und zu planen. Eine nachhaltige Familienpolitik 
muss Mut machen, sich für Kinder zu entscheiden, Kin- 
der von Anfang an besser fordern sowie gefährdete und 
vernachlässigte Kinder stärker in den Blick nehmen. 

Stabilität und Wachstum im staatlichen, wirtschaftlichen 
und sozialen Bereich ist letztlich auch das Ergebnis einer 
erfolgreichen Familienpolitik, ln diesem Sinne will die 
Bundesregierung mit aktiven Beiträgen Motor einer ge- 
zielten Politik für Familien sein. 
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Siebter Familienbericht 

„Familie zwischen Flexibilität und Verlässlichkeit - Perspektiven für eine 
lebenslaufbezogene Familienpolitik“ 


Vorwort 

Der Siebte Familienbericht wurde mit der Einbe- 
rufung einer Sachverständigenkommission am 
20. Februar 2003 durch die Ministerin für Fami- 
lie, Senioren, Frauen und Jugend, Frau Renate 
Schmidt, in Auftrag gegeben mit dem Ziel, einen 
umfassenden Bericht zum Thema: „Zukunft der 
Familie - Gesellschaftlicher Wandel und soziale 
Integration“ (Arbeitstitel) vorzulegen, ln die Ex- 
pertenkommission wurden berufen 

- Prof Dr. Hans Bertram (1. Vorsitzender) 

- Prof Dr. Helga Krüger (stellv. Vorsitzende) 

- Prof Ph.D. Jutta Allmendinger 

- Prof Dr. Dr. Dr. Wassilios Fthenakis 

- Prof Dr. Uta Meier-Gräwe 

- PD Dr. Katharina Spieß 

- Prof Dr. Marc Szydlik 

ln der 3. Sitzung der Kommission wurde Frau 
Dr. Karin Jurczyk vom Deutschen Jugendinstitut, 
München, als ständiges kooperierendes Mitglied 
kooptiert. 

Dieser Familienbericht entstand in einer Zeit, in 
der tief greifende Umwälzungen sichtbar wer- 
den. Im internationalen Wettbewerb um Arbeits- 
plätze, Wirtschaftswachstum und Innovationen 
sieht sich die Bundesrepublik Deutschland glo- 
balen Herausforderungen gegenüber, die für 
viele Menschen Unsicherheit, Zukunftsangst und 
Perspektivlosigkeit mit sich gebracht haben. 
Trotz der beeindruckenden Aufbauleistung in 
den neuen Bundesländern kämpfen viele dieser 
Länder nicht nur mit diesen Herausforderungen, 
sondern auch mit der Tatsache, dass die wirt- 
schaftlichen Unterschiede zwischen den west- 
deutschen und den ostdeutschen Bundesländern 
viele junge Menschen, insbesondere junge 
Frauen, dazu bringen, den Weg nach West- und 
Süddeutschland zu suchen. Deutlich geringere 
Kinderzahlen bei kaum abnehmenden Kinder- 
wünschen der jungen Erwachsenen stellen nicht 
nur große Herausforderungen an die sozialen Si- 
cherungssysteme dar, sondern führen auch zu der 
Frage, welche Zukunftsvorsfellungen heutige Er- 
wachsene und die nachwachsende Generation für 
sich selbsf und ihre Kinder entwickelt haben und 
welche Verwirklichungschancen bestehen. Unter 
einer historischen Perspektive haben sich Gesell- 
schaften immer wieder mit tief greifenden Struk- 


turveränderungen, Krisen und Unsicherheiten 
auseinandersetzen müssen, und es lässt sich be- 
obachten, dass in solchen Umbrüchen häufig we- 
niger Kinder geboren wurden, weil den jungen 
Erwachsenen die Zukunft als zu unsicher er- 
schien, während in Zeiten, in denen Sicherheit, 
Klarheit und Zukunftsoptimismus die beherr- 
schenden Themen der gesellschaftlichen Ent- 
wicklung gewesen sind, sich wieder Normalität 
herstellte, oft allerdings auf niedrigerem Niveau 
als zuvor. 

Es ist der Auftrag für den Bericht, Konzepte für 
eine neue Balance zwischen verschiedenen Le- 
bensbereichen, wie Familie, Beruf und dem Le- 
bensumfeld von Familien, zu erarbeiten und zu- 
dem Vorschläge zu skizzieren, wie eine solche 
neue Balance zu erreichen und umzusetzen sei. 
Angesichts der Unsicherheiten gegenwärtiger 
Entwicklungstendenzen ist es zwar einfach, die 
eine oder andere Verbesserung zu empfehlen. Ob 
aber aus solchen vielfältigen Einzelvorschlägen 
dann wirklich eine neue Balance zwischen ver- 
schiedenen Lebensbereichen entstehen kann, ist 
mit einer solchen Vorgehensweise in der Regel 
nicht gewährleistet. Auch schien es uns nicht 
sinnvoll, die gegenwärtig vielfältig diskutierten, 
aber seit längerem bestehenden Krisenphäno- 
mene des Übergangs von der Industrie- in eine 
Dienstleistungs- und Wissensgesellschaft nur auf 
aktuellem Stand zusammenzutragen und daraus 
Zukunftsvorstellungen abzuleiten, weil eine sol- 
che Vorgehensweise in der Regel dazu führt, 
festzustellen, dass die Zukunft entweder genauso 
schwierig, unübersichtlich und krisenhaft ist wie 
die Gegenwart oder aber die Gefahr besteht, dass 
alles nur noch krisenhafter, noch unübersichtli- 
cher und noch schwieriger gesehen wird. Die Ge- 
schichte der Politikberatung im Bereich von Fa- 
milie kennt häufiger solche Vorgehensweisen; so 
sagt der Bericht für den amerikanischen Präsi- 
denten Hoover, in der Weltwirtschaftskrise von 
1932 von zwei sehr bekannten Familienforschem 
verfasst, für Familien eine eher schwarze Zu- 
kunft voraus, obwohl 20 Jahre späfer in allen ent- 
wickelten Industrieländern ziemlich genau das 
Gegenteil zu beobachten war mit einer Phase, in 
der die Familie als außerordentlich stabil angese- 
hen wurde. 

Eine andere Möglichkeit besteht darin, die Pro- 
bleme, Schwierigkeiten und krisenhaften Ent- 
wicklungen der Gegenwart im Wesentlichen als 
vorübergehende Phänomene zu interpretieren. 
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die der Stabilität familialer Beziehungen wenig 
anhaben können. Dahinter steht die Hoffnung, 
dass die erstaunlich stabilen Beziehungen von 
Familien auch in Krisenzeiten nicht nur diese 
Zeiten überstehen, sondern danach die alte Ord- 
nung und die Rückkehr zu den alten privaten Le- 
bensformen erwartet werden kann. Auch solche 
Versuche hat es gegeben, doch macht jener Be- 
richt an den amerikanischen Präsidenten deut- 
lich, dass dessen Autoren die Krisenphänomene 
der Familie der zwanziger und dreißiger Jahre 
durchaus richtig beobachtet, aber verkannt ha- 
ben, dass sich in der damaligen Krise der Über- 
gang der ländlich geprägten Lebensformen in 
städtische und suburbane Lebensformen der In- 
dustriegesellschaft der fünfziger und sechziger 
Jahre vollzog. 

Wir gehen in diesem Bericht auch davon aus, 
dass sich alle gegenwärtigen Gesellschaften Eu- 
ropas in jener Übergangsphase von der Industrie- 
gesellschaft mit den damit verbundenen Lebens- 
formen der neolokalen Kemfamilie und mit einer 
eindeutigen innerfamilialen Arbeitsteilung hin zu 
einer Dienstleistungs- und Wissensgesellschaft 
mit neuen Lebensformen befinden. Solche 
Wandlungsprozesse von Gesellschaften und die 
damit auch verbundenen Veränderungen von fa- 
milialen Lebensformen sind zumindest für die 
europäische Geschichte geradezu typisch und be- 
legen Chancen und Grenzen der Anpassungsfä- 
higkeit der Familie. Der Auftraggeber legte des- 
halb auch einen besonderen Schwerpunkt auf die 
international vergleichende und auswertende 
Perspektive der Entwicklungen von Familie (und 
Familienpolitiken). 

Um unserem Auftrag gerecht zu werden, haben 
wir uns dafür enf schieden, Familienentwicklun- 
gen in Deutschland als Teil einer europäischen 
Entwicklung zu interpretieren. Dies ermöglicht 
es uns, durch eine Kontrastierung zwischen aus- 
gewählten europäischen Ländern die demografi- 
schen Entwicklungen und die Entwicklung der 
Partnerschafts- und Generationenbeziehungen 
nicht nur zu vergleichen, sondern auch in Bezie- 
hung zu den jeweiligen familienpolitischen Stra- 
tegien, die in anderen europäischen Ländern in 
diesem Umbruch erarbeitet worden sind, zu set- 
zen und mit dem deutschen Pfad zu kontrastieren. 
Dadurch lassen sich möglicherweise Antworten 
und Reaktionen auf die Herausforderungen mo- 
derner Gesellschaften finden, die auch für 
Deutschland wichtig sein können. Diese europäi- 
sche Kontrastierung schien uns von großer Be- 
deutung zu sein, weil trotz aller Krisen in Europa 
und trotz der kulturellen Vielfalt und der unter- 
schiedlichen politischen Systeme viele familien- 
politische Gemeinsamkeiten zu entdecken sind. 
Um aber nicht der Gefahr zu erliegen, nur die 
Gemeinsamkeiten der europäischen Entwicklung 
im Bereich von Familie und Familienpolitik zu 


betonen, haben wir ein eigenes Kapitel zur Ana- 
lyse spezifischer deutscher Entwicklungen ver- 
fasst, weil uns bei der Diskussion familienpoliti- 
scher Maßnahmen in Europa nur so die 
Möglichkeit gegeben schien, auch die Besonder- 
heiten der Entwicklung in Deutschland angemes- 
sen reflektieren zu können. 

Eine der größten und positivsten neuen Heraus- 
forderungen in der Entwicklung von familialen 
Beziehungen ist die Änderung der Lebensläufe 
der Bevölkerung in den meisten europäischen 
Staaten. Längere Lebenserwartungen, höhere 
Qualifikationen eines großen Teils der Bevölke- 
rung und eine größere Vielfalt von beruflichen 
und privaten Lebensabschnitten in einem länge- 
ren Lebenslauf bedürfen einer ganz anderen Stra- 
tegie der Bewältigung dieser vielfältigen Heraus- 
forderungen als die familialen Lebensläufe der 
Industriegesellschaft mit einer klaren und weit- 
gehend auch gesellschaftlich vorgegebenen drei- 
geteilten Struktur von Kindheit und Jugend als 
Lemphase, dem Erwachsenenalter als Arbeits- 
und Familienphase und dem Rentenalter als Ru- 
hestand. Diese Zeitstrukturen der Industriegesell- 
schaft haben nach Auffassung der Kommission 
keine Zukunft mehr. Daher verstehen wir auch 
die familialen Beziehungen im Lebenslauf zwi- 
schen Partnern, Eltern und mindeijährigen Kin- 
dern sowie erwachsenen Kindern und Eltern als 
eine „Herstellung von Familie“, um zu verdeutli- 
chen, welche Chancen, Risiken, Probleme und 
neue Perspektiven sich im Laufe eines solchen 
Herstellungsprozesses im Lebenslauf ergeben 
können. 

Diese gemeinsame Konstruktion von Familie 
und Familienbeziehungen im Lebenslauf, die für 
die Mitglieder der Familie eine große Ressource 
bei der Bewältigung anderer Lebensaufgaben 
darstellt, vollzieht sich natürlich nicht im luftlee- 
ren Raum, sondern lässt sich nur in Abstimmung 
mit anderen gesellschaftlichen Bereichen entwi- 
ckeln. Neue Balancen ergeben sich aus der Neu- 
gestaltung des Lebenslaufs und den gemeinsa- 
men Herstellungsleistungen von Beziehungen 
und Ressourcen der Familienmitglieder füreinan- 
der, aber auch für andere Menschen. 

Auch in einer weffbewerbsorientierten Gesell- 
schaft, die darum kämpft, den erarbeiteten Wohl- 
stand zu erhalten und möglicherweise noch zu 
steigern, brauchen Familien und Familienmit- 
glieder Zeit, und zwar nicht nur im Lebenslauf, 
sondern insbesondere in der Alltagszeit in der 
aktiven Lebensphase, in der wir heute Höchst- 
leistungen im Bereich der Bildung und des beruf- 
lichen Engagements erwarten, für die Entwick- 
lung privater Beziehungen, für die Erziehung der 
Kinder, für die Unterstützung der Eltern und für 
das Engagement in Nachbarschaft und Gemein- 
den. Ohne diese Fürsorge für andere und ohne 
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dieses zivilgesellschaftliche Engagement hat 
keine Gesellschaft eine Zukunft. Daher haben 
wir uns auch ausführlich mit der Frage auseinan- 
dergesetzt, warum ausgerechnet in der Organisa- 
tion der täglichen Zeit heute ein solches Un- 
gleichgewicht zwischen beruflich vorgegebene 
Zeitstrukturen, Zeitstrukturen von Schule, Kin- 
dertageseinrichtungen und anderen Bildungsins- 
titutionen und der Zeit für Familie und Fürsorge 
für andere entstanden ist. Wir sind jedenfalls da- 
von überzeugt, dass nur durch eine neue Balance 
zwischen den verschiedenen täglichen Zeiterfor- 
demissen dieser Lebensbereiche die Zukunftsfä- 
higkeit einer Gesellschaft gesichert werden kann. 

Die Zukunftsfähigkeit einer Gesellschaft hängt 
aber auch davon ab, dass sie begreift, dass in ei- 
ner Gesellschaft mit unterschiedlichen kulturel- 
len Traditionen - sei es aufgrund der politischen 
Geschichte Deutschlands, sei es aufgrund des ho- 
hen Anteils an Zuwanderem - familiale Lebens- 
formen und innerfamiliale Formen von Arbeits- 
teilung zwischen den Geschlechtern und 
zwischen Eltern und Kindern, zwischen Großel- 
tern, Eltern und Enkeln ein höheres Maß an Viel- 
falt aufweisen als in homogenen Gesellschaften 
mit einer gemeinsamen kulturellen Tradition. Da 
in Deutschland aufgrund der unterschiedlichen 
regionalen Entwicklungen die Bedingungen für 
die Entwicklung familialer Lebensformen und 
das Leben von Familien heute sehr unterschied- 
lich sind, haben wir versucht, die Variationen 
dieser unterschiedlichen sozialen, wirtschaftli- 
chen und kulturellen Rahmenbedingungen zu 
skizzieren, um zu verdeutlichen, dass diese Viel- 
falt auch zu unterschiedlichen, regional variie- 
renden politischen Antworten auf die Herausfor- 
derungen einer sich ausdifferenzierenden 
Gesellschaft führen muss. Daher kann Familien- 
politik, so werden wir in diesem Bericht argu- 
mentieren, nicht allein auf Bundesebene gestaltet 
werden, sondern muss gerade auch auf Landes- 
und kommunaler Ebene betrieben werden, weil 
sonst der Vielfalt der Lebensformen in Deutsch- 
land nicht hinreichend Rechnung getragen wer- 
den kann. Dabei glauben wir, dass insbesondere 
die großen urbanen Zentren in der Republik er- 
kennen müssen, wie wichtig auch für ihre zu- 
künftige Existenz die Einsicht ist, dass Familien 
immer auch Investoren in die Zukunft einer Ge- 
meinde und einer Stadt sind, und daher eine ak- 
tive Familienpolitik auf kommunaler Ebene 
ebenso bedeutet, die Zukunft der Gemeinde und 
der Stadt zu sichern, wie die Ansiedlung eines 
Industrieunternehmens. 

Eine Familienpolitik, die den Übergang von der 
Industriegesellschaft als ursprünglich männlicher 
Domäne in eine eher weiblich besetzte Dienst- 
leistungs- und Wissensgesellschaft als einen we- 
sentlichen und nicht in naher Zukunft umkehrba- 
ren Prozess akzeptiert, wird aus Sicht der 


Kommission versuchen, diesen Prozess so zu ge- 
stalten, dass die Herstellung von familialen Be- 
ziehungen, die Entscheidung für Kinder und die 
Bereifschaff, in diese Kinder zu invesfieren, auch 
in Zukunft als ein wichtiges Element der Lebens- 
perspektive von jungen Erwachsenen beiderlei 
Geschlechts angesehen wird. Dabei muss sicher- 
gestellt werden, dass für diejenigen, die Fürsorge 
für andere leisten, auch die notwendige Zeit in 
der Gesellschaft zur Verfügung gesfellt wird. 
Eine Familienpolitik mit dieser Perspektive wird 
versuchen, nicht allein auf Einzelmaßnahmen zu 
setzen, sondern durch einen Dreiklang von Zeit- 
politiken im Lebenslauf und in der täglichen Zeit 
sowie mit der Entwicklung neuer Konzepte von 
Infrastrukturen und der Integration von Infra- 
strukturen in die Rhythmen der Lebensläufe von 
Familienmitgliedern zu unterstützen. Daneben 
wird sie versuchen, das Familienleben, soweit er- 
forderlich, auch durch finanzielle Transfers zu 
unterstützen und dadurch weiterhin in die Zu- 
kunft ihrer Kinder und damit in die Zukunft der 
Gesellschaft zu investieren. 

Diesen Dreiklang aus Zeitpolitik im Lebenslauf 
und in der Alltagszeit, der Entwicklung von inte- 
grativen Infrastrukturen in Nachbarschaft und 
Gemeinde sowie finanziellen Transfers zur Si- 
cherung der Zukunftsfähigkeit von Familie und 
Kindern bezeichnen wir als nachhaltige Famili- 
enpolitik. Dabei gehen wir davon aus, dass sich 
dadurch Rahmenbedingungen schaffen lassen, 
die es jungen Erwachsenen auch in Zukunft er- 
möglichen, sich für diesen Lebensweg zu ent- 
scheiden. Sicherlich hätten wir uns und auch die 
Leser dieses Berichtes überfordert, wenn wir ver- 
sucht hätten, diesen Dreiklang in alle Lebensbe- 
reiche hineinzutragen und zu diskutieren, wie 
diese jeweils die Entscheidung für Familie und 
Kinder beeinflussen können. Statt dessen haben 
wir uns entschieden, anhand ausgewählter Sze- 
narien einer zukünftigen Entwicklung zu skizzie- 
ren, wie ein solcher zukunftsorientierter Ansatz 
einer nachhaltigen Familienpolitik auch in eine 
politische Praxis in Deutschland umgesetzt wer- 
den kann. Dabei haben wir uns bewusst darum 
bemüht, nicht weit reichende Utopien zu formu- 
lieren, sondern in Anlehnung an unsere Idee des 
Vergleichs mit anderen europäischen Ländern 
Entwicklungslinien zu skizzieren, die durchaus 
bereits in anderen Ländern diskutiert werden 
oder teilweise sogar schon realisiert sind. 

Wir sind uns bewusst, dass wir mit dieser Strate- 
gie nur ausgewählte Themenfelder der Entwick- 
lung familienfreundlicher Rahmenbedingungen 
in einer Wissensgesellschaft bearbeiten konnten, 
doch waren wir beim Verfassen des Berichts 
auch in einer außerordentlich günstigen Aus- 
gangssituation. Einerseits konnten wir auf den 
Fünften Familienbericht zurückgreifen, der die 
Bedeutung der Familie für das Humanvermögen 
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der Gesellschaft in überzeugender Weise darge- 
stellt und dabei eine Vielzahl von Anregungen 
gegeben hat. Darüber hinaus hat die gründliche 
Analyse des Sechsten Familienberichts in Bezug 
auf die Lebenssituation von ausländischen Fami- 
lien uns auch die Freiheit gegeben, nicht alle 
Themen und Vorstellungen aus diesem Bereich 
wieder aufgreifen zu müssen. Besonders erleich- 
tert hat unsere Arbeit die Tatsache, dass zur sel- 
ben Zeit der Zwölfte Kinder- und Jugendbericht 
und der Fünfte Altenbericht entstanden, die aus 
unserer Sicht auf ihre Weise den hier vorliegen- 
den Bericht in vielfältiger Weise ergänzen und 
erweitern. Wir brauchten uns aufgrund der Ar- 
beit des Zwölften Kinder- und Jugendberichts 
nicht ausführlich mit den notwendigen Verände- 
rungen im Bereich der Förderung von Kindern 
und Jugendlichen in unserer Gesellschaft ausei- 
nanderzusetzen, weil dies dort sehr differenziert 
entwickelt ist. Auch für die neue Rolle der älte- 
ren Menschen und die Möglichkeiten dieser Ge- 
neration, eine aktive Mitgestaltung in der moder- 
nen Gesellschaft zu ermöglichen, gibt der Fünfte 
Altenbericht eine Vielzahl von wichtigen und 
zukunftsorientierten Anregungen. Durch diese 
Selbstbeschränkung hoffen wir, unsere Argu- 
mentation für die nachhaltige Familienpolitik 
stringenter und deutlicher formulieren zu kön- 
nen, als wenn wir uns zusätzlich auch zu all die- 
sen verbundenen Themen geäußert hätten. 

Dieser Bericht ist in der relativ kurzen Zeit von 
etwa zweieinhalb Jahren entstanden. Kurz des- 
wegen, weil die Konsensbildungsprozesse bei 
dem Thema Familienentwicklung und Entwick- 
lung einer nachhaltigen Familienpolitik in einer 
Kommission notwendigerweise Zeit beanspru- 
chen. Trotz der sehr unterschiedlichen wissen- 
schaftlichen Perspektiven der einzelnen Mitglie- 
der war die von den Kommissionsmitgliedem 
gemeinsam entwickelte Perspektive, Familienpo- 
litik als eine Politik der Entwicklung der Rah- 
menbedingungen eines Lebenslaufs zu interpre- 
tieren, wo Familie und Familienentwicklung als 
gleichberechtigte und integrale Bestandteile des 
Lebenslaufs neben anderen Bestandteilen auch in 
Zukunft gelebt werden können, eine tragfähige 
Basis, um die Arbeit zügig abzuwickeln. 

Eine Kommission lebt auch davon, dass sie in 
vielfältiger Weise unterstützt wird. Stellvertre- 
tend für viele möchten wir insbesondere erwäh- 
nen, dass unsere Anfragen an das Statistische 
Bundesamt für bestimmte Sonderauswertungen 
des Mikrozensus und anderer amtlicher Statisti- 
ken immer zügig und schnell beantwortet wur- 
den. Das gleiche gilt für die familienwissen- 
schaftliche Forschungsstelle des Statistischen 
Landesamtes in Stuttgart, das uns mit einer Reihe 
von Berechnungen außerordentlich geholfen hat. 
Unser Dank gilt insbesondere den Expertisen- 


nehmerinnen und -nehmem, die ihr Expertenwis- 
sen der Sachverständigenkommission zur Verfü- 
gung gestellt haben. Die Arbeitsgruppe des 
Deutschen Jugendinstituts mit Annemarie Ger- 
zer-Sass, Jürgen Sass und Hiltrud Bayer hat uns 
sowohl bei der Sammlung von Materialien, der 
Aufbereitung der empirischen Materialien und 
vielen anderen Arbeiten fachlich intensiv unter- 
stützt, und das Deutsche Jugendinstitut hat uns 
bei kurzfristigen Engpässen mit Renate Bau- 
ereiss, Jan Marbach und Andreas Lange drei 
kompetente Mitarbeiter zu unserer Unterstützung 
zur Verfügung gestellt. Wir können dafür als 
Kommission nur dankbar sein und haben uns be- 
sonders gefreut, dass Karin Jurczyk, die Leiterin 
der Abteilung Familie am Deutschen Jugendin- 
stitut, als „kooptiertes Mitglied“ die Arbeit der 
Kommission in vielen Punkten positiv beein- 
flusst hat. Hervorzuheben ist auch die kontinuier- 
liche und unterstützende Begleitung der Kom- 
missionsarbeit durch das Ministerium, die wir 
sehr geschätzt haben und wofür wir uns aus- 
drücklich bedanken. 

Anders als bei früheren Familienberichten hat 
der Auftraggeber Wert darauf gelegt, den Bericht 
jenseits der üblichen Anhörungen dialogorien- 
tiert zu erarbeiten und öffentlich zu kommunizie- 
ren. Die Kommission hat die Chance genutzt und 
im Erarbeitungsprozess einen gesellschaftlichen 
Dialog mit Familienverbänden, Kirchen, Ge- 
werkschaften und Unternehmen, Politik und 
Wissenschaft geführt. Natürlich finden sich diese 
Anregungen nicht eins zu eins umgesetzt wieder, 
doch sieht die Kommission in dieser Form des 
Dialogs eine sinnvolle Möglichkeit, die notwen- 
dige gesellschaftspolitische Debatte und den Per- 
spektivwechsel für die Zukunft von Familie zu 
befördern und zu unterstützen, auch hält die 
Kommission einen solchen interaktiven Prozess 
unter familienpolitischen Gesichtspunkten für 
außerordentlich hilfreich. Eine Kommission hat 
nicht nur die Aufgabe, neue Ideen nach eigenen 
Vorstellungen zu entwickeln, sondern gleichzei- 
tig auch die Aufgabe, aktuelle Entwicklungen 
und wichtige Vorstellungen der gegenwärtigen 
familienpolitischen Akteure zu integrieren und 
so auch zu einer weiteren Konsensbildung in die- 
sem Bereich beizutragen. Auch wenn das der 
Kommission nicht in allen Fällen gelungen ist, 
halten wir diese Art der Kommunikation für au- 
ßerordentlich produktiv. 

Wir möchten mit diesem Bericht Anstöße dafür 
geben und dazu beitragen, dass das Leben mit 
Kindern in unserer Gesellschaft, die Beziehun- 
gen zwischen den Generationen und die gleiche 
Teilhabe aller Familienmitglieder an Familie, Er- 
werbsarbeit und Gesellschaft auch in Zukunft ein 
wesentliches Element in einer neu heraufziehen- 
den Wissensgesellschaft darstellt. 
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Eingehen verlässli- 
cher Bindungen als 
wesentliche Voraus- 
setzung für die Bil- 
dung von Human- 
vermögen 


I. Akzentuierungen: Ökonomie, Fürsorge, Geschiechterpartizipation - 
Eckpunkte der Betrachtung von Famiiie 


i.1 Gemeinsame und private Güter 

Alle Industriegesellschaften unterliegen seit gut 
20 Jahren tief greifenden politisehen, ökonomi- 
schen und demografisehen Veränderungen. Die 
Bedeutung dieses Wandels ist vermutlieh nur 
vergleichbar mit dem Übergang von der Agrar- 
zur Industriegesellschaft zu Ende des 19. Jahr- 
hunderts bis in die 20er Jahre des 20. Jahrhun- 
derts. Dieser Übergang beeinflusst nieht nur die 
Arbeitswelt und die damit verbundenen sozialen 
Sieherungssysteme, sondern hat aueh tief grei- 
fende Folgen für die Qualifikationen der Berufs- 
tätigen und für das Bildungssystem. 

Der Fünfte Familienbericht (BMFuS1994) hat 
diese Wandlungsprozesse vor dem Hintergrund 
des Zusammenwachsens von West- und Ost- 
deutsehland untersucht und schwerpunktmäßig 
herausgearbeitet, wie in einer solehen sieh än- 
dernden Welt das Humanvermögen einer Gesell- 
schaft, das durch die Leistungen der Familie be- 
gründet wird, gesiehert werden kann: „Die 
Bildung von Humanvermögen umfasst vor allem 
die Vermittlung von Befähigungen zur Bewälti- 
gung des Alltagslebens, das heißt: Den Aufbau 
von Handlungsorientierungen und Werthaltun- 
gen in der Welt zwischenmensehlieher Beziehun- 
gen. Gefordert ist sowohl der Aufbau sozialer 
Daseinskompetenz (Vitalvermögen) als aueh die 
Vermittlung von Befähigung zur Lösung qualifi- 
zierter gesellsehaftlieher Aufgaben in einer ar- 
beitsteiligen Wirtsehaftsgesellsehaft, der Aufbau 
von Faehkompetenz“ (Arbeitsvermögen im wei- 
testen Sinne) (BMFuS 1994, 28). Dabei betonen 
die Autoren auch, dass die Fähigkeit zum Einge- 
hen verlässlieher Bindungen ein wesentliehes 
Element des Humanvermögens darstellt, dureh 
das die Möglichkeit gesehaffen wird, Familie le- 
ben zu können. 

Mit dieser Perspektive haben die Autoren im Un- 
terschied zu vielen Fachdiskussionen zur Zu- 
kunft der Familie vor allem die Bedeutung der 
Familie für die Produktion gemeinsamer Güter 
herausgearbeitet. Sie stehen damit in der Tradi- 
tion aueh früherer Familienberiehte, so wie z. B. 
der Zweite Familienberieht, der die Bedeutung 
der Familie für die kindliehe Sozialisation oder 
der Vierte Familienbericht, der die Bedeutung 
der Familie für die Unterstützung der älteren Ge- 
neration besonders hervorgehoben hat. 

Die Bedeutung der Familie für den „Wohlstand 
der Nation“ wird heute in der öffentliehen De- 


batte häufig auf die Frage einer ausreiehenden 
Kinderzahl zur Reproduktion der gesamten Ge- 
sellschaft reduziert. Dabei wird nieht erkannt, 
dass gemeinsame Güter, für die der Fünfte Fami- 
lienberieht den Begriff des Humanvermögens 
vorgesehlagen hat, überhaupt nur dann entstehen 
können, wenn junge Erwaehsene bereit sind, sieh 
für Kinder zu entscheiden und aueh Zuneigung 
und Zeit für die Entwieklung dieser Kinder zu in- 
vestieren. Ohne diese individuelle Bereitsehaft 
entwiekeln sieh keine Werthaltungen, keine 
Kompetenzen und verlässliehe Bindungen. Ohne 
diese individuelle Bereitschaft, die Beziehungen 
zu den alt gewordenen Eltern aufreehtzuerhalten, 
kann es auch keine Solidarität zwischen den Ge- 
nerationen geben. Die Befriedigung emotionaler 
Bedürfnisse von Menschen, wie Intimität, Liebe 
und persönliche Erfüllung, sind sehr private As- 
pekte individueller und privater Lebensformen. 
Sie stellen aber eine notwendige Voraussetzung 
dar, damit überhaupt jene gemeinsamen Güter 
entstehen können, die bis heute als eine quasi na- 
türliehe und unersehöpfliehe Ressource der Ent- 
wicklung des Wohlstands einer Gesellschaft an- 
gesehen werden. Die Kommission benutzt den 
Begriff der gemeinsamen Güter statt anderer Be- 
griffe wie kollektive oder öffentliehe Güter 
(Nida-Rümeling 2003), die in manehen fachwis- 
sensehaftliehen Diskussionen sehr spezifiseh ge- 
braucht werden. Ohne auf diese Diskussion ein- 
zugehen, will die Kommission deutlieh machen, 
dass neben dem Humanvermögen, das durch fa- 
miliale Leistungen entsteht, aueh die Fürsorge 
für andere, insbesondere der älteren Generation, 
das Ergebnis privaten und sehr persönliehen 
Handelns ist. Davon profitiert jedermann in einer 
Gesellschaft, auch wenn er solehe Leistungen 
nieht erbringt, und sei es aueh nur dadureh, dass 
bestimmte Kosten nieht anfallen, an denen jeder- 
mann sieh beteiligen müsste. Gemeinsame Güter 
entstehen zwar im privaten Kontext, nutzen aber 
letztlieh allen und jedermann. 

Aus der Sieht der Kommission kann man aber 
nieht davon ausgehen, dass diese Ressoureen, die 
sieh im privaten familialen Kontext entwickeln, 
immer in ausreiehender Menge zur Verfügung 
sfehen, vielmehr sind diese genauso ersehöpfbare 
Ressoureen wie andere natürliehe Ressoureen, 
deren Endlichkeit inzwischen deutlieh geworden 
ist. 

Um dieses Spannungsverhältnis zu illustrieren, 
ist es sinnvoll, die gemeinsamen Güter, die 


Gemeinsame Güter 
entstehen im priva- 
ten Kontext, benut- 
zen aber allen 


Ressourcen aus dem 
privaten Kontext 
nicht unerschöpflich 
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Soziale Netzwerke 
als Grundlage für 
die Leistungen, die 
Familien erbringen 


„Gefühlte Tempera- 
tur“ von Familie - 
variiert 


Familie herstellt, von den privaten familialen Be- 
ziehungen deutlich zu differenzieren. Im Kern 
geht es bei den gemeinsamen Gütern darum, dass 
ein Erwachsener oder zwei Erwachsene in Ehe, 
Partnerschaft oder geteilter Elternschaft die Für- 
sorge für von ihnen abhängige Kinder, Eltern 
oder andere Erwachsene übernehmen, ohne dafür 
Gegenleistungen zu erwarten (Cherlin 1996). 
Diese Bereitschaft, für andere zu sorgen, umfasst 
eben nicht nur die Entwicklung des Humanver- 
mögens, sondern bedeutet auch, die ältere Gene- 
ration zu unterstützen. 

Manchmal werden diese gemeinsamen Güter 
von Familie mit der Vorstellung der Familie als 
einer gesellschaftlichen Institution verbunden, 
die im Rahmen einer Vielzahl unterschiedlicher 
rechtlicher Regelungen diese zu erbringen hat. 
Dabei wird übersehen, dass diese Leistungen 
überhaupt nur dann entstehen können, wenn auf 
der privaten Ebene die Individuen soziale Netz- 
werke aufbauen, deren personale Beziehungs- 
muster durch Geschlecht, Generation und Le- 
benslauf geprägt sind. Auch wenn diese privaten 
Beziehungen subjektiv und emotional geprägt 
sind, darf nicht übersehen werden, dass ökono- 
mische Aspekte etwa bei der gemeinsamen 
Haushaltsführung oder der Bereitschaft, Kinder, 
Enkel oder Eltern zu unterstützen, ebenso eine 
Rolle spielen wie der verpflichtende Charakter 
dieser Beziehungen, der eine notwendige Vo- 
raussetzung für die Verlässlichkeit der Fürsorge 
für Abhängige darstellt. Damit wird deutlich, wie 
eng der Zusammenhang zwischen den privaten 
Aspekten von Familie und ihrer Produktion ge- 
meinsamer Güter ist. Unter einer eher familien- 
politischen Perspektive bedeutet dies, dass fami- 
lienpolitische Maßnahmen zur Unterstützung der 
Leistungen von Familien sich eben nicht allein 
an den gemeinsamen Gütern, die Familien her- 
stellen, orientieren dürfen, sondern auch immer 
reflektieren müssen, inwieweit überhaupt noch 
die gesellschaftlichen Voraussetzungen bestehen, 
dass Individuen bereit sind, diese Verantwort- 
lichkeiten auf der Basis personaler und privater 
Beziehungen zu übernehmen. 

Familie ist sowohl eine Institution als auch eine 
alltägliche Lebensform und zudem stets präsent 
auch als Assoziationsrahmen für Gefühle. Diese 
Verknüpfung der Produktion gemeinsamer Güter 
mit höchst privaten Gefühlswelten, der „gefühl- 
ten Temperatur von Familie“, erzeugt erhebliche 
Schwierigkeiten, familienpolitisch angemessen 
zu argumentieren. Mit dem Begriff , Familie' ver- 
binden sich gleichzeitig Erwartungen an Liebe, 
Zuwendung, Verlässlichkeit, Solidarität, Bin- 
dung usw., aber auch Erfahrungen von Gewalt, 
Abhängigkeit, Unterdrückung, Fessel, Ungleich- 
heit zwischen den Geschlechtern, Chancen- Ver- 
hinderung von Frauen im Erwerbssystem und 
von Männern im familialen Binnenraum, usw.. 


Private Gefühle verändern sich durchaus bei den- 
selben Personen über die biografische Zeit, über 
positive oder negative Erfahrungen, Ängste, Ver- 
letzungen, Gewalterfahrung, unerwartete oder 
vermisste Unterstützungsleistungen, Enttäu- 
schungen usw.. Sie variieren über Alter, Lebens- 
abschnitt, Region, aktuellem Single- oder Fami- 
lienstatus. Und doch müssen sie vor allem 
deshalb ernst genommen werden, weil sie den 
Rezeptionshintergrund für jedwede Äußerung 
zur Familie bilden, seien diese im familienpoliti- 
schen Raum, in den Medien oder im Alltagsge- 
spräch formuliert. Was dem einen als angemes- 
sen gilt, kann dem anderen als unangemessen, 
persönlich verletzend, abwegig oder überhöht er- 
scheinen. 

Der Fünfte Familienbericht hatte mit dem Be- 
griff der strukturellen Rücksichtslosigkeit deut- 
lich zu machen versucht, dass der gegenwärtige 
soziale Wandel und die bisherigen politischen 
und ökonomischen Reaktionen darauf zu einer 
Gefährdung der Bereifschaff beigetragen haben, 
Familie in diesem doppelten Sinn als Produzen- 
tin gemeinsamer Güter und als privates soziales 
Netz einer besonderen Qualität zu leben. Dabei 
wurde dort allerdings sehr stark das ökonomi- 
sche Ungleichgewicht zwischen der Unterstüt- 
zung familialer Leistungen und den ökonomi- 
schen Investitionen von Familien thematisiert, ln 
diesem Bericht werden wir versuchen deutlich zu 
machen, dass diese strukturelle Rücksichtslosig- 
keit ihre Ursachen nicht nur in der ökonomischen 
Benachteiligung von Familien hat, sondern dass 
durch die tief greifenden Veränderungen der Le- 
bensläufe der Mitglieder von Familien, der ver- 
änderten Zeitstrukturen in der Arbeitswelt, der 
Ausdifferenzierung der Lebensumwelt von Fa- 
milien, der Vielfalt familialer Lebensformen un- 
terschiedlicher Kulturen und der Neudefinition 
der Generationenverhältnisse eine neue Balance 
zwischen den Familienmitgliedern, familialen 
Lebensformen, Nachbarschaften, der Arbeitswelt 
und der Gesellschaft gefunden werden muss. 
Dies weist über das traditionelle Modell der iso- 
lierten Kemfamilie mit einer klaren innnerfami- 
lialen geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung hi- 
naus, wenn die Leistungen von Familien auch 
weiterhin auf der notwendigen Basis privater fa- 
milialer und emotional befriedigender Beziehun- 
gen erbracht werden sollen. Wir gehen davon 
aus, dass auch das Leben in einem personalen 
und sozialen Netz mit besonderen Bindungen 
und Verpflichtungen eine knappe gesellschaftli- 
che Ressource ist, die eines besonderen Schutzes 
bedarf Daher wollen wir versuchen, den Blick 
auf Familie als Institution zur Produktion ge- 
meinsamer Güter immer auch um den Blick auf 
Familie als privates und soziales Netz der Fami- 
lienmitglieder zu erweitern. 


Familie als Produ- 
zentin gemeinsamer 
Güter 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 7 - 


Drucksache 16/1360 


Familie wird als 
quasi natürliche 
Ressource gesehen 


Gefahr des Fürsor- 
gedefizits in postmo- 
dernen Gesellschaf- 
ten 


Balance zwischen 
Berufverlauf und 
Entwicklung der 
Familie nicht 
vorhanden 


I.2 Familie und Wandel: Familie aus 
der Perspektive des Lebenslaufs 
ihrer Mitglieder 

Es gehört zu den erstaunlichen Phänomenen der 
politischen Diskussionen, dass die Leistungen 
von Familien fiir die Gesellschaft als eine quasi 
„natürliche“ Ressource betrachtet werden, die als 
gegeben unterstellt werden kann, während an- 
dere Ressourcen wie Energie als knapp und einer 
besonders nachhaltigen Förderung bedürftig an- 
gesehen werden. So ist die Hochaltrigkeit ein 
junges historisches Phänomen, dennoch scheint 
ein Konsens zu bestehen, dass die neu daraus 
entstehenden Fragen sozialer und gesundheitli- 
cher Fürsorge mehr oder minder Familienangele- 
genheiten seien, obwohl sich für die soziale und 
ökonomische Fürsorge von 60-Jährigen für 
90- oder 100- Jährige in der Geschichte der Fami- 
lie keine Beispiele finden (Borscheid 1986). Und 
selbst die demografische Entwicklung mit der 
vorhersehbaren Knappheit an Humankapital 
wird in der öffentlichen Debatte fast ausschließ- 
lich als mangelnde Leistung der Familien in Be- 
zug auf die Kinderzahlen verhandelt. 

Dabei laufen spätmodeme Gesellschaften Ge- 
fahr, wie Hochschild (2003b) jüngst wieder be- 
tont hat, dass ein erhebliches Defizit an Fürsorge/ 
Care entsteht. Die industriegesellschaftliche Lö- 
sung von Fürsorge/Care, die darauf aufbaute, 
dass dies von Frauen zu leisten ist, führte einer- 
seits zur Desintegration der Frauen aus der Öf- 
fentlichkeit und andererseits zu einer starren 
Abgrenzung privater und öffentlicher Fürsor- 
geaufgaben. Selbst in der modernen Variante der 
Verteilung der Fürsorgeaufgaben auf beide Part- 
ner bleibt den Familien hingegen hinsichtlich der 
eigenen Kinder und der älteren Generation im- 
mer weniger Zeit für diese Fürsorge und Solida- 
rifäf, obwohl diese für die Existenz von Gesell- 
schaften ebenso wichtig sind wie ökonomischer 
Wohlstand. 

Eine Kemthese dieses Berichtes ist die An- 
nahme, dass die Balance zwischen Bildungs- und 
Berufsverläufen auf der einen Seite und der Ent- 
wicklung von Familienbeziehungen im Lebens- 
lauf auf der anderen Seite ebenso kompliziert ge- 
worden ist wie die Organisation alltäglicher 
Erwerbsarbeit und die Fürsorge für Andere. 
Ohne neue Konzepte der Verknüpfung von Bil- 
dung, Beruf, Partnerschaft, Elternschaft und 
Solidarität mit der älteren Generation ist nicht 
auszuschließen, dass die Fürsorge für die nach- 
wachsende Generation wie auch die Solidarität 
für die ältere Generation prekär wird. Ein zentra- 
les Anliegen dieses Berichtes wird es daher sein, 
Probleme und Lösungen zu diskutieren, die eine 
neue Balance formulieren zwischen privaten Le- 
bensvorstellungen und der individuellen Bereit- 
schaft, für andere Verantwortung zu überneh- 


men, sowie den geänderten Anforderungen durch 
Bildung, Berufskarrieren und alltäglicher Ar- 
beitszeit Rechnung zu tragen. Unter diesem As- 
pekt wird es auch eine Aufgabe der Zukunft sein, 
die Vernetzung von Familienmitgliedern und ih- 
ren Netzwerken mit professionellen und instituti- 
onellen, staatlichen und marktwirtschaftlichen 
Dienstleistungen nach neuen Organisationsfor- 
men gesellschaftlich notwendiger Arbeit jenseits 
der überkommenen Geschlechterrollen zu be- 
trachten. Doch die Entwicklung einer familien- 
freundlichen Arbeitswelt wird in Politik, Wirt- 
schaft und Öffentlichkeit immer noch als eine 
Aufgabe begriffen, die insbesondere dem 
Wunsch von Frauen nach einer Erwerbstätigkeit 
entgegenkommen soll. Das Thema der Verbin- 
dung von Erwerbs- und Familien verlauf kann 
aber kein frauenpolitisches Thema bleiben, son- 
dern muss auf die Arbeits- und Sozialisationsbe- 
teiligung von Männern und Frauen in allen Pha- 
sen der Familien-Dynamik abzielen. 

1.3 Chancen und Zwänge: 

Zeitorganisation 

ln Gesellschaften mit klaren und eindeutigen 
Wert Vorstellungen und Rollenmustem ist die 
Verteilung zwischen familialem und erwerbli- 
chem Engagement leichter zu erreichen als in 
Übergangsgesellschaften, in denen traditionelle 
Werte und Normen selbst zur Disposition stehen 
und eine Vielzahl unterschiedlicher Lebensfor- 
men nebeneinander existieren. 

Die Industriegesellschaft in der Bundesrepublik, 
wie sie sich in den 50er und 60er Jahren entwi- 
ckelt hat, übertrug das Modell industrieller Ar- 
beitsteilung und vertakteter Zeitstrukturen auch 
auf die Kombination zwischen privaten Bezie- 
hungen innerhalb der Familie und den von der 
Familie entwickelten gemeinsamen Gütern im 
Bereich der Entwicklung des Humanvermögens 
und der Fürsorge zwischen den Generationen. So 
war die Erziehung der Kinder nicht nur, wie es 
das Grundgesetz sehr allgemein definiert, „zu- 
vörderst Aufgabe der Eltern“, sondern die Erzie- 
hung der Kinder unter sechs Jahren war vor 
allem die Aufgabe der Mütter. Ab dem 
6. Lebensjahr und seit 1980 etwa ab dem 3. Le- 
bensjahr kamen Kindertagesstätte und Schule 
hinzu, mit auf die Erwerbszeiten kaum abge- 
stimmten Betreuungszeiten; die Verantwortung 
für die Erziehung endete mehr oder minder mit 
der Aufnahme der Lehre mit dem 14. Lebensjahr. 
Die früheren Familienberichte sprechen zwar im- 
mer von „Eltern“, doch wurde die Arbeitsteilung 
in diesem Bereich nicht grundsätzlich in Frage 
gestellt, sondern allenfalls als Konflikt unter- 
schiedlicher Wertpräferenzen der Mütter thema- 
tisiert. 


Erziehung der Kin- 
der unter sechs Jah- 
ren - bis dato Auf- 
gabe der Mütter 
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Trennende Organi- 
sation der Alltagszeit 
zwisehen den 
Geschleehtern 


Deutsehland rea- 
gierte zu langsam 
auf die Herausforde- 
rungen der spätmo- 
dernen Gesellschaft 


Das gilt auch in Bezug auf die Ehe, die das Bür- 
gerliche Gesetzbuch als Zugewinngemeinschaft 
interpretiert. Die Organisation dieser Zugewinn- 
gemeinschaft sah in der Regel so aus, dass die 
Verantwortung für die ökonomische Basis der 
Familie im wesentlichen beim vollerwerbstäti- 
gen Ehemann lag, während die Ehefrau vor allem 
für die Regeneration des Ehemanns und die Sozi- 
alisation der Kinder zuständig war. Diese seit 
Entstehen der Industriegesellschaft immer wie- 
der problematisierte Form der Arbeitsteilung 
schien schon aufgrund der Zeitorganisation des 
Alltagslebens kaum änderbar zu sein. Nicht nur 
in den 60er Jahren trieb die hoch arbeitsteilig or- 
ganisierte Gesellschaft der Bundesrepublik eine 
rigorose Trennung des Familien wohnens im Grü- 
nen und des Arbeitens in den Innenstädten und in 
den Industriequartieren voran und unterstützte 
damit auch räumlich eine die Geschlechter tren- 
nende Organisation der Alltagszeit. Der Zeitauf- 
wand und der Zeitstress als Folge dieser Art der 
Alltagsorganisation ist nur zu bewältigen, wenn 
die Erwerbs-Arbeitszeiten, die Schulzeiten und 
die Öffnungszeiten öffentlicher Einrichtungen 
neu aufeinander abgestimmt werden und zwi- 
schen allen beteiligten Familienmitgliedern die 
Bereitschaft und der Konsens bestehen, neue 
Formen der Organisation zwischen Privatheit 
und Öffentlichkeit mitzugestalten. Dieser Pro- 
zess der Neuabstimmung hat in anderen Ländern, 
wie etwa Frankreich, Schweden und Finnland, 
schon in den 70er Jahren begonnen, während in 
der Bundesrepublik mit einer vorsichtigen Poli- 
tik der Erziehungszeit und einer Garantie der 
Rückkehr zum Arbeitsplatz allenfalls Ansätze ei- 
ner neuen Struktur von Lebenslaufspolitik er- 
kennbar wurden. 

Eines kann mit Sicherheit über die Zukunft ge- 
sagt werden: Wir können davon ausgehen, dass 
das Modell geschlechter-segregierender Zeit- 
strukturen, der Arbeitsteilung zwischen Eltern- 
haus und Schule und der klaren Trennung zwi- 
schen ökonomischer Verantwortung für die Fa- 
milie und regenerativer Sozialisation keine 
Zukunft haben kann. Gesellschaften, deren öko- 
nomische Basis das Wissen und die Wissens- 
kompetenz der Gesellschaftsmitglieder darstellt 
und die ihr Geld im wesentlichen mit Dienstleis- 
tungen erwirtschaften, können die Balance zwi- 
schen privater Lebensführung und der Bereitstel- 
lung gemeinsamer Güter durch die Familie in 
dieser Organisationsform nicht mehr gewährleis- 
ten. Wir werden in diesem Bericht einige empiri- 
sche Belege für diese These vorlegen und gleich- 
zeitig auch aufzeigen, dass möglicherweise eine 
Reihe von Problemen, die die Bundesrepublik 
Deutschland im Bereich der Familie oder der 
familialen Lebensformen im Unterschied zu ande- 
ren europäischen Ländern aufweist, möglicher- 
weise damit Zusammenhängen, dass Deutsch- 


land, wie auch in anderen Bereichen der 
Industriegesellschaft, zu langsam auf die Heraus- 
forderungen einer postindustriellen Gesellschaft 
reagiert und nicht erkannt hat, dass Leistungen 
der Familien für die Gesellschaft eben nicht na- 
turwüchsig erbracht werden. 

1.4 Balance im Lebenslauf 

ln diesem Familienbericht wird es jedoch nicht 
vorrangig darum gehen, Probleme der Gegen- 
wart auf Versäumnisse in der Vergangenheit 
zurückzuführen. Vielmehr gilt es, neue Möglich- 
keiten aufzuzeigen, um auf die neuen Herausfor- 
derungen spätmodemer Gesellschaften zu rea- 
gieren. Der Fünfte Familienbericht (BMFuS 
1994) hat in großer Eindrücklichkeit die finanzi- 
ellen Investitionen in Familien dargestellt, die 
zur Entwicklung des Humanvermögens notwen- 
dig sind, und in gleicher Dringlichkeit deutlich 
gemacht, wie der Familienleistungsausgleich 
weiter auszugestalten sei; demgegenüber hat der 
Sechste Familienbericht (BMFSFJ 2000b) die 
Lebenssituation ausländischer Familien in großer 
Klarheit behandelt und mit einer Fülle von For- 
derungen verdeutlicht, wie sich diese Lebenssitua- 
tion verbessern könnte. Wir wollen in diesem 
Bericht versuchen, die Frage der Balance zwi- 
schen den privaten Aspekten von Familie und 
den durch die Familie bereitgestellten gemeinsa- 
men Gütern als eine Frage der neuen Integration 
zwischen Familie beziehungsweise familialen 
Lebensformen und der Lebensumwelt von Fami- 
lien zu interpretieren. 

Wir gehen davon aus, dass sich eine neue Ba- 
lance zwischen den privaten und persönlich be- 
friedigenden Beziehungen von Partnern, Kin- 
dern, Eltern, Großeltern und Enkeln über längere 
biographische Lebensphasen hinweg erst dann 
wieder einstellen wird, wenn auch die verschie- 
denen Lebensbereiche, in denen sich die Famili- 
enmitglieder bewegen, aus der Sicht der Famili- 
enmitglieder besser miteinander in Einklang 
gebracht werden können. Dabei lassen sich pri- 
vate Vorstellungen von personalen Beziehungen, 
Intimität und eigener Zukunft dann so verwirkli- 
chen, dass auch die gemeinsamen Güter, die die 
Familie herstellt, als Ergebnis dieser Investitio- 
nen in private und personale Lebensvorstellun- 
gen und Lebensformen entstehen können. 

Damit greifen wir zum Teil eine alte Argumenta- 
tion wieder auf, die kurz nach dem Zweiten 
Weltkrieg von dem aus der Schweiz zurückge- 
kehrten Familiensoziologen Rene König (1974a) 
entwickelt wurde. König hatte mit anderen Fami- 
lienforschem in den 20er und 30er Jahren die 
Konzentration der Familie auf den Familienkem 
miterlebt und wies schon damals darauf hin, dass 
der Ausdifferenzierungsprozess moderner Ge- 
sellschaften mit ihrer hohen Spezialisierung eben 


Neue Integration 
zwischen Familie 
und ihrer Le- 
hensumwelt 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-9- 


Drucksache 16/1360 


Desintegrationspro- 
zess moderner 
Familien 


Mobiler Single als 
Prototyp spätmoder- 
ner Erwerbstätiger 


auch dazu beiträgt, dass sich Familienbeziehun- 
gen zunehmend nur auf die Eltern mit ihren klei- 
nen Kindern konzentrieren und damit Beziehun- 
gen zur Nachbarschaft und zur Verwandtschaft 
an Bedeutung verlieren können. Diesen Prozess 
bezeichnete er als Desintegrationsprozess mo- 
derner Familien, der durch die Art der Bautätig- 
keit in den 50er und 60er Jahren durchaus massiv 
unterstützt wurde, ln dieser Zeit begann weltweit 
die Trennung von Erwerbsarbeit im Zentrum der 
Stadt und dem Leben am Stadtrand, in Levittown 
bei New York (1949) ebenso wie in Marzahn bei 
Berlin (Scott 1998). König hielt diese Desinteg- 
ration für die Familien für nicht unproblema- 
tisch, weil dadurch eine Desorganisation familia- 
1er Beziehungen und damit ein zunehmendes 
Brüchigwerden der Familie nicht auszuschlie- 
ßen sei. Wenn die Familienmitglieder sich als Fa- 
milie nur noch über ihre innerfamilialen Bezie- 
hungen definieren und alle anderen Beziehungen 
völlig unabhängig von der Familie aufgebaut 
werden, steht und fällt die Beziehung in der Fa- 
milie mit der unmittelbaren Qualität der Einzel- 
beziehungen der Familienmitglieder untereinan- 
der. ln Krisen und Konfliktsituationen, aber auch 
bei gemeinsamen Unternehmungen wie Urlaub 
oder Feierabend, fehlt jedes Netz von Bezie- 
hungsmustem, das eine Familie braucht, um 
nach innen und außen in angemessener Weise auf 
unterschiedliche Lebenssituationen reagieren zu 
können. Diese sehr frühe Diagnose familialer Le- 
benssituation der späten 60er Jahre interpretierte 
Coleman (1986) als ein wesentliches Problem 
der Familie in spätmodemen Gesellschaften und 
wies darauf hin, dass Familien ohne nachbar- 
schaftliche Unterstützung, ohne einen Kranz von 
Freunden, Verwandten und Bekannten, jene 
Leistungen, die man in der Regel von der Fami- 
lie erwartet, gar nicht erbringen können. 

1.5 Integration: Familie und Kontext 

Die Frage der Desorganisation bezieht sich aller- 
dings nicht nur auf die Einbettung der Familien- 
mitglieder in soziale Netze, sondern auch auf die 
Frage, wie eigentlich Liebe und Fürsorge, Zunei- 
gung und Partnerschaft in spätmodemen Gesell- 
schaften zu organisieren sind. Dabei geht es so- 
wohl dämm, stabile befriedigende Beziehungen 
einzugehen, sich für Kinder zu entscheiden, be- 
reit zu sein, die kindliche Entwicklung so zu for- 
dern, dass die Kinder die Lebenschancen erhal- 
ten, die die Gesellschaft ihnen ermöglicht, als 
auch um die Bereitschaft, mit der älteren Genera- 
tion Kontakt zu pflegen und damit die Solidarität 
zwischen den Generationen aufrechtzuerhalten. 
Dabei ist nicht beabsichtigt, Ideen und Vor- 
schläge zu entwickeln, wie eine staatliche Fami- 
lienpolitik in diesen Bereichen intervenieren soll, 
was ohne Verändemng der Bereiche selbst ver- 
mutlich kontraproduktiv wäre. Vielmehr wird 


untersucht, ob spätmodeme Gesellschaften sol- 
che Formen privater Lebensfühmng überhaupt 
ermöglichen, denn die öffentliche Debatte stellt 
das häufig mit ökonomischen Argumenten in 
Frage und nennt den mobilen Single (Münch 
1993; Sennett 1996), der ohne feste persönliche 
Bindungen lebt, als Prototypen spätmodemer Er- 
werbstätiger. Diejenigen, die sich in feste Bezie- 
hungen begeben, werden als eher antiquiert und 
nicht geeignet für spätmodeme Erwerbsgesell- 
schaften angesehen. 

Vermutlich stellen aber solche Vorstellungen 
eine Radikalisierang des ausdifferenzierten und 
hoch spezialisierten Modells einer arbeitsteilig 
organisierten Industriegesellschaft dar, in der 
einzelne Arbeitnehmer bzw. Arbeitnehmerinnen 
zeit- und raumunabhängig überall eingesetzt 
werden können. Diese Vorstellungen werden sich 
insgesamt nicht durchsetzen können, weil letzt- 
lich alle Formen menschlicher Arbeit auf Zusam- 
menarbeit, wechselseitige Unterstützung und 
personale Beziehungen angewiesen sind. Soziale 
Beziehungen, auch in der Arbeitswelt, müssen 
sich aber nicht notwendigerweise nur auf die In- 
stitution konzentrieren, in der man gerade agiert, 
sondern können sich auf Netzwerke beziehen, 
die über mehrere Institutionen hinausreichen. 
Die Einbettung in enge private Beziehungen (so- 
ziale Netzwerke) scheint in spätmodemen Ge- 
sellschaften genauso wichtig zu sein wie in In- 
dustriegesellschaften; nur erfordert offenkundig 
die zunehmende Flexibilisiemng von Zeit- und 
Arbeitsstmkturen auch die Integration in weitere 
Unterstützungsnetzwerke, die es ermöglichen, 
auf diese flexiblen Anfordemngen reagieren zu 
können. Nicht der singuläre Nomade, sondern 
das handelnde Subjekt, das über ein enges (inti- 
mes) und ein weites soziales Netz Ressourcen 
mobilisieren kann, wird sich mit diesen neuen 
Anfordemngen angemessen auseinandersetzen 
können. Die zunehmende Gefahr der Desorgani- 
sation der modernen Familien ist sinnvollerweise 
nur dann zu überwinden, wenn die Möglichkei- 
ten solcher Netzwerke in Nachbarschaft, Ge- 
meinde und Betrieb entwickelt werden. 

Eine weitere zentrale Annahme dieses Berichtes 
ist es daher, dass auf die Herausfordemng spät- 
modemer Gesellschaften im Bereich der Fami- 
lien nicht nur dadurch reagiert werden kann, dass 
eine neue Balance in Bezug auf die Neuorganisa- 
tion von Zeitstmkturen gefunden wird, sondern 
es bedarf auch einer neuen Integration zwischen 
Familien, Gemeinden, Arbeitsorten und Nach- 
barschaft. Diese neue Form der Integration be- 
trifft zum einen die kommunale Infrastmktur mit 
der vorschulischen Kinderbetreuung, der Tages- 
betreuung von Schulkindern und der Betreuung 
der alten Menschen, und zum andern die Ent- 
wicklung von betrieblichen Angeboten hinsicht- 
lich der Arbeitszeit wie aber auch der Koopera- 
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tion bei der Infrastruktur-Entwicklung mit den 
Gemeinden. Darüber hinaus kommen, wie der 
Sechste Familienbericht (BMFSFJ 2000b) deut- 
lich herausgearbeitet hat, auf den vorschulischen 
und schulischen Bereich vermehrt Anforderun- 
gen hinsichtlich der Integration von Kindern und 
Jugendlichen unterschiedlicher sprachlicher Her- 
kunft zu. Solche Integrationsleistungen können 
nur gemeinsam mit den Eltern erreicht werden, 
so dass es hier auch um ganz neue Bildungsan- 
forderungen geht, in die auch die Eltern einbezo- 
gen werden müssen. Diese Formen von Integra- 
tionsleistungen können notwendigerweise nur im 
alltäglichen Kontext von Nachbarschaft und Ge- 
meinde geleistet werden, weil auf diese Weise 
soziale Netzwerke zur wechselseitigen Unter- 
stützung entstehen können. Die sich abzeichnen- 
den Herausforderungen an neue Konturierungen 
des Verhältnisses von privater und öffentlicher 
Leistung in der Früh-, Vorschul- und Grund- 
schulfÖrderung, aber auch in der Kranken- und 
Altenbetreuung stellen die bisherigen Gegensatz- 
Konstruktionen zwischen dem Privatraum Fami- 
lie, den kommunalen Netzwerken und öffentli- 
chen Angeboten in Frage und geben zugleich der 
integrativen Leistungsfähigkeit von Familie und 
kommunaler Infrastrukturpolitik für trag- und 
entwicklungsfähige Standortpolitiken von Städ- 
ten und Gemeinden neue Aufmerksamkeit. 

Gesellschaftliche Integration bedeutet, sowohl die 
Voraussetzungen für die subjektive Integrations- 
fähigkeit der nachwachsenden Generation zu 
schaffen als auch die Integrationsfähigkeit von 
Kooperationsprojekten zwischen Familie, Schule, 
Jugend- und Altenhilfe, von informellem und in- 
stitutionellem Lernen im kommunalen Raum zu 
betrachten. Der Blick auf Familie als kommunale 
Ausgabenseite reicht nicht mehr, seit Väter und 
Mütter ihre Arbeitsplatzentscheidungen auch 
von den Lebens- und Entwicklungschancen aller 
Familienmitglieder abhängig machen und sich 
der Bedeutung des Standorts des Familienlebens 
im kommunalen Kontext bewusst werden. Jedes 
der Familienmitglieder muss sich einmischen, 
aber auch die Voraussetzungen bekommen, sich 
einmischen zu können in Strukturen, die Integra- 
tion und nicht den Rückzug fordern. Der Blick 
auf die Familie als konsumtiver Kostenfaktor 
verändert sich zum „Blick auf Familie als Inves- 
tor in kommunale Netzwerke“. 

1.6 Innerfamiliale Dynamiken 

Ohne Zweifel stellt die Weiterentwicklung oder 
Neuorganisation von beruflichen und familialen 
Lebensläufen, das Leben in einer zunehmend 
ethnisch heterogenen Bevölkerung und die Auf- 
lösung klassischer Geschlechter-Zuständigkei- 
ten eine große Herausforderung an die Fähigkei- 
ten aller Beteiligten dar, hier eine neue Balance 
herzustellen. Es fehlt sowohl die Sicherheit der 


Lebensperspektiven der Industriegesellschaft 
wie aber auch die Sicherheit, sich an tradierten 
Rollen orientieren zu können. Familie im Alltag 
zu leben, die vielfältigen Beziehungsmuster auf- 
rechtzuerhalten und die ökonomische Sicherheit 
des Familienhaushalts zu gewährleisten, setzt in 
einer Welt, in der Lebensperspektiven ebenso un- 
sicher geworden sind wie traditionelle Rollen- 
vorstellungen, ganz andere Strategien der Le- 
bensbewältigung voraus. 

Solche Übergangszeiten sind durch eine Vielzahl 
von Faktoren gekennzeichnet, die manche als 
eine Krise der Familie interpretieren. Dabei wird 
allerdings vergessen, dass schon im 20. Jahrhun- 
dert wie auch zu Zeiten der französischen Revo- 
lution in Umbruchzeiten ähnliche Phänomene zu 
beobachten waren wie heute. Die Scheidungsra- 
ten waren im Berlin der 20er Jahre höher als 
heute, der Anteil der unverheirateten jungen Er- 
wachsenen war in etwa der heutigen Quote ver- 
gleichbar und auch das Heiratsalter lag kaum un- 
ter dem heutigen durchschnittlichen Heiratsalter. 
Damals wie heute wurde befürchtet, dass die Fa- 
milie nicht mehr in der Lage sei, gemeinsame 
Güter herzustellen, die Regeneration und Repro- 
duktion zu gewährleisten, sowie auch die Sozia- 
lisation der Kinder zu sichern. Die Thesen von 
Ogbum und Tippitts in ihrem Bericht an den US- 
Präsidenten Hoover lesen sich heute wie eine Be- 
schreibung der Probleme, die die Krise der Fami- 
lie der Gegenwart beschreiben, obwohl jener Be- 
richt 1933 publiziert wurde und sich nur auf die 
amerikanische Familie bezog (Ogbum/Tippit 
1933). 

Die Beschwörung der Vergangenheit als einer 
besseren Zeit blendet in der Regel die Schwierig- 
keiten und Probleme jener Zeit aus und legt poli- 
tisch den Schluss nahe, sich für die Zukunft an 
der Vergangenheit orientieren zu können. Damit 
werden aber gerade jene Probleme verschüttet, 
die es heute so schwierig machen, Familie zu le- 
ben. So gilt beispielsweise für viele hoch entwi- 
ckelte Industriegesellschaften, dass Frauen in 
wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Spitzen- 
positionen entweder kinderlos sind oder aber sol- 
che Positionen gar nicht erreichen. Dies gilt für 
die USA und Nordeuropa ebenso wie für 
Deutschland, aber auch für die Beitrittsländer der 
EU. Eine 50-prozentige Kinderlosigkeit von 
Frauen in Spitzenpositionen ist in den USA ge- 
nauso selbstverständlich wie bei uns, und der 
Anteil weiblicher Professoren hegt selbst in 
Schweden nur bei 12 Prozent. Offenkundig sind 
Karrieremuster und familiale Lebensformen mit 
Kindern in den hoch entwickelten Industriege- 
sellschaften für Frauen kaum vereinbar (Europäi- 
sche Kommission 2002a). 

Dabei nimmt vor allem die Geschlechterfrage 
heute eine unerwartete Wende. Erwerbliche und 
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private Einbindungsmuster in Geschlechter-Un- 
gleichheit - bisher als eine der zentralen Wei- 
chenstellungen auch geschlechtsspezifischer So- 
zialisation ausgemacht - zu problematisieren, 
erhält durch die Umstrukturierung der Erwerbs- 
arbeit im Wandel von der Industrie- zur Dienst- 
leistungsgesellschaft eine neue Bedeutung. Sie 
legt es nahe, Geschlechterzuschreibungen in fa- 
milialem Alltag und Praxis hinter sich zu lassen, 
um den Kindern Zugänge zu gegengeschlecht- 
lich stereotypisierten Berufen zu eröffnen. Wäh- 
rend die Arbeitsplätze im warenproduzierenden 
Sektor deutlich zurückgegangen sind, entstehen 
im Dienstleistungssektor - und zwar auch in den 
technischen Dienstleistungsbereichen - Berufe 
mit Qualifikationsprofilen, die neben techni- 
schen Kompetenzen auch bisher weiblich stereo- 
typisiertes kulturelles und soziales Kapital benö- 
tigen, um erfolgreich handeln zu können. 

Im Sinne einer zukunftsorientierten Argumenta- 
tion für die Vereinbarkeit unterschiedlicher Le- 
bensbereiche ist es wichtig herauszuarbeiten, 
worüber diese Widersprüchlichkeiten heute ge- 
stützt werden und wie man mit ihnen umgehen 
kann. Dabei kann die Lösung nicht allein darin 
liegen, über den Wandel von familialen Bezie- 
hungen Innovationen zu erwarten, sondern es 
geht auch darum, herauszuarbeiten, wie berufli- 
che Karrieren neu organisiert werden können. 

I.7 Internationale Kontrastierung 

Hinsichtlich der Frage der zukünftigen Gestal- 
tung einer neuen Balance zwischen Erwerbsar- 
beit, Lebensläufen, der Entwicklung privater Be- 
ziehungen und familialen Leistungen für die 
Gesellschaft haben wir uns bemüht, einige aus- 
gewählte europäische Länder in die Analyse ein- 
zubeziehen, ohne jedoch damit einen systemati- 
schen Gesellschaftsvergleich durchzuführen. Da 
aber andere Länder mit ähnlichen Problemen und 
Fragestellungen konfrontiert sind und vielleicht 
bereits Lösungen skizziert haben, die auch in 
Deutschland, wenn auch modifiziert, sinnvoll ge- 
nutzt werden könnten, scheint uns eine verglei- 
chend kontrastierende Methode zur Entwicklung 
von Zukunftsperspektiven eine hilfreiche Strate- 
gie zu sein. 

Eine solche Kontrastierung hat auch den un- 
schätzbaren Vorteil, nicht nur zu erkennen, dass 
andere Länder zu Karrieren und familialen Le- 
bensläufen schon zukunftsorientierte Lösungen 
haben, sondern auch zu sehen, was in Deutsch- 
land manchmal unterschätzt wird, nämlich wel- 
che Vielfalt familialer und verwandtschaftlicher 
Lebensformen heute in Europa besteht. Die Plu- 
ralität familialer Lebensformen ist keinesfalls ein 
Phänomen der Neuzeit, sondern auch das Ergeb- 
nis unterschiedlicher kultureller Muster. Solche 
Vergleiche machen deutlich, dass sich mögli- 


cherweise auch bei hoher Vielfalt bestimmte 
Grundprobleme und -Strukturen unter ganz un- 
terschiedlichen Umständen zeigen. So ist die 
starke Betonung der Familie als einer Kemfami- 
lie, wie das in Deutschland geschieht, eher ein 
deutsches Phänomen, weil in anderen Ländern, 
wie in Schweden oder Frankreich, das Verwandt- 
schaftssystem in seiner Bedeutung in der Regel 
einbezogen wird, wenn es um die Analyse fami- 
lialer Entwicklungen geht (Gullestad/Segalen 
1997). Auch die extreme Betonung der Familie 
als einer privaten Angelegenheit, wie dies in 
Deutschland und insbesondere England üblich 
ist, findet sich nach Aussagen von Segalen in 
Frankreich nicht: Dort ist Familie viel stärker 
eine gemeinsame Angelegenheit. Dieser Blick 
über die Grenze soll aber nicht nur die Vielfalt 
familialer Lebensformen verdeutlichen, sondern 
vor allem dabei helfen, Wege aufzuzeigen, von 
denen wir lernen können. Wenn wir in diesem 
Bericht mehr nach Westen als nach Osten 
schauen, so hängt dies damit zusammen, dass die 
Forschungsinfrastruktur und die vorhandenen 
Daten auf Grund der historischen Tradition der 
EU und des Europarates bisher viel stärker die 
westlichen Entwicklungen thematisieren als die- 
jenigen in Osteuropa. 

1.8 Perspektivenverschränkung: 

Vom Blick auf Familie als 
privatem Lebensraum zum Blick 
auf Chancenverwobenheit 

Weiblichkeit und Männlichkeit als biologisch be- 
gründete soziale Konstruktionen durchdringen 
alle Lebensbereiche und sind tief in die Struktu- 
ren von Institutionen eingelassen. Sie durchzie- 
hen sowohl den Familienalltag als auch die 
Bindung der Generationen an Geschlechtszu- 
ständigkeiten. Sie prägen die soziale Platzierung, 
die Lebensstile und die Lebenschancen von 
Mädchen und Jungen bzw. Frauen und Männern 
auf vielfältige und entscheidende Weise. Sie ver- 
knüpfen die familiale Arbeitsteilung mit der Or- 
ganisation der Berufswelt. Sie strukturieren das 
Erziehungs-, Bildungs- und Ausbildungssystem 
und sie bestimmen Chancen und Formen der 
Teilhabe von Frauen und Männern an Öffentlich- 
keit und Privatheit. Diese Prozesse sind sehr viel- 
schichtig und sehr widersprüchlich. Jedoch, so 
Rosemarie von Schweitzer in aller Radikalität: 
„Selbst die hämischsten publizistischen Glossen, 
wie die standfestesten und stursten wissenschaft- 
lichen Ignoranzen, können nicht mehr darüber 
hinwegtäuschen, dass immer mehr Menschen, 
wenn auch in erster Linie die Frauen, nicht mehr 
bereit sind, die Defizite in der Geschlechtersoli- 
darität und damit verknüpft die „einäugige“ 
männliche Definitionsmacht in Politik, Wirt- 
schaft, Gesellschaft und Wissenschaft zu ertra- 
gen. Mit Recht wird auch nach einem neuen 
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Menschenbild gefragt, das nicht nur im männli- 
chen Sprachgebrauch und Denkmuster ge- 
schlechtsneutral, universalistisch und radikal in- 
dividualistisch formuliert erscheint, sondern 
auch spezifisch weiblichen Erfahrungs- und 
Denkvorstellungen sowie sprachlichen Sinn- und 
Selbstverständnissen entspricht, so dass sich in 
Zukunft nicht nur Männer und nur die wie Män- 
ner lebenden oder feministischen Frauen als 
„moderne Subjekte“ identifizieren können“ (von 
Schweitzer 1997, 31). 


Unterscheiden zwi- 
schen Ebene der Dis- 
knrse und sozialer 
Praxis 


Es lohnt sich, zwischen der Ebene der Diskurse 
und der der sozialen Praxen zu unterscheiden, 
aber auch zwischen den Orten und Typen von 
Arbeit. Diese verschieben sich gesellschaftlich 
wie individuell, so dass Optionen, die nur einen 
Typus von Arbeit ins Zentrum setzen und die an- 
deren daraufhin ausrichten, das Ausbalancieren 
von Beteiligungschancen erschweren. Vielmehr 
sind alle Typen von Arbeit für beide Geschlech- 
ter und Generationen nebeneinander zu sehen 
und erneut zu fragen, wie sie miteinander ver- 
netzt sind. 


Diese Erkenntnisse laden dazu ein, das Problem 
der Zukunftssicherung von, in und über Familien 
als öffentlich-gesellschaftliche und privat-indivi- 
duelle Verflechtungen zu untersuchen. Auf der 
Subjektseite zeigen sich Verflechtungen als per- 
sönliche Beziehung im Binnenraum, d. h. als 
Verknüpfung zwischen Individuum - Indivi- 
duum. Sie formulieren die subjektive Seite des 
Sich-Einlassens auf andere mit ihren Folgen für 
den individuellen Lebenslauf, für das Wohlerge- 
hen von Familie und ihren Mitgliedern, in Bezug 
auf familiale/erwerbliche Arbeitsteilung und 
Existenzsicherung, auf Versorgungs-, Betreu- 
ungs- und Unterstützungsleistungen zwischen 
den Geschlechtern und den Generationen, auf in- 
nerfamiliale Mitspracherechte, Anteilszurechen- 
barkeit von Familieneinkommen und dessen Ver- 
teilungsprinzipien. 

Vor allem Studien zu männlichen und weiblichen 
Lebensläufen belegen, dass das Verhältnis von 
geschlechts- und generationenspezifischen Diffe- 
renzen, mehr oder minder verdeckt, auch aus dem 
Verhältnis Individuum-externe Strukturen resul- 
tieren. ArbeitgeberZ-innen gehen mit männlichen 
und weiblichen Personen unterschiedlich um, 
trotz geschlechtsneutraler Formulierungen und 
Gesetzeslagen. Auf dem Arbeitsmarkt stehen sich 
eben nicht Arbeitgeber und Arbeitnehmer und Ar- 
beitnehmerinnen gegenüber, sondern private/ 
öffentliche Institutionen und familienbelastete 
Arbeitnehmerinnen und familiengestützte Arbeit- 
ter Umgang in Be- nehmen Der geschlechtsdifferente Umgang (sei 
trieben und öffentli- es die Einstellungs- und Förderpraxis der Be- 
chern Leben triebe, sei es die Tarifpolitik der Gewerkschaften) 
ist dabei nicht Resultat geschlechtsspezifischer 
Leistungsfähigkeit, sondern unterstellter Ge- 


schlechterdifferenz in der Arbeitsmarktverfüg- 
barkeit der Person. Betriebe gehen vom Prinzip 
des traditionellen Geschlechterverhältnisses als 
Handlungsmodell aus und „arbeiten“ mit der Fa- 
miliendifferenz zwischen Männern und Frauen, 
indem sie Unterschiede im weiblichen und männ- 
lichen Lebenslauf voraussetzen und erzeugen, mit 
der Konsequenz sich selbst erfüllender Prophe- 
zeiung für innerfamiliales Leben. 

Auch das Verhältnis Institution - Staat, das heißt 
des Zusammenspiels unterschiedlicher Institutio- 
nen und staatlicher Ordnungspolitiken unterein- 
ander, tangieren die Zukunflschancen von Fami- 
lie. So sind die steuerlichen Leistungen für 
Familien nur feilweise an den finanziellen Be- 
dürfnissen der Familien im Verlauf der Famili- 
enentwicklung orientiert. Überwiegend orientie- 
ren sie sich an institutioneilen Vorannahmen über 
Ehe und Familie. 

Hingegen stellen Angebote der öffentlichen 
Hand, Projekte im Umfeld der Selbsthilfe und 
privatwirtschaftlicher Dienste ein Bündel der 
Vemetzungsmöglichkeiten von Privatheit und 
Öffentlichkeit dar, die durchaus den Entfaltungs- 
möglichkeiten aller Familienmitglieder und 
einbezogener Institutionen zugute kommen. An- 
gelpunkt sind gesellschaftliche Rahmenbedin- 
gungen, die es ermöglichen, gleichzeitig indivi- 
duelle Eigenständigkeit, familiale Entfaltung und 
soziale Einbindung zu erwerben. Aspekte wie 
selbstständige Aneignung der Umwelt, die Er- 
fahrung eigener Handlungs- und Gestaltungs- 
kompetenzen sowie die Qualität der den Alltag 
prägenden Beziehungsmuster schließen den 
Kreislauf zur Ebene Individuum - Individuum. 

Familie ist entsprechend eine soziale Konstruk- 
tion, deren Konstrukteure im Binnen- und im 
Außenverhältnis von Familie wirken, fm Außen- 
verhältnis sind es einerseits jene Akteure, die auf 
den Lebenslauf von Vätern und Müttern, Kin- 
dern und Großeltern Einfluss nehmen, anderseits 
ist es staatliches Handeln im Raum der Institutio- 
nen und familienpolitische Interventionen auf 
der Bundes-, Landes-, kommunalen Ebene als 
Gestalterinnen des sozialen Umfeldes und der 
Zuwendungen an Familie, fm Binnenverhältnis 
sind es alle am Familienleben Beteiligten. Sie 
stellen als Familienmitglieder auf der Basis per- 
sönlicher Beziehungen besonderer Art die Fami- 
lie in ihrem Alltag immer wieder her. Dass diese 
alltäglichen Herstellungsleistungen per Versor- 
gung in Kooperation, Absprachen, Aushandlun- 
gen, Sicherungen von Verlässlichkeit und wech- 
selseitigem Vertrauen die Familie heute bei aller 
Zerbrechlichkeit tragen, enthält auch die Chance 
für neue Geschlechterbeziehungen und Entwick- 
lung von Partizipation für alle Befeiligten. Die 
neue Binnenkonstruktion ist Ergebnis der Post- 
moderne und eine besondere Leistung von Fami- 
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lie heute, die allerdings der Gesellschaft ihrer- die Familie in der Lage, die für die Gesellschaft 
seits besondere Verantwortung für die Familie notwendigen gemeinsamen Güter auch herzu- 
als gelebtem Alltag überträgt. Denn nur dann ist stellen. 
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Pluralität familialer 
Lebensformen wich- 
tiges Merkmal euro- 
päischer Familien 


II. Familien In Europa 


11.1 Europäische Vielfalt familialer 
Lebensformen 

Die Vielfalt privater Lebensformen, wie Einper- 
sonenhaushalte, allein Erziehende, nicht verhei- 
ratete Lebensgemeinschaften, Lebensgemein- 
schaften, die nicht Zusammenleben, mit und ohne 
Kinder, oder Stief-, Patchwork- und Fortset- 
zungsfamilien werden häufig als Ausdruck der 
zunehmenden Herauslösung der Menschen aus 
Bindungen und Verpflichtungen der traditionalen 
Kemfamilie interpretiert. Um Aussagen über zu- 
künftige Entwicklungen familialer Lebensfor- 
men zu machen und neue Balancen zwischen Fa- 
milie und Arbeitswelt, zwischen elterlicher 
Verantwortung und institutioneller Erziehung, 
zwischen Familie und Nachbarschaft zu erörtern 
- wie in diesem Familienbericht - ist eine Be- 
rücksichtigung historischer Entwicklungen fami- 
lialer Lebensformen wichtig. Dies aber nicht, um 
die Vergangenheit zu idealisieren, sondern um 
die Gegenwart und Zukunft auf der Basis einer 
einigermaßen realistischen Einschätzung von 
bisherigen Entwicklungen zu diskutieren 

Die Pluralität familialer Lebensformen ist ein 
wichtiges Merkmal europäischer Familien, und 
in vielen Ländern Europas spielte die Abstam- 
mungsfamilie und damit verbunden die Mehrge- 
nerationenfamilie in komplexen Haushaltsstruk- 
turen gegenüber der Gattenfamilie nur eine 
untergeordnete Rolle. Die ökonomische Basis 
der Familien wurde durch die gemeinsamen 
Leistungen von Mann und Frau gesichert und bei 
einer neu zu gründenden Familie war die ökono- 
mische Selbstständigkeit eine Grundvorausset- 
zung für die Eheschließung. Deshalb wurde spät 
geheiratet und beim Tod des Partners/Partnerin 
auch häufig wieder geheiratet. Die besonders he- 
rausgehobene Verantwortung der Eltern für die 
Entwicklung der Kinder und die graduell zuneh- 
mende rechtliche und ökonomische Selbststän- 
digkeit der Kinder sind soziale Konstruktionen, 
die wir heute als selbstverständlich ansehen, 
ohne dass dies in anderen Ländern akzeptiert 
wird, wie beispielsweise die Partnerwahl zeigt. 

Menschen waren immer mehrheitlich gezwun- 
gen, auf der Basis eigener Wertvorstellungen 
Familien zu bilden oder zu entwickeln. Die His- 
torikerin Hareven (1999) betont, dass die He- 
rausforderung, das eigene Leben so zu gestalten, 
dass es mit den Lebensentwürfen wichtiger Be- 
zugspersonen übereinstimmt, ein zentrales und 
bestimmendes Element der Lebensperspektiven 


in den letzten 200 Jahren gewesen ist. Dabei sind 
diese Entwürfe nicht frei und unabhängig von 
den sozialen, ökonomischen und rechtlichen Be- 
dingungen der jeweiligen Gesellschaft. Das ge- 
meinsame Erbe und die kulturelle Vielfalt ergibt 
die Möglichkeit, durch die Kontrastierung der 
Entwicklungen in verschiedenen europäischen 
Ländern die jeweiligen familienpolitischen Stra- 
tegien auf ihre möglichen Effekte hin zu untersu- 
chen. Wenn wir erreichen, dass diese Perspektive 
der Kontrastierung von Unterschieden und Ge- 
meinsamkeiten sowie kultureller Vielfalt der eu- 
ropäischen Länder in Zukunft bei familienpoliti- 
schen Diskussionen berücksichtigt wird, hätte 
dieser Bericht schon viel erreicht. Viele der sehr 
grundsätzlichen Diskussionen, etwa zur Rolle 
des Zusammenwirkens von Eltern und öffentli- 
cher Kinderbetreuung, erscheinen unter einer 
solchen Perspektive weniger grundsätzlich und 
lassen auch pragmatische Lösungen zu. Für den 
Familienbericht ergibt sich aus dieser Perspek- 
tive zudem die Notwendigkeit, die strukturellen 
Gegebenheiten der Lebensläufe der Familienmit- 
glieder herauszuarbeiten, wie aber auch die Her- 
stellungsleistungen der Mitglieder im familialen 
Lebenslauf deutlich zu machen. Familie, familia- 
les Handeln und Familienentwicklung werden in 
dieser Perspektive nicht auf das Handeln ihrer 
einzelnen Mitglieder reduziert, vielmehr wird da- 
von ausgegangen, dass erst durch die Analyse 
der strukturellen Bedingungen der Lebensläufe 
der Mitglieder und der Analyse der gemeinsa- 
men Herstellungsleistungen die konstitutiven 
Elemente familialen Lebens deutlich gemacht 
werden können (Mitterauer 2003). 

11.1 .1 Der erste demografische 
Übergang und das Modell 
der „Hausfrauenehe“ 

Am Beginn des 20. Jahrhunderts lag das Heirats- 
alter mit 28 bis 29 Jahren für Männer und 25 bis 
26 Jahren für Frauen in Westeuropa viel höher 
als in den osteuropäischen Ländern, wo es etwa 
drei Jahre niedriger lag (Tomka 2001). Auch die 
durchschnittliche lebenslange Ehelosigkeit mit 
12 bis 14 Prozent war recht hoch; zudem waren 
die Haushalte in Westeuropa mit knapp vier Per- 
sonen im Durchschnitt kleiner als osteuropäische 
Haushalte. Auch zeigt die Entwicklung der Ge- 
burtenraten zwischen 1900 und 1920 eine relativ 
gleichförmige Abnahme in Schweden, Holland, 
Deutschland und Frankreich, wobei sich aller- 
dings dieser Rückgang in Frankreich teilweise 


Lebensläufe der 
F amilienmitglieder 
im Mittelpunkt 
(der Betraehtung) 


Glelehförmiger 
Riiekgang der 
Gebnrtenraten 
um 1900 
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Abbildung 11.1 


Proportion of childless women by generation, 1900 - 1960 
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Quelle: UNO, Partnership and reproductive behaviour in low-fertility countries. ESA/P/WP. 177, 2003, S. 69 


früher und schneller vollzogen hatte. So lagen 
um 1910 die Geburtenraten in diesen Ländern 
(bis auf Frankreich) bei 3,3 Kindern pro Frau und 
sanken bis 1920 in Deutschland auf 2,6 und in 
England auf 2,4 Kinder ab (Livi Bacci 1998). 

Livi Bacci (1998) zeigt für die beiden westeuro- 
päischen Länder Frankreich und Deutschland, 
aber auch für Spanien und die USA bis zur Gene- 
ration der um 1930 geborenen Frauen eine relativ 
gleichförmige Abnahme der Kinderlosigkeit von 
1 5 bis 25 Prozent auf etwa 5 bis 8 Prozent. Inte- 
ressant ist, dass die Spreizung bei den Geburten- 
raten bei den nach 1940 geborenen Frauen in 
Westeuropa und Nordamerika deutlich zunimmt, 
ln Spanien und Frankreich liegt die Kinderlosig- 
keit zwischen 8 und 12 Prozent, während sie in 
Westdeutschland 28 Prozent und in den USA 


20 Prozent erreicht. Beim Vergleich von Frank- 
reich und Deutschland im gleichen Zeitraum hin- 
sichtlich Verheiratung und Kinderlosigkeit, geht 
die Kinderlosigkeit in Frankreich und Deutsch- 
land von den 1900 geborenen auf die 1940 gebo- 
renen Frauen dramatisch zurück, um dann aber 
nur in Deutschland bei den nach 1950 geborenen 
Frauen wieder deutlich zu steigen. Auch die Ver- 
heiratetenquoten in Deutschland und Frankreich 
verlaufen bis zu den Geburtskohorten von 1940 
weit gehend parallel und dies auch bei den nach 
1950 Geborenen, ln Westdeutschland folgt die 
zunehmende Kinderlosigkeit der steigenden Ehe- 
losigkeit, in Frankreich jedoch nicht. Daran wird 
deutlich, dass es neben den generellen Entwick- 
lungstendenzen offenkundig auch noch länder- 
oder regionenspezifische Faktoren gibt, die sol- 
che demografischen Umbrüche beeinflussen. 


Länder- oder regio- 
nenspezifische 
Faktoren beeinflus- 
sen die demografi- 
schen Umbrüche 
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Abbildung 11.2 

Proportions of never married and childless women by generation in France and Germany, 

1900 - 1960 
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Quelle: UNO, Partnership and reproductive behaviour in low-fertility countries. ESA/P/WR 177 2003, S. 66 


Offenbar können diese heute noch bei aller Ähn- 
lichkeit oder Einheit plurale Entwicklungen eben 
zu Differenzierungen führen; darauf werden wir 
noch zurückkommen. 

Will man zunächst unter Vernachlässigung sol- 
cher Differenzierungen die erste Entwicklungs- 
phase des 20. Jahrhunderts einschätzen, so er- 
scheint die Interpretation des Historikers Aries 
(1985) gut nachvollziehbar, die zudem auch 
durch Analysen anderer Autoren, wie Ogburn 
(1957) oder Goode (1966) gestützt wird. Der 
Rückgang der Kinderlosigkeit und der Anstieg 


der Heiratszahlen wurden begleitet von einem 
Geburtenrückgang am Ende des 19. und zu Be- 
ginn des 20. Jahrhunderts. Dieser war nicht nur 
Konsequenz einer zunehmend bewussten Gebur- 
tenkontrolle, sondern eben auch, wie Aries 
(1985) herausgearbeitet hat, Ergebnis der Entde- 
ckung „des Kindes“ im 19. Jahrhundert. Diese 
Entdeckung hat auch dazu geführt, dass Eltern 
zunehmend mehr Zeit, Geld und Emotionen in 
die Entwicklung ihrer Kinder investierten, weil 
der ökonomische Aspekt kindlicher Arbeitskraft 
oder der Unterstützung der Eltern zurücktrat ge- 
genüber den intrinsischen Werten der kindlichen 
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Entdeckung des 
Kindes als wertvolles 
Gut für die Eltern 


Entwicklung und derjenigen des kindlichen Hu- 
mankapitals. 

ln diesem Sinne hatten Kinder keinen ökonomi- 
schen Wert mehr für Eltern, sondern wurden zu- 
nehmend zu einem wertvollen Gut für die Eltern. 
Die Erziehung der Kinder, auch das war Erbe des 
19. Jahrhunderts, wurde nicht mehr an andere de- 
legiert. Vielleicht ist es nicht verwunderlich, dass 
eine intakte Ehe und Familie nicht nur als eine 
Grundvoraussetzung für die gesunde kindliche 
Enfwicklung angesehen wurde, sondern schon in 
der Weimarer Republik Verfassungsrang erhielt 
(Expertise Schuler-Harms 2005). Das Bild der 
partnerschaftlichen Ehegattenbeziehung (compa- 
nionship) bei klarer Arbeitsteilung innerhalb der 
Ehe war ein erstrebenswertes Ideal (Burgess 
1942; Caplow 1982). Es ermöglichte zu zeigen, 
dass man sich eine Lebensform leisten konnte, 
die das Bürgertum des 19. Jahrhunderts entwi- 
ckelt hatte (Aries/Duby 1995). 

Gleichzeitig wurde es möglich, dass sich die 
Mutter selbst um die Entwicklung und Erziehung 
ihrer Kinder kümmern konnte, wie es im 
19. Jahrhundert von Wissenschaft und Politik ge- 
fordert wurde. Donzelot (1987) zeigt, dass die 
Familie als der optimale Ort der Sozialisation für 
die kindliche Entwicklung entdeckt wurde, und 
dies auch wiederum als eine gemeinsame euro- 
päische Entdeckung mit allerdings unterschiedli- 
chen Interpretationen. 

ln den deutschsprachigen Ländern wurde die fa- 
miliale Sozialisation in der Regel nur dann als 
gut wahrgenommen, wenn sich die Mutter aus- 
schließlich um die Kinder kümmerte und keiner 
außerhäuslichen Erwerbstätigkeit nachging. 
Diese Vorstellung von einer „guten Mutter“ 
(Schütze 1986) unterstellte bis in die 70er Jahre 
des 20. Jahrhunderts, dass in den ersten sechs Le- 
bensjahren der Kinder ausschließlich die Familie 
und das hieß die Mutter für die kindliche Ent- 
wicklung und Sozialisation verantwortlich sei. 
Die erbitterten Auseinandersetzungen um die 
Bedeutung der Kinderbetreuungseinrichtungen 
für die kindliche Entwicklung liegen noch nicht 
lange zurück, ln Frankreich, wo im 19. und frü- 
hen 20. Jahrhundert die gleiche Diskussion um 
die kindliche Entwicklung und die Bedeutung 
der Familie geführt worden war, gab es mit einer 
stärkeren Integration von familialer und öffentli- 
cher Erziehung viel weniger Probleme als in 
Deutschland, da alle politischen Gruppierungen 
die frühe Förderung der Kinder in der Vorschule 
nicht als Gegensatz zur Erziehung im Elternhaus 
interpretierten (Expertise Fagnani 2004). ln an- 
deren europäischen Ländern, wie den Niederlan- 
den, Österreich und der Schweiz, aber auch in 
den südeuropäischen Ländern wurden ähnliche 
Vorstellungen wie in Deutschland mit der alleini- 


gen familialen Sozialisation durch die Mütter 
entwickelt. 

Surkyn/Lesthaege (2004) haben diesen Prozess 
in der europäischen Entwicklung der Familie in 
Anlehnung an Van de Kaa (1987) als „Ersten de- 
mografischen Übergang“ bezeichnet, der im spä- 
ten 19. Jahrhundert begann und bis in die 60er 
Jahre des 20. Jahrhunderts dauerte. Dieser Über- 
gang zeichnet sich dadurch aus, dass mehr gehei- 
ratet wurde und das Heiratsalter sank, die Schei- 
dungsraten sehr gering bei gleichzeitig hoher 
Wiederverheiratungsquote waren. Begleitet 
wurde diese Entwicklung durch einen Rückgang 
der Geburten, der im Wesentlichen auf eine Re- 
duktion von Geburten im höheren Lebensalter 
zurückzuführen isf; verbunden mit einer Verrin- 
gerung des Alters bei der ersten Geburt. Verhü- 
tungsmittel wurden zwar benutzt, waren aber 
noch nicht sicher. Dennoch gingen außereheliche 
Geburten zurück und die Kinderlosigkeit verhei- 
rateter Paare war gering. Unter einer gesell- 
schaftlichen Perspektive dominierten Aspekte 
der ökonomischen Bedürfnisbefriedigung: Ein- 
kommen, Arbeitsbedingungen, Gesundheit, sozi- 
ale Sicherheit und Solidarität; soziale Kohäsion, 
nachbarschaftliche Beziehungen und Mitglied- 
schaft in politischen Vereinigungen waren wich- 
tig; es gab starke normative Regulierungen durch 
Staat und Kirche zum Schutz von Ehe und Fami- 
lie; die Geschlechtsrollen waren klar ausdifferen- 
ziert, und die Familienpolitik orientierte sich 
stark an der Familie als Institution; das Modell 
des Familienvaters als Hauptemährer und der 
fürsorgenden Mutter wurde gefördert und der 
Lebenslauf wurde so strukturiert, dass Familien- 
gründung und ökonomische Tätigkeit gut zuein- 
ander passen. Dieses Familienmodell gewann 
eine deutliche Dominanz, während andere Mo- 
delle an Bedeutung verloren. 

Auch ohne mit allen Aspekten und Elementen 
dieses „Ersten demografischen Übergangs“ 
(Coleman 2003) übereinzustimmen und zu fra- 
gen, ob bestimmte Punkte vielleicht zu stark be- 
tont werden und die Entwicklungen nach 1970/ 
1980 nur eine Fortsetzung eines Trends des Ge- 
burtenrückgangs sind, der europaweit schon im 
19. Jahrhundert begann (Lengerer 2004; Birg 
2003), ist es mit dieser Unterscheidung in unter- 
schiedliche Entwicklungsphasen möglich, die Ver- 
änderungen der Familienmodelle, der Lebens- 
läufe und Wertvorstellungen der letzten 35 Jahre 
zu verdeutlichen und in der Kontrastierung ein- 
zelner europäischer Länder die jeweiligen unter- 
schiedlichen frauen- und familienpolitischen Re- 
aktionsmuster herauszuarbeiten. 

Hochschild (2002) bezeichnet das Familienmodell 
des ersten Übergangs als „warm-traditionell“, 
um auszudrücken, dass in diesem Familienmo- 
dell die Beziehungen zwischen den Ehegatten 


Erster demograll- 
scher Übergang: 
Zunahme der 
Heiraten, geringe 
Scheidungsquoten 


Modell des Familien- 
vaters als Haupt- 
ernährer und der 
fürsorgenden 
Mutter 
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„Gute Mutter“ - 
wesentlieher Teil 
der Frauenrolle 


und die Beziehungen zwischen Eltern und Kin- 
dern im wesentlichen auf den personalen und 
emotionalen Bindungen zwischen den Mitglie- 
dern dieser Gruppe beruhen. Dabei wird für die 
Frau die Rolle als „gute Mutter“, die Leistungen 
der Fürsorge für andere (Care) erbringt, als we- 
sentlicher Teil ihrer eigenen Frauenrolle gesehen 
(siehe auch Aries und Lesthaeghe). 


Der Fünfte Familienbericht (BMFSFJ 1994) hat 
eindringlich vorgerechnet, welche Kosten einer 
Gesellschaft aber entstehen, wenn diese Leistun- 
gen alle über den Markt erbracht werden müss- 
ten. Natürlich haben schon zu der Zeit, als dieses 
warm-traditionelle Modell der Familie große Zu- 
stimmung fand, Autorinnen wie Myrdal und Klein 
(1971) darauf hingewiesen, dass der Preis für 
dieses Modell der Fürsorge der Verzicht der Müt- 
ter auf die Entwicklung eigener beruflicher und 
damit auch ökonomisch selbstständiger Positio- 
nen und individueller Autonomie ist, und darin 
eben auch eine Beschränkung der Entwicklung 
des Humankapitals moderner Gesellschaften zu 
sehen ist. Allerdings gingen die meisten Politiker 
und Demografen, wie aber auch Ökonomen und 
Soziologen damals davon aus, dass Kinder als 
für die Gesellschaft wertvolle Güter mit ihren 
positiven Effekten ebenso unbegrenzt vorhan- 
den sein werden wie die Luft zum Atmen. Das 
hat sich aber als Irrtum herausgestellt. 


11.1 .2 Der zweite demografische 
Übergang oder die Erosion 
des „Hausfrauenmodeiis“ 

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde der Gebur- 
tenrückgang, der im 19. Jahrhundert einsetzte 
(Birg 2001; 2004), zwischen 1946 und 1970 
(Livi Bacci 1998, 217) durch einen geringen 
Wiederanstieg, den wir heute Babyboom nennen, 
abgelöst. Daher ist nur zu gut nachzuvollziehen, 
dass der Erste Familienbericht (BMFJ 1968) für 


Deutschland weiterhin ein natürliches Bevölke- 
rungswachstum erwartete. 


Auch ist nachvollziehbar, dass der seit 1970 eu- 
ropaweit zu beobachtende Absturz der Geburten- 
zahlen (Fagnani 2002) wesentlich auf die Ein- 
führung sicherer Verhütungsmittel zurückgeführt 
wurde (Castles 2004). Allerdings ist erstaunlich, 
dass der Rückgang der Zahl der lebend gebore- 
nen Kinder von 1,4 Millionen im Jahr 1964 auf 
782.000 im Jahr 1975 in Deutschland nur wenige 
wissenschaftliche Reaktionen und Diskussionen, 
insbesondere bei den Demografen, hervorgeru- 
fen hat. Eine Ausnahme dabei war politisch die 
Einführung des Erziehungsurlaubs 1984, bei dem 
demografische Argumente eine Rolle spielten. 


Seit 1970 europa- 
weit Absturz der 
Geburtenzahlen 


Auch in anderen Ländern Europas vollzog sich 
dieser Rückgang der Lebendgeburten ähnlich dra- 
matisch, wie der Vergleich von 1960 und 2002 
zeigt. 


Heute gehen die meisten Demografen (Birg 2004; 
United Nations 2003a; Kohler/Billari/Ortega 
2005) ähnlich wie Surkyn/Lesthaeghe (2004) da- 
von aus, dass dieser Prozess zumindest in jenen 
Ländern mit den geringsten Quoten unter den 
Ländern Westeuropas mit geringer Geburtenrate 
noch längere Zeit andauem wird. Die Verände- 
rungen im Bereich von Ehe und Familie deuten 
darauf hin, dass es sich dabei nicht nur um einen 
stabilen Trend handelt, sondern als Ergebnis 
einer tief greifenden Reorganisation des Lebens- 
laufs von Frauen, Männern und Paaren einzu- 
schätzen ist (Bongarts 2001; LesthaegheAVil- 
liams 1999). Diese in seiner jetzigen Struktur, 
von vielen jungen Erwachsenen gelebte Lebens- 
form, erschwert die Balance zwischen unter- 
schiedlichen Lebensbereichen außerordentlich. 
Gemeinsame Lebensentwürfe der jungen Frauen 
und Männer sind heute schwieriger zu realisieren 
als noch in der Generation der Eltern (Lesthaege/ 


Veränderungen im 
Bereich von Ehe 
und Familie stabiler 
Trend ln Westenropa 


Tabelle 11.1 

Gesamtfruchtbarkeitsrate (Kinder pro Frau) in EU Ländern 1960 bis 2002 


Länder 

1960 

1965 

1970 

1975 

1980 

1985 

1990 

1995 

2000 

2002 

Schweden 

2,20 

2,42 

1,92 

1,77 

1,68 

1,74 

2,13 

1,73 

1,54 

1,65 

Dänemark 

2,57 

2,61 

1,95 

1,92 

1,55 

1,45 

1,67 

1,80 

1,77 

1,72 

Niederlande 

3,12 

3,04 

2,57 

1,66 

1,60 

1,51 

1,62 

1,53 

1,72 

1,73 

Groß- 

britannien 

2,72 

2,89 

2,43 

1,81 

1,90 

1,79 

1,83 

1,71 

1,64 

1,64 

Frankreich 

2,73 

2,84 

2,47 

1,93 

1,95 

1,81 

1,78 

1,70 

1,88 

1,89 

Deutschland 

2,37 

2,50 

2,03 

1,48 

1,56 

1,37 

1,45 

1,25 

1,38 

1,34 


Quelle: Eurostat, Bevölkerungsstatistik, Ausgabe 2004, S. 78 
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Rückgang der Fami- 
lien mit drei und 
mehr Kindern ver- 
antwortlich für 
Geburtenrückgang 


Abbildung 11.3 

Gesamtfruchtbarkeitsrate (Kinder pro Frau) in EU Ländern, 1960 bis 2002 



1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000 2002 

* 2002 ohne Berlin-Ost 

Quelle: Eurostat, Bevölkerungsstatistik, Ausgabe 2004, S. 78; Statistisches Bundesamt, Fachserie 1, Reihe 1 Gebiet und Bevöl- 
kerung, verschiedene Jahrgänge 


Surkyn 2002). Mit diesem Übergang zerbricht 
auch die Basis des Modells der warm-traditionel- 
len Familie, das Hochschild beschreibt. Es ist 
eine Aufgabe dieses Berichtes, neue Formen der 
Herstellung familialer Beziehungen und Leistun- 
gen zu thematisieren, nicht um jenes Modell der 
Familie zu konservieren, sondern um durch neue 
Balancen im Leben die positiven Konsequenzen 
der Leistungen der Familie für ihre Mitglieder 
wie für die gesamte Gesellschaft zu sichern, oder 
auch mögliche Alternativen zu skizzieren. 

Während in der deutschen Diskussion vor allem 
die Kinderlosigkeit (Rürup/Gruescu 2003) für 
den Rückgang der Zahl der Kinder verantwort- 
lich gemacht wird, gehen die Demografen der 
United Nations (2003b) davon aus, dass dafür in 
den hoch entwickelten Industrieländern vor al- 
lem der Rückgang der Familien mit drei und 
mehr Kindern verantwortlich ist, unabhängig da- 
von, wie die Infrastruktur in einzelnen entwickel- 
ten Ländern aussehen mag. Kinderlosigkeit ist 
kein neues Phänomen. Anfang des 20. Jahrhun- 
derts betrug sie in Deutschland und Frankreich 
mehr als 20 Prozent. Die damals höheren Gebur- 
tenraten waren in der Regel das Ergebnis des ho- 
hen Anteils an Vier- und Mehr-Kinderfamilien. 
Aber auch andere Länder wie etwa die USA wie- 
sen und weisen auch heute noch hohe Anteile 
kinderloser Frauen auf Untersucht man die Bun- 
desrepublik, Frankreich, Schweden, Großbritan- 


nien, Dänemark und die Niederlande auf der Ba- 
sis von Geburtskohorten, zeigt sich, dass der 
Geburtenrückgang in diesen Ländern im Wesent- 
lichen auf den deutlichen Rückgang der Vier- 
und Mehr-Kinderfamilien zurückzuführen isf 
und in Deutschland die deutlich zunehmende 
Kinderlosigkeit bisher nur einen geringen Effekt 
auf die Zahl der geborenen Kinder hat. 

Das kann sich allerdings in Zukunft ändern. Müt- 
ter, die 1935 geboren wurden, bekamen in 
Deutschland 216 Kinder, von denen 130 in Drei-, 
Vier- und Mehr-Kinderfamilien aufwuchsen. 
1960 geborene Mütter bekamen noch 165 Kin- 
der, von denen aber nur noch 78 in Drei-, Vier- 
und Mehr-Kinderfamilien aufwachsen. Wie die 
folgende Tabelle zeigt, kann man auch in ande- 
ren europäischen Ländern diese Entwicklung be- 
obachten. So ist die Zahl der Kinder, die in Vier- 
und Mehr-Kinderfamilien in Frankreich auf- 
wuchsen, von 121 bei den 1935 geborenen Müt- 
tern auf 46 bei den 1960 geborenen Müttern, in 
Großbritannien von 97 auf 46 in den Niederlan- 
den von 107 auf 36 und in Dänemark von 58 auf 
29 zurückgegangen. Lediglich in Schweden blieb 
die Zahl der Kinder stabil. Da aber in diesen 
Ländern anders als in Deutschland die Zahl der 
Drei-Kinderfamilien entweder gleich blieben wie 
in Frankreich oder aber nur geringfügig zurück- 
gingen, sind dort die Geburtenrückgänge nicht so 
dramatisch wie in Deutschland. 
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Bis 1970 war die 
Geburtenverhiitung 
in Europa durch kul- 
turelle Werte und 
Normen reguliert 


Tabelle 11.2 

Kinderzahl pro 100 Frauen der Geburtskohorten 1935 und 1960 
in ausgewählten EU-Ländern 



Geburts- 

kohorten 

1 Kind 

2 Kinder 

3 Kinder 

4 nnd 
mehr 
Kinder 

Snmme/ 

Kohorten- 

fertilität 

Frankreich 

1935 

16 

58 

63 

121 

258 

1960 

18 

80 

66 

46 

210 

Großbritannien 

1935 

15 

66 

63 

97 

241 

1960 

12 

78 

60 

46 

196 

Deutschland' 

1935 

26 

60 

60 

70 

216 

1960 

22 

65 

37 

41 

165 

Niederlande 

1935 

10 

64 

69 

107 

250 

1960 

16 

82 

51 

36 

185 

Dänemark^ 

1940 

17 

80 

69 

58 

224 

1960 

20 

86 

54 

29 

189 

Schweden^ 

1940 

16 

84 

66 

39 

205 

1960 

15 

80 

63 

46 

204 


• Ehemalige DDR nicht eingeschlossen. 

^ für Dänemark und Schweden liegen keine Zahlen für die Geburtskohorte 1935 vor 

Quelle: Eurostat, 2001, Europäische Sozialstatistik Bevölkerung 2001, Luxemburg, S. 90; außer: für Deutschland für Geburts- 
kohorte 1960: Birg, Herwig, 2001: Die demographische Zeitenwende. S. 77 


Man kann dies auch anders dokumentieren. Ver- 
gleicht man die Zahl der Kinder in der Bundesre- 
publik zwischen 1961 und 1990, also in dem 
Zeitraum, in dem sich die Kinderzahl am deut- 
lichsten verminderte, kann man zeigen, dass bei 
einer gleich bleibenden Zahl von zehn Millionen 
Familien 1961 noch 19 Millionen Kinder in die- 
sen Familien aufwuchsen, während es 1990 nur 
noch 17 Millionen Kinder waren. Die Verringe- 
rung der Zahl um zwei Millionen ist so gut wie 
ausschließlich auf die Reduktion der Drei- und 
Vier-Kinderfamilien zurückzuführen. 

Castles (2004) und Hakim (2000) führen diese 
Entwicklung im Wesentlichen darauf zurück, 
dass bis etwa 1970 die Geburtenverhütung in Eu- 
ropa durch allgemein geltende und verbindliche 
kulturelle Werte und Normen reguliert wurde, 
während mit der Einführung sicherer Verhü- 
tungsmittel auf der Basis des sich damals vollzie- 
henden Wertewandels die Entscheidung für Kin- 
der und für die Größe der Familie zumindesf 
potenziell eine individuelle und persönliche Ent- 
scheidung des Paares wurde. Da wir aus den Un- 
tersuchungen der 60er Jahre zu den Kinderwün- 
schen (Jürgens 1964) auch wissen, dass damals 
die gewünschte Kinderzahl bei etwa zwei Kin- 


dern lag, ist es plausibel nachzuvollziehen, dass 
auf der Basis individueller Lebensplanungen und 
Wertvorstellungen und sicherer Verhütungsmittel 
die eigenen Lebenspräferenzen die Basis für die 
Entscheidung für Kinder wurden und kulturelle 
Vorgegebenheiten relativ an Bedeutung verloren. 

ln der Bundesrepublik kam für die nach 1950 ge- 
borenen Kohorten zudem hinzu, dass sich nun 
ein zunehmend größerer Teil von jungen Frauen 
nicht für Kinder entschied. Die Kinderlosigkeit 
stieg von 15 auf 26 Prozent bei den 1960 gebore- 
nen Frauen. Da in der Bundesrepublik anders als 
in anderen europäischen Ländern die Mehrkin- 
derfamilie relativ selten geworden war, gab es 
für diese Entwicklung auch keinen Ausgleich 
mehr (UNO 2003). Dieser Rückgang der Mehr- 
Kinderfamilien und der zunehmenden Kinderlo- 
sigkeit lassen sich gut mit der These des zweiten 
demografischen Übergangs (Coleman 2003) in- 
terpretieren. ln den meisten europäischen Län- 
dern stieg der Anteil der jungen akademisch qua- 
lifizierten Bevölkerung mit der Konsequenz 
einer längeren Ausbildung und damit verbunden 
auch sehr viel individualistischeren Lebenspla- 
nungen und einer größeren Vielfalt an berufli- 
chen Möglichkeiten. Die Verlängerung der Aus- 


Zweiter demografi- 
scher Übergang: 
Rückgang der Mehr- 
Kinderfamilien und 
zunehmende Kinder- 
losigkeit 
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Abbildung 11.4 

Anzahl der Kinder ohne Altershegrenznng in Familien seit 1961* (in 1000) 
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1961 1970 1975 1980 1985 1991 1995 2000 2003 
** 1961 bis 1991: Früheres Bundesgebiet 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Daten der Volkszählungen 1961 und 1970 sowie Daten der Mikrozensen 


bildung bedeutet aber auch eine längere 
ökonomische Abhängigkeit von den Eltern. Eine 
wichtige kulturelle Vorbedingung zur Heirat und 
zur Familiengründung war und ist in Europa die 
ökonomische Unabhängigkeit der jungen Fami- 
lie von der Herkunftsfamilie. Dieses europäische 
Muster der Heirat und Familiengründung (Mit- 
terauer 2003) führt bei längerer ökonomischer 
Abhängigkeit der jungen Erwachsenen nicht nur 
zu neuen Formen von Partnerschaft wie etwa den 
nicht ehelichen Lebensgemeinschaften und dem 
„Living apart together“ (Klein/Lauterbach 1999; 
Schlemmer 1995), sondern auch zu einem An- 
stieg des Erstheiratsalters und des Erstgeburtal- 
ters. Zunächst wurden viele dieser neuen Lebens- 
formen von jungen Erwachsenen gelebt und 
ausprobiert, die noch im Übergang von ökonomi- 
scher Abhängigkeit vom Elternhaus zur Selbst- 
ständigkeit lebten, so dass diese Lebensformen 
zunächst in Deutschland auch als „rite de pas- 
sage“ zur Ehe interpretiert wurden. 

Man kann heute in ganz Europa beobachten, dass 
die Altersgruppe der jungen Erwachsenen unter 
25 Jahren sich nur noch sehr selten für Kinder 
entscheiden. Lag die altersspezifische Fertilität 


bei den unter vierundzwanzigjährigen Frauen 
(Tabelle altersspezifische Fertilität auf 1 000 
Frauen) in Frankreich um 1970 noch bei 200 und 
in der Bundesrepublik bei 190 Kindern, sind es 
heute nur noch 70 beziehungsweise 60 Kinder. 
Der damit verbundene Anstieg des Erstgeburtsal- 
ters von 24 auf über 28 Jahre (Fagnani 2002) hat 
in Deutschland zur Konsequenz, dass die Frauen 
mit einem späteren Erstgeburtsalter heute ge- 
nauso viele Kinder wie die früheren Geburtsko- 
horten der spät Gebärenden bekommen, so dass 
die bis zum 24./25. Lebensjahr nicht geborenen 
Kinder auch später nicht geboren werden und da- 
mit in der Gesamtbilanz der Geburten fehlen. 
Dieser Wandel der Lebensphase der jungen Er- 
wachsenen stellte aber den traditionellen Über- 
gang von der elterlichen Herkunftsfamilie in die 
neue „traditionell-warme Familie“ in Frage. 
Denn der klare und eindeutige Übergang „Öko- 
nomische Selbstständigkeit, Heirat, neue Woh- 
nung, Kinder“ wurde abgelöst durch eine Viel- 
zahl unterschiedlicher Entwicklungspfade in das 
Erwachsenenalter, die nicht mehr notwendiger- 
weise in eine bestimmte familiale Lebensform 
münden. 
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statt Wohlfahrts- 
staatlicher „Vertei- 
lungs mix“ zwischen 
Infrastruktur - 
Zeitpolitik und 
Geldtransfer 


11.2 Differenzen in den 

Entwickiungen einzeiner 
europäischer Länder 

Nach Einschätzung von Kaufmann (2002, 
212ff) hat die Einführung einer vermögenstheo- 
retischen Perspektive in die Familienpolitik, wie 
es der Fünfte Familienbericht (BMFSFJ 1994) 
vorgeschlagen hat, zur Folge, dass sich die Dis- 
kussion der Familienpolitik vor allem auf die 
Förderung, Erhaltung oder Wiederherstellung 
von Humanvermögen konzentriert. Dabei geht es 
aber weniger um einen wohlfahrtstaatlichen Ver- 
teilungsdiskurs, sondern vor allem darum, die 
Mitglieder einer Familie darin zu unterstützen, 
ihre individuellen Kompetenzen weiterzuentwi- 
ckeln, um nicht nur an unterschiedlichen gesell- 
schaftlichen Funktionsbereichen partizipieren, 
sondern durch diese Partizipation auch die eige- 
nen Kompetenzen weiterentwickeln zu können. 
Eine solche Perspektive hat allerdings auch Kon- 
sequenzen für die Beurteilung von familien- und 
sozialpolitischen Maßnahmen. Folgt man der Ar- 
gumentation von Kaufmann (2002, 215), ist ihm 
zuzustimmen, dass der wohlfahrtsstaatliche Ver- 
teilungsdiskurs unter einer solchen Perspektive 
an Bedeutung verliert gegenüber der Frage, wie 
durch familienpolitische Maßnahmen Rahmen- 
bedingungen geschaffen werden können, die je- 
dem Einzelnen Selbstsicherheit und Kompeten- 
zen zur Partizipation in hoch differenzierten 
Gesellschaften gibt, ihn dabei aber auch unter- 
stützt, jene Sicherheit in den Primärbeziehungen 
zu entwickeln, die als Grundvoraussetzung für 
jede Form von Selbstsicherheit und Kompetenz 
anzusehen sind. 

Eine solche Perspektive macht deutlich, dass es 
bei einer internationalen Kontrastierung von Fa- 
milienpolitiken nicht ausreicht, die finanziellen 
Aufwendungen einzelner Nationen nebeneinan- 
der zu stellen. Vielmehr ist herauszuarbeiten, ob 
und inwieweit der Mix unterschiedlicher politi- 
scher Maßnahmen im Bereich der Entwicklung 
von Infrastrukturen, von Zeitpolitiken und Geld- 
transfers für Familien dazu beigetragen hat, ei- 
nerseits die Familien darin zu unterstützen, die 
Kompetenzen ihrer Mitglieder zu entfalten, aber 
auch sicherzustellen, dass die einzelnen Famili- 
enmitglieder in unterschiedlichen gesellschaftli- 
chen Bereichen partizipieren können, ohne auf 
die für sie existenziell wichtigen Primärbezie- 
hungen verzichten zu müssen. Deshalb versu- 
chen wir an einigen ausgewählten Beispielen zu 
zeigen, dass bestimmte Formen des Zusammen- 
spiels unterschiedlicher politischer Maßnahmen 
im Bereich der Infrastrukturen für Familien, der 
Zeitpolitiken und des Geldtransfer in den einzel- 
nen Ländern Entwicklungen in Gang gesetzt 
haben, die es lohnt, auch in Deutschland zur 
Kenntnis zu nehmen und möglicherweise zu re- 


flektieren, ob und inwieweit in diesem Punkt von 
jenen Ländern gelernt werden kann. 

Dabei lassen wir uns von der These leiten, dass 
der oben beschriebene Prozess des zweiten de- 
mografischen Umbruchs eine Entwicklung in 
vielen hoch entwickelten westlichen Industriege- 
sellschaften darstellt, die sich inzwischen aller- 
dings auch in Osteuropa (Tomka 2001; Philipov 
2005) und außerhalb Europas, etwa in Kanada 
oder Südostasien, zeigt. Wir werden versuchen 
zu zeigen, dass bestimmte Entwicklungen wie 
Differenzen im Partnerschaftsverhalten, im Aus- 
zugsverhalten aus dem Elternhaus, den Lebens- 
formen und den Idealvorstellungen bei der Fami- 
liengröße und möglicherweise auch bei der 
Geburtenentwicklung nicht nur aus kulturellen 
Traditionen resultieren, sondern auch spezifische 
familienpolitische Strategien zu dieser Differen- 
zierung beigetragen haben können. Dabei wer- 
den wir vor allem zeigen, dass vermutlich nicht 
die einzelnen Leistungen selbst, sondern ein spe- 
zifischer Policy-Mix als kumulativer Effekt von 
Infrastrukturentwicklung, Zeitpolitik und Geld- 
transfers Wirkungen zeigt. 

11.2.1 Partnerschaften und Auszugs- 
verhalten oder das , Hotel Mama' 
als Folge einer verlängerten 
ökonomischen Abhängigkeit 

Das Heiratsalter hat sich in der Europäischen 
Union sowohl bei den Männern wie den Frauen 
relativ gleichförmig erhöht, wenn auch zu unter- 
schiedlichen Zeitpunkten (Billari/Kohler 2004), 
hingegen weist das Partnerschaftsverhalten der 
jungen Erwachsenen zwischen 25 und 29 Jahren 
erhebliche Variationen in Europa auf So geben 
in den nordeuropäischen Ländern und in Frank- 
reich nur 20 Prozent der 25- bis 29-Jährigen jun- 
gen Frauen an, niemals in einer Partnerschaft ge- 
lebt zu haben, während das in Westdeutschland, 
Italien und Spanien zwischen 50 und 60 Prozent 
sind (Kieman 2000, 48). Diejenigen, die nicht 
mit einem Partner fest zusammenlebten, wurden 
zudem gefragt, ob sie eine intime Beziehung mit 
einem Partner haben, mit dem sie nicht Zusam- 
menleben, und ob dieses „Living apart together“ 
die Lebensform ihrer Wahl sei. Etwa 50 Prozent 
der jungen deutschen Frauen nannten einen fes- 
ten Partner, mit dem sie nicht zusammenlebten, 
und betrachteten dies auch als Lebensform ihrer 
momentanen Wahl, ln Frankreich gaben etwa 
30 Prozent derjenigen, die nicht mit einem Part- 
ner zusammenlebten, an, einen festen Partner zu 
haben, aber nur ein Drittel von diesen bezeich- 
nete das als Lebensform der Wahl. Selbst wenn 
man berücksichtigt, dass Einstellungsfragen in 
diesem privaten Bereich auch bestimmten nor- 
mativen Vorstellungen unterliegen, wird deut- 
lich, dass in Südeuropa wie in Westdeutschland 
ein größerer Prozentsatz von jungen Frauen im 


Erhöhung des 
Heiratsalters in 
allen EU-Ländern 
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In Nordeuropa und 
Frankreich verstärk- 
tes unverheiratetes 
Zusammenleben 


Alter von 25 bis 29 anders als in Nordeuropa 
oder Frankreieh keinen festen Partner hat. Selbst 
wenn die Partner hinzugereehnet werden, die se- 
parat leben, geben etwa 25 Prozent der jungen 
Frauen an, weder mit einem Partner zusammen- 
zuleben noeh überhaupt einen Partner zu haben. 
Dagegen sagen in Frankreieh nur 20 Prozent ge- 
genüber 50 Prozent in Westdeutsehland, ohne 
Partner zu leben; wobei ein Drittel von diesen ei- 
nen festen Partner hat, mit dem sie nieht Zusam- 
menleben, so dass allenfalls 15 Prozent ganz 
ohne Partner sind gegenüber 25 bis 30 Prozent in 
Westdeutschland. Noch erstaunlicher scheint 
aber die klare Präferenz der jungen deutschen 
Frauen für das „Living apart together“ auch als 
Lebensform (70 Prozent). 

Auch anderen Daten zufolge scheint das unver- 
heiratete Zusammenleben zumindest in Nordeu- 
ropa und Frankreich viel stärker ausgeprägt zu 
sein als in Westdeutschland und in Südeuropa, 
und diese Form des Zusammenlebens wird in 
Nordeuropa und Frankreich offenkundig auch 
länger gelebt und hat sich als eine Form der ge- 
meinsamen Lebensplanung neben der Ehe etab- 
liert. Diese deutlichen Differenzen zeigen sich 
auch darin, dass 2001 in Frankreich 44 Prozent 
der Kinder in einer solchen Partnerschaft und 
nicht in bestehender Ehe geboren wurden; dieser 
Prozentsatz wird von Schweden mit 55 Prozent 
übertroffen, fällt aber auch in Norwegen mit 
50 Prozent, Dänemark mit 45 Prozent und Finn- 
land mit 40 Prozent ähnlich hoch aus. Deutsch- 
land weist einschließlich Ostdeutschland mit 
25 Prozent einen Wert auf, der höher ist als in 
Italien mit etwa 10 Prozent, aber doch deutlich 
macht, dass in Deutschland Ehe und Familien- 
gründung in viel engerem Zusammenhang stehen 
als in den oben erwähnten Ländern. Diese Be- 
funde lassen sich auch mit Daten des Europäi- 
schen Haushaltspanels verdeutlichen, ln den nord- 
europäischen Ländern, aber auch in Frankreich 
und Großbritannien, leben bei jungen nicht ver- 
heirateten Paaren zwischen 25 und 56 Prozent 
der Kinder im Gegensatz zu 11 Prozent in 
Deutschland und 4 Prozent in Spanien oder Ita- 
lien (lacovou/Berthoud 2003). Mit einer gewis- 
sen Plausibilität ist aus diesen Zahlen abzuleiten, 
dass in den Ländern, in denen das nicht verheira- 
tete Zusammenleben als eine Lebensform von 
Partnern neben die Ehe getreten ist und Kinder 
hier geboren werden, das Zusammenleben außer- 
halb der Ehe als ein Durchgangsstadium inter- 
pretiert wird, das eine Entscheidung für Kinder 
eher ausschließt als in jenen Ländern, in denen 
Ehe und Familie normativ eher als Einheit inter- 
pretiert werden, ln der gleichen Studie wurde 
auch das Auszugsalter der jungen Europäer aus 
der Herkunftsfamilie untersucht. Erneut wird 
deutlich, dass es zwischen den nordeuropäischen 
Ländern und Südeuropa deutliche Unterschiede 
gibt, während Deutschland und Frankreich hier 


im Mittelfeld liegen (lacovou 2001). ln Däne- 
mark und Finnland liegt das durchschnittliche 
Auszugsalter für junge Frauen bei 20 und für 
junge Männer bei etwa 22 Jahren, hingegen liegt 
in Italien das Auszugsalter für junge Männer bei 
30 Jahren und in Deutschland bei knapp 25 Jah- 
ren, während die jungen Frauen in beiden Län- 
dern mit 21,5 Jahren das Elternhaus verlassen. 
Das in der Literatur immer wieder beschriebene 
„Hotel Mama“ scheint in Mittel- und Südeuropa 
eine empirische Realität vor allem für die jungen 
Männer zu sein. Als Konsequenz werden in ei- 
nem solchen Kontext die Entwicklung einer Part- 
nerschaft mit einer jungen Frau, die Gründung 
eines eigenen Haushalts und die damit verbun- 
dene ökonomische Eigenverantwortlichkeit sehr 
lange hinausgeschoben. Damit sind im Kontrast 
zu den nordeuropäischen Ländern die Chancen 
zur Entwicklung einer eigenständigen und dauer- 
haften Partnerschaft in diesem Kontext nur dann 
gegeben, wenn die jungen Frauen, die sich mit 
einem jungen Mann anfreunden, bereit sind, sich 
in die Regeln und Vorstellungen der Herkunftsfa- 
milie des Mannes einzufügen. Der französische 
Demograph Le Bras (1997) hat daraufhingewie- 
sen, dass die lange Bindung an die Herkunftsfa- 
milie gleichzeitig bedeutet, dass es viel schwerer 
ist für eine junge Frau, ein eigenständiges und 
selbst bestimmtes Leben mit einem Partner zu le- 
ben, als in Kontexten, in denen man sich schon 
früh von der Herkunftsfamilie löst und dafür 
stärker in die Gruppe der Gleichaltrigen inte- 
griert. Auch die Analyse von Billari (Expertise 
Billari 2004) zeigt für Europa entsprechend der 
hier skizzierten Länderdifferenzen erhebliche 
Variationen bei der Lösung vom Elternhaus. Wie 
zu Beginn dieses Abschnitts erwähnt, sehen 
Familienhistoriker die ökonomische und lokale 
Unabhängigkeit des Paares von der Herkunftsfa- 
milie als wesentliches Element für die Neugrün- 
dung einer Familie in Europa an, und offenkun- 
dig lässt sich diese Form der Unabhängigkeit in 
Nordeuropa eher realisieren als in Deutschland 
und Südeuropa. 

Diese Differenzen lassen sich als Variationen fa- 
milialer Lebensformen darstellen. Cuyvers/Kalle 
(2002, 55, 56) haben die Differenzierungen fami- 
lialer Lebensformen, wie sie oben im Einzelnen 
beschrieben wurden, in ein Lebensphasenmodell 
übersetzt, um die systematischen Variationen in 
Europa zu verdeutlichen. An den hier wiederge- 
gebenen Grafiken lassen sich die Unterschiede 
eines nordeuropäischen Modells am Beispiel von 
Dänemark und Finnland, eines südeuropäischen 
Modells am Beispiel von Spanien und des mittel- 
europäischen Modells am Beispiel von Deutsch- 
land gut nachvollziehen. 

Beim Vergleich von Spanien mit Nordeuropa 
wird zunächst deutlich, dass Kinder in Spanien 
viel länger mit ihren Eltern Zusammenleben als 


„Hotel Mama“ 
scheint in Mittel- 
und Südeuropa vor 
allem für die jungen 
Männer zu sein 


Neugründung einer 
Familie bedarf der 
ökonomischen und 
lokalen Unabhängig- 
keit von der Her- 
kunftsfamilie 
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Übergang vom 
Elternhaus in die 
eigene Familie in 
Europa untersehied- 
lieh strukturiert 


Abbildung II.5 
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in Dänemark und Finnland; daneben ist in Däne- 
mark der Anteil der allein lebenden jungen Er- 
wachsenen ebenso wie der allein lebenden älte- 
ren Menschen viel größer als in Spanien und die 
Phase des Zusammenlebens mit dem Partner/der 
Partnerin ohne Kinder ist deutlicher ausgeprägt 
als in Spanien; das Zusammenleben mit den Kin- 
dern nimmt insgesamt einen kürzeren Zeitraum 
ein als in Spanien, dafür beansprucht aber das al- 
leinige Zusammenleben mit einem Partner/einer 
Partnerin eine viel längere Zeit im Leben, ln Dä- 
nemark und Finnland dauert die eigentliche Fa- 
milienphase etwa vom 27./28. bis etwa zum 
53./55. Lebensjahr, während sie in Spanien für 


einen großen Teil der Bevölkerung über das 
60. Lebensjahr hinausgeht. Auch ist in Spanien 
der Übergang vom Elternhaus in die neue eigene 
Familie anders strukturiert, weil sowohl das Zu- 
sammenleben mit dem Partner/der Partnerin 
ohne Kinder viel kürzer dauert und die Phase des 
Alleinlebens fast überhaupt nicht vorkommt. 

Diese Daten machen deutlich, dass heute die An- 
forderung an die jungen Erwachsenen, eine für 
sie angemessene Lebensform zu finden, höhere 
Voraussetzungen hat als in dem eher traditionel- 
len Modell. Das zeigen die spanischen Daten und 
das entspricht auch amerikanischen Analysen 
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Quelle: Peter Cuyvers and Pieter Kalle; Caring for the Next Generation, 2002, S. 41, 55, 56 


unterschiedlicher ethnischer Gruppen (Fursten- 
berg 2004). Die Jugendphase geht nicht klar 
strukturiert in das Erwachsenenalter über, son- 
dern ist in verschiedene Abschnitte mit ganz un- 
terschiedlichen Lebensformen eingeteilt, die in 
ihrer Struktur durch die jungen Erwachsenen 
selbstständig gestaltet werden müssen. 

Die Betrachtung des deutschen Modells veran- 
schaulicht, dass Deutschland in seiner Entwick- 
lung zwischen diesen beiden Modellen steht: Auf 
der einen Seite leben die jungen Erwachsenen 
länger als in Dänemark bei ihren Eltern, hinge- 


gen kommen Lebensgemeinschaften mit anderen 
Familienmitgliedern oder Wohngemeinschaften 
vor der Phase des Alleinlebens eher selten vor; 
das Zusammenleben mit dem Partner/der Partne- 
rin vor der Kinderphase ist viel kürzer als in Dä- 
nemark oder Finnland. Ähnlich wie in Spanien 
dauert das Zusammenleben mit den herange- 
wachsenen Kindern länger als in Dänemark. 

Zwischen dem 20. und 30. Lebensjahr ist in Eu- 
ropa offenbar eine deutliche Divergenz zwischen 
den nordeuropäischen Ländern und den südeuro- 
päischen Ländern erkennbar, und Deutschland 
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Kriterien von 
Erwaehsen sein 
in Europa 
untersehiedlich 


Steht zwischen beiden Typen. Im nordeuropäi- 
schen Modell dominieren in dieser Altersphase 
Haushalte ohne Kinder, während in der Lebens- 
mitte Haushalte mit Kinder überwiegen. Diese 
Dominanz verliert sich aber spätestens mit Mitte 
55, in Südeuropa hingegen erst mit dem 65. Le- 
bensjahr und in Deutschland zwischen dem 
55. und 60. Lebensjahr. Im Sinne von Kauf- 
manns Überlegungen ermöglicht das nordeuro- 
päische Modell für die jüngere Generation eine 
frühere eigenständige Partizipation in anderen 
Lebensbereichen. 

Diese Variationen zwischen den europäischen 
Ländergruppen haben allerdings ganz erhebliche 
Konsequenzen jeweils für die Familienbildung 
und für die ökonomische Ausgangssituation zur 
Familiengründung. In Nordeuropa führt die frühe 
Lösung vom Elternhaus und das Durchlaufen un- 
terschiedlicher Lebensformen mit einer längeren 
Partnerschaft in einem gemeinsamen Haushalt 
auch in der Hälfte der Fälle zu gemeinsamen 
Kindern, ohne zu heiraten. Demgegenüber gibt 
es insbesondere in Deutschland und vor allem für 
die jungen Männer eine lange und enge Bezie- 
hung zur Herkunftsfamilie im gemeinsamen 
Haushalt und einen nur kurzen Übergang mit ei- 
ner Partnerschaft in eine Ehe, in der dann die 
Kinder geboren werden. Diese lange Abhängig- 
keit vom Elternhaus und vom Bildungssystem 
wird in Deutschland auch noch staatlich beson- 
ders gefördert. Die längere Ausbildungszeit ist 
keine Begründung für die lange ökonomische 
Abhängigkeit und das lange Verweilen im El- 
ternhaus, vor allem der jungen Männer, sondern 
ist auch dem deutschen Unterhaltsrecht geschul- 
det, das dem alteuropäischen Heirats- und Fami- 
liengründungsmuster folgt. Hingegen haben es 
die Nordeuropäer geschafft, trotz gleicher Zu- 
nahme der Qualifikation der jungen Generation 
das Auszugsalter zu senken. So sank zwischen 
1987 und 1995 (Del Boca/Locatelli 2002,157) in 
Dänemark und Schweden der Anteil der Kinder 
zwischen 20 und 29 Jahren, die bei den Eltern le- 
ben, von 32 auf 29 bzw. von 29 auf 23 Prozent, 
während er im gleichen Zeitraum in Italien von 
60 auf 71 Prozent stieg. Der entscheidende Un- 
terschied ist, dass herangewachsene Kinder in 
Deutschland erst dann wirklich als Erwachsene 
angesehen werden, wenn sie sich selbst ernähren 
können, wohingegen in Nordeuropa die eigene 
Wohnung und die Bereitschaft zur Erwerbsarbeit 
nach Beendigung der Ausbildung Kriterien für 
das Erwachsensein sind. Das gilt im Übrigen 
auch für Frankreich, wo die Entscheidung zum 
Kind die Selbstständigkeit der jungen Erwachse- 
nen definiert und die Unterhaltsansprüche dann 
durch die Familienkasse (Deter 2003) abgedeckt 
werden. Dieses Modell hat die DDR in den 70er 
Jahren von Frankreich übernommen und in jün- 


gerer Zeit wird es in Spanien in modifizierter 
Weise eingesetzt (Cordon 2001). 


Auch wenn sich nicht alle Differenzen der unter- 
schiedlichen Entwicklungen in den Ländern auf 
sozial- und familienpolitische Maßnahmen zu- 
rückführen lassen, ist mit einiger Sicherheit zu ke^“fo'i^^eTErtfrn 
sagen, dass eine sozial- und familienpolitische verhindert eigene 
Konstruktion, die Kinder sehr lange als von den Familiengründung 
Eltern abhängig interpretiert, die eigene Famili- 
engründung eher verhindert als befördert. 

Laaksonen (2000) kommt in ihrem Vergleich 
zwischen Finnland, Deutschland und Schweden 
jedenfalls zu dem Schluss, dass deutsche junge 
Erwachsene nur als Kinder ihrer Eltern Leistun- 
gen des Sozialstaats erwarten können. 


11.2.2 Selbständigkeit, Partizipation in 
verschiedenen Lebensbereichen 
und die ökonomische Achterbahn 


Die Betrachtung der Einkommen im Lebenslauf 
zeigt, dass in Deutschland die Einkommen von 
kinderlosen Paaren höher sind als die Einkom- 
men pro Kopf von Familien mit Kindern in den 
späteren Lebensphasen (Expertise Eggen 2004, 
vgl. Kap V). Diese Differenz fällt in Deutschland 
allerdings geringer aus als in Nordeuropa oder 
den Niederlanden, hegt aber über den Differen- 
zen von Italien als südeuropäischem Land. 
Hoem/Hoem (1996) kennzeichnen dieses Modell 
des Lebenslaufs in Nordeuropa hinsichtlich des 
Einkommens eines Paares als „Achterbahn-Ef- 
fekt“. In dem traditionellen Lebenslauf, beim di- 
rekten Übergang von der elterlichen Wohnung in 
einen neuen gemeinsamen Haushalt mit einem 
Verdiener, gibt es ein zwar begrenztes Einkom- 
men, aber dieses Einkommen liefert einen konti- 
nuierlichen und stabilen Rahmen. In einem Mo- 
dell, in dem ein Paar zunächst ohne Kinder 
zusammenlebt und beide voll erwerbstätig sind, 
stehen selbst bei geringerer Qualifikation der 
Partner relativ viele Mittel zur Verfügung; das 
gilt umso mehr für hoch und höchst qualifizierte 
Beschäftigte. Entscheidet sich ein solches Paar 
für ein Kind und dann zugleich für das Modell 
mit einem Hauptemährer/einerFamilienmutter, 
sind ja nicht nur Einkommensverluste zu ver- 
kraften, sondern gleichzeitig noch die zusätzli- 
chen ökonomischen Kosten für ein Kind. Wird 
dann wieder eine Beschäftigung aufgenommen, 
weil das Kind nun alt genug ist, steigt das Ein- 
kommen entsprechend wieder an, um bei einem 
zweiten oder dritten Kind in gleicher Weise wie- 
der abzusinken und erst bei dem Auszug der Kin- 
der aus dem Elternhaus bei Beschäftigung beider 
Eltern wieder ein relativ hohes verfügbares Ein- 
kommen zu sichern. 


Einkommen kinderlo- 
ser Paare höher als das 
Pro-Kopf-Einkommen 
von Familien mit 
Kindern 


Dieser „Achterbahn-Effekt“ ist nicht nur bei den „Achterhahn-Effekt“ 
hoch und höchst qualifizierten Beschäftigten be- b«™ traditionellen 
sonders ausgeprägt. Hinter diesem ökonomi- Fam'l'enmodell 
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Lohnersatzleistun- 
gen in Nordeuropa 
sollen den „Achter- 
bahn-Effekt“ 
aufheben 


Ohne Lohnersatz- 
leistungen Entschei- 
dung zwischen 
den Paaren vor- 
strukturiert 


sehen Effekt verbirgt sieh die normative Erwar- 
tung, dass einer von beiden Partnern, in der 
Regel die Mutter, sieh in die finanzielle Abhän- 
gigkeit vom Hauptemährer begibt. Junge Er- 
waehsene aber, die ihre Kompetenzen dureh 
hohe Investitionen in Bildung und Ausbildung 
aufgebaut und in ihrer Berufstätigkeit aueh ge- 
lernt haben, in versehiedenen gesellsehaftliehen 
Bereiehen zu partizipieren, sehen sich in einem 
solchen Modell vor die Frage gestellt, auf einen 
Teil dieser Kompetenzen etwa im beruflichen 
Bereich zu verzichten und nur noch in die Erzie- 
hung und Entwicklung der Kinder zu investieren. 

Die nordeuropäischen Länder, Dänemark, Schwe- 
den, Finnland und Norwegen haben, anders als 
Deutschland, den Versuch unternommen, diesen 
Achterbahn-Effekt dadurch aufzuheben, dass bei 
einer Entscheidung für ein Kind und der Bereit- 
schaft, sich eine gewisse Zeit nur um dieses Kind 
zu kümmern, Lohnersatzleistungen zwischen 
54 Prozent in Dänemark (Rostgaard 2005) und 
70 Prozent in Finnland gezahlt werden. Obwohl 
sich diese Leistungen, wie oben beschrieben, 
kombiniert mit dem Mutterschutz, im Durch- 
schnitt nur auf etwas mehr als ein Jahr addieren, 
vermeidet ein solches Modell nicht nur den Ach- 
terbahn-Effekt, sondern respektiert die individu- 
elle persönliche Lebensentscheidung beider Part- 
ner von Seiten des Sozialstaats. In diesem 
Modell gibt es nicht die implizite Erwartung, 
dass sich jemand, der zunächst beruflich erfolg- 
reich und ökonomisch selbstständig gewesen ist, 
nun in die personale Abhängigkeit des Partners 
bzw. der Partnerin begibt, vielmehr wird das in 
dieser Konstruktion in die personale Entschei- 
dung des Paares gelegt. Und natürlich gibt es 
auch in diesen Ländern Familien, die arbeitsteilig 
in einer klaren Rollentrennung ihr Familienleben 
gestalten. Ellingsaeter (1998) hat darauf hin- 
gewiesen, dass die Bevölkerungen in den skandi- 
navischen Staaten in der Beurteilung der unter- 
schiedlichen Lebensmodelle von Familien 
durchaus differenzieren. Entscheidend aber ist 
bei diesen Modellen, dass hier die Entscheidung 
des Paares die Basis für die Wahl des Modells ist, 
während in den Ländern ohne solche Konzepte 
schon aufgrund der Einkommensunterschiede 
zwischen Mann und Frau recht eindeutig vor- 
strukturiert ist. 

Ohne Zweifel sind diese Modelle sehr teuer, und 
die nordeuropäischen Länder wenden hierfür 
auch sehr viel mehr Geld auf als beispielsweise 
die Bundesrepublik. Doch muss man gleichzeitig 
auch sehen, dass alle empirischen Daten darauf 
hindeuten, dass in den nordeuropäischen Län- 
dern, völlig unabhängig von der Lebenssituation 
der Eltern, die Kinderarmut viel geringer ist als 
in allen anderen europäischen Ländern. Rainwa- 
ter/Smeeding (2003) geben hier für Schweden 
2,4 Prozent, für Finnland 3,2 , für Norwegen 3,7 


und für Dänemark 4,0 Prozent an, während sie 
für Deutschland rund 10 Prozent kalkulieren 
(siehe auch Kapitel V). Diese Modelle führen al- 
lerdings auch dazu, dass Sozialleistungen, die 
heute in Deutschland zur Sicherung der Renten- 
ansprüche von nicht erwerbstätigen Müttern auf- 
gewandt werden müssen, nicht in diesem hohen 
Umfang anfallen, weil in solchen Modellen eine 
eigenständige Alterssicherung aufgebaut werden 
kann. Hierfür werden in Deutschland immerhin 
11 Mrd, Euro veranschlagt (Bundesbank 2002, 
19). 

Solche Modelle sind politisch allerdings nur 
dann wirklich durchsetzbar, wenn eine Gesell- 
schaft akzeptiert, dass die Zeit, die Eltern in ihre 
Kinder investieren, im Grundsatz genauso wert- 
voll ist wie die Zeit, die sie für ökonomische Ak- 
tivitäten aufwenden. Folgt man den Überlegun- 
gen von Kaufmann und denjenigen des Fünften 
Familienberichts (BMFUS 1994) zur Entwick- 
lung des Humanvermögens, gibt es keine sozial- 
politisch überzeugende Begründung dafür, die 
Zeit für Kinder nicht als genauso wertvoll einzu- 
stufen wie die Zeit für berufliche Aktivitäten. El- 
tern investieren in diesem Modell in ihre eigene 
persönliche Zukunft und in die Zukunft ihrer 
Kinder und partizipieren in einem solchen Mo- 
dell an unterschiedlichen gesellschaftlichen Teil- 
bereichen, ohne die für sie und ihre persönliche 
Existenz wichtigen Primärbeziehungen aufzuge- 
ben. Ihre individuelle Wohlfahrt und die indivi- 
duelle Wohlfahrt ihrer Kinder haben in diesem 
Sinne als ein öffentliches Gut erhebliche positive 
Effekte für die gesamte gesellschaftliche Ent- 
wicklung. 

11.2.3 Zeit für Kinder 

Bei einer vollständigen Integration der Frauen 
und Mütter in das Erwerbsleben besteht die Ge- 
fahr, dass die Fürsorge für andere, die in der In- 
dustriegesellschaft mit der Mutterrolle in der 
Familie verbunden war, weit gehend kommerzia- 
lisiert wird und damit jene personale Beziehun- 
gen infrage gestellt werden, die für die individu- 
elle Entwicklung von entscheidender Bedeutung 
sind. Dabei kann es nicht um eine Rückkehr zum 
Familienmodell der Industriegesellschaft gehen, 
sondern darum, auch in hoch entwickelten 
Dienstleistungsgesellschaften Familienmodelle 
zu entwickeln, die in der Struktur einer solchen 
Gesellschaft bestehen können und die Entwick- 
lung des Humanvermögens aller Mitglieder der 
Familie und die Partizipationsmöglichkeiten der 
Familienmitglieder in der Familie und in anderen 
gesellschaftlichen Teilbereichen zulassen. Nun 
wird häufig argumentiert, dass die Lebensmo- 
delle der hier diskutierten Länder die personalen 
Beziehungen und Unterstützungsleistungen für 
Kinder zu Gunsten der außerhäuslichen Aktivitä- 


Zeit für Kinder ge- 
nauso wertvoll wie 
die Zeit für berufli- 
ehe Aktivitäten 


Humanvermögen 
der Familie aueh 
unter den geänder- 
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moderner Dienstleis- 
tungsgesellsehaften 
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ten der Eltern reduzieren und damit ein Fürsorge- 
defizit entsteht. 

Auf der Basis der durch die EU seit etwa 15 Jah- 
ren betriebenen Vergleichsforschung in Europa 
lassen sich einige dieser Befürchtungen überprü- 
fen. Denn diese Befürchtungen sind ernst zu neh- 
men, weil die positiven Konsequenzen der Fami- 
lie für die Entwicklung des Humanvermögens in 
modernen Gesellschaften auch unter den geän- 
derten Bedingungen moderner Dienstleistungs- 
gesellschaften erhalten und weiter entwickelt 
werden sollen. 

Die hier diskutierten Länder Schweden, die Nie- 
derlande, England und Dänemark sind in den in- 
ternationalen Vergleichstudien zur schulischen 


Leistungsfähigkeit ihrer Kinder alle relativ gut 
bewertet worden (OECD 2001a, 2004; Baumert 
u. a. 2001). Frankreich mit einer ähnlich hetero- 
genen Bevölkerung wie die Bundesrepublik un- 
terscheidet sich hier nur unwesentlich von 
Deutschland. Auch wenn man solche Ergebnisse 
nicht überbewerten sollte, so machen sie doch 
deutlich, dass die kognitive Kompetenzentwick- 
lung als ein wichtiger Aspekt des Humanvermö- 
gens in diesen Ländern genauso gut oder sogar 
besser gefördert wird als in Deutschland. 

Vergleicht man in einzelnen europäischen Län- 
dern die Zeitstrukturen und die Zeitorganisation, 
die Väter und Mütter zwischen Beruf und Fami- 
lie verteilen und für die einzelnen Bereiche auf- 
wenden, so zeigt sich, dass die in Abschnitt 11.2 


Tabelle 11.3 

Erwerbstätigenquote von Frauen im Alter von 25 bis 49 Jabren in EU-Ländern 
nach Anzahl und Alter der Kinder 


Anzabl' der Kinder 

DK2 

D 

F 

I 

NL 

FIN3 

UK 

Kinderlose Frauen 

79 

74 

78 

59 

82 

81 

84 

Erwerbstätigenquote von Frauen mit Kindern im Alter von 0-14 Jahren 

1 Kind 

78 

76 

75 

54 

73 

74 

72 

2 Kinder 

78 

64 

67 

47 

69 

71 

68 

3 und mehr Kinder 

72 

46 

41 

34 

59 

60 

48 

Erwerbstätigenquote von Frauen mit Kindern im Alter von 0-14 Jahren, von denen das Jüngste 
jünger als 2 Jahre alt ist 

1 Kind 

73 

68 

73 

58 

79 

56 

69 

2 Kinder 

73 

54 

52 

47 

68 

39 

59 

3 und mehr Kinder 

69 

38 

29 

34 

49 

49 

36 

Erwerbstätigenquote von Frauen mit Kindern im Alter von 0-14 Jahren, von denen das Jüngste 
zwischen 3 und 5 Jahre alt ist 

1 Kind 

77 

73 

75 

55 

70 

84 

69 

2 Kinder 

77 

63 

71 

46 

67 

81 

66 

3 und mehr Kinder 

71 

43 

46 

31 

56 

63 

46 

Erwerbstätigenquote von Frauen mit Kindern im Alter von 0 bis 14 Jahren, von denen alle älter als 

5 Jahre sind 

1 Kind 

81 

79 

75 

52 

71 

80 

74 

2 Kinder 

82 

71 

75 

48 

71 

86 

75 

3 und mehr Kinder 

(80) 

63 

54 

38 

72 

79 

62 


■ Bei zwei oder mehr Kindern mindestens das jüngste Kind in der jeweiligen Altersgruppe 
2 Daten des 2. Quartals 1993 
5 Daten des 2. Quartals 1998 

Abkürzungen: 

DK; Dänemark D: Deutschland F: Frankreich I: Italien NL: Niederlande FIN: Finnland UK: Großbritannien 


Neue Balancen zwi- 
schen Familien- nnd 
Berufszeit in allen 
europäischen 
Ländern 


Quelle: R. Renz und B. Eggen, Frauen in Europa: Job? Kinder? Oder Beides? In: Statistisches Monatsheft Baden-Württemberg 
4/2004, S. 11 ff 
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Erwerbsbeteiligung 
der Frauen vom 
Alter der Kinder 
abhängig- dies in 
allen EU-Ländern 


beschriebenen familien- und sozialpolitischen 
Maßnahmen zu durchaus länderspezifischen, 
aber neuen Balancen zwischen Familien- und 
Berufszeit, einem anderen Timing der Lebens- 
laufsplanung und einer neuen Form der Partizi- 
pation von Kindern, Müttern und Vätern an un- 
terschiedlichen gesellschaftlichen Teilbereichen 
beigetragen haben, ln den nordeuropäischen 
Ländern ist die Frauenerwerbsquote nicht nur 
insgesamt höher, sondern der Anteil derjenigen, 
die auch noch nach dem 55. Lebensjahr arbeiten, 
höher als in Deutschland. Diese Differenzen be- 
tragen nicht nur wenige Prozentpunkte, sondern 
bewegen sich im zweistelligen Bereich. Die Par- 
tizipation in gesellschaftlichen Teilbereichen 
außerhalb der Familie ist nicht nur länger ge- 
währleistet als in Deutschland, sondern die „ge- 
wonnenen Jahre“ werden vermutlich aus der 
Sicht der Betroffenen sinnvoll und vernünftig ge- 
nutzt; die positiven Effekte für die gesamte Ge- 
sellschaft müssen hier gar nicht ausgeführt wer- 
den. 

Die Zahl der Kinder beeinflusst die Erwerbsbe- 
teiligung von Müttern in Abhängigkeit vom Le- 
bensalter der Kinder. Selbst in Dänemark, wo die 
Erwerbsbeteiligung auch in den Mehrkinderfa- 
milien sehr hoch ist, verringert sie sich bei den 
Müttern, die bei drei Kindern ein Kind unter 
zwei Jahren haben, auf 69 Prozent; in Deutsch- 
land sind es in dieser Konstellation 38 Prozent 
und in Frankreich 29 Prozent. Sind die jüngsten 
Kinder älter als fünf Jahre, hegen die dänischen 
und finnischen Zahlen bei 80 Prozent, während 
sie in Deutschland insgesamt mit 63 Prozent 
auch höher hegen als bei den sehr jungen Kin- 
dern, aber weit unter den Zahlen der vergleichba- 
ren männlichen Altersgruppen. 

Bei dieser Betrachtung sollte aber nicht verges- 
sen werden, dass in allen europäischen Ländern 
bei den Familien mit einem Kind ein großer Pro- 
zentsatz der Mütter in allen Altersstufen des Kin- 
des einer Beschäftigung nachgeht. Das sind in 
Frankreich bei den 3- bis 5-Jährigen Kindern im- 
merhin 75 Pro-zent der Frauen, in Deutschland 
und in den Niederlanden 70 Prozent und selbst in 
Italien 55 Prozent. Darin dokumentiert sich of- 
fensichtlich eine weitere Ausdifferenzierung 
nicht zwischen den Ländern, sondern auch inner- 
halb der Gruppe der Frauen. 

Die Frauen, die sich für mehr als ein Kind ent- 
scheiden, geben europaweit viel häufiger ihre 
Berufstätigkeit auf, um sich schwerpunktmäßig 
der Kindererziehung und der Hausarbeit zu wid- 
men, als die Frauen, die bei einem Kind bleiben 
wollen. Möglicherweise dokumentieren sich hier 
auch unterschiedliche Lebensentwürfe und Pla- 
nungen. Nur scheint in Nordeuropa ein größerer 
Prozentsatz der Mütter bei älteren Kindern 
- auch bei Mehrkinderfamilien - eine Kombina- 
tion von Fürsorge für Kinder und Partizipation 


an anderen gesellschaftlichen Bereichen zu errei- 
chen, die in Deutschland offenkundig gegenwär- 
tig schwierig zu realisieren scheint. 

Hakim (2000, 2001, 2003) hat im Rahmen einer 
europäischen Vergleichstudie darauf hingewie- 
sen, dass in Europa ein großer Teil der Frauen 
möglicherweise das Modell eines adaptiven Le- 
benskonzepts präferiert, das es ihnen ermöglicht, 
im Lebenslauf unterschiedliche Aufgaben im Be- 
reich von Familie und Beruf in einer zeitlichen 
Sequenz miteinander zu verknüpfen. Sie schätzt 
diesen Anteil der Frauen auf etwa 60 bis 
70 Prozent. Gleichzeitig stellt sie die kritische 
Frage, ob heute schon die Arbeitswelt, die Infra- 
strukturangebote für Kinder und die Organisa- 
tion des familialen Alltags tatsächlich für solche 
Modelle geeignet sind und ob nicht in manchen 
europäischen Ländern immer noch viel zu stark 
in einem Entweder/Oder gedacht wird. Dabei ist 
dann die Entscheidung für die Fürsorge für Kin- 
der häufig eine Entscheidung gegen die Teilhabe 
im beruflichen Bereich, wie auch die Entschei- 
dung für den Beruf häufig eine Entscheidung ge- 
gen Kinder oder gegen mehr als ein Kind wird. 
Hakim geht auch davon aus, dass diese Formen 
von adaptiven Lebensvorstellungen viel stärker 
bei den Frauen nachzuweisen sind als bei den 
Männern, die ihren Lebenssinn heute noch fast 
ausschließlich über den Berufsbereich definie- 
ren. Hingegen wird bei einer großen Gruppe von 
Frauen ein vielfältigerer und ausdifferenzierterer 
Lebenslauf präferiert, wie er gegenwärtig mögli- 
cherweise eher in den nordeuropäischen Ländern 
als in Deutschland realisiert werden kann. Diese 
Überlegungen Hakims werden durch europäi- 
sche Vergleichsstudien gestützt, in denen die Ar- 
beitszeitpräferenzen von Männern und Frauen 
für Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigung analysiert 
wurden (Fagan 2003). ln allen europäischen Län- 
dern wünscht die überwältigende Mehrheit der 
Männer, die vollzeitbeschäftigt sind, keine Teil- 
zeittätigkeit, und zwar in allen hier untersuchten 
Ländern; jedoch ist es bei den vollzeitbeschäftig- 
ten Frauen immer nur eine Minderheit, die auf je- 
den Fall vollzeitbeschäftigt bleiben will. Das 
gleiche Muster zeigt sich auch umgekehrt, wenn 
teilzeitbeschäftigte Männer und Frauen nach ih- 
ren Vollzeitwünschen befragt werden: Mehr 
Männer als Frauen wünschen sich eine volle Er- 
werbstätigkeit. 

Mit aller Vorsicht lässt sich sagen, dass sich in 
ganz Europa die Arbeitszeitvorstellungen von 
Männern und Frauen unterscheiden und dass die 
Partizipation in verschiedenen gesellschaftli- 
chen Teilbereichen, wie Familie, Arbeitswelt und 
Gemeinde, bei den Frauen nicht notwendiger- 
weise dazu führt, dem männlichen Lebensent- 
wurf zu folgen. Dieses Ergebnis bestätigt Be- 
funde, die sich auch schon im Familiensurvey 
des DJl 1988 zeigten (Krombholz 1991). Nur auf 


In Europa präfe- 
riert ein großer Teil 
der Frauen das 
Modell eines adapti- 
ven Lebenskonzepts 
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tätigkeit 



Drucksache 16/1360 


- 30 - Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Abbildung II. 6 

Präferenzen für Vollzeit- nnd Teilzeitbeschäftignng der Beschäftigten 

Vollzeitbeschäftigte, die keine Teilzeit wünschen (in Prozent) 


Schweden 


Dänemark 


Niederlande 


Großbritannien 


Frankreich 



Deuts chiand 


I Männer 


42 


■ Frauen 

Quelle: Colette Fagan, Working-time preferences and work-life balance in the EU: some policy considerations for enhancing 
the quality of life. European Foundation for the Improvement of Living and Working Conditions 2003, S.42 


der Basis europäischer Vergleichsstudien wird es 
möglich sein herauszufinden, wie denn diese un- 
terschiedlichen Lebenskonzepte von Männern 
und Frauen zu erklären sind. 

, . . Daher ist es auch nicht verwunderlich, dass in 

In Nordeuropa und ,,, ., , 

in Deutschland hohe Nordeuropa Wie aber auch m Deutschland eine 
weihliche Tciizeithe- viel höhere weibliche Teilzeitbeschäftigungs- 
schäftigungsquote quote vorzufinden ist. Da aber die Definitionen 
der Arbeitszeit in Europa (Europäische Kommis- 
sion 2002b) sehr unterschiedlich sind, ist es bes- 
ser, nicht nur das Merkmal „beschäftigt/nicht be- 
schäftigt“ als Kriterium zu nehmen, sondern zu 
untersuchen, wie in den einzelnen europäischen 
Ländern die tägliche Zeitverwendung zwischen 
Erwerbsarbeit, häuslicher Arbeit, Kindererzie- 
hung und persönlicher Zeit aufgeteilt wird. Die 
Zeitverwendung lässt vermutlich eher einen 
Rückschluss darauf zu, ob es tatsächlich richtig 
ist, dass Erwerbstätigkeit zu Lasten der Zeit für 
Kinder geht oder ob in manchen der hier unter- 
suchten Länder das adaptive Modell eine neue 
Balance im Lebenslauf ermöglicht. Hofferth/ 
Sandberg (1998) - siehe auch Sandberg/Ho fferth 
(2001) und Bianchi (2000) - haben auf der Basis 
von Zeitbudgetuntersuchungen über einen Zeit- 
raum von 20 bis 30 Jahren die Frage aufgewor- 
fen, ob der höhere Zeitaufwand für die Partizipa- 
tion im Berufsleben tatsächlich zu Lasten der 
Kinder geht (vgl. VL4.1). In ihren Untersuchun- 
gen stellte sich heraus, dass zwar die Zeit für die 
Sozialisation der Kinder seit den 60er Jahren 


deutlich zurückgegangen ist, aber diese Ab- 
nahme wesentlich durch den Rückgang der Ge- 
burtenzahlen zu erklären ist, das heißt, dass der 
Zeitaufwand pro Kind erstaunlich stabil geblie- 
ben ist. Eine Möglichkeit der neuen Balance war 
zumindest in den USA die Reduktion der Kin- 
derzahl. 

Auch wenn uns in Europa solche langen Zeitrei- 
hen nicht zur Verfügung stehen, zeigen die Ana- 
lysen von Eurostat (2004a) auch im Querschnitt 
ein außerordentlich differenziertes Bild, das zu 
einer Zurückweisung der These von der Reduk- 
tion der Zeit für Kinder führen muss. So verbrin- 
gen finnische, schwedische, englische, norwegi- 
sche und französische Mütter pro Tag im 
Durchschnitt zwischen zwei und 2,5 Stunden mit 
der Fürsorge für ihre Kinder, wenn diese unter 
sechs Jahren alt sind (Eurostat 2004a, 66). Deut- 
sche Mütter geben hier zwei Stunden und 18 Mi- 
nuten an und hegen mit diesen Angaben genau 
im Mittelfeld. Selbst die Proportion zwischen 
Frauen und Männern ist im europäischen Ver- 
gleich mit etwa 70 zu 30 Prozent Zeitaufwand 
der Frauen im Verhältnis zu dem der Männer re- 
lativ stabil. Dabei haben die Franzosen mit einer 
Relation von 75 zu 25 die ausgeprägteste ge- 
schlechtsspezifische Arbeitsteilung zwischen 
Frau und Mann, während die Schweden mit einer 
Arbeitsteilung von 66 zu 34 Prozent viel egalitä- 
rer abschneiden. Berücksichtigt man hier nur die 
berufstätigen Eltern, so sinkt in Deutschland der 
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Zeitaufwand um gut eine halbe Stunde im Kon- 
tingent der Frauen, ohne dass sich der Zeitauf- 
wand der Männer ändert. Eine ähnliche Verände- 
rung zeigt sich in Frankreich, nicht aber in 
Schweden, wo der Zeitaufwand von Mann und 
Frau unabhängig vom Erwerbstatus gleich bleibt, 
ln Finnland liegt der Zeitaufwand für Kinder bei 
den erwerbstätigen Müttern immer noch um fast 
20 Minuten über dem täglichen Zeitaufwand 
deutscher berufstätiger Mütter. 

Der australische Zeitforscher Bittman (Bittman 
1999) hat auf der Basis einer anderen Zeiterhe- 
bung das Zeitinvestment für Kinder bei finni- 
schen Müttern in Abhängigkeit vom Lebensalter 
der Kinder in Monaten gemessen. Er kann zei- 
gen, dass sich auch in Finnland mit seiner hohen 
Väter bringen mehr hrauenerwerbsquote die Mutter mit sehr kleinen 
Zeit für ihre Kindern bis zum Alter von 2,5 Jahren viel Zeit, 
Kinder aut nämlich bis ZU 55 Stunden pro Woche, mit ihren 
Kindern beschäftigen und dann in Abhängigkeit 
vom zunehmenden Lebensalter des Kindes diese 
Zeit reduzieren. Allerdings weist er auch nach, 
dass die väterliche Zeitverwendung für Kinder 


sich nicht in gleicher Weise verändert. Ohne hier 
im Einzelnen diskutieren zu können, wie diese 
Zeitstrukturen in der Alltagszeit nun in Finnland 
im Einzelnen organisiert sind, lassen diese euro- 
päischen Vergleiche doch nur den Schluss zu, 
dass Mütter mit kleinen Kindern, nicht aber die 
Väter, einen erheblichen Zeitaufwand für ihre 
Kinder aufbringen. Die Reduktion der Zeitver- 
wendung bei Berufstätigkeit macht zumindest 
nach den Daten von Eurostat etwa 30 Minuten 
aus, wobei sich diese Zeitreduktion nach dem 
Lebensalter der Kinder richtet. Die Befürchtung 
jedenfalls, dass die Frauen, die sich für Kinder 
und Beruf entscheiden, ihren Zeitaufwand für die 
Kinder erheblich reduzieren, kann auf der Basis 
dieser sehr generellen Vergleiche nicht bestätigt 
werden. 

Fasst man die Befunde zur Variation der Er- 
werbsquoten in Abhängigkeit vom Lebensalter 
des Kindes nach den Ergebnissen von Eurostat 
und von Bittman zusammen, so bestätigen sie 
doch insgesamt eher die Ergebnisse der US-ame- 
rikanischen Forschung, dass heutige berufstätige 


Abbildung 11.7 

Zeit, die Paare mit Kindern bis sechs Jahre* für Kinderbetrennng, Hansarbeit 
bzw. Erwerbsarbeit anfbringen (Minnten pro Tag) 



Minuten pro Tag 


■ Kinderbetreuung ■ Hausarbeit (ohne Kinderbetreuung) ■ Erwerbsarbeit 

* jüngstes Kind in der Familie 

Quelle: Eurostat, How Europeans spend their time. Everday life of women and men. Luxemburg 2004. S. 66, 68, 76 und 78. 
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Eltern zwar insgesamt eine geringere Kinderzahl 
haben als die Generation ihrer Eltern, bei denen 
ein großer Teil der Mütter nieht erwerbstätig war, 
aber im europäischen Vergleich der Zeitaufwand, 
den Mütter für ihre Kinder erbringen, in den Län- 
dern sehr hoch zu sein scheint, in denen auch die 
Erwerbsquote der Frauen relativ hoch ist. Offen- 
kundig lässt sich in diesen Ländern die Teilhabe 
in unterschiedlichen Lebensbereichen im Sinne 
eines adaptiven Modells eher realisieren als in 
Deutschland und ermöglicht zudem auch noch 
eine längere Partizipation im Erwerbsleben. 

11.2.4 Die Beziehung zwischen 
den Partnern 

Wenn im europäischen Vergleich der Zeitauf- 
wand, den Mütter in ihre Kinder investieren, 
selbst dann viel höher ist als der der Väter, wenn 
die Erwerbsbeteiligung der Frauen die Quote von 
erwerbstätigen Müttern mit Kindern in Deutsch- 
land übersteigt, könnte das natürlich auch daran 
liegen, dass sich die Väter in diesen Ländern in 
viel höherem Maße als in Deutschland an der 
Hausarbeit beteiligen und damit den Müttern die 
Chance geben, ihre Zeit in ihre Kinder und in ih- 
ren Beruf zu investieren. Diese nahe liegende 
Schlussfolgerung wird aber durch europäische 


Vergleiche unterschiedlicher Autoren nicht ge- 
stützt. Nicht nur die Kindererziehung, sondern 
Hausarbeiten, wie Mahlzeiten zubereiten, Wäsche 
waschen, Bügeln und Hausreinigung werden 
überwiegend von den Frauen erledigt, während 
Reparaturen und Gartenarbeiten durchschnitt- 
lich eher Aufgabe der Männer zu sein scheint. 
Eltern mit kleinen Kindern (Eurostat 2004a, 77) 
arbeiten europaweit insgesamt etwa zwei Stun- 
den länger als die durchschnittliche Bevölkerung 
zwischen 20 und 74 Jahren, so dass eine Erklä- 
rung für die Zeitinvestitionen in Kinder in der 
Erhöhung der täglichen Zeitbelastung der Eltern 
zu finden isf. Die zweite Erklärung ist die adap- 
tive Kombination von Zeit in der Arbeitswelt 
und in der Familie in Abhängigkeit vom Lebens- 
alter der Kinder. Mütter mit Kindern unter sechs 
Jahren reduzieren in den europäischen Ländern, 
wie Schweden, Frankreich, Finnland, Norwegen, 
Dänemark und Deutschland, ihre berufliche Ar- 
beitszeit zu Gunsten ihrer Kinder. 


Klassische Tätigkei- 
ten im Haus: 
Frauensache 


Die geringste Präsenz am Arbeitsmarkt findet 
sich bei deutschen Müttern, die diese gewonnene 
Zeit aber nicht in Hausarbeit investieren, sondern 
in persönliche Freizeit. Die höhere Präsenz finni- 
scher, schwedischer und norwegischer Eltern am 
Arbeitsmarkt wird genauso wie Frankreich durch 


Abbildung 11.8 

Erwerbsarbeit und Hausarbeit von zusammenlebenden Eltern mit Kindern unter sechs Jabren 
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Minuten pro Tag 

■ Erwerbsarbeit ■Hausarbeit 

Quelle: Exirostat, How Europeans spend their time. Everday life of women and men. Luxemburg 2004. S. 76. 
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Verzicht auf Freizeit einen zusätzlichen Verzicht an Freizeit erreicht, 
in Nordeuropa Im Gegensatz zu den Müttern sind die Arbeits- 
zuguns^n der jgj. Männer so gut wie kaum reduziert, so 

dass in den meisten Ländern der Ausgleich für 
die unterschiedliche Zeitbelastung im Haushalt 
bei den Müttern nicht durch eine Doppelbelas- 
tung der Mütter erreicht wird, sondern durch das 
Modell mit einem Hauptemährer und einer Zu- 
verdienerin. Lediglich in Finnland und Frank- 
reich ist die zeitliche Belastung der Frau etwas 
höher als die der Männer, während sie in 
Deutschland ausgeglichen ist; in Schweden, Nor- 
wegen und im Vereinigten Königreich ist hinge- 
gen tendenziell eine höhere zeitliche Belastung 
der Männer nachzuweisen. Bei Kindern im 
Schulalter steigt die Beteiligung der Mütter am 
Arbeitsmarkt in allen untersuchten Ländern deut- 
lich an, erreicht aber nicht das Niveau der Män- 
ner. 


Vergleicht man kinderlose Paare bis zu 45 Jahren 
mit Paaren, die Kinder bis zum siebten Lebens- 
jahr haben, dann wird jedenfalls deutlich, dass 
europaweit die Differenz hinsichtlich der Zeit- 
verwendung weniger zwischen Vätern und Müt- 
tern zu suchen ist als vielmehr zwischen jenen, 
die sich für Kinder entscheiden, und denjenigen, 
die sich nicht für Kinder entscheiden. Mit der 
Entscheidung für Kinder investiert man sowohl 
als Mann wie als Frau sehr viel mehr Zeit in 
häusliche Arbeiten als die andere Gruppe (Euros- 
Mütter mit Kindern tat 2004a, 8). Die Mütter reduzieren ihre berufli- 
unter sechs Jahren ghe Präsenz, im Gegensatz zu den kinderlosen 
reduzieren^mehr- p^uen. Auch noch bei den älteren Kindern zwi- 
Arbeitszeit schen sieben und 17 Jahren bei der zunehmen- 
den Erhöhung der beruflichen Präsenz übersteigt 
die Hausarbeitszeit dieser Mütter und auch der 
Väter die Zeit der kinderlosen Paare, die den El- 
tern gegenüber einen Gewinn an persönlicher 
Freizeit haben. Man mag diese Ergebnisse unter- 
schiedlich bewerten, aber aus diesem relativ sta- 
bilen europäischen Muster ist abzuleiten, dass 
Eltern, die sich für Kinder entscheiden, dies für 
sich persönlich als so wichtig betrachten, dass 
der erhöhte Zeitaufwand, der unabhängig von der 
vorhandenen Infrastruktur der einzelnen Länder 
geleistet wird, von ihnen freiwillig und ohne ir- 
gend einen gesellschaftlichen Zwang erbracht 
wird. 


Der eher geringe Einfluss der vorhandenen Infra- 
^riorkätgegen" Struktur, wie Betreuungseinrichtungen und Ta- 
über dem Beruf gesschule, auf die tägliche Zeit, die Eltern mit ih- 
ren Kindern verbringen, zeigt zudem, dass in der 
persönlichen Güterabwägung bei denjenigen, die 
sich für Kinder entscheiden, die Kinder gegen- 
über dem Beruf jedenfalls für eine bestimmte Zeit 
im Lebenslauf Priorität genießen. Mit aller Vor- 
sicht ist zu vermuten, dass bei der Verbesserung 
des Infrastrukturangebots in Deutschland die 
Zeit, die Eltern mit ihren Kindern verbringen, 
sich auch weiterhin in diesem europäischen Rah- 


men bewegen wird, aber eine verbesserte Infra- 
struktur auch für deutsche Mütter die Möglich- 
keit schafft, beruflich zumindest so präsent am 
Arbeitsmarkt zu sein, wie dies in anderen euro- 
päischen Ländern üblich ist. 

11.2.5 Rush-Hour und gewonnene 
Jahre 

Obwohl verlängerte Ausbildungszeiten, späterer 
Berufseintritt, eine größere Vielfalt von Lebens- 
formen junger Erwachsener, spätere Heirat und 
ein späteres Erstgeburtsalter insgesamt ein euro- 
päisches Muster sind, zeigen einzelne europäi- 
sche Länder in diesem gleichförmigen Muster 
doch erhebliche Differenzen (Lesthaeghe 2000). 
Vergleicht man nämlich nicht allein das Erstge- 
burtsalter, sondern analysiert die Entscheidung 
für Kinder im Lebenslauf, so kann man zunächst 
nur feststellen, dass in Deutschland anders als in 
den anderen europäischen Ländern die Alters- 
gruppe der 30- bis 34-jährigen und der 35- bis 

39- jährigen im Jahr 2000 nach den Daten der 
UNO (2003) genauso viele Kinder bekommen 
wie die 30- bis 34-jährigen und 35- bis 39-jähri- 
gen im Jahr 1970. Dagegen haben sich die Zah- 
len dieser Altersgruppen in Dänemark und 
Schweden fast verdoppelt und in den Niederlan- 
den Frankreich und Großbritannien leicht bis 
deutlich erhöht. 

Anders als in Deutschland scheinen sich in die- 
sen anderen Ländern die Lebensläufe der 30- bis 

40- jährigen Frauen geändert zu haben. Zwar 
werden auch in diesen Ländern die Kinder später 
geboren, aber gleichzeitig bedeutet dies nicht ein 
Verzicht auf mehr Kinder, sondern es scheint 
eine Verlagerung der Reproduktionsphase im Le- 
benslauf von einem jüngeren in ein höheres Le- 
bensalter gegeben zu haben. Die Verlängerung 
der Jugendphase mit der längeren ökonomischen 
Abhängigkeit vom Elternhaus, die längere Bin- 
dung an das Ausbildungssystem und eine Aus- 
differenzierung von Lebensformen in der Ju- 
gendphase bedeuten in Deutschland, zumindest 
im Vergleich mit den hier untersuchten Ländern, 
eher ein Verzicht auf Kinder und auch ein Ver- 
zicht auf mehr als ein oder zwei Kinder, während 
in diesen anderen Ländern, insbesondere in den 
beiden nordeuropäischen Ländern, diese Verän- 
derungen zwar auch zum Rückgang der Gebur- 
tenraten beigetragen haben, aber gleichzeitig 
scheint sich auch in diesen Ländern die Entschei- 
dung für Kinder und die Fürsorge für Kinder 
mehr in die Mitte des Lebens zu verlagern. 

Wir können diesen Vergleich hier nur andeuten, 
glauben aber doch vermuten zu können, dass für 
deutsche junge Erwachsene der Zeitdruck in der 
Altersphase zwischen 27 und 34/35 Jahren mög- 
licherweise viel größer ist als in jenen Ländern. 
Die wenigen Daten, wie hier skizziert, zeigen. 


In anderen Ländern 
Lebensläufe der 
Frauen schon 
verändert 


In Deutschland ist 
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Abbildung II.9 


Altersspezifische Geburtenraten (je 1 000 Frauen) 
1970 bis 2000/2001 


Dänemark 


Deutschland 




Altersgruppe Altersgruppe 


Finnland Niederlande 




Altersgruppe Altersgruppe 

Quelle: United Nations Population Division, World Fertility Report 2003, S. 100, 136,122, 240 


dass in dieser kurzen Altersphase von etwa fünf 
bis sieben Jahren Entscheidungen getroffen und 
realisiert werden müssen, die mehr oder minder 
das ganze Leben bestimmen. Neben dem Ausbil- 
dungsabschluss, dem Eintritt in das Berufsleben 
und der Entscheidung für einen Lebenspartner 
scheint in Deutschland das dominante Muster 
auch zu sein, in dieser Phase zu heiraten und 
wenn, sich dann für Kinder zu entscheiden. 

Demgegenüber haben sich zwar auch in diesen 
anderen Ländern die Lebensentscheidungen in 
ein höheres Lebensalter verlagert, sie sind aber 
nicht auf einen so kurzen Zeitraum konzentriert. 
Alle jungen Erwachsenen in Europa müssen sich 
in dieser Altersphase mit dem Übergang in das 
Erwachsenenalter auseinander setzen, aber die 
Struktur der Lebensläufe in Deutschland scheint 
ihnen besonders wenig Zeit zu lassen. 

Diese „Rush-Hour des Lebens“ (Bittman/Rice 
2000) gibt es in allen hoch entwickelten Indus- 
triestaaten, die in die Ausbildung der nachwach- 
senden Generation investieren; in Deutschland 


ist sie aber vermutlich besonders ausgeprägt, 
weil das deutsche Ausbildungssystem, insbeson- 
dere in den akademischen Berufen, anders als die 
Systeme in anderen Ländern, bisher noch keine 
Stufungen kennt, sondern grundsätzlich das 
höchste erreichte Ausbildungsniveau die Zu- 
gänge zum Berufssystem definiert, ln anderen 
Ländern, insbesondere den nordeuropäischen 
und angelsächsischen, werden unterschiedliche 
Ausbildungsabschlüsse angeboten, die zu unter- 
schiedlichen Lebenszeiten erworben werden 
können und die damit eher die Möglichkeit ge- 
ben, die eigenen Lebenspläne im Lebenslauf fle- 
xibel zu gestalten. 

Diese „Rush-Hour“ zwischen dem 27. und 34. Le- 
bensjahr macht vor dem Hintergrund der sich än- 
dernden Lebensläufe vor allem der Frauen über- 
haupt keinen Sinn. Seit den 70er Jahren haben 
Familienhistoriker immer wieder darauf hinge- 
wiesen, dass im Lebenslauf von Frauen Jahre neu 
entstanden sind, die es in früheren Generationen 
gar nicht gegeben hat. Der Historiker Imhof 
(1981) nennt dies die „gewonnenen Jahre“, und 
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obwohl schon der Vierte Familienbericht (BM- 
JFG 1986) auf diese Veränderung der Lebens- 
läufe hingewiesen hat, ist das ohne irgendwelche 
Konsequenzen für die Neustrukturierung der Le- 
bensläufe in Deutschland gewesen. 

Bei der weiter unten durchgeführten Kontrastie- 
rung der Familienpolitiken verschiedener Länder 
werden wir deutlich machen, dass vermutlich ein 
wesentlicher Unterschied in der Familienpolitik 
dieser Länder zu Deutschland darin zu sehen ist, 
dass dort versucht wurde, die Lebenszeit so neu 
zu strukturieren, dass diese gewonnenen Jahre 
auch als Gewinn an Lebensqualität und Lebens- 
perspektive sinnvoll genutzt werden können. 

Das Modell der gewonnenen Jahre, das Imhof 
zur Illustration seiner These entwickelte, wurde 
von uns bis heute fortgeschrieben; es verdeut- 
licht die meisten der hier skizzierten Argumente 
der demografischen Veränderungen in Europa. 
Auch wenn wir uns hier im Wesentlichen auf 
deutsche Daten stützen, sind die Entwicklungen 
in den anderen Ländern ähnlich verlaufen (Livi 
Bacci 1973). Zunächst wird aus dieser Grafik 
noch einmal die Zunahme der Lebenserwartung 
deutlich. Während die Lebenserwartung zwi- 
schen 1930 und 1949 bei etwa 70 Jahren und in 
den 70er Jahren bei etwa 75 Jahren lag, beträgt 
sie heute etwa 82 Jahre. Der Anstieg der Lebens- 


erwartung zwischen dem 17. und dem 20. Jahr- 
hundert betrug ganze zwölf Jahre, während die 
zusätzlichen zwölf Jahre seit 1930/1949 in gut 
zwei Generationen erreicht worden sind. Parallel 
zu dieser Entwicklung ist die Reproduktionszeit, 
das heißt die Spanne zwischen der Geburt des 
ersten und des letzten Kindes, die Mitte des 
19. Jahrhunderts noch bei etwa zwölf Jahren lag, 
heute auf etwa drei Jahre gesunken. Während in 
der Mitte des 19. Jahrhunderts beim 15. Geburts- 
tag des jüngsten Kindes noch etwa sechs bis acht 
Jahre Lebenserwartung der Mutter bestanden, 
sind es heute noch gut 35 Jahre. Diese Jahre, die 
im Lebenslauf einer Frau in den letzten zwei Ge- 
nerationen neu entstanden sind, haben erhebliche 
Konsequenzen für die soziale Konstruktion der 
Frauen- und Mutterrolle. Wurden Lebensläufe 
von Frauen in den früher sehr beliebten Model- 
len einer Lebenstreppe dargestellt (Imhof 1981), 
war in dieser Lebenstreppe das entscheidende 
Merkmal der Frauenrolle die Rolle der Mutter. 
Eine solche soziale Konstruktion einer Lebens- 
rolle lässt sich heute aufgrund der skizzierten 
Wandlungstendenzen überhaupt nicht mehr be- 
gründen. Hingegen macht diese historische Pers- 
pektive deutlich, warum die Frauenrolle und die 
Mutterrolle von vielen Autoren des 19. Jahrhun- 
derts als eine quasi natürliche Einheit interpretiert 
wurden. Selbst wenn sich, wie in Schweden oder 


Abbildung 11.10 

Veränderungen in den Lebensphasen heiratender Frauen seit dem 17. Jahrhundert 



Quelle: Arthur E. Imhof; Die gewonnenen Jahre, München 1981, S. 164 ff Für die Jahre 2000/2002 eigene Berechnungen nach 
Daten des Statistischen Bundesamtes 
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Dänemark, ein größerer Teil der Frauen dafür 
entscheidet, ein drittes oder ein viertes Kind zu 
bekommen, ändert sich dieses Bild nur unwe- 
sentlich, weil dann die Mutter beim 15. Geburts- 
tag des letztgeborenen Kindes nicht 45, sondern 
47 Jahre alt ist mit einer entsprechenden weiteren 
Lebenserwartung von 33 Jahren statt 35 Jahren. 

Die historische Demografie hat jedenfalls auf 
überzeugende Weise aufgezeigt, in welch revolu- 
tionärer Weise sich die Struktur weiblicher Le- 
bensläufe verändert hat. Dabei wurde hier noch 
nicht thematisiert, in welcher Weise früher auch 
die Zahl der Geburten die Gesundheit und Kraft 
der damaligen Mütter beanspruchte. Die poli- 
tisch interessante Frage ist aber, ob und inwie- 
weit diese strukturellen Veränderungen in der 
Politik, der Wirtschaft, den Medien und der Wis- 
senschaft tatsächlich angemessen diskutiert, re- 
flektiert und mit Konzepten beantwortet worden 
ist, die eine sinnhafte Konstruktion des ganzen 
Lebenslaufs ermöglicht. Damit haben wir eine 
weitere Unausgewogenheit in der Konstruktion 
von Lebensläufen skizziert, die es den Indivi- 
duen erschweren könnte, gemeinsam mit einem 
Partner/einer Partnerin Familie als eine gemein- 
same Zukunflsperspektive zu konstruieren und 
einen gemeinsamen Lebenssinn so zu organisie- 
ren, dass Familie im Lebenslauf auch zu leben ist. 

Im vorigen Abschnitt haben wir darauf hinge- 
wiesen, dass junge Erwachsene bei der Familien- 
gründung in Schwierigkeiten kommen, weil Aus- 
bildung, berufliche Integration und Partnerschaft 
mit Familiengründung in einem so kurzen Zeit- 
fenster komprimiert sind, dass es zunehmend 
schwer wird, dies in den Lebenslauf zu integrie- 
ren. Die Daten der historischen Demografie ma- 
chen nun deutlich, dass die der traditionell-war- 
men Familie zu Grunde hegenden Vorstellungen, 
dass der Lebenssinn eines ganzen langen Lebens 
sich allein aus der sozialen Konstruktion der 
Mutterrolle ableiten lässt, sich kaum stützen 
lässt. Auch hier ist wieder die familienpolitische 
Frage, ob andere Länder, die wir kontrastieren, 
Antworten gefunden haben, die es den Indivi- 
duen ermöglichen, in ihrem Lebenslauf Familie 
nicht nur zu gründen, sondern Familie auch als 
Teil des Lebensentwurfs zumindest für einen Teil 
des Lebens auch zu gesfalten. 

11.3 Der Versuch einer Kontrastierung 

von familienbezogenen Politiken 

11.3.1 Vorabbemerkung zu einer 

Gegenüberstellung von 
familienbezogenen Politiken in 
unterschiedlichen Ländern 

Familienbezogene Politiken in einem Länderver- 
gleich gegenüberzustellen ist ein Unterfangen, 
dem sich mit unterschiedlicher Zielsetzung und 
methodischem Ansatz eine Vielzahl von nationa- 


len' und internationalen Forschem^ widmen. Ei- 
nige internationale Vergleiche familienpoliti- 
scher Maßnahmen beziehen sich nur auf 
explizite familienpolitische Instrumente, wie Re- 
gelungen zum Eltemurlaub oder das Angebot öf- 
fentlich geförderter Kinderbetreuungsplätze. ^ 

Andere Vergleiche beziehen sowohl explizite wie 
implizite Maßnahmen mit ein."* 

Den wohl bekanntesten Ansatz zur Typisierung 
von Wohlfahrtsstaaten und familienbezogenen wohlfahi^ts^steaten 
Politiken entwickelte Esping-Andersen (1990 und famiiienbezoge- 
und 2000). Esping-Andersen unterscheidet sozial- nen Politiken nach 
demokratisch, konservativ-korporatistische und Espmg Andersen 
liberal ausgerichtete Wohlfahrtsregime (1990).^ 

Vor dem Hintergrund dieser Typologisierung ar- 
gumentiert Esping-Andersen (2000) für drei da- 
mif verbundene Typen von Familienpolitik: Fa- 
milienpolitiken in den skandinavischen Ländern, 

Familienpolitik in Kontinentaleuropa und anglo- 
amerikanische Familienpolitik. 

Andere Typologisierungsansätze differenzieren 
nach den Individuen, die im Mittelpunkt der Be- 
trachtung stehen.^ Bei einer Perspektive famili- 
enbezogener Maßnahmen stehen die Fürsorge- 
und Betreuungsleistungen („Gare-Leistungen“) 
von Frauen im Mittelpunkt. Eine andere Perspek- 


• Z. B. Kaufmann (1993, 1995, 2002), Expertise Dingeldey 
(2004), Hillmert (2001), Leitner (2003), Riedmüller 
(2002), Bahle (1995) und Ostner (1995). 

2 Z. B. Esping-Andersen (1990 und 2002), Gomick und 
Meyers (2003a und 2003b), Meyers und Gomick (2001 
und 2003), Mahon und Sonya (2002), Kamerman (1983), 
Kamerman u. a. (2003), Sainsbury (1996), Rostgaard 
(2003) und Rostgaard und Fridberg (1998), Cochran 
(1993), Melhuish und Moss (1991), Lamb (1992), 
Olmsted und Weikart (1989). 

2 Hiemnter könnten auch Gmppiemngen subsumiert wer- 
den, welche Kinderbetreuungsregime bilden (vgl. dazu 
Letablier und Jönsson 2003). 

Explizite Familienpolitik verfügt über eine gewisse insti- 
tutioneile Autonomie, i. S. einer funktionalen Ausdiffe- 
renziemng von administrativen Stmkturen. Sie basiert auf 
einem expliziten Diskurs zu familienrelevanten Themen. 
Implizite Familienpolitik bezieht sich dagegen auf Maß- 
nahmen, welche familienrelevante Probleme zu lösen ver- 
suchen, ohne dass diese Maßnahmen explizit in einem 
familienbezogenen politischen Diskurs legitimiert sind. In 
diesem Fall begründen sich die entsprechenden Maßnah- 
men z. B. in einer generellen Sozialpolitik zur Verringemng 
von sozialer Ungleichheit, in der Arbeitsmarktpolitik, in der 
Bevölkemngspolitik oder der Gleichstellungspolitik 
(Kaufmann 2002, 433 und Expertise Dingeldey 2004). 

^ Diese Typologisiemng wurde vielfach kritisiert u. a. von 
Leibfried (1992), Castles (1993), Goodman und Peng 
(1996), Orloff (1993), Lewis und Ostner (1995) und 
Sainsbury (1996). Esping-Andersen hat nicht zuletzt vor 
dem Hintergmnd dieser Kritiken seine Typologisiemng in 
seinem Band aus dem Jahr 2000 weiterentwickelt. 

^ Eine umfassende Darstellung der unterschiedlichen me- 
thodischen Ansätze bei der Gegenüberstellung von famili- 
enbezogenen Leistungen kann in einem Familienbericht 
nicht geleistet werden. Vielmehr sollen hier beispielhaft 
wenige Typologisiemngsansätze benannt werden, die für 
die Beschreibung der folgenden Länderbeispiele von Re- 
levanz sind. 
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tive konzentriert sich auf die kindliche Entwick- 
lung, d. h. die Wohlfahrt von Kindern. Dabei 
wird insbesondere die Rolle der Familie für die 
kindliche Entwicklung betrachtet. Der Zeit, wel- 
che Eltern mit ihren Kindern verbringen, kommt 
hierbei ein zentraler Stellenwert zu - aber auch 
anderen Faktoren, wie außerhäusige Betreuungs- 
formen, welche ebenso die kindliche Wohlfahrt 
beeinflussen. Eine weitere Perspektive ist auf die 
Gleichberechtigung von weiblichen und männli- 
chen Erwerbsbiographien ausgerichtet. ^ Selten 
finden sich Ansätze, die alle Perspektiven mit- 
einander zu verbinden versuchen (ein Beispiel 
für eine der wenigen Ausnahmen vgl. Gomick/ 
Meyers 2003 a, b). 

Familienorientierte Vergleiche werden häufig auf 
Maßnahmen beschränkt, die entweder auf die 
Betreuung minderjähriger Kinder (vgl. z. B. 
Gomick/Meyers 2003 a und b, Kamerman u. a. 
2003, Cochran 1993, Melhuish/Moss 1991, 
Lamb 1992, Olmsted/ Weikart 1989) oder auf die 
Betreuung älterer Familienangehöriger ausge- 
richtet sind (vgl. M. Daly 2001, Jani-Le Bris 
1993, Hutten/Kerkstra 1996, Weekers/Pijl/ 
Ungerson 1998 und Evers 1994). Letzterer Typus 
von Vergleich findet sich außerdem weniger in 
der familienwissenschaftlichen Literatur, son- 
dern diese Arbeiten entstammen vielfach ande- 
ren sozialwissenschaftlichen Feldern, wie z. B. 
dem der Pflegewissenschaft. Systematische und 
ländervergleichende Perspektiven, welche beide 
Arten und Zielgruppen von Fürsorge- und Be- 
treuungsleistungen einbeziehen, sind bisher eher 
selten. Hinzu kommt, dass die wenigen Arbeiten 
auf diesem Gebiet Querschnittsbetrachtungen 
sind und nicht darauf abzielen, Betreuungsleis- 
tungen im Lebenslauf von Familienmitgliedern 
zu betrachten (vgl. für die wenigen Ausnahmen 
mit Längsschnittcharakter z. B. Rostgaard/ 
Fridberg 1998, Rostgaard 2003, Antonnen und 
Sipilä 1996, Antonnen/Baldock/Sipilä 2003, 
Leitner 2003). 

Vor dem Hintergrund unterschiedlicher Typisie- 
rungsansätze, Perspektiven und Betrachtungs- 
weisen familienbezogener Leistungen kann es im 
Folgenden nicht darum gehen, eine Kontrastie- 
rung familienbezogener Leistungen durchzufüh- 
ren, die allen diesen Aspekten gerecht wird. Viel- 
mehr sollen im Folgenden familienbezogene 
Maßnahmen am Beispiel von vier Ländern be- 
schrieben werden. Es wurden Länder ausge- 


Aus der Kritik an Esping-Andersen hat die feministische 
Wohlfahrtsforschung auf der Basis der Kategorie „Ge- 
schlecht“ sogenannte Gender-Regime erstellt (vgl. z. B. 
Ostner 1995). Gomick und Meyers (2004) kommen in ih- 
ren neueren Arbeiten allerdings zu dem Ergebnis, dass ei- 
ne genderorientierte Regimebildung im Ergebnis mit den 
Wohlfahrtsregimen von Esping-Andersen weitgehend 
übereinstimmen. 


wählt, die den nordeuropäischen und den mittel- 
europäischen demografischen Regimen (siehe 
11.2) zuzuordnen sind: Dänemark, Frankreich, 
die Niederlande und Großbritannien. Damit er- 
folgt eine bewusste Konzentration auf westeuro- 
päische Länder, um zu verhindern, dass stark di- 
vergierende kulturelle, soziale, ökonomische und 
historische Hintergründe einen Vergleich mit 
Deutschland zusätzlich erschweren. 

ln Abhängigkeit familienpolitischer Länderbe- 
sonderheiten und in Hinblick darauf, was für die 
Betrachtung und Ausgestaltung familienbezoge- 
ner Leistungen in Deutschland von Interesse ist, 
werden familienbezogene Maßnahmen aus un- 
terschiedlichen Perspektiven beschrieben. Auf- 
grund der oben genannten Forschungsdesiderate 
wird ein Schwerpunkt auf familienbezogene 
Leistungen gelegt, welcher sich auf Familien mit 
minderjährigen Kindern konzentriert. Gleich- 
wohl wird jedes Länderbeispiel einige Informa- 
tionen zur Betreuung von pflegebedürftigen Fa- 
milienangehörigem enthalten. 

Um eine Einordnung der vier Länder in die Fa- 
milienpolitiken Europas zu ermöglichen, werden 
vorab Informationen zu den öffentlichen Ausga- 
ben für familienbezogene Leistungen i. w. S. vo- 
rangestellt. Dem folgen die Länderbeispiele, die 
gmndsätzlich so aufgebaut sind, dass einer allge- 
meinen Einordnung familienbezogener Maßnah- 
men, eine Darstellung der monetären Leistungen 
für Familien folgt; diese umfassen z. B. Leistun- 
gen im Rahmen eines Familienleistungsaus- 
gleichs i. e. S. oder auch andere steuerliche Son- 
derregelungen für Familien. Die allgemeine 
Einordnung familienbezogener Maßnahmen be- 
zieht sich sowohl auf die gesellschaftliche Wer- 
tigkeit dieser Politiken, als auch auf einige we- 
nige zentrale Rahmendaten, welche z. B. die 
Erwerbstätigkeit von Müttern und Vätern oder 
die Armutsquoten von Kindern betreffen. Daran 
schließen Berichte über die Zeitpolitik für Fami- 
lien an, die sich vorrangig auf Familienzeitrege- 
lungen als zentrale Regelungen, welche die Zeit 
für Familie betreffen, konzentrieren. Ein weiterer 
Schwerpunkt der Länderbeispiele liegt auf den 
Infrastrukturangeboten für Familie; hierbei wird 
insbesondere die außerhäusige Betreuungssitua- 
tion für Kinder im Vorschul- und Schulalter ana- 
lysiert. Diese Darstellungen staatlich geförderter 
oder geregelter familienbezogener Maßnahmen 
für Familien mit minderjährigen Kindern wird 
ergänzt durch eine kurze Darstellung darüber, in- 
wiefern andere gesellschaftspolitische Akteure, 
in diesem Fall die Wirtschaft bzw. Unternehmen, 
familienbezogene Maßnahmen ergänzen. Die 
Länderbeispiele schließen mit einem kurzen 
Überblick darauf, welche familienbezogenen 
Leistungen für Familien mit pflegebedürftigen 
Angehörigen existieren. Eine zusammenfassende 


Im Mittelpunkt der 
Betrachtungen ste- 
hen Familien mit 
minderjährigen 
Kindern 



Drucksache 16/1360 


- 38 - Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Dänemark das Land, 
das den höchsten 
Anteil am Brutto- 
inlandsprodukt für 
familienbezogene 
Leistungen ausgibt 


Bewertung der Länderbeispiele erfolgt am Ende 
dieses Unterkapitels. 

11.3.2 Öffentliche Ausgaben für 

familienbezogene Leistungen 
im EU-Vergleich 

Das familienpolitische Engagement eines Landes 
lässt sich unter anderem an dem Umfang öffent- 
licher Ausgaben für diesen Bereich beschreiben 
und dem relativen Anteil dieser Ausgaben am 
Bruttoinlandsprodukt - im Vergleich zu anderen 
sozialpolitischen Bereichen. Die öffentlichen 
Ausgaben für familienbezogene Leistungen sind 
i. d. R. Teil des Sozialbudgets eines Landes. 
Dazu zählen i. d. R. auch Ausgaben für die Ge- 
sundheitsvorsorge, die Alters- und Hinterbliebe- 
nenversorgung und die Arbeitslosenversicherung 
oder andere Leistungen für Personen im erwerbs- 
fähigen Alter. Wie die folgende Abbildung ver- 
deutlicht, geben die 19 EU- Staaten im Durch- 
schnitt 23 Prozent ihres Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) für diese Bereiche aus. Familienbezogenen 
Leistungen kommt mit 2 Prozent der geringste 
Anteil zu, während der Bereich der Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung mit fast 10 Prozent 
den größten Anteil ausmacht. Dies trifft auf alle 
EU-Staaten zu. Dänemark hat unter allen EU- 
Staaten mit fast 4 Prozent den höchsten Anteil 
familienbezogener Ausgaben am BIP. Deutsch- 
land nimmt mit knapp 2 Prozent bzw. 3 Prozent 
eine mittlere Position ein, die südeuropäischen 
Länder wie z. B. Italien hegen mit 1 Prozent öf- 
fentlicher Ausgaben für familienbezogene Leis- 


tungen am BIP am unteren Rand, auch die Nie- 
derlande gehören zu dieser Gruppe. Allerdings 
muss an dieser Stelle auch betont werden, dass 
international vergleichende Analysen teilweise 
nicht jene Ausgaben erfassen, die familienbezo- 
gen in anderen sozialen Sicherungsbereichen 
eingeordnet werden (vgl. dazu Punkt 11.3.3.5), 
wo dies am Beispiel der Funktion „Ehe und Fa- 
milie“ im deutschen Sozialbudget verdeutlicht 
wird. 

Durch öffentliche Ausgaben können eine Viel- 
zahl von Leistungen finanziert werden. Diese 
Leistungen lassen sich der Gruppe der Geldleis- 
tungen bzw. Geldtransfers (oder auch Barleistun- Ländern sind 
gen bzw. monetären Transfers) und der Gruppe Geldtransfers höher 
der Sachtransfers (oder auch realen Transfers als Sachtransfers 
bzw. Infrastrukturleistungen) zuordnen. Als 
Geldleistungen werden Leistungen wie z. B. 
Kindergeldzahlungen verstanden, während unter 
Sachtransfers vorrangig die Finanzierung von In- 
frastrukturleistungen aufgefasst wird. Von diesen 
beiden Leistungsgruppen werden i. d. R. famili- 
enbezogene Maßnahmen im Steuersystem, wie 
z. B. die Anrechnung von Kinderbetreuungskos- 
ten und Zeitwerte Rechte, wie z. B. Mutter- 
schutz- und Elternzeitregelungen, abgegrenzt®. 

Abbildung 11.11 verdeutlicht die Anteile von 
Geld- und von Sachtransfers am BIP. Es geht 
daraus hervor, dass in fast allen europäischen 


^ Andere Autoren grenzen davon noch die familienbezoge- 
nen Maßnahmen im Sozialversicherungsbereich ab (vgl. 
z. B. Rosenschon 2001). 


Abbildung 11.11 


Öffentliche Ausgaben für familienbezogene Leistungen in ausgewählten EU-Ländern 
als Prozentanteil des Bruttoinlandsprodukts 

(in Klammem: Bruttoinlandsprodukt) 



EU-19 (23,2) 

Schweden (28,9) 
Dänemark (29,2) 
Niederlande (21 ,8) 
Großbritannien (21,8) 
Frankreich (28,5) 
Deutschland (27,4) 



■ Gesundheitsausgaben 


Familienleistungen 


Alters- und 

Hinterbliebenenversorgung 


sonstige Unterstützung im 
erwerbsfähigen Alter 


Quelle: Willem Adema, Oliver Thevenon and Mark Pearson (2004): Public Support for Families and the Diversity in Work and 
Familiy reconciliation Solutions in Denmark, France, the Netherlands and the United Kingdom, Expertise für den 7. Familien- 
bericht, Paris. 
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Ländern der Anteil von Geldleistungen am BIP 
höher als der Anteil von Saehleistungen ist. Dies 
trifft auf alle abgebildeten sozialpolitischen Be- 
reiche, so auch familienbezogenen Maßnahmen, 
zu. Nur in Dänemark übersteigt im familienbezo- 
genen Bereich der Anteil der Ausgaben für Sach- 
transfers denjenigen für Geldtransfers. 

Auf welche Leistungen im Einzelnen sich Geld- 
und Sachtransfers eines Landes verteilen, wird in 
der folgenden Tabelle - beispielhaft für die fünf 
ausgewählten Länder - dargestellt. Im Bereich 
der Geldtransfers überwiegen in allen fünf Län- 
dern die Ausgaben für Kindergeldzahlungen, 
während in Dänemark relativ betrachtet am 
meisten für eine finanzielle Unterstützung wäh- 
rend der Eltemzeit ausgegeben wird. Der Anteil 
für „sonstige Geldleistungen“ ist im Vereinigten 
Königreich relativ hoch: ln dieser Kategorie wer- 
den Ausgaben für den Work and Family Tax Cre- 
dit (siehe unten) und Unterstützungsleistungen 
für allein Erziehende zusammengefasst. Sach- 
transfers werden in fast allen Ländern vorrangig 
für Kindertageseinrichtungen und familiale Un- 
terstützungen zu Hause ausgegeben. 

Allen diesen Betrachtungen gemeinsam ist, dass 
sie die öffentlichen Bruttoausgaben und nicht die 
Nettoausgaben erfassen. Sie beziehen nicht mit 
ein, dass, in Abhängigkeit des jeweiligen Steuer- 
systems, die Nettoausgaben von den Bruttoaus- 
gaben erheblich abweichen können. Dies ist da- 


von abhängig, inwieweit Transfers besteuert 
werden (dies ist z. B. sehr stark in Dänemark und 
den Niederlanden der Fall), wie hoch die indirek- 
ten Steuern sind (im europäischen Vergleich ist 
Dänemark ein Beispiel mit hohen indirekten 
Steuern) und insbesondere, ob familienbezogene 
Steuergutschriften (Tax Credits) bzw. Steuerfrei- 
beträge existieren oder inwiefern private famili- 
enbezogene Ausgaben steuerlich geltend ge- 
macht werden können. Werden all diese 
Positionen berücksichtigt, ist es möglich, die 
Nettoausgaben für familienbezogenen Leistun- 
gen zu vergleichen. Eine Aufstellung für die vier 
ausgewählten Länderbeispiele zeigt, dass sich 
der Anteil familienbezogener Nettoausgaben am 
BIP für Dänemark im Gegensatz zu den Brutto- 
ausgaben am BIP erheblich reduziert, von 
4,4 Prozent auf 3,3 Prozent; während sie sich für 
die anderen Länder nur geringfügig verändern. 
Das Beispiel Dänemark zeigt damit, wie wichtig 
es ist miteinzubeziehen, dass Familien an der Fi- 
nanzierung der familienbezogenen Ausgaben 
selbst beteiligt sind. 

Alle bisher dargestellten Informationen bezie- 
hen sich nur auf öffentliche Ausgaben. Repräsen- 
tative und systematisch vergleichbare Daten über 
die Ausgaben privater Akteure der Familienpoli- 
tik existieren nicht. Dazu würden zum einen fa- 
milienbezogene Ausgaben von Unternehmen 
und zum anderen Ausgaben unterschiedlicher 


Tabelle 11.4 


Öffentliche Unterstützung für Familien, Geld- und Dienstleistungen 

Öffentliche Sozialausgaben für Familien als Prozentanteil am BIP 2001 



Dänemark 

Frank- 

reich 

Deutsch- 

land 

Nieder- 

lande 

Groß- 

britannien 

Geldleistungen, darunter 

1,5 

1,5 

1,1 

0,7 

1,9 

- familienbezogene Leistungen 

1,0 

1,1 

0,8 

0,7 

0,9 

- Mutterschafts- und Erzie- 
hungsurlaub 

0,5 

0,3 

0,2 

* 

0,1 

- sonstige Geldleistungen 

0,0 

0,0 

0,2 

0,0 

0,9 

Sachleistungen, darunter 

2,3 

1,3 

0,8 

0,4 

0,3 

- Tagespfiege/Haushaltshilfen 

2,1 

0,6 

0,4 

0,4 

0,2 

- sonstige Sachleistungen 

0,2 

0,7 

0,4 

0,0 

0,1 


3,8 

2,8 

1,9 

1,1 

2,2 


* wird von den Krankenkassen getragen 

Quelle: Willem Adema, Oliver Thevenon and Mark Pearson (2004): Public Support for Families and the Diversity in Work and 
Familiy reconciliation Solutions in Denmark, France, the Netherlands and the United Kingdom, Expertise für den Siebten Fa- 
milienbericht, Paris. 


Ausgaben privater 
Akteure der Famili- 
enpolitik sind nicht 
erfasst 
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Implizite Familien- 
politik in Dänemark 


Tabelle 11.5 

Von Brutto- zu Netto-Ausgaben für Familien in ausgewählten EU-Ländern 

Öffentliche Ausgaben für Familie, in Millionen Euro und als 
Prozentanteil des BIP zu Faktorkosten*, 2001 



Deutschland 

Dänemark 

Frankreich 

Niederlande 

Groß- 

hritannien 

Euro 

(MiUio- 

nen) 

% BIP 

Euro 

(MUUo- 

nen) 

% BIP 

Euro 

(Mülio- 

nen) 

% BIP 

Euro 

(MUUo- 

nen) 

% BIP 

Euro 

(MUUo- 

nen) 

% BIP 

Brutto- 

ausgaben 

39.695 

2,1 

50.240 

4,4 

41.408 

3,3 

4.875 

1,3 

22.432 

2,6 

Netto- 

ausgaben 

55.289 

3,0 

36.945 

3,3 

44.090 

3,S 

5.253 

1,4 

20.044 

2,3 


* Indikatoren für Nettoausgaben können eher auf das BIP zu Faktorkosten als zu Marktpreisen bezogen werden - der häufigs- 
te Indikator für die Größe einer Ökonomie. Der Grund liegt in der Berücksichtigung von Vergünstigungen (für indirekte Be- 
steuerung), die den Nenner des BIP verändern. Das BIP zu Faktorkosten schließt den Wert indirekter Steuern und staatlicher 
Subventionen an Privatuntemehmen sowie öffentliche Verbände nicht ein und eignet sich daher am besten für internationale 
Vergleiche. 

Quelle: Willem Adema, Oliver Thevenon and Mark Pearson (2004): Public Support for Families and the Diversity in Work and 
Familiy reconciliation Solutions in Denmark, France, the Netherlands and the United Kingdom, Expertise für den Siebten Fa- 
milienbericht, Paris. 


NGO ’s, wie z. B. von Wohlfahrts verbänden, zäh- 
len. 

11.3.3 Ausgewählte Länderbeispiele 

11.3.3.1 Das Beispiel: Dänemark^ 

Allgemeine Einordnung. Dänemark versucht als 
sozialdemokratischer Wohlfahrtsstaat seine Bür- 
ger umfassend abzusichem und über Umvertei- 
lung eine Gleichheit der Lebensverhältnisse 
anzustreben. Entsprechend wird von der Arbeits- 
marktpartizipation aller Bürger (im erwerbsfähi- 
gen Alter) ausgegangen. Die Erwerbsintegration 
von Müttern wird als Ziel der Arbeitsmarkt- und 
Familienpolitik verfolgt. 

Die dänische Familienpolitik ist eine „implizite“ 
Familienpolitik, es gibt kein Familienministe- 
rium. Viele familienbezogene Aspekte werden im 
Rahmen der Arbeitsmarkt- oder Gleichstellungs- 
politik geregelt. Ferner spiegelt sich in der Fami- 
lienpolitik die extrem dezentrale Struktur des dä- 
nischen Wohlfahrtsstaates bzw. die Bedeutung 
der Kommunen für die Erfüllung vieler Aufgaben 
wider. Enfsprechend ist die Organisationsstruktur 
familienbezogener Politik auf zentralstaatlicher 
Ebene vergleichsweise fragmentiert. Dennoch 
zeigen die verschiedenen familienpolitischen Re- 
gulierungen ein hohes Maß an Kohärenz. 


^ Vgl. dazu Expertise Adema u. a. (2004), Expertise Dienel 
(2004), Expertise Dingeldey (2004), Kamerman u. a. 
(2003), Rostgaard und Fridberg (1998), Missoc (2004), 
Expertise Scheiwe (2004) und UNICEF (2005). 


ln der Familienpolitik wird die Individualisie- 
rung der Leistungen, d. h. deren Ausrichtung auf 
die einzelnen Familienmitglieder sowie die Um- 
setzung der Gleichstellung der Geschlechter, be- 
tont. Dies beinhaltet insbesondere auch die Ge- 
staltung eines Familienumfeldes, welches eine 
vollzeiterwerbstätige Arbeitsmarktpartizipation 
beider Partner ermöglicht. Zu dieser politischen 
Gestaltung gehören umfassende Familienzeitre- 
gelungen und außerhäusige Kinderbetreuungs- 
möglichkeiten für fast alle Kinder ab dem 6. Le- 
bensmonat. Insgesamt stellt das dänische Modell 
auf öffentlich finanzierte Infrastrukturangebote 
über den gesamten Lebenslauf von Familienmit- 
gliedern hinweg ab: Infrastrukturangebote für 
Kinder, eine aktive Arbeitsmarktpolitik für die 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter und außer- 
häusige Betreuungseinrichtungen für ältere Men- 
schen. Charakteristisch ist, dass eine Vielzahl 
dieser Angebote von den Kommunen zu sehr ge- 
ringen „Preisen“ angeboten wird. 

Dänemark wird aufgrund seiner Politik zur Ver- 
einbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit bzw. 
der geschlechtsspezifischen Ausrichtung des 
Wohlfahrtsstaates als Individual Adult Worker 
Model bzw. als weitgehend egalitäres Geschlech- 
termodell typologisiert. Die empirischen Daten 
zu familialen Erwerbsmustem stimmen mit die- 
ser Typologisierung weitgehend überein. 75 Pro- 
zent der Paarfamilien sind Zweiverdiener-Haus- 
halte und davon sind wiederum mehr als die 
Hälfte Vollzeit-Zweiverdiener-Haushalte. Hinzu 
kommt, dass das Vorhandensein von Kindern 
kaum einen Effekt auf die Vollzeiterwerbstäti- 


Egalitäres Ge- 
schlechtermodell 
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genquoten von dänischen Frauen hat.'“ Das Bei- 
spiel Dänemark zeigt, wie ein Politikprofil aus- 
sieht, das die Vereinbarkeit von Familie und 
Erwerbstätigkeit innerhalb eines egalitären Mo- 
dells weitgehend verwirklicht hat. Allerdings 
muss auch betont werden, dass trotz der weitge- 
hend egalitären Erwerbsbeteiligung weibliche 
Erwerbstätige vorrangig im öffentlichen Sektor 
beschäftigt sind und insgesamt in Führungsposi- 
tionen unterrepräsentiert sind. 


Geringe Armutsrate 
bei Kindern sowohl 
in Paarhaushalten 
als auch in Haushal- 
ten von allein 
Erziehenden 


Die hohe Erwerbsbeteiligung dänischer Eltern, 
die hohen Versorgungsquoten im Bereich der au- 
ßerfamilialen Kinderbetreuung aber auch die dä- 
nischen Maßnahmen im Bereich der Einkom- 
mensumverteilung zugunsten von Familien 
führen dazu, dass Dänemark bereits Anfang der 
90er Jahre und auch Anfang des neuen Jahrhun- 
derts sehr geringe Armutsraten bei Kindern in 
Paarhaushalten und insbesondere auch bei Kin- 
dern von allein Erziehenden aufwies; im Jahr 
2000 betrug die Armutsquote für erwerbstätige 
allein Erziehende 4 Prozent; diejenige von nicht 
erwerbstätigen allein Erziehenden dagegen 
22,2 Prozent. Mit einer Armutsquote von 
2,4 Prozent im Jahr 2000 hat Dänemark eine der 
geringsten Armutsraten im internationalen Ver- 
gleich. Die allgemeine Armutsrate von Kindern 
würde von 2,4 Prozent auf 11,8 Prozent anstei- 
gen, wenn der Effekt der staatlichen Transfers 
und steuerlichen Maßnahmen rausgerechnet 
würde, was die Wirksamkeit dieser Maßnahmen 
unterstreicht. 


Im Einzelnen sind für die dänische Familienpoli- 
tik die folgenden Regelungen von Interesse. 

Geldleistungen. Entsprechend der genannten 
Leitbilder sind die Maßnahmen des dänischen 
Familienlasten- bzw. leistungsausgleichs im en- 
geren Sinne weitgehend individualisiert, d. h. auf 
die einzelnen Mitglieder der Familie, insbeson- 
dere die Kinder, ausgerichtet - und damit neutral 
gegenüber familialen Lebens- und Erwerbsmus- 
tem." Die Höhe des Kindergeldes variiert mit 
dem Alter des Kindes (bis 18 Jahre) und ist unab- 
hängig vom Einkommen der Eltern steuerfrei 
und wird nicht auf andere Sozialleistungen ange- 
rechnet. Im Jahr 2003 umfasste das Kindergeld 
für Kinder bis zu zwei Jahren 1 763 Euro, für 
Kinder im Alter von drei bis sechs Jahren 1 599 
Euro und für 7 bis 17-jährige Kinder 1 258 Euro. 
Darüber hinaus wird zusäfzliches Kindergeld bei 
verschiedenen Bedürfnislagen, wie z. B. für al- 
lein Erziehende, gewährt. 


Die Arbeitszeitwünsche dänischer Frauen signalisieren die 
Präferenz für eine Erweiterung der Familienzeiten im 
Rahmen weiterer Wochenarbeitszeitverkürzungen. 

Auch andere über die Ehe abgeleitete Rechte, wie z. B. ei- 
ne Hinterbliebenenversorgung, sind in Dänemark quasi 
abgeschafft. 


Das dänische Steuersystem ist weitgehend indi- 
vidualisiert, d. h. dass Ehepartner getrennt be- 
steuert werden. '2 Gleichwohl wird diese Rege- 
lung in Dänemark nicht als Begünstigung von 
Hauptemährem wahrgenommen, sondern es 
werden die Vorteile von zwei mittleren gegen- 
über einem hohen Einkommen betont. Trotz der 
allgemein hohen Steuern sind in Dänemark 
i. d. R. beide Partner erwerbstätig, was vor dem 
Hintergrund arbeitsnachfragetheoretischer Über- 
legungen eher unerwartet ist. Die hohe Individu- 
albesteuerung in Dänemark scheint jedoch viel- 
mehr dazu zu führen, dass beide Partner 
erwerbstätig sein müssen, um einen bestimmten 
Lebensstandard sicher zu stellen. Diese starke 
Ausrichtung des Wohlfahrtsstaates an der Er- 
werbstätigkeit beider Partner führt zwar einer- 
seits zu einer hohen Erwerbsbeteiligung von 
Frauen und Männern, andererseits benachteiligt 
es nicht erwerbstätige bzw. arbeitslose Bürger, 
was insbesondere Migrantenhaushalte betrifft. 

ZeitpoUtik. Familienzeitregelungen in Däne- 
mark sehen mutterschutzähnliche Regelungen 
von insgesamt 18 Wochen vor. Zusätzlich haben 
beide Eltemteile ein individuelles Recht auf eine 
insgesamt 40 bis 46 Wochen lange Eltemzeit, die 
sie gleichzeitig oder nacheinander antreten kön- 
nen. Die finanzielle Kompensation während die- 
ser Zeit ist an das vorherige Einkommen ge- 
knüpft. Sie entspricht weitgehend dem vollen 
Arbeitslosengeld, das allerdings bei einem 
Höchstbetrag von 393,64 Euro pro Woche gede- 
ckelt ist. Bis zum Jahr 2002 gab es in Dänemark 
außerdem eine zusätzliche Familienzeit von zwei 
Wochen, die nur von Vätern genutzt werden 
konnte. '2 Allerdings wurde diese Option wieder 
abgeschafft, da nur wenige Väter davon Ge- 
brauch machten. 

Infrastrukturleistungen. Zu Beginn der 90er 
Jahre wurde in Dänemark die so genannte akti- 
vierende Arbeitsmarktpolitik eingeleitet. Dies 


Als ein Relikt aus der Zeit der Unterstützung des männli- 
chen Emährermodells ist ein auf den Ehepartner übertrag- 
barer Steuerfreibetrag geblieben, der zu einer ähnlich ho- 
hen Entlastung von Einverdienerhaushalten führt wie in 
Deutschland. 

Insgesamt wurden im Jahr 2002 die Familienzeiten neu 
geregelt. Interessant ist, dass mit dieser Reform auch eine 
andere Option eingefährt wurde, die es Eltern ermöglicht, 
ihre Kinder über einen längeren Zeitraum hinweg selbst zu 
betreuen. Kommunen können Eltern finanziell unterstüt- 
zen anstatt ihnen einen Betreuungsplatz für ihre Kinder 
anzubieten. Aus dänischer Perspektive dürfte diese Option 
aufgrund der geringen finanziellen Kompensation jedoch 
für die wenigsten Eltern attraktiv sein. 

Dieses Ergebnis steht im Gegensatz zu den schwedischen 
Erfahrungen, wo die Einführung einer dreiwöchigen Fa- 
milienzeit, die an den Vater gebunden ist, zu einem An- 
stieg in dem Anteil von Vätern führte, die Familienzeit 
nahmen. In Schweden nehmen 80 Prozent der Väter die 
zusätzliche Zeit in Anspruch - allerdings nutzen sie diese 
Zeit häufig zu einer Verlängerung von Ferienzeiten. 


Ehepaare werden 
im dänischen 
Steuersystem ge- 
trennt besteuert 


Familienzeit für 
Väter war wenig 
genutzt 
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Aktivierende 
Arbeitsmarktpolitik 
gekoppelt mit guter 
Infrastruktur 


Monopol des 
Staates bei der 
Kinderbetreuung 


Tagesptlege für 
Kinder unter drei 
Jahren hat große 
Bedeutung 


bedeutet, dass Eltern im Transferleistungsbezug 
nur in spezifischen Ausnahmesituationen vom 
Anspruch der Arbeitsmarktteilhabe entbunden 
werden. Neben Kranken werden nur Schwangere 
und Mütter mit Kindern unter sechs Monaten so- 
wie Eltern mit Kindern, für die die Kommunen 
keine Betreuungsplätze zur Verfügung stellen 
konnten, von Maßnahmen der Arbeitsmarktakti- 
vierung freigestellt. Vor diesem Hintergrund kam 
ein trotz vergleichsweise hoher Versorgungsquo- 
ten bestehendes Versorgungsdefizit bei der au- 
ßerhäusigen Kinderbetreuung zum Tragen. Für 
die Umsetzung einer Politik der Arbeitsmarktak- 
tivierung war daher ein weiterer Ausbau der Be- 
treuungsplätze oder aber eine „Reduzierung“ der 
Nachfrage Voraussetzung. Dieses Problem 
wurde durch die Koordination verschiedener 
Strategien angegangen. Mitte der 90er Jahre 
wurde vom damaligen Premierminister das Ver- 
sprechen abgegeben, einen Betreuungsanspruch 
für jedes Kind bis zum Jahr 2000 einzulösen. 
Dieser wurde durch eine Ko-Finanzierung umge- 
setzt und die für die Kinderbetreuung zuständi- 
gen Kommunen durch finanzielle Anreize von 
der Zentralregierung zur Einrichtung der Plätze 
„motiviert“. Die Kommunen finanzieren die Kin- 
derbetreuung vorrangig aus lokalen Steuerein- 
nahmen, wobei der Zentralstaat über allgemeine 
Zahlungen indirekt einen großen Teil der Kosten 
mitfinanziert. Auf zentralstaatlicher Ebene sind 
die Eltembeiträge im vorschulischen Bereich auf 
ein Maximum von 30 bis 33 Prozent der gesam- 
ten Kosten festgesetzt. Die Eltembeiträge sind 
zusätzlich einkommensabhängig. Insgesamt sind 
die finanziellen Belastungen für Eltern, die ihr 
Kind außerhäuslich betreuen lassen, vergleichs- 
weise gering. Die staatliche Verantwortung für 
die Kinderbetreuung hat quasi zu einem Mono- 
pol des Staates geführt, so dass private Einrich- 
tungen äußerst selten und betriebliche Angebote 
kaum vorhanden sind. Seit 1998 sind allerdings 
gesetzlich erweiterte Wahlmöglichkeiten zwi- 
schen öffentlichen und privaten Formen der Kin- 
derbetreuung getreten. Kommunen können Kin- 
derbetreuung unter bestimmten Bedingungen 
„outsourcen“ und Eltern kann als Alternative zu 
einem Kinderbetreuungsplatz eine Geldleistung 
angeboten werden. Insgesamt ist der Bereich der 
Betreuung der Kinder unter fünf Jahren der öf- 
fentlichen Fürsorge bzw. dem Sozialwesen zuge- 
ordnet. Die Vorschulklassen für 5- bis 6-Jährige 
hegen im Zuständigkeitsbereich des Bildungs- 
wesens. 

Bis zum Jahr 2000 konnte die Versorgungsquote 
auf knapp 60 Prozent (bezogen auf alle Alters- 
gruppen) erhöht werden'^. Tabelle 11.6 macht 
deutlich, dass dieser Ausbau nicht nur über die 
Betreuung in Kindertageseinrichtungen vollzo- 
gen wurde, sondern dass insbesondere bei der 
Betreuung von Kindern unter drei Jahren die 


Tagespfiege eine große Bedeutung hat. Im Jahr 
1999 waren 44 Prozent bzw. 47 Prozent der 
1- und 2-Jährigen in Tagespflege. 

Mit dem Ausbau der Kinderbetreuung wurden 
nicht nur Ziele der Familien- und Arbeitsmarkt- 
politik i. e. S. miteinander verbunden, sondern 
auch Aspekte der Bildungspolitik. Obgleich der 
Betreuungsschlüssel in den dänischen Einrich- 
tungen im Ländervergleich hoch ist, wiesen ver- 
schiedene dänische Studien darauf hin, dass in 
den Einrichtungen für Vorschulkinder eine Sub- 
stitution der qualifizierten Betreuer durch ange- 
lerntes Personal sowie eine Zunahme der admi- 
nistrativen Aufgaben für die erste Gruppe 
stattfand. Dies wurde mit einer Reduzierung der 
Betreuungsqualität gleichgesetzt. Mit dem Social 
Service Act 1997 hat das Sozialministerium da- 
her das Ziel der Erziehung bzw. Bildung von 
Kindern mit dem weiteren Ausbau bzw. der Qua- 
litätssteigerung in den öffentlich finanzierten 
Kinderbetreuungseinrichtungen verknüpft. Ins- 
gesamt sind dänische Eltern von der Qualität der 
Betreuungseinrichtungen weitgehend überzeugt - 
dies ist wohl auch darauf zurückzuführen, dass 
sie seit 1992 ein verstärktes gesetzlich veranker- 
tes Mitspracherecht haben. Jede Einrichtung 
muss einen Beirat haben, in dem die Eltemver- 
treter die Mehrheit bilden. Dieser entscheidet 
über das pädagogische Konzept und hat Mitspra- 
che bei Personalentscheidungen'®. Insofern ist es 
auch nicht überraschend, dass in Dänemark er- 
werbstätige und nicht erwerbstätige Mütter da- 
von überzeugt sind, dass eine außerhäusliche Be- 
treuung wichtig für ihr Kind ist 

Die Rolle der Wirtschaft. Für das Gesamtbild dä- 
nischer Politik für Familien mit minderjährigen 
Kindern ist außerdem zentral, dass eine gewisse 
„Rücksichtnahme“ der Wirtschaft bzw. der (viel- 
fach staatlichen) Arbeitgeber gegenüber den Fa- 
milien vorherrscht. Die Flexibilisierung von Ar- 
beitszeiten wird auch zur Realisierung der 
Bedürfnisse der privaten Lebensführung einge- 
setzt. Eltern können ihre Erwerbsarbeitszeit so 
koordinieren, dass die Zeit der Kinder in Betreu- 
ungsinstitutionen sich verkürzt, obgleich die Er- 
werbsarbeitszeit von Müttern zunimmt. So hat 
sich z. B. der Anteil der Kinder, die mehr als 
neun Stunden pro Tag betreut wurden, von 20 
Prozent (1985) auf 2 Prozent (1999) verringert. 
Hinzu kommt, dass 60 Prozent derjenigen, die 
eine staatliche Kompensation während der El- 


2003 haben 245 von 275 Kommunen eine Betreuungsga- 
rantie für Kinder im Alter zwischen 26 Wochen und sie- 
ben Jahren verwirklicht. 

Außerdem ist für das dänische Kinderbetreuungssystem 
ein im EU-Vergleich relativ hoher Anteil männlicher Be- 
treuer in den Tageseinrichtungen charakteristisch, 1995 
betrag er 8 Prozent. 


Überzeugung der 
Eltern, dass außer- 
häusliehe Betreunng 
wiehtig für ihr 
Kind ist 


Rüeksiehtnahme der 
Arbeitgeber gegen- 
über Familien 
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De-Institutionalisi- 
rungspolitik für 
ältere Mensehen 


Tabelle 11.6 

Versorgung mit Tageseinrichtungen nach dem Alter der Kinder in Dänemark 1999 


Alter 

Tagespflege 

Krippe 

Kinder- 

tagesstätte 

Hort 

Altersunab- 

hängig 

gesamt 

6 Monate 

22% 

3 % 

0% 

0% 

3 % 

28 % 

1 Jahr 

44% 

11 % 

0% 

0% 

12% 

68 % 

2 Jahre 

47%, 

13 % 

2% 

0% 

17% 

80% 

3 Jahre 

16%o 

3 % 

38% 

0% 

29% 

86% 

4 Jahre 

1 % 

0%o 

58% 

0% 

33 % 

93 % 

5 Jahre 

0% 

0% 

57% 

0% 

33 % 

91 % 

6 Jahre 

0% 

0% 

24% 

46% 

18% 

88% 

7 Jahre 

0% 

0% 

1 % 

73 % 

10% 

84% 

8 Jahre 

0% 

0% 

0% 

69% 

9% 

78 % 

9 Jahre 

0% 

0% 

0% 

55% 

7% 

65 % 


Quelle: Willem Adema, Oliver Thevenon and Mark Pearson (2004): Public Support for Families and the Diversity in Work and 
Familiy reconciliation Solutions in Denmark, France, the Netherlands and the United Kingdom, Expertise für den Siebten Fa- 
milienbericht, Paris. 


temzeit erhalten, zusätzliche Kompensationen 
vom Arbeitgeber erhalten. Fernerhin gibt es zahl- 
reiche betriebliche Regelungen, welche die ge- 
setzlichen Familienzeiten im Krankheitsfall ei- 
nes Kindes regeln. 

Familien mit pflegebedürftigen Angehörigen. 
Auch bei der Betreuung älterer Familienangehö- 
riger setzt das dänische Modell beim Individuum 
an. Insgesamt gehört Dänemark zu den Ländern, 
in denen das Risiko, pflegebedürftig zu werden, 
innerhalb eines universellen Sicherungssystems 
abgedeckt ist und die im Einzelfall notwendige 
Hilfe von den zuständigen Kommunen geleistet 
wird, ln Dänemark existiert keine staatliche bzw. 
soziale Pflegeversicherung, die Dienste für 
Ältere werden aus allgemeinen Steuermitteln fi- 
nanziert. Ältere Menschen erhalten staatliche 
Unterstützungsleistungen unabhängig von ihren 
Familien. Sie können auf ein vergleichsweise 
breites Angebot an Unterstützungsleistungen zu- 
rückgreifen, die von den Kommunen gefördert 
werden. Diese können sowohl ambulant als auch 
stationär sein, wobei der Unterstützung der älte- 
ren Menschen in ihrem eigenen Haushalt der 
Vorrang gegeben wird. Es kann von einer „De- 
Institutionalisierungspolitik“ für ältere Men- 
schen gesprochen werden. Mitte der 90er Jahre 
lebten 7 Prozent der Menschen ab 65 Jahren in 
betreuten Einrichtungen. Abhängig von ihrer fi- 
nanziellen Situation, allerdings unabhängig vom 
Bezug anderer Sozialleistungen, tragen pflegebe- 
dürftige Personen die Kosten einer häuslichen 
Pflege selbst, bei einer stationären Versorgung 


muss der Pflegebedürftige die so genannten „Ho- 
telkosten“ der Unterbringung selbst begleichen. 
Die informelle Pflege durch Verwandte oder 
Freunde, die ihre Erwerbstätigkeit für die Betreu- 
ung und Pflege Älterer reduzieren oder aufgeben, 
wird seit 1990 durch die Kommunen finanziell 
unterstützt. Die Höhe dieser Unterstützungsleis- 
tungen orientiert sich an der Fortzahlung im 
Krankheitsfall und dem Arbeitslosengeld. 

11.3.3.2 Das Beispiel: Frankreichs^ 

Allgemeine Einordnung, ln internationalen Ver- 
gleichen wird der französische Wohlfahrtsstaat 
i. d. R. der Gruppe konservativ-korporatistischer 
Wohlfahrtsstaaten zugeordnet, was nicht zuletzt 
darauf beruht, dass in Frankreich das Wohlbefin- 
den der Familie und bevölkerungspolitische As- 
pekte lange Zeit im Mittelpunkt familienpoliti- 
scher Belange standen. Seit dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges ist Familienpolitik in 
Frankreich als eigenständige Säule der Securite 
Sociale neben der Kranken- und Altersversiche- 
rung fest etabliert. Frankreich ist somit eines der 
Länder, die als ein Beispiel für eine explizite Fa- 
milienpolitik zu sehen sind. 

Die in die Gesamtheit der Sozialpolitik eingebet- 
tete und auf vielfältige Weise mit der Beschäfti- 


Vgl. dazu Expertise Adema u. a. (2004), Expertise Dienel 
(2004), Expertise Fagnani (2004), Kamerman u. a. (2003), 
Missoc (2004), Reuter (2002), Scheiwe (2004), Spieß 
(2004), Veil (2003, 2004) und UNICEF (2005). 
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Familienpolitik 
verknüpft mit Be- 
schäftigungspolitik 


Vorherrschendes 
Leithild: Zwei- 
Verdiener-Haushalt 


Förderung der Er- 
werbstätigkeit von 
Müttern mit Kin- 
dern ab drei Jahren 


gungspolitik verbundene französische Familien- 
politik ist klar formuliert und großzügig mit 
finanziellen Leistungen ausgestattet. Seit den 
siebziger Jahren hat sie sich erheblich weiterent- 
wickelt. Inzwischen wird Frankreich zusammen 
mit den Ländern Skandinaviens zunehmend als 
das EU -Mitgliedsland bezeichnet, in dem sich 
der Staat am stärksten familienpolitisch enga- 
giert. Tatsächlich gilt in Frankreich die Familien- 
politik als „l’affaire d’Etat“. Nicht die Familie, 
sondern der Staat gilt als Produzent von Normen 
für familienbezogene Bereiche, wie z. B. die 
Kinderbetreuung. Allerdings hat sich in jüngster 
Vergangenheit die gesellschaftliche Perspektive 
auf Familienpolitik geändert, weg von der tradi- 
tionell verankerten geburtenfordemden Famili- 
enpolitik - einer Politik des dritten Kindes - hin 
zu einer Politik der Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie. 

Parallel zu diesem Wandel in der Familienpolitik 
nahm in Frankreich die Beteiligung von Müttern 
auf dem Arbeitsmarkt stetig zu. Ihr Beschäfti- 
gungsgrad ist heute einer der höchsten innerhalb 
der EU. Die Erwerbsquote unter den (in Partner- 
schaft lebenden) Müttern von zwei Kindern, de- 
ren jüngstes Kind unter zwei Jahre alt ist, stieg 
von 26 Prozent im Jahre 1968 auf 56 Prozent im 
Jahre 2003. Bei Müttern von drei oder mehr Kin- 
dern (im Alter zwischen drei und 18 Jahren) stieg 
dieser Prozentsatz ebenfalls beachtlich: Von 
44 Prozent im Jahre 1982 wuchs er auf 67 Pro- 
zent im Jahre 2003. Zu diesem Zeitpunkt waren 
mehr als acht von zehn Müttern eines unter 
3jährigen Einzelkindes berufstätig. Die Beteili- 
gung am Erwerbsleben ist bei allein Erziehenden 
geringfügig höher als bei den Frauen, die in Part- 
nerschaft leben: 86 Prozent der allein Erziehen- 
den, die zwei Kinder im Alter von drei oder mehr 
Jahren hatten, waren im Jahre 2003 berufstätig 
(gegenüber 83 Prozent bei denen, die in Partner- 
schaften lebten). Seit Anfang der siebziger Jahre 
hat sich das Muster der berufstätigen Mutter 
durchgesetzt. Der Zwei- Verdiener Haushalt ist in 
Frankreich das vorherrschende Leitbild. Hinzu 
kommt, dass die Unterschiede in den wöchentli- 
chen Arbeitszeiten zwischen Männern und 
Frauen gering sind, sie unterscheiden sich im 
Durchschnitt nur um 4,9 Stunden, wobei Frauen 
weniger arbeiten als Männer. 

Grundsätzlich lässt sich die französische Famili- 
enpolitik durch drei Dimensionen charakterisie- 
ren. (1) Die Verbesserung der frühkindlichen 
Entwicklung und Bildung wird als eine Haupt- 
aufgabe des Staates gesehen. Seit den 70er Jah- 
ren kam es so zu einem massiven Ausbau insbe- 
sondere der Betreuungsangebote für Kinder von 
drei Jahren und älter. (2) ln den 80er Jahren stand 
vorrangig die egalitäre Beteiligung beider Ge- 
schlechter im Vordergrund, ln den 90er Jahren 
kam hinzu, insbesondere allein Erziehenden eine 


wirtschaftliche Selbständigkeit zu ermöglichen. 
Vor diesem Hintergrund wurde insbesondere die 
Betreuung der unter 3 Jährigen und der Schulkin- 
der ausgebaut. (3) Seit 2004 wurden neue Eltem- 
zeitregelungen eingeführt, welche die Anreize 
für eine Unterbrechung stark vermindern. Auch 
die Einführung der 35-Stunden-Woche hat für 
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie güns- 
tige Konsequenzen und wird von der Mehrheit 
der Betroffenen unter diesen Aspekten auch als 
positiv bewertet: So beurteilen 57 Prozent der 
Familien mit Kindern unter sechs Jahren die 
3 5- Wochenstunde als eine echte Verbesserung 
zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie, da sie 
es ermöglicht, mehr Zeit mit Kindern zu verbrin- 
gen. Insgesamt lässt sich Festhalten, dass die 
französische Familien- und Arbeitsmarktpolitik 
die Erwerbstätigkeit von Müttern mit Kindern äl- 
ter als drei Jahren stark fördert, während sie hin- 
sichtlich der Erwerbstätigkeit von Müttern mit 
jüngeren Kindern ambivalent ist. 

ln Hinblick auf Kinderarmut lässt sich konstatie- 
ren, dass die französische Familienpolitik nicht 
explizit das Ziel verfolgt, Kinderarmut zu redu- 
zieren. Dennoch führen die einkommensabhängi- 
gen und zielgruppenspezifischen Transfers zu ei- 
ner starken Verminderung von Kinderarmut. So 
reduziert die französische Steuer- und Transfer- 
politik Kinderarmut am Anfang des neuen Jahr- 
hunderts von 27,7 Prozent auf 7,5 Prozent. De- 
taillierte Analysen zeigen, dass die französische 
Familienpolitik insbesondere die Armutsraten 
von Mehrkindfamilien, Familien mit Migrations- 
hintergrund und Familien mit Kindern unter drei 
Jahren verringert. Andere Gruppen, wie allein er- 
ziehende Eltern, Familien mit einem arbeitslosen 
Eltemteil oder Familien mit älteren Kindern pro- 
fitieren nicht in gleicher Weise von der französi- 
schen Steuer- und Transferpolitik, wenn das Ziel 
einer Verringerung von Kinderarmut betrachtet 
wird. So ist es auch nicht überraschend, dass 
Ende der 80er Jahre die Armutsrate von Kindern 
in Eineltemfamilien 25,4 Prozent betrug. Die Ar- 
mutsrate von Kindern in Paarhaushalten war mit 

7.7 Prozent sehr viel geringer. Im Jahr 2000 be- 
trug die Armutsquote von erwerbstätigen allein 
Erziehenden 9,6 Prozent, während sie für die 
gleiche Gruppe von nicht erwerbstätigen bei 

61.7 Prozent lag. 

Im Einzelnen sind für die französische Familien- 
politik die folgenden Regelungen von Interesse: 

Geldleistungen. Das französische Steuersystem 
betrachtet den Haushalt als die zu besteuernde 
Einheit'*. Frankreich ist das einzige EU-Land, 
das ein Familiensplitting anwendet. Ähnlich wie 
in Deutschland wird zunächst das zu versteu- 


■* Dies ist typisch für die französische Familienpolitik, die 
neutral gegenüber unterschiedlichen Familienformen ist. 


Steuer- und Trans- 
fersystem reduzie- 
ren Kinderarmut 


Frankreich als 
einziges EU-Land 
mit einem Familien- 
splitting 
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emde Einkommen der Familie berechnet, ln 
Frankreich wird das zu versteuernde Einkommen 
dann durch einen familienbezogenen Splitting- 
faktor dividiert. Bei der Berechnung des Split- 
tingfaktors werden das dritte und jedes weitere 
Kind höher bewertet als die ersten beiden.'^ 
Durch diese Form der Familienbesteuerung wird 
generell die Steuerprogression für Familien ab- 
gemildert. Insbesondere Familien mit einem hö- 
heren Einkommen profitieren von diesem Split- 
ting. ln Frankreich wird - was in Europa 
einmalig ist - das Kindergeld i. d. R. erst ab dem 
zweiten Kind (bis zum Alter von 20 Jahren) ge- 
zahlt und ist nach der Kinderzahl gestaffelt. Es 
sieht Aufstockungsbeiträge bei niedrigem Haus- 
haltseinkommen vor. Die Höhe des Kindergeldes 
beträgt 112 Euro für zwei Kinder, 256 Euro für 
drei Kinder und zusätzlich 144 Euro für jedes 
weitere Kind pro Monat. Darüber hinaus gibt es 
einkommensabhängige Familienergänzungshil- 
fen für Familien mit drei und mehr Kindern, 
wenn diese älter als drei und unter 21 Jahre sind 
und einkommensabhängig Beihilfen zum Schul- 
beginn, vom 6. bis zum 16. Lebensjahr. Außer- 
dem existieren Leistungen, die an die Geburt 
oder die Erziehung von Kindern geknüpft sind, 
wie z. B. Kleinkindbeihilfen für Kinder unter 
drei Jahren (APJE), Beihilfen zur häuslichen 
Kinderbetreuung für Kinder unter sechs Jahren 
(AGED) und Beihilfen zur Beschäftigung einer 
Tagesmutter im eigenen Haushalt für Kinder un- 
ter sechs Jahren (AFEAMA) sowie Beihilfen für 
allein Erziehende. Letztere stellen für diese ein 
nach der Kinderzahl gestaffeltes Grundeinkom- 
men bis zum 3. Lebensjahr des jüngsten Kindes 
sicher. 20 

ZeitpoUtik. Die Eltemzeit umfasst in Frankreich 
für Erwerbstäfige einen Zeitraum von maximal 
zwei Jahren. Mutterschutzregelungen sehen ei- 
nen Zeitraum von maximal 16 Wochen für die 
ersten beiden Kinder vor; für alle weiteren Kin- 
der liegt die Grenze bei 24 Wochen, wobei die 
Mütter während dieser Zeit eine Lohnersatzleis- 
tung vom Staat erhalten. Eine Beteiligung der 
Väter an der Erziehungsarbeit ist in Frankreich 
moderat ausgeprägt. Seit 2002 haben Väter ei- 
nen Anspruch auf eine reine „Vaterzeit“ von 
1 4 Tagen, die nach dem gleichen Prinzip ent- 


Beispielsweise wird das gesamte zu versteuernde Einkom- 
men einer vierköpfigen Familie, bestehend aus den Eltern 
und zwei Kindern, durch den Splittingfaktor 3 
(= 1 + 1 + 0.5 + 0.5) geteilt. Ab dem dritten Kind geht die- 
ses, wie die Erwachsenen ebenfalls, mit einem Gewicht 
von 1 in die Berechungen ein. 

Die starke Einkommensabhängigkeit dieser Leistungen 
führt zu einer erheblichen Umverteilung durch die franzö- 
sische Familienpolitik. 66 Prozent der öffentlichen Ausga- 
ben für Familie kommen in Frankreich den untersten vier 
Einkommensdecilen zu Gute. Außerdem wird zugunsten 
von allein Erziehenden mit zwei und mehr Kindern und 
Paarfamilien mit drei und mehr Kindern umverteilt. 


lohnt wird wie die Eltemzeit und verfällt, wenn 
sie nicht in Anspmch genommen wird. Diese 
Maßnahme hatte eine starke symbolische Trag- 
weite. Im Jahre 2003 haben 61 Prozent der be- 
rechtigten Väter diese „Vaterzeit“ in Anspmch 
genommen. 

Ein weiteres Spezifikum der französischen Fami- 
lienpolitik ist, dass alle diese Leistungen über 
eine Organisation, die Caisse Nationale d’Allo- 
cation Familiale (CNAF), die französische Fami- 
lienkasse, organisiert und finanziert werden^'. 
Die CNAF finanziert sich insgesamt zu einem 
Drittel aus Mitteln des Staates, zu etwa zwei 
Dritteln aus Abgaben der Arbeitgeber und auch 
aus Tabaksteuererlösen. Bei den Mitteln des 
Staates handelt es sich zum größten Teil um die 
so genannte Contribution Sociale Generalisee 
(CSG), was eine auf Steuern basierende Finan- 
zierang darstellt. Die Arbeitgeber entrichten 
5,4 Prozent des Bmttoeinkommens jedes Be- 
schäftigten an die Kasse. Die französischen Ar- 
beitgeber finanzieren über diese Beiträge somit 
einen Großteil der familienbezogenen „öffentli- 
chen“ Leistungen (Reuter 2002, 4). Sie leisten 
damit einen weit größeren finanziellen Beitrag 
zur Familienpolitik als die Arbeitgeber anderer 
europäischer Staaten. Insgesamt erreichten die 
Ausgaben der CNAF im Jahr 2001 42,9 Mrd. 
und die Einnahmen 44,7 Mrd. Euro. Neben der 
zentralen Kasse in Paris existieren 123 regionale 
Kassen, die Organisationen des privaten Rechts 
sind, ln den Vorständen der CNAF wie der CAF 
sitzen Vertreter der Gewerkschaften, der Arbeit- 
geber und der Familienorganisationen. Die Be- 
ziehung zwischen dem Staat und der CNAF wird 
durch eine Vereinbamng über ihre Ziele und Ver- 
waltung geregelt. Die CNAF ist nicht unabhän- 
gig vom Staat, sondern weisungsgebunden und 
muss regelmäßig über ihre Aktivitäten im Be- 
reich der familienbezogenen Leistungen Rechen- 
schaft ablegen. Außerdem sind die regionalen 
Kassen an die nationale Kasse durch mehrjährige 
Verwaltungsverträge gebunden . 22 Darüber hinaus 
verfügt die Familienkasse auf nationaler Ebene 
über einen eigenen nicht unerheblichen For- 
schungsetat, aus dem vielfältige familienwissen- 
schaftliche Forschungen finanziert werden. 

Infrastrukturleistungen. Das Kinderbetreuungs- 
angebot zeichnet sich in Frankreich durch eine 
lange Tradition öffentlich finanzierter und öf- 
fentlich angebotener Kinderbetreuung aus. Der 
Bereich außerhäuslicher Betreuungsangebote 


2' In Europa haben außer Frankreich nur noch Belgien und 
Luxemburg „Familienkassen“. 

22 Die regionalen Kassen sind nicht nur Zahlstellen für die 
Familienleistungen, sondern auch für die Wiedereinglie- 
derungshilfe und Wohnungsbeihilfen. Das heißt, rund 
40 Prozent der Leistungen der Familienkasse gehen nicht 
an Familien, sondern an andere Bevölkerungsgruppen. 


Französische Fami- 
lienkasse bündelt 
alle familienrelevan- 
ten Leistungen 


Fanzösische Arbeit- 
geber finanzieren 
öffentliche familien- 
bezogene Leistun- 
gen mit 
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Individuelle Betreu- 
ung im privaten 
Haushalt wird vom 
Staat unterstützt 


umfasst Krippen für die unter Dreijährigen, auf 
die allerdings kein Rechtsanspruch besteht, ln 
der 2. Hälfte der 80er Jahre erfolgte auf Initiative 
der Zentralregierung ein Ausbau des Krippenbe- 
reichs. Die französische Familienkasse wurde 
damit beauftragt, „Krippenverträge“ einzurich- 
ten, um die Gemeinden dazu anzuregen, den Be- 
stand an Krippen zu erhöhen. Die lokalen Kassen 
verpflichteten sich, einen Teil der Betriebskosten 
zu übernehmen; im Gegenzug sollten die Ge- 
meinden neue Einrichtungen bauen. Heute besu- 
chen ungefähr 10 Prozent der Kinder unter drei 
Jahren regelmäßig eine Krippe. Die französi- 
schen Vorschulen („ecoles matemelles“) gewähr- 
leisten die Betreuung für die Drei- bis Sechsjäh- 
rigen, in Ausnahmefällen auch schon für 
Zweijährige. Darauf haben die Elfem einen 
Rechfsanspruch und es isf eine flächendeckende 
Versorgung mit Vorschulen vorhanden. Sowohl 
die Krippe wie die Vorschule sind ganztägig ge- 
öffnet. Die Kosten für die Krippen variieren zwi- 
schen den Kommunen und belaufen sich auf mo- 
natlich 300 bis 350 Euro. Sie sind ebenso wie die 
Tagesmütter dem Sozialwesen zugeordnet. Die 
Vorschulen sind kostenlos, da sie Bestandteil des 
nationalen Schulsystems sind. Die große gesell- 
schaftliche Wertschätzung gegenüber den Vor- 
schulen zeigt sich auch in der beruflichen Quali- 
fikation der Erzieherinnen, die ausgebildete 
Grundschullehrerinnen mit einem Schwerpunkt 
auf der Vörschulpädagogik sind. 

Ab Mitte der achtziger Jahre erfolgte eine Verla- 
gerung in der Förderang der Kinderbetreuung: 
Es wurde der individuellen Betreuung in privaten 
Haushalten der Vorzug gegeben. Vor dem Hinter- 
grund steigender Arbeitslosigkeit lag das Haupt- 
ziel darin, die Arbeitskosten bei der Betreuung 
von Kindern unter sechs Jahren so zu reduzieren, 
dass die privaten Haushalte verstärkt als Arbeit- 
geber fungierten. So wurde die Familienpolitik 
zu einem Instrument der Beschäfligungspolitik. 
Auch, um der häufigen „Schwarzarbeit“ von Ta- 
gesmüttem entgegenzutreten und um die Qualität 
der Betreuung in privaten Haushalten zu verbes- 
sern, wurden zusätzliche Beihilfen installiert: 
1985 wurde die Beihilfe zur häuslichen Kinder- 
betreuung eingeführt (AGED). Sind beide Eltern 
ganztägig erwerbstätig, dann übernimmt die Fa- 
milienkasse die Kosten der Sozialversicherungs- 
beiträge für eine Befreuungsperson - in Abhän- 
gigkeit vom Haushaltseinkommen und Alter der 
Kinder. Hinsichtlich der Qualifikation dieser Per- 
son existiert keinerlei Zulassungs- oder Ausbil- 
dungsverpfiichtung, was vielfach kritisiert wird. 
Diese Beihilfen werden vor allem von Beschäf- 
tigten in Führungspositionen und Freiberufiem 
in Anspruch genommen. 1990 wurde eine Bei- 
hilfe (AFEAMA) für die Beschäftigung einer an- 
erkannten Tagesmutter, die in dem privaten 
Haushalt des betreuten Kindes beschäftigt ist. 


eingeführt, ln diesem Fall übernimmt die Famili- 
enkasse die Sozialversicherung für Tagsmütter 
und zahlt, je nach Haushaltseinkommen, noch 
eine pauschalierte Beihilfe. Der Lohn und die 
Betreuungszeiten dieser Tagesmütter sind regle- 
mentiert. Für die Tagesmütter wird eine zweijäh- 
rige Ausbildung verlangt. Auf diese Weise wurde 
die Inanspruchnahme einer Tagesmutter zur 
Hauptbetreuungsart für die unter dreijährigen 
Kinder von Eltern, die beide berufstätig sind (Ta- 
belle 11.7). Am häufigsten nehmen Familien mit 
mittlerem Einkommen diese Betreuungsart in 
Anspruch. 


Tabelle 11.7 

Verteilung der unter dreijährigen Kinder auf 
die verschiedenen Betreuungsformen 


Krippen 

10% 

Vorschule (Ecole materaelle) 

12% 

Zugelassene Tagesmutter im Haushalt 
des Kindes (AFEAMA) 

19% 

Ein Elterateil nicht voll erwerbstätig, 
der Erziehungsgeld erhält (APE) 

24% 

Ein Elterateil ist nicht berufstätig und 
erhält kein APE 

13 % 

Bezahlte Betreuungsperson im Haus- 
halt des Kindes (AGED) 

1 % 


Quelle: Willem Adema, Oliver Thevenon and Mark Pearson 
(2004): Public Support for Families and the Diversity in 
Work and Familiy reconciliation Solutions in Denmark, Fran- 
ce, the Netherlands and the United Kingdom, Expertise für 
den Siebten Familienbericht, Paris. 


Die Einführung dieser Beihilfen hat die Schaf- 
fung von zahlreichen Arbeitsplätzen bzw. die Le- 
galisierung von bisher nicht angemeldeten Be- 
schäftigungsverhältnissen ermöglicht. Die Zahl 
der zugelassenen Tagesmütter ist von 130 000 im 
Jahre 1991 auf 384 000 im Jahre 2002 gestiegen, 
darunter befinden sich viele Migrantinnen. 

Als weitere, wenn auch gänzlich anders geartete 
Maßnahme, die zur Senkung der Arbeitslosigkeit 
ergriffen wurde, erfolgte im Jahr 1994 eine An- 
passung des Erziehungsgeldes (APE). Das Erzie- 
hungsgeld wird von der Familienkasse unabhän- 
gig vom Einkommen bis zum dritten Geburtstag 
des jüngsten Kindes - unter bestimmten Voraus- 
setzungen hinsichtlich der vorangegangenen Be- 
rufstätigkeit - gezahlt. Ein Elterateil einer Fami- 
lie von mindestens zwei Kindern muss sich dazu 
entschließen, die Erwerbstätigkeit aufzugeben 
oder sie nur in Teilzeit auszuüben. Es handelt 
sich um einen steuerfreien Pauschalbetrag von 


Qualifizierung der 
Tagesmütter für 
Kinder unter drei 
Jahren 


Familienpolitik als 
Instrnment der Be- 
schäftignngspolitik 
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Haushaltsscheck als 
Steuererleichterung 
zur Einstellung von 
privaten Hilfen für 
die Kinderhetreuung 


Knappheit der 
Krippenplätze 
betrifft insbeson- 
dere Familien- 
mütter mit 
niedrigem 
Einkommen 


493 Euro monatlich, sofern die Berufstätigkeit 
vollständig aufgegeben wird. Dies trifft auf 
80 Prozent der Empfänger und Empfängerinnen 
zu. Diese Reform haf de facfo zu einer Senkung 
der Beschäfligungsquote von Müttern - insbe- 
sondere im unteren Lohnbereich - geführt. 

Zum Maßnahmenkatalog der öffentlichen Hand 
zugunsten von Eltern schulpflichtiger Kinder (ab 
dem Alter von sechs Jahren), die insofern weder 
die AFEAMA noch die AGED erhalten können, 
gehört ein Haushaltsscheck („Cheque emploi- 
service“), der in den achtziger Jahren eingeführt 
wurde. Dank der Steuererleichterungen, die im 
Rahmen dieser Maßnahme gewährt werden, kön- 
nen Familien Personen einstellen, welche die 
Kinder in schulfreien Zeiten betreuen. Schließ- 
lich können die Eltern auch von den Institutionen 
Gebrauch machen, die parallel zur Schule für 
Kinder und Jugendliche aufgebauf wurden; in 
diesen von den Gemeinden und der Familien- 
kasse gemeinsam finanzierten Einrichtungen 
werden Freizeitaktivitäten für Kinder und Ju- 
gendliche angeboren. Die Bemühungen des Staa- 
tes um die Betreuung und die Entfaltung der Kin- 
der spiegeln sich in einer beträchtlichen 
Steigerung der öffentlichen Ausgaben auf diesem 
Gebiet wider. 

Ungeachtet des politischen Ziels, Eltern Wahl- 
freiheit bezüglich der Betreuung ihrer Kinder zu 
gewährleisten, kann nicht geleugnet werden, 
dass diese „freie Wahl“ für die Mehrzahl der Fa- 
milien nicht existiert. Dies hat vielseitige 
Gründe, die im finanziellen Bereich, an den Ar- 
beitszeiten und/oder an den Mängeln des Betreu- 
ungsangebots liegen können. Für Familien mit 
niedrigem Einkommen ist die Krippe nach wie 
vor die günstigste Betreuungsform (abgesehen 
von der Vorschule, die kostenlos ist, die aber nur 
ein Drittel der unter dreijährigen Kinder auf- 
nimmt). Die Knappheit der Krippenplätze be- 
nachteiligt deshalb insbesondere diese Familien. 
Mütter mit einem niedrigen Einkommen nehmen 
deshalb zu einem Großteil das Erziehungsgeld 
(APE) in Anspruch. Hinzu kommt, dass die 
Krippen geographisch ungleichmäßig verteilt 
sind: Fast die Hälfte der Plätze befinden sich im 
Pariser Großraum. 

Die jüngste Reform bezüglich der Kinderbetreu- 
ungshilfen ist von begrenzter Tragweite. Gleich- 
wohl bestätigt sie den großen Einfluss der Be- 
schäftigungspolitik auf die Familienpolitik. Seit 
Januar 2004 gibt es das „Prestation d’accueil du 
jeune enfant“ (PAJE). Letztlich fasst diese Leis- 
tung alle Kleinkinderbetreuungshilfen unter ei- 
ner gemeinsamen Bezeichnung zusammen. Die 
PAJE hat das Leistungssystem allerdings nicht 
vereinfacht, denn die Reform hat, um die Ausga- 
ben zu begrenzen, neue Einkommensobergren- 
zen und zusätzliche Bewilligungskriterien einge- 


führt, die je nach der von den Eltern gewählten 
Betreuungsart unterschiedlich sind. Der Grund- 
betrag der PAJE (monatlich 160 Euro bis zum 
dritten Geburtstag des Kindes ohne Bedingung 
hinsichtlich der Berufstätigkeit der Eltern) wird 
nur unterhalb einer bestimmten Einkommens- 
grenze (4.575 Euro im Monat) ausgezahlt. Die 
neuen Modalitäten begünstigen Familien mit 
mittlerem oder geringem Einkommen im Falle 
der Einstellung einer zugelassenen Tagesmutter 
und begünstigen die wohlhabenden Familien im 
Falle der Inanspruchnahme eine Betreuerin zu 
Hause. Neu ist auch, dass die dem bisherigen Er- 
ziehungsgeld entsprechende Leistung auf Eltern 
mit einem Kind ausgeweitet wurde: Wenn nach 
dem Mutterschaftsurlaub eine Berufstätigkeit 
nicht wieder aufgenommen wird, hat ein vorher 
kontinuierlich beschäftigtes Eltemteil sechs Mo- 
nate lang ein Anrecht auf 500 Euro monatlich. 

Die Rolle der Wirtschaft. Hinsichtlich eines Enga- 
gements der Wirtschaft im Bereich der Familien- 
politik für Eltern mit minderjährigen Kindern be- 
steht ein gewisses Misstrauen der Franzosen. So 
nennen bei Umfragen die Befragten den Staat 
stets als den wichtigen Akteur der Familienpolitik 
und fordern von ihm flexiblere Betreuungsange- 
bote. Dennoch sind auch in Frankreich betriebli- 
che Regelungen für ein zusätzliches Erziehungs- 
geld und flexible Arbeitszeitregelungen zu 
finden. 

Familien mit pflegebedürftigen Angehörigen. 
Verglichen mit den umfassenden Möglichkeiten 
der Unterstützung bei der Betreuung von Vör- 
schul- und Schulkindern nehmen sich in Frank- 
reich die Maßnahmen zur Unterstützung der 
stationären und häuslichen Pflege Älterer be- 
scheiden aus. Nach einer Testphase für die Ein- 
führung einer Pfiegeversicherung wurde im Jahr 
2002 landesweit eine steuerfinanzierte Beihilfe 
für Pflegebedürftige eingeführt („Allocation per- 
sonnalisee ä l’autonomie“, APA). Die adminis- 
trative Zuständigkeit hierfür liegt insbesondere 
bei den Regionen. Die APA erlaubt die Wahl 
zwischen stationärer oder häuslicher Betreuung. 
Der französische Ansatz stellt gedeckelte Leis- 
tungen entsprechend verschiedener Stufen der 
Pfiegebedürftigkeit bereit, wobei die Betroffenen 
bis zu 80 Prozent der veranschlagten Kosten ent- 
sprechend ihrer Einkommenssituation selbst tra- 
gen müssen. Geldleistungen sind in Frankreich 
bedarfsgewichtet. Die Beihilfe kann auch für die 
Entlohnung von häuslichen Pfiegekräften von 
außen verwendet werden. Häufig übernehmen 
Vermittlungsagenturen die Anstellung, Verwal- 
tung und Abrechnung dieser Pflegekräfte, die 
formal nicht bei den Agenturen, sondern direkt 
bei den Pflegebedürftigen beschäftigt werden. 
Die APA kann auch für pflegende Familienange- 
hörige verwende! werden, nicht aber für den 
Ehepartner, ln Frankreich gilt die Einführung der 
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APA auch als arbeitsmarktpolitisches Instru- 
ment. Durch sie wurden hunderttausende von 
Arbeitsstellen geschaffen bzw. legalisiert. Es 
handelt sich damit um die Expansion eines Sek- 
tors niedrig bezahlter, unqualifizierter Gelegen- 
heitsarbeit. Allgemein wird hinsichtlich der Be- 
treuung älterer Familienangehöriger kritisch 
angemerkt, dass die APA die alltägliche Lebens- 
führung der Pflegenden noch nicht signifikant er- 
leichtert hat. Die Mehrheit der Pflegenden sind 
Frauen im Alter von 40 bis 60 Jahren, die in 
Frankreich in hohem Maße erwerbstätig sind und 
anders als bei der Betreuung von Kleinkindern 
keine Möglichkeit der abgesicherten Erwerbsun- 
terbrechung haben. 

11.3.3.3 Das Beispiel: Niederlande^^ 

Allgemeine Einordnung. Der niederländische 
Wohlfahrtsstaat wird in internationalen Verglei- 
chen üblicherweise der Gruppe konservativ-kor- 
poratistischer Wohlfahrtsstaaten zugeordnet. 
Dies bedeutet für die Familienpolitik, dass die 
Familie zunächst sich selbst überlassen ist und 
staatliche Eingriffe auf ein Minimum begrenzt 
werden. Diese Zuordnung wird dem Einfluss 
konfessioneller Parteien der Nachkriegsgesell- 
schaft zugeschrieben, die von einer starken kon- 
servativen Familien- und Mutterschaftsideologie 
geprägt waren und sich einer umfassenderen 
staatlichen Regulierung aufgrund des Subsidiari- 
tätsprinzips widersetzten. Auch heute gibt es in 
den Niederlanden kaum explizit auf die Familie 
ausgerichtete staatliche Regelungen. Dies spie- 
gelt sich auch in dem insgesamt geringen Niveau 
der öffentlichen Ausgaben für familienpolitische 
Geld- und Sachtransfers wider (vgl. oben). Die 
Niederlande sind ein Beispiel für ein Land mit 
einer impliziten Familienpolitik, das Regelungen 
mit familienpolitischem Bezug insbesondere in 
den Feldern der Arbeitsmarktpolitik und der So- 
zialen Sicherung aufweist. Transfers zielen in 
den Niederlanden traditionell auf das Individuum 
und nicht auf die Familie als System. 

Bis in die 70er Jahre herrschte in den Niederlan- 
den das Male-Breadwinner-Modell vor, während 
sich in den 80er und 90er Jahren mit einer zuneh- 
menden Frauenerwerbstätigkeit das Anderthalb- 
Verdienermodell durchsetzte. Die Erwerbsbetei- 
ligung niederländischer Frauen ist stark vom 
Vorhandensein, der Zahl und dem Alter der Kin- 
der abhängig. Tendenziell sind Mütter mit meh- 
reren Kindern weniger häufig erwerbstätig als 
Mütter mit einem Kind, aber auch nur, solange 
die Kinder noch jung sind. Zwischen der Erwerbs- 


Vgl. dazu Expertise Adema u. a. (2004), Expertise Dienel 
(2004), Kamerman u. a. (2003), Expertise Klammer 
(2004), Rostgaard und Fridberg (1998), Missoc (2004), 
Expertise Scheiwe (2004) und UNICEF (2005). 


partizipation von Vätern und Müttern bestehen in 
den Niederlanden große Unterschiede. Die Be- 
schäftigungsquoten von Vätern hegen durch- 
schnittlich etwa 20 Prozentpunkte über denen der 
Mütter. Innerhalb eines Jahrzehnts (1989 bis 99) 
haben sich die Erwerbsquoten der Mütter kleine- 
rer Kinder (bis sechs Jahre) in den Niederlanden 
allerdings fast verdoppelt: von 32 Prozent auf 
61 Prozent. Im EU-Vergleich relativ niedrig ist 
die Arbeitsmarktpartizipation von allein Erzie- 
henden. Von den allein erziehenden Müttern wa- 
ren in den Niederlanden 1999 über 60 Prozent 
nicht erwerbstätig. 

Die auffallende und viel diskutierte Besonderheit 
des niederländischen Arbeitsmarktes ist der im 
europäischen Vergleich weit überdurchschnittli- 
che Anteil der Teilzeitarbeit. Seit Beginn der 
1980er Jahre nahm diese Form der Beschäfti- 
gung kontinuierlich zu, wobei sich in den letzten 
Jahren eine gewisse Stabilisierung abzeichnet. 
Dabei gibt es eine deutliche Trennung zwischen 
männlichen und weiblichen Beschäftigten. In- 
zwischen gehen mehr als 70 Prozent der er- 
werbstätigen Frauen einer Teilzeitbeschäftigung 
nach, bei den Männern hegt die Teilzeitquote bei 
21 Prozent (Expertise Klammer 2004). Die 
Gründe für diese hohe Teilzeitbeschäftigung sind 
durch mehrere Faktoren beeinflusst^^: Darunter 
fallen unterschiedliche betriebliche Vereinbarun- 
gen seit Anfang der 90er Jahre und die gesetzli- 
che Regelung, die seit dem Jahr 2000 jedem Ar- 
beitnehmer bzw. jeder Arbeitnehmerin ein Recht 
auf eine Arbeitszeitreduzierung (und -erweite- 
rung) zusichert. Hinzu kommen zahlreiche spezi- 
fische Regelungen, welche die soziale Absiche- 
rung von Teilzeitbeschäftigten betreffen. Im 
Kontext von familienbezogenen Regelungen 
muss betont werden, dass diese Teilzeitregelun- 
gen nicht speziell auf Familien ausgerichtet sind, 
sondern alle Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin- 
nen betreffen. 

Hinsichtlich der Kindarmut hegen die Niederlan- 
den im europäischen Mittel. Anfang der 90er 
Jahre betrug die Armutsrate von Kindern in al- 
lein erziehenden Haushalten 29,6 Prozent, wäh- 
rend die von Kindern in Paarhaushalten mit 

6.8 Prozent sehr viel geringer war. Im Jahr 2000 
waren 17,7 Prozent der erwerbstätigen Arbeitslo- 
sen einkommensarm und 42,8 Prozent der glei- 
chen Gruppe, die nicht erwerbstätig waren. Im 
Jahr 2001 betrug die Armutsquote von Kindern 

9.8 Prozent; ohne staatliche Transfers und steuer- 
liche Maßnahmen betrug sie 11,1 Prozent. Dies 
verdeutlicht, dass die niederländische Transfer- 
und Steuerpolitik relativ betrachtet nur zu einer 


Der hohe Anteil an Teilzeitarbeit wird von van Oorschot 
(2002) als Folge einer „Faktorenkombination“ angesehen. 
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geringen Reduzierung von Erwerbsarbeit bei- 
trägt. 

Im Einzelnen sind fiir die niederländische Fami- 
lienpolitik die folgenden Regelungen von Inte- 
resse. 

Geldleistungen. Das Kindergeld ist in den Nie- 
derlanden einkommensunabhängig, variiert aber 
mit dem Alter des Kindes. Für Kinder bis zu 
sechs Jahren betrug es 2002 monatlich 683 Euro, 
für Kinder im Alter von sechs bis zwölf Jahren 
829 Euro und für Kinder im Alter von zwölf bis 
18 Jahren 976 Euro. Für Niedrigeinkommensbe- 
zieher gibt es unterschiedliche kindbezogenen 
Steuergutschriften. Außerdem existiert ein 
„Combination Credit“ für erwerbstätige Paare 
mit Kindern unter zwölf Jahren und eine Steuer- 
gutschrift für erwerbsfätige allein Erziehende. 
Fast alle Eltern können die Kosten für genutzte 
formale Kinderbetreuungsangebote steuerlich 
geltend machen (siehe unten). Insgesamt beste- 
hen keine steuerlichen Anreize für einen zweiten 
Verdienst; dieser unterliegt im Durchschnitt einer 
Nettobesteuerung von 30 Prozent. Die dennoch 
hohe Teilzeitquoten bei Müttern in den Nieder- 
landen liegt demnach weniger im Steuersystem 
begründet, sondern in den bereits genannten Fak- 
toren und auch den Kinderbetreuungskosten. 

ZeitpoUtik. Wie in allen europäischen Ländern 
gibt es in den Niederlanden Mutterschutzrege- 
lungen, die eine voll bezahlte Freistellung von 
16 Wochen um die Geburt umfassen. Seit 2001 
haben Väter einen gesonderten Anspruch auf ei- 
nen voll bezahlten Vaterschaflsurlaub, der sich 
auf zwei Tage beläuft. Die Bestimmungen zur 
Familienzeit gelten für Mütter und Väter glei- 
chermaßen. Gemäß dem niederländischen El- 
temzeitgesetz haben beide Eltemteile Anspruch 
auf eine unbezahlte Freistellung, die bis zur Voll- 
endung des achten Lebensjahres des Kindes gel- 
tend gemacht werden kann. 1997 wurde als Ge- 
samtzahl der möglichen Freistellungstage das 
13-fache der wöchentlichen Arbeitszeit festge- 
legt, wobei die Dauer der Eltemzeit auf längstens 
sechs Monate begrenzt ist. Die Arbeitnehmer 
können wahlweise eine längere Freistellung oder 
mehrere kürzere beantragen. Seit Januar 2001 
wird die betriebliche Entgeltfortzahlung während 
der Eltemzeit steuerlich gefördert. Der Arbeitge- 
ber kann 50 Prozent des gezahlten Arbeitsent- 
gelts (bis zu einer Grenze von 70 Prozent des 
Mindestlohnes) bei der Lohnsteuer und den Sozi- 
alversichemngsbeiträgen in Abzug bringen. Ins- 
gesamt ist die Inanspmchnahme der Eltemzeit in 
den Niederlanden eher gering. Im staatlichen 
Sektor, wo das Arbeitsentgelt während der Frei- 
stellung weitergezahlt wird, wurde der Anspmch 
auf Eltemzeit in den 90er Jahren von etwas mehr 
als der Hälfte aller anspmchsberechtigten Frauen 
geltend gemacht. In anderen Sektoren, in denen 


keine Entgeltfortzahlung vorliegt, ist die Inan- 
sprachnahme der Eltemurlaubsregelung dage- 
gen viel geringer. Ingesamt verzichteten etwa 
75 Prozent aller Berechtigten auf ihren Eltem- 
zeitansprach, wobei als Hauptgmnd finanzielle 
Gründe angeführt werden. 

Auch jenseits der Eltemzeit besteht in den Nie- 
derlanden die Option, von der bemfiichen Tätig- 
keit freigestellt zu werden, wenn Betreuungsauf- 
gaben dies erfordern. Hier sind zum einen die 
Möglichkeiten zu erwähnen, kurzfristig zum 
Zwecke der Betreuung kranker Kinder und ande- 
rer pflegebedürftiger Familienangehöriger frei- 
gestellt zu werden. Der gesetzlich vorgesehene 
Anspmch hierfür beläuft sich auf maximal zwei 
Wochen (bzw. das zweifache der wöchentlichen 
Arbeitszeit) am Stück und kann maximal dreimal 
in Anspmch genommen werden. Während dieser 
Zeiten zahlt der Arbeitgeber mindestens 70 Pro- 
zent des Bmttoeinkommens weiter. Darüber hi- 
naus können erwerbstätige Personen mit Betreu- 
ungsaufgaben von einem System für bemfiiche 
Unterbrechungen profitieren. Mit dem Gesetz 
zur Finanziemng berafiicher Unterbrechungen 
von 1998 strebte die Regiemng eine Verbesse- 
mng der Möglichkeiten für Arbeitnehmer an, 
sich beurlauben zu lassen (Betreuungsaufgaben 
oder auch Weiterbildung). Die Mindestfreistel- 
lungsdauer beträgt zwei, die Höchstdauer sechs 
Monate. Nach den Regelungen des Gesetzes 
„Arbeit und Sorge“ besteht alternativ auch die 
Möglichkeit, die Arbeitszeit um mindestens ein 
Drittel zu reduzieren. Für die Dauer der Freistel- 
lung wird eine monatliche Beihilfe gezahlt, die 
im Jahr 2002 490 Euro betmg. Gleichzeitig soll 
durch diese Regelung die Arbeitsmarktbeteili- 
gung der vom Arbeitsmarkt ausgeschlossenen 
Gmppen gefördert werden, denn laut Gesetz 
kann die Beihilfe nur bewilligt werden, wenn die 
frei gewordene Stelle mit einem Arbeitslosen, 
Erwerbsbehinderten oder mit einer Mutter, die 
nach einer langjährigen „Kinderpause“ wieder in 
den Bemf zurückkehrt, besetzt wird. Eine Evalu- 
iemng nach dem ersten Jahr seit Inkrafttreten des 
Gesetzes zur Finanziemng bemfiicher Unterbre- 
chungen zeigt, dass die Realität hinter den Er- 
wartungen zurückblieb. Nur eine sehr geringe 
Zahl von 217 Beschäftigten hatte die Beihilfe in 
Anspmch genommen, wohingegen die Regie- 
mng von etwa 56.000 Nutzem während der ers- 
ten fünf Jahre ausgegangen war. Als ein wichti- 
ger Gmnd wird der mit der Option verbundene 
Einkommensverlust gesehen. 

Über diese beiden Freistellungsregelungen hi- 
naus können Arbeitnehmer in den Niederlanden 
seit 2001 unabhängig von Betreuungsaufgaben 
Zeit über eine Art Arbeitskontenmodell ansparen 
und zu einem späteren Zeitpunkt für Weiterbil- 
dung, Pflege, Urlaub oder auch „echte“ Alters- 
teilzeit einsetzen. Die durch das Gesetz „Arbeit 
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und Sorge“ festgelegten Rahmenregelungen se- 
hen die Möglichkeit vor, 10 Prozent des Gehalts 
oder einen entsprechenden Anteil der Arbeits- 
stunden auf diese Weise anzusparen. Aktuell 
plant die Regierung eine noch weitergehende 
Rahmengesetzgebung, die es Arbeitnehmern er- 
möglichen soll, einen Teil ihres Gehalts für alle 
Arten von Zeitbedarfen während des gesamten 
Lebenslaufs anzusparen. Damit erfolgt eine Aus- 
dehnung auf die Lebenszeitperspektive, die auch 
im europäischen Kontext neu ist. 

Infmstrukturleistungen. Die öffentliche Förde- 
rung von Kindertageseinrichtungen setzte in den 
Niederlanden erst relativ spät ein, so dass es 
heute immer noch zu wenig Einrichtungen und 
Betreuungsplätze gibt. Anfang der 1990er Jahre 
machte sich die Regierung erstmals gezielt für 
die Schaffung öffentlicher Kindertageseinrich- 
tungen stark. Ziel war es, das volle Potenzial der 
niederländischen Erwerbsbevölkerung zu nutzen. 
Dabei erklärte die Regierung von Anfang an, 
dass sie eine dreiseitige Verantwortung für die 
Kinderbetreuung sieht, die eine Aufteilung der 
Kosten zwischen Regierung, Arbeitgebern und 
Familien impliziere. Hinsichtlich der staatlichen 
Verantwortung fand eine Dezentralisierung statt, 
mit der die Kommunen die Verantwortung für 
den Ausbau der Kinderbetreuung übernahmen. 
Im Rahmen einer gesonderten Fördermaßnahme 
wurden von der zentralen Regierung Zuschüsse 
an die Gemeinden gezahlt. Darüber hinaus haben 
Unternehmen die Möglichkeit, Plätze in Kinder- 
tageseinrichtungen für ihre Mitarbeiter „anzu- 
mieten“, was in der Praxis sehr häufig genutzt 
wird: Etwa drei Viertel aller bestehenden Ein- 
richtungen wurden von Unternehmen „angemie- 
tet“. Heute gründen Arbeitgeber und Gewerk- 
schaften häufig gemeinsam Stiftungen zur 
Finanzierung der Kinderbetreuung. 1995 wurde 
eine Steuerermäßigung für Eltern und Arbeitge- 
ber eingeführt, die Kinderbetreuungseinrichtun- 
gen nutzen bzw. neu errichten. Darüber hinaus 
sieht das neue niederländische Steuersystem eine 
(nach oben begrenzte) Steuerermäßigung für Ta- 
gesbetreuungszentren vor; ferner sind Kinderbe- 
treuungskosten für Kinder bis zu 13 Jahren bis zu 
einer Jahreshöchstgrenze steuerlich absetzbar. 
Die Kommunen beteiligen sich an den Kosten 
der Kinderbetreuung für allein erziehende er- 
werbstätige Mütter, deren Einkommen geringer 
ist als 130 Prozent des Mindestlohns. 

1999 wurde das Programm für die außerschuli- 
sche Kinderbetreuung erweitert: Es sieht Kinder- 
betreuungszuschüsse an allein Erziehende vor, 
die in den Arbeitsmarkt eintreten oder dies beab- 
sichtigen. Eine weitere befristete Maßnahme zur 
Förderung der außerschulischen Kinderbetreu- 
ung, in deren Rahmen die niederländischen Ge- 
meinden für jeden neu geschaffenen Betreuungs- 
platz eine konkrete finanzielle Unterstützung 


erhalten, zielt auf eine Erhöhung der Plätze für 
Kinder zwischen vier und zwölf Jahren. Obwohl 
die absolute Mehrheit dieser Altersgruppe bereits 
eine Schule besucht, gibt es für Eltern Betreu- 
ungsprobleme außerhalb der täglichen Schulzei- 
ten, die in den Niederlanden relativ kurz und im 
EU-Vergleich relativ unzuverlässig sind. 

Ein Gesetz über eine umfassende Grundversor- 
gung im Bereich der Kinderbetreuung trat im 
Jahr 2001 in Kraft. Dieses Gesetz legt fest, dass 
die lokalen Behörden nur die Qualität der Kin- 
derbetreuung und ihrer Anbieter überwachen und 
steuern sollen, während die Bereitstellung priva- 
ten Anbietern überlassen bleibt. 

Ingesamt kann davon ausgegangen werden, dass 
etwa 30 Prozent der Kosten der Kinderbetreuung 
öffentlich finanziert sind, 25 Prozent der Kosten 
von den Arbeitgebern, und die Eltern die verblei- 
benden 45 Prozent über Gebühren abdecken. Bei 
etwa 1 3 Prozent der Kinder in Kinderbetreuungs- 
einrichtungen tragen die Eltern die gesamten 
Kosten. 

ln den Niederlanden bestehen große Unter- 
schiede zwischen der Versorgung der Kinder bis 
zu drei Jahren und den Vier- bis Sechsjährigen. 
1999 betrug die Versorgungsquote der bis zu 
Dreijährigen im Bereich öffentlich geförderter 
Kindertageseinrichtungen 6,5 Prozent. 31 Pro- 
zent dieser Altersgruppe wurde 1999 von einer 
Tagesmutter im Haushalt des Kindes betreut. Bei 
den älteren Vorschulkindern wurde mit 98 Pro- 
zent eine fast fiächendeckende Versorgungsquote 
erzielt. Hierbei wird die Betreuung in öffentlich 
finanzierten Vorschulen miteinbezogen, die von 
fast allen Vier- und allen Fünfjährigen besucht 
wird. 

Die Rolle der Wirtschaft. Wie oben bereits darge- 
stellt, spielen die Arbeitgeber eine wichtige 
Rolle, wenn es darum geht, in den Niederlanden 
Beruf und Familie zu vereinbaren. So gibt es seit 
den 1990er Jahren zahlreiche tarifv erträgliche 
Regelungen zur Vereinbarkeit von Beruf und Fa- 
milie. Inzwischen sehen viele Tarifverträge Re- 
gelungen für Teilzeitarbeitnehmer, Schwangere 
und Arbeitnehmer in der Eltemzeit relativ um- 
fassende Ansprüche vor. Auch die Kinderbetreu- 
ung ist inzwischen zu einem Standardthema ge- 
worden. Etwa die Hälfte aller Tarifverträge sehen 
zusätzliche Ansprüche auf Eltemzeit und Not- 
fallfreistellung vor, jedoch bot Ende der 90er 
Jahre nur etwa ein Viertel Möglichkeiten für eine 
kurzfristige Freistellung für Pfiegezwecke. Alles 
in allem gibt es große Unterschiede zwischen 
den einzelnen tariflichen Regelungen und den 
verschiedenen Wirtschaftsbranchen. Die fol- 
gende Tabelle gibt einen Eindmck über die Viel- 
falt der Regelungen. Sie verdeutlicht außerdem, 
dass ein erheblicher Anteil der Arbeitnehmer da- 
von betroffen ist. 


Arbeitgeber spielen 
einen aktiven Part 
für eine bessere 
Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie 
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Tabelle 11.8 

Familienfreundliche Maßnahmen 1998 in Tarifverträgen und Arheitsverträgen 
von Beschäftigten in den Niederlanden 


Maßnahmen 

% Tarifverträge 

% Arbeitsverträge 

Flexible Arbeitszeiten 

67 

62 

Schwangerschafts-ZMutterschaftszulage 

5 


Vaterschaftsurlaub 

91 

79 

Erziehungsurlaub 

50 

41 

Bezahlter Urlaub 

5 


B etreuungsurlaub 

19 

21 

Bezahlter Urlaub 

10 


Ansparen von Arbeitszeit 

28 

42 

Nur für Weiterbildung 

19 


Nur für Pflege 

6 



Quelle: Willem Adema, Oliver Thevenon and Mark Pearson: Public Support for Families and the Diversity in Work and Fami- 
liy reconciliation Solutions in Denmark, France, the Netherlands and the United Kingdom, Expertise für den Siebten Familien- 
bericht, Paris. 


Familien mit pflegebedürftigen Angehörigen. 
Wie bereits dargestellt, betreffen die niederländi- 
schen Freistellungsregelungen auch die Betreu- 
ung und Pflege von Familienangehörigen. Hinzu 
kommt, dass die Niederlande eine staatliche bei- 
tragsfinanzierte „Pfiegeversicherung“ hat, die so- 
wohl die stationäre als auch ambulante Pflege 
abdeckt (Allgemeines Gesetz über außergewöhn- 
liche Krankheitskosten). 1998 wurden Reformen 
implementiert, die dem System eine größere 
Nachfrageorientierung verleihen sollten, indem 
kommunale „Care Authorities“ entscheiden, wel- 
che Pflege im Einzelfall sinnvoll ist. Die Betrof- 
fenen können zwischen Geld- und Sachleistun- 
gen wählen. Es kann auch in den Niederlanden 
von einer „De-lnstitutionalisierungspolitik“ für 
ältere Menschen gesprochen werden, gleichwohl 
der Anteil älterer Menschen, die in betreuten 
Einrichtungen leben, in den Niederlanden im eu- 
ropäischen Vergleich mit fast 9 Prozent am 
höchsten war. Für die Familien besteht keine 
Verpflichtung die Pflegebedürftigen finanziell zu 
unterstützen. 

11.3.3.4 Das Beispiel: Vereinigtes 
Königreiches 

Allgemeine Einordnung. Das Vereinigte König- 
reich gilt als liberaler bzw. residualer Wohl- 
fahrtsstaat, d. h. dass das Individuum generell als 
selbstverantwortlich für seine soziale Sicherung 
angesehen wird und wohlfahrtsstaatliche Leis- 


Vgl. dazu Expertise Adema u. a. (2004), Bertram (2003), 
Expertise Diene! (2004), Expertise Dingeldey (2004), 
Elschenbroich (2002), Kamerman u. a. (2003), Piachaud 
(2004), Expertise Scheiwe (2004) und UNICEF (2005). 


tungen überwiegend als Minimalleistungen bzw. 
zur Absicherung von Not- und Krisensituationen 
konzipiert sind. Dementsprechend dominierten 
bis in die 80er Jahre in der britischen Familien- 
politik Maßnahmen für bedürftige Familien mit 
dem Ziel der Verhinderung bzw. Bekämpfung 
von Armut. Eine allgemeine Unterstützung von 
Familien war kaum entwickelt. Der britische 
Wohlfahrtsstaat orientierte sich am Male Bread- 
winner Model als Norm geschlechtsspezifischer 
Arbeitsteilung. Neuere Entwicklungen bei den 
Frauen- bzw. Müttererwerbsquoten und bei der 
Entwicklung familialer Erwerbsmuster zeigen je- 
doch einen vergleichsweise eindeutigen Trend 
hin zum modernisierten Emährermodell, der 
Vollzeit- Teilzeitkombination. Die Erwerbsbetei- 
ligung der Frauen im Vereinigten Königreich von 
knapp 70 Prozent im Jahr 2002 wird vor dem 
Hintergrund einer hohen Teilzeitquote der 
Frauen von 40 Prozent erreicht, die bei Männern 
sehr viel geringer ist, da diese zu 60 Prozent 
mehr als 40 Wochenstunden arbeiten (Expertise 
Dingeldey 2004). Die geschlechtsspezifische 
Differenzierung der Arbeitsmarktteilhabe zeigt 
sich damit weniger an der Arbeitsmarktteilhabe 
als vielmehr in Form einer Polarisierung der Ar- 
beitszeiten. Das Vorhandensein von Kindern hat 
einen starken Einfluss sowohl auf die Verringe- 
rung der Erwerbsbeteiligung als auch auf die Ar- 
beitszeit von Frauen. Die Beschäftigungsquote 
von Müttern mit einem Kind liegt bei 73 Prozent 
im Gegensatz zu der von Frauen ohne Kinder mit 
knapp 80 Prozent. Etwa Dreiviertel der Familien- 
haushalte sind Zweiverdienerhaushalte. Die Voll- 
zeit-Teilzeitkombination wird von 40 Prozent der 
Familien gewählt. Spezifisch für das Vereinigte 
Königreich ist eine fast doppelt so hohe Beschäf- 


Trend zum moderni- 
sierten Ernährer- 
model bzw. Zuver- 
dienermodell 
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tigtenquote von Müttern in Paarhaushalten wie 
von allein Erziehenden, wobei hinzu kommt, 
dass der Anteil von allein Erziehenden an den 
Familienhaushalten mit knapp 22 Prozent ver- 
gleichsweise hoch ist. 

Der hohe Anteil von allein Erziehenden und de- 
ren - im Vergleich zu Frauen in Paarhaushalten - 
geringen Erwerbsbeteiligung stellte Anfang der 
90er Jahre eine der Hauptursachen dafür dar, 
dass es im Vereinigten Königreich etwa drei Mil- 
lionen sogenannter „Working Poor Households“ 
gab (Haushalte ohne Erwerbstätige, obgleich im 
erwerbsfähigen Alter). Vor dem Hintergrund 
eines zudem hohen Anteils von Geringverdiener- 
haushalten (Working Poor) lebten 1992/3 
27 Prozent aller Kindern in Haushalten mit ei- 
nem Einkommen unter 60 Prozent des Median. 
1995 betrug die Armutsrate von Kindern in 
Eineitemfamilien 40,3 Prozent; im EU-Vergleich 
Hauptziel von wies das Vereinigte Königreich damit eine der 
New Labour: höchsten Armutsrate von Kindern in Eineltemfa- 

Bekämpfung der Armutsrate von Kin- 

Kinderarmut , - ii , 

dem m Paarhaushalten lag mit 17,5 Prozent weit 

über dem europäischen Durchschnitt. Auch An- 
fang des neuen Jahrhunderts, im Jahr 2001, war 
die Armutsrate von Kindern im Vereinigten Kö- 
nigreich im Vergleich zu anderen europäischen 
Ländern mit 15,4 Prozent noch sehr hoch. Bei er- 
werbstätigen allein Erziehenden lag sie bei 
20,6 Prozent. Die britische Steuer- und Transfer- 
politik führte aber bereits zu diesem Zeitpunkt zu 
einer Reduktion der Armutsquote von 25,4 Pro- 
zent auf 15,4 Prozent. 

Vor diesen Hintergründen ist das Hauptcharakte- 
ristikum der aktuellen britischen Familienpolitik 
zu sehen: Insbesondere seit der Wahl von New 
Labour im Jahr 1997 konzentriert sie sich auf ein 
Ziel, der Verringerang bzw. Bekämpfung von 
Kinderarmut^is, Alle anderen Ziele, wie solche ei- 
ner stärken Integration von Frauen in den Ar- 
beitsmarkt und eine egalitärere Beteiligung bei- 
der Geschlechter am Erwerbsleben ist letztlich 
diesem Ziel untergeordnet. 

Zur Erreichung dieses Hauptziels, der Bekämp- 
fung von Kinderarmut, wurden eine Vielzahl von 
unterschiedlichen Instmmenten der Arbeits- 
markt-, Steuer- und Familienpolitik implemen- 
tiert, die entweder die Beschäftigung insbeson- 
dere von allein erziehenden Müttern erhöht oder 
die kindbezogene Transferleistungen insbeson- 
dere für Kinder in einkommensschwachen Haus- 


Bereits mit der Reform von Beveridge in den späten 
1940er Jahren und seit den 1960er Jahren hat sich die bri- 
tische Politik mit dem Problem der Kinderarmut beschäf- 
tigt. Allerdings hat New Labour dieses Ziel verstärkt in 
den Mittelpunkt gestellt. In dem Bericht „Opportunity for 
all“ wurde explizit das Ziel benannt, Kinderarmut bis 
2004/5 um ein Viertel zu reduzieren, bis 2010 zu halbieren 
und bis 2020 vollkommen zu beseitigen. 


halten. Explizit wurden auch strategische Part- 
nerschaften mit den Kommunen und freiwilligen 
Organisationen angestrebt, um innovative Pro- 
jekte zu fördern. 


Mit dem Politikwechsel von New Labour ver- 
bunden ist auch die Abkehr von einer impliziten 
hin zu einer eher expliziten Kinderpolitik^^. So 
erfolgte 2003 die Gründung eines Kinderministe- 
riums unter dem Dach des Erziehungs- und Bil- 
dungsministeriums. Ziel war es, über die organi- 
satorische Integration bzw. die Fokussierung der 
Belange von Kindern durch ein Ministerium eine 
Verbesserung der Koordination von kinderbezo- 
gener Leistungen zu erreichen. Dieser starke Be- 
zug auf die Zielgruppe Kinder kommt auch darin 
zum Ausdruck, dass New Labour mehr als alle 
bisherigen Regierungen für Kinder ausgibt. 
Diese Ausgaben sind real um 52 Prozent ange- 
stiegen. 


New-Labour: Wech- 
sel von einer Implizi- 
ten hin zu einer 
expliziten Klnder- 
polltlk 


Der damit vollzogene Leitbildwechsel in der 
Arbeitsmarkt- und Familienpolitik hat im Verei- 
nigten Königreich dazu beigetragen, das wohl- 
fahrtsstaatliche Institutionensystem der sich 
vollziehenden Modernisierung der familialen Er- 
werbsmuster anzupassen und diese zu fördern. 
Obgleich das bislang erreichte Ergebnis im Hin- 
blick auf die Unterstützung egalitärer Erwerbs- 
muster noch nicht überzeugt, ist die Implementa- 
tion eines reflexiv vernetzten Reformprozesses 
von Arbeitsmarkt-, Familien- und Steuerpolitik 
sowohl zur Förderung der Arbeitsmarktintegra- 
tion von Müttern als auch zur Bekämpfung von 
Kinderarmut beispielhaft. Es bleibt eine empiri- 
sche Frage der nächsten Jahrzehnte, inwiefern 
diese Politiken nachhaltig sind, und tatsächlich 
zu einer Reduktion von Kinderarmut beitragen. 


Beispielhaft ver- 
netzte Reformpro- 
zesse Im Bereleh der 
Arbeitsmarkt-, 
Familien- und 
Steuerpolitik 


Im Einzelnen sind für die brifische Familienpoli- 
tik i. w. S. die folgenden Maßnahmen von Inte- 
resse. 


Geldleistungen. Im Bereich der Steuergesetzge- 
bung wurde die Individualisierung der Familien- 
besteuerung über die schrittweise Abschaffung 
der Married Couples‘ Allowance bis zum Jahr 
2000 eingeführt. Zudem wurde das Kindergeld 
als individualisierte (kindbezogene) und univer- 
selle (an alle Familien unabhängig vom Einkom- 
men oder der Erwerbsmuster zu zahlende) Leis- 
tung ausgebaut. Im Jahr 2004 betrug das 
Kindergeld für das erste Kind eines Ehepaares 
(für allein Erziehende) 23,84 Euro (25,36 Euro) 
pro Woche und für alle weiteren Kinder 
15,97 Euro pro Woche. 


Piachaud (Expertise 2004) verneint es, im britischen Kon- 
text von einer expliziten Familienpolitik zu sprechen, da 
keine expliziten, auf die Familie als Ganzes formulierten, 
politischen Ziele existieren. Streng genommen kann dem- 
nach nur von einer expliziten Kinderpolitik gesprochen 
werden. 
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Bis Mitte der 90er Jahre waren im Vereinigten 
Königreich in Anlehnung an das Emährermodell 
Mütter, die Transferleistungen empfingen, gene- 
rell von der Arbeitsmarktteilhabe ausgenommen, 
so dass die Kinder im häuslichen Kontext betreut 
werden konnten. Mit dem New Deal for Lone 
Parents (NDLP) 1998 und dem New Deal for 
Partners of the Unemployed (NDLPU)^* 1999 
wurden mehr oder weniger explizit Mütter als ar- 
beitsmarktpolitische Zielgruppen adressiert. Seit 
2000 wurden für sie Qualifizierungsmaßnahmen 
angeboten. Ein Informationsgespräch im Ar- 
beitsamt, zu dem allein Erziehende eingeladen 
werden, sobald das jüngste Kind das Schulalter 
erreicht, wurde verpflichtend. Seit 2004 ist ein 
solches Gespräch auch für die Partner von Trans- 
ferempfängem und -empfängerinnen verpflich- 
tend. Eine Teilnahme an Qualifizierungsmaßnah- 
men ist allerdings freiwillig. Gleichwohl nahmen 
bis 2003 578 000 allein Erziehende an diesem ar- 
beitsmarktpolitischen Programm teil, wovon 
247 000 in Beschäftigung vermittelt wurden. 

Die Maßnahmen der Beschäftigungsforderung 
wurden unter dem Motto „Making Work Pay“ 
durch eine umfassende Reform des Steuer- und 
Sozialleistungssystems flankiert. Damit sollten 
Arbeitsanreize für die Aufnahme einer Erwerbs- 
die Aufnahme einer tatigkeit im Niednglohnsektor geschaffen bzw. 
Erwerbstätigkeit im das Einkommen von Geringverdienem erhöht 
Niedriglohnsektor werden. Der Working Family Tax Credit 
(WFTC) von 1999 ist als arbeitsmarkt-, familien- 
und steuerpolitischer Maßnahmen-Mix zu cha- 
rakterisieren und war zunächst im Einklang mit 
der Traditionen der britischen Familienpolitik 
auf Armutsbekämpfung bei Familien ausgerich- 
tet. Eine erneute Reform in 2003 verallgemei- 
nerte die Anspruchsbedingungen des zum 
Working Tax Credit (WTC)^^ umbenannten In- 
strumentes, das nun allgemein als negative Ein- 
kommensteuer gestaltet ist, gleichwohl es eine 
Subventionierung von anfallenden Kinderbetreu- 
ungskosten einschließt. Allgemeine Vorausset- 
zung ist eine Mindesterwerbstätigkeit von 
16 Stunden pro Woche. Inwiefern der WTC tat- 
sächlich zu einer Steigerung der Müttererwerbs- 
tätigkeit beigetragen hat, ist unklar, da er für ei- 


Das NDLPU-Programm trägt dem Rechnung, dass Kin- 
derarmut nicht nur in allein erziehenden Haushalten be- 
kämpft werden muss, sondern auch in Haushalten, in de- 
nen ein Partner, i. d. R. der Vater, Transferempfänger ist. 
Die Frauen dieser Männer sind die explizite Zielgruppe 
dieses Programms. 

Die Höhe des „Working Tax Credit“ ist abhängig vom Fa- 
milienstand und gegebenenfalls von Kinder-betreuungs- 
kosten. Allein Erziehende und Paare mit oder ohne Kinder 
erhielten 2003 eine jährliche Transferleistung von 
4 371,45 Euro, falls sie weniger als 7 312,24 Euro pro Jahr 
verdienen. Bei Einkommen über der Geringverdienergren- 
ze wird der Transfer linear um 37 Prozent gekürzt. Die ma- 
ximale Einkommensgrenze erhöht sich auf 49 980,49 Euro 
pro Jahr, wenn Kinderbetreuungskosten anfallen. 


neu gering verdienenden Paarhaushalt wenig 
Anreize für einen Zweitverdienst setzt. Hinzu 
kommt, dass nur 18 Prozent der Familien, die 
den WTC in Anspruch nehmen, die dazu gehöri- 
gen Kinderbetreuungssubventionen nutzen. Dies 
kann auch dadurch erklärt werden, dass maximal 
70 Prozent der Kinderbetreuungskosten erstattet 
werden. 

Etwa 90 Prozent der Familien erhalten seit 2003 
zudem den Child Tax Credit (CTC), eine Form 
eines einkommensabhängigen zusätzlichen Kin- 
dergeldes. Der Child Tax Credit ist nicht an die 
Erwerbstätigkeit der Eltern gebunden und wird 
nicht auf weitere bedürftigkeitsgeprüfte Sozial- 
leistungen angerechnet. Dies trägt zu einer be- 
trächtlichen Erhöhung der Transferleistungen für 
Kinder wie auch zu deren Vereinheitlichung 
bei.3o 

Parallel zur Einführung des WFTC wurde die 
Geringfügigkeitsgrenze angehoben und damit 
das Segment „kurzer“, nicht versicherungspfhch- 
tiger Teilzeitarbeit massiv ausgeweitet. Dies lässt 
ebenso wie die zunächst dürftige Ausgestaltung 
der Arbeitsförderungsmaßnahmen für Mütter 
darauf schließen, dass die Befähigung zu qualifi- 
zierter und existenzsichemder Erwerbsarbeit nur 
bedingt Ziel der Reformen war. Vielmehr scheint 
vor allem für Mütter mit Kindern im Vorschulal- 
ter die Arbeitsmarktintegration größtenteils via 
(geringfügiger) Teilzeitarbeit im Niedriglohnsek- 
tor im Vordergrund zu stehen. Dies wird indirekt 
auch durch die Feinmodellierung der Auswei- 
tung der Kinderbetreuung bestätigt (siehe unten). 

ZeitpoUtik. Im Rahmen der Politik von New La- 
bour wurde der Mutterschutz und die Familien- 
zeit ausgeweitet, um eine stärkere Bindung von 
Müttern an den Arbeitsplatz im Anschluss an die 
Geburt eines Kindes zu gewährleisten. Seit 2003 
haben alle Erwerbstätigen einen Anspruch auf 
eine 26 Wochen umfassende Eltemzeit, mit der 
in den ersten sechs Wochen eine 90 Prozent- 
Lohnkompensation verbunden ist und der ver- 
bleibende Zeitraum mit etwa 146 Euro pro Wo- 
che kompensiert wird. Daran anschließend kön- 
nen weitere 26 Wochen unbezahlte Eltemzeit in 
Anspruch genommen werden. 2003 wurde au- 
ßerdem eine zweiwöchige Eltemzeit speziell für 
Väter geschaffen. Im Jahr 2002 kehrten acht von 
zehn Müttern, die in Eltemzeit waren, an ihren 
Arbeitplatz zurück, sobald dieser nicht mehr be- 
zahlt war. 95 Prozent der Väter haben im Jahr 


Anspruchsberechtigt sind Familien mit Einkommen unter 
19 118,77 Euro. Er besteht aus einem Familienzuschlag 
von 787,58 Euro p.a. sowie aus einem Zuschlag pro Kind 
in Höhe von 2.088,18 Euro p. a.. Im Jahr der Geburt eines 
Kindes wird der Familienzuschlag als „Baby Tax Credit“ 
verdoppelt. Bei Einkommen über dieser Geringverdiener- 
grenze wird der Transfer ebenfalls linear um 37 Prozent 
gekürzt. 


Ergänzung des Kin- 
dergeldes durch ein 
„Child Tax Credit“ 
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Arbeitsmarktpoliti- 
sche Programme mit 
einer nationalen 
Kinderbetreunngs- 
strategie verknüpft 


Lokal abgestimmte 
Strategien znr 
Erhöhnng des 
Angebots von 
Kinderbetren- 
nngsplätzen 


2002 eine Auszeit um die Geburt ihres Kindes 
genommen. Fast alle Väter, denen zusätzliche 
betriebliche Eltemzeitregelungen zustanden, ha- 
ben diese in Anspruch genommen. Im Mittel 
nahmen die britischen Väter allerdings nur fünf 
Tage Eltemzeit. Das Rückkehrrecht auf den alten 
Arbeitsplatz, gilt im Vereinigten Königreich un- 
abhängig von der dann gewählten Arbeitszeit - 
und beinhaltet ein Recht auf Teilzeitarbeit. 

Infmstrukturleistungen. Um die Beschäftigungs- 
fähigkeit vor allem von (allein erziehenden) 
Müttern zu gewährleisten, wurden die genannten 
arbeitsmarktpolitischen Programme im Jahr 
1998 mit der National Child Care Strategy ver- 
knüpft. Diese zielte allgemein auf die Zunahme 
der Plätze in Kindertageseinrichtungen, eine ver- 
besserte Finanzierbarkeit sowie die Steigerung 
der Betreuungsqualität, wobei jedoch soziale 
Problemregionen und allein Erziehende beson- 
ders gefordert werden sollten. Explizites Ziel war 
es, bis September 1998 einen Halbtagsplatz für 
alle vierjährigen und bis 2002 für zwei Drittel al- 
ler dreijährigen zur Verfügung zu stellen. Die 
spezifische „Dringlichkeif“ dieser Initiative 
zeigte sich daran, dass es bis Anfang der 80er 
Jahre kein öffentlich ausgebautes Kinderbetreu- 
ungssystem im Vereinigten Königreich gab. Hin- 
sichtlich der Versorgungs- und Nutzungsquoten 
wurde das von Labour gesteckte Ziel weitgehend 
erreicht: Mittlerweile nehmen ca. 90 Prozent der 
3- bis 4-Jährigen an einer Form der frühkindli- 
chen Erziehung teiP*. Allerdings wurden im 
Rahmen des erweiterten Angebots lediglich Be- 
treuungszeiten von 12,5 Stunden die Woche 
während des Kalenderjahres gewährleistet. 
Damit war aber selbst die im Working Tax Credit 
vorgesehene Mindestarbeitszeit von 16 Stunden 
pro Woche nicht gewährleistet. Erwerbstätige El- 
tern waren deshalb auf zusätzliche informelle 
Betreuungsangebote, so z. B. durch Großeltern 
oder andere Verwandte und private Betreuungs- 
angebote angewiesen, die für viele Eltern sehr 
teuer sind. Von daher versucht die Regierung in 
jüngster Vergangenheit die Kinderbetreuung 
durch zwei zusätzliche Maßnahmen zu verbes- 
sern. Zum einen sind auf kommunaler Ebene 
Early Years Development and Childcare Partner- 
ships (EYDCPs) angesiedelt, die lokal abge- 
stimmte Strategien entwickeln, um das Angebot 
an Kinderbetreuungsplätzen zu verbessern. Zum 
anderen wurden die Subventionen für eine Viel- 
zahl von Kinderbefreuungsmöglichkeiten erhöht; 
diese umfassen u. a. auch Existenzgründungsbei- 


Andere Quellen geben jedoch deutlich niedrigere De- 
ckungsquoten an: Der Daycare Trust (2001) ermittelte für 
1999 lediglich eine Versorgungsquote von 42 Prozent für 
die 3 bis 4 Jahre alten Kinder in pre-education oder child 
care. 


hilfen für die Tagespflege oder Gelder für Quali- 
fizierungsmaßnahmen. 

Zudem haben auch die Plätze in den so genann- 
ten Day Nurseries (Völlzeit- oder Teilzeit-Tages- 
pflege) deutlich zugenommen. Dieser Anstieg 
wird gleichwohl durch den Rückgang von Plät- 
zen bei anerkannten Tagesmüttem (Childmin- 
ders) (Vollzeit- und Teilzeitbetreuung von Kinder 
zwischen 0-7 Jahren) und in den Play Groups 
(stunden- und tageweise, unregelmäßige Betreu- 
ung) leicht gemindert. Da der Ausbau überwie- 
gend im privaten Sektor erfolgte, sind die Kosten 
für Kinderbetreuung in den letzten Jahren stark 
angestiegen.32 p)ie Vielfalt und regionale Streu- 
ung von Kinderbetreuungsangeboten im Verei- 
nigten Königreich fasst Tabelle 11.9 zusammen. 

Die Betreuung von Schulkindern ist ein weiterer 
Schwerpunkt der britischen Regierung. Seit 2003 
wurden von der Regierung etwa 92 Millionen 
Pfund für die Schaffung neuer Betreuungspläfze 
für Schulkinder bereitgesfellt. Benachteiligte Re- 
gionen erhalten zusätzliche Mittel. Außerdem 
werden 90 Prozent der zusätzlichen Mittel im 
Rahmen der National Child Care Strategy auf die 
Out-of School Clubs für Kinder von fünf bis sie- 
ben Jahren konzentriert, ln Verbindung mit den 
ohnehin langen Schulzeiten im Vereinigten Kö- 
nigreich ist seitdem für Schulkinder eine lange 
Betreuungsdauer gewährleistet. Damit haben El- 
tern bessere Möglichkeit der Erwerbstätigkeit als 
Eltern mit Kindern im Vorschulalter. 

Im europäischen Ausland bereits häufig als Vor- 
bilder wahrgenommen sind die Early Excellence 
Centres ein weitere wichtiger Bestandteil des 
Ziels, die Kinderarmut zu verringern. Ausgangs- 
punkt für die Konzeption dieser Zentren waren 
Vorläuferprojekte, die dazu dienen sollten, die in 
Armut lebenden Kinder mit zwei oder einem El- 
temteil an eine Früherziehung und Familienbil- 
dung heranzuführen. Somit ist das Early Excel- 
lence Centres Programm (EEC) ein wichtiges 
Element der breit angelegten Regierungsstrate- 
gie, die zur Verbesserung von Erziehungs- und 
Bildungsstandards, der Verbesserung von Chan- 
cen, der Unterstützung von Familien, dem Abbau 
sozialer Isolation, der Verbesserung der Gesund- 
heit und vor allem zum Abbau der Kinderarmut 
beitragen soll. Innerhalb von zwei Jahren, von 
1997 bis 1999, wurden 29 Pilot Centres etabliert 
und im Weiteren entwickelten sich bis zu 
107 Early Excellence Centres, vor allem in „be- 
nachteiligten“ Regionen und differenzierten sich 
je nach regionalen Bedarf vor Ort in ihren Ange- 
boten aus (Bertram/Pascal u. a. 2001). 


Durchschnittlich kostete 2003 ein Vollzeitplatz pro Monat 
in einer Nursery für unter Zweijährige 802,03 Euro und 
743,68 Euro für über Zweijährige. Allerdings liegt eine 
starke regionale Differenzierung vor. 


Ausbau des privaten 
Sektors: Tagespflege 


Konzepte der Early 
Excellence Centres 
als weitere Strategie 
zur Verringerung 
von Kinderarmut 
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Sure- Start Pro- 
gramm im Bereich 
der friihkindlichen 
Betreuung und 
Erziehung 


Gesetzentwurf 
„Children' s Bill“ 


Tabelle 11.9 

Kinderbetreuungsangebot und Vorscbulerziebung in Großbritannien 2001 



Plätze/100 Kinder 

Höchste regionale 
Qnote 

Niedrigste regionale 
Qnote 

2001 

2001 

2001 

Tageskrippe 

9,5 

12,0 

6,8 

Spielgruppen 

11,0 

17,0 

4,0 

Tagesmütter 

6,3 

8,1 

3,3 

Außerschul. Einrichtungen 

8,2 

21,0 

5,7 

F erienbetreuung 

12,0 

20,0 

6,8 

Vorschulklassen* 

90,0 

- 

- 


* Vorschulklassen ab drei Jahren 

Quellen: Dingeldey, Irene (2004): „Holistic Govemance“: Zur Notwendigkeit reflexiver Gestaltung von Familien- und Arbeits- 
marktpolitik. Diskutiert am Beispiel familialer Erwerbsmuster in Dänemark, Großbritannien und der Bundesrepublik, Experti- 
se für den Siebten Familienbericht, Bremen 


Ein weiteres wichtiges Element der gegenwärti- 
gen britischen Familienpolitik ist das Sure Start 
Programm33, Es ist das größte britische Pro- 
gramm im Bereich der frühkindlichen Betreuung 
und Erziehung. Ursprünglich wurden damit alle 
lokalen Maßnahmen beschrieben, die darauf aus- 
gerichtet waren, eine qualitativ hochwertige 
frühkindliche Betreuung und Bildung mit ge- 
sundheitspolitischen und anderen familienunter- 
stützenden Maßnahmen zu verbinden. Sie stellen 
insbesondere darauf ab, Betreuungs- und Bil- 
dungsaspekte miteinander zu verbinden, um so 
zu einer präventiven Armutsbekämpfüng beizu- 
tragen. Jede Kommune kann in diesem Rahmen 
eigene Modelle entwickeln, wenn sie die Bedin- 
gung regelmäßiger Besuche von Fachleuten bei 
den Familien erfüllt^"*. Inzwischen gibt es 524 
solcher Zentren in den am stärksten benachteilig- 
ten Regionen. Bis zum Jahr 2008 sollen 1 700 
solcher Zentren landesweit etabliert sein. Neben 
diesen Sure Start Zentren sollen in den Kommu- 
nen so genannte Children Informations Services 
und Childcare Partnership Manager lokal die Be- 
troffenen bei kinderbetreuungsrelevanten Proble- 
men unterstützen. Darüber hinaus wurden im 
Rahmen eines eigenen Gesetzentwurfs (Child- 
ren’s Bill) erstmals Ziele einer kindlichen Ent- 
wicklung festgelegt und entsprechende Maßnah- 
men zu deren Erreichung festgesetzt, die über 
eine Stärkung der elterlichen Erziehungskompe- 


Vgl. auch http://www.surestart.gov.uk. 

Im Minimum ist festgeschrieben, dass die betroffenen Fa- 
milien kurz nach der Geburt eines Kindes und 18-24 Mo- 
nate danach von Fachleuten besucht werden und für alle 
Kinder im Alter von drei Jahren zumindest ein Halbtags- 
platz in einer Kindertageseinrichtung bereit steht. 


tenz, eine besseres Informationssystem über die 
kindliche Entwicklung bis hin zu dem Vorschlag 
reichen, auf kommunaler Ebene einen Director 
for Children’s Services einzuführen. Dieser soll 
auf kommunaler Ebene für alle kindbezogenen 
Belange zuständig sein. Bis zum Jahr 2008 sollen 
auf dieser Ebene außerdem Children’s Trusts ein- 
gerichtet werden, um kindbezogene Leistungen 
zu finanzieren. 

Ab 2006 sollen die Sure Start Centres, die sich 
gezielt an Kinder und ihren Familien unter drei 
Jahren wenden, mit den Early Excellence Cen- 
tres in Children’s Centers vereinigt werden. Bei 
diesem neuen Programm geht es um den freien 
Zugang in ein integriertes Bildungszentrum in je- 
der Kommune - von der Geburt bis ins junge Er- 
wachsenenalter. Dabei sollten diese Children’s 
Centers räumlich in Grundschulen untergebracht 
werden, was für die Lehrer und andere Pädago- 
gen, die in die Programme involviert sind, neue 
qualifikatorische Herausforderungen mit sich 
bringt. 

Familien mit pflegebedürftigen Angehörigen. 
Neben der im Vereinigten Königreich allgemein 
erkennbaren Marktorientierung spielt bei den 
britischen Sozialreformen die Hinwendung zu ei- 
ner größeren familialen Verantwortung eine 
Rolle, was die Betreuung und Pflege von älteren 
Familienangehörigen angeht. So ist es nicht über- 
raschend, dass auch im Vereinigten Königreich 
die informelle Pflege durch Angehörige die häu- 
figste Form der Betreuung darstellt. Allgemein 
bestehen für Pflegebedürftige die Möglichkeit 
beitrags- und einkommensunabhängige Geldleis- 
tungen auf nationaler Basis sowie zusätzlich ein- 
kommensabhängige (Sach-)Leistungen von den 


Children Centers - 
integriertes Bil- 
dungszentrum in 
jeder Kommune 


Informelle Pflege 
durch Angehörige 
häufigste Form 
der Betreuung 
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Kommunen zu erhalten. Seit dem Anfang der 
90er Jahre ist ein Rückzug des Staates als Erbrin- 
ger von Pflegeleistungen hin zu einer Rolle als 
„Ermöglicher“ von Pflege durch Dritte, Famili- 
enangehörige oder private Dienstleister, festzu- 
machen. Heute wird jeder Einzelfall von einem 
Case Manager des kommunalen Sozialdienstes 
bewertet und ein Paket notwendiger sozialer und 
medizinischer Dienstleistungen bestimmt. Der 
Anteil der Kosten, den jeder Betroffene selbst 
tragen muss, wird auf Basis des verfügbaren Ein- 
kommens und des vorhandenen Vermögens fest- 
gelegt. Mit New Labour wurde die Übernahme 
der medizinischen Pflegedienste durch den Nati- 
onal Health Service ermöglicht, während die per- 
sönlichen Dienstleistungen (personal care) wei- 
terhin von den Klienten selbst bezahlt werden 
müssen. Das Direct Payments Scheme erlaubt es, 
anstelle von Sach- für Geldleistungen zu optieren 
und die Pflege eigenverantwortlich zu organisie- 
ren. Häufiger ist jedoch, dass solche Pfiege- 
dienste für Ältere durch die kommunalen Sozial- 
dienste organisiert werden. Personen ab 65 
Jahren, die wegen körperlicher oder seelischer 
Behinderung tagsüber und/ oder nachts auf per- 
sönliche Pflege angewiesen sind, erhalten eine 
Pfiegebeihilfe (Attendance Allowance). Außer- 
dem existieren Beihilfen für Pfiegepersonen (Ca- 
rers Allowance), die u. a. an ein Maximum der 
eigenen Einkünfte und eine Pfiegedauer von 
mindestens mindestens 35 Stunden pro Woche 
gebunden sind. Eine neue Regelung sieht vor, 
dass Arbeitnehmer, die Verwandte pflegen, künf- 
tig Anspruch auf flexible Arbeitszeiten haben - 
dies soll die analoge Regelung für Eltern erwei- 
tern. 

11.3.3.5 Familienbezogene Maßnahmen 
in Deutschland 

Allgemeine Einordnung. Der deutsche Wohl- 
fahrtsstaat wird häufig als konservativ-korpora- 
tistischer Wohlfahrtsstaat gekennzeichnet. Eine 
solche Einordnung sowohl des west- als auch 
ostdeutschen Teils Deutschland verkennt aller- 
dings, dass es auch aufgrund der unterschiedli- 
chen Vergangenheiten wohlfahrtsstaatliche Be- 
reiche gibt, bei denen insbesondere zwischen 
West- und Ostdeutschland signifikante Unter- 
schiede festzumachen sind und eine einheitliche 
Zuordnung der beiden Teile Deutschlands nicht 
sinnvoll erscheint. 

Familienpolitik i. e. S. ist in Deutschland da- 
durch dominiert, dass im Rahmen des dualen Fa- 
milienlasten- bzw. -leistungsausgleichs^^ ein mo- 


Familienpolitische Leistungen, die aus dem Kriterium der 
Bedarfsgerechtigkeit und der Lebensstandardsicherung ab- 
geleitet sind, zielen darauf ab, bestimmte Belastungen der 
Eltern zu kompensieren, die durch die Geburt und Erzie- 
hung der Kinder entstehen. Diese Instrumente lassen sich 


netärer Ausgleich der Lasten bzw. Leistungen 
von Eltern erfolgt, ln Westdeutschland ist eine 
öffentlich finanzierte Förderung der außerhäusli- 
chen Kinderbetreuung oder auch Betreuung pfle- 
gebedürftiger Angehöriger dagegen eher gering 
ausgebaut. Kindertageseinrichtungen und Schu- 
len waren in Westdeutschland lange Jahre nur 
halbtagsorientiert, um dem Leitbild der Priorität 
der Familie bei der Erziehung und Betreuung 
Rechnung zu tragen, ln jüngster Vergangenheit 
findet diesbezüglich ein Paradigmenwechsel 
statt, der verstärkt die Verantwortung verschiede- 
ner Akteure insbesondere in Hinblick auf die 
Vereinbarkeit von Beruf und Kinder betont. Vor 
dem Hintergrund dieses Wandels entstehen eine 
Vielzahl von unterschiedlichen Initiativen unter- 
schiedlicher Akteure, wie zum Beispiel die Initi- 
ativen zur Begründung „Lokaler Bündnisse“ für 
Familien (vgl. http://www.lokale-buendnisse- 
fuer-famihe.de/). ln der gesamtgesellschaftlichen 
Debatte wird dagegen die Vereinbarkeit einer Er- 
werbstätigkeit mit der Betreuung eines pflegebe- 
dürftigen Familienmitglieds weniger diskutiert, 
gleichwohl auch sie ein zentraler Bestandteil der 
gelebten Vereinbarkeitsproblematik ist. 

ln der deutschen Arbeitsmarktpolitik dominierte 
bislang die Orientierung an dem so genannten 
„Normalarbeitsverhältnis“ sowie an einer Politik 
des „knappen Arbeitsangebots“ (z. B. Frühver- 
rentungen und Nicht-Aktivierung von Müttern). 
Westdeutschland hat sich von daher lange Jahre 
am männlichen Emährermodell orientiert, ln 
Ostdeutschland ist dies aufgrund der hohen Er- 
werbsbeteiligung von Müttern und der hohen 
Versorgungsquote mit Plätzen in Kindertagesein- 
richtungen nicht der Fall, hier erfolgt vielmehr 
eine Orientierung am Zweiverdienermodell. 

Die deutsche Familienpolitik kann als eine expli- 
zite Familienpolitik bezeichnet werden, da ein 
Großteil familienbezogener Maßnahmen beim 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend angesiedelt ist. Dies trifft insbeson- 
dere auf den Familienlasten- bzw. -leistungsaus- 
gleich zu. Viele familienbezogene Maßnahmen 
finden sich jedoch auch in der Arbeitsmarkt- und 
Bildungspolitik wieder oder sind Teil des deut- 
schen Sozialversicherungssystems - wobei insbe- 
sondere die gesetzliche Renten-, Kranken- und 
Arbeitslosenversicherung bedeutsam sind. Ferner 
spiegelt sich in der Familienpolitik die föderale 
Struktur des deutschen Wohlfahrtsstaates wieder: 
Neben dem Bund sind sowohl die Länder als auch 
die Kommunen wichtige familienpolitische Ak- 


unter dem Oberbegriff des Familienlastenausgleichs zusam- 
menfassen. Daneben ist es eine weitere Aufgabe der staatli- 
chen Familienpolitik, jene Leistungen zu kompensieren, die 
die Familien für die Gesellschaft erbringen, die aber nicht 
über den Markt abgegolten werden. Diese Leistungen fasst 
man als Familienleistungsausgleich zusammen. 


Paradigmenwechsel: 
nicht mehr alleinige 
Erziehungsverant- 
wortung der Familie 
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teure, letztere insbesondere dann, wenn es um In- 
MaTilahmell nkht frastrukturleistungen im familialen Kontext geht, 
kohärent aufeinan- Entsprechend ist die Organisationsstruktur fami- 
der bezogen lienbezogener Politik stark fragmentiert. Hinzu 
kommt, dass im Gegensatz zu anderen Wohl- 
fahrtsstaaten (wie z. B. den skandinavischen) die 
verschiedenen familienpolitischen Maßnahmen 
nicht kohärent aufeinander bezogen sind. Außer- 
dem sind für die Auszahlung und Verwaltung die- 
ser Leistungen unterschiedliche Behörden zustän- 
dig. Je nach Bundesland erstrecken sich die 
Zuständigkeiten von Erziehungsgeldstellen, Fa- 
milienkassen bei den Agenturen für Arbeit, So- 
zial- und Jugendämtern über Versorgungsämter, 
die Finanzämter, bis hin zu den Ämtern für Aus- 
bildungsfbrderung. Hinzu kommt, dass die ver- 
schiedenen, mit familienbezogenen Maßnahmen 
betrauten Institutionen, mit jeweils unterschiedli- 
chen Anspruchsvoraussetzungen, Einkommens- 
grenzen und Leistungshöhen arbeiten. Die Finan- 
zierung der familienbezogenen Maßnahmen in 
Deutschland erfolgt über vielfältige Finanzie- 
rungsquellen. Hauptsächlich werden sie durch 
Steuergelder des Bundes, der Länder und der 
Kommunen und durch Sozialversicherungsbei- 
träge finanziert. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die 
familienbezogenen Leistungen in verschiedenen 
Rechtsbereichen geregelt sind und auf unter- 
schiedliche Institutionen mit jeweils unterschied- 
lichen Anspruchsvoraussetzungen, Leistungshö- 
hen und Finanzierungsfragen verteilt sind. 
Darüber hinaus sind bestimmte familienpoliti- 
sche Leistungen nicht explizit als solche ausge- 
wiesen. 

Im Einzelnen sind für die deutsche Familienpoli- 
tik die folgenden Regelungen von Interesse^'". 

Geldleistungen. Als zentrales Element der deut- 
schen Familienpolitik gilt der duale Familienleis- 
tungs- bzw. -lastenausgleich. Kernstück dessel- 
ben ist das 1996 eingeführte Optionsmodell, das 
Eltern zwischen Kindergeld und Kinderfreibe- 
trag „wählen“ lässt. Im Zuge der Umsetzung von 
Bundesverfassungsgerichtsurteilen zur steuerli- 
chen Freistellung des Existenzminimums für 
Kinder wurde im Rahmen des ersten und zweiten 
Gesetzes zur Familienförderung ergänzend zu 
den Kindergelderhöhungen im Jahr 2000 zu- 
nächst ein Betreuungs-, Erziehungs- oder Ausbil- 
dungskostenfreibetrag eingeführt. 2002 wurde in 
einer weiteren Stufe der Steuerfreibefrag zur De- 
ckung des sachlichen Mindestbedarfs (Kosten 
für Wohnen, Ernährung usw.) auf 3 648 Euro an- 


Überblicke über familienbezogene Maßnahmen in 
Deutschland sind u. a. zu finden bei: Althammer (2000), 
BMFSFJ (2005a und b), Dienel (2002), Dingeldey (2005^ 
Lampert und Althammer (2004), Ott (2000), Wingen 
(1997). 


gehoben. Damit addieren sich die jährlichen kin- 
derbezogenen Freibeträge auf 5 808 Euro pro 
Kind. Diese werden alternativ zu einem Kinder- 
geld in Höhe von 154 Euro für das ersfe und 
zweite Kind gewährt. Unter steuersystemati- 
schen Gesichtspunkten ist beim Kindergeld bzw. 

Kinderfreibetrag danach zu unterscheiden, wel- 
chen Betrag den Eltern als zuviel gezahlte Steu- 
ern rückerstattet wird und welcher Betrag eine 
echte Förderkomponente hat. Fiskalisch argu- 
mentiert lassen sich als familienpolitische Leis- 
tung i. e. S. insofern nur jene Maßnahmen 
bezeichnen, die über die Herstellung der Steuer- 
gerechtigkeit hinausgehen, also die sogenannte 
„Förderkomponente“ des Kindergeldes. Neben 
diesen steuerlichen Leistungen und Transferleis- 
tungen für alle Eltern treten spezielle Regelun- 
gen für allein Erziehende. Fernerhin können seit 
dem Jahr 2002 Kosten für die Kinderbefreuung 
bis zu einer Höhe von 1 500 Euro steuerlich als 
außergewöhnliche Belastungen abgezogen wer- 
den. 

Eine weitere wesentliche steuerliche Regelung 
zu Gunsten der Familie ist das 1958 eingeführte Ehegattensplitting 
Ehegattensplitting. Ein wesentlicher Teil der fr- orientiert sich an der 
nanziellen FamilienfÖrderung ist damit an die Ehe und weniger am 
Ehe und nicht an das Vorhandensein von Kindern Kindern 
per se geknüpft. Gleichwohl muss darauf hinge- 
wiesen werden, dass insbesondere Paare mit Kin- 
dern von dieser steuerlichen Regelung sehr profi- 
tieren (vgl. z. B. Bach/Buslei 2003). Insgesamt 
beinhaltet dieses System der Familienbesteue- 
rung kurz- bis mittelfristige Anreize für die Re- 
duzierung der Erwerbsarbeit eines der beiden 
Partner bis hin zur Nichterwerbstätigkeit (vgl. 
z. B. Dingeldey 2000b). Unter Steuerrechtlem 
und zahlreichen Vertretern der Finanzwissen- 
schaft gilt das Ehegattensplitting als adäquate 
Form der Ehegattenbesteuerung, da sie die inner- 
familiale Einkommensaufteilung im Steuerrecht 
abbildet (vgl. z. B. Althammer 2003). Allerdings 
wird auch von diesen Befürwortern unter famili- 
enökonomischer Perspektive z. B. kritisiert, dass 
das Ehegattensplitting in seiner Entlastungswir- 
kung zu unspezifisch wirkt. 

Die am Status der Ehe orientierten dargestellten 
Regelungen korrespondieren mit dem Gewähren 
abgeleiteter sozialer Rechte von Ehepartnern in 
der gesetzlichen Krankenversicherung und Ren- 
tenversicherung. Darüber existieren weitere 
Rechte, die über Kinder abgeleitet sind. Insge- 
samt sind familienbezogene Maßnahmen auf der 
Leistungsseite sowie die beitragsfreie Mitversi- 
cherung von nicht erwerbstätigen (Ehe)partnem 
und Kindern bei der Beitragsberechnung von Be- 
deutung. Zu den wichtigen familienbezogenen 
Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung 
gehören die Anrechnung von Kindererziehungs- 
zeiten, die Höherbewertung bestimmter Zeiten 
der Kindererziehung (Kinderberücksichtigungs- 
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Erstmals ist in einem 
Gesetz eine nmfas- 
sende Arbeitsmarkt- 
integration von 
Müttern intendiert 


Zeiten) sowie die Leistungen an Hinterbliebene. 
Außerdem sind bei der privaten Altersvorsorge, 
der sog. Riester-Rente, Kinderzulagen festzuma- 
chen. Ferner erhalten Ehepartner eine Hinterblie- 
benenrente, die sich am Renteneinkommen des 
verstorbenen Partners bzw. der verstorbenen 
Partnerin orientiert. Die familienbezogenen Leis- 
tungen der gesetzlichen Krankenversicherung 
umfassen zum einen familienspezifische Maß- 
nahmen auf der Leistungsseite und die beitrags- 
freie Mitversicherung von Familienangehörigen. 
Auf der Leistungsseite sind dabei das Mutter- 
schaftsgeld, die Mutterschaftshilfe und das Kran- 
kengeld bei Erkrankung eines Kindes zu nennen. 
Der Bund zahlt pauschale Zuschüsse an die 
Krankenkassen für diese sogenannten „versiche- 
rungsfremden“ Leistungen. Zu diesen Maßnah- 
men hinzu kommen spezielle familienbezogene 
Leistungen in der Pflegeversicherung und der 
Arbeitslosenversicherung. 

Bei der Arbeitslosenversicherung sind familieno- 
rientierte Bemessungen des Leistungsanspruchs 
zu nennen: Mit dem Job Aqtiv-Gesetz aus dem 
Jahr 2002 wurde auch eine Anerkennung von 
Erziehungszeiten als Beitragszeiten in der Ar- 
beitslosenversicherung eingeführt. Damit einher 
gingen die Erweiterung der Ansprüche auf Qua- 
lifizierungsmaßnahmen wie auch auf Lohner- 
satzleistungen, die auf eine qualifizierte Re-lnte- 
gration in den Arbeitsmarkt nach Abschluss an 
die Erziehungsphase zielten. Allerdings wurde 
durch das Dritte Gesetz für moderne Dienstleis- 
tungen aus dem Jahr 2003 für Berufsrückkehrer 
die im Job Aqtiv Gesefz erreichte Förderung teil- 
weise wieder aufgehoben. Des weiteren sind 
durch die Verkürzung der Rahmenfristen Erzie- 
hungszeiten nur noch bis zum 4. (vorher 5.) Ge- 
burtstag des Kindes ohne Verlust von Förde- 
rungsansprüchen möglich. Im Rahmen des 
Vierten Gesetzes für Moderne Dienstleistungen 
wurde 2004 erstmalig ein gewisses Maß an poli- 
tikfeldübergreifender Koordination im Hinblick 
auf eine umfassendere Arbeitsmarktintegration 
von Müttern intendiert. Im Zuge der Zusammen- 
legung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe 
zum Arbeitslosengeld 11 ab Januar 2005 wurde 
daran festgehalten, dass Mütter mit Kindern un- 
ter drei Jahren, für die kein Betreuungsplatz zur 
Verfügung sfeht, von der Arbeitsmarktteilhabe 
freigestellt werden. Für Mütter mit älteren Kin- 
der ist es dagegen eine Ermessensentscheidung, 
ob sie von der Arbeitsmarktteilhabe freigestellt 
sind. 

Bei Sozialhilfeleistungen, die seit 2005 im Sozi- 
algesetzbuch Xll geregelt sind, existieren spezi- 


Für Pflegende wurde 2003 die Anerkennung von Beitrags- 
zeiten aufgehoben und durch die Möglichkeit der freiwilli- 
gen Beitragsentrichtung ersetzt. 


fische Bedarfssätze für unterschiedliche Alters- 
gruppen und damit auch Kinder. Spezifisch 
familienbezogene Leistungen sind beispiels- 
weise die Zuschläge für werdende Mütter und für 
allein Erziehende. Zur Reduktion der in Deutsch- 
land vergleichsweise ausgeprägten Armut von 
Familien mit mindeijährigen Kindern (vgl. Kapi- 
tel V) und als Anreiz zur Arbeitsaufnahme auch 
von gering entlohnten Tätigkeiten bzw. zum Ver- 
meiden des „Abrutschens“ in das Arbeitslosen- 
geld 11 können Eltern mit geringem Einkommen 
seit dem Januar 2005 außerdem einen Kinderzu- 
schlag von bis zu 140 Euro monatlich beantra- 
gen. 

Darüber hinaus existieren für spezifische Be- 
darfslagen weitere Leistungen und es existieren 
Familienkomponenten im Hinblick auf das Woh- 
nen von Familien, ln diesem Kontext sind Kin- 
derzulagen beim Wohngeld, die Kinderkompo- 
nente der Eigenheimförderung, dem sozialen 
Wohnungsbau und der Bausparförderung zu nen- 
nen (vgl. z. B. BMFSFJ 2005b). ln vielen Zu- 
sammensfellungen familienbezogener Leistun- 
gen wird außerdem die Ausbildungsförderung 
(„BAföG“) als familienpolitische Maßnahme ge- 
wertef. 

ZeitpoUtik. Familienzeitregelungen in Deufsch- 
land sehen einen Mutterschufz von 14 Wochen 
vor. ln dieser Zeit wird ein Mutterschaftsgeld ge- 
zahlt, dass sich aus einer Pauschale zusammen- 
setzt, welche i.d.R. die Krankenversicherungen 
tragen, und durch den Arbeitgeberzuschuss er- 
gänzt wird. 

Außerdem haben beide Eltemteile ein Recht auf 
eine Eltemzeit von drei Jahren, die sie seit dem 
Jahr 2001 gleichzeitig oder nacheinander antre- 
ten können. Damit zielte diese Reform von Er- 
ziehungsurlaub und Erziehungsgeld erstmals auf 
die Kontinuität der Erwerbstätigkeit von Müttern 
im Rahmen eines „Doppelversorger-“ bzw. part- 
nerschaftlichen Familienmodells ab, indem Teil- 
zeitbeschäftigungen von bis zu 30 Stunden für 
beide Partner während der Eltemzeit möglich 
sind. Die Neugestaltung des Erziehungsgeldes 
beinhaltete auch eine erstmalige Erhöhung der 
Einkommensgrenzen nach dem 7. Monat, welche 
zu einer generellen Ausweitung der Anspruchs- 
berechtigten führt. Mit der Neugestaltung war 
auch eine Erhöhung des Erziehungsgelds im 
Rahmen der sogenannten Budget-Option auf mo- 
natlich bis zu 460 Euro für nur ein Jahr, ansfatt 
maximal 307 Euro für zwei Jahre verbunden. 
Hiermit wurde erstmalig ein Anreiz zur Verkür- 
zung der Eltemzeit geschaffen^*. Dies ist inso- 
fern bemerkenswert, als die unterschiedlichen 


Hinzu kommt die neue Möglichkeit, mit Zustimmung des 
Arbeitgebers ein Jahr der Eltemzeit zwischen dem 3. und 
dem 8. Geburtstag des Kindes zu übertragen. 
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Änderungen in der Eltemzeit bzw. des Erzie- 
hungsurlaubs und Erziehungsgeldes lange Jahre 
in die entgegen gesetzte Richtung führten: Sie 
hatten das Ergebnis, dass immer mehr Mütter aus 
dem Arbeitsmarkt temporär oder endgültig aus- 
stiegen (vgl. z. B. Ondrich u. a. 1996, 1998, 
2003). Unter der Prämisse der Haushaltskonsoli- 
dierung wurden ab 2004 die Förderbeträge des 
Erziehungsgeldes allerdings wieder nach unten 
geglättet und die für die Gewährung von Erzie- 
hungsgeld in den ersten sechs Monaten aus- 
schlaggebenden Einkommensgrenzen abgesenkt. 
Neben diesen Regelungen auf Bundesebene ha- 
ben einige Bundesländer zusätzliche landesspe- 
zifische Regelungen, welche i. d. R. additive 
Landeserziehungsgeldregelungen vorsehen (dies 
trifft auf Baden- Württemberg, Bayern, Sachsen 
und Thüringen zu). 

Infrastrukturleistungen. Die Bereitstellung fami- 
lienergänzender Infrastruktur ist in Deutschland 
vorrangig Aufgabe der Länder und Kommunen. 
So regelt das Kinder- und Jugendhilfegesetz 
(KJHG), dass die Länder und Kommunen für ein 
ausreichendes Angebot an Plätzen in Kindertages- 
einrichtungen zu sorgen haben. Fakt ist, dass 
Westdeutschland bei der Versorgung mit Plätzen 
in Kindertageseinrichtungen im europäischen 
Vergleich einen der hinteren Plätze einnimmt. 
Dies trifft insbesondere auf die Betreuung von 
Kindern unter drei Jahren und die ganztägigen 
Betreuungsangebote für Kinder im Kindergarten- 
und Schulalfer zu. Auf Bundesebene besfeht für 
Kinder ab dem dritten Lebensjahr ein Rechtsan- 
spruch auf einen Kindergartenplatz, allerdings 
nur im Umfang von vier Stunden. Verschiedene 
Regelungen auf Bundesländerebene ergänzen 
diesen Rechtsanspruch. Nur drei Bundesländer 
dehnen den Rechtsanspruch auf Klein- und 
Schulkinder aus. Sachsen-Anhalt fasst den An- 
spruch am Weitesten. Hier haben Kinder bis zur 
Vollendung des 7. Lebensjahres einen Anspruch 
auf einen ganztägigen Betreuungsplatz, ln Bran- 
denburg besteht ein Anspruch ab der Vollendung 
des 2. Lebensjahres. Kinder in Thüringen haben 
mit zweieinhalb Jahren zunächst Anspruch auf 
einen Kindergartenplatz und im Anschluss daran 
bis zum Abschluss der Grundschule auf Hortbe- 
treuung. Fast alle Bundesländer haben bezüglich 
des zeitlichen Umfangs des Rechtsanspruches 
ein Mindestmaß festgelegt. Baden-Württem- 
berg, Bayern und Niedersachsen bilden dabei die 
Ausnahmen. Die Spannweite reicht von vier 
Stunden (Berlin, Bremen, Hamburg, Hessen, 
Schleswig-Holstein) bis zu einem Ganztages- 
platz (Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen) 
(vgl. z. B. Sozialministerium Baden- Württem- 
berg 2004). Ostdeutschland kann im Gegensatz 
zu Westdeutschland für alle Altersgruppen und 
Platzarten sehr viel höhere Versorgungsquoten 
aufweisen (vgl. Statistisches Bundesamt 2004a). 


Hinzu kommen Betreuungsangebote im Tages- 
pfiegebereich, die bisher von der Kinder- und Ju- 
gendhilfestatistik nicht erfasst werden. Aus Um- 
fragedaten, wie z. B. dem Sozio-oekonomischen 
Panel (SOEP), ist bekannt, dass in Deutschland 
etwa 7 Prozent der unter Dreijährigen in Tages- 
pfiege sind oder von einer anderen bezahlten Be- 
treuungsperson betreut werden. Darüber hinaus 
werden 32 Prozent der unter Dreijährigen regel- 
mäßig von Freunden und Bekannten betreut. So- 
wohl im Bereich der Tagespfiege als auch im Be- 
reich anderer Betreuungspersonen sind die 
Unterschiede zwischen West- und Ostdeutsch- 
land nicht so groß, wie im Bereich von Kinderta- 
geseinrichtungen; gleichwohl bemerkenswert ist, 
dass 38 Prozent der unter Dreijährigen in Ost- 
deutschland von Freunden und Verwandten be- 
treut werden und dieser Anteil mit 30 Prozent in 
Westdeutschland geringer ist. 

Seit einigen Jahren wird dieser Befund der gerin- 
gen Versorgungssituation mit Plätzen in Kinder- 
tageseinrichtungen auf der gesamtgesellschaftli- 
chen Ebenen breit diskutiert und es entwickelt 
sich schrittweise ein Perspektivenwandel dahin- 
gehend, dass die Bedeutung eines Ausbaus der 
außerhäusliche Kinderbetreuung zunehmend er- 
kannt wird. Auf Bundesebene kann von einem 
Paradigmenwechsel dahingehend gesprochen 
werden, als der Bund sich zum einen mit dem In- 
vestitionsprogramm „Zukunft Bildung und Be- 
treuung“ für eine verbesserte Betreuungssituation 
von Schulkindern ausspricht. Dabei bedient sich 
der Bund dem Instrument der Ko-Finanzierung, 
indem er im genannten Investitionsprogramm 
zwischen 2003 und 2007 4 Mrd. Euro zur Verfü- 
gung sfellt. Die Durchführung bzw. Umsetzung 
des Programms liegt gleichwohl bei den Ländern 
(vgl. http://www.ganztagsschulen. 0 rg/l 7 1 .php). 
Zum anderen engagiert der Bund sich mit dem Ta- 
gesbetreuungsausbaugesetz (TAG), das seit dem Ja- 
nuar 2005 in Kraft ist, erstmalig an der Finanzierung 
des Ausbaus der außerhäuslichen Kinderbetreuung 
für Kinder im vorschulischen Alter. Mit dem Tages- 
betreuungsausbaugesetz will die Bundesregierung 
den bedarfsgerechten und qualitätsorientierten 
Ausbau der Kinderbetreuung vorantreiben. Im 
Gesetz neu geregelt ist, dass für Kinder unter drei 
Jahren mindestens Plätze in Tageseinrichtungen 
und in Tagespfiege vorzuhalten sind, wenn die 
Eltern erwerbstätig sind oder eine Betreuung in 
Kindertageseinrichtungen zur Förderung des 
Kindeswohls notwendig ist (vgl. § 24, Absatz 3, 
Nummer 1 und 2 Kinder- und Jugendhilfegesetz 
- KJHG). Für diesen Ausbau will der Bund jähr- 
lich 1,5 Mrd. Euro bereit stellen, die sich aus den 
Einsparungen der Zusammenlegung von Arbeits- 
losen- und Sozialhilfe ergeben sollen. 

Wie neuere Berechnungen belegen, ist der über das 
TAG angestrebte Ausbau von 230 000 Plätzen 
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jedoch nicht ausreichend, wenn auch die Bedarfe 
von Müttern mit einem Erwerbswunsch und die 
Bedarfe ostdeutscher Familien hinzugezogen 
werden (vgl. Spieß/Wrohlich 2005). Hinzu 
kommt, dass die Genese dieses Gesetzes einmal 
mehr gezeigt hat, wie schwierig und langwierig 
die Diskussionen zwischen den unterschiedli- 
chen betroffenen Akteuren sind, um den Ausbau 
der außerhäuslichen Kinderbetreuung voranzu- 
bringen. Vorrangig wurden im Vorfeld des Geset- 
zes Finanzierungsfragen diskutiert, da sich viele 
Länder und insbesondere Kommunen aufgrund 
ihrer schlechten Haushaltslage nicht in der Lage 
sehen, den Ausbau von Plätzen in Kindertages- 
einrichtungen mit kommunalen Mitteln zu finan- 
zieren. Ihnen obliegt in Deutschland zusammen 
mit den Ländern die Finanzierungszuständigkeit. 
Es bleibt abzuwarten, ob neue Regelungen, wie 
sie mit dem TAG gefunden wurden, zukunfts- 
trächtig sind. Der Erfolg dieser Regelungen wird 
vorrangig von den Ländern abhängen, ob diese 
mögliche Einsparungen bei der Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe an die Kommunen weitergeben. 
An den Kommunen hegt es dann, diese Mittel 
für den Ausbau der Kinderbetreuungsinfrastruk- 
tur auszugeben. 

Neben den Bereich der Kindertageseinrichtun- 
gen sind die Länder und Kommunen auch für 
Einrichtungen der Jugendhilfe und familienbezo- 
gene Beratungsdienste zuständig. 

Die Rolle der Wirtschaft. Die deutschen Arbeit- 
geber und auch Gewerkschaften engagieren sich 
bisher vereinzelt mit familienbezogenen Maß- 
nahmen. Eine Auswertung des WSl in Düssel- 
dorf hat ergeben, dass nur in wenigen Tarifver- 
einbarungen und Betriebsvereinbarungen 
entsprechende Regelungen z. B. in Form flexi- 
bler Arbeitszeitregelungen für Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer mit Kindern und Pfie- 
geaufgaben zu finden sind (vgl. Klenner 2005). 
Unterschiedliche Initiativen wie die der gemein- 
nützigen Hertie Stiftung versuchen mit Instru- 
menten wie dem Audit „Beruf und Familie“ 
(http://www.beruf-und-famihe.de) mehr Unter- 
nehmen für familienfreundliche Maßnahmen zu 
gewinnen. Vermehrt finden in letzter Zeit auch 
auf der Ebene der Interessenvertretungen (wie 
z. B. dem BDA, dem BDI oder dem DGB) Initia- 
tiven dahingehend statt, mehr Unternehmen von 
einer Familienfreundlichkeit zu überzeugen 

Familien mit pflegebedürftigen Angehörigen. 
Auch bei der Betreuung pflegebedürftiger Fami- 
lienangehöriger setzt das bundesdeutsche Modell 
darauf, dass diese Betreuungs- und Versorgungs- 
leistung vorrangig in der Familie erbracht wird. 
Seit der Einführung der gesetzlichen Pflegeversi- 
cherung im Jahr 1995 werden die Sach- und 
Geldleistungen für die häusliche Pflege nach der 
Schwere der Pflegebedürftigkeit, wie sie in den 


Pflegestufen zum Ausdruck kommt, gestaffelt. 
Für häusliche Pflegekräfte, die nicht erwerbstätig 
sind und die regelmäßig mindestens 14 Stunden 
pflegen, zahlt die Pflegeversicherung Beiträge 
zur gesetzlichen Rentenversicherung. Wer einen 
anderen Menschen pflegt und nicht oder nur bis 
zu 30 Stunden in der Woche erwerbstätig ist, 
wird in der gesetzlichen Rentenversicherung ver- 
sichert. Die Beiträge übernimmt die Pfelegversi- 
cherung. Wie hoch diese Beiträge sind, richtet 
sich danach, wie schwer die Pflegebedürftigkeit 
ist und wie viel Zeit die Pflegeperson deshalb für 
die notwendige Betreuung aufwenden muss. 

Für die Vereinbarkeit von Beruf und Pflege sieht 
das deutsche System wenige institutioneile ge- 
setzlich verankerte Regelungen vor. Hinzu kom- 
men geringe Versorgungsquoten im Bereich der 
Kurzzeitpflege oder der Tagespflege: 1,8 Prozent 
der vollstationären Pflegebedürftigen sind Ende 
2003 in Kurzzeitpflege. Angesichts der wenig 
vorhersehbaren Dynamiken im Pflegeverlauf 
sind jedoch insbesondere diese Formen der 
Pflege zunehmend wichtig, da sie nicht in den 
Alternativen „zu Hause“ oder „Heim“ stecken 
bleiben. 

11.3.4 Vergleichende Bewertung 

Die Länderbeispiele haben verdeutlicht, dass die 
familienbezogenen Politiken in den fünf darge- 
stellten Ländern äußerst vielseitig sind. Sie sind 
durch unterschiedliche Ziele und damit verbun- 
den unterschiedliche Instrumente gekennzeich- 
net, die sich teilweise verstärken, behindern oder 
auch neutral gegenüberstehen. Eine Einordnung 
der unterschiedlichen Maßnahmen in Regime fa- 
milienbezogener Politiken ist von daher weniger 
zielführend. Vielmehr zeigen insbesondere die 
Beispiele Niederlande und Frankreich, wie viel- 
seitig und unterschiedlich familienbezogene Po- 
litiken sein können, die - nach Esping-Andersen - 
beide dem mitteleuropäischen Regime zugeord- 
net werden. Aktuelle Entwicklungen im Verei- 
nigten Königreich machen deutlich, wie selbst in 
einem liberalen Wohlfahrtsstaat kindbezogenen 
Politiken ein großer Stellenwert zukommt. Vor 
dem Hintergrund dieser Vielfalt, sollen im Fol- 
genden die für die deutsche Perspektive wich- 
tigsten Charakteristika der familienbezogenen 
Politiken in den vier beschriebenen Ländern zu- 
sammenfassend dargestellt werden. 

Dänemark. Dänemarks familienbezogene Poli- 
tik ist eine individualisierte Politik, die an die Er- 
werbstätigkeit beider Eltern geknüpft ist. Bemer- 
kenswert ist, dass sie neutral gegenüber familia- 
len Lebens- und Erwerbsmustem ist. Auf dem 
Arbeitsmarkt gibt es nur geringe Unterschiede in 
den Arbeitszeiten von Männern und Frauen. Dä- 
nemark hat im europäischen Vergleich einen der 
höchsten Anteile von Müttern in Völlzeiter- 
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werbstätigkeit. Die Balance von Beruf und Fami- 
lie ist für dänische Eltern und pflegende Famili- 
enangehörige - im EU- Vergleich betrachtet - gut 
möglich. Dies geht insbesondere auf vielfältige 
arbeitsmarktrelevante Regelungen und umfas- 
sende Möglichkeiten der Betreuung von Kindern 
und älteren Pflegebedürftigen zurück. Aufgrund 
dieser Arbeitsmarktpolitik, staatlicher Transfers 
und der Kinderbetreuungspolitik hat in Däne- 
mark Kinderarmut keine größere Bedeutung. Die 
auf eine Erwerbstätigkeit beider Eltern ausge- 
richtete dänische Politik hat allerdings die Nach- 
teile, dass nicht-erwerbstätige Gruppen, insbe- 
sondere Migrantenhaushalte, nicht von ihr 
profitieren. Charakteristisch für die familienbe- 
zogene Politik in Dänemark ist auch das Zusam- 
menspiel zwischen Zentralstaat und Kommune. 
Wichtige Regelungen werden auf zentralstaatli- 
cher Ebene festgelegt; wobei den Kommunen die 
Ausgestaltung und Umsetzung obliegt. Bei der 
Finanzierung dieser Leistungen sind vorrangig 
die Kommunen gefordert, die aber zentralstaatli- 
che Hilfen erhalten. Insgesamt ist Dänemark ein 
Länderbeispiel, das keine explizite Familienpoli- 
tik aufweist. Vielmehr sind familienbezogene 
Regelungen vorrangig das Resultat arbeitsmarkt- 
politischer Ziele. Das Ergebnis sind jedoch fami- 
lienbezogene Maßnahmen, die familienpoliti- 
schen Zielen, wie der Balance von Beruf und 
Familie und einer geringen Kinderarmut, sehr 
nahe kommen. Der in den 90er Jahren stark for- 
cierte Ausbau der Kinderbetreuung ist dafür ein 
gutes Beispiel: So hatte dieser vorrangig arbeits- 
marktpolitische Gründe, die erst später mit Bil- 
dungsaspekten verbunden wurden. Inzwischen 
trifft das dänische System der Kinderbetreuung 
auf eine breite Akzeptanz bei den Betroffenen. 

Niederlande. Familienbezogene Politik ist auch 
in den Niederlanden weniger das Ziel einer ex- 
pliziten Familienförderung, sondern auch hier 
stehen arbeitsmarktpolitische Regelungen im 
Vordergrund. Charakteristisch für die Nieder- 
lande sind eine Vielzahl von Freistellungsrege- 
lungen, die allen Arbeitnehmern - unabhängig 
davon, ob sie in Familienkontexten leben oder 
nicht - offen stehen. Implizit schaffen die Nie- 
derlande damit gute Voraussetzungen für eine 
breite Akzeptanz von Freistellungsregelungen 
und deren Nutzung, da alle Erwerbstätige von ih- 
nen profitieren können. Fest steht aber auch, dass 
diese Regelungen insbesondere Eltern und pfle- 
genden Familienangehörigen zugute kommen. 
Bemerkenswert ist, dass die Niederlande als ers- 
tes europäisches Land an einem Gesetzesentwurf 
auf nationaler Ebene arbeiten, welcher Lebensar- 
beitszeitkonten ermöglichen soll. Die „Zeitpoli- 
tik“ der Niederlande soll somit zu besseren Be- 
dingungen für die Balance für Beruf und Familie 
führen. Auch der Ausbau der außerhäuslichen 
Kinderbetreuung war in den Niederlanden vor- 


rangig arbeitsmarktpolitisch motiviert. Charakte- 
ristisch ist, dass die Verantwortung für diesen 
Bereich sowohl beim Staat, bei den Arbeitgebern 
als auch den Familien gesehen wird. Insgesamt 
befinden sich die Niederlande allerdings noch im 
Ausbau ihrer Kinderbetreuungsinfrastruktur. Ar- 
mutsquoten zu Anfang der 90er Jahre zeigen eine 
durchschnittliche Armutsquote von Kindern mit 
allein erziehenden Eltern. Für diese Gruppe war 
eine Erwerbstätigkeit in den Niederlanden bisher 
nur bedingt möglich. Inwiefern ein Ausbau der 
Kinderbetreuungsinfrastruktur zu einer weiteren 
Verringerung von Kinderarmut führt, muss sich 
zeigen. 

Frankreich. Frankreich ist eines der wenigen 
Länder, die eine explizite Familienpolitik auf- 
weisen. Familienpolitik ist dort als eine eigene 
Säule des Sozialversicherungssystems anerkannt. 
Sie wird durch eine Familienkasse finanziert. 
Dies verdeutlicht den Stellenwert von Familien- 
politik in der Gesellschaft. Ein wichtiges Ziel der 
französischen Familienpolitik ist die staatsbür- 
gerliche Erziehung der Kinder; zunehmend spie- 
len auch die bessere Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie eine Rolle. Die ursprüngliche Politikori- 
entierung an Familien mit mehr Kindern verliert 
tendenziell an Bedeutung. Neben dieser explizi- 
ten Ausrichtung der Politik auf Familie zeigt sich 
auch in Frankreich, wie arbeitsmarktpolitische 
Regelungen familienbezogene Politiken stark be- 
einflussen. So trägt die 35-Stunden Woche maß- 
geblich zu einer besseren Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie bei. Die Absicht, die Beschäf- 
tigung in privaten Haushalten zu erhöhen, hat so- 
wohl für die Betreuung von Kindern als auch 
älteren Familienangehörigen erhebliche Konse- 
quenzen. Sie führt dazu, dass bei der Kleinkin- 
derbetreuung der Betreuung zu Hause der Vor- 
rang vor einer außerhäuslichen Betreuung 
gegeben wird. Bei der Betreuung der über drei- 
jährigen Kinder stellen insbesondere die „ecole 
matemelles“ eine fiächendeckende außerhäusli- 
che Betreuung sicher. Diese Maßnahmen führen 
im Ergebnis zu einer Zweiteilung des Arbeits- 
marktes, insbesondere für Mütter: Mit steigen- 
dem Haushaltseinkommen profitieren Mütter 
von Regelungen zur Förderung von privat ange- 
stellten Tagesmüttem, während über eine be- 
zahlte Eltemzeit Mütter mit niedrigerem Haus- 
haltseinkommen tendenziell vom Arbeitsmarkt 
fern gehalten werden. Hinzu kommen starke re- 
gionale Differenzierungen, die dazu führen, dass 
eine tatsächliche Wahlfreiheit zwischen unter- 
schiedlichen Betreuungsformen insbesondere 
einkommensstarken Familien im Pariser Groß- 
raum zusteht. 

Vereinigtes Königreich. Familienbezogene Politi- 
ken im Vereinigten Königreich im breiteren 
Sinne existieren nicht. Aktuell ist die britische 
Familienpolitik vielmehr durch eine kindbezoge- 
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nen Politik gekennzeichnet. Zentraler Ansatz- 
punkt britischer Familienpolitik ist das Ziel, Kin- 
derarmut zu bekämpfen. Diesem Ziel werden 
andere Ziele, wie z. B. das einer steigenden Müt- 
tererwerbstätigkeit und eines Ausbaus der außer- 
häuslichen Kinderbetreuung, untergeordnet. Die 
britische Politik ist durch eine Vielzahl von famili- 
enbezogenen Regelungen im Bereich des Steuer- 
systems und monetärer Transfers gekennzeichnet. 
Der Ausbau der Kinderbetreuung ist - insbeson- 
dere für Kinder aus einkommensschwachen 
Haushalten - verknüpft mit Bildungsaspekten 
und der Stärkung der elterlichen Erziehungskom- 
petenz. Beispiele, die diese Ziele - angepasst auf 
regionale Besonderheiten - umsetzen sollen, sind 
das Sure Start Programm und die Early Excel- 
lence Centers. Aus heutiger Perspektive kann 
noch nicht beurteilt werden, inwiefern dieser Po- 
litikwechsel erfolgreich sein wird. Daten aus der 
Mitte der 90er Jahre belegen vielmehr die Not- 
wendigkeit eines Politikwandels: Im europäi- 
schen Vergleich hat das Vereinigte Königreich 
die höchsten Armutsraten bei Kindern aufzuwei- 
sen; insbesondere allein erziehende Eltern wei- 
sen im Vereinigten Königreich eine hohe Ar- 
mutsquote auf Eine Balance zwischen Beruf und 
Familie ist ein Ziel, das im Vereinigten König- 
reich ebenfalls dem der Bekämpfung von Kin- 
derarmut untergeordnet wird. Es entspricht dem 
britischen Ansatz, dass einkommensstärkere 
Gruppen eine Vereinbarkeit von Beruf und Fami- 
lie primär selbständig organisieren, während 
staatliche Maßnahmen vorrangig auf einkom- 
mensschwächere Haushalte ausgerichtet sind. 
Eine solche Politik kann unter verteilungspoliti- 
schen Gesichtspunkten insofern bedenklich sein, 
da sie zu unterschiedlichen Nutzergruppen bei 
bestimmten Betreuungsformen beitragen kann, 
die eine soziale Mischung verhindern können. 

Deutschland. Insgesamt muss für die Gesamtheit 
familienbezogener Maßnahmen in Deutschland 
konstatiert werden, dass zum einen insbesondere 
auf Bundesebene ein Pardigmenwechsel dahin- 
gehend stattfindet, verstärkt Initiativen und Maß- 
nahmen zu schaffen, welche die Vereinbarkeit 
von Beruf und Kindern verbessern. Zum anderen 
folgen die jüngsten arbeitsmarkt- und familien- 
politischen Reformen keinem eindeutig erkenn- 
baren bzw. einheitlichen familialen Leitbild und 
sie sind nur in geringem Umfang koordiniert. 
Während in der Familienpolitik sowohl in An- 
passung an die Erwerbswünsche der Frauen als 
auch vor dem Hintergrund der Armutsproblema- 
tik von Familien durchaus die Erwerbsteilhabe 
von Müttern als Ziel verfolgt wird, werden ent- 
sprechende Reformen durch fehlende Kompeten- 
zen und finanzielle Ressourcen, z. B. beim 
Ausbau der Kinderbetreuung oder der Ganztags- 
schulen, und durch institutioneile Restriktionen 
z. B. durch einen erwarteten Einspruch des Bun- 


desverfassungsgerichts bei einer Einschränkung 
oder Reform des Ehegattensplittings erschwert. 
Für die Arbeitsmarktpolitik ist dagegen eher 
anzunehmen, dass eine Förderung der Erwerbs- 
beteiligung von Müttern auch weiterhin als kon- 
kurrierendes Ziel zur Bekämpfung der Arbeitslo- 
sigkeit gesehen wird. Dies würde erklären, 
warum Reformen lediglich punktuell sind und 
einmal Erreichtes partiell sogar wieder zurückge- 
nommen wird. 

Die zunehmende Pluralisierung der Erwerbsmus- 
ter bei Familien in Deutschland lässt sich damit 
mit einer fehlenden Modernisierung der sozial- 
politischen Institutionen, einer zunehmenden 
Diskrepanz zwischen den institutionell vermittel- 
ten Anreizen und weiterhin bestehenden Restrik- 
tionen für die Vereinbarkeit von Familie und Er- 
werbstätigkeit erklären. Letztlich beeinflussen 
individuelle Ressourcen die Möglichkeiten der 
gewählten Erwerbsbeteiligung sehr stark. 

11.4 Familienpolitik und demo- 
grafische Entwicklung im 
europäischen Vergleich 

Beim Vergleich der verschiedenen empirischen 
Studien in Europa sowie der Daten zu den demo- 
grafischen Entwicklungen sind die Konvergen- 
zen hinsichtlich des Geburtenrückgangs in allen 
europäischen Ländern, der Neustrukturierung 
insbesondere der weiblichen Lebensversläufe auf 
Grund des angestiegenen Erstgeburtsalters, der 
geringeren Kinderzahl und der dramatisch ange- 
stiegenen Lebenserwartung ebenso erstaunlich 
wie auch die großen Konvergenzen hinsichtlich 
der Zeitorganisationen des Alltags einschließ- 
lich der Arbeitsteilung zwischen Mann und Frau. 
Der Zeitausgleich zwischen den Partnern wird 
europaweit nicht durch eine Neuverteilung der 
Zeit für Kinder und der häuslichen Arbeifszeit 
herbeigeführt, sondern durch einen sequenziellen 
Umgang mit der Berufszeit von Müttern und der 
Bereitschaft beider Partner, den Mehraufwand 
für die Zeit für Kinder auch zu erbringen. 

Nun lassen sich bei einem solchen Europaver- 
gleich natürlich nicht die notwendigen Differen- 
zierungen in den einzelnen Ländern auf Grund 
der jeweiligen unterschiedlichen Bevölkerungs- 
dichte oder der unterschiedlichen Arbeitsmarkt- 
politik herausarbeiten, weil die vergleichenden 
Stichproben in den einzelnen Ländern zu klein 
sind. Dennoch ist es so, dass die von Familien- 
historikem entwickelte Hypothese einer gemein- 
samen europäischen Familienentwicklung auch 
mit den jüngsten Daten gut belegt werden kann. 
Kaelble (2003) erwartet auf Grund der bisheri- 
gen Entwicklung, dass in Europa zukünftig durch 
den Austausch von Ideen und Modellen eine 
noch größere Konvergenz entstehen kann. Das 
macht es außerordentlich wichtig, auch die poli- 
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tischen Strategien anderer Länder genauer zu un- 
tersuchen, insbesondere da, wo diese Länder sich 
zwar nicht erheblich, aber doch in bestimmten 
Punkten von Deutschland unterscheiden, wie 
etwa einer tendenziell höheren Geburtenrate oder 
möglicherweise der geringeren Einkommensdif- 
ferenzen zwischen Mann und Frau, nicht um 
diese Maßnahme zu kopieren, sondern um zu ler- 
nen, wie sich solche unterschiedlichen Modelle 
auch in Deutschland möglicherweise entspre- 
chend integrieren lassen. 

Dieser internationale Vergleich hat auch dazu 
beigetragen, dass sowohl in der Wissenschaft 
wie in der Öffentlichkeit (Birg 2001; Dorbritz/ 
Otto 1999; Rürup/Gruescu 2003) über die Bevöl- 
kerungsentwicklung und ihre Konsequenzen für 
die soziale und politische Entwicklung der Bun- 
desrepublik diskutiert wird, was über lange Zeit 
nur von Demografen behandelt wurde. Zwar 
dominieren immer noch Diskurse über die Kon- 
sequenzen der Bevölkerungsentwicklung und 
insbesondere des Geburtenrückgangs für die so- 
zialen Sicherungssysteme (Feist/Raffelhüschen 
2000; Mulder/Clark/Wagner 2002), aber zuneh- 
mend wird nun auch erörtert, welche Konsequen- 
zen sich aus einem Geburtenrückgang für die zu- 
künftige ökonomische, soziale und politische 
Entwicklung Deutschlands ableiten lassen. Bei 
aller Vorsicht hinsichtlich der Bevölkerungspro- 
gnosen (Statistisches Bundesamt 2003b), was 
uns auch in diesem Bericht sehr vorsichtig mit 
solchen Aussagen umgehen lässt, gehen interna- 
tionale Organisationen wie die UNO oder die EU 
davon aus, dass die zunehmende „demografische 
Marginalisierung“ Europas (Eurostat 2004) und 
insbesondere Deutschlands bei gleichzeitig deut- 
licher Alterung erhebliche ökonomische Konse- 
quenzen haben wird. Slebos (2003) hat dazu Ten- 
denzen aus verschiedenen OECD-Studien 
zusammengetragen : 

- Ein geringeres Wirtschaftswachstum ist zu er- 
warten (von 0,5 bis 0,75 Prozent per annum), 
nicht wegen der geringeren Bevölkerungszah- 
len, sondern wegen des Rückgangs der Bevöl- 
kerung im Erwerbsalter. Dieser Rückgang 
führt nicht nur zu Finanzierungsschwierigkei- 
ten der Alterssicherung, sondern auch zu ei- 
nem Sinken des Einkommens pro Kopf der 
Bevölkerung und gleichzeitig zu einer stärke- 
ren Verschuldung der jeweiligen Nation 
(Standard & Poor’s 2004). 

Diese wirtschaftlichen Konsequenzen sind ver- 
knüpft, so die These, mit einigen weniger disku- 
tierten, aber mindestens ebenso wichtigen gesell- 
schaftspolitischen Auswirkungen: 

- Eine wachsende Zahl von Personen wird sich 
nicht mehr auf familiale Unterstützung im 
Krankheits- und Pfiegefall verlassen können; 


- Führungspositionen in der Gesellschaft wer- 
den zunehmend von gesunden älteren Perso- 
nen bekleidet, was die Entwicklung und 
Karrieren der nachwachsenden Generation 
behindert; 

- Gesellschaften mit einer schrumpfenden jun- 
gen Bevölkerung sind auf die Immigration 
junger gut qualifizierter Ausländer aus Län- 
dern mit Bevölkerungsüberschuss angewie- 
sen. Für Deutschland berechnet die UNO 
(Bade u. a. 2004) als Ersatzbedarf für die 
15- bis 64-jährige Bevölkerung jährlich rund 
450 000 Zuwanderer. Diese sind aber kaum 
zu erwarten, weil die Länder mit Bevölke- 
rungsüberschuss auf die qualifizierten jungen 
Erwachsenen selbst angewiesen sind. Hinzu 
kommt, dass in jenen Ländern, wie oben aus- 
geführt, die Tendenzen des Geburtenrück- 
gangs bei den Familien mit qualifiziert ausge- 
bildeten Eltern nicht anders sind als bei uns. 

Auch wenn diese Tendenzaussagen wie alle Aus- 
sagen über die Zukunft mit Vorsicht zu behan- 
deln sind, eignen sie sich als Begründung dafür, 
in diesem internationalen Vergleich zumindest 
ansatzweise zu prüfen, ob der zweite demografi- 
sche Übergang in den einzelnen Ländern infolge 
der unterschiedlichen Politiken zu unterschiedli- 
chen Ergebnissen geführt hat. Sowohl im Kon- 
text des europäischen Observatoriums für Fami- 
lienentwicklung, der Arbeiten im Kontext der 
OECD (Gustafsson/Kenjoh/Wetzels 2002) und 
auch der demografischen Forschung des Max- 
Planck-lnstituts in Rostock (Neyer 2005) hegen 
inzwischen eine Reihe von solchen Tendenzaus- 
sagen vor, so dass sich einige zentrale Aspekte 
hervorheben lassen. Schon die Daten des UNO- 
Reports (United Nations Population Division 
2003a) zeigen, dass die Geburtenrückgänge in 
Europa zwar in den einzelnen Ländern ähnlich, 
aber mit einigen signifikanten Unterschieden 
verlaufen sind. Zwar ist in Schweden, Dänemark 
und Finnland das Erstgeburtsalter auch angestie- 
gen, aber anders als in Deutschland bekommen 
dort mehr Frauen auch noch im höheren Alter 
zwischen 34 und 40 Jahren Kinder, da sich der 
Reproduktionszyklus im Lebenslauf in das hö- 
here Lebensalter verschoben hat. Dagegen, und 
darauf hat Karl Schwarz immer wieder hinge- 
wiesen (Schwarz 1988, 1992, 1999), bedeutet in 
Deutschland das Aufschieben der ersten Geburt 
bei den jungen Frauen in der Regel auch weniger 
Kinder, weil sich das Ende des Reproduktionszy- 
klus nicht im Lebenslauf nach hinten verscho- 
ben, sondern sogar verkürzt hat. 

Die Ergebnisse aus Frankreich sind schwieriger 
zu interpretieren, weil Frankreich einen ähnlichen 
Geburtenrückgang erlebt hat wie Deutschland, 
nur hatte Frankreich ein erheblich höheres Aus- 
gangsniveau in der 60er Jahren von 2,9 Kindern 
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pro Frau (Livi Bacci 1979). Die Verluste sind in 
beiden Ländern gleich hoch. Die Geburtenent- 
wicklung in Frankreich ist ähnlich regional hete- 
rogen wie in Deutschland, möglicherweise sogar 
noch heterogener (Ogden/Hall 2004), so dass die 
durchschnittliche Fertilitätsrate wenig aussagt, 
weil das Reproduktionsverhalten etwa im Pariser 
Becken deutlich vom Norden und Nordwesten 
Frankreichs abweicht. 

Trotz dieser Vorsicht bei der Interpretation sind 
die nordeuropäischen Entwicklungen interessant, 
weil sie eine Form von modernen Lebensmodel- 
len darstellen, die eine neue Balance im Lebens- 
lauf andeuten. Denn in diesen Modellen werden 
die höheren Bildungsanforderungen, der Wunsch 
nach Selbstständigkeit und Selbstverwirkli- 
chung und die Bereitschaft, auch für Kinder Zeit 
aufzubringen, eher umgesetzt als im deutschen 
Modell. Die vielfältigen Anforderungen an junge 
Erwachsene, wie ein hohes Investment in Bil- 
dung und Ausbildung, die Integration in hoch 
spezialisierte und ausdifferenzierte Arbeits- 
märkte, die Entwicklung von ökonomischer und 
sozialer Unabhängigkeit von den Eltern, Lebens- 
erfahrungen als Single, als Partner bzw. Partnerin 
in einer Lebensgemeinschaft und mit Eltern- 
schaft sind durch sozial- und bildungspolitische 
Rahmenbedingungen mit einer früheren Selbst- 
ständigkeit zeitlich besser in den Lebenslauf in- 
tegriert als in Deutschland, und somit wird auch 
der soziale und zeitliche Druck in einer sehr kur- 
zen Lebensphase geringer. 

So ermöglichen es die relativ großzügigen Rege- 
lungen zum Eltemgeld als Lohnersatz (Missoc 
2002, 83, 87), die notwendige Zeit für Kinder in 
den ersten Lebensjahren als integralen Teil ei- 
nes adaptiven Modells der Erwachsenenrolle zu 
interpretieren, die so ausgestaltet ist, dass weder 
die Bedürfnisse der Kinder noch die beruflichen 
Perspektiven der Eltern, hier vor allem der Müt- 
ter, auf der Strecke bleiben. Das bedeutet auch, 
dass die Entscheidung für ein Kind für eine Frau 
nichf mit der gesellschaftlichen Erwartung ver- 
knüpft ist, die eigene ökonomische Selbststän- 
digkeit aufgeben zu müssen. Das ist aber nur 
möglich, weil parallel zu den zeitlichen und fi- 
nanziellen Angeboten und den Ansprüchen ge- 
genüber dem Arbeitgeber in Bezug auf Arbeits- 
zeitverkürzung die Angebote institutioneller 
Betreuung in Krippe, Kindergarten bzw. Kinder- 
tagesbetreuung sowie Schule als eine Ergän- 
zung und Bereicherung der elterlichen Fürsorge 
begriffen werden. 

Solche Systeme konnten nur entwickelt werden, 
weil die Überzeugung vorherrscht, dass Kinder 
eben nicht nur eine private Angelegenheit ihrer 
Eltern darstellen, sondern die Gesellschaft ge- 
meinsam mit den Eltern zum Wohl des Kindes 
und seiner Entwicklung Zusammenwirken, weil 


die positiven Folgen einer gelungenen kindlichen 
Entwicklung den Eltern und der Gesellschaft 
nutzen. Zeit für Kinder und Berufsrolle können 
nur dann so eng aufeinander bezogen werden, 
wenn Kinder als besonders werfvolle Güfer für 
eine Gesellschaft betrachtet werden, deren posi- 
tive Förderung im Interesse der gesamten Gesell- 
schaft ist, weil die Gesellschaft von einer solchen 
positiven Förderung profitiert und damit auch 
akzeptiert, dass ökonomisch orientierte Erwerbs- 
arbeit und Zeit für Kinder und ihre Erziehung 
durch Eltern den gleichen Stellenwert haben, so 
dass die Erwerbsarbeit in ihrer Arbeitsorganisa- 
tion auf die Bedürfnisse von Kindern Rücksicht 
nehmen muss. Selbst wenn man aus theoretisch 
nachvollziehbaren Gründen einer Vorstellung 
skeptisch gegenüber steht, in den privaten Ent- 
scheidungen der Eltern für Kinder und deren 
Entwicklung gleichzeitig den sich daraus erge- 
benden gesellschaftlichen Nutzen zu sehen, so 
hat bereits der Fünfte Familienbericht (1994) 
deutlich herausgearbeitet, dass die Familie ganz 
zentral für die Entwicklung dieses Humanvermö- 
gen ist. Kaufmann hat zu Recht daraufhingewie- 
sen, dass dieses vor allem dann entwickelt wer- 
den kann, wenn alle Familienmitglieder auf der 
einen Seite jene sicheren Primärbeziehungen er- 
fahren können, die Basis von Selbstsicherheit 
und Achtung vor anderen darstellen. Auf der an- 
deren Seite gehört dazu auch die Möglichkeit al- 
ler Mitglieder der Familie, an unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Teilbereichen zu partizipieren 
und dort die eigenen Kompetenzen einzubringen 
und weiter zu entwickeln. 

Unstrittig ist, dass die Familienpolitik auf die de- 
mografische Entwicklung in einer Gesellschaft 
nur einen begrenzten Einfluss ausüben kann, 
weil eine Fülle ökonomischer, kultureller und 
personaler Entscheidungsprozesse eine erhebli- 
che Bedeutung für die individuelle Enfschei- 
dungsfindung hat. Dennoch ist davon auszuge- 
hen, dass zumindest in den Ländern, in denen 
empirische Daten für diese Fragesfellung vorhe- 
gen, die Thesen von Hoem (2005) zutreffen, dass 
bei einem Zusammenspiel unterschiedlicher po- 
litischer Maßnahmen, die zum einen die Kon- 
struktion von Lebensläufen betreffen, damit die 
Gleichheit zwischen Mann und Frau in einer 
Gesellschaft thematisieren und zudem die Be- 
deutung der Kindererziehung für die gesell- 
schaftliche Entwicklung berücksichtigen, in der 
richtigen Abstimmung dieser Maßnahmen zuei- 
nander die Fertilitätszahlen sich in einzelnen nord- 
europäischen Ländern anders entwickelt haben 
als in der Bundesrepublik. Andersson (2000) 
zeigt zumindest für Schweden, dass Familien, in 
denen beide Eltemteile berufsfätig sind und teil- 
weise die Mütter sogar ein höheres Einkommen 
als die Väter erzielen, die Entscheidung für ein 
zweites und drittes Kind häufiger getroffen wird 
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als in jenen Familien mit der klassischen Arbeits- 
teilung zwischen Hauptemährer und Familien- 
mutter. Ronsen (2004) belegt, ähnlich wie viele 
andere Autoren (Kieman 1995), dass dabei noch 
eine Reihe anderer Faktoren eine Rolle spielen. 
Aber offenbar erleichtert eine Familienpolitik, 
indem sie eine relative Wahlfreiheit ermöglicht, 
die Entscheidung auch für mehrere Kinder, wenn 
sie den Paaren mit einer relativ frühen Selbst- 
ständigkeit der jungen Erwachsenen die Mög- 
lichkeit gibt, auf der individuellen ökonomischen 
Selbstständigkeit jedes einzelnen Partners die ge- 
meinsame Zukunft mit Kindern zu planen und zu 
gestalten, und auch sicherstellt, dass die Selbst- 
ständigkeit der Partner auf Dauer, selbst wenn 
sich einer der beiden für eine Zeit überwiegend 
der Kindererziehung widmet, gesichert ist. 

Unter einer historischen Perspektive, die die ge- 
wonnenen Jahre als eine der zentralen Herausfor- 
derungen der Neukonstruktion von beruflichen 
und familialen Lebensläufen begreift, ist eine 
solche Interpretation gut nachvollziehbar, weil 
aus der Sicht der Partner in einem langen Leben 
die Entscheidung für Kinder nur einen begrenz- 
ten Teil des Lebenslaufs ausfüllt. Damit ist nicht 
gesagt, dass die Beziehungen zu den Kindern 
aufgegeben werden, wenn die Kinder erwachsen 
sind, sondern lediglich, dass der Lebenssinn ei- 
nes Paares heute nicht mehr allein durch die Für- 
sorge für Kinder bestimmt sein kann, sondern 
eine vielfältige Teilhabe an unterschiedlichen ge- 
sellschaftlichen Bereichen konstitutiv für einen 
gemeinsamen Lebensentwurf ist. Folgt man nord- 
europäischen Autoren (Rostgaard 2005), dann 
vermuten sie bei allen Differenzen in den nord- 
europäischen Staaten, dass dieser Politikansatz 
auch positive demografische Konsequenzen mit 
sich gebracht hat. Über diese These ist sicherlich 
noch nicht das letzte Wort gesprochen, aber es 
scheint so zu sein, dass eine Familienpolitik, die 
sich als eine Zeit- und Lebenslaufspolitik be- 
greift und davon ausgeht, dass nur durch eine an- 
gemessene Kombination von Zeitpolitiken, In- 
frastrukturpolitiken und finanziellen Transfers 
mögliche demografische Effekte zu erwarten 
sind, heute eine höhere Plausibilität hat als vor 
zehn Jahren, weil damals die entsprechenden em- 
pirischen Untersuchungen noch fehlten. 

Im Vergleich zu Deutschland sind in Schweden 
und Dänemark sowohl die Kinderlosigkeit gerin- 
ger wie auch bei den 1965 geborenen Frauen die 
Zahl der Drei- und Mehrkinder-Familien höher 
mit 24 beziehungsweise 28 Prozent gegenüber 
etwa 18 Prozent. So kann ähnlich wie in Frank- 
reich doch festgestellt werden, dass der zweite 
Übergang der demografischen Transformation 
hier nicht die gleichen dramatischen Folgen ge- 
habt hat wie in Deutschland. Denn im Gegensatz 
zu jenen Ländern ist die deutsche Familienpolitik 
bisher nicht von dem Gedanken geprägt gewe- 


sen, Familienpolitik auch als eine Art Lebens- 
laufspolitik zu interpretieren, sondern den Le- 
benslauf von jungen Erwachsenen als quasi 
naturgegebenes Element ihrer Politik zu betrach- 
ten und allenfalls zu versuchen, mögliche Hin- 
dernisse, die bei der Entscheidung für ein Kind 
gegen eine solche Entscheidung sprechen, bei- 
seite zu räumen. Dabei wird allerdings verges- 
sen, dass die Lebensläufe in ihrer Struktur immer 
schon Gegenstand politischen Handelns gewesen 
sind: Sowohl das Schuleintrittsalter, die Länge 
der Schulzeit, die Länge der ökonomischen Ab- 
hängigkeit der Kinder von den Eltern, die Dauer 
der akademischen Ausbildung wie auch die Ge- 
staltung der beruflichen Lebensläufe auf der Ba- 
sis einer Lehre sind ebenso Gegenstand staatli- 
cher Lebenslaufspolitik gewesen wie auch der 
Austritt aus dem Berufsleben. 

Auch Fragen und Problemstellungen, wie be- 
stimmte unterschiedliche Lebensbereiche mitein- 
ander kombiniert werden können, waren immer 
schon Gegenstand staatlichen Gestaltungswil- 
lens. Die Vormittagschule war keine Entschei- 
dung von Eltern, sondern Ergebnis politischer 
Willensbildung mit erheblichen Konsequenzen 
für die Enfscheidungen der Eltern. Aus unserer 
Analyse dieser europäischen Entwicklungen zie- 
hen wir nicht die Schlussfolgerung, eine bevöl- 
kerungsorientierte Familienpolitik zu fordern, 
sondern eher die Frage zu thematisieren, ob Poli- 
tik und Gesellschaft auf die veränderten Lebens- 
läufe, die sich durch die demografischen Ent- 
wicklungen ergeben haben, bisher überhaupt 
reagiert hat. Für Deutschland kann diese Frage 
nicht positiv beantwortet werden. Es mag eine 
politische Entscheidung sein, diesen Wandel ein- 
fach zu ignorieren, aber dann sollte das auch klar 
artikuliert und die sich daraus ergebenden Kon- 
sequenzen auch hingenommen werden. Lange 
Zeit hat die deutsche Familienpolitik sich im We- 
sentlichen darauf konzentriert, Hindernisse aus 
dem Weg zu räumen, die der Verwirklichung 
vorhandener Wünsche nach Kindern entgegen- 
stehen (Birg 2003). Demgegenüber scheint es 
von außen, dass insbesondere die nordeuropäi- 
schen Länder, möglicherweise idealtypisch 
gedacht, eher einer lebenslauftheoretischen Per- 
spektive gefolgt sind und viele Lebensentschei- 
dungen junger Erwachsener als Optionsmodell 
anbieten. Das scheint dazu zu führen, dass so- 
wohl die sehr Berufsorientierten wie aber auch 
diejenigen, die sich eine größere Kinderzahl 
wünschen, die jeweiligen Optionen auch nützen. 

Nach den vorliegenden Daten kann eine Famili- 
enpolitik, die sich lediglich darauf konzentriert, 
Hindernisse aus dem Weg zu räumen, die vor- 
handenen Kinderwünschen entgegenstehen, kei- 
nen Erfolg gewährleisten, wenn es um die Le- 
bensentscheidungen junger Menschen geht, ln 
der Bundesrepublik Deutschland hegen die 


Familienpolitik in 
Deutschland bisher 
nicht als Lebens- 
laufspolitik gesehen 


Nordeuropäische 
Länder in ihrer 
Politik eher eine 
Lebenslaufsper- 
spektive 



Drucksache 16/1360 


- 66 - Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Lebensvorstellungen hinsichtlich einer idealen 
Familiengröße inzwischen unter zwei Kindern. 
Während in Finnland, Frankreich Dänemark, 
Schweden und dem Vereinigten Königreich die 
ideale Familie aus der Sicht der 20- bis 34-jähri- 
gen Frauen 2,5 Kinder umfassen sollte, sind es in 
Ostdeutschland 1,6 und in Westdeutschland 1,7 
Kinder. Die jungen Männer gleichen Alters hal- 
ten 1,5 Kinder für ideal (Goldstein/Lutz/Testar 
2003). Diese Erkenntnis lässt sich schon aus den 
Shell-Studien ableiten. So hat Rost (2004a, 10) 
die Shell-Studie von 2000 aufbereitet und darauf 
hingewiesen, dass die Mehrheit der Jugendlichen 
zwischen 15 und 24 Jahren sich zwei Kinder 
wünschen, ohne aber zu diskutieren, dass sich 
von den männlichen Jugendlichen 16 Prozent 
keine Kinder wünschen, 26 Prozent ein Kind und 
nur 8 Prozent drei und mehr Kinder. Damit hegt 
der Kinderwunsch für die jungen Männer bei 
1,48 und für die jungen Frauen bei 1,7 Kindern. 

Deutschland und 
Österreich: Vorstel- 
lung von einer nied- 
rigen Familiengröße 


Deutschland und Österreich sind nach den Er- 
gebnissen von Goldstein/Lutz/Testa (2003) die 
einzigen europäischen Länder mit solchen nied- 
rigen Vorstellungen von Familiengröße. Ihre Er- 
klärung für diese Ergebnisse, die durch unabhän- 


gige Studien bestätigt sind, ist der Verweis auf 
die Lebenserfahrung dieser jungen Leute. Wir 
haben schon weiter oben darauf hingewiesen, 
dass in Deutschland anders als in den nordeuro- 
päischen und westeuropäischen Ländern vor al- 
lem die Zahl größerer Familien mit drei und vier 
Kindern zurückgegangen ist. Dies hat zur Konse- 
quenz, dass heute sehr viel mehr Kinder in 
Deutschland in solchen Familien aufwachsen, 
die auch ihren Idealvorstellungen entsprechen, 
denn sie sind die erste Generation, die in kleinen 
Familien aufgewachsen ist, und orientieren sich 
in ihren eigenen Vorstellungen und Lebenspla- 
nungen an der eigenen Herkunftsfamilie. ln die- 
sem Ergebnis weicht Deutschland gemeinsam 
mit Österreich von den anderen europäischen 
Ländern, die im Eurobarometer untersucht wur- 
den, ab. Daher hat eine Familienpolitik, die da- 
rauf vertraut, dass durch die Verbesserung der 
Lebensumstände für junge Familien vorhandene 
Wünsche realisiert werden, in Deutschland keine 
wirkliche Basis mehr. 

Die Ergebnisse sprechen eher dafür, sich mit der 
Organisation von Lebensläufen und der Balance 
zwischen verschiedenen Lebensphasen und Le- 


Abbildung 11.12 

Tatsächliche Kinderzahl zu idealer Kinderzahl hei Frauen mit endgültiger Nachkommenschaft 

(Alter 40 his 64) 



■ Zahl der Kinder höher als Ideal 

■ Zahl der Kinder gleich Ideal 

■ Zahl der Kinder niedriger als Ideal 

Fahey, T. and Speder, Z.: Wahrnehmung der Lebensbedingungen in einem erweiterten Europa. Amt für amtliche Veröffentli- 
chungen der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg 2004, S.46 
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Kinder- und 
familienfreundliches 
Klima, wenn meh- 
rere Optionen zur 
Verfügung stehen 


bensbereichen auseinanderzusetzen, als auf ein- 
zelne Anreize zu setzen oder zu hoffen, vorhan- 
dene Wünsche würden schon irgendwann 
realisiert werden. Wünsche und Idealvorstellun- 
gen hängen von den eigenen Lebensentwürfen 
und Zukunftserwartungen ab. Sie sind genauso 
wenig statisch wie die Entscheidungen für ein 
Kind, ln den europäischen Gesellschaften haben 
offenkundig die Länder ein besonders kinder- und 
familienfreundliches Klima, die den jungen Er- 
wachsenen verschiedene Entscheidungsoptionen 
eröffnen, die es ihnen ermöglichen, die vielfälti- 
gen sehr heterogenen Herausforderungen in ei- 
nem jungen Leben zu bewältigen. Die Länder, die 
Lebenslaufsentscheidungen als Entweder/Oder 
organisieren, schränken die individuellen Wahl- 


möglichkeiten ein. Daher ist es auch nicht ver- 
wunderlich, dass Deutschland nicht nur zu den 
Ländern gehört, die arm an Geburten sind und in 
denen sich die Idealvorstellungen hinsichtlich der 
Familiengröße am untersten Level in Europa be- 
wegen, sondern auch zu den Ländern gehört, wo 
diejenigen, die sich für Kinder entschieden haben, 
sich am seltensten mehr als die realisierten Kinder 
wünschen (Abb. 11, 12). ln den nordeuropäischen 
Ländern meinen die befragten Eltern zu 40 und 
mehr Prozent, es hätten auch mehr Kinder sein 
können, wohingegen in Deutschland das nur 
25 Prozent sagen. Damit wird eine Zahl angege- 
ben wie sonst nur von Eltern in Irland oder der 
Türkei, die allerdings im Gegensatz zu Deutsch- 
land auch sehr viele Kinder realisieren. 
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Familie und indivi- 
duelle Biographien 
stehen in einem 
Spannungsverhältnis 


Ahstimmnngspro- 
zesse in den Familien 
werden gesellschaft- 
lich heeinflusst 


III. Familie und Wandel 


111. 1 Zeltrahmen - Perspektiven 

111. 1 .1 Zur Orientierung - Verschränkun- 
gen von Familien- und Lebenslauf 

Familienkonzepte und die Lebensläufe von 
Frauen und Männern sind miteinander verwoben, 
und sie sind, so wurde im vorher gehenden Kapi- 
tel dargelegt, eingebettet in gesellschaftliche 
Rahmenbedingungen. Der Wandel dieser gesell- 
schaftlichen Rahmungen betrifft die Familie als 
Ganzes ebenso wie die Lebensläufe ihrer Mit- 
glieder. Beides, die Herausbildung von Familie 
heute wie die Strukturierung des modernen Le- 
benslaufs, haben ihre Geschichte. Diese weist 
selbst in der biographischen Lebensspanne von 
nur einer Generation, von der Nachkriegszeit bis 
heute, erhebliche Veränderungen auf, und stellt 
die jeweils Jüngeren, wenn auch oft unbewusst, 
vor neue Herausforderungen. 

Im Folgenden betrachten wir eben diesen Zeit- 
rahmen der Veränderung und das Spannungsver- 
hältnis von Familie und den individuellen 
Lebensläufen ihrer Mitglieder Diese sind zu un- 
terschiedlichen Lebensphasen unterschiedlich in 
die Familie integriert, von ihr abhängig und ge- 
fördert. Entsprechend gilt anders herum, dass 
alle Menschen Familie je nach vorliegender 
Familien-Phase in ihren eigenen Lebenslauf inte- 
grieren. Dabei geht es auch um Abstimmungs- 
prozesse zwischen sich wandelnden Bedingun- 
gen der Gestaltung des eigenen Lebens heute und 
in Zukunft. 

Diese Abstimmungsprozesse folgen zunächst 
persönlichen und partnerschaftlichen Perspekti- 
ven, denn mit der Entwicklung einer Partner- 
schaft und - noch deutlicher - ab Gründung einer 
Familie beziehen sich Personen mit einer je eige- 
nen Lebensgeschichte aufeinander, dann auf die 
der Kinder und der älter werdenden Eltern beider 
Partner. Diese Abstimmungsprozesse können ge- 
sellschaftlich erleichtert oder auch erschwert 
werden. Denn es verschränken sich nicht nur 
zwei Biographien, sondern zugleich auch zwei 
Lebensläufe miteinander. Aus biographischer 
Sicht handelt es sich um zwei Personen mit un- 
terschiedlichen Erfahrungen, Auffassungen vom 
eigenen Selbst und der Vorstellung vom zukünf- 
tigen Familienleben. Aus der Perspektive ihres 
Lebenslaufs treten gesellschaftliche Standardi- 
sierungen in den Vordergrund wie: der erreichte 
Bildungsabschluss, die eingenommene Berufs- 
position und darauf aufbauende Karrierechancen, 


Kombinationsaltemativen in der Verbindung von 
Erwerbs- und Familienarbeit, erwartbare Renten 
und die Bedeutung von Unterbrechungen der Er- 
werbskarriere. Aus dieser Sicht treten die dahin- 
ter hegenden Institutionen wie das Bildungssys- 
tem, der Arbeitsmarkt, das Rentensystem und die 
Familienpolitik in den Blick. Sie beeinflussen 
Lebensphasen und Lebenszeit; sie definieren 
Leistungs- und Verhaltensnormen, wie etwa die, 
Kinderwünsche erst dann zu realisieren, wenn 
die Ausbildung abgeschlossen und die Veranke- 
rung im Arbeitsmarkt gelungen ist. ln Verbin- 
dung mit der Verlängerung der individuellen Le- 
benszeit tragen sie dazu bei, dass sich die 
biographischen Zeitspannen als Jugendliche, als 
Erwerbspersonen und als Rentner untereinander 
verschieben. Die Lebensphase in Bildungsinsti- 
tutionen hat sich verlängert, die Lebensphase im 
Arbeitsmarkt hingegen verkürzt und die Lebens- 
phase als Ruheständler erheblich ausgeweitet. 
Nicht nur aus individueller Sicht, sondern auch 
aus gesellschaftlicher Sicht trägt die Betrachtung 
des Zusammenspiels von lebenslaufrelevanten 
Institutionen dazu bei, den Lebens- und Gestal- 
tungsraum von Familie und ihren Mitgliedern 
gegenüber den Setzungen anderer Institutionen 
einzuschätzen. 

Die jüngsten Entwicklungen weisen Familie als 
fragiles Unternehmen aus, dem, so die umstrit- 
tene These von U. Beck, die Mitglieder abhanden 
zu kommen drohen. Konsequent weitergedacht 
heißt das, wie David Cheal (2002, 4) formuliert, 
dass heute als Familie sinnvollerweise zu verste- 
hen sei „any group which consists ofpeople in in- 
timate relationships which are believed to endure 
over time and across generations“. 


Nach Beck/Beck-Gemsheim (2004) kommen inzwischen 
Zweifel darüber auf, ob Familie überhaupt noch als be- 
deutsame soziale Ordnung gelten könne. Schließlich sei es 
nicht mehr klar, ob man heiratet, wann man heiratet, 
ob man zusammenlebt und nicht heiratet, heiratet und 
nicht zusammenlebt, ob man das Kind außerhalb oder in- 
nerhalb der Familie empfängt und aufzieht, mit dem, mit 
dem man zusammenlebt oder mit dem, den man liebt, der 
aber mit einer anderen zusammenlebt, vor oder nach der 
Karriere oder mittendrin.“ Damit verknüpft Beck Partner- 
schaft, Ehe und das Kinderaufziehen zu jenem Puzzle, in 
dem richtig beobachtet ist, dass die alltäglich transportier- 
ten Annahmen über Ereignisverknüplungen im Familien- 
leben nicht mehr zutreffen, auch wenn bei Betrachtung 
einzelner Aspekte wie etwa Eheschließungshäufigkeiten, 
Dauer von Ehen/Paarbeziehungen, Verlässlichkeiten zwi- 
schen Eltemteilen und Kindern nach Scheidungen usw. 
immer wieder Entwarnung gegeben werden kann. 
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Zukunft von Fami- 
lie hängt von ihrer 
Lehharkeit für den 
Einzelnen ah 


Die Ansnahmesitna- 
tion der 60er Jahre: 
Das goldene Zeital- 
ter der Familie 


Zwei Modelle in 
Ost und West 


Die Zukunft von Familie als Lebensform, ob nun 
gesetzlieh formalisiert oder nicht, dürfte also 
nicht unerheblich davon abhängen, ob sie als Ge- 
winn und wechselseitige Unterstützung für ihre 
Mitglieder gesehen und gelebt werden kann, oder 
ob sie sich an gesellschaftlichen Rahmenbedin- 
gungen reibt, die den Entschluss zur Familien- 
gründung und die alltägliche Lebensführung eher 
erschweren denn erleichtern. Geht man davon 
aus, dass - wie James S. Coleman (1986) es for- 
mulierte - Familie zu einem „...Anachronismus 
wurde, umgeben von ihr fremden Institutionen, 
in denen die Männer den großen Teil des Tages 
verschwanden, die Frauen gleichsam im toten 
Gewässer zurücklassend, das für die zentralen 
Aktivitäten der Gesellschaft zunehmend bedeu- 
tungslos wurde,“ (zit. n. Liegle 1988, 111), dann 
hegt auf der Hand, dass ihre Mitglieder dabei 
sind, neue Wege der Integration zu beschreiten. 
Von deren Gelingen wird die Zukunft von Fami- 
lie als gewünschter Lebensform und Bereiche- 
rung der Biographie ihrer Mitglieder abhängen. 

III. 1.2 Einordnung des betrachteten 

Zeltfensters 

ln der Zeitspanne des Lebens von nur einer Ge- 
neration, die nach Kriegsende ihre Berufsausbil- 
dung begann und heute im hohen Rentenalter 
steht, hat die deutsche Familienpolitik eine Reihe 
von Regelungen modifiziert, die sich an Ord- 
nungsvorstellungen der Nachkriegszeit orientier- 
ten; andere haben bis in die Gegenwart Bestand. 
Die unmittelbare Nachkriegszeit dient häufig als 
Bezugsrahmen für die Beschreibung von familia- 
lem Wandel, doch stellt sie, historisch gesehen, 
eine Ausnahmezeit von relativ kurzer Dauer dar. 
Denn das bürgerliche Familienmodell mit finan- 
zieller Existenzsicherung der Familie allein 
durch den Mann, das Hradil (1992) in seiner 
Analyse sozialen Wandels als das kurze Glück 
des ,goldenen Zeitalters der Normalfamihe‘ 
(Westdeutschland) bezeichnet, hatte sich bereits 
mit dem OPEC-Schock 1973, der damaligen Öl- 
krise als erstem Wendepunkt des sog. Wirt- 
schaftswunders, labilisiert. ln der Zeit vor dem 
letzten Weltkrieg hingegen überwog Variation. 
Heute sind wir bezüglich der Parameter von etwa 
Heirats- und Scheidungshäufigkeiten, dem 
Durchschnittsalter der Frau bei Geburt des ersten 
Kindes, der Zahl allein Erziehender in der Tat 
den 20er Jahren ähnlicher als den 60er Jahren, 
wiewohl es einen West- und einen Ostweg gab, 
der sehr unterschiedlich verlief 

Das ostdeutsche Modell sah die Frau als dem 
Mann gleichgestellte Erwerbsperson in sozialis- 
tischer Wirtschaftsweise, und es sah sie als für 
die Familienbelange zuständige Person, die hin- 
sichtlich der Familienarbeit extern, z. B. durch 
Ganztags-Krippen, Ganztagsschulen, betriebli- 


che Freizeitorganisation, verlängerte Ladenöff- 
nungszeiten usw. unterstützt wurde. Damit ist die 
ehemalige Deutsche Demokratische Republik 
mit ihrer Arbeitsplatzgarantie für alle Erwerbs- 
personen einerseits, aber der Bindung von Fami- 
lienarbeit an Frau und Staat anderseits, einen 
sehr eigenen Weg gegangen. Das westdeutsche 
Familienkonzept stützte sich hingegen auf das 
Modell der Versorgerehe mit sicherer ökonomi- 
scher Perspektive für den Ehemann und hierüber 
gebotener Freistellungschance der Frau für Fa- 
milienbelange (Bertram 1997). Während das 
Ostmodell eine vollständige „Umerziehung“ 
gleich zu Beginn der Deutschen Republikani- 
schen Politik durchzusetzen suchte (und dieses in 
der Zeitspanne bis zur Vereinigung fast erreicht 
hatte), hielt das Westmodell länger noch als in 
andern Ländern der westlichen Welt an der Idee 
der separierten Lebensbereiche Familie und Er- 
werbsarbeit zwischen den Geschlechtern fest und 
konzentrierte sich auf die Unterstützung der 
Tragfähigkeit entsprechender Arbeitsteilungen. 

Beide Modelle enthalten zudem entsprechende 
Leitideen des Umgangs mit dem Nachwuchs, die 
konträrer kaum sein konnten. Doch setzt auch 
das Westmodell familienextem einiges voraus, 
so nicht nur die Bereitschaft, sondern auch die 
Chance eines kontinuierlich erwerbstätigen und 
die Familie allein ernährenden Vaters und die zu- 
mindest für die Phase der Kinderbetreuung kon- 
tinuierlich familial benötigte und subjektiv aus- 
gelastete Mutter, die in den Phasen danach, 
unterstützt durch die öffentliche Betreuung ihrer 
Kinder, wieder eigenen Erwerbsinteressen folgt, 
aber weiterhin für das Wohlergehen der Famili- 
enmitglieder zuständig bleibt. 

Mit der Bildungsexpansion Mitte der 60er Jahre 
und dem Mangel an Arbeitskräften im Arbeits- 
markt der westdeutschen Wirtschaftswunderzeit 
begann eine vorsichtige Politik der Partizipation 
von Müttern an der Erwerbsarbeit sowie der Kin- 
der an Frühförderungsprogrammen, aber, wie 
schon vorher im Osfen, kaum der Väter an Fami- 
lienarbeit. Es änderten sich damit zunächst v. a. 
für Frauen die gesellschaftlichen Verhältnisse 
jenseits von Familie, während sich für Männer 
erst sehr viel später die Weichen des Lebenslaufs 
verschoben. Zu nennen ist hier die Labilisierung 
der Hauptemährerrolle durch zunehmende kon- 
junkturell bedingte Arbeitslosigkeitsrisiken und 
durch strukturelle Verschiebungen in der Auf- 
nahmekapazität des Arbeitsmarkts zwischen 
männlich und weiblich stereotypisierten Berufen. 
Beide Entwicklungsverschiebungen betreffen so- 
wohl das Paarverständnis als auch das Verhältnis 


Zur Situation aus der Lebenslaufperspektive vgl. Längs- 
schnittstudien wie z. B. Trappe (1995); Falk (2005). 


Bildungsexpansion 
förderte Anfänge 
einer Partizipations- 
politik für Mütter 
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zu Familienarbeit, zu Kindern und zur älteren 
Generation. 


Diese Wandlungsprozesse aufzugreifen ist be- 
Die deutsche Ent- sonders bedeutsam, weil sie die Familiengestal- 
wicklung markiert tyjjg Gesamt-Deutschland bis heute mit einer 

einen Sonderweg der Besonderheiten versehen. Diese er- 

Famdienentwicklnng , . „ , 

schweren es, eine Famihenpohtik zu entwickeln, 

in der sich Fürsorge- und Betreuungsleistungen 
zwischen den Partnern und Generationen, kindli- 
che und großelterliche Entwicklungsperspekti- 
ven und die Gleichberechtigung von weiblichen 
und männlichen Familien- und Erwerbsbiogra- 
phien ausgewogen miteinander verschränken. So 
gleicht der Wandel in der Bildungsbeteiligung 
der Geschlechter, in der Beschäfligungsstruktur 
auf dem Arbeitsmarkt und in der Verschiebung 
des Waren produzierenden Sektors zum Dienst- 
leistungsbereich zwar dem anderer moderner Ge- 
sellschaften, jedoch mit verzögerter infrastruktu- 
reller Unterstützung der Gestaltung von Familie 
und Dienstleistungsarbeit als Handlungsfeld für 
beide Geschlechter (Häußermann/Siebel 1995; 
Kaufmann 2005). Zwar geht - wie oben gezeigt - 
international in allen Ländern der Anteil an 
Kindgeburten zurück, in der Bundesrepublik je- 
doch scheint er sich nicht nur an Bildungsni- 
veaus, sondern auch an Berufsspezifika zu bre- 
chen. Im Unterschied etwa zu Frankreich, wo 
vier von fünf Frauen mit universitärer Laufbahn 
auch Mutter werden, hat in Deutschland nur eine 
von fünf Professorinnen mindestens ein Kind. 
Zudem hegt der Anteil von Männern in Teilzeit- 
beschäftigungen und der Anteil von Frauen in 
hohen Berufspositionen in Deutschland gleicher- 
maßen niedrig im Ländervergleich. 


Zukunft von 
Familie hängt ab 
von der Integration 
Erwerbs- und 
Familienleben 


Trend zum Verzicht 
auf Familiengriin- 
dung verstärkt auch 
bei Männern 


Die Zukunft von Familiengründungen dürfte 
aber gerade davon abhängen, wieweit Familie 
von erwerbs- und familienbeteiligten Personen 
her neu gedacht werden kann. Angereichert mit 
dem inzwischen erreichten Wissensstand zur 
kindlichen Entwicklung und zur Lebensphase im 
Ruhestand geht es eben darum, Nicht-Passungen 
zwischen modernisiertem Lebenslauf und Fami- 
lie zu erkennen und die Chancen zur partner- 
schaftlichen Selbstkonstruktion von Familie zu 
stärken. Andere europäische Länder, etwa 
Schweden, Dänemark und Frankreich, haben die 
Zeichen der Zeit früh erkannt und die Erwerbs- 
und Familientätigkeit beider Eltern ebenso als 
Normalfall zu stützen begonnen wie die außer- 
häuslichen Förderarrangements für Kinder. Auch 
bei uns lassen sich Entwicklungen beobachten, 
die die Stereotypisierungen von männlichen/ 
weiblichen Betätigungsfeldern und das Gegen- 
einander zwischen so genannter Eigen- und 
Fremdbetreuung der Kinder und alten Menschen 
in Frage stellen. Doch sind diese erst in aller- 
jüngster Zeit familienpolitisch wahrgenommen 
worden, und nicht zu übersehen ist, dass sich der 
Trend zum Verzicht auf Familiengründung neu- 


erdings nicht mehr nur bei Frauen, sondern auch 
bei Männern verstärkt. So gilt es auch in 
Deutschland, sich kritisch mit gewachsenen Nor- 
malitätsvorstellungen über Lebensführungen zu 
befassen, und zwar als eine wichtige Vorausset- 
zung dafür, dass Modernisierung und Innovation 
im Lebenslauf familiengestalterisch so eingebun- 
den werden, dass sich die Chancen für Familie 
als Lebensverbund erhöhen und nicht noch wei- 
ter verringern. 

III. 1.3 Stationen einer Analyse 

Das folgende Kapitel (111.2) befasst sich aus 
Sicht der mittleren Generation mit der Identifi- 
zierung von Umbrüchen, Widersprüchen, Gegen- 
läufigkeiten aber auch Kontinuitäten familialer 
Konstruktionen im Wandel. Hier geht es um die 
Verknüpfung der Lebensbereiche Familie und 
Erwerbsarbeit, die zunächst aus der Frauenpers- 
pektive vorangetrieben wurde. Dies umschließt 
auch Veränderungen von Kultur und Norm zwi- 
schen Vätern und Söhnen sowie zwischen Müt- 
tern und Töchtern, einschließlich der Verdich- 
tung von Umbrüchen in den 70er Jahren. Die 
Forschung entdeckt hier als neu, was sich vorher 
schon angebahnt hatte, aber familienpolitisch 
noch wenig genutzt wurde, um Familie als Le- 
bensort und als Lebensgefühl miteinander zu 
versöhnen. Im Mittelpunkt dieses Kapitels steht 
somit das Spannungsverhältnis zwischen Wandel 
und Kontinuität familialer Lebenslaufsmuster. 

Kapitel 111.3 gilt den Strukturbrüchen im Wandel 
der Lebensabschnitte zwischen den Geschlech- 
tern. Mit dem Wandel von der Industrie- zur 
Dienstleistungsgesellschaft verschieben sich die 
Kontinuitätsmuster familiensichemder Berufs- 
verläufe trotz zunehmender Bereitschaft beider 
Geschlechter, in Bildung zu investieren. Phasen 
individuellen und Phasen familialen Lebens 
scheinen zunehmend weniger passfähig zu wer- 
den. Im Mittelpunkt steht also das Verhältnis von 
arbeitsmarktlichem Wandel, strukturierter Indivi- 
dualisierung und familialer Existenzsicherung. 

Kapitel 111.4 ist konzentriert auf den Wandel von 
Familienarbeit. Innerfamiliale Arbeitsprozesse 
und Zuständigkeitsmuster verschieben sich; doch 
wird die gewonnene Zeit keineswegs zur Fami- 
lien-Freizeit. Hier geht es um Veränderungen im 
Zuschnitt von Haus- und Familienarbeit, den 
Verschiebungen der Sozialisationsorte von Kind- 
heit, soweit sie das Familienmanagement betref- 
fen, einschließlich der Bedeutung von Care-Auf- 
gaben bei der Betreuung von behinderten, 
kranken oder alten Mitgliedern des Familienver- 
bundes. Die Ausweitung familialer Infrastruktur 
und familiennaher Dienstleistungsberufe ver- 
schieben das Verhältnis und das Verständnis von 
öffentlich-marktförmiger und innerfamilialer Ar- 
beit, setzen aber nur begrenzt neue Optionen frei. 
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um Familie als Verhandlungsort zu nutzen und 
familiale Verpflichtungen auf viele, koopera- 
tionsbereite und -kompetente Mitglieder zu ver- 
teilen. Dabei wird es dem parallel erstellten Al- 
tenbericht überlassen bleiben, dem Bereich des 
ehrenamtlichen bzw. bürgerschaftlichen Engage- 
ments im fortgeschrittenen Lebensalter angemes- 
sen Aufmerksamkeit zu schenken.'*' Uns geht es 
darum, jene Friktionen im modernen Familien- 
management ins Zentrum zu rücken, die eine an 
Modernisierung orientierte Familienpolitik der 
Zukunft herausfordem. 

Anschließend (Kap. 111.5) wird der Erkenntnis- 
gewinn des hier gewählten Zugangs auf Familie 
aus der Perspektive der erwachsenen Mitlieder 
und ihres Lebenslaufs diskutiert. Es geht um die 
zusammenfassende Betrachtung der zwischen- 
zeitlich erreichten Integration männlicher und 
weiblicher Lebensläufe und der Verdichtung der 
Koordinationsaufgaben zwischen Familien-, Er- 
werbs-, und Betreuungs-ZVersorgungseinrichtun- 
gen des täglichen Lebens. 

ln allen Kapiteln geht es aber nicht um Vollstän- 
digkeit, sondern um eine Auswahl von Zuspit- 
zungen, die uns für die Zukunft von Familie und 
die Bereitschaft, Eltern zu werden und Kinder- 
wünsche zu realisieren, bedeutsam erscheinen. 

III.2 Ungleichzeitigkeiten 

111.2.1 Die Geschlechterperspektive. 
Familie und Leitbilder der 
Teilhabe an Lebensbereichen 

111.2.1 .1 Lebensbereiche - Wahrneh- 
mungsdifferenzen der Familien- 
rollen als Folge des Alters, des 
Geschlechts, der Lebensumstände 

Eines der hoch kontroversen Themen im Zusam- 
trennte männliche menhang mit Familie ist die Verbindung von Be- 
und weibliche rufS' und Familienarbeit im Lebenslauf der Ge- 
Biographien schlechter. Dem Emährermodell westdeutscher 
Nachkriegsprägung inhärent ist die Trennlinie 
zwischen a) der für Haus- und Familienarbeit zu- 
ständigen weiblichen, und b) der auf Erwerbsar- 
beit verwiesenen männlichen Lebensführung 
(Levy 1977, 1994). Gemeint ist die normative 
und die faktische Bindung der Geschlechter an 
jeweils eine der beiden Lebenssphären. Dieses 
aus der bürgerlichen Moderne heraus entstan- 
dene Konstrukt getrennter Lebensbereiche trans- 
portiert zugleich die Idee, dass für jeden der Be- 
reiche eine ganze Person hinsichtlich ihres 
Zeitaufwandes, ihrer Orientierung und ihrer 
Selbstdefinition notwendig sei, und dass es die 


Für eine Zusammenfassung der historischen Entwicklung 
und der schwierigen Datenlage siehe Sing (2003). 


Geschlechtszugehörigkeit sei, die die Zuständig- 
keiten festlege. 

Junge Mädchen kündigten diesen Konsens je- 
doch schon in den 80er Jahren auf Befragt im 
Alter von 15 bis 19 Jahren, wollen sie, so lautete 
das vor fast 25 Jahren in der Öffentlichkeit viel 
diskutierte Ergebnis der ersten Repräsentativ- 
Studie zur Lebensrealität von Mädchen, mehr- 
heitlich beides, Familie und Beruf (Seidenspin- 
ner/Burger 1982). Ihre Sorge Nr. 1 gelte einer 
guten Berufsausbildung, ihre Sorge Nr. 2 dem 
Finden eines Partners, der ihre Berufsorientie- 
rung zulasse''^. Die Autorinnen folgern, dass 
diese Frauengeneration „... viel massiver in dem 
Konflikt zwischen Beruf und Familie stehen 
wird als alle Frauengenerationen zuvor“ (Seiden- 
spinner/Burger 1982, 141). 

Dass sich diese Option verfestigt, zeigen die 
Shell- Jugendstudien, in denen die Altersgruppe 
der 18- bis 24-Jährigen befragt wurden. Sie be- 
stätigen diese „Gleichzeitig-Beides“ -Orientie- 
rung bei jungen Frauen in den Erhebungen von 
1981 und 1985, dann 1992 und 1995 jeweils er- 
neut (vgl. Hurrelmann/Albert 2002). Auch in den 
seit 1981 zusätzlich zur standardisierten Befra- 
gung durchgeführten qualitativen Erhebungen 
der Shellstudien äußern die jungen Frauen immer 
wieder ebenso mehrheitlich Angst vor der Ehe, 
da ihre Option der Verbindung beider Bereiche 
dann möglicherweise nur noch schwer durchzu- 
halten sein könnte (vgl. auch Allerbeck/Hoag 
1985). Anderseits zeigen diese Jugendstudien, 
dass bei den männlichen Jugendlichen die Orien- 
tierung an Kindern und Familie seit 1985 lang- 
sam eine Rolle spielt, wenn auch mit Zeitverzö- 
gerung gegenüber den jungen Frauen. 

Die Realisierung dieser Wünsche scheint in der 
Tat weniger durch Einstellungen und Orientie- 
rungen blockiert als vielmehr durch die Praxis 
der wichtigsten Institutionen der Alltagsgestal- 
tung des Lebenslaufs. Denn in diese hat sich zwi- 
schenzeitlich der Zwang zur Entscheidung für 
vorrangig einen der beiden Bereiche historisch 
fest eingelagert, etwa im Arbeitsmarkt durch: 

- eine Arbeitszeitgestaltung, die als Normalar- 
beitszeit (Mückenberger 1989) für möglichsf 
Viele in der gleichen Zeitspanne des Tages 
liegen solle und damit zeitversetzte Betreu- 
ungsarrangements zwischen den Partnern er- 
heblich erschwert; 


Seidenspinner/Burger (1982, 9) führen aus: „Eines der we- 
sentlichen Ergebnisse der Mädchen-Untersuchung ist die 
Tatsache, dass für Mädchen zwischen 1 5 und 1 9 die Ver- 
wirklichung des Berufswunsches an erster Stelle steht. Bei 
64 Prozent aller Befragten ist dies ein Hauptanliegen an 
die Zukunft“. 


Jugendliche und 
junge Erwachsene 
strebten mehrheit- 
lich eine Verbin- 
dnng beider Lebens- 
bereiche an. 


Der Einstellnngs- 
wandel wird dnrch 
die Praxis der Insti- 
tutionen der Alltags- 
gestaitung biockiert 
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- eine berufliche Karriere Struktur, die Alter und 
Leistung, Weiterbildung und Verfügbarkeit 
honoriert und familienbedingte Unterbre- 
chungen oder Reduzierungen kaum verzeiht. 
Beck-Gemsheim (1988) spricht gar vom ein- 
einhalb Personenberufssystem; 

- eine Lohnhöhe, die, im Unterschied zu den 
USA, bei uns (historisch-gewerkschaftlich er- 
kämpft) existenzsichemd für eine ganze Fa- 
milie sein soll, dafür aber den Arbeitneh- 
mer voraussetzt, der entlastet von 
Familienaufgaben zur Verfügung steht (Kula- 
wik 1999). 

Die Familien ergänzende Infrastruktur zwingt 
zur Entscheidung durch: 

- eine Grundschule mit flexiblem Beginn, Stun- 
denausfall und Ende, 

- eine begrenzte Bereitstellung von Kindergar- 
ten- bzw. Kindertageseinrichtungsplätzen und 
Öffnungszeiten in Versorgungseinrichtungen; 

- ein Gesundheitssystem mit sich reduzieren- 
den Liegezeiten im Krankenhaus, usw. 

Diese alle setzen auf abrufbare Personen als Er- 
gänzung ihrer Leistungen. 

Wiewohl sich diese Setzungen langsam wandeln, 
ist die Bedeutung ihres Zusammenspiels für die 
wechselseitige Gestaltung von Lebensbereichen 
wenig bewusst. Dieses Zusammenspiel erzeugt 
so etwas wie Korsettstangen für die väterliche 
und mütterliche Beteiligung am Familien- und 
Erwerbsbereich, wird aber oftmals erst dann 
sichtbar, wenn einzelne Setzungen in bestimmten 
Lebensphasen als schwierig wahrgenommen 
werden. Unabweisbar z. B. müssen Eltern mit 
Kollisionen rechnen, etwa der eigenen häusli- 
chen Abwesenheit, der Arbeitszeit des/der Leh- 
rers/-in oder des/der Klempners/in, des Paket- 
dienstes, des/r Schomsteinfegers/in usw., es sei 
denn, es gäbe eine Person zu Hause, oder die El- 
tern können ihre eigene Arbeitszeitlage auf die 
Belange anderer Beschäftigter einschließlich des 
Partners/der Partnerin abstimmen. Dabei ist es 
von der Logik der Institutionen her keineswegs 
zwingend, dass diese Person weiblich ist (Krüger 
2001). Historisch neu scheint sich heute eine si- 
multane Beteiligung beider Geschlechter an bei- 
den Feldern herauszubilden. 

Dieser Wandel, der Grenzziehungen der Lebens- 
bereiche zwischen den Geschlechtern in unter- 
schiedlichem Umfang aufbricht, scheint nun- 
mehr an Generationengrenzen halt zu machen. 
Die oben referierten Ergebnisse der Studien ste- 
hen in auffallendem Kontrast zu viel traditionel- 
leren Einstellungen in jüngsten Repräsentativ- 
umfragen der Gesamtbevölkerung. Wiewohl sich 
die Rollenvorstellungen für beide Geschlechter 
erweitert haben und diese Erweiterung als Barri- 


ere für die Familiengründung der jeweils jünge- 
ren Generation immer bedeutsamer wird (Kühn 
2003), lässt sich in Umfragedaten, die auf Bevöl- 
kerungs-Querschnitten beruhen, von eher gering- 
fügigem Einsfellungswandel sprechen. Erst wenn 
altersbiographisch und - was sehr viel seltener 
möglich ist - lebensführungsspezifisch differen- 
ziert wird, zeigen sich Unterschiede zwischen 
den Geschlechtern und den Generationen zu 
dem, was Familie sei und wie sie sich im Bin- 
nenverhältnis darstelle. So lag in der ALLBUS- 
Umfrage von 2000, einer Repräsentativ-Erhe- 
bung in der deutschen Bevölkerung, die Zustim- 
mung zur Hausfrauen-Ehe bei rund 49 Prozent 
der westdeutschen und 31 Prozent der ostdeut- 
schen Befragten. Doch galt diese Zustimmung 
nur für 29 Prozent in der Altersgruppe der unter 
30jährigen West (Ost 21 Prozent) gegenüber fast 
78 Prozent in der Altersphase der über 
65jährigen (Ost 46 Prozent) (Statistisches Bun- 
desamt 2002b). Nach den Daten des DJl Famili- 
ensurveys (Bien/Marbach 2003) hat die Zustim- 
mung der Bevölkerung im Alter von 18 bis 
55 Jahren (d. h. unter Verzicht auf die Alters- 
gruppen darüber) zum traditionellen Hausfrauen- 
modell in Ost- und Westdeutschland zusammen 
inzwischen die 40-Prozent-Marke unterschrit- 
ten. 

Neben diesen Differenzen zwischen den Alters- 
gruppen sind die Unterschiede zwischen Männern 
und Frauen aus Ostdeutschland gegenüber jenen 
aus Westdeutschland in Repräsentativumfragen 
der Gesamtbevölkerung immer noch erstaunlich 
deutlich. So glauben westdeutsche Frauen aller 
Altersgruppen zu (immerhin) 66 Prozent, dass 
Kleinkinder unter der Berufstätigkeit der Mutter 
leiden (gegenüber 87 Prozent im Jahr 1982). Hin- 
gegen stimmen dem nur 39 Prozent der ostdeut- 
schen Frauen zu (gegenüber 57 Prozent im Jahr 
1991) (Statistisches Bundesamt 2002b). Die 
ALLBUS-Umfrage 2000 zeigt, abgetragen auf ei- 
ner Zustimmungsskala von 1 (stimme voll zu) bis 
4 (stimme überhaupt nicht zu): 

Die Diskrepanzen im Zustimmungsgrad zwi- 
schen beiden Statements sind nach Geschlecht 
im Westen relativ hoch, im Osten hegen sie nä- 
her aneinander, zudem werden beide Statements 
im Osten deutlich höher abgelehnt. Der Ost-/ 
Westkontext wirkt entsprechend stärker differen- 
zierend auf das Rollenverständnis beider Ge- 
schlechter als auf Differenzierungen zwischen 
Männern und Frauen West-Ost. 

ln der Gegenüberstellung von „tatsächlichen und 
gewünschten Beschäftigungsmustem bei Paaren 
mit Kindern unter sechs Jahren 1998“ zeigte eine 
OECD-Umfrage (allerdings auf geringer Befrag- 
tenbasis) für Deutschland, dass nur rund 16 Pro- 
zent der befragten Paare in einer Konstellation 
mit ,Mann und Frau in Vollzeitbeschäftigung‘ le- 


Differenzen zwi- 
schen den Genera- 
tionen u. Ost nnd 
Westdeutsehland 
heziigiieh der Ein- 
schätzung mütterli- 
cher Erwerhstätig- 
keit sind markant 
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Abbildung III. 1 


Einstellungen zu Familien- und Erwerbsbeteiligung, 
differenziert nach Mann - Frau, West - Ost 



♦ Frage 1 ■ Frage 2 

Frage 1 : „Ein Kleinkind wird sicherlich darunter leiden, wenn die Mutter arbeitet.“ 

Frage 2: „Eine verheiratete Frau sollte auf eine Berufstätigkeit verzichten, wenn es nur eine begrenzte Anzahl an Arbeitsplätzen 
gibt und wenn ihr Mann in der Lage ist, für den Unterhalt der Familie zu sorgen“. 

Quelle: Pascal Lubin, Allbus 2000, eigene Berechnung 


ben, sich diese Lebensform aber immerhin 
32 Prozent der Befragten wünschten, während 
die Konstellation „Mann in Vollzeitbeschäfti- 
gung und Frau nicht beschäftigt“ für 52 Prozent 
der befragten Paare Realität ist, aber nur für 
6 Prozent auch die gewünschte Lebensform dar- 
stellte (OECD 2001b). Die höchste Übereinstim- 
mung zwischen „tatsächlich“ und „gewünscht“ 
lag bei der Konstellation: männlich Vollzeit - 
weiblich Teilzeit. 

Will man den Familienverbund erhalten, fordern 
diese Differenzen zu Kompromissen heraus. Die 
möglicherweise den 1982 noch jungen Frauen 
vorschwebenden Orientierungen mögen ihnen 
im Nachhinein nicht einmal mehr revisionsbe- 
dürftig oder nicht mehr wünschbar erscheinen. 
Doch sind diese zusammengenommen Indikato- 
ren für Diskrepanzen in den Einstellungen zwi- 
schen den Generationen, zwischen Personen mit 
unterschiedlichen Erfahrungswerten in Ost und 
West, aber auch zwischen faktischer Familien- 
führung und gewünschtem Familienleben. 

Diese Differenzierung zu beachten ist wichtig für 
eine Familienpolitik, die Entscheidungen über 
zukunftsweisende Unterstützungsleistungen für 
die Familie von morgen treffen soll. Denn noch 
einmal anders stellt sich die Frage nach Wandel 
oder Beharrung der Geschlechtsrollen dar, wenn 
wir den Zeitraum nach Kriegsende in West- 
deutschland in diese Frage einbeziehen und uns 
klar machen, dass auch Amerika schon da war, 
bevor Kolumbus es entdeckte; will sagen: zu al- 


len Zeiten gab es mütterliche Erwerbsbeteiligun- 
gen (und der Verzicht darauf), die einmal als nor- 
mal, ein anderes Mal als nicht normal galten. 

III.2.1 .2 Einstellungsrekonstruktionen 
über sich wandelnde Zeiten 

Die Entwicklungslinien der Nachkriegszeit in 
Westdeutschland orientierten sich daran, dass 
eine Familie zu haben für Väter und für Mütter 
Unterschiedliches im Lebenslauf bedeutet. So- 
lange am Familienemährermodell festgehalten 
wird, erhöht sich der Druck auf den Erwerbsver- 
lauf des Vaters. Familie und Beruf addieren sich 
im Erwerbsverlauf auf, aber dieses Aufaddieren 
beinhaltet auch den nicht immer gewünschten 
weitgehenden Verzicht auf Partizipation des Va- 
ters am familialen Geschehen. Umgekehrt wird 
die Frau als Mutter mit einer Mittelpunktsver- 
schiebung ihres bisherigen Lebenslaufs konfron- 
tiert, d. h. mit einem ins Zentrum rückenden Fa- 
milienleben und erhöhter Abhängigkeit ihrer 
Existenzsicherung durch den Partner, sowie, falls 
gewünscht und realisierbar, eigener Erwerbsbe- 
teiligung, die auf die Familienbelange abge- 
stimmt ist. Daraus resultieren unterschiedliche 
Perspektiven der Vereinbarkeit beider Lebensbe- 
reiche. Mit den Worten von Sauerbom (1994, 56): 
„Vereinbarkeit heißt für Frauen, Haushalt und 
Kinder als ihre angestammte Lebenssphäre so zu 
organisieren, dass ihre Berufstätigkeit darin Platz 
hat. Vereinbarkeit heißt umgekehrt für Männer, 
Berufstätigkeit als ihre angestammte Lebens- 
sphäre so zu organisieren, dass sie Zeit und 


Unterschiedliche 
normative Mnster 
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für Männer nnd 
Frauen in der 
Nachkriegszeit 
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Nach dem Kriegs- 
ende vollzog sich 
eine Re-Etablierung 
der traditionalen 
Lebenshereichszu- 
ordnungen 


In den 50er und 60er 
Jahren galt die Ver- 
sorgerehe als selbst- 
verständlich 


Mütterliche Er- 
werbstätigkeit galt 
als „nicht normal“ 


Spielraum fiir Kinderbetreuung und Familienar- 
beit gewirmen“. 

Suchen wir danach, wann und wodurch sich Bre- 
chungen in den Leitbildern von Familienleben 
abgespielt haben, so stoßen wir auf entsprechend 
widersprüchliche Erkenntnisse. Dieser Prozess 
begann in der Bundesrepublik bereits kurz nach 
Kriegsende, hier allerdings zunächst als Re-Eta- 
blierung von zwischenzeitlich verloren gegange- 
nen Lebensbereichszuordnungen, denn kriegsbe- 
dingt war die familiale Emährerrolle in vielen 
Fällen auf die Frauen übergegangen. Entspre- 
chend ist die Restaurationsphase nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg zunächst gekennzeichnet durch 
Bereinigungsversuche der nachkriegszeitlichen 
Lebensrealität. Dass diese Re-Organisation des 
männlichen Emährermodells nicht reibungslos 
gelang, belegt der Rückgriff auf gesetzgeberische 
Maßnahmen, wonach Ehefrauen die eingenom- 
menen Arbeitsplätze bei Nachfrage männlicher- 
seits räumen mussten bzw. ihr außerhäusliches 
Erwerbsengagement auch in nicht von Männern 
nachgefragten Beschäftigungen nun von der Zu- 
stimmung des Ehepartners abhängig gemacht 
wurde. 

Zu Beginn der 50er bis etwa Mitte der 60er Jahre 
galten aber Heirat und Familiengründung in 
Form der Versorgerehe so sehr als kulturelle 
Selbstverständlichkeit, dass, wie eine Reihe von 
Forschungsergebnissen über Westdeutschland 
zeigen, durchaus Widersprüche zwischen den öf- 
fentlich geäußerten Meinungen zur weiblichen 
Erwerbsarbeit und dem Verhalten gerade bei 
Frauen selbst entstanden sind (vgl. u. a. Hof- 
bauer 1979; Naegele 1985; Bom/Krüger/Lorenz- 
Meyer 1996; Helwig 1997; Bom/Krüger 2002). 
ln dieser Zeit konnte vorhandenes Interesse an 
außerhäuslicher Erwerbsarbeit kaum gegenüber 
dem eigenen Mann, geschweige denn öffentlich 
artikuliert werden, und es entstand das Bild von 
der überwiegend ungelernten Hausfrau und Mut- 
ter, die gern bei den Kindern zu Hause blieb, und 
dies ein Leben lang (kritisch hierzu: Naegele 
schon 1985). 

Dass dieses aber nur bedingt der Realität ent- 
sprach, wurde in Kap. 11 bereits angesprochen. 
Die sehr frühe Studie von Elisabeth Pfeil machte 
bereits 1961 auf das Problem von wertenden Ge- 
gensatzkonstruktionen aufmerksam, die haustä- 


Nach dem Bundesverfassungsgerichtsurteil vom 10. Mai 
1957 bedeutete die sog. Zölibatsklausel in Individualar- 
beits- und/oder Tarifverträgen für Frauen in der Tat die au- 
tomatische Beendigung des Arbeitsverhältnisses bei Hei- 
rat. Mit dem Gleichberechtigungsgesetz von 1957 wurde 
das Recht des Ehemannes, die Erwerbstätigkeit der Ehe- 
frau zu verbieten, dahingehend eingeschränkt, dass er nur 
noch mit Zustimmung des Vormundschaftsgerichts das 
von seiner Frau eingegangene Arbeitsverhältnis kündigen 
durfte (§ 1355 BGB a,F.;. s. a. Moeller, Robert G. (1993). 


tige und erwerbstätige Mütter bezüglich der Ent- 
wicklungschancen ihrer Kinder gegeneinander 
ausspielten. Auf der Basis einer Stichprobe von 
900 erwerbs- und nicht erwerbstätigen Müttern 
aus „vollständigen Familien“ (so die Formulie- 
rung im Titel der Veröffentlichung) belegt sie, 
dass die gedeihliche Entwicklung des Kindes 
nicht von der Berufs- oder Hausfrauenposition 
der Mutter abhänge, sondern vielmehr von deren 
Zufriedenheit mit ihrer Lebensführung (Pfeil 
1961). Doch unter den Normalitätsannahmen der 
Zeit, wonach mütterliche Erwerbstätigkeit zu- 
dem als ein Armutszeugnis für die Erwerbsfähig- 
keit des Partners galt, stimmten, wie Helwig 
(1997) auf der Basis des Infas-Reports von 1963 
belegt, sowohl berufstätige Frauen, die erwerbs- 
tätig bleiben wollten, als auch Hausfrauen, die 
gerne erwerbstätig gewesen wären, zu gut 60 
Prozent der Aussage zu, dass die Berufstätigkeit 
von Frauen „eigentlich nicht normal“ sei (S. 21). 

Bei Söhnen und Töchtern von westdeutschen, 
um 1988 verrenteten Ehepaaren allerdings hatten 
sich diese Gewissheiten bereits zugunsten von 
Aushandlungsprozessen zwischen den Partnern 
aufgelöst. Die Verhandlungsehe, d. h. das Abwä- 
gen unterschiedlicher Lebensformen zueinander 
und das Abschätzen der Risiken von Partner- 
schaftsabhängigkeiten, gewann an Boden, und 
zwar bei beiden Geschlechtern (Born 200 1)."^'* 
Sie waren sich darüber hinaus einig, dass sie der 
familialen Lebensführung ihrer Eltern nicht zu 
folgen gedächten - zugunsten des Verzichts auf 
Familie oder gemeinsamer Beteiligung beider 
Partner an Erwerbs- und Familienarbeit. Helffe- 
rich u. a. (2004) bestätigen diesen Wandel auf 
männlicher Seite in ihrer Auswertung der Männ- 
lichkeitsvorstellungen von 29 bis 54-jährigen 
männlichen Hauptschulabsolventen 2003. Auch 
hier wurde die bei den Älteren präferierte klare 
Trennung zwischen einem durch Beruf und au- 
ßerhäusliche Freizeit geprägten männlichen Le- 
bensbereich und einem durch häusliche Fürsorge- 


V. a. empirische Studien zum Lebenslauf der Nachkriegs- 
generationen, die qualitative und quantitative Erhebungs- 
methoden miteinander kombinieren (Bom/Krüger/Lorenz- 
Meyer 1996; Kluge/Kelle 2001; Heinz/Marshall 2003) 
zeigen: Der größere Wandel vollzog sich dabei männli- 
cherseits, d. h. zwischen den Vätern und ihren Söhnen. 
Bei den Vätern in Deutschland West gab die ganz über- 
wiegende Mehrheit der (63- bis 65-jährigen) Männer auch 
zum Befragungszeitpunkt 1998 noch an, dass es für sie 
auch heute noch das Natürliche sei, wenn der Mann ernäh- 
re und die Frau sich ausschließlich um die Kinder kümme- 
re, während ihre Ehefrauen, 1947/48 auf Facharbeiter-/ 
Fachangestelltenniveau ausgebildet, mehrheitlich darauf 
hinwiesen, dass schon in der Nachkriegszeit sie von ihren 
Müttern davor gewarnt wurden, sich bezüglich der eige- 
nen Existenzabsicherung auf die Männer zu verlassen. Als 
Frau brauche man beides: Familie und Beruf Doch erst 
ihre Töchter könnten auch öffentlich dazu stehen, ohne 
dass vermutet würde, der Mann könne die Familie nicht 
allein ernähren. 


Eine Generation 
später löst das Aus- 
handeln das traditio- 
nale Diktat der Män- 
ner gegenüber ihren 
Frauen ab 
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rungen im interna- 
tionalen Vergleich 
eher schleichend 


rische Arbeit geprägten weiblichen bei den 
Jüngeren infrage gestellt. Und die Studie zu Ent- 
scheidungen für oder gegen ein zweites Kind von 
Rerrich 1985 belegt, dass mit einem zweiten 
Kind die innerfamiliale Missbalance in den Be- 
teiligungsmustem der Partner an Familien- und 
Erwerbsarbeit sich noch einmal erhöht (vgl. 
Helfferich/Klindworth/Wunderlich 2004 sowie 
Kap. IV). 

ln der amerikanischen Forschungsliteratur, wo- 
nach das Familienleben in Form des Hausfrauen- 
modells inzwischen auf knapp 9 Prozent der 
Haushalte mit Kindern gesunken ist, (jedoch kei- 
neswegs nur freiwillig, sondern auch wegen der 
geringen Lohnhöhe; siehe Moen/Han 2001), 
wird angesichfs enfsprechender Veränderungen 
der Lebensformen im Zeitabstand von nur einer 
familialen Generation fast durchgängig von einer 
„gender-revolution“ in der Neuverteilung von 
Erwerbs- und Familienarbeit gesprochen (z. B. 
Smith 1979; Hochschild 1989; Gerson 1993). ln 
der Bundesrepublik gehen wir eher von einer 
schleichenden Veränderung aus, die ganz vorran- 
gig Ergebnis der zunehmenden Erwerbsorientie- 
rung der Frauen ist, und durch die sich das männ- 
liche Alleinemährer-Modell langsam in ein 
Emährer-Zuverdienermodell verschiebt. Beides 
betrifft die Erwerbs-, nicht aber die Familienbe- 
teiligung. Entsprechend ist der Wandel durch- 
webt vom Problem der Bindung von Erwerbsar- 
beit und Familie an die Kategorie Geschlecht, die 
keineswegs als Synonym für „weiblich“ sfehen 
sollte. 

Mit Einführung des Begriffs „Eltemzeiten“ 
(2001) wird die Sichtweise inzwischen auf die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf als von bei- 
den Partnern zu lösende Aufgabe gelenkt. Die in 
dieser Legislaturperiode eingeleitete Allianzpoli- 
tik für Familien treibt zudem Vereinbarungen mit 
jenen relevanten Institutionen voran, vorrangig 
der Wirtschaft, die als externe Rahmung der Ent- 
scheidungen für Familie und für familiales Le- 
ben eine bedeutende Rolle spielen, während der 
kulturelle Wandel sich bereits in den 70er Jahren 
in nie zuvor oder danach erfolgter Verdichtung 
herauskristallisierte. 

III.2.1.3 Verwerfungen: Die 70er Jahre als 
Wandel im Brennglas oder: die 
Geschichte der verpassten 
Gelegenheiten 

Der Eindruck eines „schleichenden Wandels“ 
wird u. a. durch Zeitreihen-Betrachtungen ein- 
zelner Parameter gestützt (vgl. Kap. 11). Ver- 
knüpfen wir hingegen die Vielzahl der Studien 
aus der Familiensoziologie, der Lebenslauf-, Ar- 
beitsmarkt- und Sozialpolitikforschung zur Ent- 
wicklung in Westdeutschland miteinander, so 
sprechen die Autoren ganz vorrangig von „plötz- 


lich“ eintretenden Ereignissen des Wandels. Sie 
lokalisieren diese Veränderungen ganz überwie- 
gend in einem engen Zeitrahmen. Dieser fällt, 
ähnlich wie das „goldene Zeitalter der Normalfa- 
milie“ der 50er Jahre, in eine kurze Zeitspanne, 
nämlich die 70er Jahre. Betont wird, dass seit 
Mitte der 70er Jahre erstmalig die Geburtenzah- 
len so sehr sinken, dass die Eltemgeneration nur 
noch zu 60 bis 65 Prozent ersetzt wird (Höhn 
1980; Burkart 1991). Burkart unterstreicht den 
stärksten Rückgang der jährlichen Eheschließun- 
gen und -quoten im Zeitraum zwischen 1970 und 
1978, und betont ebenso die Beschleunigung und 
Veränderung des Scheidungsverhaltens seit den 
70er Jahren. Erstmals lag der Scheidungsgipfel 
nicht mehr zu Beginn der sog. ,empty-nest‘- 
Phase, d. h. beim Alter der Kinder um 18 bis 20 
Jahre, sondern es bildete sich ein biographisch 
sehr viel früher hegender zweiter Gipfel heraus, 
nämlich beim Alter der Kinder zwischen vier bis 
sechs Jahren. Auch der bis in die 60er Jahre be- 
stehende strukturelle und normative Zwang zur 
Eheschließung (Nave-Herz 1989) löste sich, so 
die Autoren, in den 70er Jahren auf Schneider 
(1991, 58) beschreibt den entsprechenden Wan- 
del als abrupten Übergang von der „Ehe und Hei- 
rat als kultureller Selbstverständlichkeit“ zur 
„Ehe und Heirat als ambivalenter Entscheidung“, 
und Roussel (1988) stellt fest, dass die Institution 
Ehe in den 70em „plötzlich“ ihre regulative Be- 
deutung verloren habe. Auch Ruhl (1988) kon- 
statiert, dass bis zu den 70er Jahren alle anderen 
Lebensformen negativ sanktioniert waren, aber 
dann galt: „Nichts ist sozial ausgeschlossen“ 
(Höhn 1989). Die sprunghafte Zunahme allein 
erziehender Väter in dieser Zeit (Rerrich 1985), 
die Ausweitung des Phänomens allein erziehen- 
der Mütter über die bis dahin eher verwitwungs- 
bedingten Fälle hinaus, sowie die Pluralisierung 
der Lebensformen in partnerschaftlichen Bezie- 
hungen ohne Trauschein werden ebenfalls auf 
diesen Zeitrahmen datiert (Nave-Herz 1989; 
Lüscher/Wehrspaun 1986; Burkart 1991; 
Strohmeier 1993). 

Gleiches wird behauptet für die zeitliche Termi- 
nierung der sich neu herausbildenden Verhält- 
nisse von Familie zu Bildungs-, Arbeitsmarkt- 
und sozialpolitischen Institutionen: Nach diesen 
Studien sind es die 70er, in denen sich der Zu- 
sammenhang zwischen vermehrter und sich ver- 
längernder Bildungspartizipation der Frauen, 
steigendem Heirats-ZMutterschaftsalter der Frauen 
und sinkenden Kinderzahlen herauskristalli- 
sierte (Blossfeld 1985; Huinink 1989; Tölke 
1989; Mayer/Allmendinger/Huinink 1991). Hier- 
mit verknüpft ist auch die bildungspolitisch ver- 
änderte Funktion des Kindergartens bzw. der 
Kindertageseinrichtung als Frühförderungsein- 
richtung, die in den 70er Jahren zu einer entspre- 
chenden Expansion und erstmals pädagogisch- 
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gesellschaftlichen Anerkennung dieser Institu- 
tion geführt hat (zusammenfassend Nave-Herz 
1992). Auch die Einführung von Teilzeit-Ar- 
beitsbedingungen, aufgrund des Arbeitskräfte- 
mangels im kaufmännischen Bereich schon 1957 
realisiert, hat sich zunächst kontinuierlich in den 
ausgehenden 60em und vor allem 70er Jahren 
sprunghaft ausgeweitet (Handl 1988; Schupp 
1991; von Oertzen 1999). Die weibliche Er- 
werbsbeteiligung erreichte v. a. durch die Ver- 
kürzung von Unterbrechungszeiten in der Klein- 
kindphase in den 70er Jahren wieder den Stand 
der unmittelbaren Nachkriegszeit, wobei 
Willms-Herget (1985) auf die systematische Un- 
terschätzung weiblicher Erwerbsbeteiligung in 
der damaligen Zeit durch die statistische Nicht- 
Erfassung mithelfender Familienangehöriger 
verweist. 

Wiewohl größere Zeitreihenbetrachtungen bele- 
gen, dass die meisten Trends einen langen Vor- 
lauf hatten und sich - nach kurzen Normalisie- 
rungsphasen der 80er Jahre - über das 
Erscheinen dieser Arbeiten hinaus fortsetzten, ist 
doch die Identifizierung der 70er Jahre als Zeit 
des epochalen Wandels durch die meisten Auto- 
ren ein Hinweis auch auf den sich ändernden Re- 
zeptionshintergrund. Man sensibilisiert sich für 
den vermuteten Niedergang der Familie, und die 
Kontroversen über mögliche Reaktionsformen 
gewinnen an Boden. Sie pendelten einerseits um 
die Erhöhung des normativen Drucks gegenüber 
abweichenden Lebensformen (vgl. BMFJG, 
3. Familienbericht 1979) und anderseits um die 
Liberalisierung im Umgang mit verschiedenen 
familialen Lebensführungen (vgl. Pross 1976). 
Plurale Lebensformen und die Gleichberechti- 
gungsdebatte um Fragen der arbeitsmarktlichen 
Chancengleichheit zwischen den Geschlechtern 
gewannen einerseits an öffentlicher Präsenz, an- 
derseits liberalisierte sich auch die Rechtsspre- 
chung. 1973 fiel der berühmte , Kuppelpara- 
graph’ bei Untermietverhältnissen, 1977 wird in 
der Neufassung des Paragraphen 1356 der Ehe- 
und Familienrechtsreform Ehefrauen erstmalig 
eigene Entscheidungsfreiheit über ihre Erwerbs- 
arbeitsbeteiligung eingeräumt und nach Schütze 
(1988b) wird es seit den späten 70er Jahren für 
Frauen selbstverständlich, dieses Recht in An- 
spruch zu nehmen. 

Doch der Verfügungsanspruch, so Nave-Herz 
(1992), der Kindern gegenüber ihren Müttern ge- 
sellschaftlich zugeschrieben wird, nahm im Ge- 
genzuge seinen Aufschwung in der nämlichen 
Zeit (vgl. auch Expertise Mantl 2004). War vor- 
her die haustätige Mutter als „Nur-Hausfrau“ un- 
ter Druck geraten, setzten nun Stigmatisierungen 
um erwerbstätige Mütter als „Rabenmütter“ ein, 
und der möglichst gering zu haltende Umfang 
außerhäuslicher Betreuung von Kindern in Kin- 
dergarten bzw. Kindertageseinrichtungen und 


Schule wurde normativ rigider als je zuvor ein- 
gefordert, auch als politischer Kontrapunkt zur 
Ganztags-Betreuungspraxis in Deutschland Ost 
(Schütze 1988a). 

Dass ebenfalls in den 70er Jahren erste Verände- 
rungen der Vaterrolle konstatiert wurden, blieb 
ein eher gering wahrgenommenes Feld der Ver- 
änderung. Während bis in die 60er Jahre „Vater- 
schaft als Daseinsaspekt des Mannes“ (Rerrich 
1985) keine Rolle spielte, begann ebenfalls An- 
fang der 70er Jahre seine wissenschaftliche Ent- 
deckung und die Bedeutung änderte sich: Zu- 
nächst für das Kind (am Wochenende gehört Papi 
uns), Ende der 70er Jahre für den Vater selbst. 
Lehr spricht 1978 von einem entsprechenden 
„epochalen Wandel des Rollenverständnisses der 
Männer“. 

Wenig untersucht ist, warum die seitdem im 
Wandel befindlichen, „derzeit noch diffusen Rol- 
lenvorstellungen“ der Väter (Rollett/Wemeck 
2002, 334) kaum in veränderte Handlungsmuster 
umgesetzt wurden. Stattdessen galten Selbstäu- 
ßerungen zur neuen Vaterrolle als eher unglaub- 
würdig (Metz-GöckeFMüller 1985). Doch ge- 
rade Frauen, so Gerson für die USA, seien relativ 
blind gegenüber intendierten Veränderungspro- 
zessen der Männer, da sie ihnen nie weit genug 
gehen (Gerson 1993). Väter in Eltemzeit sind in 
der Tat bei uns immer noch eine Rarität (Statisti- 
sches Bundesamt 2002a) und die während der 
Schwangerschaft geäußerte Absicht, sich inten- 
siv an der Erziehung und Pflege des Neugebore- 
nen zu beteiligen, war nach drei Jahren nur selten 
umgesetzt (Rollett/Wemeck 2002; zu Ursachen 
und Folgen dieses Misslingens: siehe Nickel 
2002, sowie Kap. IV). Aber immerhin: Ein neues 
Thema, das der Familienbeteiligung der Väter, 
tauchte auf, jedoch fast ohne Bezug zur Erwerbs- 
situation der Männer, da Erwerbsverpfhchtungen 
als vorgeschobenes Argument gegen Familienbe- 
teiligung gewertet wurden. 

Insgesamt also erführen die Ordnungsmuster der 
gut situierten Kleinfamilie, die aufgrund ihrer 
Monopolstellung in der Nachkriegszeit zu einer 
selbst vor dem Zweiten Weltkrieg nicht gekann- 
ten Differenziemng zwischen einem männlich- 
erwerbszentrierten und weiblich-familienzen- 
trierten Lebenslaufmuster geführt hatte, eine er- 
hebliche normative und faktische Relativiemng 
(Burkart/Kohli 1992). Nach Burkart (1991, 33) 
wurde diese Verändemng durch zwei Jugendge- 
nerationen durchgesetzt: Die „68-Generation“, 
die sich gegen den Wertekomplex Ehe/Familie 
ideologisch abgesetzt hatte, und „die jungen Er- 
wachsenen der Bildungsexpansionsphase“, die 
zugleich ein neues Demokratie Verständnis der 
Chancengleichheit zwischen Schichten und Ge- 
schlechtern proklamierten. Hiernach verbinden 
sich normative Komponenten des Wandels (Wer- 
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tekomplex Ehe/Familie, Chancengleichheit) und 
strukturelle Veränderungen des Lebenslaufs (Bil- 
dungsexpansion) miteinander. Sehr viel weniger 
wurden jene Institutionen in die Betrachtung ein- 
bezogen, die ihrerseits in den Familienalltag ein- 
wirken: Die Berufsstruktur und die außerfamili- 
ale Kranken-, Alten- und Kinderbetreuung oder 
die Lage und Zuschnitte der Wohnbebauung. 
Während erstere vorrangig unter Arbeitsmarkt- 
gesichtspunkten diskutiert wurde, gerieten letz- 
tere von Anfang an in Gegensatzdebatten um öf- 
fentliche versus private Leistungen, über die sich 
V. a. kindliche Entwicklungschancen und Mutter- 
schaft leicht gegeneinander ausspielen lassen, 
aber kaum Raum bleibt, um die Einbindungen 
von Vater, Mutter und Kind in erweiterte Erfah- 
rungsräume abzuwägen. Entsprechend lag es 
nahe, die Pluralisierung der Lebensformen und 
Lebensführungen eher als ein Problem der fami- 
lialen Solidarität zu diskutieren und weniger als 
Teil der externen Strukturierung des Lebenslaufs 
ihrer Mitglieder. 

III.2.2 Alles beim Alten oder 
alles verändert? 

Die weiterhin bestehende Bandbreite in den Ein- 
stellungen zur Familienführung zwischen den 
Geschlechtern, innerhalb und zwischen den Jün- 
geren/Älteren und zwischen Ost und West deutet 
auf rumorende Impulse und Gegenläufigkeiten 
im Wandel hin. Die Zusammenschau der Studien 
aus verschiedenen Forschungsrichtungen belegt 
für die 70er Jahre eine erhebliche zeitliche Ver- 
dichtung der Umstrukturierungen familialer Ge- 
gebenheiten, die individuelle Gestaltungsmög- 
lichkeiten und Entscheidungschancen erstmalig 
für beide Partner eröffnen. Die Fraglosigkeit be- 
züglich der familialen Lebensführung (wie sie in 
den 50er und 60er Jahren noch galt), hat sich in 
die heute herrschende Aushandlung rund um 
Kinder, innerfamiliales Engagement sowie Mit- 
verantwortung für die Familienmitglieder ver- 
wandelt. Das Paket der Institution Familie, das 
die lebenslang unauflösbare Ehe mit Kindern 
und selbstverständlicher geschlechtsspezifischer 
Arbeitsteilung beinhaltete und für die ältere Ge- 
neration galt, ist, wie Peuckert (1991) es plas- 
tisch ausdrückt, für die jüngere aufgeschnürt 
worden. Für sie gilt, über jedes seiner einzelnen 
Bestandteile - Ehe, familiale Arbeitsteilung und 
Kinder - gesondert nachzudenken und daraus ein 
je eigenes Paket zu schnüren und die Verschrän- 
kung beider Lebensbereiche bei beiden 
Geschlechtern nicht ein für allemal zu ordnen, 
sondern je nach Familienphase, Gelegenheits- 
struktur und individueller Entwicklung immer 
wieder neu - wenn diese Revisionen denn mög- 
lich bleiben. Doch gewinnen Altemativentwürfe 
wie die, auf Kinder zu verzichten, schon zu Be- 
ginn der 70er an Boden, wie der in der Tat dra- 


matische Rückgang der Geburtenrate in nur sie- 
ben Jahren von 2,64 Kindern pro Frau im Alter 
von 15 bis 49 in 1966 auf die sich seit 1973 ein- 
pendelnde Rate von 1,4 im entsprechenden Alter 
belegt (vgl. Kap. 11). 

Die Gesetzgebung hat seinerzeit mit eher retar- 
dierender Anpassung an Modemisierungspro- 
zesse der familialen Erwerbsmuster auf die Situ- 
ation von Müttern reagiert und oftmals zugleich 
im Sinne des Erhalts der Versorgerehe gehandelt. 
Die zeitliche Verlängerung des Mutterschutzes 
z. B. über den Mutterschaftsurlaub (erst ab 1979) 
zum Erziehungsurlaub (1986) verlangsamte die 
zuvor oftmals beschleunigte Rückkehr der mut- 
terschaftsurlaubs-berechtigten Mütter auf den 
Arbeitsmarkt um durchschnittlich 1,5 Jahre (Bird 
2004). Damit hat sich die Unterbrechungsphase 
der Erwerbsarbeit für Mütter verlängert, u. a. um 
den Preis des Ausschlusses der Väter aus famili- 
aler Kinderbetreuung. Die geschlechtsspezifi- 
sche Ordnung für Familienaufgaben wurde nicht 
in Frage gestellt (Moeller 1993; vgl. auch Exper- 
tise Vollmer 2004; für historisch frühere Phasen: 
Expertise Mantl 2004). 

Mit diesen Modemisierungsschritten im Bereich 
der mütterlichen Erwerbsarbeit folgte die Famili- 
enpolitik allerdings nichts anderem als der sei- 
nerzeit vorherrschenden öffentlichen Debatte. Es 
ist auch am Forschungsstand auffällig, dass die 
Ausgestaltung von Paarbeziehungen, Ehe und 
Elternschaft bis in die 90er Jahre hinein vor- 
nehmlich am Wandel der Lebensführung von 
Frauen fest gemacht wurde, an ihrer Bildungsbe- 
teiligung, ihrer Erwerbsbeteiligung, ihrem verän- 
derten generativen Verhalten. Auch die Chancen- 
gleichheitsdebatte rückte sehr vorrangig das 
weibliche Geschlecht und deren Beteiligung an 
Erwerbsarbeit in den Mittelpunkt, weniger die 
reziproke Anforderung an das männliche Ge- 
schlecht in der Bewältigung familialer Arbeit. 

Die Studien unterstreichen, dass es eine wach- 
sende Gruppe von Frauen sei, die den aktiven 
Part im Verändern des Ergänzungsmodells von 
männlich erwerbsbezogener und weiblich famili- 
enzentrierter Lebensführung übernommen habe, 
ohne sich allerdings dem männlichen Modell der 
Erwerbszentriertheit anzuschließen.^s Im Gegen- 
zug werden Veränderungen im männlichen 
Selbstverständnis eher auf deren Bereitschaft re- 
duziert, die erweiterte Mutterrolle einschließlich 
ihrer Zusatzbelastung als Familien- und Er- 
werbsperson zu akzeptieren. Damit allerdings 
entsteht das Modell der „supermom“, das Arlie 
Hochschild als „Schlüsseletappe“ des Wandels 


Entsprechend lautete das plastische Titelzitat der Studie 
von Becker-Schmidt u. a. (1984), die Fabrikarbeiterinnen 
ins Zentrum rückten: , Eines ist zu wenig - beides ist zu- 
viel‘. 


Politik war einseitig 
an der weiblichen 
Seite der Vereinbar- 
keit orientiert 



Drucksache 16/1360 


- 78 - Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Realisierung des 
Kinderwunsches be- 
einflusst auch nach 
den 70er Jahren 
wesentlich weibli- 
chen Lebensverlaut 


Andere Länder rich- 
ten ihre Familienpo- 
litik auf ein Partizi- 
pationsmodell 
familialen Zusam- 
menlebens ans 


von der traditionalen zur modernen Familienfiih- 
rung etikettierte, solange die männliche Seite 
sich nicht stärker in die Familienarbeit einbringe. 
Die zarten Pflänzchen der Neudefinition der Va- 
terrolle wurden bisher bei uns eher mit Miss- 
trauen bedacht (kritisch hierzu: Fthenakis 
1985a). Familienpolitisch bedeutsam ist jedoch 
zweifellos, dass zwischenzeitlich die Entschei- 
dung für ein Kind und der Zeitpunkt der Geburt 
zwischen den Partnern über alle Schichtgrenzen 
hinweg zur gemeinsamen Verhandlungssache ge- 
worden ist (vgl. Expertisen Kühn 2004,Tölke 
2004). 

Festzuhalten aber gilt zugleich, dass die Realisie- 
rung des Kinderwunsches auch nach den 70er 
Jahren noch vorrangig den weiblichen Lebens- 
lauf in seinen Beteiligungsmustem an Familien- 
und Erwerbsarbeit durcheinander schüttelt und 
den männlichen vorrangig erwerbsarbeitlich sta- 
bilisiert. Mutterschaft z. B. erhöht nach wie vor 
und je nach verbleibendem Erwerbsumfang so- 
wohl die Wahrscheinlichkeit des Umstieges in 
die finanzielle Abhängigkeit vom männlichen 
Erwerbsverlauf als auch den Druck auf dessen 
Karriereentwicklung (Solga/Rusconi/Krüger 2005). 
Wiewohl der Europa- Vergleich keinen negativen 
Zusammenhang zwischen der Erwerbsquote von 
Müttern und der Fertilitätsrate pro Land nach- 
weist (vgl. o. Kap. 11), bleiben je nach graduellen 
Abstufüngen zwischen Hausfrauen-, Teilzeit- 
oder Vollzeitengagements von Müttern reale Pla- 
nungsdilemmata ganz jenseits von individuellen 
Wünschen bestehen. Es lassen sich weder die 
Folgen für die eigene Existenzabsicherung, noch 
die Dauer der Partnerschaft und schließlich der 
Karriere ent Wicklung des Mannes vorhersehen. 
Alle drei Faktoren haben jeweils erhebliche Ef- 
fekte auf die spätere Verrentungssituation (All- 
mendinger 1994, Ott 1993, Horstmann 1996). 
Entsprechend müssen sich beide Partner auch 
unter den Bedingungen des sich modernisieren- 
den Ernährer-Modells mit Zuverdienerin nach 
wie vor überlegen, dass sich die emotionale Be- 
reicherung durch die Entscheidung für ein Kind 
sehr unterschiedlich auf die Lebenssituation als 
Mutter oder als Vater auswirken kann, und zwar 
in deutlicher Abhängigkeit von Ausbildungs- 
dauer, erreichtem Bildungsniveau und Chancen- 
struktur der entsprechenden Berufe (vgl. Exper- 
tise Schaeper 2004; Kühn 2004, Kap 11) 

Angesichts des Wandels in den Formen des Zu- 
sammenlebens, die seit den 70er Jahren als Um- 
brüche erkannt wurden, hat die Bundesrepublik 
vielleicht die Chance verpasst, eine beide Ge- 
schlechter in ihren Optionen berücksichtigende 
Familienpolitik zu stärken und, wie die meisten 
unserer Nachbarländer, die familienpolitische 
Konsequenz zu ziehen, bei der Unterstützung 
von Familie stärker die Belange ihrer Mitglieder 
und weniger die Dependenzverhältnisse zwi- 


schen ihnen zu fordern. Unsere nord-westlichen 
Nachbarn einschließlich der USA und Kanada 
gehen eher von einem Partizipationsmodell fami- 
lialen Zusammenlebens aus, das die Förderung 
der Kinder unter neuen wissenschaftlichen Er- 
kenntnissen des Entwicklungsbedarfs sieht. Sie 
knüpfen zugleich an die individuelle Existenz- 
absicherung und die Erwerbs- und Familientätig- 
keit beider Eltern an, wie z. B.: die Ausschöp- 
fung der Eltemzeit erst bei Beteiligung durch 
beide Partner (Schweden); die Ausweitung der 
Teilzeitbeschäftigungen auch auf Männer (Nie- 
derlande); die umfassende Kinderbetreuung mit 
Unterstützungsformen ab Geburt des Kindes 
(Frankreich); die Reduzierung des erwerblichen 
Normalarbeitszeitumfangs auf 36 Stunden pro 
Woche (Dänemark, s. auch Kap 11). Hiermit ver- 
schieben sich, wenn auch wiederum graduell, ex- 
terne Parameter, die für Männer und Frauen als 
Väter und Mütter Optionen und Entscheidungs- 
möglichkeiten zugunsten der Beteiligung an bei- 
den Bereichen des Erwachsenenlebens erhöhen. 
Die Frage bleibt, warum die Bundesrepublik erst 
wenige Schritte in diese Richtung geht und wel- 
che Rolle der Arbeitsmarkt, die Lohnerwartun- 
gen und die Risiken von Arbeitslosigkeit, die die 
Emährerposition des Vaters labilisieren können, 
hierbei spielen. 

III. 3 Strukturbrüche: Beschäftigungs- 

chancen, Blldungsexpanslon 
und der Individualverlauf 

III.3.1 Lebensabschnitte: Gleichheit 
und Differenz zwischen den 
Lebensläufen von Eltern 

Nicht nur kulturelle Ordnungen, sondern ebenso 
die Strukturierung der Geschlechterordnung in 
den Zuständigkeiten für Erwerbs- und Familien- 
arbeit sind Ausdruck eines Lebenslaufregimes, 
das sehr typisch deutsche Züge trägt. Es ist sehr 
viel stärker als etwa im anglo-amerikanischen 
Raum um den Arbeitsmarkt herum angelegt. Die 
Abschnitte und Zäsuren im Lebenslauf gliedern 
sich in eine auf Erwerbsarbeit vorbereitende Bil- 
dungsphase, die je nach Bildungsniveau unter- 
schiedlich viel Lebenszeit in Anspruch nimmt 
und in unterschiedliche Beschäftigungsniveaus 
führt. Es folgt die hierauf aufbauende Phase akti- 
ver Erwerbsarbeit, ln dieser Phase allerdings ver- 
schieben sich nur für Frauen, die Mütter werden, 
die Prioritätensetzungen dadurch, dass das Fami- 
lienleben stärker ihrem Aufgabenfeld zugewie- 
sen ist, während sich für Männer, die Väter wer- 
den, je nach Erwerbsbeteiligung der Mutter, noch 
einmal der Druck auf die eigene Erwerbskarriere 
und Einkommenssicherung erhöht. Die dann fol- 
gende Phase des Ruhestandes ist in der Höhe der 
Bezüge wiederum an die Erwerbsphase zurück- 
gebunden, mit Sonderregelungen für jene 


Das deutsche 
„Lebenslaufregime“ 
ist arbeitsmarkt- 
zentriert 
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Bildung, Rentenbe- 
zug, Erwerbsarbeit 
die „Korsettstangen 
des deutschen 
Lebenslaufs“ 


Frauen, die ihre Rente nicht (nur) aus eigener Er- 
werbsarbeit beziehen. 

Dieses Muster der Zentrierung von Bildung und 
Rentenbezug auf die Erwerbsarbeit - als „Kor- 
settstangen des deutschen Lebenslaufs“ bezeich- 
net (Kohli 1985) - ist mit einer Reihe von institu- 
tionalisierten Regeln verbunden, die das 
deutsche Lebenslaufregime auszeichnen"*®. Die 
„Lebensläufer“, so R. Levy (1994), werden auf 
der Basis von Zeugnissen (Schule), Zertifikaten 
(Berufssystem) und Berechtigungsscheinen 
(Rentensystem) quasi untereinander durchge- 
reicht und erhalten hierüber Chancen der Partizi- 
pation an sozialen Feldern. Diese Regeln machen 
die Familiengründung auch subjektiv von einer 
Reihe von Faktoren abhängig. Sie legen es nahe, 
die Familiengründungsphase für die biographi- 
sche Zeit erst nach der Arbeitsmarktetablierung 
vorzusehen. 


Der Begriff ,Regime‘, der aus den Politikwissenschaften 
kommt und inzwischen in der Sozialpolitik zu Hause ist, 
meint das Zusammenspiel staatlicher Interventionen, die 
Partizipationsprofile an Bildung und Ruhestand, Familie 
und Arbeitsmarkt, Öffentlichkeit und Privatheit, Ver- 
pflichtungen und Verantwortungsübemahmen beeinflusst. 
Nicht, dass die Individuen nicht wählen könnten, aber den 
Entscheidungen gehen gesellschaftliche Rahmungen vor- 
aus, die ineinander spielen und die ersten und späteren 
Entscheidungen fast kumulativ beeinflussen. 


Diese Regeln haben die Familienphase allerdings 
nur für den Familienemährer gut in den Bil- 
dungs-, Erwerbs- und Rentenbezug eingepasst, 
während sich Familie für viele Mütter dann, 
wenn sie den Beruf aufgeben oder Teilzeit arbei- 
ten, durchaus auch als Problem der Nutzung von 
Ressourcen darstellt, die vorher im Bildungssys- 
tem aufgebaut wurden. Für Frauen schert Familie 
aus der Durchreichlogik der Institutionen aus 
und verlangt Verschiebungen in den bis dahin 
entwickelten Prioritäten. Wenn Kaufmann 
(1990) von der strukturellen Rücksichtslosigkeit 
der Gesellschaft der Familie gegenüber spricht, 
so meint er auch diesen Zusammenhang. 

Horstmann unterscheidet zwischen einerseits 
dem Familien- und anderseits dem Erwerbszy- 
klus als zunächst zwei unabhängige Seiten des 
Lebenslaufs. Für Frauen wird der Lebenslauf 
schematisch so dargestellt: 

Hiernach lebt die familienzyklische Seite vom 
(heute labilen) Bestand der Partnerschaft, wäh- 
rend die erwerbszyklische von einer Reihe von 
Anschlusssicherheiten untereinander abhängig 
bleibt. Doch auch diese sind heute ins Rutschen 
gekommen: So der nahtlose Übergang vom all- 
gemeinbildenden in das berufsqualifizierende 
Ausbildungsangebot, von dort in eine der Berufs- 
ausbildung entsprechende Arbeitsmarktposition, 


Abbildung 111.2 


Familien- und Erwerbszyklus von Frauen im Lebenslauf 
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Quelle: Horstmann, Sabine (1996): Kindererziehung und Alterssichemng: Verteilungspolitische Aspekte ausgewählter Re- 
formvorschläge zu einer familienorientierten Ausgestaltung der gesetzlichen Rentenversicherung. Grafschaft: Vektor- Verlag 
1996, S. 165 
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und von deren durchgängiger Tragfähigkeit bis 
in die Verrentung. Die These von der Individuali- 
sierung, ebenfalls eine typisch deutsche Debatte, 
bezieht sich vorrangig auf die heute abhanden 
kommende Sicherheit der etablierten Anschluss- 
strukturen und den Zwang, deutlich mehr als in 
der Nachkriegsprosperität zum Manager der ei- 
genen Biographie zu werden. 

In der Tat, die Korsettstangen scheinen immer 
weiter auseinander zu brechen - mit weit rei- 
chenden Folgen auch für die Verknüpfungen 
zwischen individuellem Verhalten und struktu- 
reller Rahmung (Heinz 2003). Es kombinieren 
sich beruflich differierende Karrierechancen, 
persönliche Erfahrungen im Umgang mit Risiken 
und die Rolle von Bildung/ Ausbildung auch in 
Hinblick auf familiale Entscheidungen. Für Wal- 
ter Heinz besteht die wesentliche Veränderung 
der deutschen Gesellschaft der Nachkriegszeit 
darin, dass der berufliche Verlauf zunehmend 
durch wachsende persönliche Verantwortung für 
einmal getroffene Entscheidungen geprägt ist. 
Die Verbindung allerdings von Bildung (Aus- 
und Weiterbildung) mit Beruf und Verrentung 
trage aber immer noch typisch deutsche Züge. 
Bei sich labilisierenden Anschlüssen an den Ar- 
beitsmarkt nähern wir uns kaum dem an, was 
j . . Normalzustand in anderen hoch industrialisierten 

fadluchkeit fiThrt Ländern ist (z. B. UK, USA, Kanada usw.). Dort 
zu Gefahren ist z. B. die Beschäftigungssicherheit relativ 
sozialer Exklusion niedrig, aber die Chancen für eine Wiederbe- 
schäftigung nach einer kurzen Phase der Arbeits- 
losigkeit sind relativ hoch, zum Teil, weil „on the 
Job“ und „in-house“ training weit verbreitet sind. 
In Deutschland dagegen, wo das Prinzip der Be- 
rufsfachlichkeit herrscht, führt das hohe Niveau 
der beruflichen Ausbildung bei Arbeitsmarktrisi- 
ken zur Gefahr des sozialen Ausschlusses auf- 
grund nicht mehr passender Qualifikationen, der 
dann allerdings sozialpolitisch besser abgefedert 
wird (Heinz 2003, 189; s. a. Leisering 2003; 
Leibfried u. a. 1995). 

Die Arbeiten v. a. der 90er Jahre (zusammenfas- 
send Berger/Sopp 1995) zeigen anhand eines rei- 
chen Datenmaterials, wie die Bildungsexpansion 
Ende der 60er und die Arbeitsmarktkrisen in den 
1970er und 1980er Jahren zu Beschäftigungsein- 
brüchen führten und erstmalig Diskontinuitäten 
in größerem Umfang in Erwerbsverläufen (West) 
auftraten. Beziehen wir nun die weiter oben dis- 
kutierten Versuche von Müttern mit ein, Familie 
und Erwerbsarbeit auf unterschiedliche Weise zu 
kombinieren, so wird deutlich, dass sich der auf 
„sichere“ Korsettstangen der Nachkriegsprospe- 
rität gestützte Lebenslauf zunächst bei Frauen, 
dann aber auch, oftmals arbeitsmarktbedingt, bei 
Vätern labilisierte (Bonß/Plum 1990). 

Auch andere Autoren (z. B. Mayer 1998; Mayer/ 
Hillmert 2004) datieren den Arbeitsmarkt-Um- 


bruch erneut auf die frühen 1970er Jahre. Sie be- 
tonen, dass vorher die Institutionalisierung und 
Standardisierung der Lebensläufe zunahm. In ei- 
nem expandierenden Arbeitsmarkt konnten Män- 
ner ein Arbeitsleben erwarten, das durch feste 
Einstellungen, berufliche Sicherheit, Aufstiege 
und steigendes Einkommen geprägt war. Die mit 
den Konjunkturkrisen auftretenden Arbeitslosig- 
keitsphasen vorrangig bei Männern wurden je- 
doch begleitet von der Expansion des Öffentli- 
chen Dienstes, der vor allem Frauen zu Gute 
kam. Für Ostdeutschland zeigen eine Reihe 
- z. T. bis auf die Ebene der Berufsverläufe he- 
runter - gehende Studien (vgl. v. a. Falk 2005) 
seit der Wiedervereinigung ähnliche Verwerfun- 
gen in den Erwerbschancen beider Geschlechter, 
die vor der Wende staatlich gesicherte Arbeits- 
plätze hatten.“*’ 

Die Niederlande, ein Land mit ähnlich fest ge- 
fügtem Lebenslaufregime wie Deutschland, hat 
vor 12 Jahren schon die Konsequenz gezogen 
und eine unter verschiedenen Ressorts abge- 
stimmte ,Life-course-pohcy‘, eine Lebenslaufpo- 
litik, als eigenen Politikbereich mit Querschnitts- 
funktion etabliert. Sie dient der Abstimmung 
zwischen Bildungs-, Arbeitsmarkt-, Lohn-, 
Steuer-, Betreuungsinfrastrukturentwicklung und 
Sicherungssystemen. In der Bundesrepublik wei- 
sen jüngste Ansätze auf kommunaler Ebene in 
die gleiche Richtung. 

Es gilt im Folgenden jedoch, aus der Datenfülle 
möglichst wenige, aber für die materielle Exis- 
tenzsicherung von Familie wesentliche Aspekte 
zu vertiefen und die arbeitsmarktstrukturellen 
Daten zu überprüfen. Im Mittelpunkt steht, ob 
und wieweit sich - unabhängig vom normativen 
Wandel der Geschlechterrollen - die Erwerbs- 
chancen zwischen den Geschlechtern so weit 
verschieben, dass, wie v. a. in anglo-amerikani- 
schen Gesellschaften für weite Teile der Bevöl- 
kerung geschehen, der Gedanke des Emährens 
einer Familie durch eine Erwerbsperson, gleich 
welchen Geschlechts, verabschiedet werden 
muss. Hierzu schauen wir zunächst auf Entwick- 
lungen von Arbeitslosigkeit, dann auf den Bil- 
dungsbereich und schließlich auf sektorale Ver- 
schiebungen im Arbeitsmarkt selbst. 

III.3.2 Risiken: Arbeitsiosigkeit und 
männiiches Famiiiengrün- 
dungsverhaiten 

Arbeitslosigkeit betrifft Familie auf vielfältige 
Weise, und sie betrifft v. a. auf männlicher Seite 
das Familiengründungsverhalten negativ (vgl. 


Das Sample dieser sehr aufschlussreichen Studie bestand 
aus drei Kohorten von Lehr- und Hochschulabsolventen, 
die ihre Ausbildung vor, während oder nach der Wende 
abgeschlossen hatten (1985, 1990, 1995; n = 3783). 


Ab 1970 nahm die 
Standardisierung 
der Lebenslaufs- 
muster wieder ab 


Lebenslaufpolitik 
eigener Politik- 
bereich in den 
Niederlanden 
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Expertise Tölke 2004). Hingegen führt Arbeits- 
losigkeit bei Frauen oft zu den sog. „Kipp-Effek- 
ten“, d. h. dem plötzlichen Aufgeben aller Er- 
werbspläne zugunsten von Kmdgeburt(en) (vgl. 
Expertise Kühn 2004). Das zum Bereich Arbeits- 
losigkeit vorliegende Zahlenmaterial ist jedoch 
schwer zu interpretieren, da sich die Grundlagen 
der Zählungen und Berechnungen über die hier 
betrachtete Zeit verschoben und verändert haben. 
Generell jedoch gilt, dass von Arbeitslosigkeit 
(im Unterschied zur Vollbeschäftigung) dann ge- 
sprochen werden kann, wenn die Zahl der Ar- 
beitslosen die Zahl der offenen Stellen über- 
steigt.48 

ln diesem Sinn gab es in Westdeutschland in der 
Tat in der oben als „das goldene Zeitalter der 
Normalfamilie“ bezeichneten Zeitspanne bis in 
die 70er Jahre hinein Vollbeschäftigung, so der 
Datenreport 2002 (Statistisches Bundesamt 
2002a). Ab 1974 begann eine Verschlechterung, 
die bis 1988 währte; bis 1991 lässt sich eine 
leichte Verbesserung konstatieren. Ab 1992 ist 
dann ein kontinuierlicher Anstieg der Arbeitslo- 
sigkeitszahlen bis 2000 zu beobachten, wobei es 
wieder eine kleine Ruhepause gab, um dann er- 
neut anzusteigen. 

Diese Entwicklung zusammenfassend, heißt es 
im Datenreport 2004 (Statistisches Bundesamt 
2004a, 108): „Seit den 70er Jahren verfestigt sich 
der Trend, dass mit jedem weiteren Konjunktur- 
einbruch der Sockel der Arbeitslosigkeit deutlich 
wächst, ohne nach Eintreten wirtschaftlicher 
Besserung auf das vorherige Niveau zurückzuge- 
hen.“ D. h. insgesamt gibt es in den letzten 
30 Jahren keine Phase der Vollbeschäftigung, im 
Gegenteil: das Risiko der Arbeitslosigkeit steigt. 

Arbeitslosigkeit bei Schaut man sich nun die Altersgliederung der 

Männern zwischen Arbeitslosen an, dann zeigt sich, dass die an der 

30 und 40 Jahren Schwelle Ausbildungsabschluss/ Arbeitsmarktin- 

nPPnifliiccf nPfPil ^ 

Familiengrün- tegration liegende Arbeitslosigkeit inzwischen 
dungsverhalten vorrangig auch die Gruppe der 30- bis 40-jähri- 
gen Männer betrifft. Unter den Arbeitslosen stellt 
diese Altersgruppe den höchsten Anteil. Lebens- 
phasenspezifisch handelt es sich also um die 
Gruppe, die sowohl in Bezug auf die Familien- 
gründung als auch für das Familienleben mit re- 
lativ kleinen Kindern relevant ist. 

Eine Fallstudie mit 1824 arbeitslosen Personen 
in Süddeutschland liefert ein weiteres Indiz da- 
für, dass die jüngeren Altersgruppen am Arbeits- 
markt besonders hart getroffen sind (und zwar 
heute wiederum mehr als noch vor 30 Jahren). 
Im Jahr 1986 hatten in der Gruppe der über 
55-Jährigen nur 35 Prozent bereits Erfahrungen 


Der Arbeitsmarkt in der ehern. Deutschen Demokrati- 
schen Republik verlief - mit offizieller Arbeitsplatzgaran- 
tie - für jede(n) nach vollständig anders gearteten Regeln. 


mit einer Arbeitslosigkeitsphase; hingegen wa- 
ren in der Gruppe der unter 25-Jährigen 1995 be- 
reits 70 Prozent schon mindestens einmal ar- 
beitslos gewesen (Mutz u. a. 1995). Hiernach 
wäre es nahe liegend, die Familiengründungs- 
phase durch Sicherungsimpulse jenseits des Ar- 
beitsmarkts abzustützen. 

Die Betrachtung von Daten zum Betriebs-/ 
Berufswechsel und Altersgliederung gibt ein 
weiteres arbeitsmarktstrukturelles Indiz für die 
Instabilität der Erwerbsarbeitsposition jüngerer 
Männer vor allem seit den 90er Jahren. Ein Er- 
gebnis des Mikrozensus von 2003 ist, dass von 
den unter 30-Jährigen 22 Prozent den Betrieb/ 
Beruf oder beides gewechselt haben, während 
dieser Prozentsatz der Betriebs-/und Berufs- 
wechsler mit zunehmendem Alter sinkt (Statisti- 
sches Bundesamt 2004c). Eindeutig wird dies auf 
die mit der Berufseinstiegsphase verbundenen 
Unsicherheiten zurückgeführt.^^ 

Angesichts konjunktureller und struktureller 
Barrieren bei steigender Konkurrenz um die zu- 
rückgehende Zahl der Arbeitsplätze - v.a. in ge- 
werblich-technischen Berufen - nahm immerhin 
ein gutes Drittel der Geburtsjahrgänge 1964 und 
1971 mehr als eine Ausbildung wahr, um ihre 
Beschäftigungschancen zu verbessern, wenn 
auch häufig nur mit Warteschleifeneffekten (Ja- 
cob 2004; Hillmert/Mayer 2004). 

Jüngere Männer sind also in einem bemerkens- 
wert großen Umfang aufgrund arbeitsmarktkon- 
junktureller und struktureller Entwicklungen be- 
reits zu Beginn ihrer Erwerbskarrieren Risiken 
im Erwerbsverlauf ausgesetzt. Vor dem Hinter- 
grund, dass Erwerbskontinuität, die die Männer 
in den 50er/60er Jahren nahezu selbstverständ- 
lich hatten, heute nicht mehr gegeben ist, ist es 
allerdings nicht unwichtig, einen weiteren Trend 
wahrzunehmen. Er bezieht sich auf den Erwerbs- 
status der in den Arbeitsmarkt Integrierten, ins- 
besondere den Kündigungsschutz - eine Dimen- 
sion, die für die Emährerrolle nicht unwichtig ist. 

Die hier erfolgte Veränderung ist bemerkenswert, 
wie die Entwicklung der Arbeitsverhältnisse im 
früheren Bundesgebiet in folgender Abbildung 
zeigt: 

Es haben sich sowohl die Zahl der abhängig Be- 
schäftigten (88,4 Prozent West und 90,9 Prozent 
Ost) unter den Erwerbstätigen in 2002 gegenüber 
1950 deutlich erhöht als auch die Anteile der Ar- 
beiter und Angestellten enorm verschoben. Selb- 
ständige bilden dabei nur noch 10,3 Prozent 


Siehe hierzu auch die Ergebnisse von Heinz (2003, 185- 
204), wonach acht Jahre nach dem Ausbildungsabschluss 
rund 40 Prozent der Jugendlichen inzwischen Stelle und/ 
oder Beruf gewechselt haben, darunter mehr junge Män- 
ner als junge Frauen. 


Junge Männer be- 
reits zu Beginn ihrer 
Erwerbskarrieren- 
Risiken ausgesetzt 
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Verzögerungen und 
Unterbrechungen 
des Erwerbsverlaufs 
führen zu 
Verzögerungen der 
Vaterschaft 


Abbildung IIL3 

Erwerbstätige nach Stellung im Beruf im früheren Bundesgebiet (in Prozent) 
195Q 2DQ2 



Quelle: Statistisches Bundesamt: Datenreport 2002, S.106 



MiiMem 


(8,6 Prozent Ost) der Beschäftigten. Welche Al- 
tersstruktur sich hinter diesen Trendentwicklun- 
gen verbirgt, kann nur vermutet werden. Welche 
Folgen diese Verschiebungen etwa für Armutsri- 
siken in Ein-Emährerfamilien hat, kann ebenfalls 
nur vermutet werden. 

Männer mit Unterbrechungen des geplanten Er- 
werbsverlaufs, sei es durch Phasen von Arbeits- 
losigkeit, durch weitere Ausbildungen, durch 
Schwierigkeiten beim Einstieg ins Berufsleben, 
werden später Väter als vergleichbare Männer 
mit kontinuierlichen Erwerbsbiographien. So be- 
legt Tölke (Expertise 2004), dass nur 39 Prozent 
der Männer mit diskontinuierlichen Erwerbsver- 
läufen (d. h. mit Unterbrechungen wegen Ar- 
beitslosigkeit, Weiterbildung usw.) im Alter von 
35 Jahren ein Kind hatten, gegenüber 62 Prozent 
der kontinuierlich Erwerbstätigen. 

Im Zeitvergleich der Übergangsdaten zum Le- 
benslauf 1960 und 2000 allein bei Nicht- Akade- 
miker/innen zeigt sich, dass ansteigende Bil- 
dungsdauer und verzögerte Berufseinstiege 
ineinander greifen und sich Heirat und Familien- 
gründung auf einen biografisch immer späteren 
Zeitpunkt verschieben. 

1960 verließen 77 Prozent der männlichen und 
79 Prozent der weiblichen Jugendlichen die 
Schule mit Volksschulabschluß (= achtjährige 
Schulzeit; Statistisches Bundesamt 1962). Da- 
nach begann die Mehrheit der Männer eine 2 bis 
3jährige Berufsausbildung, ln einer Zeit von 
Vollbeschäftigung erfolgten die Übergänge von 
der Schule in eine Ausbildung und dann in den 
Beruf für sie meistens problemlos. Junge Männer 
konnten auf sichere Beschäftigung im Betrieb 
rechnen und somit die Grundlage für ihre Rolle 
als Familienemährer sichern. Junge Frauen wa- 
ren ebenfalls erwerbstätig, entweder bis zur Hei- 
rat oder der Geburt von Kindern. Je nach Ein- 
kommen des Mannes oder Zuverdienerbedarf 


stiegen Frauen aus der Arbeitswelt aus und kehr- 
ten als geringer Verdienende zu einem Teil wie- 
der auf den Arbeitsmarkt zurück, vor allem nach 
Ausweitung der Zahl der Teilzeitstellen während 
der 1960er/70er Jahre. 

2000 hingegen hatte sich die Grund-, Real- und 
Gymnasialschulzeit um ein bis zwei Jahre ver- 
längert und schon der Eintritt in die Schule er- 
folgte oftmals bereits verspätet. Nach zehn Jah- 
ren Schulzeit erhielten 42 Prozent der weiblichen 
und 38 Prozent der männlichen Jugendlichen den 
Realschulabschluss (und damit ist er der häu- 
figste Schulabschluss geworden; Statistisches 
Bundesamt 2003a). Danach folgte bei vielen eine 
verlängerte Suchphase um einen Ausbildungs- 
platz, bzw. die Jugendlichen besuchten berufs- 
vorbereitende Maßnahmen. Nach erfolgreichem 
Abschluss einer Erstausbildung findet eine 
Mehrheit durchaus noch eine Stelle, aber die Si- 
cherheit und Abfolge der Ereignisse ist nicht 
mehr so deutlich wie 1960. Im Vergleich mit da- 
mals hat sowohl die befristete Beschäftigung 
(37 Prozent der 15 bis 20jährigen im Jahr 2002; 
Statistisches Bundesamt 2003a) als auch die Ar- 
beitslosigkeit (10 Prozent der 20- bis 24jährigen 
waren 2002 als arbeitslos gemeldet; Statistisches 
Bundesamt 2003a) zugenommen. 

Es sind aber nicht nur die konjunkturellen und 
strukturellen Barrieren, die eine sichere Beschäf- 
tigung verhindern. Ein gutes Drittel der Geburts- 
jahrgänge 1964 und 1971 durchlief oder begann 
mehr als eine Ausbildung, um sowohl individuel- 
len Wünschen gerecht werden zu können als 
auch ihre Beschäftigungschancen zu verbessern 
(Jacob 2004, vgl. auch Hillmert/Mayer 2004). 
Die Folge der gestiegenen Unsicherheit und Dis- 
kontinuität am Anfang des Erwerbsverlaufs zeigt 
sich am Alter bei Heirat und Vaterschaft, das sich 
von 25,9 Jahren 1960 (männlich) auf 31,3 Jahre 
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Bildungsbeteiligung 
hat sich geschlechts- 
spezifisch verändert 


2003 verschoben hat (BMFSFJ 2003a; Expertise 
Tölke 2004). 

Die hierzu geführte Debatte bezieht sich weniger 
auf die Verlängerung von Phasen im beteiligten 
Schulsystem, als vielmehr auf Verschiebungen 
im Bildungsniveau, die vorrangig die weiblichen 
Jugendlichen auszeichnet. 

III.3.3 Umbrüche: Bildungsexpansion 
und weibliches Familiengrün- 
dungsverhalten 

Das allgemeine Bildungsniveau ist seit Mitte der 
60er Jahre kontinuierlich gestiegen; der Prozent- 
satz z. B. der Haupt- /bzw. Volksschulabschlüsse 
hat zugunsten mittlerer/höherer Bildungsab- 
schlüsse von 70 Prozent in 1960 auf ca. 25 Pro- 
zent im Jahr 2002 abgenommen. Zunehmend 
mehr junge Männer und Frauen erreichen hinge- 
gen den Realschulabschluss und auch den Hoch- 
schulzugang, wie es die nachfolgenden Zahlen 
belegen. 

Die Zahlen dokumentieren jedoch zugleich ein 
weiteres, in seiner Bedeutung nicht zu unter- 
schätzendes Faktum, nämlich die geschlechts- 
spezifischen Veränderungen im Bildungs verhal- 
ten. Im Jahr 2002 verfügen von den über 60- 
Jährigen knapp 15 Prozent der Männer und nur 
6 Prozent der Frauen über die Hochschulreife, in 
der Altersgruppe der 20- bis 30-Jährigen hinge- 


gen ist diese Zahl auf 33 Prozent bei den Män- 
nern und 38 Prozent bei den Frauen gestiegen 
(Statistisches Bundesamt 2004c). Der Anstieg 
bei den Frauen ist exorbitant und bedeutet, dass 
im Jahr 2002 mehr als jede 3. junge Frau ihre 
Berufskarriere mit dem höchstmöglichen Allge- 
meinbildungsabschluss beginnt. Daraus abzulei- 
ten, dass entsprechend dem Erwerbsarbeitsbe- 
reich im Leben dieser Frauengeneration eine 
große Rolle zugemessen wird, ist mehr als plau- 
sibel. 

Die Steigerung des allgemeinen Bildungsni- 
veaus, die für Männer und Frauen zu konsfatie- 
ren isf, aber vor allem Veränderungen in der 
Geschlechterrelation ausgelöst hat, wird im Ver- 
gleich der 1960 und 2000 erreichten Bildungsab- 
schlüsse in der nachfolgenden Graphik veran- 
schaulicht. 

Mit der gestiegenen Zahl junger Menschen, die 
eine Hochschulberechtigung erreichen (im Jahr 
2002 sind es 29 Prozent der Frauen und 21 Pro- 
zent der Männer), sind auch die Studierenden- 
zahlen seit 1960 größer geworden; zunächst stei- 
gen sie kontinuierlich bis 1994, um nach einer 
kleinen Phase des Stillstands seit 2000 weiter an- 
zusteigen. Begannen im Jahr 1960 5 Prozent 
eines Jahrgangs ein Studium (Universität/Hoch- 
schule), so sind es im Jahr 2002 bereits 
37 Prozent. Im WS 2003/04 war mit über 2 Mio. 
Studierenden der bisherige Höchststand an 


Abbildung 111.4 

Schulabgänger nach Geschlecht und Abschlussart 1960 und 2000 (in Prozent) 
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Abschied von Ver- 
einbarkeitsberufen 


deutschen Universitäten/Hochschulen und Fach- 
hochschulen erreicht, wobei im Jahr 2002 erst- 
mals mehr als die Hälfte der Studienanfänger 
Frauen waren (vgl. Statistisches Bundesamt 
2002b/2004d). 

Dass die schon an anderer Stelle hervorgehobene 
gestiegene Bedeutung der Berufskarriere - die 
gleichzeitig den familialen Bereich relativiert 
nicht vor der Studienfachwahl halt macht, zeigt 
ein Blick auf die Hochschulabschlüsse, denn hier 
kommt es zu bemerkenswerten Veränderungen: 

Neben dem Effekt der Bildungsexpansion, dem 
Anstieg der Abschlüsse aller Art seit 1970, ist 
hervorzuheben, dass bis 1975 die große Mehrheit 
(bis 79 Prozent) der weiblichen Universitätsab- 
solventen aus Lehrerinnen bestand. Die Studien- 
fachwahl „Lehramt“ war der klassische Univer- 
sitätsabschluss für Frauen, weil wegen der 
Halbtagsschulorganisation Frauen hier Mutter- 
schaft und Berufstätigkeit gut kombinieren konn- 
ten. Doch seit Mitte der 1970er Jahre stieg die 
Zahl der jungen Frauen, die andere Abschlüsse 
machten, stetig an - seit 1983 gibt es erstmalig 
mehr Frauen mit einem Diplom- oder Magister- 
abschluss als mit einem Lehramtabschluss und 
auch die Doktorprüfungen nahmen, wenn auch 
nach wie vor gering, stetig zu - und dieser Trend 
setzt sich fort.^o Dies heißt ganz offensichtlich, 
dass Frauen das Problem der Vereinbarkeit nicht 
mehr allein in ihrer Verantwortung sehen, wenn 


Seit 1993 sind für Deutschland insgesamt keine großen 
Veränderungen eingetreten, die Zahl der verschiedenen 
Abschlüsse ist fast konstant geblieben. 


sie dem überhaupt noch eine Relevanz zuerken- 
nen. Untersuchungen zeigen (vgl. Expertise 
Schaeper 2004), dass eine zunehmende Zahl von 
Frauen während des Studiums Abschied von der 
Idee eigener Mutterschaft nimmt. 

ln Bezug auf die mögliche Familiengründung be- 
deuten diese Umstrukturierungen dreierlei: 

- Zum einen heißt der Anstieg an Bildung, dass 
Bildung insgesamt, aber ganz vorrangig im 
weiblichen Lebenslauf eine gesellschaftlich 
neue Rolle bekommt. Hohe Bildungsinvesti- 
tionen sind kein Privileg der Männer mehr, 
und entsprechend dürfte der Übergang in 
reine Emährermodelle an Attraktivität verlie- 
ren, da hiermit für Frauen das Risiko des Ver- 
lusts an Bildungsinvestitionen verbunden ist. 

- Zum zweiten bedeutet die durchschnittliche 
Verdoppelung der Personen mit hohem Bil- 
dungsniveau zugleich den Anstieg des Alters 
bis zum Berufseinstieg. Unter der Maßgabe 
der in Deutschland normativ fest verankerten 
Abfolge von Lebenslaufphasen und Ereignis- 
sen (vor der Familiengründung feste Etablie- 
rung im Arbeitsmarkt) führt dies zwangsläufig 
zu einer Verschiebung der Familiengründung 
in weitere Feme. 

- Zum dritten zeigen neueste Studien zur Studi- 
enfachwahl, dass junge Frauen nicht mehr 
überwiegend den Lehrerbemf wählen, der als 
Vereinbarkeitsbemf schlechthin gilt. Mit Blick 
auf die erwartbare Erwerbssituation nach dem 
Examen gelten für alle anderen akademischen 
Berufe Karrierezwänge, die bei der Geburt ei- 
nes Kindes ohne familiale Arbeitsteilung mit 


Abbildung 111.5 


Bestandene Prüfnngen von Franen seit 1953* 



Jahr 

* 1953 bis 1992 früheres Bundesgebiet, seit 1993 Deutschland 
Quelle: Statistisches Bundesamt 2004, Hochschulstatistik 
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dem Partner kaum einzulösen sind (Abele/ 
Hoff/Hohner 2003). Wenn mit dem erweiter- 
ten Studienspektrum viele der jungen Frauen 
schon während des Studiums ihren Kinder- 
wunsch aufgeben^i, kann dieses auch als Er- 
kennen der unzureichenden Rahmenbedin- 
gungen für die Verknüpfung von beruflicher 
Karriere und Familie gewertet werden. 

Entsprechend lässt sich aus der Bildungsperspek- 
tive sicherlich festhalten, dass, wie Kaufmann 
(1995) es formulierte, eine „Restabilisierung der 
familialen Verhältnisse von einer Umorientie- 
rung männlicher Lebensentwürfe auf Familie mit 
abhängig ist“. 

III. 3.4 Chancen und Gewichtungen: 
Verschiebungen der 
Wirtschaftssektoren 

Ebenso bedeutsam wie die Betrachtung der Ar- 
rangements zwischen Partnern bezüglich der 


Zu Studienbeginn sehen junge Frauen zumindest zwei 
Kinder in ihrer Lebensplanung mehrheitlich vor. Am Ende 
des Studiums, also etwa nur drei bis fünf Jahre später, ha- 
ben bis zu 40 Prozent der Studentinnen Abstand vom Kin- 
derwunsch genommen (vgl. Expertise Schäper 2004). 


Verschränkungen von Erwerbs- und Familienar- 
beit sind Strukturveränderungen auf dem Ar- 
beitsmarkt, die die Chance, eine Hauptemährer- 
rolle einzunehmen, mitbestimmen. Langfristige 
Betrachtungen weisen hier seit den 80er Jahren 
Veränderungen auf, die die 1990er Jahre als 
,Wendepunkt‘ sektoraler Entwicklungen auf dem 
Arbeitsmarkt markieren. Ab etwa 1990 beginnt 
die Expansion des Dienstleistungssektors, die 
Beschäftigungen in allen anderen Sektoren zu 
überflügeln - und zwar sehr deutlich gerade in 
jenen Sektoren, die zu den angestammt männlich 
stereotypisierten Beschäftigungsbereichen zähl- 
ten. 

Wie dramatisch sich die Sektoren zueinander 
verschoben haben, zeigt die folgende Übersicht. 

Es deutet sich hier ein Umbruch der Erwerbs- 
chancen zwischen den Geschlechtern größeren 
Ausmaßes an, denn im wachsenden Dienstleis- 
tungsbereich werden erstmalig die Männer zu- 
rückgelassen. Heute arbeiten 66 Prozent aller Be- 
schäftigten in diesem Sektor, 2003 waren es 
81 Prozent der erwerbstätigen Frauen und 
54 Prozent der erwerbstätigen Männer. Entspre- 
chend hat die Zahl der im produzierenden Ge- 
werbe Beschäftigten abgenommen. Waren es 


Abbildung 111.6 

Veränderung der Anteile der in den einzelnen Wirtschaftsbereichen Beschäftigten 
an der Gesamtzahl aller in Deutschland Beschäftigten (in Prozent) 
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Quelle: Hans Bertram (1997): Familie leben, Gütersloh, S.23 
Aktualisiert mit den Daten des Statistischen Bundesamtes 
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Dienstleistungssek- 
tor bietet insbeson- 
dere Frauen neue 
Chaneen für Er- 
werbsbeteiligung 


zwischen 1960 und 1970 noch fast 50 Prozent 
der Arbeitsplätze, so sind es 2003 nur noch 
32 Prozent (Statistisches Bundesamt 2003a). 

Dathe/Schmid (2000) quantifizieren das Ausmaß 
des Wandels etwas differenzierter unter Ge- 
sichtspunkten der Gewinner und Verlierer dieses 
Umbruchs. Hiernach sind zwischen 1977 und 
1998 in Westdeutschland 1,6 Millionen Arbeits- 
plätze verloren gegangen, mehr als drei Viertel 
davon im Industriesektor. Demgegenüber steht 
eine Zunahme von 3,8 Millionen Beschäftigten 
im Dienstleistungssektor, zwei Drittel davon sind 
Frauen. Von den neuen Beschäftigungsverhält- 
nissen entfielen allein 42,3 Prozent auf soziale 
Dienstleistungen (z. B. Bildungs- und Gesundheits- 
wesen, Kinder- und Altenbetreuung); 36,4 Prozent 
auf untemehmensnahe Dienstleistungen (z. B. 
Finanz-, Rechts- und Wirtschaftsdienstleistun- 
gen, Technische Dienste, Werbung). Die Ergeb- 
nisse ihrer Analysen sind in der folgenden Ta- 
belle dargestellt. 

Tabelle 111.1 


Beschäftigungsgewinne und -Verluste 1977 bis 
1998 im früheren Bundesgebiet (in Prozent) 


B eschäftigungs Verluste 

-8,5 

B eschäftigungsge winne 

19,8 

Saldo 

11,3 

Relation^ 

2,3 

Anteil der Frauen an 

B eschäftigungs Verlusten 

31,3 

B eschäftigungsge winnen 

64,3 

Saldo 

91,7 

Sektorale Struktur der Beschäftigungsver- 
luste 

- Primärer Sektor 

9,0 

- Wissensintensive Industriezweige 

15,8 

- Übrige Industriezweige 

62,6 

- Bau 

12,6 

Sektorale Struktur der Beschäftigungsge- 
winne 

Dienstleistungen 

100,0 

- Untemehmensnahe Dienste 

36,4 

- Wissensintensive Dienste 

21,7 

- Andere Dienste 

14,7 

- Distributive Dienstleistungen 

14,4 

- Konsumtive Dienstleistungen 

5,9 

- Soziale Dienstleistungen 

42,3 

- Staatliche Dienstleistungen 

• Ohne Berlin und neue Bundesländer 

1,0 


^ Relation zwischen Beschäftigungsgewinnen und -Verlus- 
ten 

Datenbasis: Regionaldatenbank Arbeitsmarkt am WZB/AB 
Quelle: Dathe, Dietmar; Schmid, Günther: Dynamik von 
Dienstleistungen. WZB-Mitteilungen (88), 2000, S.19; Da- 
tenbasis: Regionaldatenbank Arbeitsmarkt am WZB/AB 


Frauen gelten zu Recht als Gewinnerinnen der 
Umstrukturierung des Arbeitsmarktes. Doch be- 
inhalten diese Veränderungen nicht zwingend 
auch den Zuwachs an Beschäftigungen mit fami- 
lienemährendem Einkommen. Wenn man be- 
trachtet, in welchen Bereichen der Zuwachs an 
Beschäftigungen zumindest in den letzten zehn 
Jahren erfolgt ist, so liegt der große Beschäfti- 
gungsgewinn vorrangig im Niedriglohnsektor 
der personenbezogenen Dienstleistungen, aber 
etwa auch in der Gruppe der Gebäudereiniger, 
des Verkaufspersonals und des Gastgewerbes - 
alles Bereiche, die deutlich nicht an der Spitze 
der Verdienstmöglichkeiten liegen. Der Zuge- 
winn an Arbeitsplätzen für Frauen liegt natürlich 
auch in hochqualifizierten Dienstleistungsseg- 
menten, V. a. in den wissensintensiven Diensten 
und den distributiven Dienstleistungen. Damit 
wird sich - im Unterschied zu den USA, wo die 
Frauen insgesamt inzwischen die höheren Löhne 
erzielen (vgl. Mitchell 1998, 331) - die Lohn- 
schere zwischen erwerbstätigen Frauen und 
Männern vermutlich langsam angleichen, wenn 
auch auf geschlechtsspezifisch je niedrigerem 
Niveau. 

III.3.5 Erzwungener Wandel vom 
Ernährermodell zum Zwel- 
Verdlenerprojekt? 

ln den 50er bis 70er Jahren hatten die Männer 
kontinuierliche Erwerbsarbeitsmöglichkeiten 
und relativ sichere, stabile Arbeitsplätze. Frauen 
haben zwischenzeitlich nicht nur im Bildungsbe- 
reich die Männer überholt, sondern sie sind auch 
die Gewinnerinnen der Beschäftigungsentwick- 
lungen, wenn z. T. auch in jenen Segmenten des 
Dienstleistungssektors, die ein existenzsichem- 
des Einkommen auch zukünftig kaum bieten 
werden. Die heute im Familiengründungsalter 
stehenden Männer sehen sich einer insgesamt 
unsichereren und instabilen Erwerbsarbeits- und 
Einkommenssituation gegenüber, die eine Fami- 
liengründung, bei der die existentielle Sicherung 
hauptsächlich auf ihren Schultern lasten würde, 
eher nach hinten verschieben, verzögern, wenn 
nicht verhindern dürfte. Wie die Frauen treten sie 
später ins Berufsleben ein, überwiegend auf- 
grund längerer Ausbildungen, aber auch wegen 
kumulierter Ausbildungsabschlüsse. Männer wie 
Frauen treffen dort auf einen instabilen Arbeits- 
markt, der v.a. in den ersten Jahren zu Betriebs- 
und Berufswechseln führen kann und v. a. für 
junge Männer in den ersten Jahren relativ hohe 
Arbeitslosigkeitsrisiken in sich birgt. Beide be- 
ginnen nicht selten mit befristeten Arbeitsverträ- 
gen (siehe Giesecke/Groß 2002). 

Angesichts dieser Entwicklungen stellt sich die 
Frage, ob wir nicht in der Tat eher auf dem Weg 
zu US-amerikanischen oder britischen Verhält- 
nissen sind und die Orientierung am Ernährer- 


Verlierer des Struk- 
turwandels sind 
männliche 
Beschäftigte 
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Modernisierte 
Elternschaft bedarf 
modernisierter 
Lebenslauf- 
institutionen 


Neue Muster der 
Verteilung von Er- 
werbs- und Famili- 
enarbeit für Hoch- 
qualifizierte 


tnodell als Leitbild der 60er Jahre, aber aueh am 
Ernährer- /Zuverdienermodell, der 80er Jahre 
aufgeben sollten zugunsten der Erkenntnis, dass 
die familiale Existenzabsieherung am besten 
dureh zwei im Arbeitsmarkt verankerte Personen 
gesiehert ist, die sieh zugleieh die Familienarbeit 
teilen und untereinander koordinieren. Dieses 
Modell, kulturell in den 70er Jahren vorbereitet, 
gewinnt individuell v.a. vor der Familiengrün- 
dungsphase an Boden. Auch gälte es, die Grün- 
dung von Familie - wie in den USA - von dem 
Gedanken zu lösen, dass diese sich erst auf der 
Basis einer gesicherten Erwerbsverankerung mit 
Langzeitperspektive realisieren ließe. 

Ein solcher Perspektivenwechsel bedeutete famili- 
enpolitisch zugleich, ein modernisiertes Konzept 
von Elternschaft in der Praxis jener Institutionen 
voranzutreiben, die Bildungs-Lebensphasen 
strukturieren (wie etwa Schulen/ Ausbildungs- 
stätten/Hochschulen). Innerhalb jener Berufs- 
strukturen, die Karrierezuschnitte an das Alter 
ihrer Mitarbeiter/innen binden, muss dies aufge- 
löst werden, da prinzipiell kein Platz für famili- 
enbelastete Personen vorhanden ist. Noch schei- 
nen gerade die Bildungseinrichtungen von jenen 
1986 erhobenen Normalitätsvorstellungen über 
ihre Studierenden auszugehen, wonach es sich 
mehrheitlich um den 24-jährigen eltemfinanzier- 
ten männlichen Studenten mit steter Verfügbar- 
keit handele (Holtkamp u. a. 1986). Diese 
Normalitätsvorstellung in den Studienverlaufs- 
modellen und wöchentlichen Stundenplänen fin- 
det sich v.a. aber auch in der Einschätzung der 
Leistungsfähigkeit der Studierenden nach Alters- 
normen (BMFSFJ 2004). 

Könnte es gelingen, dass Altersnormen in Bil- 
dung und Beruf und dortigen Karriereabschnitten 
außer Kraft gesetzt würden^^ ujjj zugleich Krip- 
penplätze und Kindertageseinrichtungen vor Ort 
eine gute Betreuung und Förderung des Nach- 
wuchses sicherten, während die Eltern selbst sich 
noch ausbilden, einarbeiten und weiterbilden, 
würden sicherlich eine Reihe von Barrieren ge- 
gen fiühe Elternschaften fallen. 

Kombiniert mit einer partnerschaftlich je neu 
auszuhandelnden Verteilung von Familien- und 
Lem-/oder Erwerbsarbeit untereinander und ge- 
setzlichen Hilfen gegen Vater- oder Mutter- 
schaftsdiskriminierung in Bildung und im Ar- 
beitsmarkt würden vermutlich die Chancen 
steigen, dass auch wieder Hochqualifizierte eher 
als unter den bestehenden Bedingungen ihrem 
Kinderwunsch nachgeben können. (Zukünftige) 
Eltern dann darin zu unterstützen, die Geschlech- 
terrollen innerhalb der Familie neu zu verteilen. 


In den USA sind Altersmarkierungen nicht mehr zugelas- 
sen, da dies unter Chancengleichheitsgesichtspunkten als 
diskriminierend charakterisiert wird. 


einmal getroffene Entscheidungen neuen Le- 
bensumständen anzupassen und Aushandlungs- 
prozessen neuen Raum zu geben hieße, eine 
Langfristperspektive einzunehmen, welche die 
sich verschiebenden Verbindungen zwischen Bil- 
dungs- und Arbeitswelt familienfreundlich auf- 
greift. 

III.4 Alles unter einem Dach? Der 
Wandel familialer Arbeit 

III.4.1 Der Wert der Arbeit 

Ein zeitlich nicht so eindeutig datierbarer sozia- 
ler Wandel betrifft Veränderungen im Zuschnitt 
und im Anforderungsprofil der im Privatbereich 
anfallenden Haus- und Sorgearbeit, die hier zu- 
sammenfassend als familiale Arbeit definiert 
wird. Sie verknüpft sich in vielfacher Weise mit 
dem oben dargestellten Strukturwandel moderner 
westlicher Gesellschaften, v. a. in der Ausdiffe- 
renzierung der Arbeit als erwerbsfÖrmig organi- 
sierter oder privat erbrachter Tätigkeit. Die mög- 
lichen Mischungsverhältnisse zwischen beiden 
für die Familiengestaltung fanden bisher weniger 
Beachtung. 

Familiale Arbeit, die im tradierten Modell des 
Familienemährers bzw. der Hausfrauenehe in 
den Verantwortungs- und Kompetenzbereich der 
Frauen fällt, verknüpft sich zugleich mit sich än- 
dernden Geschlechterrollen sowie mit den sich 
zueinander verschiebenden Phasen im Familien- 
leben, durch die sich das Gesicht von Familie 
ebenso verändert hat. Familienarbeit ist also we- 
der eine historische Konstante noch eine über die 
Lebenszeit ihrer Mitglieder gleich bleibende 
Größe. Zudem variieren Umfang und Struktur 
der Arbeit mit der Zahl ihrer Mitglieder, mit der 
Einkommens Situation und der beruflichen und 
sozialen Position, und nicht zuletzt in Abhängig- 
keit vom Vorhandensein bzw. Fehlen und dem 
Zugang zu haushalts- und familienunterstützen- 
den Dienstleistungen. 

Familienarbeit bezeichnet auch heute einen ge- 
sellschaftlich konstitutiven Arbeitsbereich von 
beträchtlicher Größenordnung. Der vielfach pro- 
gnostizierte Rückgang des Zeitaufwands für die 
„Arbeit des Alltags“ (Jurczyk/Rerrich 1993a) in 
privaten Haushalten, vor allem in Familienhaus- 
halten, ist bis heute ausgeblieben, ln den privaten 
Haushalten der Bundesrepublik Deutschland 
wurde im Jahre 2001 ein Gesamtvolumen an 
96 Mrd. Stunden unbezahlter Arbeit geleistet, 
d. h. das 1,7 fache an Zeit im Vergleich zu insge- 
samt 56 Mrd. Stunden Erwerbsarbeit (Statisti- 
sches Bundesamt/ BMFSFJ 2003). 

Diese Relation verdeutlicht, dass es sich bei 
familialer Arbeit, die zum einen sachbezogene 
Hausarbeit und zum anderen personenbezogene 
Fürsorgearbeit für bedürftige Angehörige 


Familiale Arbeit ist 
ebenfalls im Wandel 
begriffen 


ln Familien wird ein 
großes Ausmaß an 
unbezahlter Arbeit 
geleistet 



Drucksache 16/1360 


- 88 - Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Familienarbeit aueh 
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Aufteilung der Fa- 
milienarbeit hängt 
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Normen ab 


Profil der Familien- 
arbeit variiert mit 
Familienphasen 


unterschiedlichen Alters umfasst, nicht etwa um 
ein frühkapitalistisches Relikt oder eine vemach- 
lässigbare Restgröße handelt. Vielmehr ist sie ein 
Bestandteil gesellschaftlich notwendiger Arbeit, 
ohne den auch moderne westliche Gesellschaften 
nicht überlebensfahig wären. Dieser Tatbestand 
geriet jedoch durch die Verkürzung von wirt- 
schaftlichem Handeln auf lediglich marktformig 
organisierte Formen von Erwerbsarbeit mehr und 
mehr in Vergessenheit. Seit Adam Smith ver- 
kümmerte die Familienarbeit zunehmend zur 
„dienenden Hintergrundarbeit“ (Bock/Duden 
1977). ln dieser Weise konnotiert und - wie oben 
dargestellt - strukturell den Frauen und Müttern 
zugewiesen, wurde sie in unangemessener Weise 
trivialisiert. Dennoch werden im Zuge des ge- 
genwärtigen Übergangs von der Industrie- zur 
wissensbasierten Dienstleistungsgesellschaft die 
Chancen, aber auch die Notwendigkeiten der Ge- 
staltung familialer Arbeitsorganisation vielfälti- 
ger. Aber es stellt sich zugleich mit Nachdruck 
die Frage, wie Familienarbeit in Zukunft gesell- 
schaftlich verlässlich organisiert werden soll, 
und zwar jenseits klassischer Geschlechterrollen- 
zuschreibungen. 

III.4.1.1 Die vielen Facetten der Arbeit 

Wie und von wem die anfallende Haus- und Sor- 
gearbeit erledigt wird, bestimmt sich heute vor- 
rangig durch das verfügbare Haushaltsbudgef, 
aber auch durch die normativen Bindungen der 
erwachsenen Familienmitglieder an Leitideen 
darüber, wie Familienleben auszusehen hat, wer 
welcher Art von familialer Dienstleistung bedarf 
und wer sich mit welchen Anteilen an familialer 
und Erwerbsarbeit beteiligt. Somit verweisen die 
Haushaltstypenunterscheidungen Selbstversor- 
gerhaushalt (mit sehr hohen Anteilen familialer 
Eigenarbeit), Dienstleistungshaushalt (mit ho- 
hen Anteilen der vom Haushalt genutzten markt- 
wirtschaftlichen Dispositionsbereiche inklusive 
von beschäftigtem Personal im Haushalt) und 
Vergabehaushalt (mit weitgehender Auslagerung 
familialer Arbeit an den Markt) nicht nur auf re- 
lationale Größen in der möglichen Varianz an fa- 
milialer Eigenarbeit im Verhältnis zu marktwirt- 
schaftlich verfügbaren Dienstleistungen in einer 
gegebenen historischen Zeit. Vielmehr charakte- 
risieren sie auch zeithistorisch verschiedene Ty- 
pen des Familienlebens und graduell unter- 
schiedliche Abhängigkeiten ihrer Mitglieder von 
familialer Arbeit. 

Das Profil der Haus- und Sorgearbeit unterschei- 
det sich demnach in verschiedenen Familienpha- 
sen, ist nicht ohne die Pluralisierung von Le- 
bensformen und nicht ohne die externe 
Verzahnung der Familie mit außerfamilialen Re- 
alitäten zu sehen. Alle drei Faktoren stehen wie- 
derum in Zusammenhang mit dem Wandel des 
gesellschaftlichen und innerfamilialen Lebens- 


standards, der Emährungs- und Betreuungsge- 
wohnheiten und schließlich der Technisierung 
der Hausarbeit, die sich - ebenfalls mit steigen- 
dem Wohlstand seit den 1960er Jahren - in allen 
Schichten durchzusetzen begann (vgl. Meyer/ 
Schulze 1993). 

Verschiebungen in den Beteiligungsprofilen der 
Geschlechter an Haus- und Familienarbeit verlie- 
fen über die hier betrachtete Zeitspanne einer 
Generation jedoch anders als heute oft transpor- 
tiert. Denn die Not der Nachkriegszeit in der 
Bundesrepublik erforderte zunächst ein hohes 
Maß an familialer Eigenarbeit, die die männliche 
Seite in großem Umfang einschloss, wenn auch 
durch klare geschlechtsspezifische Aufgabenzu- 
weisungen in den Beteiligungsmustem des fami- 
lialen Alltags gekennzeichnet, ln den 1950er Jah- 
ren waren sowohl der Anteil der an familialer 
Eigenarbeit beteiligten Männer als auch der Um- 
fang ihrer Mitwirkung im Vergleich zu heute be- 
trächtlich. Die männliche Hausarbeit - Hausbau, 
An- oder Umbau, Streichen, Fenstereinsetzen, 
Dachdecken, Gartenbestellung, Reparaturarbei- 
ten aller Art - war zudem mit häuslicher Anwe- 
senheit verbunden (Braemer 1994). Hinzu kamen 
das Schleppen von Holz und Kohlen, das Versor- 
gen des Kleinviehs, und, wenn die alten Eltern 
pflegebedürftig wurden, der Ausbau des Dach- 
stuhls oder das Einziehen von Wänden usw., 
während die Frauen neben ihrer täglichen Haus- 
arbeit noch strickten, nähten, Kleidung ausbes- 
serten, einkochten, den Waschtag überstanden 
usw. 

Die in den 1960er Jahren einsetzende Rationali- 
sierung der Hausarbeit etwa durch Auslagerung 
der Eigenarbeitsproduktion (Reinigungs-, Mö- 
bel- und Textilindustrie, Kantinen/Restaurants) 
und durch Umstrukturierung der Nahrungszube- 
reitung (Konservierungs-ZFertigungsgeräte zur 
Nutzung industriell vorgefertigter Produkte) gab 
der individuellen Gestaltung deutlich größere 
Handlungsspielräume. Nutzerhinweise und An- 
wendungsverordnungen beraubten die Bewälti- 
gung dieses Teils der Hausarbeit ihres koch- 
künstlerischen (klassisch „weiblichen“) oder 
handwerklich-reparaturbenötigenden (klassisch 
„männlichen“) Spezialwissens und machen sie 
zu „Jedermanns-Zlederfrau-Fähigkeiten“. Der 
Sohn kann per Mikrowelle seine warme Mahlzeit 
selbst in seinen Tagesablauf integrieren; die 
Tochter wird mit der Bauanleitung eines Fertig- 
regals ebenso gut oder schlecht klar kommen wie 
ihre Eltern. 

Der männliche Anteil der Familienarbeit wurde 
mit steigendem Wohlstand bald ausgelagert bzw. 
durch Facharbeit (Maler, Maurer usw.) einge- 
kauft und für Ehemänner zunächsf in „Freizeif“ 
(oder Übersfunden) umgesefzf. Der weibliche 
Anfeil der Familienarbeit reduzierte sich mit stei- 


In den 60er Jahren 
eröffnen sich grö- 
ßere Gestaltungs- 
Spielräume für 
Familienarheit 


Mit steigendem 
Wohlstand wurden 
männliche Anteile 
an Familienarheit 
ausgelagert 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 89 - 


Drucksache 16/1360 


Für Familienarbe 
immer noch Frauen 
hauptverantwortlieh 


gendem Wohlstand ebenfalls, jedoch nur jener 
Teil, der sich als materielle Hausarbeit bezeich- 
nen lässt, v.a. durch die einsetzende Technisie- 
rung der Hausarbeit: Seit Mitte der 1970er Jahre 
wurde rationalisiert durch den Einzug der 
Waschmaschinen in alle Schichten, der Spülma- 
schinen und der Mikrowelle im darauf folgenden 
Jahrzehnt^^ Jedoch weiteten sich fast im Gegen- 
zug hierzu andere Segmente der weiblichen Fa- 
milienarbeit aus, auf die wir weiter unten (4.1.2) 
eingehen. Charakterisiert ist die Familienarbeit 
im Haushalt insgesamt durch die wechselseitigen 
Unterhalts- und Sorgeansprüche und -Verpflich- 
tungen zusammen lebender (und auch nicht zu- 
sammen lebender) Personen. Gerade hierüber er- 
hält sie „...eine extrem große Bedeutung für die 
soziale Integration einer Gesellschaft“ (Geissler 
2002, 30). Doch haben die Umstrukturierungs- 
prozesse im Inneren der Familienarbeit die bis 
heute dominierende Spaltung der gesellschaftlich 
notwendigen Arbeit in marktwirtschaftlich orga- 
nisierte Erwerbsarbeit und private Familienarbeit 
weiter vorangetrieben und sie zugleich deutlicher 
als vorher verbunden mit geschlechtsspezifi- 
schen Umgewichtungen beider Arbeitsformen. 


Familiale Arbeit umfasst damit die Gesamtheit 
der Arbeitsleistungen, die in Familie und Haus- 
halt erbracht werden, um die physische und psy- 
chische Reproduktion aller Mitglieder eines 
Haushalts zu gewährleisten. Es handelt sich um 
privat geleistete Arbeit, die in der heutigen Form 
einseitiger nur noch in der Nachkriegsphase dem 
weiblichen Geschlecht zugewiesen wurde. Ent- 
sprechend übernehmen Frauen die heute alltäg- 
lich anfallenden Versorgungs-, Betreuungs-, 
Pflege- und Erziehungsleistungen im Haushalt 
überwiegend hauptverantwortlich, vor allem 
dann, wenn sie sich für Familie und Kinder ent- 
scheiden. Diese Tätigkeiten binden einen Groß- 
teil ihrer Lebenszeit und ihrer Kompetenzen und 
führen unter den heutigen Bedingungen zu teils 
erheblichen Abstrichen bei ihrer beruflichen 
weüblicher^Tätig- Teilhabe, ihrem aktuellen Lebensniveau und ih- 
keitsfelder - auch rer Alterssicherung im Vergleich zu Männern, 
jenseits von aber auch im Vergleich zu Frauen, die sich nicht 
Famihenarbeit familiale Lebensformen eingelassen haben. 

Die für die Sorge- und Pfiegearbeit erforderli- 
chen Fähigkeiten und Kompetenzen wurden wei- 


I. Ostners (1988) brillanter Aphorismus zum Kochen, das 
...“zur materiellen Seite der weiblichen Hausarbeit gehö- 
rend ? zugleich ,aus Liebe‘, als Teil der Beziehungsarbeit 
also, gesehen werden kann und sich doch angesichts mo- 
derner Technologien als tiefgefrorenes Produkt von dieser 
ursprünglichen Bestimmung ablösen kann“, gibt den Blick 
frei auf Rationalisierungsfolgen. Ihr Beispiel für ,tiefge- 
frorene‘ Liebe ist der Ehemann, der bei kurbedingter Ab- 
wesenheit der Frau das von ihr für ihn mit Liebe Vorge- 
kochte mikrowellenzubereitet mit seiner Geliebten 
verspeist. 


terhin entweder zum Bestandteil des weiblichen 
Geschlechtscharakters erklärt oder als minder- 
wertige „Jedefrau“- Qualifikation abgetan, ln der 
Konsequenz führte das schließlich auch zu einer 
Geringschätzung entsprechender weiblicher Tä- 
tigkeitsfelderjenseits von Famihenarbeit. 

Die gesellschaftliche Relevanz dieser nur ver- 
meintlich rein „privaten“ Arbeit des Alltags wird 
im Allgemeinen erst dann besonders deutlich, 
wenn sie nicht oder nur in unzureichendem Maße 
erbracht wird. Hier zeigt sich der „Erfolg“ der 
Unsichtbarmachung des Arbeitscharakters von 
Famihenarbeit im öffentlichen Bewusstsein. 
Gleichwohl findet in der gemeinschaftlichen Le- 
bensführung des Familienhaushalts nicht nur die 
Suche nach einem „guten Leben“ ihren Ort. Viel- 
mehr ist sie auch Ausdruck des Angewiesenseins 
aufeinander, der Sorge und Unterstützung fürei- 
nander, was stets Gefühls- und Arbeitsbeziehun- 
gen umfasst. 

Erst seit den 1970er Jahren kam es überhaupt zu 
einer wissenschaftlichen Auseinandersetzung 
mit diesem Thema durch die Frauenforschung 
(Ostner 1979), aber auch durch die Haushalts- 
wissenschaft (von Schweitzer 1997). Dadurch 
wurde die millionenfache Alltagserfahrung von 
Frauen mit der Arbeit in Familie und Haushalt 
allmählich ins öffentliche Bewusstsein gehoben 
und in ihrer gesellschaftlichen Bedeutung her- 
ausgearbeitet (Kontos 1991). 

III.4.1.2 Verschiebungen im 
Profii der Arbeit 

Eine Definition des Begriffs „Familien- bzw. 
Hausarbeit“ ist zunächst abhängig von einer 
Ziel- und Aufgabenbestimmung des Haushalts, 
nämlich zur Lebenserhaltung, Lebensgestaltung 
und zur Kultur des Zusammenlebens beizutra- 
gen. Dies ist verbunden mit einer ökonomischen, 
regenerativen, generativen Sozialisations- und 
gesellschaftlichen Platzierungsfunktion (von 
Schweitzer 1988, 230f). Dabei ist der Haushalt 
aber auch jene Institution, durch die sich diese 
Funktionen überhaupt erst realisieren lassen. 
„Familiales Zusammenleben ist ohne diese Re- 
alisation über den Haushalt also nicht möglich“ 
(Methfessel 1992, 15). 

Eine Unterscheidung von Arbeitsbereichen der 
Famihenarbeit erfolgt in der hauswirtschaftli- 
chen Fachliteratur nach verschiedenen Kriterien 
in: 


- Vorrangig produzierende Leistungen und 
Dienstleistungen ( = hauswirtschaftliche Auf- 
gaben); 

- Information, Entscheidung, Planung, Organi- 
sation ( = haushälterische Aufgaben); 


Erst seit den 70er 
Jahren wissenschaft- 
liche Auseinander- 
setzung mit dem 
Wert von Familien- 
arbeit 



Drucksache 16/1360 


- 90 - Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Die neue Hausarbeit 
besteht immer mehr 
aus „Schnittstellen- 
management“ 


Pflege, Erziehung, Familienkultur etc. ( = be- 
ziehungs- und erziehungsorientierte Aufga- 
ben); 


Kettschau/Methfessel (2003) fassen die mit der 
neuen Hausarbeit verbundenen Haushaltsarbei- 
ten genauer und beschreiben sie wie folgt: 


- Lebensstil, Wohnkultur etc.( = gestalterische 
Aufgaben ). 

Im realen Alltag erhalten angesichts der zuneh- 
menden Komplexität der Lebensbedingungen die 
haushälterischen Aufgaben mehr und mehr Ge- 
wicht, und zwar vor allem an den Schnittstellen 
zwischen Haushalten und anderen Institutionen 
der Gesellschaft. Thiele-Wittig (2003) spricht in 
diesem Zusammenhang von „Neuer Hausarbeit“. 
Einerseits hat ein Teil der traditionellen Hausar- 
beit durch Auslagerungsprozesse aus den Haus- 
halten nachweislich abgenommen, andererseits 
ergeben sich für die Haushalte auf Grund der 
Zunahme von Außenbeziehungen und Verflech- 
tungen zahlreiche neue Aufgaben, deren Arbeits- 
charakter zunächst kaum beachtet wurde. „Im 
engeren Sinne sind es Arbeitseinsätze an den 
Schnittstellen zu den verschiedenen Institutio- 
nen, von denen Haushalte Güter und Dienstleis- 
tungen beziehen (Märkte, Banken, Versicherun- 
gen, Verkehrseinrichtungen, Gesundheits- und 
Bildungseinrichtungen)“ (Thiele-Wittig 2003, 4). 

Somit ergeben sich vermehrte Anforderungen an 
die Orientierungs-, Abstimmungs- und Integra- 
tionsfähigkeit der Haushaltsmitglieder ange- 
sichts der Auffächerung und Ausdifferenzierung 
der Aufgaben der Haushalte. „Die für die ,Neue 
Hausarbeit‘ erforderlichen Kompetenzen unter- 
scheiden sich von denen für traditionelle Hausar- 
beit, da sie sich auf die Auseinandersetzung mit 
den Lebensbedingungen und auf zunehmende 
Vermittlungsleistungen verschiedener Institutio- 
nen beziehen.“ (ebd.) 

Die Zunahme der Außenbeziehungen an den 
Schnittstellen zu anderen Institutionen der Ge- 
sellschaft ist für die Haushalte verbunden mit ab- 
nehmenden Möglichkeiten, sowohl das Ausmaß 
als auch die Art und Weise der Gestaltung dieser 
Schnittstellen selbst zu bestimmen (Schlegel- 
Matthies 2003). Bisher wurden die Entlastungs- 
und Wohlfahrtseffekte der zahlenmäßig anwach- 
senden Schnittstellen zu einseitig betrachtet, so 
dass der Arbeitscharakter dieser von Privathaus- 
halten zu erbringenden vielfältigen Vermittlungs- 
leistungen an unterschiedlichen Schnittstellen 
unterbelichtet geblieben ist. 

Zur neuen Hausarbeit gehören auch Arbeiten zur 
Gestaltung eines eigenen Haushaltsstils, der im 
Ergebnis von haushaltsintemen Aushandlungs- 
und Entscheidungsfindungsprozessen zwischen 
den Haushaltsmitgliedem unterschiedlicher 
Geschlechter- und Generationenzugehörigkeit 
zustande kommt, um ihre individuellen Bedürf- 
nisse, Interessen, Wert Vorstellungen und Lebens- 
stilpräferenzen zu koordinieren (Meier 2000). 


- an den Schnittstellen der Haushalte mit ge- 
sellschaftlichen Institutionen des Marktes 
(z. B. Kinderarzt, Erzieherin oder Lehrerin) 
und Verbraucherberatung bis hin zu Versiche- 
rungen und Finanzamt; 

- das intensivierte Zusammentreffen von Ver- 
brauchern als „Laien“ und Anbietern als „Ex- 
perten“ (mit der entsprechenden Kompetenz- 
differenz); 

Zum selbstverständlichen, aber zeitlich weniger 
rhythmisierten und festgelegten sowie nur im 
spezifischen Bedarfsfall durchgeführten Aufga- 
benbereich gehören demnach: 

- Tätigkeiten, die weniger als Hausarbeit wahr- 
genommen werden; 

- weniger mit Routine und Traditionen zu be- 
wältigen sind; 

- neue Kompetenzen verlangen, sowohl Fach- 
kompetenzen zur Entscheidungsfindung, als 
auch Sozialkompetenzen im Umgang mit den 
Institutionen und Personen (Kettschau/ 

Methfessel 2003, 4). 

Hinzu kommen die Aktivierung und Nutzung öf- 
fentlicher und privater Angebote für Kinder, 

Pflegebedürftige und Behinderte (vgl. Expertise 
Müller/Bird/Bohns 2004). 

ln der Ausweitung und Intensivierung dieser Wegen neuer Haus- 
neuen Formen von Hausarbeit als Bestandteil haltsarbeit keine 

von Familienarbeit hegt ein Grund, weshalb der K‘^‘l“ktion der 
„ . , r- 1- , , , -1 Gesamtarbeitszeit 
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seit etwa 100 Jahren keineswegs nennenswert 
zurückgeht. Auch zeigt diese Entwicklung, dass 
die von der ersten Generation der Haushaltswis- 
senschaftlerinnen erhoffte Reduzierung von 
Hausarbeit durch ihre fortschreitende Rationali- 
sierung und Technisierung so nicht eingetreten 
ist. Zwar konnten die Beschwerlichkeiten ver- 
schiedener Arbeitsfelder (Waschen, Kochen, 

Vorratshaltung) durch moderne Haushaltsgeräte 
beträchtlich vermindert werden. Es kamen aber 
eben auch neue Arbeitsbereiche hinzu: Die 
Pflege und Wartung des häuslichen Maschinen- 
parks selbst, die vielfältigen Hygienestandards 
moderner Haushalts- und Lebensführung, nof- 
wendige Allfagsarrangemenfs zwischen Beruf 
und Familie und nicht zuletzt die wiederum 
Frauen zugeschriebene Verantwortung für eine 
gesunde Ernährung der Kinder oder für eine öko- 
logische Mülltrennung. Sie alle erfordern einen 
hohen zeitlichen Aufwand. Außerdem fällt Zeit 
für die Informationsbeschaffung über neue Pro- 
dukte und Dienstleistungen und deren Verarbei- 
tung ins Gewicht. Sie alle lassen sich bis zu ei- 
nem gewissen Grad in ihrer Erledigung zeitlich 
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flexibel einpassen, unterliegen aber zugleich den 
extern gesetzten Zeitregimen. Hinzu kommt die 
allgegenwärtige Erfahrung, dass sich die vielfäl- 
tigen, auf eine perfekte technische und organisa- 
torische Durchrationalisierung der familialen Ar- 
beit gerichteten Versuche häufig an ihrem 
spezifischen Charakter als personen- und bedürf- 
nisbezogene Arbeit brechen. 

Gewandelt hat sich aber auch die Anforderungs- 
struktur an ebenfalls kaum individuell zu rationa- 
lisierende familiale Beziehungs- und Erzie- 
hungsarbeit im weitesten Sinne. Diese Seite 
familialer Alltagsarbeit verfestigt sich normativ 
als emotionaler Wert und verflüssigt sich zu- 
gleich in kaum noch arbeitsinhaltlich zu fassen- 
der Sorge für andere, als „irgendwie“ zu gestal- 
tender Ausgleich gegen Stress im Berufsleben, 
als Geborgenheitspostulat mit Anspruch an eine 
möglichst allseitige Frühforderung des Nach- 
wuchses - ebenso als Hort verlässlicher emotio- 
naler Sicherheit gegenüber Belastungen und 
Leistungsanforderungen im öffentlichen Raum 
(vgl. Kontos/Walser 1979; Rerrich 1983; Pas- 
quale 1998). Wurde in den 1950er und 1960er 
Jahren noch vom 1. Lebensjahr des Kindes als 
„Schlaf- und Reifezeit“ ausgegangen, banden die 
Forschungen zur fiühen Kindheit den vermeintli- 
chen „Freisetzungsgewinn“ der Mütter von ma- 
teriell-organisatorischer Hausarbeit ab den 
1970er Jahren erneut an deren Anwesenheit als 
Versorgungs- und Anregungspotential für den 
Nachwuchs in den eigenen vier Wänden, und 
zwar ab dem ersten Lebenstag bis möglichst zum 
Schuleintritt (Schütze 1988a; Hochschild 1990). 
Damit aber entstand zugleich ein neues Un- 
gleichgewicht zwischen den Geschlechtern mit 
einer Konzentration der emotionalen Familienar- 
beit auf Seiten der Frau und - wie die Studien zur 
Zufriedenheit mit dem sich der materiellen Haus- 
arbeit zunehmend entziehenden Partner der 
1980er Jahre zeigen (Metz-Göckel/Müller 1985; 
Krüger u. a. 1987) - mit steigenden Spannungen 
zwischen den Geschlechtern, vor allem in der 
Phase junger Elternschaft (vgl. Kap. IV). 

Ähnlich ungleichgewichtig verlaufen die ge- 
schlechtsdifferenten Prozesse der Verberufh- 
chung familialer Arbeit: Die Überführung männ- 
licher Eigenarbeit ins Erwerbssystem hat zu 
einer deutlichen Entmischung familialer und er- 
werbsfÖrmig organisierter Arbeit geführt. Die 
Fähigkeit, ein Regal selbst zu bauen oder die 
Wände zu streichen, gefährdet trotz traditionaler 
Bindung dieser Tätigkeiten an das männliche 
Geschlecht die entsprechende Facharbeit, das 
Schreiner- oder Malerhandwerk, weder qualifi- 
katorisch noch tarifrechtlich, selbst wenn sie als 
Fremdarbeit in die Familie eingekauft wird. An- 
ders hingegen die weibliche Eigenarbeit, die sich 
selbst in verberufhchter Form nicht eigentlich als 
Facharbeit von der Charakterisierung als einer 


essentiell „Jede-Frau-Fähigkeit“ hat lösen kön- 
nen. Die Hausfrau, die sich in familialen „Care“- 
Leistungen per Dienstleistungen unterstützen 
ließ und lässt (etwa über eine Kinder-, Raum- 
oder Hauspfiegerin, in der Kinder-, Haushalts-, 
Alten-, Behinderten- oder Langzeitkranken- 
pfiege), hat stets mit dem Problem der Eigenzu- 
ständigkeit (und im Prinzip der vermuteten bes- 
seren Eignung) für diese Tätigkeiten als Frau zu 
kämpfen. Der daraus resultierende Druck auf 
Eigenübemahme (mit Verzicht, zumindest Redu- 
zierung eigener Erwerbsarbeit) bzw. der perspek- 
tivischen Planungsunsicherheiten bei den not- 
wendigen Arrangements zwischen Erwerbs- und 
Familienarbeit stellte sich für das männliche Ge- 
schlecht nicht und beginnt erst in jüngster Zeit, 
V. a. durch die Diskussion um die Notwendigkeit 
einer stärkeren Beteiligung der Väter an der Er- 
ziehung ihrer Kinder, eine Rolle zu spielen. 

Während sich die materielle Hausarbeit aus Sicht 
beider Geschlechter über ihre Technisierung und 
die Verfügung über Geld in einem bestimmtem 
Umfang rationalisieren lässt, gilt dies insbeson- 
dere für die Sorgearbeit, die sich mit bestimmten 
Anforderungen an „Gefühlsarbeit“ verbindet, ei- 
gentlich nicht. Diese ist nicht im Sinne der Tech- 
nisierung rationalisierbar, wohl aber durch die 
Umverteilung auf andere Haushaltsmitglieder 
und neue Kooperationsformen mit öffentlichen 
Unterstützungssystemen anders organisierbar. 
Doch stehen diesem (noch) eingeschliffene Zu- 
ordnungen entgegen. 

Wiewohl bekannt ist, dass Kinder nicht die leib- 
liche Mutter brauchen, sondern feste Bezugsper- 
sonen, um verlässliche Beziehungen aufbauen zu 
können, und dass diese verlässlichen Personen 
zum Wohle des Kindes schon um der Entwick- 
lung emotionaler Autonomie willen möglichst 
zahlreich sein sollten, geben die weit verbreiteten 
Normen immer noch vor, dass Frauen sich von 
ihren Aufgaben in der Familie nicht in größerem 
Umfang entfernen sollten. Wie groß dieser Um- 
fang sei, bestimmen nicht so sehr Forschungser- 
gebnisse über Folgen zu enger Beziehungsab- 
hängigkeiten, sondern eher mutterzentrierte 
versus kindzentrierte Einstellungen zum Famili- 
enleben und seinen externen Ergänzungsnotwen- 
digkeiten durch ausserfamiliale Frühförderung. 
Auch hier findef sozialer Wandel sfatt, der die 
Schiefiage in der Geschlechfszuständigkeit für 
Familienarbeit erst sehr allmählich verändert 
(Stichworte: Betreuungs- und Bildungsstandards, 
Forderung nach Professionalisierung und Quali- 
fizierung des Erzieherinnenberufs, nach ange- 
messener Bewertung und Bezahlung in femini- 
sierten Berufsfeldem usw.). 

Obwohl eine partnerschaftliche Arbeitsteilung 
im Haushalt als Idealvorstellung inzwischen un- 
ter den jüngeren Generationen verbreitet ist und 


Gefühls- und Sorge- 
arbeit sind nicht ra- 
tionalisierbar, aber 
neu organisierbar 


Rhetorik der Gleich- 
heit und Praxis 
klaffen noch weit 
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Drucksache 16/1360 


- 92 - Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Ein großer Teil der 
emotionalen Sorge- 
arbeit bleibt den 
Fauen überlassen 


Familien entlasten 
sich technisch und 
durch die Aktivie- 
rung sozialer 
Netzwerke von 
Hausarbeit 


auf hohe Akzeptanz trifft („Gleichheitsrheto- 
rik“), ist die konkrete Praxis im Familienalltag 
noch erheblich davon entfernt. Wie in Kap IV, 
auch Kap VI thematisiert, setzen Retraditionali- 
sierungstendenzen insbesondere nach der Ge- 
burt eines Kindes ein, was mit vielfältigen struk- 
turellen Barrieren zu erklären ist, aber auch mit 
mentalen und kulturellen Mustern zu tun hat. 

Während Männer durchaus bereit sind, be- 
stimmte Hausarbeiten zu übernehmen, wenn sie 
dazu aufgefordert werden, bleiben insbesondere 
routinemäßig anfallende Arbeiten der täglichen 
Versorgung sowie die Gesamtkoordination und 
-Organisation des Alltags und schließlich die „Ge- 
fuhlsarbeit“ weitgehend den Frauen überlassen. 
Auch die zahlreichen Koordinierungs-, Synchro- 
nisations- und Organisationsaufgaben werden 
überwiegend und mit enormen Anstrengungen 
von ihnen übernommen, und zwar für alle Haus- 
haltsmitglieder (vgl. Jurczyk/Rerrich 1993a; 
Meier/Preusse/Surmus 2003). Das trifft auch auf 
die große Zahl von berufstätigen Frauen zu, die 
als Managerinnen des Alltags eine Vielzahl von 
Belastungen zwischen Beruf und Familie bewäl- 
tigen müssen: „Unabhängig davon, ob erwerbstä- 
tige Mütter viel verdienen oder wenig, ob sie ei- 
nen hohen oder niedrigen Bildungsstand haben, 
ob sie in Leipzig oder in Frankfurt leben, die 
Hauptlast der Familienarbeit hegt auf ihren 
Schultern, und zwar auch dann, wenn sie 
40 Stunden pro Woche oder länger erwerbstätig 
sind.“ (Ludwig u. a. 2002, 135). 

Veränderungen in Richtung einer partnerschaftli- 
chen innerfamilialen Arbeitsteilung sind am 
ehesten in Paarkonstellationen nachweisbar, in 
denen Frauen in Vollzeit berufstätig sind oder zu- 
mindest einer vollzeitnahen Teilzeitbeschäfti- 
gung nachgehen bzw. in denen ihre Partner die 
Erwerbsarbeitszeit reduzieren. 

III.4.1.3 Entlastungsstrategien von 
Haus- und Sorgearbeit 

Vor dem Hintergrund einer zunehmenden Er- 
werbsbeteiligung von Frauen und dem Tatbe- 
stand einer bislang nur geringfügig stärkeren Be- 
teiligung von Vätern und Kindern an diesem 
Arbeitsbereich werden weitere Strategien ge- 
nutzt, um die anfallende Familienarbeit zu be- 
wältigen. Haushalte setzen weiter auf die Techni- 
sierung von Hausarbeit. So konnte durch die 
inzwischen beinahe flächendeckende Ausstat- 
tung der bundesdeutschen Haushalte mit einer 
Geschirrspülmaschine der Zeitumfang für die- 
sen Arbeitsbereich nachweislich zurückgefahren 
werden. Zur Bewältigung rationalisierungsresis- 
tenter Familienarbeit greifen Haushalte außer- 
dem auf ihre familialen Netzwerke zurück. 
Neben monetären Transfers zwischen den Groß- 
eltern, Eltern und Kindern (vgl. Kap. IV) spielen 


nachweislich vielfältige Formen der gegenseiti- 
gen instrumentellen und emotionalen Unterstüt- 
zung im Alltag eine wichtige Rolle. Aber auch 
Netzwerke in der Nachbarschaft, im Freundes- 
und Kollegen/Kolleginnenkreis zur gegenseiti- 
gen Unterstützung werden geknüpft und genutzt. 

Schließlich greifen Haushalte - wenn es ihre fi- 
nanzielle Situation erlaubt - auch auf bezahlte 
Hilfen durch haushaltsfremde Personen zurück, 
um eine Überlastung zu vermeiden und hausar- 
beitsfreie Zeit zu gewinnen. Rerrich geht sogar 
davon aus, dass die quantitativ bedeutsamste 
Umschichtung von Familienarbeit, die heute 
stattfindet, nicht die zwischen Frauen und Män- 
nern ist, sondern zwischen unterschiedlichen 
Gruppen von Frauen verläuft (Rerrich 2002). 
Eine empirisch valide Überprüfung dieser These 
steht bislang allerdings noch aus. 

Bei der Vergabe von Familienarbeit in Deutsch- 
land handelt es sich überwiegend um Putzarbeiten 
mit einem geringen gesellschaftlichen Ansehen 
und einem vermeintlich geringen Anspruchsni- 
veau. Diese Arbeiten werden vorrangig von ge- 
ring qualifizierten Arbeitnehmerinnen - häufig 
Migrantinnen - ausgeführt, die zudem häufig 
keine Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis besitzen. 
Eine andere große Gruppe der bezahlten Hausar- 
beiterinnen sind Sozialhilfeempfangerinnen, 
Empfängerinnen von Arbeitslosengeld 11, Studen- 
tinnen, Rentnerinnen oder Hausfrauen in Mini- 
jobs. Für 1999 wurde die Zahl der Haushalte, die 
eine Haushaltshilfe in Anspruch genommen 
haben, auf der Basis des sozio-ökonomischen 
Panels auf 4,162 Millionen beziffert, davon 
2,609 Millionen mit einer regelmäßigen Hilfe. 
Gleichzeitig wies die amtliche Statistik Ende 
1999 lediglich 38 109 sozialversicherungspfiich- 
tige Beschäftigte in Privathaushalten aus. Weitere 
738 000 waren 1999 ausschließlich geringfügig 
beschäftigt; 76 Prozent von ihnen hatten den Sta- 
tus von verheirateten Hausfrauen. Der Privat- 
haushalt ist damit der Beschäftigungssektor mit 
dem höchsten Anteil ungeschützter, illegaler Be- 
schäftigung; ein schwarz-grau melierter, deregu- 
lierter und prekärer Arbeitsmarkt ist entstanden. 
Mit der Änderung des Einkommenssteuergeset- 
zes im Januar 2003 wurde für Privathaushalfe je- 
doch die Möglichkeit eröffnet, die Kosten für 
haushaltsnahe Dienstleistungen bis zu einer Ma- 
ximalgrenze von der Steuerschuld abzuziehen. 
Ein vereinfachtes Meldeverfahren zwischen Ar- 
beitgebern und der bei der Bundesknappschaft 
eingerichteten Minijob-Zentrale, das sogenannte 
Haushaltsscheckverfahren, erleichtert jetzt eine 
legale Beschäftigung in Privathaushalten. Die 
Neuregelung der Minijobs hat innerhalb eines 
Jahres zu einem deutlichen Ausbau von sozialver- 
sicherter Erwerbsarbeit im Dienstleistungsbe- 
reich geführt, es wird erwartet, dass sich dieser 
Trend weiter fortsetzt. 


Gesellschaftliches 
Prestige der vergebe- 
nen Familienarbeit 
ist gering 
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Versorgungslücke in 
der öffentlichen In- 
frastruktur führt zu 
vermehrter Vergabe 
an bezahlte Hilfen 


Positive Erfahrun- 
gen mit Dienstleis- 
tungspools 


Auf Grund der Versorgungslücke an öffentlicher 
Infrastruktur im Bereich der Kinderbetreuung 
und der Betreuung und Pflege von bedürftigen 
älteren Angehörigen wird zunehmend auch diese 
höher geschätzte Sorgearbeit an bezahlte haus- 
haltsfremde Personen vergeben. Auf diese Stra- 
tegie können vor allem einkommensstarke 
Akademiker/Akademikerinnen- und Selbständi- 
genhaushalte zurückgreifen, um die Alltagsver- 
sorgung und -Organisation sicherzustellen, ihr 
berufliches Engagement fortsetzen zu können 
und innerfamiliale Konflikte um eine partner- 
schaftliche Arbeitsteilung zu vermeiden. 

Demgegenüber können einkommensschwache 
Haushalte eine Auslagerung von Familienarbeit 
an bezahlte Arbeitskräfte meist nicht finanzieren. 
Eher handelt es sich dabei um Frauen, die in an- 
deren Haushalten gegen Entgelt Familienarbeit 
übernehmen. Wenn Frauen aus einkommens- 
schwachen Haushalten nicht auf unentgeltliche 
Hilfen aus ihrem Verwandtschaftsnetzwerk oder 
Freundeskreis zurückgreifen können, besteht die 
Gefahr einer chronischen Überforderung, häufig 
aber auch einer Unterversorgung der in diesen 
Haushalten lebenden Kinder. 

Auf diese Problematik gilt es arbeitsmarkt-, bil- 
dungs- und familienpolitisch zu reagieren, etwa 
durch ein verstärktes und zielgenaues Angebot 
der aufsuchenden und begleitenden Familien- 
hilfe für benachteiligte Familienhaushalte (vgl. 
ausführlicher Kap V). So haben Erfahrungen mit 
Dienstleistungspools (Dienstleistungsagenturen) 
bundesweit gezeigt, dass eine professionelle Or- 
ganisation haushaltsbezogener Dienstleistungen 
grundsätzlich möglich ist und reguläre sozialver- 
sicherungspfhchtige Arbeitsverhältnisse ge- 
schaffen werden können. Solche Ansätze haben 
sich als echte Alternative zur Schwarzarbeit in 
privaten Haushalten erwiesen, und zwar sowohl 
für private Haushalte als auch für die Beschäftig- 
ten. 

Allerdings ist bisher eine Kosten deckende Ar- 
beitsweise äußerst schwierig, so dass dieser Pro- 
zess auf Markteinführungshilfen und spezielle 
Förderung angewiesen bleibt, der dazu beiträgt, 
die nach wie vor bestehende Lücke zwischen der 
Zahlungsbereitschaft bzw. -fähigkeit der Kunden 
und Kundinnen und dem Preis für haushaltsbezo- 
gene Dienstleistungen zu schließen (vgl. 
Weinkopf 2002). Ob es sich dabei um eine Dau- 
ersubventionierung handeln müsste, ist zur Zeit 
offen. Selbst wenn das so wäre, bestünde immer- 
hin die Chance, mit einem verhältnismäßig 
geringen Subventionsaufwand reguläre und sozi- 
alversicherungspfiichtige Beschäftigungsmög- 
lichkeiten auch für gering qualifizierte Frauen zu 
erschließen und gleichzeitig die bestehende 
Dienstleistungslücke zur Bewältigung des All- 
tags zwischen Beruf und Familie zu verringern. 


Die Sozialbilanz der Modell-Dienstleistungs- 
agenturen in Nordrhein- Westfalen gibt Anlass zu 
Optimismus: Die Summe der Einsparungen und 
der zusätzlichen Einnahmen bei den öffentlichen 
Haushalten und bei der Sozialversicherung war 
deutlich höher als die Summe der vom Land ge- 
währten Zuschüsse. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden: 
Auch in Zukunft bleibt die bundesdeutsche Ge- 
sellschaft auf Familienarbeit angewiesen, also 
auf die Bereitschaft von Familienmitgliedern, 
sachbezogene Hausarbeit zur Alltagsbewälti- 
gung und personenbezogene Fürsorgearbeit für 
bedürftige Angehörige (Kinder, Alte und 
Kranke) zu übernehmen. Da das klassische Ein- 
verdieneremährermodell mit der verlässlichen 
Übernahme dieser Tätigkeiten durch die Frauen 
jedoch fragiler geworden ist, stellt sich die Pro- 
blematik einer gesellschaftlichen Neuorganisa- 
tion dieser Arbeitsformen mit einiger Dringlich- 
keit. Hier sind verschiedene Wege einzuschlagen 
und zu unterstützen: es braucht im Lebenslauf 
beider Geschlechter Zeitsequenzen, in denen sie 
sich selbst diesen Aufgaben verstärkt zuwenden 
können (Geburt und Betreuung kleiner Kinder, 
Pflege von Familienangehörigen im Falle von 
Krankheit oder Pfiegebedarf), ohne deshalb ihre 
berufliche Integration bzw. berufliche Perspekti- 
ven zu gefährden; es besteht ein erhöhter Be- 
darf an Erziehung zu und Durchsetzung von 
partnerschaftlichen innerfamilialen Arbeitstei- 
lungsmustem zwischen Frauen und Männern, 
Müttern und Vätern, nicht zuletzt aufgrund der 
wachsenden Bildungs- bzw. Erwerbsbeteiligung 
von Frauen und zwecks Verwirklichung ihrer so- 
zialen Gleichstellung in allen Lebensbereichen, 
und es bedarf schließlich des großzügigen und 
qualitativ hochwertigen Ausbaus an familiener- 
gänzenden sach- und personenbezogenen 
Dienstleistungen, also der Professionalisierung 
eines Teils der vormals privat geleisteten Famili- 
enarbeit. 


III.4.2 Familienmanagement: Die vielen 
Sozialisationsorte von Kindern 

Die mit der Modernisierung des Familienlebens 
zunehmende Arbeit der Anwesenheits-Koordina- 
tion der Familienmitglieder hat ein weiteres Feld 
familialer Arbeit nach sich gezogen, das man als 
Vemetzungsarbeit der vielen Orte kindlicher 
Förderung bezeichnen kann. Sie bestimmt den 
Familienalltag der Eltern heute mehr denn je. 
Durchaus auch wegen fehlender Ganztagsein- 
richtungen lässt die Norm der verantworteten El- 
ternschaft und das Bestreben heutiger Eltern, ihre 
Kinder optimal zu fordern, die Zahl anzusteuem- 
der Orte steigen (vgl. Preuß-Lausitz 1983; 
Büchner 2002). Aber auch der Wandel des 
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Zunehmender Stra- 
ßenverkehr redu- 
ziert die Nutzung des 
öffentliehen Raums 
dureh Kinder 


Öffentlichen Raumes hat seine negativen wie po- 
sitiven Folgen für die Orte von Kindheit.^'* 

Die Kindheitsforschung hatte bis in die 80er 
Jahre hinein die „Schlüsselkinder-Situation“ der 
westdeutschen Nachkriegskindheit ganz über- 
wiegend als Vemachlässigungsphänomen der 
Wiederaufbauphase gesehen und dieses Phäno- 
men - in Verbindung mit Versuchen der Re-Eta- 
blierung der Hausfrauenehe - dann dem „Raben- 
mutter-Syndrom“ berufstätiger Mütter zur Seite 
gestellt (Schütze 1988b; Müller/Weg 1986). 
Doch nahm sie u. a. als Reaktion auf Warnungen 
der Kinderärzte und Kinderpsychologen vor dem 
zwischenzeitlich zunehmenden Überbehütungs- 
Syndrom bei Kindern eine Wende und rückte die 
Betrachtung des Wandels des öffentlichen 
Raums ins Zentrum (vgl. Preuss-Lausitz 1983). 

Diese Studien konzentrierten sich auf die Stadt- 
kindheit, die auch bei zurückgehender Kinder- 
zahl die Wirklichkeit für die Mehrheit der Kinder 
heute ausmacht, und konstatieren, dass die 
Straßenkindheit der Nachkriegszeit auch als un- 
beaufsichtigte Abenteuerwelt mit Sozialisations- 
erfahrungen vorrangig in altersgemischten Grup- 
pen zu sehen ist, als Freiraum von den Eltern, 
allerdings mit Unfallrisiken durch zerbombte 
Bausubstanz. Die Statistiken zu Verkehrsunfäl- 
len, eingeführt seit 1953 in Westdeutschland, zei- 
gen nun eine andere Unfallgefahr, die den öffent- 
lichen Raum für Kinder erheblich reduziert hat. 
Sie belegen deutlich steigende Unfallzahlen der 
Kinder im rapide zunehmenden Straßenverkehr 
ab 1960, also schon zu Beginn der neuen Sied- 
lungsformen am Stadtrand und der Zuname an 
Autobesitzem und Fahrzeugnutzung zur Distanz- 
überwindung zwischen Arbeits- und Wohnort. 
Die Unfallrate (West, für die damalige Deutsche 
Demokratische Republik fehlen die Zahlen) stieg 
von 26 Prozent aller Kinder im Alter von 0 bis 
13 Jahren 1963 auf 36 Prozent in der gleichen 
Altersgruppe 1973 - mit rückläufiger Tendenz 
auf 21 Prozent erst im Jahr 1994. Die Zahlen 
sind inzwischen soweit gesunken, dass im Jahr 
2003 so wenige Kinder wie nie seit dem Beste- 
hen der Statistik (1953) im Straßenverkehr ums 
Leben kamen. Dabei ist bemerkenswert, dass 
sich V. a. im Zeitraum des Anstiegs an Verkehrs- 
unfällen mit Kindern der Anteil der als Fußgän- 
ger verunglückten Kinder abnahm zu Lasten de- 
rer, die als Radfahrer unterwegs waren, aber 
noch stärker zu Lasten einer dritten Gruppe, 
nämlich derer, die in einem Pkw (mit)verun- 
glückten. 


5"* Die diesem Kapitel zugrunde gelegten Zahlenangaben be- 
ziehen sich, wenn nicht anders vermerkt, auf westdeutsche 
Verhältnisse. Aufgrund der Ostentwicklung durch die frü- 
he Einführung öffentlicher Betreuungsformen liegen gera- 
de hinsichtlich der Orte- Vernetzung von Sozialisationsräu- 
men für Kinder keine vergleichbaren Zahlen vor. 


Mehrere Entwicklungstrends 
überlagerten sich dabei: 

ln den 50er Jahren begann angesichts des für 
Kinder gefährlicher werdenden öffentlichen 
Raums in den Städten ein so genannter „Verhäus- 
lichungsprozess“ der Kindheit, der auch im Zu- 
sammenhang mit dem Rückgang der Kindgebur- 
ten der 70er Jahre steht. Damit verbunden ist der 
Versuch, die auch aufgrund geringer Geschwis- 
terzahlen sinkenden Kontaktmöglichkeiten mit 
Gleichaltrigen durch privat organisierte Bringe- 
und Holdienste in benachbarte Wohnungen aus- 
zugleichen. Es entstanden erste Ansätze einer 
ausgesprochenen „Transport-Kindheit“ (Zeiher 
1983), die sich durch die von Bronfenbrenner 
noch vermutete Eroberung des kindlichen Rau- 
mes in konzentrischen Kreisen - zunächst der 
Wohnung, dann des Hauseingangsbereichs, der 
anschließenden Straßenöffentlichkeit der Nach- 
barschaft und schließlich der näheren und weite- 
ren Umgebung - nicht mehr abbilden ließ. Die 
fußläufig erreichbaren kindlichen Sozialisations- 
räume endeten selbst in den von überwiegend der 
Mittelschicht bezogenen Reihenhaussiedlungen 
der 60er Jahre an deren Grenzen. Die zur glei- 
chen Zeit entstehenden Trabantenstädte am 
Stadtrand, überwiegend bezogen von Familien 
mit geringem Einkommen, führten dagegen zu 
einer, wie Rolff/Zimmermatm (1985, 57) fest- 
stellten, so gravierenden räumlichen Monotonie, 
dass auf Grund der fehlenden Orientierungshil- 
fen die dort wohnenden Kinder noch einmal be- 
sonders an ihre Erziehungsberechtigten gebun- 
den blieben (weite Wege zum Spielen nach 
draußen; zu hoch angebrachte Fahrstuhlknöpfe 
als unüberwindbare Hindernisse, oder die Un- 
möglichkeit, unter den 50 Haustürklingeln ihre 
eigene zu finden). 

1981 lebten rund 65 Prozent der Kinder unter 
15 Jahren in Westdeutschland in Großstädten, die 
meisten Großstadtfamilien wiederum wohnten in 
mehrgeschossigen Häusern, jede neunte davon in 
Häusern mit fünf und mehr Stockwerken (Rolf/ 
Zimmermann 1985, 58). Nach Mundt (1980) 
lässt sich jedoch festhalten: „... je höher die 
Wohnung hegt, umso häufiger spielt das Kind in 
der Wohnung und umso seltener wird der Haus- 
flur in das Spiel einbezogen . . . Das bedeutet zu- 
sammengenommen, dass die Kinder auch aus 
Hochhäusern in ihren Kontaktmöglichkeiten zu 
anderen Kindern ... benachteiligt sind“ (S. 59). 
Die die 80er und 90er Jahre bestimmende Ausei- 
nandersetzung mit dem zunehmenden Femseh- 
konsums von Kindern ist nicht zuletzt auch vor 
dem Hintergrund geringer außerhäuslicher Gele- 
genheiten zu sehen. 

Fast parallel zur Verengung des füßläufigen So- 
zialisationsraums für Kinder erweiterte sich das 
Wissen über die Bedeutung anregender familie- 
nextemer Milieus für Kinder und es entwickelfen 
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Ausbau von Kinder- 
tagesstätten als 
Schaffnng nener So- 
zialisationsmilieus 


Erhöhter Zeitauf- 
wand dnrch 
Hol-, Wege- nnd 
Bringedienste 


sich - neben den Kinderspielplätzen als sichere 
Spezialräutne im Freien - ein dritter Trend im 
Sozialisationsmilieu für Kinder: der (im Westen 
zögerliche) Ausbau von Kindertageseinrichtun- 
gen mit altersspezifischem Zugang und relativ 
kurzen Öffnungszeiten für nicht zwingend ver- 
sorgungsabhängige Kinder. Diesem gesellten 
sich V. a. in den 80er und 90er Jahren Angebote 
der Spezialforderung des Nachwuchses zu, so die 
Baby-Schwimm-, die Bewegungs-, Mal-, Musik- 
kurse usw. Die zunehmende Nachfrage und 
deren Nutzung hängt, wie die der Kindertages- 
einrichtungen, von den finanziellen und zeitli- 
chen Ressourcen der Eltern ab und verstärkt 
schichtspezifische Muster der Inanspruchnahme. 
Die These von Zeiher (1983) zur „Verinselung“ 
der Kindheit und der Einführung von Zeitplänen 
zwischen Orten hoher Förderung und Phasen der 
Überwindung von Wegen, die die Kinder sich 
nicht selbst aneignen konnten, hatte sich mit Zu- 
nahme öffentlicher Kinderbetreuungs-Einrich- 
tungen zwar für die Vörmittagszeit entspannt, 
doch auch diese Orte blieben (und bleiben) in 
ihrer Erreichbarkeit und der Betreuungsdauer ab- 
hängig von Transport-Organisationen der Er- 
wachsenen. Damit verdichtete sich das funktio- 
nale Beziehungsgefiecht zwischen Kindern, 
Transport leistenden Eltemteilen und speziali- 
sierten Orten ihrer Förderung, das sich für die El- 
tern in Abhängigkeit der Kinderzahl und der Ge- 
burtenfolge zusätzlich verkompliziert. 

Aus Sicht der Eltern lässt sich zusammenfassend 
formulieren, dass die durch Verringerung der Ge- 
schwisterzahl und durch die Technisierung der 
Hausarbeit gewonnene Zeit erheblich durch Hol-, 
Wege-, Bringedienste erneut benötigt wurde. 
Die Einrichtung von Kindertageseinrichtungen 
brachte in Westdeutschland nur wenig Erleichte- 
rung in diese Orie-Organisation, da diese weni- 
ger unter Gesichtspunkten der Homogenisierung 
der Sozialisationsfelder der Kinder als unter As- 
pekten zunächst des Notbehelfs für erwerbstätige 
Mütter und dann der Vorschul-Erziehung er- 
folgte. Die Statistiken des Ausbaus öffentlicher 
Betreuung für Null- bis Dreijährige gegenüber 
denen für Drei- bis Sechsjährige und denen im 
Schulalter zeigt das Dilemma eines nicht gelös- 
ten Dreiecks zwischen der notwendigen Erweite- 


Es liegt auf der Hand, dass nicht alle Eltern so verfügbar 
sein können oder wollen. Die IGLU Studie zeigte einen 
positiven Zusammenhang zwischen dem Besuch einer 
Vorschule oder Kindergarten bzw. Kindertagesstätte und 
der Lesekompetenz in Klasse 4. Kinder, die vorschulische 
Einrichtungen für weniger als ein Jahr besuchten, schnit- 
ten signifikant schlechter ab, als Kinder mit längeren Zei- 
ten in vorschulischen Einrichtungen (Bos u. a. 2004). Da 
es V. a. Kinder mit Migrationshintergrund oder aus sozial 
benachteiligten Familien sind, die vorschulische Einrich- 
tungen seltener besuchen, scheint es, als ob der Grundstein 
für die ebenso in der PISA Studie nachgewiesene starke 
Abhängigkeit des Bildungserfolges von der sozialen Her- 
kunft schon im vorschulischen Alter gelegt wird. 


rung und der neuen Integration der Sozialisati- 
onsorie für Kinder, der primären Zusfändigkeit 
des Elternhauses und den Alterseingrenzungen 
frühkindlicher Förderung. Anders als im anglo- 
amerikanischen und europäischen Ausland und 
anders als in der ehemaligen DDR beginnt West- 
deutschland erst in jüngster Zeit, sich den Be- 
treuungsformen der Nachbarländer anzuglei- 
chen und konsequent von der kindlichen 
Förderung jenseits des Elternhauses her sich der 
Entwicklung von Ganztagsschulen und Ganz- 
tags-Kindergärien bzw. Ganztags-Kinderiages- 
einrichtungen als eigenem Lebensraum für Kin- 
der zu nähern. 

III.4.3 Die Rentnerfamilie - Entlastung/ 
Belastung familialer Arbeit der 
mittleren Familiengeneration? 

Ähnlich wie veränderte Lebensformen innerhalb 
und außerhalb der eigenen vier Wände diversifi- 
zieren sich auch die Aufgabenprofile zwischen 
Familien in Abhängigkeit von den Lebensphasen 
ihrer Mitglieder und deren Gestaltung. In der ge- 
samten Länge des eigenen Lebens hat man Fami- 
lie von der Wiege bis zur Bahre mindestens der 
eigenen Eltern, jedoch in hoch unterschiedlich 
ausgeprägter Form bezüglich familialer Arbeit 
für die eigene, die jüngere oder die ältere Gene- 
ration. Mit eigener Familiengründung verschie- 
ben sich die familialen Arbeitszentren und -orte; 
die intensive Kinderbetreuungsphase reduziert 
sich inzwischen auf maximal ein Fünftel des Er- 
wachsenenlebens. Die Großeltemschaft realisiert 
sich immer häufiger erst kurz vor oder in der 
nacherwerblichen Phase der Eltern. Damit hat 
sich nicht nur das Familienleben von Frauen, die 
noch um die Jahrhundertwende als Mutter und 
als Großmutter im nämlichen Familienverbund 
zugleich fungierten und den Auszug ihres jüngs- 
ten Kindes kaum miterlebten, erheblich verscho- 
ben, sondern auch die Sorge- und Pflegearbeit 
zwischen der mittleren und der älteren Familien- 
generation (Allmendinger/Dressel 2005; 
Hoeming 1989; Kohli 1985; Imhof 1981; auch 
Kap II). 

Es weitet sich durch Frühverrentungen und selbst 
bei normal erreichter Altersgrenze die lebensbio- 
graphische Zeitspanne der von Kinderverpfiich- 
tungen unabhängigen Ruhestandsfamilie erheb- 
lich aus. Jedoch besteht die Gefahr, die Phase der 
Lebensform im Ruhestand als Rentner von zwei 
Seiten her zu vereinnahmen. Die eine verbindet 
sich mit Erwartungen an Großeltern, die ihren 
Lebenssinn darin sehen, in der Betreuung der En- 
kel aufzugehen. 56 Die andere, gegenteilige Ver- 


Dahrendorfs Bild von der sog. „ambulanten Großmutter“ 
(Dahrendorf 1979), die von einer Enkelfamilie zur nächs- 
ten reist, fasst diese Vorstellung aus den 70er Jahren sehr 
gut. 


Neue Familienphase 
der Ruhestandsfami- 
lie entsteht 
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Bild der autonomen 
Ruhestandsfamilie 
kollidiert mit Bild 
von Großeltern- 
sehaft 


Neue Flexibilitäten 
im familialen Gene- 
rationenverhältnis 


ankerung der Ruhestandsfamilie im familialen 
Arbeitszusammenhang ist die des Unterstüt- 
zungsbedarfs der alten Eltern aufgrund ihrer 
Pflegebedürftigkeit. Diese Sichtweise dominiert 
V. a. die öffentliche Wahrnehmung, vorrangig ak- 
zentuiert durch sozialpolitische Debatten um die 
Pflegeversicherung. Erst der jüngste Altenbericht 
analysiert, wie sehr das ehepartnerliche Leben im 
Alter neue Qualität annehmen kann. 

Unabhängigkeit und Verfügbarkeit der alten El- 
tern für die Belange der mittleren Familiengene- 
ration und umgekehrt, der Abhängigkeit von und 
dem Pflegebedarf der alten Eltern gegenüber der 
mittleren Generation, halten sich die Waage. 
Doch beide Konstruktionen beinhalten Wahres 
und Falsches zugleich. Während wir in Kapitel 
IV auf intergenerationale Beziehungen und in- 
nerfamiliale Transfers genauer eingehen, gilt es 
hier, diese Konstruktionen bezüglich des Profils 
von Familienarbeit in der mittleren Generation 
zu betrachten. 

III.4.3.1 Unabhängigkeit 

Die Betonung neuer Unabhängigkeit ist eng mit 
der Entdeckung der Rentnerfamilie als nicht zu 
unterschätzende neue Konsumentengruppe ver- 
knüpft. Vorstellungen vom Rentnerfamilienda- 
sein als einer eigenen, mit dem (alten oder 
neuen) Partner bzw. der (alten oder neuen) Part- 
nerin oder als Single zu gestaltenden und gegen- 
über den erwachsenen Kindern autonomen 
Lebensphase kollidieren mit dem Bild von Groß- 
eltemschaft als allzeit abrufbare Unterstützung 
für Familienarbeit und Familienmanagement der 
Söhne- und Töchter-Familie. Neuere Untersu- 
chungen vorrangig aus den USA unterstreichen, 
dass diese Erwartung an dem Fakt vorbei geht, 
dass Rentnerfamilien durchaus eigene Lebens- 
konzeptionen für sich entwickeln oder mit der 
Verrentung verbinden. Sie teilen das Interesse, 
ihre Söhne/Töchter in Engpass-Situationen so 
weit eben möglich zu unterstützen, dabei ihre 
Enkel weitest möglich in die eigenen Zeit-, All- 
tags- und Freizeitaktivitäten zu integrieren. Nach 
Johnson (1985) haben Großeltern mit aktivem ei- 
genen Leben seit längerem bereits die eher sym- 
bolische Funktion des „island of security“ (Ret- 
tungsinsel) oder „back-up“ (Sicherheitsnetz), das 
sich nicht in tatsächlichen Aktivitäten vor Ort, 
d. h. in der Kinderfamilie, jeweils konkret äußern 
muss (Johnson 1985, 88). Hiernach zeichnet sich 
das Interesse ab, das Leben im Ruhestand in 
größtmöglicher Unabhängigkeit, aber durchaus 
emotionaler Dichte zwischen den Generationen 
zu gestalten (Cherlin/Furstenberg 1992). 

Entstanden sind Verhaltensänderungen, die auch 
bei der älteren Generation nicht über Gegensatz- 
paare wie ,Famihenorientierung - Autonomie- 
bestrebungen‘ und auch nicht über klare Sequen- 
zierungen zwischen ,Vergnügungs- und 


Famihenbedarfen‘ zu fassen sind. Durch die 
neue Freiheit in der Verzahnung familialer Akti- 
vitäten tritt auch hier eine hohe Flexibilität und 
Verhandlungsbereitschaft in den Vordergrund, 
um die Lebensbereiche der mittleren und der äl- 
teren Generation gut zu koordinieren. 

Aber auch die familialen Beziehungsmuster zur 
angeheirateten Verwandtschaft ändern sich. So 
wird z. B. bei einer Scheidung das latent vorhan- 
dene Unterstützungsnetzwerk, in welchem die 
Großeltern eine zentrale Rolle spielen, fast unab- 
hängig von der Lebensführung der Söhne/Töch- 
ter/Schwiegersöhne/-töchter aktiviert (Cherlin/ 
Furstenberg 1992). Während die Scheidung bis 
in die 70er Jahre hinein stets den Abbruch aller 
Beziehungen zur anderen Seite bedeutete, hat sie 
seit Ende der 70er Jahre eine hohe Variations- 
breite der Neuregelungen in den Beziehungen 
auch über die Generationsgrenzen hinweg ange- 
nommen. Nach Johnson (1985) war es schon da- 
mals keineswegs ungewöhnlich, dass Kinder 
nach einer Scheidung in der mittleren Generation 
zwischen vier Wohnungen hin und her pendeln: 
Der der Mutter, der des Vaters, der der Großel- 
tern mütterlicherseits und der der Großeltern vä- 
terlicherseits. 

Anders stellt sich die Situation dar, wenn sich die 
Abhängigkeitsmuster zwischen den Generatio- 
nen verschieben und Pfiegebedarf der jüngeren 
Generation gegenüber entsteht. Doch sind auch 
hier Engführungen an der Tagesordnung, die sich 
im Wandel familialer Arbeit neu zu lesen lohnt. 

III.4.3.2 Familiale Pflegephasen: 
keine Frage des Alters 

Der Begriff der „Pflegenden Angehörigen“ kenn- 
zeichnet die externe Sichtweise auf familiale 
Arbeit, deren Ausmaß deshalb bisher schwer ein- 
zuschätzen ist, als er bis zur Einführung der Pfle- 
geversicherung 1995 kaum öffentliches Thema 
war. Die zusätzliche Arbeit als pflegende Ange- 
hörige gehörte in Krankheitsfällen zu den selbst- 
verständlichen Pflichten von Frauen den Kindern 
und dem Ehemann gegenüber, und sie ging bei 
Pfiegebedarf der eigenen Eltem/Schwiegereltem 
ebenso selbstverständlich auf die heranwach- 
sende „Gute Tochter“ über (Expertisen Mantl 
2004). Seit Einführung der Pfiegeversicherung 
1995 hat diese Personengruppe als „Pflegende 
Angehörige“ Eingang in die - geschlechtsneu- 
trale - Amtssprache gefunden, ohne dass wir Ge- 
naueres über den Wandel in der Personenbeteili- 
gung, im Umfang der familial geleisteten 
Pfiegetätigkeiten oder ihrer Lage und Bedeutung 
für das Familienleben oder den Lebenslauf der 
Pflegenden vor dieser Zeit wüssten. 

Die öffentliche Aufmerksamkeit auf diesen Teil 
familialer Arbeit verbindet sich mit der These 
vom zu erwartenden steigenden Pflegebedarf bei 
gleichzeitig abnehmenden Verfügbarkeiten für 


Neue Aufmerksam- 
keit für familiale 
Pflegearbeit auf- 
grund erwarteter 
Pflegeengpässe 
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diese Arbeiten im privaten Raum, begründet 
durch: 

- die zahlenmäßig abnehmende nachwachsende 
Generation und die sich damit vergrößernde 
Schere zwischen alten Menschen und rein 
quantitativ zur Verfügung stehenden Jünge- 
ren, ob familial oder außerfamilial; 

- die zunehmende Eigenständigkeit der Le- 
bensführungen zwischen den Generationen. 
Nur jeder dritte Haushalt ist ein Mehrgenera- 
tionenhaushalt und der Anteil der Bevölke- 
rung, die mit Kindern (jeden Alters) im eige- 
nen Haushalt leben, ging von 1972 mit 
69 Prozent auf 2000 mit 54 Prozent und 2003 
mit 43 Prozent zurück (BMFSFJ 2003; Statis- 
tisches Bundesamt 2004a; vgl. auch Kap IV); 

- die zunehmende Zahl Alleinlebender. Der Zu- 
wachs Alleinlebender liegt in der Zeitspanne 
von 1972 bis 2003 bei 89 Prozent; dabei hat 
sich der Anteil Alleinlebender zwischen den 
Geschlechtern verschoben: Von 71,1 Prozent 
in 1972 bei Frauen (mit überproportional vie- 
len Witwen als Folge des Krieges), gegenüber 
74,5 Prozent aller Personen im Jahr 2004 ins- 
gesamt, wobei der Anteil bei Frauen über 55 
auf 48,4 Prozent sank (Statistisches Bundes- 
amt 2004a). 

Im Kontext dieses Wandels wird zudem die Ent- 
stehung eines zunehmenden Pflege-Bedarfs pro 
Person angenommen - und zwar nicht zwingend 
durch Hochaltrigkeit, sondern auch bei jüngeren 
Personen durch medizinische Interventionsver- 
besserungen bei Akuterkrankungen, durch die 
Entstehung und Ausbreitung pflegeintensiver 
neuer Krankheiten jenseits der Akutmedizin 
(z. B. Aids, Mukoviszidose usw.) und durch die 
zunehmende Chronifizierung von Krankheifen 
(Asthma, Herz-Kreislauf-, Krebserkrankungen 
usw.) mit entsprechender Altersunabhängigkeit 
der Betroffenen und Andersartigkeit von Krank- 
heits- und Pflegeverlauf 

Angesichts dieser beiden Scherenbewegungen 
(Verringerung des als pflegende Angehörige in 
Frage kommenden Personenkreises und Ver- 
schiebung/Erweiterung der Altersgruppen mit 
Pflegebedarf) erscheint die Entstehung eines sich 
ausweitenden Pflegedefizits umso bedrohlicher, 
je weniger wir über die bisherige Pfiegeleistung 
im Familienalltag wissen. Es wurden 2002 nach 
Schneekloth/Leven (2003, 18ff) immerhin 

92 Prozent der Pflegebedürftigen und 85 Prozent 
der Hilfebedürftigen (Differenzierung nach No- 
menklatur der Pfiegeversicherung) privat und 
überwiegend von Familienangehörigen betreut, 
von denen über die Hälfte die Pflege als einen 
„Full-Time-Job“ bezeichneten^?. Erstaunlich hin- 
gegen ist, dass nur in 36 Prozent der Fälle die 
Betreuung durch eine einzelne Person erfolgte, 
hingegen bei 29 Prozent durch zwei, und bei 


27 Prozent durch drei und mehr Personen. Damit 
dürfte die Annahme, dass sich Pflege ganz vor- 
rangig zwischen den alternden Ehepartnern ab- 
spielt, nicht haltbar sein. Sie zieht ihre Kreise 
über alle Altersgruppen des Familienverbandes 
hinweg. 

Es wird vermutet, dass mit sich verringernden 
Heiratsquoten auch die Pfiegebereitschaft unter 
den Angehörigen jüngerer Kohorten abnimmt 
(vgl. Expertise U. Schneider 2004; Blinkert 
1999; Enquetekommission Demografischer 
Wandel 2002; Künemund 2000). Eiue Kohorten- 
vergleichsstudie von Frauen der Bilduugsab- 
schlusskohorten auf Facharbeiter-ZAugestellteu- 
uiveau der Jahrgäuge 1960, 1970, 1980 (vgl. 
Expertise Müller/Bird/Bohus 2004), zeigt eiuige 
überrascheude Ergebuisse: 

- jede 5. der Befragteu (u= 2130) hätte eiue 
oder mehrere Pfiegeepisodeu vou miudesteus 
sechs Mouateu übemommeu; 

- die Pfiege-Episodeu streuteu über die ge- 
samte Spauue der weiblicheu Biographieu; 

- erwerbslose Fraueu wieseu iu keiuer der uu- 
tersuchteu Kohorteu mehr Pfiegephaseu auf 
als Fraueu iu Völlzeit- oder Teilzeitbeschäfti- 
gung; 

- die Pfiegephaseu hatteu zu Begiuu geriuge 
Effekte auf die vor Übernahme der Pflege 
vorliegeudeu Erwerbsbeteiliguugeu, wurdeu 
also zuuächst weitestgeheud zusätzlich über- 
uommeu; 


Aus der Darstellung der Ergebnisse ist nicht ersichtlich, 
wie hoch die Belastungen, resultierend aus der Pflegear- 
beit, tatsächlich waren. Die Versicherungs-Differenzie- 
rung zwischen , Pflege- oder Hilfebedürftigkeif gibt hier 
einige Hinweise, doch erfolgt diese Einstufung durch den 
Medizinischen Dienst. Zu deren Fehlerquoten siehe Ex- 
pertise Müller/Bird/Bohns. Für die Gruppe pflegender 
Angehöriger in Vollzeit- und Teilzeiterwerbstätigkeit er- 
mittelten Schneekloth/Potthoff auf der Basis der Infratest- 
daten von 1993, dass bei 19 Prozent der erwerbstätigen 
Helfenden und Pflegenden eine sehr starke Belastung und 
bei 39 Prozent eine starke Belastung vorlag. 

Die in Abweichung von anderen Untersuchungen sehr viel 
häufiger vorliegenden Pflegephasen in obiger Studie re- 
sultieren aus dem Tatbestand, dass etwa bei Schneider/ 
Drobnic/ Blossfeld (2001) die untersuchte Stichprobe sehr 
stark eingegrenzt wurde. Nur solche Personen wurden be- 
rücksichtigt, die vor der Pflegeübemahme erwerbstätig, 
unter 60 Jahre alt und verheiratet waren, sowie im selben 
Haushalt wie die pflegebedürftige Person wohnten, da die 
Autoren die Übergangswahrscheinlichkeit eines durch 
Pflegeübemahme ausgelösten Aktivitätswechsels im Er- 
werbsleben (etwa: von Vollzeit- zu Teilzeitbeschäftigung 
oder Aufgabe von einem der beiden) untersuchten. Andere 
legen nur die per Pflegeversichemng registrierten Pflege- 
fälle zugmnde (s. o). Damit allerdings kann die Pflege als 
Familienarbeit wenig abgebildet werden, denn die Ange- 
hörigen-Pflege umfasst auch die nicht erwerbstätiger 
Frauen sowie solcher, die keine entsprechenden Wechsel 
der Erwerbsarbeit bei Aufnahme der Pflege vollzogen, 
wie die oben referierte Kohorten-Untersuchung zeigt. 
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Pflege von Familien- 
angehörigen im Le- 
bensverlanf von 
Frauen - keine 
Frage des Alters 


Pflegeverläufe ent- 
ziehen sieh der 
Planbarkeit und 
Vorhersagbarkeit 


- ihre jeweilige Dauer zogen sich bei 65 Pro- 
zent der Fälle bis zu drei Jahren hin, bei im- 
merhin noch 35 Prozent darüber hinaus, in 
wenigen Fällen sogar bis zu 23 Jahren. 

Zusammenfassend ist zu resümieren, dass die 
Pflege von Familienangehörigen im Lebenslauf 
von Frauen zumindest seit den 60er Jahren bis 
heute einen nicht unbeträchtlichen Raum ein- 
nimmt und in allen Altersphasen auftreten kann: 
bei einigen gleich nach Ausbildungsende, bei an- 
dern in der intensivsten Familienphase mit klei- 
nen Kindern, bei dritten später im Lebenslauf 
und bei vielen als sich wiederholende Zusatzar- 
beit (vgl. Expertise Müller/Bird/Bohns 2004). 
Zugleich hat die Pflegebeteiligung über die im 
Kohortenabstand vergleichbaren Zeitspannen 
nicht abgenommen. Die untersuchten Frauen lös- 
ten die Belastung durch die geleistete Pflegear- 
beit nur zu 6 Prozent durch Aufgabe ihrer Er- 
werbsarbeit zu Beginn der Pflegephase, d. h. sie 
versuchten diese zu völlig unterschiedlichen 
Zeitpunkten auftretenden Pflegeaufgaben wei- 
testmöglich in die bereits bestehende Lebensfüh- 
rung zu integrieren. Viele gaben dann aber später 
auf 

Angesichts der sich ändernden Krankheitspro- 
file und Pfiegeverläufe dürfte hier ein wichtiges 
Feld familialer Zuwendung, aber auch Zusatzbe- 
lastungen vorliegen, das bisher erst in Ansätzen 
systematisch untersucht ist. ln Verbindung mit 
Pflege muss von Prozessen ausgegangen wer- 
den, die sich der Planbarkeit und der Vorhersag- 
barkeit von Beginn und Ende der Pflege weitge- 
hend entziehen, und kaum jemand wird bei 
Aufnahme einer Pfiegephase wissen, wie sich 
die Pfiegesituation gestalten, wie lange sie dau- 
ern und wie sie sich vom Arbeitsaufwand her 
entwickeln wird. 

Der Krankenstand pflegender Angehöriger, den 
man als Belastungsindikator hier (auch unter 
Kostengesichtspunkten) anführen kann, lag im 
Verhältnis zur Gesamtbevölkerung auffällig hoch 
(BMFSFJ, Bericht zur Lage der Älteren Genera- 
tion 2002)5^. Durchgängig belegen Studien zu- 
dem, dass ältere Menschen, die früher selbst An- 
gehörige gepflegt haben, sich wünschen, nicht 
von ihren Kindern abhängig zu werden und ih- 
rerseits planen, mit professioneller Hilfe mög- 
lichst lange im eigenen Haushalt zurecht zu kom- 


Drei Viertel aller pflegenden Frauen ist an mindestens ei- 
ner Krankheit erkrankt; etwa 40 Prozent leiden an Herz-/ 
Kreislauf- und Muskel-Skelettsystem-Erkrankungen, vor- 
wiegend an Schulter- und Rückenschmerzen/Bandschei- 
benschäden, Schilddrüsenerkrankungen. Bei den meisten 
liegen allgemeine Erschöpfungszustände, Magenbe- 
schwerden, Gliederschmerzen und Herzbeschwerden vor 
(Pickartz 1998). Besonders Frauen leiden an Rollenkonf- 
likten, psychischen und körperlichen Belastungen (Gräßel 
u. a. 1998). 


men und, bevor sie den Kindern „zur Last 
fallen“, in eine stationäre Einrichtung zu wech- 
seln (Lorenz-Meyer 2004). 

Auch diese Äußerungen sagen viel über Zumut- 
barkeitsgefühle und den Grad der erlebten Belas- 
tung durch die Pflege der eigenen Eltem/Schwie- 
gereltem aus. Sie verweisen auf notwendige 
Erweiterungen des Blicks auf familiale Pflege, 
von der vermutet werden kann, dass sie an Um- 
fang und Intensität zunehmen wird und bezüg- 
lich der Verläufe und Belastungsprozesse nach 
wie vor wenig prognosefähig bleibt. Die famili- 
enpolitische Debatte um Erleichterungen famili- 
aler Pfiegesituationen durch Erwerbsarbeitsrege- 
lungen ähnlich denen rund um die Geburt von 
Kindern ist dringend. Zu bedenken ist, dass Pfie- 
gephasen nicht nur im Zusammenhang mit dem 
biologischen Alter der Menschen entstehen. An- 
gesichts der wenig vorhersehbaren Dynamiken 
im Pfiegeverlauf wird es auch zunehmend wich- 
tig, neue Pflegearrangements, die nicht in die 
Alternativen „zu Hause oder Heim“ münden, 
durch externe Unterstützungsleistungen und fle- 
xible Betreuungsformen zwischen Familie, Kur- 
zeitbetreuungsunterbringung, Heim und Hospitz 
abzusichem. Diese Entwicklungen werden an 
Bedeutung für familiale Arbeifsprozesse und Be- 
ziehungen zwischen den Partnern und der jünge- 
ren Familiengeneration zunehmen. 

Nicht unerwähnt soll bleiben, dass es zwar über- 
wiegend Frauen sind, die die Pflege überneh- 
men, aber die Pflege Angehöriger keineswegs 
nur Frauenarbeit ist; auch die männliche Seite 
ist involviert, und zwar nicht nur in der Pflege 
der Partnerin“. Die etwas älteren Studien von 
Finch/Mason (1991) belegen für England, dass 
die Aushandlung von Pflege-Aufgaben zwischen 
den Partnern - sei es die Erziehung von Kin- 
dern oder die Pflege von alten oder kranken 
Menschen - einerseits von externen Regelun- 
gen bestimmt wird, andererseits durch die Posi- 
tionierung der Partner im familialen Setting. 
Hiernach haben einmal eingegangene Pflegepha- 
sen Sog-Effekte auf daran anschließende Be- 
darfe, mit der Folge, dass sich das Ungleichge- 
wicht der Pfiegebelastungen zwischen den 
Geschlechtern mit zunehmendem Alter der Per- 
sonen erhöht (Finch/Mason 1990). Mit der sich 
kulturell in Wandlung befindlichen Männerrolle 


Nach Schneekloth/Leven (2003a) werden die Pflegebe- 
dürftigen (nur die nach SGB XI) zu 27 Prozent von Män- 
nern gepflegt, insbesondere von (Ehe-)Partnem und Söh- 
nen, gegenüber 73 Prozent von Frauen. Bei Schupp/ 
Künemund (2004) wurde gefragt, wer Zeit für die Versor- 
gung und Betreuung pflegebedürftiger Personen aufwen- 
det. Hiernach sind 37 Prozent derer, die pflegen, Männer; 
63 Prozent sind Frauen. In beiden Fällen wissen wir nicht, 
ob je gegengeschlechtliche Partner zur Pflegeübemahme 
vorhanden sind. 


Entlastung durch 
Erwerbsarbeitsrege- 
lungen wie bei der 
Geburt kleiner 
Kinder 
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Komplexe Trend- 
überlagerungen füh- 
ren zu neuen Bedar- 
fen von Familien 


Zukunftsfähige 
Gestaltung der 
Carearheit benötigt 
eine „kopernikani- 
sche“ Wende 


und der männlichen Kompetenzen im Sozialbe- 
reich wird sich auch dieses ändern. 

III.4.4 Der Wert der Dienstleistungen: 

Externe Unterstützungssysteme 
und familiennahe Berufe 

In Betrachtung der Verlängerung und Verschie- 
bungen der Lebensphasen zwischen Ausbildung, 
Erwerbsarbeit, kindzentrierter Familienarbeit 
und Ruhestand zeigen sich zwei wesentliche 
Trendüberlagerungen: 

- Zum einen haben sich Teile der Hausarbeit 
durch Technisierung und Auslagerung zwar 
reduzieren lassen und die Zeit-/Ortsgebun- 
denheit der familialen Versorgung flexibili- 
siert. Doch weiten sich im Gegenzug Koordi- 
nations-, Transport-, und Planungsaufgaben 
zeitintensiv aus, angereichert um neue Aufga- 
ben der Gesunderhaltung und der „Erarbei- 
tung“ von familialem Atmosphärenwert. 

- Während diese Aufgaben nach wie vor in den 
Lebenslauf nur dann gut eingepasst sind, 
wenn der Erwerbsumfang bei beiden Eltern 
reduziert oder bei einem von beiden aufgege- 
ben wird zugunsten der Erwerbsarbeitsaus- 
weitung des Partners/der Partnerin, erhöht 
sich der Förder- und Pflegebedarf der Famili- 
enmitglieder über alle Altersstufen hinweg, 
überwiegend durch steigende pädagogische 
Verantwortungsübemahme einerseits, und 
Veränderungen der Krankheitsbilder und 
Krankheitsverläufe, auch durch frühe Ausla- 
gerung der Pflege aus dem Krankenhaus. 

Diese Entwicklungen betreffen immer noch vor- 
rangig den weiblichen Part in der Familie, wie- 
wohl die Beteiligung der männlichen Seite lang- 
sam zunimmt. Nach Arlie Hochschild (2003b) 
stehen wir v. a. bezüglich der Gestaltung von Un- 
terstützung (Care) allerdings vor einer kopemi- 
kanischen Wende, da die Rückkehr zur ehemali- 
gen Geschlechterlösung des Emährermodells in 
demokratischen Gesellschaften nicht mehr mög- 
lich sei. Die darauf folgende Leitfigur der „su- 
permom“, die alles gleichzeitig bewältigte (Er- 
werbs-/Familienarbeit, Kinderbetreuung und 
Pflege), habe aber die Belastbarkeitsgrenzen von 
Frauen aufgezeigt. Sie vermutet, dass die Ver- 
meidung von Familie und die Auslagerung der 
Abhängigen in jeweils zuständige Institutionen 
um sich greifen werde, wenn es nicht gelänge, 
die Familiensolidarität auf vier Schultern, die 
beider Partner also, zu verteilen, und diese zu- 
gleich um flexible, bedarfsvariable und in ihrer 
Qualität über Abstimmungsprozesse ausgehan- 
delte gesellschaftliche Unterstützungsleistungen 
zu ergänzen (s. Kap. II). 

Die Debatte hierzu hat in der Bundesrepublik seit 
den 90er Jahren begonnen, hat sich aber an einer 


Reihe von Alltagsannahmen festgefahren. Als 
Problem besonderer Art stellt sich heraus, dass 
die den Frauen überlassene Familienarbeit ge- 
genüber der Erwerbsarbeit gesellschaftlich nach- 
rangig wurde. So schreibt der Historiker Prost 
(1993,41/42): 

„Solange Haushalt und produktive Arbeit gleich- 
zeitig und in ein und derselben häuslichen Um- 
welt verrichtet wurden, empfand man die Ar- 
beitsteilung zwischen den Geschlechtern nicht 
als ungleichgewichtig oder diskriminierend. Die 
Unterordnung der Frau unter den Mann kam 
zwar in Sitten und Gebräuchen zum Ausdruck 
(...), aber die Hausarbeit wurde dadurch nicht 
abgewertet. Mann und Frau sahen einander Ar- 
beiten tun, die für beide anstrengend waren. (...) 
Erst die räumliche Trennung von Haushalt und 
Arbeitsplatz verändert den Sinn der Aufgabentei- 
lung zwischen den Geschlechtern und schleppt in 
das Verhältnis zueinander die einst für das Bür- 
gertum typische Herr-Knecht-Beziehung.“ 

Die sich ausweitenden Dienstleistungsangebote 
stecken, wie die Frauen selbst, in daraus resultie- 
renden Dilemmata der Legitimation und Wert- 
schätzung, der Qualitätssicherung und der 
Abgrenzung zur sog. Laienarbeit. Die gesell- 
schaftliche Bedeutungsverschiebung von famili- 
aler Arbeit hat, neben den Folgen für die Ge- 
schlechterbeziehung, eine relative Blindheit 
gegenüber dem Wert und der unterschiedlichen 
Qualität familialer und professioneller Arbeit mit 
sich gebracht. 

Die Wissensaneignung über die Rolle und die 
Beschaffenheit der Qualität professionell er- 
brachter familiennaher Dienste und ihr Zuge- 
winn für die davon Betroffenen fällt bei uns im- 
mer wieder auf unfruchtbaren Boden. Solange 
Care mit der Mutterrolle assoziiert ist, wird sie 
unter Gesichtspunkten der Be- oder Entlastung 
der Mutter diskutiert und in die Debatte um die 
„Glucken oder Raben“ (Pfundt 2004) eingemein- 
det. Allzu leicht wird dann nicht wahrgenom- 
men, dass die Entlastung der Angehörigen durch 
professionelle Dienste nur die eine Seite der Me- 
daille ist, die Erweiterung des Spektrums an 
Kompetenz im Umgang mit Familienmitgliedern 
aber die andere. 

Wissenschaftlichen Erkenntnissen über den je ei- 
genständigen Wert von professioneller Pflege 
und von Angehörigenarbeit für die Förderung 
von Familienmitgliedern wird in Deutschland 
wenig Raum gegeben. Beide Personengruppen 
teilen sich jedoch nicht eigentlich die Arbeit (und 
auch nicht die Personen), sondern sie bringen 
unterschiedliche Kompetenzprofile ein. Die Pfie- 
geforschung z. B. hat seit längerem darauf ver- 
wiesen, dass professionelle Pflege nicht nur me- 
dizinisches Wissen in die Behandlung einbringt, 
sondern dem Pfiegeabhängigen gegenüber auch 
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persönliche 
Beziehungen 


Neue Formen des 
Zusammenwirkens 
von Familie und pro- 
fessionellen Dienst- 
leistungen als Zu- 
kunftsaufgabc 


Professionalität in der Pflegediagnose, der Pro- 
zessplanung, dem Erkennen von Pflegefehlem 
und deren Evaluation. Sehr gut geschultes Pfle- 
gepersonal orientiert sich zudem am Ausbalan- 
cieren von Nähe und Distanz, von Versorgen und 
Fördern, von Verwöhnen und Selbstbeteiligung 
(Robert Bosch Stiftung 2000). Diese Balance ist 
nicht durch „Liebe“ und „Zuwendung“ der An- 
gehörigen zu erreichen. Sie setzt allerdings sehr 
gut geschultes Personal mit entsprechender Be- 
handlungs-Zeit voraus, die in den Abrechnungs- 
systemen der Pflegeversichemng noch nicht vor- 
gesehen ist; und sie bleibt entscheidend für die 
Dauer von Pflegeabhängigkeit, den Ressourcen- 
aufbau und die Erweitemng von Copingstrate- 
gien im Umgang mit Erkrankung und Gesun- 
dung sowie dem möglichst langen Erhalt von 
Eigenkompetenz beim Pflegeabhängigen. 

Professionelle Pflege entlastet also nicht nur 
pflegende Angehörige, sondern hat, wenn die 
entsprechende Zeit und Kompetenz vorhegt, 
auch eine von Familienmitgliedern nicht erstell- 
bare Qualität. Sie ersetzt anderseits allerdings 
nicht private Zuwendung, persönliche Beziehun- 
gen, private Verlässlichkeiten und Bindungen. 

Ähnliches gilt für die schon länger geführte Aus- 
einandersetzung um familienergänzende Kinder- 
betreuungsformen. Auch hier werden allzu leicht 
die Interessen von Eltem/Müttem gegen das Kin- 
deswohl ausgespielt. Auch hier aber hegen von 
einander zu trennende Leistungen der Fördemng 
für Kinder vor. Länder vergleichende Studien 
zeigen, dass der vermeintliche Schutz von Kin- 
dern bzw. deren möglichst lange Integration in 
die ausschließlich familiale Fördemng keine bes- 
seren Voraussetzungen für Schulerfolg schafft als 
die andere FrühfÖrdemngspraxis unserer Nach- 
barländer. Es handelt sich bei uns, wie Erler 
(2004, 8) polemisch schreibt, eher „... um einen 
frommen Irrtum der Selbstzufriedenheit, über 
das sich die soziale Vererbung von Bildungsdefi- 
ziten, die in Deutschland besonders ausgeprägt 
ist (Esping-Andersen 2002), kaum aushebeln 
lässt. Sie ist eben deswegen besonders ausge- 
prägt, weil viele Kinder zu viel Familie und zu 
wenig Familienergänzung erfahren - insbeson- 
dere auch Migrantenkinder, deren Mütter ja 
mehrheitlich Hausfrauen sind.“ Erler resümiert, 
dass Deutschland, ebenso wie Italien und Spa- 
nien, durch die Ausrichtung der Sozialpolitik am 
Emährermodell und am Familialismus, hinsicht- 
lich der bedarfsgerechten Fördemng von Kin- 
dern systematisch hinterher hänge (Erler 2004, 
15). 

Damit wird die in Deutschland vorherrschende 
Schwierigkeit angesprochen, die familiale Leis- 
tung und die Leistung der professionellen 
Kräfte, die Qualitätssichemng familialer und 
professionell erbrachter Arbeit sowie das Quali- 


fikationsprofil der Professionellen und das der 
Laien perspektivisch miteinander zu verschrän- 
ken. Hierzu bedarf es Verantwortlichkeiten und 
Arbeitsqualität von Familie und Verbänden, 
Freien Trägem und öffentlichen Anbietern. 
Diese müssen aus ihren Legimitationskonstmk- 
tionen des Subsidiaritätsprinzips herauskom- 
men und das Profil qualifizierter Arbeit durch 
Qualitätssichemng und -evaluation nach außen 
dokumentieren lassen und dabei den Familien 
größere Mitsprache- und Beteiligungsrechte im 
Ausarbeiten gemeinsamer Ziele einräumen. Der 
bisher zuständige Verbraucherschutz, Selbsthil- 
fegmppen und Beschwerdestellen reichen nicht 
aus, um die Aushandlung über qualitative und 
quantitative Interventionen so zu sichern, dass 
Kooperation die heute dominierende Schuldzu- 
schreibung ablösen kann. Deshalb bedarf es der 
Erleichtemngen für Familienmitglieder, eine Ba- 
lance zwischen Familien- und Erwerbsarbeit zu 
finden, aber auch wechselseitiger Aufklämng 
über den Wert, die Leistungsfähigkeiten und - 
grenzen der Professionellen- und der Laienar- 
beit. Die Einmischungschancen zwischen den 
Beteiligten sollten dadurch erhöht und aus der 
noch dominierenden Vermischung der Aufga- 
ben- und Arbeitsaspekte von Familie und Pro- 
fessionalität heraus geführt werden. 

III. 5 Friktionen heute - Zukunft von 

Familie als dynamischer Prozess 
auf vielen Schultern 

Die Betrachtung des Wandels von Familie in ei- 
nem historischen Zeitrahmen, der die Lebens- 
spanne der Nachkriegszeit bis heute umfasst, be- 
legt Kontinuität, Brüche und widersprüchliche 
Entwicklungen. Sie betreffen das Zusammen- 
spiel sehr verschiedener Dimensionen, wie z. B. 

- Das Erleben von einschneidenden Ereignis- 
sen im Zusammenleben von Familie aus der 
Perspektive der Kinder; 

- Parzellierte Einstellungsänderungen je nach 
Alter, Ost-/West-Residenz, normativem Wan- 
del; 

- Die Veränderungen des weiblichen und des 
männlichen Lebenslaufs in seinen Partizipati- 
onsprofilen an Bildung und Erwerbsarbeit; 

- Die Verschiebungen der Erwerbschancen der 
Geschlechter im Arbeitsmarkt; 

- Die Veränderungen der Familienarbeit, der 
Räume von Kindheit und der Pfiegearbeit. 

Sie alle tangieren Familienerleben, Familien- 
gründung, Geschlechterrollen, familiale Zustän- 
digkeitsbereiche und die Integration der Famili- 
enmitglieder in den privaten und öffentlichen 
Raum sowie die alltägliche Organisation familia- 
len Zusammenlebens. Sie alle unterliegen Rah- 


Familienwandel: Mi- 
schung aus Kontinui- 
täten und Brüchen 
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menbedingungen und Regelungen, die auch fa- 
milienpolitisch beeinflussbar sind. 

Unser Augenmerk galt vorrangig den Hintergrün- 
den dieser Veränderungsprozesse, d. h. der nähe- 
ren Betrachtung von Schnittstellen im Wandel, 
von Umbrüchen und Ungleichzeitigkeiten der ge- 
sellschaftlichen Strukturierung von Familienkon- 
zepten. Dabei ging es darum, weniger aus indivi- 
dueller Sicht, als vielmehr verstärkt - und im 
Unterschied zum nun folgenden Kapitel IV - aus 
gesellschaftlicher Sicht, das Zusammenspiel von 
lebenslaufrelevanten Institutionen und deren Bei- 
trag zum Lebens- und Gestaltungsraum von Fa- 
milie und ihren Mitgliedern einzuschätzen. 

Damit ist die Frage nach dem Verhältnis von kul- 
turellen, strukturellen und individuellen Weichen- 
stellungen für familialen Wandel angesprochen. 
Das Verhältnis von Kultur, Sozialstruktur und in- 
dividuellen Orientierungen zueinander lässt sich 
auch als die berühmte Frage nach dem Verhältnis 
von der Henne und dem Ei formulieren. Der Blick 
auf makrosoziale Hintergründe verdeutlicht, dass 
das Verhalten von Menschen, unabhängig davon, 
ob man es auf der mikro- oder makro strukturellen 
Ebene betrachtet, ob als individuelle Biographien 
oder als Lebenslaufsmuster einzelner Gruppen, 
immer Resultat eines Konglomerats von struktu- 
rellen und normativen Bedingungen ist, deren je- 
weilige Einflüsse in der Regel nur auf analyti- 
scher Ebene zu trennen sind. 

Am Beispiel des veränderten Erwerbsverhaltens 
von Frauen lässt sich dieses gut belegen: Unbe- 
stritten ist, dass in dieser historischen Periode 
Bildung und Erwerbsarbeit für Frauen eine zu- 
nehmende Bedeutung erlangt haben und Familie 
als wesentlicher Lebensbereich zugleich einen 
positiven Wert behielt (vgl. 111.1). Dies gilt für 
Frauen generell, in jeder biographischen Phase 
und entsprechend gilt es auch in der Phase der 
Mutterschaft^'. Diese Bedeutungsverschiebung 
findet ihren Ausdruck auf normativer und struk- 
tureller Ebene. Zum Beispiel hat die Zahl der 
teilzeitbeschäftigten Frauen und der Mütter über 
die Zeit nahezu kontinuierlich zugenommen, und 
es zeigt sich die Bedeutung von Erwerbsarbeit 
- lebensphasenspezifisch - auch an den steigen- 
den Müttererwerbsquoten in Abhängigkeit vom 
Alter des Kindes. Strukturdaten zeigen hier ver- 
ändertes Verhalten an - nicht aber die Gründe da- 
für. 


Für Frauen generell und in jeder biographischen Phase 
gilt: allein zwischen 1970 und 1998 erhöhte sich die Frau- 
enerwerbsquote um 14 Prozentpunkte auf 61 Prozent. In 
der Altersgruppe der 30- bis 35jährigen z. B. lag sie 1960 
bei 45 Prozent, aber schon 1998 bei mehr als 70 Prozent. 
(Klammer et al. 2000, 56, 70/71). Während sich die Ent- 
wicklungen nach Altersgruppen bei den Ledigen der der 
Männer zunehmend anglich, zeigen sich bei Müttern v. a. 
die sich verringernden Unterbrechungsphasen nach Alter 
der Kinder (Statistisches Bundesamt 1987, 63). 


Entsprechende Diskussionen in der Fachöffent- 
lichkeit, besonders und gerade um die Erwerbs- 
arbeitsformen von Müttern, speziell um die Teil- 
zeitbeschäftigungen als typisches weibliches 
Erwerbsarbeitsmuster in der Familienphase, sind 
bekannt: Sie werden einerseits als Beleg von be- 
stimmten Orientierungen interpretiert, als Reali- 
sierung gewünschten Verhaltens, als Ausdruck 
dafür, dass z. B. Mütter nicht vollerwerbstätig 
sein wollen, weil sie der Familienarbeit auch 
quantitativ mehr Zeit widmen wollen. Anderseits 
können dieselben Zahlen zur Erwerb sbeteiligung 
- mit derselben Berechtigung - ebenso als Aus- 
druck einer anders gewünschten aber nicht reali- 
sierbaren Lebensform gewertet werden. Eine 
Klärung dieser seit langem erörterten Frage, wa- 
rum Mütter in Deutschland vorwiegend teilzeit- 
beschäftigt sind, ist nicht in Sicht, weil die An- 
teile aus normativ-individuellem Wollen, 
fehlenden Optionen von Seiten des Arbeitsmark- 
tes, oder trotz deren Vorhandenseins fehlender 
Realisierungschancen aufgrund infrastrukturel- 
ler Gegebenheiten der Kinderbetreuung (Halb- 
tags-Kindergärten Halbtags-Kindertageseinrich- 
tungen, Halbtagsschulen) oder der Pflege 
ineinander fließen - und zwar zu bestimmten bio- 
graphischen Zeitpunkten unterschiedlich bedeut- 
sam. Entsprechend dürften auch individuell 
kaum fest gefügte Orientierungen, sondern Am- 
bivalenzen weibliche Erwerbs- und männliche 
Familienmuster durchziehen. 

Es gibt jedoch strukturelle Veränderungen und 
Wandlungsprozesse, die nicht im Verdacht ste- 
hen, Resultat von gewünschtem Verhalten zu 
sein. Sie sind dem Arbeitsmarkt und seiner Ent- 
wicklung im weitesten Sinne zuzuordnen. Dieser 
kann aufgrund der damit verbundenen lebensbio- 
graphischen bzw. lebenslaufbezogenen Auswir- 
kungen Einfluss auf das Famihen(grün- 
dungs)verhalten zugesprochen werden, und zwar 
durchaus auch auf das der Männer/Väter. So 
zeigt die obige Zusammenschau des Wandels, 
dass es verkürzt ist, diesen, wie im deutschspra- 
chigen Raum üblich, fast ausschließlich mit 
Blick auf weibliche Erwerbsbiographien zu be- 
trachten, statt auf die engen wechselseitigen Be- 
ziehungen zwischen den Erwerbsverläufen und 
Familienbeteiligungen von Ehepartnern einzuge- 
hen (vgl. Bom/Krüger 1993 ).“ 

Entsprechend ist in den Blick zu nehmen, dass 
Umstrukturierungen am Arbeitsmarkt die klassi- 


Verschiedene Familienmodelle, wie etwa das Versorger-/ 
Carermodell, dominant in den 50er und 60er Jahren in 
Westdeutschland und inzwischen mehrheitlich abgelöst 
durch das des Versorger-ZZuverdienermodells oder das 
Doppelverdiener-ZAllein-Carermodell in Ostdeutschland 
bis zur Wende, enthalten jeweils geschlechtsspezifische 
Ungleichheiten mit geschlechtstypischen Freistellungen 
bzw. Überbelastungen. Zur Diskussion hierzu siehe Ost- 
ner/Lewis (1998); Lewis (1997). 


Ökonomische Not- 
wendigkeiten legen 
neues Modell der ge- 
meinsamen Existenz- 
sicherung nahe 
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sehe Emährer-ZZuverdienerkonstellation zwi- 
schenzeitlich schon deshalb in Frage stellen, weil 
konjunkturelle und strukturelle Arbeitslosigkeit 
die Abhängigkeit der Familienmitglieder von ei- 
nem Ernährer riskanter werden lässt, und sich zu- 
dem die Arbeitsplatzangebote im weiblichen zu 
denen im männlichen Arbeitsmarktsegment posi- 
tiv verschieben. Während das bisher eher weib- 
lich stereotypisierte Dienstleistungssegment er- 
hebliche Wachstumsraten aufweist, schrumpft 
das eher männlich stereotypisierte der Rohstoff- 
verarbeitung, der Warenproduktion und -instand- 
haltung. Andererseits haben junge Frauen ihre 
Altersgenossen inzwischen auch auf der Ebene 
des Hochschulabschlusses überflügelt - mit der 
Konsequenz der Angleichung an das Bildungsni- 
veau des Partners und ebensolcher Erwerbsdis- 
positionen. Schließlich ist entsprechend der An- 
teil an Paarbeziehungen angestiegen, in denen 
beide Partner über eine hoch qualifizierte Berufs- 
ausbildung verfügen und jeweils eine eigene be- 
rufliche Karriere verfolgen (vgl. Dettmer/Hoff 
2005). 

Dabei stellt sich die Problematik der Vereinbar- 
keit zweier Berufsverläufe mit dem gemeinsa- 
men Privat- bzw. Familienleben neu und beson- 
ders dann, wenn von beiden beruflich hoher 
Arbeitseinsatz gefordert wird. Die hierfür erfor- 
derlichen Umstrukturierungen in familialer und 
erwerblicher Alltagsorganisation bekommen so- 
wohl privat als auch gesellschaftlich einen neuen 
Stellenwert, denn allein aufgrund der Arbeits- 
markt-Labilisierungen in männlich stereotypi- 
sierten Berufen tut jede Familie heute gut daran, 
die Existenzssicherung nicht mehr von nur einem 
Familienemährer abhängig zu machen. 

Dass daraus heute neue Perspektiven der Lebens- 
gestaltung und neue Partizipationsmodelle in 
Bildung, Weiterbildung, Familie, Erwerbsarbeit 
resultieren, ist nicht überraschend. Galt bisher, 
wie Sauerbom es ausdrückte (1994, 56): Verein- 
barkeit für Frauen sei die Aufgabe: „... Haushalt 
und Kinder als ihre angestammte Lebenssphäre 
so zu organisieren, dass ihre Berufstätigkeit darin 
Platz hat“, und für Männer, „... Berufstätigkeit 
als ihre angestammte Lebenssphäre so zu organi- 
sieren, dass sie Zeit und Spielraum für Kinderbe- 
treuung und Familienarbeit gewinnen“, so 
entsteht heute die Chance, dass beide Vereinbar- 
keitsperspektiven sich aneinander angleichen 
und neue Formen der innerfamilialen und ex- 
trafamilialen Arrangements entstehen. Über 
diese könnte Familie wieder einen attraktiven 
Platz im Lebenslauf beider Geschlechter bekom- 
men, wenn denn die Weichen extern so gestellt 
sind, dass sie weniger die Abhängigkeitsmuster, 
als vielmehr die Entwicklungschancen der Betei- 
ligten ins Zentrum rücken. 


Gegen solche Überlegungen allerdings steht, 
dass Deutschland aufgrund seiner sehr spezifi- 
schen Institutionenpraktiken über ein im Ver- 
gleich zu anderen modernen Gesellschaften hart 
gerahmtes Lebenslaufregime verfügt. Dieses Le- 
benslaufregime erweist sich deshalb als beson- 
ders problematisch, weil es zur Irreversibilität ei- 
ner einmal getroffenen Entscheidung beiträgt. 
Nicht, dass die Individuen nicht wählen könnten, 
aber den sog. Wahlen oder Entscheidungen ge- 
hen jene gesellschaftlichen Rahmungen voraus, 
die, wie das Beispiel der Erwerbskarrieren v.a. 
von Müttern zeigt, den ersten und den nächsten 
Entscheidungsprozess kumulativ beeinflussen. 
Die externen Regeln stellen Weichen für spätere 
Entscheidungen, die dann möglicherweise nicht 
mehr gewollt sind, denn Familie ist, wie das fol- 
gende Kapitel zeigen wird, ein dynamisches Ge- 
schehen. 

ln Übereinstimmung mit der Vorstellung vom ei- 
nem typisch männlichen, erwerbsorientierten, 
und einem typisch weiblichen familienoriertier- 
ten Familienverlauf sind Betreuungseinrichtun- 
gen als ergänzende Institutionen in dieses institu- 
tionale Zusammenspiel eingebettet und politisch 
konzipiert. Die Institutionen sind örtlich i. d. R. 
im familialen Feierabend-Einzugsgebiet angesie- 
delt, und - abweichend zu anderen modernen 
Gesellschaften - in ihren Öffnungszeiten auf die 
Arbeitszeitlage ihrer MitarbeiterZ-innen abge- 
stimmt, nicht aber auf die Nutzungsbedarfe 
durch ihrerseits in gleicher oder ähnlicher Ar- 
beitszeitlage erwerbstätige Eltern. Entsprechend 
entstehen familiale Engpässe, solange die Be- 
triebszeiten der Einrichtungen und die Arbeits- 
zeiten des dort beschäftigten Personals nicht 
voneinander getrennt und die Öffnungszeiten auf 
erwerbstätige Eltern und deren Erwerbsver- 
pfhehtungen abgestimmt sind. Anderseits verste- 
hen sich diese Angebote (immer noch vorrangig) 
als Versorgungseinrichtungen zur Entlastung der 
Eltern, statt sie an der benötigten öualität ihres 
(familiendifferenten) Angebots zu orientieren. 
Öffentliche Betreuungsformen sind, so wurde 
weiter oben argumentiert, jedoch nicht Ersatz für 
Familienbetreuung, sondern Angebote der Früh- 
fÖrderung besonderer Art, die nicht nur quantita- 
tiv, sondern vorrangig auch qualitativ hohen An- 
sprüchen genügen müssen. Gleiches gilt für die 
Unterstützung bei pflegebedürftigen Angehöri- 
gen aller Altersgruppen. 

Immerhin, auch hier vollzieht sich langsam ein 
Wandel, der bereits in den 70er Jahren entstand. 
Dieser wurde aber weniger als Wandel der weib- 
lichen, männlichen, kindlichen oder gar Alt-El- 
temlebensbedingungen wahrgenommen, sondern 
als Abweichung v.a. der Frauen von ihren „Nor- 
mal-Zuständigkeiten“, die es familienpolitisch zu 
sichern galt. 


Barriere: Das 
„harte“ deutsche 
Lehenslaufregime 


Familien als 
Abhängige von 
Institutionen 
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Jedoch nicht nur bei hoch qualifizierten berufstä- 
tigen (Ehe-)Partnem, die sich zur Familiengrün- 
dung entschließen, ist von großer Bedeutung, wie 
das Engagement in Familie und Haushalt zwi- 
schen beiden Partnern und externen Diensten ver- 
teilt wird und welche biographischen Muster der 
beruflichen und außerberufiichen Partizipations- 
profile sich herausbilden. Sich ändernde Realitä- 
ten des Zusammenlebens können sowohl als Er- 
gebnis als auch als Chance für interne und externe 
Entwicklungen gewertet werden, die gesell- 
schaftspolitisch aufzugreifen sind. Entsprechend 


ist Familie in ihren Formationen als Produkt und 
als Produzent sozialer Beziehungen im Wandel zu 
verstehen: Als Produzent von Wandel können in- 
nerfamiliale Erfahrungen und sich verschiebende 
Verhältnisse zwischen den Familiengenerationen 
und den Geschlechtern zur Entwicklung neuer 
Lösungen herausfordem - wenn sie denn auch au- 
ßerhalb von Familie produktiv aufgegriffen und 
institutionell gestaltet werden. Entsprechend 
wenden wir uns im folgenden Kapitel der Dyna- 
mik des Binnenraums von Familie und seinen all- 
täglichen Herstellungsleistungen zu. 
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Familie und Alltag 
im Blickfeld 


IV. Innerfamiliale Dynamiken 


IV.1 Herausforderungen für Familien 

Im vorherigen Kapitel standen Wandel und Be- 
harrung struktureller Hintergründe und ihre Be- 
züge zur Rolle von Familie im Lebenslauf ihrer 
Mitglieder im Zentrum. Wie aber werden heutzu- 
tage Familienbeziehungen gestaltet? Wie lösen 
Individuen die alltägliehen Probleme des Zusam- 
menlebens? Wie gelingt es, sich immer wieder 
aufeinander einzulassen? Welche Grundlagen 
müssen geschaffen, welche Herausforderungen 
bewältigt, welche Konflikte gemeistert werden? 
Und was bedeutet dies für die Entwicklung von 
Partnerschaften, für die Sozialisation der Kinder 
und die Beziehungen zwischen den Generatio- 
nen? 

Mit diesen Fragen beschäftigt sich das vorlie- 
gende Kapitel, das „Innerfamiliale Dynamiken“ 
in den Mittelpunkt rückt. Dabei betrachten wir 
Familie auch als Realisierung von Alltag, der 
sich stets ändert und stetig neu hergestellt wer- 
den muss. Für die Beteiligten insgesamt, aber 
auch für jede(n) Einzelne(n), verschiebt sich die 
Bedeutung von Entwicklungs- und Interaktions- 
prozessen des Familienlebens über die biogra- 
phische Zeit. Dies betrifft Veränderungen der 
Beziehungsqualität, die innerfamiliale Kommu- 
nikation, die Bindungen, Abhängigkeiten und 
Machtbalancen, aber auch die sich verändernden 
Anforderungen, Bedarfe und Sehnsüchte. Aus 
dieser Perspektive sind Familienmitglieder Kon- 
strukteure ihrer Binnenwirklichkeit, über die sie 
sich im Familienverlauf immer wieder neu ver- 
gewissern müssen. 


Familie muss damit immer wieder neu herge- 
stellt werden, und dies schließt selbstverständ- 
lich auch die Möglichkeit des Scheitems mit ein. 
Familienbeziehungen „funktionieren“ nicht auto- 
matisch, sie ,antworten‘ auf das sich im Älter- 
werden verändernde Selbstverständnis ihrer Mit- 
glieder, auf die über die Zeit wechselnden 
Binnen- und Außenbeziehungen, auf die sich än- 
dernden Erwartungen aneinander. Eltern sind zu- 
weilen von Erziehungsaufgaben in Hinblick auf 
ihre Kinder überfordert, Partner trennen sich 
oder lassen sich scheiden, und manche Erwach- 
sene innerhalb des Familienverbandes haben 
sich kaum mehr etwas zu sagen und gehen 
schließlich getrennte Wege. Familie unterliegt 
zahlreichen Bindungs- und Zerreißproben, die 
sich im Rahmen von Partnerschaft, Elternschaft 
sowie der Generationenbeziehungen unter Er- 
wachsenen ergeben. Familie ist also als eine per- 
manente (Re)Organisation zu verstehen, die 
nicht voraussetzungslos gelingt. 

Wunderbar eingefangen und bildlich dargestellt 
sind die Wege, die Abzweigungen, die Möglich- 
keiten der Verinung, der geteilten Orte zwischen 
Erwachsenen, die gemeinsam die Hauptstraße, 
den Marriage Way, beschreiten bzw. beschreiten 
wollen, in folgender Abbildung (s. u.). Die ,Ver- 
laufspfade der Partnerschafts- und Familienent- 
wicklung‘ als mäandernder Weg mit Haupt- und 
mit Nebenrouten illustriert - gleichsam aus der 
Vogelperspektive - neben den ausgetretenen Pfa- 
den der normativen Verläufe ebenso Neben- und 
Umwege, auch Sackgassen. 


Abbildung IV.l 

Die Verlaufspfade der Partnerschafts- und Familienentwicklung 



Quelle; Relate, the relationship people (Großbritannien) 


Familie muss immer 
wieder neu 
hergestellt werden 
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Interne und externe 
Einflüsse auf die 
biographische Zeit 
von Familien 


Die Abbildung legt es nahe, interne und externe 
Einflüsse auf die biographisehe Zeit von Fami- 
lien zu vermuten, und sie greift zugleich bildlich 
auf, was Gegenstand dieses Kapitels sein wird. 
Angesichts der Länge des Weges, aber auch der 
hier nicht bildlich erfassten Rückbezüge z. B. auf 
das ,Quasi-Lemprogramm‘ der Kinder für die ei- 
gene Lebensführung oder die Beziehungsgestal- 
tung zu den älteren Eltern, sind hier Akzente und 
Wahlentscheidungen zu treffen. 

Im Folgenden greifen wir besonders markante 
Phasen des Familienlebens heraus, die sich für die 
Beteiligten als Gestaltungsprozesse mit hohen 
Chancen der Entwicklung von Beziehungskom- 
petenzen beschreiben lassen, aber auch Risiken 
bergen und Anforderungen an Re-Definitionen 
der eigenen Rollen und der intergenerationalen 
Beziehungen mit sich bringen. Hierbei werden 
zwei Perspektiven gewählt, die auch die weiteren 
Gliederungspunkte strukturieren: Zum einen ste- 
hen Wandlungsprozesse des familialen Gesche- 
hens im Mittelpunkt, die in der psychologischen 
Forschung als , Transitionen ‘ gefasst werden und 
hier unter der Überschrift , Verlaufspfade der Fa- 
milienentwicklung‘ (Kap. 1V.2) zusammenge- 
fasst sind. Zum anderen geht es um Prozesse in- 
nerfamilialer Dynamiken, die unter der Thematik 
der , alltäglichen Herstellungsleistung von Fami- 
lie' betrachtet werden (Kap. 1V.3). 

Unter dem Thema der , Verlaufspfade der Famili- 
enentwicklung' fokussieren wir den Familienent- 
wicklungsprozess an zwei kritischen Wende- 
punkten: dem der Familiengründung und - aus 
der Perspektive von Eltern und Kindern - dem 
der Scheidung. 

Beim Übergang von der Partnerschaft zur Eltern- 
schaft (Kap. IV. 2.1) zeigen sich vor allem in den 
ersten Jahren nach der Familiengründung sehr 
deutliche Veränderungen im Wechselspiel inner- 
familialer Zuständigkeitsmuster und Machtver- 
schiebungen zwischen Partnern als Eltern. Mit 
der Verantwortung für kleine Kinder steigt die 
Belastung für beide Eltern enorm an, jedoch 
nicht gleichermaßen. Die Interdependenz der 
Partner nimmt zu, was ein erhebliches Konflikt- 
potential birgt und zu stets neuen Herausforde- 
rungen führt, die als individuelle und dyadische 
Anpassungsprozesse sowie als Aushandlung von 
Beteiligungskonflikten analysiert werden. Im 
Zentrum stehen also sich verschiebende Balan- 
cen zwischen den Partnern in der Beteiligung an 
Beruf, Einkommen, Hausarbeit usw., aber auch 
der Einfluss des Vaters auf das Kind sowie die 
Reichweite von Traditionalisierungsprozessen, 
betrachtet aus einer subjektiven Binnenperspek- 
tive der Zufriedenheitsverschiebungen mit dem 
Familienentwicklungsprozess und des innerfami- 
lialen Geschehens. 


Gegenstand von Kapitel IV.2.2 ist eine durchaus 
anders geartete Zuspitzung von Transition: die 
Scheidung als familiales und gesellschaftliches 
Phänomen. Hierbei stehen die Ergebnisse und 
Konsequenzen der neueren Scheidungsforschung 
sowie das Sorgerecht im Vordergrund. Auch der 
Übergang in eine Scheidungs- bzw. Nachschei- 
dungsfamilie erfordert spezifische Beziehungs- 
kompetenzen, hier allerdings unter erschwerten 
Bedingungen. Da die Elternschaft auch nach ei- 
ner Trennung oder Scheidung fortbesteht, die 
bisherige Form des Zusammenlebens jedoch auf- 
gegeben wird, müssen neue Formen von Kon- 
takt, Kommunikation und Interaktion gefunden 
und die Rollenbeziehungen mit den entsprechen- 
den wechselseitigen Verhaltenserwartungen neu 
definiert werden. Diese Reorganisation wird ty- 
pischerweise durch anhaltende Konflikte er- 
schwert, die sich rund um das Trennungsgesche- 
hen aufgebaut haben. 

Der Betrachtung dieser beiden Prozesse, die als 
Transitionen im Selbstverständnis der eigenen 
Rolle gefasst sind, wird im vorliegenden Kapitel 
die Thematik der , Familie als alltägliche Herstel- 
lungsleistung' zur Seite gestellt. Zum einen geht 
es um die Entwicklung und Gestaltung der Sozi- 
alisation der Kinder. Zum anderen um Generatio- 
nenbeziehungen unter Erwachsenen. 

Unter der Sozialisationsperspektive stehen As- 
pekte der alltäglichen Herstellungsleistung fami- 
lialen Zusammenlebens im Vordergrund (Kap. 
IV.3.1). Diese beziehen sich auf Fragen der inter- 
aktiven Qualität der Beziehungsgestaltung zu 
den Kindern sowie deren Identitäts- und Kompe- 
tenzentwicklung, und zwar sowohl in Hinblick 
auf ihre späteren Gestaltungs- und Aushand- 
lungsformen bei der dann erfolgenden Neugrün- 
dung von Familie als auch in Hinblick auf ihre 
Arbeitsmarktchancen. Gerade unter diesen As- 
pekten werden innerfamiliale Rollenteilungen 
der Eltern und geschlechtsspezifische Zuordnun- 
gen zu spezifischen Aufgabenfeldem zum Pro- 
blem der nachwachsenden Generation. Vorge- 
lebte Beziehungen zwischen den Eltern 
hinterlassen ihre Spuren. Anderseits: ln ihrem 
täglichen Zusammenleben mit ihren Kindern, in 
ihren Konflikten, Aushandlungsprozessen und 
nicht zuletzt in ihrer kooperativen Verhandlungs- 
solidarität erweitern auch die Eltern ihre Kompe- 
tenzen im Versorgen, im Austarieren von Interes- 
sen, im Zeitmanagement und in teamspezifischer 
Verantwortungsübemahme. Auch hierin liegen 
Voraussetzungen für neue Formen der Bewälti- 
gung von Familientransitionen, aber ebenso für 
Dynamiken in jenen Bereichen der Arbeitswelf, 
die zunehmend auf Aushandlungskompetenz set- 
zen. 

Familie ist jedoch nicht nur über die Beziehung 
zwischen Eltern und minderjährigen Kindern zu 


Kompetenzerwerb in 
und durch Familie 
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Besondere Heraus- 
forderungen für die 
alltägliche Bezie- 
hung erwachsener 
Familiengenera- 
tionen 


Pluralisierung von 
familialen Entwick- 
lungsverläufen 


Partnerschaftliche 
Vorstellungen und 
tatsächliches 
Verhalten klaffen 
auseinander 


fassen. Wenn die Kinder volljährig geworden 
sind, wenn sie aus dem Elternhaus ausgezogen 
sind und ökonomisch auf eigenen Beinen stehen, 
bilden Eltern und erwachsene Kinder weiterhin 
eine Familie. Hier stellt sich die Frage, wie diese 
Familienbeziehungen - hierzu gehören auch die 
Beziehungen der Eltern zu ihren eigenen Eltern, 
bzw. die Beziehungen der Kinder (Enkel) zu ih- 
ren Großeltern - gestaltet werden (Kap. IV.3.2). 
Wenn man die alltäglichen Familienbeziehungen 
in den Blick nimmt, existieren besondere He- 
rausforderungen für Generationen, die nicht mehr 
Zusammenleben. Immerhin ist ihr Alltag in den 
meisten Fällen nicht mehr durch die gemeinsame 
Wohn- und Lebenssituation geprägt. Im Gegen- 
teil müssen Kontakte bei getrennten Haushalten 
erst hergestellt werden - und bedürfen damit 
auch mehr oder weniger offen gelegter Begrün- 
dungen. Wenn also erwachsene Familiengenera- 
tionen gemeinsame Aktivitäten oder Unterstüt- 
zungsleistungen in ihren jeweiligen Alltag 
integrieren möchten, sind hierfür besondere Her- 
stellungsleistungen notwendig. Diese Leistungen 
haben bedeutende Folgen, und zwar nicht nur für 
die Familienmitglieder selbst, sondern z. B. auch 
für das Verhältnis gesellschaftlicher Generatio- 
nen sowie für soziale Ungleichheit. 

IV.2 Verlaufspfade der Familien- 
entwicklung 

Mit der Pluralisierung von Lebensläufen und Le- 
bensformen fallen auch die Entwicklungsver- 
läufe von Familien vielfältig aus. Im Folgenden 
wird akzentuiert behandelt, wie Diskontinuitäten 
sowohl in der individuellen Entwicklung als 
auch in der Entwicklung von Familiensystemen 
fortlaufend Prozesse der Aushandlung und Her- 
stellung von Beziehungen erfordern. Umbrüche 
und Übergänge sind dabei nicht nur mit Verlus- 
ten, sondern durchaus auch mit Gewinnen ver- 
bunden, sie bieten Lemchancen und Entwick- 
lungsanstöße. 

IV.2.1 Partnerschaft und Elternschaft 

IV.2. 1.1 Aufgaben- und Rollenverteilung 
In Partnerschaften 

Der Wandel der Vorstellungen zur Gestaltung der 
Paarbeziehung und der Aufgaben- und Rollen- 
verteilung in Richtung egalitärer Modelle schlägt 
sich nur in Teilaspekten auf der Verhaltensebene 
nieder. Zwar praktizieren vor der Geburt des ers- 
ten Kindes viele Paare eine relativ gleichberech- 
tigte Aufteilung beruflicher und innerfamilialer 
Aufgaben. Mit der Familiengründung kommt es 
jedoch mit großer Regelmäßigkeit zu einer Neu- 
etablierung der traditionellen Muster der Aufga- 
ben- und Rollenverteilung. Dieses Muster zeigt 
sich sowohl in empirischen Untersuchungen, die 
auf mehr oder weniger umfangreichen Stichpro- 


ben basieren, als auch in amtlichen Statistiken. 
Mit der Geburt eines zweiten Kindes gewinnen 
diese traditionellen Muster weiter an Prägnanz 
(Fthenakis/Kalicki/Peitz 2002). Sie manifestie- 
ren sich auf mehreren Ebenen. 

Beruf: Während bei kinderlosen Paaren eine Be- 
rufstätigkeit beider Partner die Norm darstellt, 
geben Frauen mit dem Eintritt in die Familien- 
phase ihren Beruf in der Regel zumindest vorü- 
bergehend auf Die Rückkehr in das Berufsleben 
findet meist in Form einer Teilzeittätigkeit statt, 
eine Vollzeittätigkeit stellt die Ausnahme dar. 
Die Männer verbleiben im Beruf und intensivie- 
ren oftmals ihr Engagement unter dem Druck der 
gestiegenen finanziellen Verantwortung. Dieses 
generelle Muster findet sich sowohl in repräsen- 
tativen Befragungen als auch in wissenschaftli- 
chen Studien (Eurostat 2004a; Fthenakis/Kalicki/ 
Peitz 2002; Fthenakis/Minsel 2002; Holst/ 
Trzinski 2003; Kluwer/Heesink/Van de Vliert 
2002). ln einer familienpsychologischen Längs- 
schnittstudie, die die Entwicklung von initial 175 
jungen Familien über einen Zeitraum von inzwi- 
schen mehr als sieben Jahren mitverfolgt 
(Fthenakis/Kalicki/Peitz 2002), gingen vor der 
Geburt des ersten Kindes etwa 80 Prozent der 
werdenden Mütter und Väter einer Erwerbstätig- 
keit nach, die verbleibenden 20 Prozent befanden 
sich mehrheitlich noch in der Ausbildung. Insge- 
samt überwog die Vollzeittätigkeit bei beiden 
Geschlechtern, wobei Teilzeitarbeit bereits zu 
diesem Zeitpunkt bei den Frauen etwas häufiger 
war als bei den Männem®^. Eineinhalb Jahre 
nach der Familiengründung war jede zweite 
Mutter nicht erwerbstätig. An dieser Situation 
änderte sich in den Folgejahren nur wenig: sie- 
beneinhalb Jahre nach der Familiengründung 
waren insgesamt knapp 37 Prozent der Mütter 
nicht wieder in den Beruf zurückgekehrt, bei 
ebenfalls 37 Prozent betrug die berufliche Wo- 
chenarbeitszeit weniger als 20 Stunden. Die Vä- 
ter blieben im Beruf Der Großteil der Männer, 
die sich während der Schwangerschaft der Part- 
nerin noch in der Ausbildung befanden, hatte 


In anderen Untersuchungen fallen die Unterschiede in der 
Arbeitszeit zwischen werdenden Müttern und Vätern grö- 
ßer aus (Kluwer/Heesink/van de Vliert 2002; Sanchez/ 
Thomson 1997). In der Studie von Kluwer u. a. (2002) 
wiesen die Frauen bereits vor der Geburt eine um zehn 
Stunden geringere berufliche Wochenarbeitszeit als ihre 
Partner auf. Ein Grund hierfür könnte der typischerweise 
vorhandene Altersunterschied zwischen den Partnern sein 
und damit einhergehend ein höherer Anteil von Frauen, 
die sich noch in Ausbildung befinden. Ein weiterer Grund 
könnte darin liegen, dass sich junge Männer in Antizipati- 
on ihrer künftigen Verantwortung für die finanzielle Absi- 
cherung der Familie stärker für ihre berufliche Karriere 
engagieren, während viele Frauen in Antizipation der Ein- 
schränkungen, die ihre künftige Rolle als Mutter für ihre 
berufliche Karriere bedeutet, bereits früh ein geringeres 
berufliches Engagement zeigen. 


Nach Familiengrün- 
dung geschlechtsspe- 
zifische Partizipation 
an Erwerbstätigkeit 


18 Monate nach der 
Geburt von Kindern 
war jede zweite Mut- 
ter nicht erwerbstä- 
tig 
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eineinhalb Jahre nach der Geburt den Einstieg 
ins Berufsleben vollzogen. Die Quote der er- 
werbslosen Männer betrug zu diesem Zeitpunkt 
weniger als 10 Prozent und sank in den Folgejah- 
ren weiter ab (Peitz 2004a). Die geschlechtsspe- 
zifischen Konsequenzen der Familiengründung 
für das Erwerbsverhalten bilden sich auch im 
durchschnittlichen zeitlichen Umfang der Er- 
werbstätigkeit deutlich ab. Im Schnitt arbeiten 
Frauen und Männer vor der Geburt des ersten 
Väter intensivieren Kindes etwas mehr als 30 Stunden pro Woche 
nach der Geburt des (die etwas niedrigere durchschnittliche Wochen- 
ersten Kindes ihr arbeitszeit der Frauen geht auf den Altersunter- 
Engagcment schied zwischen den Partnern zurück: Die 
Frauen sind etwas jünger und befinden sich et- 


was häufiger noch in der Ausbildung). Mit der 
Übernahme der Eltemrolle steigern die Väter ihr 
berufliches Engagement, die Mütter reduzieren 
ihre Erwerbsarbeit erheblich, und zwar langfris- 
tig. Diese traditionelle Verteilung der beruflichen 
Rollen ist bei jenen Paaren, die ein weiteres Kind 
bekommen, bereits fest etabliert. Das Rollen- 
muster erweist sich als sehr änderungsresistent 
(siehe Abbildung 1V.2).'5'* Die Befunde dieser 


^ Wegen schwankender Rücklaufquoten variiert der Stich- 
probenumfang bei den einzelnen Erhebungswellen deut- 
lich. Bei den Längsschnittanalysen führt der listenweise 
Ausschluss fehlender Fälle z. T. zu einer merklich gesun- 
kenen Stichprobengröße. 


Abbildung 1V.2 

Wochenarbeitszeit von Franen nnd Männern im Übergang znr Elternschaft 
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„Ersteltern“: Eltern vor und nach der Geburt des ersten Kindes; N = 46 Paare 

„Zweiteitem“: Paare mit älterem Kind; N = 26 Paare 

Quelle: Gabriele Peitz, LBS-Familienstudie, eigene Berechnungen 
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Vor der Geburt des 
ersten Kindes ausge- 
wogene Verteilung 
der Hansarbeit 


Die Aufteilung der 
Hausarbeiten retra- 
ditionalisiert sich 
nach Geburt des 
ersten Kindes 


Studie, die an einer Stichprobe von Eltern mit 
hohem Bildungsniveau gewonnen wurden, wer- 
den durch die Daten des Mikrozensus (BMFSFJ 
2003) weitgehend bestätigt. Demnach waren im 
Jahre 2000 83 Prozent der kinderlosen Frauen im 
Alter zwischen 25 und 44 Jahren aktiv erwerbs- 
tätig^^. Bei den Frauen mit einem jüngsten Kind 
unter drei Jahren waren es 31 Prozent. Mit zu- 
nehmendem Alter des jüngsten Kindes kehren 
immer mehr Frauen in den Beruf zurück. So be- 
trug die Erwerbsquote der Frauen mit einem 
jüngsten Kind zwischen drei und fünf Jahren 
55 Prozent. Von den Müttern, deren jüngstes 
Kind zwischen sechs und 14 Jahren alt war, wa- 
ren im Jahr 2000 69 Prozent wieder berufstätig. 
Dies heißt umgekehrt, dass für jede dritte Mutter 
die Familiengründung einen langfristigen Aus- 
stieg aus dem Beruf bedeutet. Die Väter gehen zu 
80 bis 90 Prozent einer Erwerbstätigkeit nach, 
die überwiegende Mehrheit einer Vollzeittätig- 
keit. 

Haushaltsaufgaben: Kinderlose Paare praktizie- 
ren im Vergleich zu Paaren mit Kindern eine ver- 
gleichsweise ausgewogene Verteilung der Haus- 
arbeit. Der Anteil der Frau ist aber auch bei den 
Kinderlosen höher als der des Mannes (Fthena- 
kis/Minsel 2002; Kluwer/Heesink/Van de Vliert 
2002; Künzler 1995; Sanchez/Thompson 1997). 
Dies betrifft vor allem die traditionellen „Haus- 
frauenarbeiten“ wie Waschen, Bügeln, Kochen 
und die Erledigung täglicher Einkäufe, die bei 
mehr als der Hälfte der Paare in den alleinigen 
Verantwortungsbereich der Frau fallen. Die tradi- 
tionellen „Märmertätigkeiten“, wie Reparaturen 
im Haus oder die Instandhaltung des Autos, lie- 
gen hingegen bei drei Viertel der Paare in der Zu- 
ständigkeit des Mannes. Andere Aufgaben (z. B. 
Abwasch, Aufräumen und Putzen, Abfall entsor- 
gen, Großeinkäufe, die Erledigung des Schrift- 
verkehrs oder unangenehmer Telefonate) werden 
vor der Geburt noch weitgehend gemeinschaft- 
lich erledigt. Nach der Geburt des ersten Kindes 
kommt es zu einer Umverteilung der Hausarbeit 
zu Ungunsten der Frau. Die Frau übernimmt ei- 
nen zunehmend größeren Anteil, der Mann zieht 
sich weiter aus der Hausarbeit zurück (Fthenakis/ 
Kalicki/Peitz 2002; Fthenakis/Minsel 2002; Pet- 
zold 1991; Reichle 1996a; Schneewind u. a. 
1996; Wemeck 1998). 

Das Phänomen der traditionellen Verteilung in- 
nerfamilialer Aufgaben zeigt sich auch in reprä- 
sentativen Daten. Diese belegen, dass im Jahr 
2000 sowohl in Ost- als auch in Westdeutschland 


Aktiv erwerbstätig bedeutet, dass diese Personen aktuell 
tatsächlich einer Erwerbstätigkeit nachgehen. Nicht einge- 
rechnet sind Personen, die ihre Erwerbstätigkeit vorüber- 
gehend nicht ausüben, weil sie sich z. B. in der Eltemzeit 
befinden. Eine entsprechende Differenzierung wurde erst- 
mals im Mikrozensus 1996 vorgenommen. 


Frauen im Mittel doppelt so viel Hausarbeit 
übernahmen wie Männer. Ein Vergleich mit Da- 
ten von 1991 zeigt allerdings, dass zumindest in 
Westdeutschland die Entwicklung in Richtung zu 
mehr Egalität verläuft. Zehn Jahre zuvor lag das 
Verhältnis noch bei 2,4 zu 1 (Künzler u. a. 2001). 
Das Phänomen der Umverteilung der Hausarbeit 
zu Ungunsten der Frau ist nicht auf Deutschland 
beschränkt, sondern scheint ein allgemeines Phä- 
nomen westlicher Gesellschaften darzustellen 
(Greenstein 1996; Kluwer/Heesink/Van de Vliert 
1996, 2002; Rollett/Wemeck 2001; Sanchez/ 
Thompson 1997). 

Betreuung und Erziehung der Kinder: Die Betei- 
ligung von Vätern an der Betreuung und Erzie- 
hung ihrer Kinder hat in der Vergangenheit kon- 
tinuierlich zugenommen. Die Hauptzuständigkeit 
für die Kinder liegt jedoch nach wie vor bei den 
Müttern (Fthenakis/Kalicki/Peitz 2002; Fthena- 
kis/Minsel 2002; Kluwer/Heesink/Van de Vliert 
2002; Mac Dermid/Huston/McHale 1990; 
Reichle 1996b; Schnee wind/Sierwald 1999; Wal- 
ter/ Künzler 2002). Die Teilnehmerinnen der be- 
reits zitierten LBS-Familien-Studie übernahmen 
ihren Einschätzungen zufolge etwa 75 Prozent 
aller rund um das Kleinkind anfallenden Aufga- 
ben, die selbst eingeschätzte Beteiligung der 
Männer lag bei knapp 30 Prozent (Peitz 2004a). 
Bei Schneewind/Sierwald (1999) betrug der An- 
teil der Mütter sogar 85 Prozent, ln einer Studie 
von Fthenakis/Minsel (2002) waren die befrag- 
ten Mütter und Väter zwar der Ansicht, dass 
69 Prozent aller Aufgaben, die bei der Versor- 
gung und Betreuung eines Kindes anfallen, von 
den Eltern zu gleichen Teilen übernommen wer- 
den sollten und 28 Prozent der Aufgaben allein 
von der Mutter. De facto übernahmen die Mütter 
aber ungefähr die Hälfte der Aufgaben allein, die 
verbleibenden Aufgaben wurden mehrheitlich 
von beiden Eltern gemeinsam oder abwechselnd 
übernommen, und zwar unabhängig vom Alter 
des Kindes. Ein entsprechendes Bild von der tat- 
sächlichen Aufgabenteilung zeichnen die Ergeb- 
nisse einer Zeitbudgeterhebung bei deutschen El- 
tern mit einem jüngsten Kind unter sechs Jahren. 
Demnach wendeten deutsche Mütter im Jahr 
2002 täglich im Schnitt 2:18 Stunden für Auf- 
gaben auf, die mit der Betreuung und Versorgung 
des Kindes Zusammenhängen, wobei Aktivitäten 
wie gemeinsames Fernsehen oder gemeinsamer 
Kinobesuch ausgeschlossen wurden; bei den Vä- 
tern waren es 0 : 59 Stunden. Demnach überneh- 
men Frauen 70 Prozent, Männer etwa 30 Prozent 
der Aufgaben rund um das Kind (Eurostat 
2004a). 

Die Beteiligung der Väter variiert in Abhängig- 
keit vom Aufgabentyp. Sie beteiligen sich in 
erster Linie an Aktivitäten, die einen eher spiele- 
rischen Charakter haben, während Routinetätig- 
keiten, Versorgungsaufgaben und die Organisa- 


Kontinuierliche Zu- 
nahme an der Be- 
treuung und Erzie- 
hung dnreh dieVäter 


Frauen übernehmen 
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Männer 30 Prozent 
der Aufgaben rund 
ums Kind 
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tion des Alltags mit Kind vorwiegend in der 
Zuständigkeit der Mutter verbleiben. Abbildung 3 
veranschaulicht dies anhand der Ergebnisse der 
LBS-Familien-Studie. Die Abbildung stellt die 
Aufteilung eher spaßbetonter oder zeitlich dispo- 
nibler Tätigkeiten einerseits („Pleasure-Aktivitä- 
ten“, z. B. das Kind baden; mit dem Kind auf den 
Spielplatz gehen; das Kind ins Bett bringen) und 
der reinen Versorgungsaufgaben andererseits 
(z. B. das Kind nachts versorgen; sich beim Es- 
sen um das Kind kümmern; Kinderbetreuung or- 
ganisieren) dar. Pleasure-Aktivitäten werden in 
den weitaus meisten Familien von beiden Part- 
nern übernommen. Die Versorgungsaufgaben lie- 
gen jedoch überwiegend im Verantwortungsbe- 
reich der Mutter. 

Der Unterschied zwischen Müttern und Vätern in 
der Betreuungszeit nimmt mit zunehmendem Al- 
ter des Kindes bzw. der Kinder ab. Verantwort- 
lich hierfür ist allerdings weniger ein verstärktes 


Engagement von Vätern, sondern eine Abnahme 
des direkten Betreuungsaufwandes und damit 
eine Verringerung des Zeitaufwands der Mütter 
(BMFSFJ 2003; Eurostat 2004a; Parke 1995). 

Auch die Pflege des Kontakts zu Institutionen 
wie dem Kindergarten bzw. der Kindertagesein- 
richtung (Peitz 2004b) oder später der Schule 
(Pellander/Krambrock 2001) fällt fast aus- 
schließlich in den Verantwortungsbereich der 
Mutter. 

IV.2.1.2 Einflussfaktoren auf die Parti- 
zipation des Vaters an der 
Sorge um das Kind 

Die aufgabentypische Differenzierung zwischen 

Müttern und Vätern wird dadurch begünstigt, ^“‘„“g^häng^^von' 

dass viele Routinetätigkeiten und kindbezogenen der zeitlichen Ver- 

Versorgungsaufgaben sofort erledigt werden fügbarkeitab 

müssen, der Vater aber tagsüber berufsbedingt 

abwesend ist, während im Hinblick auf die 


Abbildung 1V.3 

Aufteilung der Betreuung und Versorgung des dreijährigen Kindes 
zwischen den Partnern [N = 127 Paare] 

Wer übernimmt was? 


Pleasure- 
Aktivitäten 

Spielen 

das Kind baden 
Kind fürs Bett fertigmachen 
Kind zu Bett bringen 
Spazieren 
Spielplatz 

Versorgung 

nachts 
beim Essen 
Kind anziehen 
Sauberkeitserziehung 
bei Krankheiten 
Vorbereitungen für Ausflüge 
zum Kinderarzt 
Kinderbetreuung org. 

Kinderfeste 

andere Kinder einladen 
Kinderkleidung kaufen 

Quelle: LBS-Initiative Junge Familie (Hrsg.): Vorstellungen von Vaterschaft und Mutterschaft. Report 2/2000 der LBS-Famili- 
enstudie. Münster 


■ Mutter alleine 

□ beide abwechselnd 

□ beide gemeinsam 

□ Vater alleine 





Drucksache 16/1360 


- 110 - Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Beteiligung der 
Väter hängt auch 
von deren Vorstel- 
lungen von 
Vaterschaft ah 


Traditionelles 
Rollenarrangcment 
höchst wandlnngs- 
resistent 


Spielaktivitäten ein größerer zeitlicher Gestal- 
tungsspielraum besteht. Allerdings wird die Be- 
teiligung des Mannes an der Versorgung des Kin- 
des nicht nur durch seine zeitliche Verfügbarkeit 
und das Ausmaß seiner beruflichen Belastungen 
bestimmt. 

Wie stark sich Väter an diesen Aktivitäten betei- 
ligen, hängt nicht nur von ihren zeitlichen Mög- 
lichkeiten ab, sondern auch von ihrer initialen 
(d. h. vorgeburtlichen) Haltung gegenüber der 
Schwangerschaft und künftigen Elternschaft, 
vom Temperament ihres Kindes und von ihren 
Kompetenzen im Umgang mit dem Kind 
(Fthenakis/Kalicki/Peitz 2002). Männer, die eine 
künftige Vaterschaft als willkommenes Ereignis 
betrachten und gut in ihre Lebensplanung inte- 
grieren können, sind stärker motiviert, wenn das 
Kind da ist, sich an der alltäglichen Sorge um ihr 
Kind zu beteiligen, wenn es erst einmal da ist. Je 
unsicherer sich der Mann in Bezug auf seine Eig- 
nung als künftiger Vater ist und je schwieriger 
und anstrengender er das Kind in seinen ersten 
Lebensmonaten erlebt, desto mehr überlässt er 
die Verantwortung für das Kind langfristig seiner 
Partnerin. Ein geringes Engagement des Vaters 
kann weiterhin Resultat der Steuerung durch 
seine Partnerin sein (Cowan/Cowan 1992; 
Fthenakis/Kalicki/Peitz 2002; Fthenakis/Minsel 
2002; Parke 1995). Mütter, die die Verantwor- 
tung für das Kind für sich reklamieren und ihrem 
Partner die Rolle des Brotverdieners zuweisen, 
wenig Zutrauen in die Fähigkeiten des Partners 
im Umgang mit dem Kind haben, ihren Partner 
nicht in die Betreuung des Kindes einbinden und 
die kindbezogenen Aktivitäten ihres Partners in 
hohem Maße kontrollieren und kritisieren, unter- 
graben langfristig dessen Motivation und geben 
ihm kaum Gelegenheit, Erfahrungen und Kom- 
petenzen im Umgang mit dem Kind zu entwi- 
ckeln. Derartige Verhaltensweisen der Mutter be- 
günstigen einen Rückzug ihres Partners auf die 
traditionelle Brotverdiener- Rolle. 

Das traditionelle Rollenarrangement, das sich 
mit der Familiengründung etabliert, erweist sich 
als relativ resistent gegenüber Veränderungen. 
Dies wird besonders deutlich, wenn man die 
Auswirkungen des beruflichen Wiedereinstiegs 
von Müttern auf die innerfamiliale Aufgabenver- 
teilung betrachtet. Zwar beteiligen sich Männer 
umso mehr an innerfamilialen Aufgaben, je hö- 
her die Wochenarbeitszeit der Frau ausfällt. Eine 
Entlastung der berufstätigen Partnerin erfolgt al- 
lerdings nur, sofern der Mann selbst beruflich 
nicht allzu stark eingespannt ist (Fthenakis/ 
Kalicki/Peitz 2002). Das Ausmaß der Entlastung 
fällt eher moderat aus, so dass auch berufstätige 
Mütter den Löwenanteil an der Hausarbeit und 
der Kinderbetreuung tragen (Fthenakis/Kalicki/ 
Peitz 2002; Greenstein 1995; Künzler 1995). 


Eine Rückkehr der Mutter in den Beruf bedeutet 
daher fast zwangsläufig eine Doppelbelastung. 

IV.2.1.3 Die Reichweite des Tradi- 
tionaiisierungseffektes 

Die Traditionalisierung der Aufgaben- und Rol- 
lenverteilung strahlt auch auf andere Bereiche 
der Partnerschaft aus, darauf verweisen die Er- 
gebnisse der LBS-Familien-Studie. So hängt die 
Haltung gegenüber nachfolgenden Kindern von 
rollenspezifischen Erfahrungen ab. Die Einstel- 
lung der Frau gegenüber einem zweiten Kind ist 
abhängig von ihren Erfahrungen in ihrer Her- 
kunftsfamilie, ihrer Zufriedenheit in der Rolle als 
Mutter und dem Ausmaß der Unterstützung 
durch ihren Partner. Der Wunsch des Mannes 
nach einem zweiten Kind wird von der initialen 
Haltung seiner Partnerin zur Mutterschaft und 
der Entwicklung der Paarbeziehung in der Zeit 
nach der Geburt des ersten Kindes beeinflusst, 
weniger von den Erfahrungen, die er in der Rolle 
als Vater gemacht hat, wie die Studie der LBS- 
Initiative „Junge Familie“ zeigt. Außerdem gibt 
es Hinweise darauf, dass die Entscheidung für 
ein zweites Kind stärker bei der Frau als beim 
Mann hegt. So lässt sich anhand des Kinderwun- 
sches der Frau, nicht jedoch anhand des Kinder- 
wunsches des Mannes, (statistisch) Vorhersagen, 
ob das Paar in den drei Jahren nach der Familien- 
gründung ein zweites Kind bekommt. Dies gilt 
zumindest für Paare, bei denen beide Partner ei- 
nem zweiten Kind im Großen und Ganzen aufge- 
schlossen gegenüberstehen (Fthenakis/Kalicki/ 
Peitz 2002). Entsprechend lokalisieren sowohl 
Männer als auch Frauen im Rückblick die Ver- 
antwortung für den Eintritt einer zweiten oder 
dritten Schwangerschaft stärker bei der Frau. 
Paare, die ihr erstes Kind erwarten, beurteilen 
hingegen die Verantwortung für den Eintritt der 
Schwangerschaft gleichermaßen bei beiden Part- 
nern (Kalicki/Peitz/Fthenakis 2005). 

Möglicherweise gehört zur übergangsbedingten 
Traditionalisierung der Aufgaben- und Rollen- 
verteilung also auch, dass die Entscheidung da- 
rüber, ob und wann weitere Kinder in Frage 
kommen, stärker dem Einflussbereich der Frau 
zugeordnet wird. Schließlich ist sie diejenige, die 
in erster Linie die Konsequenzen tragen muss. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die 
Lebensgestaltung von Frauen durch die Famili- 
engründung wesentlich stärker verändert wird als 
die der Männer. Während sich der Alltag der 
Väter durch die Geburt des ersten Kindes nur we- 
nig verändert - insbesondere setzen sie ihre beruf- 
liche Tätigkeit weitgehend unverändert fort - 
erleben die Frauen eine umfassende Umstruktu- 
rierung ihres Alltags, die nahezu alle Lebensbe- 
reiche betrifft. 


Traditionalisierung 
der Aufgabenvertei- 
lung strahlt auf wei- 
tere Bereiche der 
Partnerschaft ab 
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Während die unverminderte Fortsetzung der Er- 
werbsarbeit der Männer und der vorübergehende 
Ausstieg der Frau aus dem Beruf in der ersten Zeit 
naeh der Geburt oft noch eine gemeinsame Ent- 
scheidung darstellt, gilt dies nicht für die langfris- 
tig praktizierte Rollenaufteilung. Diese ist selten 
das Ergebnis eines aktiven Aushandlungs- und 
Entscheidungsprozesses der Partner. Vielmehr 
schleichen sich bestimmte Muster der Aufgaben- 
teilung im Laufe der Zeit ein und stabilisieren sich 
immer mehr (Brüderl/ Paetzold 1992; Engfer/ 
Gavranodou/Heining 1988; Fthenakis/Kalicki/ 
Peitz 2002; Gloger-Tippelt u. a. 1995; Quaiser- 
Pohl 1996). Insbesondere Mütter, aber auch Vä- 
ter, finden sich einige Jahre nach der Familien- 
gründung nicht selten in einer Lebenssituation 
wieder, die sie so nicht gewollt und für die sie sich 
nicht bewusst entschieden haben. Strukturelle 
Faktoren wie die mangelnde Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf für Frauen und Männer, aber 
auch tradierte Rollenmodelle belasten also die 


Entwicklung stabiler und glücklicher Familienbe- 
ziehungen. Diesen Belastungen sollte durch ge- 
eignete Familien- und bildungspolitische Maßnah- 
men entgegengewirkt werden. 

IV.2.1.4 Veränderung der Bezie- 
hungsqualität 

Einerseits wird die Elternschaft von den Betrof- 
fenen typischerweise mit positiven Aspekten wie 
Selbstverwirklichung, Freude und persönlicher 
Weiterentwicklung verknüpft und stellt einen 
wichtigen Prädiktor der allgemeinen Lebenszu- 
friedenheit dar. Andererseits erweist sich der 
Übergang zur Elternschaft als Lebensabschnitt, 
der weit reichende Auswirkungen auch auf die 
Paarbeziehung der jungen Eltern hat. So lässt 
sich regelmäßig eine Abnahme der Beziehungs- 
qualität im Übergang zur Elternschaft beobach- 
ten (Bleich 1999; Gloger-Tippelt/Huerkamp 


Abbildung 1V.4 

Veränderung der Partnerschaftsqualität vom letzten Schwangerschaftstrimester 
his 7,5 Jahre nach der Gehurt des ersten Kindes 




„Ersteitem“: Eltern vor und nach der Geburt des ersten Kindes; N = 56 Paare 

„Zweiteitem“: Paare mit älterem Kind; N = 34 Paare 

Quelle: Fthenakis/Kalicki/Peitz, LBS-Familienstudie, eigene Berechnungen 
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1998; Graf 2002; Schneewind/Sierwald 1999; 
s. auch Belsky/Lang/Rovine 1985; Cowan/Co- 
wan 1994; Shapiro/Gottmann/Carrere 2000), die 
sich nicht auf die ersten, besonders anstrengen- 
den Monate mit dem Neugeborenen beschränkt, 
sondern sich in den folgenden Jahren weiter fort- 
setzt. Diese Abnahme der Beziehungsqualität 
wird von Frauen und Männern jedoch z. T. unter- 
schiedlich erlebt (Abbildung 1V.4). 

Männer nehmen die Verschlechterung der sexu- 
ellen Beziehung stärker wahr als die Frauen. Bei 
den länger bestehenden Beziehungen (Zweitei- 
tem = Paare mit älteren Kindern) schätzen die 
Männer die Sexualität in der Partnerschaft deut- 
lich schlechter ein als die Frauen. Männer und 
Frauen beobachten gleichermaßen eine Ab- 
nahme der Paarkommunikation, eine Zunahme 
von Streit und Konflikten und einen Anstieg der 
Unzufriedenheit mit dem Partner bzw. der Part- 
nerin. Bemerkenswert sind wiederum die deut- 
lich unterschiedlichen Einschätzungen der Part- 
ner in bestehenden Familien (Zweiteitem). Hier 
beschreiben die Männer das Streit- und Konflikt- 
verhalten ihrer Partnerinnen - in diesem Sinne 
sind die Daten dieser Subskala des eingesetzten 
Partnerschaflsfragebogens (PFB) zu lesen (vgl. 
auch Hahlweg/Schindler/Revenstorf 1982) - 
deutlich negativer als es ihre Partnerinnen tun. 
Dies verweist auf die systematische Benachteili- 
gung von Frauen infolge der Familiengründung, 


die eng mit der Traditionalisiemng des Ge- 
schlechterverhältnisses verknüpft ist. 

Die Verschlechtemng der Beziehung nach der 
Geburt des ersten Kindes betrifft übrigens nicht 
nur Risikopopulationen (wie sehr junge Eltern, 
Eltern in schwierigen sozioökonomischen Um- 
ständen, ungewollt schwangere Paare), ln den 
oben genannten Studien sowie in der LBS-Fami- 
lien-Studie wurden überwiegend Mittelschicht- 
paare befragt, die in finanziell gesicherten Le- 
bensumständen leben und ein durchschnittliches 
oder leicht überdurchschnittliches Erstgeburtsal- 
ter aufweisen. 

Neben den beschriebenen modalen Verände- 
mngsmustem sind jedoch auch erhebliche Varia- 
tionen in den Verlaufsmustem zu beobachten. So 
erleben keineswegs alle Paare eine Verschlechte- 
mng der Beziehungsqualität im Übergang zur 
Elternschaft. Für einige Paare fällt die Beein- 
trächtigung der Beziehung noch wesentlich dra- 
matischer aus, als es der Verlauf der Durch- 
schnittswerte vermuten lässt (siehe Abbildung 
IV.5).^^ Eine stabile Partnerschaftsqualität bzw. 


Das tatsächliche Ausmaß der Verschlechterung der Bezie- 
hungsqualität nach der Geburt des Kindes wird im Übri- 
gen noch dadurch unterschätzt, dass die Werte der Paare, 
die sich in den Jahren nach der Geburt getrennt hatten, 
nicht mehr in die Darstellung des Beziehungsverlaufs ein- 
fließen. 


Abbildung 1V.5 

Die Veränderung der PFB-Partnerschaftsqualität im Übergang zur Elternschaft 

bei Ersteltern [N = 71 Paare] 
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Veränderung der Partnerschaftsqualität 

Quelle: Gabriele Peitz, LBS-Familienstudie, eigene Berechnungen 
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sogar eine leichte Verbesserung der Beziehung in 
den acht Jahren nach der Geburt ihres Kindes er- 
leben 13 Prozent der Männer und 10 Prozent der 
Frauen. Auf eine leichte Abnahme der Bezie- 
hungsqualität verweisen die Einschätzungen von 

41 Prozent der Frauen und 38 Prozent der Män- 
ner. Eine starke oder sehr starke abnehmende 
Partnerschaftsqualität (um mehr als 20 Skalen- 
einheiten) verzeichnen immerhin 20 Prozent der 
Frauen und 17 Prozent der Männer. Langfristig 
zeigen sich also keine bedeutsamen Geschlechts- 
unterschiede im Veränderungserleben. 

Mütter und Väter sind einer Reihe von Ein- 
schränkungen und Belastungen ausgesetzt. Sechs 
Wochen nach der Geburt des Kindes bestätigen 

42 Prozent der Väter, dass ihre Bedürfnisse nach 
Zärtlichkeit und Erotik zu kurz kommen; 38 Pro- 
zent fühlen sich durch das Baby sehr angebun- 
den; 35 Prozent haben den Eindruck, ihre Partne- 
rin sei seit der Entbindung nur noch für das Baby 
da; 23 Prozent machen sich häufig Sorgen, ob 
die Familie mit dem Geld auskommen wird 
(Fthenakis/Kalicki/Peitz 2002). Ob die Eltern in 
der gewandelten Lebenssituation glücklich blei- 
ben, hängt nicht zuletzt von individuellen Pas- 
sungskonstellationen und Anpassungsprozessen 
ab (Kalicki/Peitz/Fthenakis/Engfer 1999). Erst 
das Zusammenwirken von Belastungsfaktoren 
und dem praktizierten Rollenmodell einerseits 
und individuellen Orientierungen und Ressour- 
cen andererseits prägt das Wohlbefinden und die 
Zufriedenheit der Partner. So deuten die Ergeb- 
nisse der LBS-Familien-Studie darauf hin, dass 
weniger spezifische Rollenmuster, sondern eine 
mangelnde Passung zwischen den individuellen 
Orientierungen und Präferenzen und den prakti- 
zierten Rollenmustem problematisch für die in- 
dividuelle Zufriedenheit und die langfristige Ent- 
wicklung der Beziehung sind (Kalicki/Peitz/ 
Fthenakis 2005; Peitz/Kalicki/Fthenakis 2003; 
Peitz 2004a, Peitz 2004b). Mütter mit egalitären 
Rollenauffassungen sind fünf Jahre nach der Fa- 
miliengründung umso zufriedener mit ihrer Be- 
ziehung, je mehr sich ihr Partner an der alltägli- 
chen Sorge um das Kind beteiligt. Mütter mit 
traditionellen Auffassungen schätzen hingegen 
eine engagierte Ausübung der Vaterrolle durch 
den Partner wenig. 

Die Partnerschaftsqualität traditionell orientierter 
Frauen leidet außerdem langfristig, wenn sie sich 
nach der Familiengründung nicht aus dem Beruf 
zurückziehen können. Allerdings bildet sich in 
den Ergebnissen wiederum die bereits bekannte 
Problematik der mangelnden Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf für Mütter ab: Auf die Bezie- 
hungsqualität der egalitär orientierten Frauen hat 
der Verbleib im Beruf allerdings nicht die erwar- 
teten positiven Konsequenzen (zur widersprüchli- 
chen Befundlage mit Blick auf die Auswirkungen 
mütterlicher Berufstätigkeit vgl. auch Borchert/ 


Collatz 1992; Sen 2002), was möglicherweise 
auf die bei berufstätigen Müttern typische Dop- 
pelbelastung durch Beruf und Familie zurückzu- 
führen ist (vgl. auch Brandstaetter/Wagner 1994; 
Cramm/Blossfeld/Drobnic 1998; Holst/Trzcinski 
2003; Killien/Habermann/Jarrett 2001). 

Auch für die Zufriedenheit von Männern erwei- 
sen sich Diskrepanzen zwischen den individuel- 
len Orientierungen und den praktizierten Rollen- 
mustem als nachteilig. Männer, die egalitäre 
Rollenauffassungen vertreten (die also der An- 
sicht sind, dass beide Partner sowohl für innerfa- 
miliale Aufgaben als auch für die Sicherung des 
Einkommens zuständig sein sollten), leiden dar- 
unter, wenn sie entgegen ihren Überzeugungen 
die Verantwortung für Haushalt und Kind fast 
vollständig ihrer Partnerin überlassen (müssen). 
Im Gegensatz dazu profitiert das Befinden der 
Männer mit traditionellen Auffassungen, wenn 
sie die Verantwortung für den Haushalt und das 
Kleinkind an die Partnerin delegieren können. 
Außerdem sind traditionell orientierte Männer 
dann mit ihrer Beziehung besonders zufrieden, 
wenn sie die Brotverdiener-Rolle übernehmen 
und ihre Partnerin aus dem Beruf aussteigt. Die 
Zufriedenheit der egalitär orientierten Männer 
profitiert hingegen davon, wenn sie ihr berufli- 
ches Engagement etwas zurückfahren können 
und ihre Partnerin zur Sicherung des Famili- 
eneinkommens mit beiträgt. 

Mit der Verschlechterung der Qualität der Paarin- 
teraktion (Zunahme von Streit und Konflikten, 
Abnahme von Zärtlichkeit und Intimität, Ab- 
nahme der Kommunikation) geht nun keineswegs 
zwangsläufig ein Verlust an Wertschätzung und 
Liebe für den Partner einher. Vielmehr greifen un- 
terschiedliche Schutzmechanismen, die zu einem 
Erhalt der subjektiven Partnerschaflszufrieden- 
heit beitragen (Kalicki 2003; Rusbult 1987). Bei 
dem Versuch, negative Verhaltensweisen des 
Partners oder der Partnerin zu erklären, bietet sich 
grundsätzlich die Alternative zwischen einer ne- 
gativen bzw. belastenden Sichtweise und einer 
positiven bzw. entlastenden Deutung. 

Die Ursache für das negative Erlebnis kann ent- 
weder beim Partner bzw. bei der Partnerin gefun- 
den werden oder aber in der Situation bzw. bei 
der eigenen Person festgemacht werden. Bleibt 
die Person des Partners bei der Ursachensuche 
völlig außen vor, beeinträchtigt die negative Er- 
fahrung überhaupt nicht die Partnerschaflszufrie- 
denheit, sondern allenfalls die aktuelle Stim- 
mung oder die Zufriedenheit mit der eigenen 
Person. Ein zweites wichtiges Merkmal der 
wahrgenommenen oder vermuteten Ursache ist 
deren Stabilität. Sofern das negative Ereignis tat- 
sächlich dem Partner/der Partnerin zugeschrie- 
ben wird, ist diese Ursache entweder variabel 
oder aber stabil. Ein dritter Gesichtspunkt bei der 


Ursachen für 
Partnerschafts- 
zufriedenheit 
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Ursachenanalyse ist die Reichweite der Ursache. 
Die erkannte Ursache kommt entweder nur bei 
bestimmten Situationen oder Anlässen ins Spiel 
oder sie wirkt sich bei den unterschiedlichsten 
Gelegenheiten aus. Im ersten Fall werde ich viel- 
leicht gut damit leben können, sofern die Anlässe 
selten sind oder ich mich hierauf einstellen kann. 
Im anderen Fall wird diese Ursache mich häufig 
belästigen, unter Umständen muss ich bei allen 
denkbaren Anlässen und Gelegenheiten erwar- 
ten, dass sie zum Tragen kommt. Die Verortung 
der Ursache, die Einschätzung ihrer Stabilität 
und die Beurteilung ihrer Globalität bilden die 
drei klassischen Dimensionen, um die Ursachen 
eines Ereignisses zu klären (Kausalattribution). 


Glückliche und un- 
glückliche Paare 
unterscheiden sich 
in der Deutung von 
Partnerschafts- 
erfahrung 


Interessant und bedeutsam für das Funktionieren 
von Partnerschaften ist nun, dass sich glückliche 
und unglückliche Paare systematisch in der Art 
der Auslegung von negativer und positiver Part- 
nerschaftserfahrung unterscheiden. Glückliche 
Partner neigen dazu, die Bedeutung positiver 
Verhaltensweisen ihres Partners positiv heraus- 
zustellen. Dies leistet die intemal-partnergerich- 
tete, stabile und globale Kausalattribution, die 
Zuschreibung von Intentionalität und altruisti- 
schen Motiven und das Loben des Partners. Ne- 
gative Verhaltensweisen des anderen werden von 
glücklichen Partnern hingegen in ihrer attributi- 
ven Bedeutung heruntergespielt. Das Erklärungs- 
und Bewertungsmuster ist gekennzeichnet durch 
die extemale, variable und spezifische Kausalat- 


tribution, das Absprechen von Intentionalität und 
egoistischen oder gar feindseligen Motiven und 
verzichtet auf Schuldvorwürfe. Dagegen zeigen 
unglückliche Partner konträre Attributionsmus- 
ter. Sie übersehen, ignorieren oder bestreiten po- 
sitive Implikationen positiver Verhaltensweisen 
und Handlungen des anderen und betonen die ne- 
gativen Aspekte negativer Erfahrung. Die nega- 
tive, den Partner bzw. die Partnerin belastende In- 
terpretation negativer Beziehungserfahrung stützt 
sich dabei auf vorgefertigte Erklärungsschemata. 

Die Art und Weise, in dem Partner negative Er- 
fahrungen, die sie in ihrer Beziehung sammeln, 
auslegen und bewerten, spiegelt ihre aktuelle Zu- 
friedenheit mit der Partnerschaft. Der habituelle 
Attributionsstil für negative Beziehungserfah- 
rung besitzt jedoch nicht nur diese Indikator- 
funktion. Vielmehr schirmt eine günstige, den 
Partner/die Partnerin schützende Interpretation 
kritischer Erfahrung das positive Partnerkonzept 
und die Wertschätzung für den anderen ab gegen 
die abträgliche Wirkung negativer Partner- 
schaftsereignisse. Dieser Zusammenhang ist in 
Abbildung IV. 6 wiedergegeben, und zwar aus der 
Sicht der Frau. So nimmt mit der Häufigkeit ne- 
gativer Verhaltensweisen des Partners - der Part- 
ner kritisiert mich; er hört mir nicht zu, während 
ich ihm etwas erzähle; er unterstützt mich zu we- 
nig - die Unzufriedenheit mit dem Partner zu. 
Bei einer negativen, sehr kritischen Auslegung 
dieser Erfahrungen ist der Zusammenhang ver- 


Abbildung 1V.6 


Einfluss negativen Partnerverhaltens auf die Unzufriedenheit der Frau mit ihrem Partner 
hei belastendem, durchschnittlichem und entlastendem Attrihutionsstil für 
negative Beziehungserfahrung [N = 113 Paare] 
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Quelle; Fthenakis/Kalicki/Peitz: Paare werden Eltern. Die Ergebnisse der LBS-Familienstudie. Opladen 2002, S.443 
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Negative Verhaltens- 
weisen dem Partner 
gegenüber können 
in Gewalt münden 


Kaskade wechsel- 
seitiger negativer 
Reaktionen durch 
Modell-Lernen 


stärkt, bei einer wohlwollenden Interpretation ist 
er jedoch vollkommen aufgehoben. 

Zusammengefasst weisen diese Ergebnisse da- 
rauf hin, dass der Übergang zur Elternschaft mit 
der Sozialisation geschlechtsstereotyper Rollen- 
erwartungen und Handlungsmuster einhergeht. 
Noch kinderlose Paare leben ein relativ egalitäres 
Partnerschaftsmodell, beide Partner sind erwerbs- 
tätig, beteiligen sich an den familialen Aufgaben 
und schreiben sich wechselseitig in gleichem 
Maße die Verantwortung für den Eintritt der 
Schwangerschaft zu. Die Paare, die die Familien- 
gründung bereits vollzogen haben, leben hinge- 
gen ein stärker traditionelles Partnerschaftsmo- 
dell, bei dem der Vater die Emährerrolle 
übernimmt und die Mutter für die familialen Auf- 
gaben zuständig ist. Protektive Anpassungspro- 
zesse ermöglichen es, die subjektive Partner- 
schaftszufriedenheit auch unter Belastungen 
aufrecht zu erhalten. Dabei kommt der Auslegung 
und Bewertung negativer Interaktionserfahrung 
eine wichtige Rolle zu. 

Diese innerfamilialen Dynamiken werden durch 
weitere Faktoren moderiert. Eine Reihe von Risi- 
kofaktoren sind mit der sozialen Lage der Fami- 
lie verknüpft, worauf an anderer Stelle ausführ- 
lich eingegangen wird (Kap. V). Ein weiteres 
Problem, das sich in Verbindung mit den Rollen- 
belastungen der Partner ergeben kann, betrifft die 
innerfamiliale Gewalt. 

Aversives Verhalten der Partner wie Nörgeln, 
Kritik, Schreien, Trotz kommt besonders wäh- 
rend des Streitens zum Tragen. Den Partner bzw. 
die Partnerin durch solche Verhaltensweisen zu 
Verhaltensänderungen zu bewegen, erweist sich 
langfristig als eine dysfunktionale Strategie. Sie 
untergräbt nicht nur die Liebe und Wertschät- 
zung für den anderen, sondern mündet unter be- 
stimmten Umständen in familialer Gewalt. Die 
zugrunde liegenden verhaltenstheoretischen Pro- 
zesse wurden recht genau expliziert (Patterson/ 
Reid 1970):^’ Die Partner entwickeln wechsel- 
seitige Erwartungen an das Verhalten des ande- 
ren und formulieren dies als Appell, als offene 
oder versteckte Kritik oder in anderer Form. 
Kurzfristige Verhaltensanpassungen des adres- 
sierten Partners verstärken die Ausübung von 
Druck und führen dazu, dass negatives Verhalten 
künftig auch in anderen Problemsituationen zur 
Zielerreichung eingesetzt wird. Eine Kaskade 
von wechselseitigen negativen Reaktionen wird 
in Gang gesetzt, wenn durch Modell-Lernen und 
gleichförmige (reziproke) Interaktion der be- 
strafte Partner bzw. die bestrafte Partnerin eben- 
falls zu Bestrafungsmaßnahmen greift. Die Kas- 


Siehe auch Gottman (1994). 


kade nimmt dabei folgenden prototypischen 
Verlauf: 

1. Kritik: ln Form von Vorwürfen, Anschuldi- 
gungen, ständigem Nörgeln und Klagen wer- 
den die Erwartungen an den anderen und die 
eigene Enttäuschung kommuniziert. Dabei 
wird der kritische Sachaspekt häufig mit ei- 
ner Kritik an der Person verknüpft. 

2. Herabwürdigung und Verachtung: Im Zuge 
der kaskadischen Verschlechterung der Be- 
ziehung leidet die Qualität der Paarinterak- 
tion. Typisch sind Beleidigungen oder auch 
abwertende, zynische und sarkastische Kom- 
mentare. Diese negativen Partnerschaftser- 
fahrungen haben im Vergleich zu positiven 
Erfahrungen (Hilfe und Unterstützung, Ver- 
trauen, Komplimente) eine wesentlich nach- 
haltigere Wirkung auf die Beziehungsquali- 
tät. 

3. Verteidigung: Erlebte Angriffe und Verlet- 
zungen werden mit defensiven Verhaltens- 
mustem beantwortet. Hierbei gewinnen die 
Motive des Selbstwertschutzes und der 
Selbstrechtfertigung an Bedeutung. Rechtfer- 
tigungen des eigenen Verhaltens und Gegen- 
vorwürfe zementieren die eigene Position in 
dem Konflikt. Die verschiedenen sozialko- 
gnitiven und motivationalen Mechanismen, 
die zu diesem defensiven Verhaltensmuster 
führen (selektive Wahrnehmung, Urteilsver- 
zerrungen, Commitment-Prozesse), wurden 
von der sozialpsychologischen Konfliktfor- 
schung näher beschrieben.®* 

4. Mauern: Hoch zerstrittene Paare wechseln in 
der Regel zu einem Interaktionsmuster, bei 
dem die Auseinandersetzung mit dem Part- 
ner bzw. der Partnerin nicht mehr im Ge- 
spräch - auch nicht mehr im Streitgespräch - 
stattfindet, sondern bei dem die Partner nur 
ihre subjektiven Deutungen des Partnerver- 
haltens aufbauen. Gepaart hiermit kommt es 
zur Verweigerung von Kommunikation. Die 
Partner hören einander nicht zu, fragen nicht 
nach, sondern ignorieren den anderen. Damit 
schwinden die Chancen, vorgefertigte Er- 
wartungen und Erklärungsschemata unter 
dem Eindruck von Erfahrung zu revidieren. 

Parallel zu dem beschriebenen Interaktionsge- 
schehen setzen Veränderungen in physiologi- 
schen Prozessen der Affektregulation ein 
(Gottmann 1993a,b). Negative Interaktionen sind 
begleitet von Erregungsprozessen, die sich in er- 
höhtem Blutdruck, verstärktem Muskeltonus, Aus- 
schüttung von Stresshormonen und erhöhter sub- 
jektiver Erregung äußern. Die Verschlechterung 


** Siehe Deutsch/Coleman (2000). 
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Verschlechterung der Beziehungsqualität, die bei weitem nicht in je- 
der Beziehungs- Partnerschaft zu familialer Gewalt führt, mün- 

qualität führt häung ii i t. j t, 

zu Trennungen zahlreichen Paaren m der Trennung. 

Jüngsten Zahlen des Statistischen Bundesamtes 
zufolge lag das Scheidungsrisiko im Jahr 2003 in 
Ostdeutschland bereits bei 37,1 Prozent, in West- 
deutschland bei 43,6 Prozent (Statistisches Bun- 
desamt 2004e). Angesichts des ungebrochenen 
Trends anwachsender Scheidungsquoten kann 
also in absehbarer Zukunft damit gerechnet wer- 
den, dass jede zweite Ehe im Zeitverlauf wieder 
geschieden wird. Dies dokumentiert sehr ein- 
drucksvoll die Dysfunktionalitäten des Familien- 
systems. 

IV.2.2 Scheidung als familiales und 
gesellschaftliches Phänomen 

IV.2.2. 1 Scheidungsforschung und 
Entwicklungsaufgaben im 
Kontext einer Transition 


Immer mehr 
Familien von 
Scheidung 
betroffen 


Zunehmend mehr Familien sind heutzutage von 
einer Scheidung betroffen, ln der Folge ist davon 
auszugehen, dass etwa ein Fünftel aller Kinder in 
den alten und ein Drittel in den neuen Bundes- 
ländern ihre Kindheit nicht mit ihren beiden 
leiblichen Eltern verbringen werden, sondern Er- 
fahrungen in anderen Formen familialer Organi- 
sation machen sowie eventuell sogar mehrmals 
einen Wechsel zwischen verschiedenen familia- 
len Settings bewältigen müssen. Scheidung ist 
deshalb zu einem zentralen Gegenstand demo- 
graphischer, soziologischer, psychologischer, 
psychiatrischer und nicht zuletzt interkultureller 
Studien geworden. 


Im Rahmen der familiensoziologischen und -psy- 
chologischen Forschung lassen sich im Wesentli- 
chen drei Phasen der Theoriebildung erkennen, 

die gleichzeitig einen Wandel der gesellschaftli- 
Entdramatisierung i o ^ j 

von Scheidung Bewertung von Trennung und 

Scheidung reflektieren. Während Scheidung an- 
fänglich als nicht normatives Ereignis bewertet 
wurde und man sich in der Analyse von Schei- 
dung auf die negativen Auswirkungen, atypische 
und sogar pathogene Entwicklungstendenzen der 
Familie konzentrierte, wird nunmehr vorrangig 
angestrebt, Scheidung nicht als einzelnes Ereig- 
nis, sondern als einen Übergang in einer Reihe 
familialer Übergänge zu definieren, welche die 
Ausbildung unterschiedlicher Familienstrukturen 
und die Entwicklung der Mitglieder innerhalb 
dieser Strukturen bedingen. Scheidung wird aus 
dieser Sicht entdramatisiert und als zu bewälti- 
gende Erfahrung konzipiert. Dieser Wechsel von 
einer vergangenheits- zu einer zukunftsorientier- 
ten Sicht stellt viel mehr die komplexen Aufga- 
ben in den Mittelpunkt, die für alle Familienmit- 
glieder mit dem Übergang der Scheidung zu 
bewältigen sind und fokussiert auf geeignete In- 
terventionsmaßnahmen. 


Die erste Phase der familiensoziologischen und 
-psychologischen Scheidungsforschung in den 
70er Jahren lässt sich mit dem so genannten Des- 
organisationsmodell beschreiben. Dieses Modell, 
das vormals den BGB-Vorschriften zur Schei- 
dung und zur Regelung von elterlicher Sorge und 
elterlichen Umgang zugrunde lag, besagt, dass 
das familiale System sich mit der Scheidung auf- 
löst. Die Scheidung wird damit als ein Endpunkt 
der familialen Entwicklung gesehen, da die un- 
terschiedlichen Vorstellungen der Familienmit- 
glieder sich nicht mehr unter ein gemeinsames 
Ziel subsumieren ließen. Eine Lösung der schei- 
dungsbedingten Probleme wird in der rechtlichen 
Stärkung der Restfamilie angestrebt. Die im Rah- 
men der Scheidungsforschung gewonnenen Er- 
kenntnisse führten zu einer grundsätzlichen 
Kritik am Desorganisationsmodell und den zu- 
grunde hegenden Annahmen. Insbesondere 
wurde die Betonung einer stabilen Beziehung zu 
einer primären Bezugsperson, in der Regel die 
Mutter, als ausreichende Bedingung für eine po- 
sitive Bewältigung des Scheidungsgeschehens 
durch das Kind zunehmend in Frage gestellt. Seit 
Beginn der 80er Jahre hat sich die Auffassung 
durchgesetzt, wonach Ehescheidung das Famili- 
ensystem nicht beendet, sondern vor allem tief 
greifend reorganisiert. 

ln der Folge gewann das Reorganisationsmodell 
an Bedeutung und es wurde erstmals eine pro- 
zesshafte Sicht der Scheidung propagiert. We- 
sentliche Veränderungen dieser Perspektive sind, 
dass Scheidung nunmehr als Lebensereignis be- 
trachtet wird, das in den prozesshaflen Verlauf 
der Familienentwicklung eingebettet ist. Dies be- 
deutet zum einen, dass problematische Entwick- 
lungen in der Familie in der Regel schon lange 
vor der Scheidung gegeben sind, und zum ande- 
ren, dass die Familie sich mit der Eltemtrennung 
nicht auflöst, sondern sich den neuen Bedingun- 
gen entsprechend reorganisiert. Aus der Kemfa- 
milie entwickelt sich ein „binukleares Familien- 
system“. Beide Eltern teilen sich ihre 
Verantwortlichkeit und in gewissem Umfang ihre 
Aufgaben; die Kinder gehören beiden elterlichen 
Haushalten an. Kritische Lebensereignisse brin- 
gen demnach Veränderungen auf verschiedenen 
strukturellen Ebenen der Familie mit sich und 
wirken sich nicht nur negativ auf die Einzelper- 
son und das System der Familie aus, sondern sie 
beinhalten gleichzeitig die Chance, Beziehungen 
und die Lebenssituation neu und oftmals für alle 
Beteiligten befriedigender zu organisieren. Da- 
durch bekommt der Einsatz unterstützender In- 
terventionen, insbesondere die Hilfe für Schei- 
dungskinder, einen zunehmenden Sfellenwert. 

Das Interesse der Forschung konzentrierte sich in 
dieser Phase vorwiegend auf die Verarbeitung 
der Trennung durch die einzelnen Familienmit- 
glieder auf unterschiedlichen Ebenen. Einer kon- 


Kritik am Desorga- 
nisationsmodell der 
70er Jahre 


Das Reorganisa- 
tionsmodell: Schei- 
dung als prozesshaf- 
tes Lehensereignis 
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sequent systemorientierten Sichtweise der Schei- 
dungsfamilie, d. h. der Einbeziehung aller 
Mitglieder des Systems der Scheidungsfamilie 
und übergeordneter Systeme, wurde jedoch in 
der Mehrheit der Untersuchungen nur program- 
matisch entsprochen. Es fehlte zudem eine expli- 
zite Einbettung der Phänomene Trennung, Schei- 
dung und Wiederheirat in einen allgemeinen 
Ansatz, der sie als mögliche Übergangsphasen 
der Familienentwicklung begreift. Von daher 
konnte der im Desorganisationsmodell vertretene 
Standpunkt, Scheidung sei eine deviante Form 
der Familienentwicklung, nicht überwunden 
werden. 


Das Transitions- 
modell: Bewälti- 
gung von Scheidung 
als Entwicklungs- 
aufgabe 


Seit Ende der 80er Jahre wird die Scheidung ver- 
mehrt als Transition im Entwicklungsprozess der 
Familie wahrgenommen, wodurch die in diesem 
Kontext ablaufenden komplexen Veränderungen 
angemessen und wertfrei berücksichtigt werden 
können. Als Transition wird ein Übergang be- 
zeichnet, wenn dieser im entwicklungspsycholo- 
gischen Sinn auf den verschiedenen, im Folgen- 
den genannten Ebenen verarbeitet und bewältigt 
wurde. Cowan (1991) hat einen Transitionsan- 
satz für die Entwicklung der Familie konzipiert, 
der die komplexen und heterogenen theoreti- 
schen und empirischen Grundlagen der Transiti- 
onsforschung auf die Entwicklung der Familie 
überträgt. Ehescheidung wie auch Wiederheirat 
werden hier explizit in den Kontext der familia- 
len Entwicklung gestellt und somit nicht mehr 
als Einzelereignis, sondern als ein Übergang in 
einer Reihe von Übergängen betrachtet, die die 
Entwicklung unterschiedlicher Familienstruktu- 
ren und die Entwicklung der Mitglieder inner- 
halb dieser Strukturen bedingen. 


Wie bei anderen entwicklungsbedingten Über- 
gängen ergeben sich für die Beteiligten erforder- 
liche Anpassungsleistungen, die als Entwick- 
lungsaufgaben definiert werden. Diese betreffen 
die individuelle, die interaktionale und die kon- 
textuelle Ebene. Hierbei wird zwischen struktu- 
rellen und prozessualen Aspekten des Übergangs 
unterschieden. Der strukturelle Aspekt betrifft 
die Beschreibung der Zusammenhänge zwi- 
schen Teilen des Systems der Scheidungsfamilie, 
d. h. die Verknüpfung zwischen dem Selbst, Rol- 
len und Beziehungen. Den prozessualen Aspekt 
machen die Dynamik oder die Mechanismen aus, 
welche den im Scheidungsgeschehen verfolgten 
Weg und das im jeweiligen Stadium des Schei- 
dungsgeschehens erreichte Anpassungsniveau 
beschreiben. 


Die individuelle Ebene: Aus subjektiver Sicht 
sind mit der Scheidung qualitative Veränderun- 
wicUungsrufgaben S™ ^er Selbst- und Umweltwahmehmung und 
ein emotionales Ungleichgewicht verbunden, 
dem gewöhnlich (aber nicht immer) eine neue 
Ausbalancierung folgt. Zwischen Vergangenheit 


und Gegenwart besteht eine wahrgenommene 
Diskontinuität, die in der Regel von emotionalem 
Aufruhr begleitet wird. Wenn alte Verhaltens- 
muster nicht mehr funktionieren und vormalige 
Einstellungen nicht mehr gültig sind, treten häu- 
fig Anspannung, Angst und Depression auf Ein 
scheidungsbedingter Übergang erfordert zudem 
die Restrukturierung des Selbstwertgefühls, der 
Selbstwahmehmung und der Identität. Auch das 
subjektive Weltbild ist betroffen. So werden häu- 
fig philosophische Grundannahmen über die Ge- 
sellschaft, die Definition von Rollen und die 
Funktion von Beziehungen in Frage gestellt. Prä- 
missen über den Ablauf von Ereignissen sind 
möglicherweise nicht mehr passend. 

Die interaktionale Ebene: Eine erfolgreiche 
Bewältigung des Übergangs der Scheidung er- 
fordert des Weiteren neue Formen adaptiven Ver- 
haltens, die häufig die Konsequenz von Verände- 
rungen auf der individuellen Ebene darstellen. 
Hiervon betroffen sind die Reorganisation von 
Rollen, die Restrukturierung personaler Kompe- 
tenz und die Reorganisation von Beziehungen. 
Im Verlauf des Scheidungsgeschehens kann die 
Reorganisation von Rollen auf dreierlei Weise 
erfolgen: a) Rollen können hinzugefügt oder 
weggenommen, übernommen oder aufgegeben 
werden, b) Erwartungen und Verhaltensweisen, 
die bestimmen, wie eine Rolle ausgeführt werden 
soll, können redefiniert und rekonzeptualisiert 
werden, c) Die Scheidung kann einen Wechsel in 
der Bedeutung einer bereits existierenden Rolle 
implizieren. 

Wichtig in diesem Zusammenhang ist die Beob- 
achtung, dass die psychologischen Aspekte von 
Rollen sich möglicherweise nicht zu dem Zeit- 
punkt verändern, zu dem ein äußeres Ereignis 
den Übergang markiert, etwa die juristische 
Scheidung. Rollenverluste können zudem die Su- 
che nach neuen stellvertretenden Rollen in Gang 
setzen, was innerhalb der Scheidungsfamilie zu 
neuen interpersonalen Konflikten führen kann. 

Zur Bewältigung der Scheidungskrise müssen 
somit das Individuum, das Paar und die Familie 
ihre personalen Kompetenzen restrukturieren, 
d. h. neue Strategien, Fertigkeiten und Verhal- 
tensmuster entwickeln, um die neuen Probleme 
angemessen bewältigen zu können. Lebensüber- 
gänge wie die Scheidung implizieren darüber hi- 
naus Ungleichgewichte und die Reorganisation 
von Beziehungen auf der familialen, freund- 
schaftlichen und sozialen Ebene. Hiervon betrof- 
fen sind nicht nur die Partnerbeziehung, sondern 
auch die Eltem-Kind-Beziehung und die Bezie- 
hung zur eigenen Herkunftsfamilie sowie außer- 
familiale Kontakte. Insbesondere für das Kind 
ergeben sich hieraus nicht selten gravierende Be- 
lastungen. 


Interaktionale Ent- 
wicklnngsaufgaben 


Zur Bewältigung der 
Scheidung Reorgani- 
sation von Beziehun- 
gen erforderlich 
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Transitionsansatz 
ermöglicht Integra- 
tion disparater As- 
pekte der Scheidnng 


F orschnngsbefnnde 
zu Konsequenzen 
von Scheidung 
uneinheitlich 


Differenzielle Konse- 
quenzen für 
Erwachsene: Trotz 
Belastung auch 
schnelle Anpassung 


Die kontextuelle Ebene: Nicht zuletzt sind mit 
einer Scheidung in der Regel Veränderungen im 
Lebenskontext verknüpft, wie Umzug, Auf- 
nahme einer Berufstätigkeit oder Veränderungen 
im finanziellen Lebensstandard. Dies macht be- 
trächtliche Anpassungsleistungen erforderlich. 
Für Kinder stellt sich insbesondere die Aufgabe, 
die nunmehr getrennten Lebensumwelten ihrer 
Eltern zu integrieren. Weitere kontextuelle Ver- 
änderungen treten mit dem Eingehen einer neuen 
Partnerschaft bzw. der Begründung einer Stieffa- 
milie auf 

Mit dem Transitionsansatz ist es erstmals mög- 
lich, bislang disparate Aspekte des Scheidungs- 
geschehens zu integrieren. Da Übergänge als 
Prozess zu verstehen sind, in der Regel Verände- 
rungen auf den genannten Ebenen asynchron 
verlaufen und Ungleichgewicht im familialen 
System entsteht, eröffnen sich durch diese Be- 
trachtungsweise neue Möglichkeiten für For- 
schung und Intervention. So ist im Übergang ne- 
ben Dysfunktion gleichermaßen das Potential für 
Stimulation und entwicklungsbezogenes Wachs- 
tum gegeben. Zudem legt der Ansatz nahe, das 
Verhältnis der bestehenden Rechtsordnung zur 
Thematik der Scheidung neu zu überdenken. 

IV.2.2.2 Konsequenzen von Trennung 
und Scheidung für die 
Famiiienmitgiieder 

Neuere Übersichtsarbeiten zu den Auswirkungen 
von Trennung und Scheidung auf Erwachsene 
und Kinder (z. B. Amato 2000) erbringen ein un- 
einheitliches Bild. Neben gravierenden und le- 
benslang wirksamen negativen Folgeerscheinun- 
gen einer Trennung für Eltern und Kinder finden 
sich sogar positive Effekte nach einer allenfalls 
kurzfristigen Beeinträchtigung. Da eine Integra- 
tion der unterschiedlichen Befunde bislang nicht 
möglich ist, kann es hilfreich sein, die jeweils 
eingesetzte Untersuchungsmethodik kritisch zu 
hinterfragen und die Faktoren näher zu betrach- 
ten, die für den unterschiedlichen Verlauf einer 
Trennung verantwortlich sein können. Im Fol- 
genden sollen wesentliche Erkenntnisse der neu- 
eren Scheidungsforschung zu den Auswirkungen 
von Trennung und Scheidung auf betroffene El- 
tern und Kinder vorgestellt werden, und es soll 
insbesondere gefragt werden, welche Faktoren 
beim Auftreten negativer Konsequenzen maß- 
geblich verursachend beteiligt sind. 

Auswirkungen auf die Eltern: Insgesamt zeigt 
die Forschung der 90er Jahre, dass eine Schei- 
dung beträchtliche Belastungen für das Leben 
der Betroffenen mit sich bringen kann, die sich in 
verschiedenen Lebensbereichen manifestieren 
und kumuliert auftreten können. Gleichzeitig fin- 
den sich jedoch auch umfassende Unterschiede 
in den Reaktionen der Probanden. So bringt die 


Scheidung für einige Menschen große Vorteile 
mit sich, andere leiden unter einer zeitweiligen 
Beeinträchtigung ihres Wohlbefindens, für wie- 
der andere wird dadurch ein Abwärtstrend einge- 
leitet, von dem sie sich nie mehr richtig erholen. 
Obwohl eine Scheidung belastend ist, passen 
sich jedoch die meisten Männer und Frauen in- 
nerhalb von zwei bis drei Jahren recht gut an, 
wenn sie nicht fortgesetztem oder zusätzlichem 
Stress ausgesetzt sind. 

Beim systematischen Vergleich mit verheirateten 
Personen fand sich bei Geschiedenen tendenziell 
ein niedrigeres Niveau psychischen Wohlbefin- 
dens, das u. a. in vermindertem Glücksgefühl, 
vermehrten Symptomen psychischer Belastung 
wie Depressionen und psychosomatischen Be- 
schwerden und einem eher negativen Selbstkon- 
zept zum Ausdruck kommt. Geschiedene Perso- 
nen haben zudem mehr gesundheitliche 
Probleme und ein erhöhtes Risiko der Sterblich- 
keit. So kann durch die Belastungssituation eine 
Überproduktion der corticoiden Hormone ausge- 
löst werden, was eine Schwächung der Abwehr- 
kräfte bewirkt (Frederic 1971). Diese kann, in 
Verbindung mit einem riskanteren Lebensstil, der 
gleichfalls häufiger bei Geschiedenen festzustel- 
len ist, bei einer Minderheit zu Herz-Kreislauf- 
Erkrankungen, Diabetes mellitus, Zirrhosen, Tu- 
berkulose und Lungenkrebs führen (Beelmann 
1994). Auch Alkohol- und Drogenmissbrauch 
treten verstärkt auf Bei Geschiedenen zeigen 
sich zudem verstärkt Variablen, die als Mediato- 
ren der langfristigen Auswirkungen einer Schei- 
dung auf das Wohlbefinden betrachtet werden 
können, wie z. B. soziale Isolation, weniger be- 
friedigende sexuelle Beziehungen und das ver- 
mehrte Auftreten negativer Lebensereignisse. 
Geschiedene haben einen niedrigeren Lebens- 
standard und leiden unter größeren ökonomi- 
schen Belastungen als Verheiratete. Letzteres gilt 
insbesondere für geschiedene Frauen. 

ln einer kleinen Anzahl von Studien fanden sich 
jedoch auch Verbesserungen infolge einer Schei- 
dung, insbesondere bei betroffenen Frauen. Hier 
werden vermehrte Autonomie und persönliches 
Wachstum genannt. Aus einer prozessorientier- 
ten Perspektive müssten die genannten Be- 
einträchtigungen bereits vor der juristischen 
Scheidung beginnen. Dies konnte in Längs- 
schnittstudien bestätigt werden. Demnach findet 
sich das höchste Stressniveau vor dem Ent- 
schluss zur Scheidung. An zweiter Stelle steht 
die Zeit des Scheidungsentschlusses und erst auf 
dem dritten Rang die Zeit nach der Trennung. 
Gleichzeitig sind Selektionseffekte wirksam. So 
führen persönliche Dispositionen wie Alkohol- 
missbrauch oder Depression, aber auch ein er- 
höhtes Konfiiktniveau in der Herkunftsfamilie 
und eine geringe Bindung an die Eltern mit grö- 
ßerer Wahrscheinlichkeit zu einer späteren 


Eine wichtige Rolle 
spielen Variablen 
wie soziale Isolation 
und vermehrtes Auf- 
treten negativer Le- 
bensereignisse 
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Bildungsniveau, Be- 
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Scheidung. Dies gilt jedoch nur für einige Grup- 
pen von Probanden. Eine bislang ungelöste Frage 
der Forschung ist es, ob Scheidung eine zeitwei- 
lige Krise darstellt, von der die meisten Betroffe- 
nen sich erholen, oder eine Ursache unbegrenzter 
chronischer Belastung darstellt. Die Evidenz zu 
diesem Thema legt nahe, dass für einen Teil der 
Betroffenen ein Krisenmodell, für andere jedoch 
ein Modell chronischer Belastung besser passt. 

Ausschlaggebend für den individuell unter- 
schiedlichen Verlauf der Anpassung an eine 
Scheidung sind intervenierende und moderie- 
rende Variablen, ln Hinblick auf die Elternschaft 
werden als wichtige intervenierende Variablen 
für die Anpassung von primär betreuenden Müt- 
tern an die Scheidung die Verfügbarkeit ange- 
messener Kinderbetreuung, Verhaltensauffallig- 
keiten der Kinder und die Anzahl der im 
Haushalt lebenden Kinder genannt. Dementspre- 
chend ist bei außerhalb lebenden Vätern der 
Verlust von Kontakt mit den Kindern mit zuneh- 
mender Belastung verbunden. Schlechte Anpas- 
sungswerte sind zudem mit einem hohen partner- 
schaftlichen Konfliktniveau, fehlender 
emotionaler Unterstützung, einem niedrigen Ein- 
kommen und der Anzahl und Heftigkeit weiterer 
belastender Lebensereignisse nach der Schei- 
dung verknüpft. Nach Schmidt-Denter et al. 
(1997) wird das Gelingen bzw. Misslingen von 
Anpassungsleistungen entscheidend durch die 
Gestaltung der nachehelichen Paarbeziehung be- 
einflusst. Dabei bilden insbesondere die Verrin- 
gerung des Konfliktniveaus und die Vermeidung 
reziproker Unzufriedenheit einen protektiven 
Faktor für die Bewältigung der Trennungssitua- 
tion durch die Eltern. 

Als moderierende Variablen in Hinblick auf die 
Auswirkungen einer Scheidung werden hingegen 
Bildungsniveau und Beruf sowie ein umfassen- 
des Netzwerk unterstützender Verwandter und 
Freunde genannt. Soziale Netzwerke werden je- 
doch nur dann als hilfreich erlebt, wenn sie tat- 
kräftige Hilfe oder emotionalen Beistand leisten. 
Wenn hingegen Abhängigkeit einer geschiede- 
nen Person, vor allem vom verwandtschaftlichen 
Netzwerk, besteht und dieses die Scheidung ne- 
gativ bewertet, kann das die Anpassung behin- 
dern. Von besonderer vorteilhafter Bedeutung 
scheint hier die Unterstützung durch einen neuen 
Partner bzw. neue Partnerin oder eine Wiederhei- 
rat zu sein, womit zudem der Lebensstandard er- 
höht wird. Ein weiterer protektiver Faktor kann 
mit der kognitiven Bewertung von Scheidung 
verbunden sein. So zeigen insbesondere Perso- 
nen, für die die Ehe eine lebenslange moralische 
Verpflichtung darstellt, nach der Scheidung ein 
hohes Niveau an Belastung. Andere Studien zei- 
gen, dass derjenige, der die Scheidung eingeleitet 
hat, zwar vor der Trennung stärker belastet, da- 
nach jedoch in der Regel besser angepasst ist. 


Gleiches gilt für Personen, die eine Vielzahl ehe- 
licher Probleme nennen. Dies lässt sich damit er- 
klären, dass eine aktive Vorgehensweise Situa- 
tionskontrolle impliziert und zudem eine 
längerfristige Vorbereitung auf den Übergang er- 
möglicht. 

Nach Hetherington (2003) wird die Mehrzahl der 
Scheidungen von Frauen eingeleitet, und auch 
während des Prozesses der Entscheidungsfin- 
dung nahmen Männer und Frauen ihre Beziehun- 
gen in unterschiedlicher Weise wahr. Nach Gott- 
man (1994) sind Frauen generell sensibler 
gegenüber den Problemen und der emotionalen 
Beziehungsqualität ihrer Ehe. Bei den demogra- 
phischen Variablen finden sich keine eindeutigen 
Hinweise, dass eine Scheidung auf Männer oder 
Frauen massiver einwirkt. Einzige Ausnahme ist, 
dass die ökonomischen Konsequenzen einer 
Scheidung für Frauen gravierender sind. Dem- 
nach ist der Lebensstandard insbesondere von 
Müttern nach der Scheidung um die Hälfte nied- 
riger als der von Vätern, und sie haben häufiger 
chronische finanzielle Schwierigkeiten zu bewäl- 
tigen. Was die Dauer der Ehe betrifft, scheint die 
Scheidung nach einer sehr kurzen oder einer sehr 
langen Ehe als weniger belastend erlebt zu wer- 
den (Amato 1999). 

Zweifellos stellt die Scheidung somit eine Be- 
drohung für das physische, psychische und öko- 
nomische Wohlbefinden von Erwachsenen dar. 
Zudem zeigen zahlreiche Studien, dass Männer 
und Frauen in glücklichen Ehen besser angepasst 
sind als in unglücklichen oder geschiedenen 
Ehen. Es zeigt sich aber auch, dass die überwie- 
gende Mehrheit der Betroffenen resident und 
dazu imstande ist, sich wieder ein normales und 
befriedigendes Leben aufzubauen. Darüber hi- 
naus scheinen insbesondere einige Frauen durch 
den Umgang mit der Scheidungsbelastung per- 
sönliche Fortschritte zu erzielen. 

Auswirkungen auf die Kinder: Eine Scheidung 
der Eltern impliziert beträchtliche Veränderun- 
gen und Stressoren für Kinder und wird zu den 
am meisten belastenden Lebensereignissen für 
Kinder gezählt. Die zahlreichen zu dieser The- 
matik vorliegenden Studien erbrachten zwar äu- 
ßerst widersprüchliche Ergebnisse, ln der Ten- 
denz ist das Risiko von Anpassungsproblemen 
bei Kindern jedoch zumindest doppelt so hoch 
wie bei kontinuierlich zusammen lebenden Fa- 
milien, obwohl auch hier zehn Prozent der Kin- 
der ernsthafte Probleme in ihrer psychischen und 
sozialen Anpassung haben. Vergleichbare Be- 
funde erbringen deutsche Studien (Hahlweg u. a. 
1998; Schmitz/Schmidt-Denter 1999; Walper 
2002). Insbesondere Hetherington/Kelly (2002) 
bezweifeln im Weiteren, dass Scheidung generell 
ein langfristig zerstörerisches Potential enthalte 
und sprechen von einer Übertreibung, die 


Frauen und Männer 
nehmen unterschied- 
liche Facetten des 
Trennungsgesche- 
hens wahr 


Scheidungsfolgen für 
Kinder nicht immer 
negativ 



Drucksache 16/1360 


- 120 - Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Kurzfristige und 
langfristige Folgen 
von Scheidung un- 
terscheiden sich 


Mittel- und langfris- 
tige Folgen für 
Selhstwertgefühl 
und kognitive sowie 
schulische 
Kompetenzen 


mittlerweile zu einer self-fulfilling prophecy ge- 
worden sei. Demnach erfahre eine Minderheit 
der Scheidungskinder im Erwachsenenalter aus 
der elterlichen Scheidung sogar eine Bereiche- 
rung, was die Entwicklung bestimmter Kompe- 
tenzen betreffe. Auch diese Beobachtung stimmt 
mit den Ergebnissen neuerer deutscher Studien 
überein (vgl. Walper/Schwarz 1999). Die Tatsa- 
che, dass die überwiegende Mehrheit der Schei- 
dungskinder einen unproblematischen Entwick- 
lungsverlauf hat, widerspricht letztlich auch der 
„wissenschaftlich als überholt anzusehenden 
Vorstellung, Kinder würden sich nur bei verhei- 
rateten leiblichen Eltern optimal entwickeln“ 
(Schneider 2002). Vielmehr sei davon auszuge- 
hen, dass eine gesunde psychosoziale Entwick- 
lung mit einem breiten Spektrum familialer Le- 
bensformen vereinbar ist. 

Bei den Auswirkungen einer elterlichen Schei- 
dung auf das Leben der Kinder ist zunächst zwi- 
schen den kurzfristigen und den langfristigen 
Scheidungsfolgen zu unterscheiden: So ist die 
anfängliche Phase der Eltemtrennung für die 
große Mehrheit der betroffenen Kinder recht be- 
lastend. Für einige Kinder beginnt der Stress in- 
folge eines hohen elterlichen Konfliktniveaus 
schon vor der Trennung. Die meisten Kinder 
scheinen jedoch auf die Eltemtrennung emotio- 
nal nicht vorbereitet zu sein. 

Viele Untersuchungen, die nach 1990 durchge- 
führt wurden, nennen als kurzfristige negative 
Folgen einer elterlichen Scheidung für Kinder 
Auswirkungen auf den schulischen Erfolg, das 
Verhalten, die psychische Anpassung, das Selbst- 
konzept und die soziale Kompetenz. Die Ausprä- 
gung in diesen Bereichen scheint jedoch eher 
gering zu sein (Amato/Keith 1991). Im Allge- 
meinen vermindern sich diese krisenbezogenen 
kindlichen Reaktionen in einem Zeitraum von 
ein bis zwei Jahren oder verschwinden ganz. 
Längsschnittstudien verweisen jedoch darauf, 
dass eine Korrelation nicht mit Vemrsachung 
gleichzusetzen ist. Von daher ist die Fehlanpas- 
sung mancher Scheidungskinder möglicher- 
weise nicht alleine in der Trennung der Eltern be- 
gründet, sondern kann entsprechend einer 
prozessualen Sichtweise durch Faktoren beein- 
flusst sein, die bereits vor der Scheidung wirk- 
sam waren. 

Was die mittel- und langfristigen Auswirkungen 
einer Scheidung der Eltern auf die Kinder be- 
trifft, wird in der Literatur zwischen drei wesent- 
lichen Bereichen unterschieden: 


Tendenzen zu extemalisierenden und intemali- 
sierenden Bewältigungsstrategien, wobei letztere 
mit größerer Wahrscheinlichkeit bei einem hohen 
elterlichen Konfliktniveau und der Involviemng 
des Kindes in die elterlichen Konflikte zu beob- 
achten sind. 

Eltem-Kind-Beziehung: ln Längsschnittstudien 
zeigt sich, dass eine Scheidung der Eltern in der 
Kindheit die emotionale Bindung der Kinder an 
ihre Eltern mittelfristig schwächt (Amato/Booth 
1997; Hetherington/Kelly 2002). Dies ist darauf 
zurückzuführen, dass auf Seiten der Eltern im 
Kontext ehelicher Probleme häufig eine vermin- 
derte Zuwendung zum Kind, weniger Überein- 
stimmung, weniger Unterstützung und Aus- 
tausch von Hilfe praktiziert wird. Nach Amato 
(2003) fanden sich die stärksten langfristigen Langfristige Folgen 
Auswirkungen einer elterlichen Scheidung bei f“*" Vater-Kind- 
der Vater-Kind-Beziehung. Demnach hatten 
35 Prozent der Scheidungskinder zu Beginn des 
Erwachsenenalters eine relativ schwache Bezie- 
hung zu ihrem Vater. Dies ist auch bei Kindern 
mit einer vormals guten Vaterbeziehung der Fall. 

Hiervon ist insbesondere die Vater-Tochter-Be- 
ziehung betroffen. Dabei ist in Hinblick auf lang- 
fristige Scheidungsfolgen für die Eltem-Kind- 
Bindungen klar zu unterscheiden zwischen dem 
in der Kindheit eher abwesenden Eltemteil (also 
meist dem Vater) und dem Eltemteil (meist der 
Mutter), mit dem man in Kindheit und Jugend 
die meiste Zeit verbracht hat. Kinder, die bei ei- 
ner getrennt lebenden bzw. geschiedenen Mutter 
aufgewachsen sind, berichten später im Erwach- 
senenalter sogar eher von einer engeren Bindung 
zu ihr (Szydlik 2000: 201ff; siehe auch Kap. 

IV.3.2.2). 

Probleme in der Partnerschaft: Infolge einer el- 
terlichen Scheidung wurden in verschiedenen 
Studien Schwierigkeiten der Kinder im Partner- 
schaftsbereich festgestellt, wie z. B. weniger ^r^dei^Aunmu" 
Verabredungen, Schwierigkeiten, einen Partner von Beziehungen 
oder eine Partnerin zu finden, vermindertes 
Glücksgefühl, ln verschiedenen Studien zeigt 
sich übereinstimmend, dass die elterliche Schei- 
dung das Risiko einer instabilen Ehe bei den 
Kindern steigert. Wenn beide Partner einer 
Scheidungsfamilie entstammen, ist die Wahr- 
scheinlichkeit einer Trennung noch größer. Im 
Weiteren sind mehrere, die Ehe betreffende 
Übergänge auf Seiten der Eltern mit einem signi- 
fikant höheren Scheidungsrisiko für die Kinder 
verknüpft als eine einmalige elterliche Schei- 
dung. 


Psychische Probleme: Betroffen von einer Schei- 
dung der Eltern bzw. einem hohen elterlichen 
Konfliktniveau sind mittelfristig insbesondere 
das Selbstwertgefühl der Kinder, soziale und ko- 
gnitive Kompetenzen sowie die schulischen 
Leistungen. Scheidungskinder zeigen vermehrte 


Moderierende Faktoren: Es gibt verschiedene 
Auffassungen darüber, welche Faktoren die Aus- 
wirkungen einer elterlichen Scheidung auf die 
Kinder beeinflussen können, bzw. letztlich dafür 
verantwortlich sind. Neben Faktoren der Persön- 
lichkeit von Eltern und Kind werden die Qualität 
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der Eltem-Kind-Beziehung und das elterliche Er- 
ziehungsverhalten genannt. Insbesondere wird 
hier die Bedeutung des elterlichen Modells für 
kompetentes Beziehungs- und Problemlösungs- 
verhalten thematisiert. Auch der Kontakt des 
Kindes zum außerhalb lebenden Eltemteil 
scheint eine wichtige Rolle zu spielen. Die dras- 
tische Abnahme der Zeit, die Kinder in der Regel 
mit dem außerhalb lebenden Vater verbringen, ist 
auf verschiedene psychische, zwischenelterliche 
und institutioneile Barrieren zurückzuführen. 
Auch die häufig vorkommenden Umzüge eines 
Eltemteils können gravierende Auswirkungen 
auf die Kontaktgestaltung haben. Die Wiederhei- 
rat der Eltern und die Bedürfnisse weiterer Kin- 
der vermindern gleichfalls die elterliche Verant- 
wortlichkeit gegenüber den Kindern der früheren 
Ehe. 

Daneben ist die Einstellung der Mütter für die 
Aufrechterhaltung von Vater-Kind-Beziehungen 
in der Zeit nach der Scheidung von großem Ein- 
fluss. Die vorliegende Forschung zeigt, dass 
Mütter während der Ehe wie nach der Scheidung 
eine Wächterfimktion im Hinblick auf väterli- 
ches Engagement bei den Kindern ausüben. 
Nicht zuletzt ist hier das Phänomen der Kontakt- 
verweigerung des Kindes zu erwähnen, bei 
dessen Erforschung neben den klassischen foren- 
sisch-psychiatrischen Ansätzen zunehmend in- 
novative systemische und handlungsorientierte 
Ansätze an Bedeutung gewinnen. Während in 
den forensisch-psychiatrischen Ansätzen eine 
Hauptursache für die schwierige Familiendyna- 
mik in der missbräuchlichen Instrumentalisie- 
rung des Kindes durch den Eltemteil gesehen 
wird, mit dem es zusammenlebt, ist den systemi- 
schen Modellen gemeinsam, dass sie nach diffe- 
renzierteren Erklärungsansätzen suchen, wonach 
beide Eltern ihren Anteil an der Problematik ha- 
ben. Von Bedeutung sind hier u. a. Besuchsrege- 
lungen, die mit den entwicklungsgemäßen psy- 
chischen und sozialen Bedürfnissen der Kinder 
übereinstimmen. 

Auf der Partnerebene wurden das elterliche Kon- 
fiiktniveau, Häufigkeit, Intensität und Inhalte der 
Konflikte sowie insbesondere deren Fortbeste- 
hen nach der Trennung und die Involviemng des 
Kindes als wesentliche Variablen identifiziert. 
20 Jahre nach der Bahn brechenden Arbeit von 
Emery (1982) liegen zahlreiche Studien vor, die 
bestätigen, dass die Konflikte zwischen den El- 
tern bessere Vorhersagen in Hinblick auf die 
kindliche Anpassung zulassen als die Familien- 
stmktur per se und dass in vielen Fällen Schei- 
dungs-„Effekte“ in Wirklichkeit Auswirkungen 
des damit assoziierten Konfliktes reflektieren. 
Ein hohes elterliches Konfliktniveau scheint 
Auswirkungen auf nahezu jede Dimension der 
kindlichen Befindlichkeit zu haben. Aufschluss- 
reich in Hinblick auf Intervention und Prävention 


ist es von daher, näher zu betrachten, welche As- 
pekte der elterlichen Konflikte besonders belas- 
tend für die Kinder sind. Im Überblick zeigt sich, 
dass die Häufigkeit von Konflikten hierbei von 
geringerer Bedeutung ist als andere Charakteris- 
tiken, wie Erfolg bei der Bewältigung von Kon- 
flikten sowie deren Ausdmcksform und Inhalt, 
vor allem die dabei praktizierte Involviemng der 
Kinder. Insgesamt ergab sich, dass Kinder aus 
Familien mit hohem Konfliktniveau, in denen 
beide Eltern den Kontakt aufrechterhielten, die 
meisten Probleme zeigten. Als besonders schäd- 
lich für die kindliche Befindlichkeit erwiesen 
sich wiederholte gerichtliche Auseinanderset- 
zungen der Eltern, häufige Streitigkeiten der El- 
tern ohne effektive Lösung und Anschuldigun- 
gen sowie die Verwicklung der Kinder in 
Loyalitätskonfhkte. Bemerkenswert ist darüber 
hinaus das Ergebnis, dass Kinder geschiedener 
Eltern häufig unter einer schlechteren Befind- 
lichkeit litten, wenn zwischen den Eltern ein 
niedriges Konfliktniveau vorlag. Dies kann da- 
hingehend interpretiert werden, dass bei ausge- 
prägten elterlichen Konflikten die Trennung eine 
Entlastung für die Kinder mit sich bringen kann, 
wenn die Situation sich dadurch bemhigt. Bei ei- 
nem niedrigen Konfliktniveau nehmen die be- 
troffenen Kinder hingegen möglicherweise aus- 
schließlich negative Effekte der Eltemtrennung 
auf ihr Leben wahr. 

Was die Inhalte elterlicher Konflikte betrifft, wir- 
ken sich elterliche Auseinandersetzungen, die 
von Diffamiemng und Sabotage der Beziehung 
des Kindes zum anderen Eltemteil gekennzeich- 
net sind und bei denen das Kind negativ im Mit- 
telpunkt steht, am schlimmsten auf die kindliche 
Befindlichkeit aus. Im Hinblick auf die elterli- 
chen Bewältigungskompetenzen sind die Fähig- 
keiten, sich vom ehemaligen Partner bzw. der 
ehemaligen Partnerin abzugrenzen, zwischen der 
Partner- und der Eltemebene zu differenzieren, 
die Trennung zu akzeptieren, eine positive oder 
zumindest neutrale Einstellung gegenüber dem 
ehemaligen Partner bzw. der ehemaligen Partne- 
rin zu haben, sowie die Fähigkeit zu Kompro- 
miss- und Lösungsfindung und zur Kooperation 
zu berücksichtigen. Keine eindeutige Evidenz 
konnte dafür gefunden werden, ob sich ein zwi- 
schenelterlicher Konflikt im Vorfeld der Schei- 
dung oder danach schlimmer auf die kindliche 
Befindlichkeit auswirkt. Letztlich erweist sich 
auch bei dieser Dimension, dass es nicht die 
Trennung per se ist, die den Kindern die größten 
Probleme bereitet, sondern die Art ihres Vollzugs 
und die oft jahrelang andauernden familialen 
Konflikte und Streitigkeiten. Von daher erscheint 
es als dringend notwendig, das öffentliche Inte- 
resse weniger auf die juristische Dimension der 
elterlichen Beziehung als auf deren psychosozia- 
le Qualitäten zu konzentrieren. 


Besonders abträglich 
für das Kind sind ge- 
richtliche Anseinan- 
dersetzungen der 
Eltern 


Nicht die Trennung 
per se bereitet die 
größten Probleme, 
sondern die Art 
ihres Vollzugs 
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Zur eigentlichen 
Scheidung körnen 
meist weitere 
Risikofaktoren 
hinzu 


Neben den genannten Aspekten sind Kinder im 
Kontext der Eltemtrennung nicht selten weiteren 
Risikofaktoren ausgesetzt oder belastende As- 
pekte treten gehäuft auf Rutter (1979) überprüfte 
Störungen bei Kindern als Funktion der Anzahl 
von Risiken, mit denen sie im Laufe ihres Le- 
bens konfrontiert waren. Demnach zeigten Kin- 
der, die einem Risiko ausgesetzt waren, keine er- 
höhte Wahrscheinlichkeit für das Auftreten von 
Anpassungsproblemen. Kinder, die zwei Risiken 
ausgesetzt waren, zeigten eine vierfach erhöhte 
Rate von Störungen. Kinder, die vier oder mehr 
Risiken bewältigen mussten, zeigten einen zehn- 
fachen Zuwachs an Störungen. Nach Jenkins 
(2000) lag die Störungsrate von Kindern, die 
zwei Risiken ausgesetzt waren, bei 16 Prozent, 
bei vier oder mehr Risiken jedoch bei 
50 Prozent. Diese Daten bestätigen, dass Risiken 
sich verbinden und schädliche Effekte multipli- 
zieren können. Zwar ist nur ein geringer Prozent- 
satz von Kindern in ihrem Leben vier oder mehr 
Risikofaktoren ausgesetzt, in manchen Familien 
treten diese jedoch gehäuft auf So erhöheu be- 
stimmte Faktoreu iu der Persöulichkeit eiues El- 
teruteils sowie eiu uiedriges Eiukommeu glei- 
chermaßeu das Risiko eiuer Scheiduug wie das 
Auftreteu weiterer belasteuder Ereiguisse. Vöu 
daher uuterliegeu Kiuder, die eiue Scheiduug der 
Eltern erlebeu müsseu, mit größerer Wahrscheiu- 
lichkeit als audere Kiuder der Gefahr, iu ihrem 
Lebeu multiple Risikeu zu erfahreu. 


Eine wichtige Rolle 
spielen die ökonomi- 
schen Begleiter- 
scheinungen von 
Scheidung 


Schließlich wird behauptet, dass die Belastuugeu 
für Scheiduugskiuder primär aus deu Risikofak- 
toreu resultiereu, die mit der häufig im Koutext 
eiuer Scheiduug auftreteudeu Verschlechteruug 
der ökouomischeu Lebeussituatiou des betreueu- 
deu Elteruteils zu tuu habeu. lu der Forschuug 
kouuteu bei eiuer statistischeu Koutrolle des fa- 
milialeu Eiukommeus die Uuterschiede iu der 
Aupassuug vou Kiuderu aus geschiedeueu uud 
uicht geschiedeueu Familieu um die Hälfte redu- 
ziert werdeu. Zudem zeigte sich iu kousisteuter 
Weise eiu Zusammeuhaug zwischeu väterlicheu 
Uuterhaltszahluugeu uach der Scheiduug uud po- 
sitiveu Auswirkuugeu auf die Befiudlichkeit der 
Kiuder. Es müsseu somit die Begleitumstäude 
der Treuuuug betrachtet werdeu, die als Belas- 
tuugs- oder Uuterstützuugsfaktoreu die kiudliche 
Bewältiguug im Reorgauisatiousprozess der Fa- 
milie behiuderu oder fordern köuueu (Expertise 
Bohrhardt 2004). Daraus ergibt sich, dass uicht 
die Scheiduug per se für die laugfrisfige Befiud- 
lichkeit betroffeuer Kiuder verautwortlich isf, 
souderu eiue Vielzahl begleiteuder Faktoreu, die 
der luterveutiou zugäuglich siud. So trageu ef- 
fektive Bewältiguugsstrategieu, die Motivatiou 
zur Bewältiguug vou Herausforderuugeu sowie 
die Verfügbarkeit sozialer Ressourceu zur akti- 
veu, koustruktiveu uud erfolgreicheu Auseiuau- 
dersetzuug mit Risikosituatioueu bei uud stelleu 


somit eiu weseutliches Ziel präveutiver Maßuah- 
meu dar. Hier köuueu die Bilduugseiurichtuugeu 
eiueu wichtigeu Beitrag leisteu, iudem sie sich 
frühzeitig auf die Förderuug vou Resilieuzfakto- 
reu uud hierfür relevauter Basiskompefeuzeu 
kouzeutriereu. 


IV.2.2.3 Sorgerecht: Rechtliche Regelung 
und Ausgestaltung der Eltern- 
Kind-Beziehung 


Mit der Kiudschaftsrechtsreform vom 1. Juli 
1998 vollzog sich eiu Paradigmeuwechsel iu der 
Philosophie der Rechtsorduuug uud als Folge da- 
vou die Art uud Weise, wie die Beziehuugeu 
zwischeu Kiuderu uud ihreu Eltern uach Treu- 
uuug uud Scheiduug gestaltet werdeu (sollteu). 
Der gemeiusameu elterlicheu Sorge wurde iu der 
Rechtsprechuug eiu zeutraler Stelleuwert eiuge- 
räumt, da sich die Auffassuug durchgesetzt hat, 
dass Kiuder für ihre weifere psychosoziale Eut- 
wickluug beide Elfem beuötigeu. Dies soll auch 
augesichfs wachseuder Scheiduugsrateu gewähr- 
leisfef seiu, uud es soll dazu beifrageu, deu Über- 
gaug der Scheiduug zu eufdramatisiereu. Deu 
Koutakt zu deu Eltern aufrechtzuerhalteu wurde 
darüber hiuaus als Recht des Kiudes (§ 1684, 
Abs. 1) kodifiziert. Deu Eltern wurde iu erster 
Liuie die Pfhehtaufgabe der Pflege der Kiud-El- 
tem-Beziehuug uud (uachraugig) das Recht auf 
ihre Beziehuug zum Kiud zugewieseu. Damit hat 
der Gesetzgeber deu Vorraug der kiudlicheu 
Rechtspositiou hervorgehobeu uud deu Eltern 
die Pflicht auferlegt, dem Auspruch des Kiudes 
auf eiue koutiuuierliche Beziehuug zu beideu 
Eltern gerecht zu werdeu. Seit geraumer Zeit be- 
fasst sich die Scheiduugsforschuug mit deu Aus- 
wirkuugeu uuterschiedlicher Sorgerechtsaltema- 
tiveu auf die weitere Eutwickluug des 
Familieusystems uach Treuuuug uud Scheiduug 
uud mit resultiereudeu Kousequeuzeu für die 
Ausgestaltuug der Eltem-Kiud-Beziehuugeu 
bzw. auf die kiudliche Eutwickluug. Im Folgeu- 
deu soll eiu Überblick über deu gegeuwärtigeu 
Forschuugs- uud Diskussiousstaud gegebeu wer- 
deu über iu der Rechtsauweuduug praktizierteu 
Sorgerechtsformeu uud die Bediuguugsfaktoreu, 
die iu diesem Koutext die kiudliche Eutwickluug 
moderiereu bzw. beeiufiusseu. 


Kindschaftsrechtsre- 
form: Kinder brau- 
chen beide Eltern 


Direkte Kousequeuzeu der Sorgerechtsform für 
die kiudliche Aupassuug: Aktuelle US-amerika- 
uische Studieu, welche die Aupassuug der Kiu- 
der bei verschiedeueu Sorgerechtsaltemativeu 
überprüfteu, erbrachteu, dass der Sorgerechtssta- 
tus per se keiue siguifikauteu Vörhersageu be- 
züglich der kiudlicheu Aupassuug iu der Nach- 
scheiduugszeit zulässt. Demuach erweiseu sich 
familiale Prozesse, welche die Gruudlage für uu- 
terschiedliche Musfer vou Elfem-Kiud-luterakti- 
oueu bildeu, lefztlich als sfärker bestimmeud für 


Nicht die formellen 
Regelungen entschei- 
den, sondern die fa- 
milialen Prozesse 
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Höherer sozioökono- 
mischer Status 
erleichtert gemein- 
same Sorge 


die kindliche Befindlichkeit als die Regelung des 
Sorgerechts. So wurden zwar in deskriptiven 
Studien vermehrtes Selbstwertgefiihl und Kom- 
petenz sowie verminderte Verlustgefiihle bei 
Kindern mit gemeinsamem Sorgerecht der Eltern 
festgestellt, es wurde aber auch bemerkt, dass ein 
beträchtlicher Anteil der Kinder sichtlich belastet 
und überfordert war (McKinnon/Wallerstein 
1986; Steinman u. a. 1986). ln der Metaanalyse 
von Amato/Gilbreth (1999) zeigten Kinder bei 
gemeinsamer elterlicher Sorge bessere Anpas- 
sung in ihren Beziehungen zu Vater und Mutter 
und verbrachten mehr Zeit mit dem außerhalb le- 
benden Eltemteil. Auch die Metaanalyse von 
Bauserman (2002) erbrachte ähnliche Ergeb- 
nisse. Demnach können in Hinblick auf die ge- 
meinsame elterliche Sorge verschiedene famili- 
ale, emotionale, verhaltensbezogene und 
schulische Variablen von Vorteil für Kinder sein. 
Die Ergebnisse besagen aber nicht, dass gemein- 
same elterliche Sorge unter allen Umständen die 
zu bevorzugende Sorgerechtsaltemative ist. So 
bestehen letztlich wesentliche Unterschiede da- 
rin, wie eine Sorgerechtsform definiert und wie 
sie tatsächlich gelebt wird. Die wesentlichen De- 
terminanten familialer Anpassung, die in der Li- 
teratur zur gemeinsamen elterlichen Sorge erfasst 
wurden, sind Charakteristiken von Eltern und 
Kind und deren Anpassung sowie die Eltem- 
Kind-Beziehungen. 

Im Hinblick auf Charakteristiken der Eltern, die 
sich auf die Qualität der gemeinsamen Ausübung 
von Eltemverantwortung auswirken, zeigt sich, 
dass Familien, die eine gemeinsame elterliche 
Sorge befürworten, in der Regel einen höheren 
sozio-ökonomischen Status haben als Vergleichs- 
gruppen mit alleinigem Sorgerecht. Sie leben 
hauptsächlich in der Großstadt und verfügen 
über ein höheres Niveau von Bildung und Ein- 
kommen.- ln verschiedenen Untersuchungen 
wird in Hinblick auf die Gestaltung der familia- 
len Beziehungen in der Nachscheidungszeit eine 
größere Zufriedenheit der Eltern mit dem ge- 
meinsamen Sorgerecht genannt. Sogar wenn die 
Eltern diese Alternative anfänglich nicht unbe- 
dingt gewünscht hatten, änderten sie nach sechs 
bis zwölf Monaten ihre Einstellung dazu. Dies 
gilt gleichermaßen für Väter und Mütter. Zufrie- 
dene Eltern hatten in der Folge eher geringe oder 
gemäßigte Konflikte miteinander und sie be- 
schreiben den Expartner mit größerer Wahr- 
scheinlichkeit als engagiert und bei Bedarf ver- 
fügbar. Die Mehrzahl der zufriedenen Eltern 
würde diese Regelung des Sorgerechts auch an- 
deren Familien empfehlen. Sie schränken ihre 
Aussage jedoch dahingehend ein, dass ein ge- 
meinsames Sorgerecht nicht für alle Familien ge- 
eignef sei. Der erforderlich enge Kontakt mit 
dem vormaligen Partner oder der vormaligen 
Partnerin erfordere Kompromisse und Opfer. 


Nur wenige Untersuchungen gehen bei der Frage 
nach den elterlichen Kompetenzen, die mit der 
Fähigkeit assoziiert sind, Elternschaft gemein- 
sam zu praktizieren, über ernsthafte psychische 
Erkrankungen oder Anpassungsprobleme sowie 
missbrauchendes oder vernachlässigendes Ver- 
halten hinaus. Wichtige Voraussetzungen für ko- 
operatives Eltemverhalten sind demnach, neben 
Empathie, Flexibilität und Abgrenzung, die Fä- 
higkeit, zwischen persönlichen Bedürfnissen und 
der kindlichen Perspektive zu differenzieren so- 
wie in Hinblick auf emotionale Erwartungen 
zwischen der Eltern- und Partnerebene zu tren- 
nen. Wenig Erfolg versprechend sind hingegen 
Bewältigungsstrategien wie Schuldzuweisung, 
Verletztheit und Zorn. 

Bei den Charakteristiken der Kinder, bei denen 
sich die gemeinsame elterliche Verantwortung 
als besonders effektiv erweist, wurden insbeson- 
dere Geschlecht und Alter untersucht, ln der em- 
pirischen Forschung finden sich kaum Unter- 
schiede zwischen den Reaktionen und der 
Anpassung von Jungen und Mädchen beim Mo- 
dell einer gemeinsamen elterlichen Sorge. Einige 
Studien legen jedoch nahe, dass vor allem Jun- 
gen von gemeinsamer Elternschaft profitieren, 
was verhaltensbezogene und emotionale Pro- 
bleme sowie eine negative Erwartungshaltung 
betrifft, da diese häufiger im elterlichen Konflikt 
trianguliert und instrumentalisiert werden als 
Mädchen. Trotz der entwicklungsspezifisch un- 
terschiedlichen Aufgaben und Probleme im Kon- 
text der elterlichen Scheidung scheint eine fort- 
gesetzte positive Beziehung zu beiden Eltern für 
alle Altersstufen von Vorteil zu sein. Man weiß 
jedoch bislang wenig darüber, wie viel Kontakt- 
zeit Kinder verschiedener Entwicklungsstufen 
brauchen, um in ihrer Beziehung zum außerhalb 
lebenden Eltemteil positive Langzeitergebnisse 
zu erzielen. Zwei Altersstufen sind von einer 
Scheidung der Eltern besonders schwer betrof- 
fen: Kleinkinder und Jugendliche. Sie brauchen 
besondere Hilfe bei der Bewältigung ihrer Pro- 
bleme bezüglich Autonomie und Beziehungsge- 
staltung, die in diesen Entwicklungsstadien ver- 
mehrt auftreten. 

Die Altersgruppe der Kinder im Alter von weni- 
ger als sechs Jahren wird am häufigsten mit den 
Auswirkungen einer elterlichen Trennung und 
Scheidung konfrontiert und umfasst 60 bis 
65 Prozent der Kinder größerer Untersuchungs- 
stichproben. ln den betroffenen Familien fehlt 
zudem mit größerer Wahrscheinlichkeit die elter- 
liche Übereinstimmung bezüglich der Regelung 
des Sorgerechts als bei älteren Kindern. Paare 
mit kleinen Kindern hatten in der Regel weniger 
Zeit, sich an Partnerschaft und Elternschaft anzu- 
passen; sie sind mit größerer Wahrscheinlichkeit 
jünger, haben ein niedrigeres Bildungsniveau 
und geringere ökonomische Ressourcen als äl- 


Jungen scheinen be- 
sonders von der ge- 
meinsamen elterli- 
chen Sorge zu 
profitieren 


Jüngere Kinder 
quantitativ am 
stärksten betroffen: 
Auch sie profitieren 
von gemeinsamer 
Sorge 
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Jugendliche sind die 
Gewinner des 
gemeinsamen 
Sorgerechts 


Gemeinsames Sorge- 
recht intensiviert 
Kontakt zum außer- 
halb lehenden 
Elternteil 


tere Paare. Die Daten für diese Kinder stimmen 
jedoch mit wenigen entwicklungsbezogenen 
Ausnahmen mit den Ergebnissen anderer Alters- 
stufen überein. Demnach kann es selbst Klein- 
kindern auch dann gut gehen, wenn sie für Tage 
und sogar über Nacht von ihrer Mutter getrennt 
sind. Übernachtungen beim außerhalb lebenden 
Eltemteil sind für sie nicht inhärent schädlich. 
Kleinere Kinder benötigen jedoch ein höheres 
Niveau an Kooperationsbereitschafl auf Seiten 
ihrer Eltern als ältere Kinder. 

Jugendliche, deren Eltern das gemeinsame Sor- 
gerecht praktizieren, zeigen in der Regel weniger 
Depressionen, bessere schulische Leistungen und 
sie bewerten ihre Probleme insgesamt als weni- 
ger schwerwiegend als eine Vergleichsgruppe. 
Signifikante Unterschiede zugunsten der Alter- 
native des gemeinsamen Sorgerechts sind zudem 
bei einer Anzahl von Variablen zu beobachten, 
welche die Eltem-Kind-Beziehung und dabei 
insbesondere die Dimensionen Nähe und Kon- 
trolle betreffen. Bei Teenagern können im Übri- 
gen schon kurze gemeinsam verbrachte Zeit- 
spannen ausreichen, um eine enge Beziehung 
zum außerhalb lebenden Eltemteil herzustellen 
und aufrechtzuerhalten. Insgesamt legen die Er- 
gebnisse nahe, dass ältere Kinder sich mit jeder 
Form der Regelung des Sorgerechts positiv ent- 
wickeln können, solange sie fortgesetzte Unter- 
stützung durch ihre Eltern erfahren, wenn sie 
eine geringe Anzahl von Stressoren in ihrer Le- 
bensführung haben, ihr Wohnsitz stabil und der 
elterliche Haushalt gut organisiert ist. Diese Vo- 
raussetzungen dürften jedoch bei gemeinsamer 
Ausübung der elterlichen Verantwortung eher 
gewährleistet sein. 

ln Hinblick auf die Eltern-Kind-Kontakte und 
-Beziehungen konzentrierte sich die Mehrzahl 
der Untersuchungen zum gemeinsamen Sorge- 
recht auf die Vater-Kind-Beziehung, insbeson- 
dere den Umfang des väterlichen Engagements 
unter längerfristiger Perspektive. Kinder, deren 
Eltern ein gemeinsames Sorgerecht innehaben, 
sehen demnach den außerhalb lebenden Eltem- 
teil häufiger und vollziehen mehr Übergänge 
zwischen den elterlichen Haushalten als bei allei- 
nigem Sorgerecht. Zudem bleibt bei gemeinsa- 
mer elterlicher Sorge der Kontakt zum außerhalb 
lebenden Eltemteil mit größerer Wahrscheinlich- 
keit langfristig erhalten. Die Scheidungsliteratur 
hat darüber hinaus gezeigt, dass sich Kinder für- 
sorgliche Beziehungen mit beiden Eltern wün- 
schen und davon profitieren. Die Quantität der 
Zeit, die Kinder mit ihren Eltern verbringen, ist 
hierbei von untergeordneter Bedeutung, aus- 
schlaggebend ist vielmehr die Qualität der Bezie- 
hung. ln hochstrittigen Familien ist hingegen 
vermehrter Kontakt zwischen dem Kind und sei- 
nem außerhalb lebenden Eltemteil mit emotiona- 


len und verhaltensbezogenen Problemen beim 
Kind verbunden. 

Das gemeinsame Sorgerecht kann sich hierbei 
insofern förderlich auswirken, als ein Eltemteil, 
der sich in seiner Rolle im Leben des Kindes als 
gleichwertig fühlt, regelmäßigen Kontakt zu ihm 
hat und an seinen Aktivitäten partizipiert, sich 
vermehrt engagieren und elterliche Verantwor- 
tung übernehmen wird. Insbesondere ältere Kin- 
der, die eine gute Beziehung zum außerhalb le- 
benden Eltemteil pflegen, haben zudem häufig 
auch zum primär betreuenden Eltemteil eine en- 
gere Beziehung als dies im Scheidungsfall die 
Regel ist. 

Insgesamt lässt sich aus den Untersuchungser- 
gebnissen folgern, dass das gemeinsame Sorge- 
recht den Eltern Unterstützung bietet, die moti- 
viert sind, sich bei ihren Kindern zu engagieren. 
Sie zeigen Zufriedenheit, dass der juristische 
Status dies reflektiert und praktizieren auch 
langfristig zuverlässige elterliche Verantwort- 
lichkeit, während bei alleinigem Sorgerecht ei- 
nes Eltemteils vermehrt der Rückzug des ande- 
ren Eltemteils zu beobachten ist. Die Forschung 
hat jedoch nicht zureichend aufgeklärt, ob ein 
gemeinsames Sorgerecht ein vermehrtes Be- 
wusstsein gemeinsamer elterlicher Verantwor- 
tung fördert. Interessanterweise bringen langfris- 
tig auch solche Eltern Zufriedenheit mit der 
Regelung der gemeinsamen elterlichen Sorge 
zum Ausdmck, die diese anfänglich nicht favori- 
siert hatten. 

ln Hinblick auf die Auswirkungen einer elterli- 
chen Scheidung auf die Anpassung der betroffe- 
nen Kinder werden der ökonomische Status der 
Familie und das elterliche Konfiiktniveau als 
zentrale Einflussvariablen genannt. Von daher ist 
von Interesse, welche Erkenntnisse über den Zu- 
sammenhang dieser Dimensionen mit der Aus- 
übung gemeinsamer elterlicher Verantwortung 
vorhegen. 

Leistung von Kindesunterhalt: Durch Form und 
Umfang der finanziellen Unterstützung von Frau 
(Mann) und Kindern werden nicht nur die Le- 
benssituation der Familie, sondern auch Art und 
Umfang des elterlichen Konfliktes, die Ressour- 
cen und Umgebungsbedingungen, die einem 
Kind verfügbar sind, entscheidend beeinflusst. 
Der Zusammenhang zwischen der praktizierten 
Regelung des Sorgerechts und dem sozioökono- 
mischen Status des Kindes ist insofern schwer zu 
erfassen, als Eltern mit gemeinsamem Sorgerecht 
tendenziell einen höheren Bildungsstand und 
bessere finanzielle Möglichkeiten haben. Zudem 
bestehen insbesondere bei der gemeinsamen el- 
terlichen Sorge beträchtliche Unterschiede zwi- 
schen dem rechtlichen Status und der Aufteilung 
der Betreuungszeiten, was sich auf die Möglich- 
keiten zu Berufstätigkeit und die Unterhaltsan- 


Gemeinsames Sorge- 
recht bietet motivier- 
ten Eltern Unterstiit- 
znng 


Gemeinsames Sorge- 
recht scheint Zuver- 
lässigkeit der Unter- 
haltszahlungen zu 
erhöhen 
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Sprüche auswirkt. Es finden sich jedoch gewisse 
Zusammenhänge zwischen einem gemeinsamen 
Sorgerechtsstatus und der Zuverlässigkeit väter- 
licher Unterhaltsleistungen. So erbrachte die Stu- 
die von Pearson/Thoennes (1986), dass Väter mit 
gemeinsamem Sorgerecht die höchsten Werte bei 
der Verlässlichkeit ihrer Zahlungen aufwiesen 
(85 bis 94 Prozent), während die Regelmäßigkeit 
bei Vätern mit alleinigem Sorgerecht der Mutter 
nur zu 65 Prozent gewährleistet war. Zudem 
scheinen außerhalb lebende Väter mit gemeinsa- 
mer elterlicher Sorge vermehrt finanzielle Ex- 
traleistungen für ihre Kinder zu erbringen 
(Chambers 1979). ln anderen Untersuchungen 
konnten diese Ergebnisse jedoch nicht bestätigt 
werden (Peters u. a. 1993). Diese Inkonsistenzen 
können möglicherweise darauf zurückgeführt 
werden, dass Unterhaltszahlungen des Vaters in 
signifikanter Weise mit zwischenelterlicher Koo- 
peration und der Beziehung zwischen Vater und 
Mutter verknüpft sind (Ahrons/Miller 1993). 

Kooperation und Konflikt: Ein zentraler Ein- 
wand gegen die Praktizierung gemeinsamer el- 
terlicher Sorge ist, dass diese Regelung häufige 
Interaktionen zwischen den ehemaligen Partnern 
notwendig macht, deshalb hohe Anforderungen 
an Kooperation und Kommunikation stellt und 
damit das Potential für fortgesetzten Konflikt 
und Feindseligkeit impliziert. Diese generelle 
Aussage wird in der Forschung jedoch nur parti- 
ell bestätigt. Insgesamt ist eine differenziertere 
Sicht angebracht, auch was den Zusammenhang 
zwischen familialer Gewalt und gemeinsamer el- 
terlicher Verantwortung betrifft. Von Interesse ist 
nicht zuletzt die Frage, inwieweit die gemein- 
same elterliche Sorge dazu beiträgt, familiale 
Konflikte zu reduzieren, die auf der juristischen 
Ebene ausgetragen werden. 

Konsequenzen für die Rechtsanwendung: 

Forschung legt nahe, Die Forschung zur gemeinsamen elterlichen 
dass gemeinsame Sorge hat einige fundamentale Erkenntnisse er- 

Sorgerechtsans- die bei der zukünftigen Entscheidungsfin- 

uhung im Prinzip , . , , ,, 

gut funktioniert nicht unDcrucKsichtigt DlciDcn SOlltCH! Dcr 

juristische Sorgerechtsstatus an und für sich ist 
nicht in signifikanter Weise mit der zwischenel- 
terlichen Beziehung oder der kindlichen Anpas- 
sung verknüpft. Väter mit gemeinsamem Sorge- 
recht waren nach der Scheidung zufriedener, was 
längerfristig eine positive Auswirkung auf ihr 
Engagement bei den Kindern hat. Bei diesen El- 
tern kann die Regelung eine natürliche Tendenz 
zu kindbezogener elterlicher Kooperation nach 
der Scheidung verstärken. Bei Familien mit ho- 
hem Konfiiktniveau ist das gemeinsame Sorge- 
recht nicht geeignet, die Beziehung zu restaurie- 
ren. Wenn die Eltern zudem nicht imstande sind, 
ihre Konflikte auf die partnerschaftliche Ebene 
zu begrenzen, kann sich dies destruktiv auf die 
Kinder auswirken. Dies legt folgende Schlussfol- 
gerungen nahe: 


- Aufgrund von Idealvorstellungen über die Schlussfolgerungen 
Vorbedingungen gemeinsamer elterlicher Ver- 
antwortung gibt es weiterhin beträchtliche 

Vorbehalte gegenüber dieser Sorgerechts- 
form. Die Literatur zeigt jedoch, dass mehr 
Familien als bislang angenommen sich er- 
folgreich elterliche Verantwortlichkeiten tei- 
len können. 

- Anschuldigungen wegen sexuellem Miss- 
brauch und der Ausübung von Gewalt spielen 
eine zentrale Rolle bei gerichtlichen Entschei- 
dungen zum Sorgerecht. Seit der Einführung 
der gemeinsamen elterlichen Sorge als Regel- 
fall haben derartige, in der Mehrheit der Fälle 
nicht substantiell begründete Vorbehalte stark 
zugenommen. Dem ist mit fachkundlicher 
Abklärung entgegenzuwirken. 

- ln der Intervention ist eine stärkere Spezifi- 
zierung angemessener Behandlungsformen 
notwendig: So gibt es Familien, die gemein- 
same Elternschaft zwar positiv bewerten, die 
jedoch zum Trennungszeitpunkt ein hohes 
Konfliktniveau haben. Diese Paare könnten 
von Kurzzeit-Interventionen profitieren. An- 
dere Familien brauchen umfassendere Hilfe, 
um die dem aktuellen Konflikt zugrunde lie- 
gende Dynamik zu bewältigen. Die Interven- 
tion sollte hier so früh wie möglich einsetzen 
und nach der Trennung längerfristig fortge- 
setzt werden. Die Förderung der familialen 
Allianz im Verlauf des Scheidungsprozesses 
trägt dazu bei, auf Seiten der betroffenen El- 
tern vernünftige Entscheidungen zu fordern. 

Es wird schließlich mehr Information über ef- 
fektive Interventionen bei Familien mit ho- 
hem Risiko benötigt. 

- Veränderungen müssen sich nicht zuletzt auf 
das juristische System selbst konzentrieren: 

So wird die aggressive Verteidigung eines 
Klienten immer noch häufig als Bedingung 
für juristische Beistandschaft bewertet oder 
vom Klienten gefordert, auch wenn die Inter- 
essen des Kindes darunter leiden. Die verfüg- 
baren juristischen Optionen müssen zudem 
wissenschaftlich überprüft werden. Das Be- 
wertungssystem des einzelnen Richters ist 
hier gleichermaßen von Interesse wie Ent- 
scheidungen zum Sorgerecht in Zusammen- 
hang mit einem neutralen Gutachter, die Ein- 
flussnahme eines Verfahrenspfiegers oder 
Entscheidungen in verschiedenen Stadien des 
Prozessverlaufs. Die Methodik einer vermit- 
telnden Vorgehensweise ist weiter zu verbes- 
sern. Insbesondere muss eruiert werden, wie 
Eltern effektiv daran gehindert werden kön- 
nen, Vereinbarungen zu missachten und ihre 
Kinder im Kampf um Elternrechte zu instru- 
mentalisieren. 
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Durch Erkenntnisse zu diesen Fragen können die 
Dimensionen gemeinsamer Eltemsehaft im 
Detail dargestellt und die juristisehen und psy- 
chologischen Prozesse erfasst werden, die sie 
beeinflussen. Diese Erkenntnisse können zur 
Förderung einer gesunden Anpassung und Ent- 
wicklung von Kindern und ihren Familien nach 
der Scheidung eingesetzt werden. Letztlich zeigt 
sich, dass es nicht das Modell der gemeinsamen 
elterlichen Sorge per se ist, das sich belastend auf 
die Befindlichkeit und Anpassung von Kindern 
auswirkt, sondern dessen wenig differenzierte, 
oft nicht den Bedingungen des Einzelfalls Rech- 
nung tragende Anwendung und das Fehlen effek- 
tiver Hilfsmaßnahmen. 

IV.2.2.4 Scheidung als gesellschaftliches 
Phänomen 

Mittlerweile hegt eine umfassende Forschungsli- 
teratur zu sozialstrukturellen Faktoren vor, die zu 
den gegenwärtigen hohen Scheidungsraten bei- 
getragen haben (vgl. Expertise Bohrhardt 2004). 
Beträchtliche Aufmerksamkeit wurde zudem den 
Auswirkungen einer Scheidung auf die psychi- 
sche Befindlichkeit von Erwachsenen und Kin- 
dern geschenkt. Weniger beachtet wurden hinge- 
gen bislang die allgemeinen Konsequenzen von 
Scheidung für die Gesellschaft, obwohl die ho- 
hen Scheidungsraten Anpassungen auf verschie- 
denen Ebenen, wie z. B. in der Rechtsordnung, 
notwendig gemacht haben. 

Im Folgenden soll unter Bezugnahme auf Amato 
(1999) dargestellt werden, wie sich die heute ge- 
gebene Instabilität der Ehe auf die Familie als 
Institution sowie auf andere Aspekte des öffentli- 
chen Lebens auswirkt. Hierbei werden Themen- 
bereiche ausgewählt, die für eine große Anzahl 
von Menschen von Bedeutung sind und für die 
ausreichende wissenschaftliche Evidenz vorhegt. 

Familiale Bindungen 

Wachsende Instabilität der Ehe ist nicht der ein- 
zige Grund, hat aber beträchtlichen Anteil an 
verschiedenen grundlegenden Veränderungen in 
der Gestaltung intimer Beziehungen. So ist im 
Gegensatz zu früheren Zeiten heute nur ein 
schwacher Zusammenhang zwischen sexueller 
Aktivität und Ehe gegeben, und das nichteheli- 
che Zusammenleben ist normativ geworden. 
Menschen, deren Ehe gescheitert ist sowie junge 
Erwachsene aus Scheidungsfamilien tendieren 
mit größerer Wahrscheinlichkeit zu nichteheli- 
chem Zusammenleben als Personen, die nicht die 
Erfahrung von der Zerbrechlichkeit der Ehe ge- 
macht und in der Folge Zweifel an der Stabilität 
von Partnerbeziehungen hegen. Das nichteheli- 
che Zusammenleben ist für diese Menschen ein 
Arrangemenf, das die Möglichkeit bietet, Intimi- 


tät und Gemeinschaft zu erleben, ohne eine for- 
melle Verpflichtung einzugehen, welche langfris- 
tig nicht tragfähig sein könnfe. Die wachsende 
Zahl nichfehelicher Lebensgemeinschaften ist 
somit gleichermaßen Folge wie Ursache der ge- 
gebenen Instabilität der Ehe. ln der Folge wird 
die Mehrheit der Menschen in Zukunft, unabhän- 
gig davon, ob eine Heirat erfolgte oder nicht, im 
Laufe ihres Lebens multiple Beziehungen mit 
verschiedenen Lebenspartnem erfahren. Der 
Wechsel von einem Modell der lebenslangen Ehe 
zu einem Modell der „seriellen Monogamie“ re- 
präsentiert eine grundlegende Veränderung unse- 
rer Gesellschaft. 

Dieser Entwicklung ging eine Veränderung der 
Motive für die Eheschließung voraus. Seit gerau- 
mer Zeit zeichnet sich eine radikale Veränderung 
ab: Der Kindeswunsch steht zunächst nicht im 
Mittelpunkt der Motivation für eine Ehe. Viel- 
mehr wird die Maximierung des individuellen 
Glücks in einer auf Dauer angelegten, qualitativ 
hochwertigen Beziehung angestrebt. Das Neuar- 
tige an diesem Ehemodell besteht darin, dass In- 
timität oder Maximierung des individuellen 
Glücks in einer Beziehung subjektiv bestimm- 
bare Größen sind. Sie stellt in der Regel das Er- 
gebnis eines Aushandlungsprozesses zwischen 
den beiden Partnern dar. ln der Folge zeigen sich 
wachsende individuelle Freiheit und der Wunsch, 
unbefriedigende Verbindungen aufzugeben und 
nach besseren Perspektiven zu suchen. 

Ungleichheit in den Lehenshedingnngen 
von Fran nnd Mann 

Die hohen Scheidungsraten haben dazu beigetra- 
gen, die angestrebte gesellschaftliche Gleichbe- 
rechtigung der Frauen erneut in Frage zu stellen. 
Diese ist in direkter Weise durch einen häufig 
mit der Scheidung verknüpften ökonomischen 
Abstieg der Frauen und indirekt mit den daraus 
resultierenden Folgen insbesondere für weibliche 
Scheidungskinder bedingt. Von einer Scheidung 
betroffene und kinderreiche Familien, vor allem 
aber Familien mit einem allein stehenden Eltem- 
teil, sind in der Statistik über die Inanspruch- 
nahme von Sozialhilfe überrepräsentiert. Die 
Wahrscheinlichkeit, in Armut zu geraten, steigt 
somit infolge einer Scheidung und mit der Kin- 
derzahl (vgl. Expertise Bohrhardt 2004 
u. Kap V), wobei hiervon hauptsächlich Frauen 
betroffen sind. Armut ist nicht nur mit dem ver- 
mehrten Auftreten von Gesundheitsproblemen, 
mit schlechterer Schulbildung und häufigerem 
Schulabbruch, sondern auch mit emotionalen Be- 
lastungen und Verhaltensproblemen einschließ- 
lich Depression, geringem Selbstwertgefühl und 
Schwierigkeiten in der Gestaltung von Sozial- 
kontakten nach scheidungsbedingter Mobilität 
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verbunden. Die Belastungen dauern häufig bis 
ins Erwaehsenenalter fort. 

Eine Seheidung führt nieht nur zu einem ver- 
gleiehsweise größeren ökonomischen Abstieg 
bei betroffenen Frauen als bei Männern. Sie 
wirkt sich zudem stärker negativ auf das Ausbil- 
dungsniveau von Töchtern als von Söhnen aus. 
Dies und die elterliche Scheidung per se erhöhen 
zudem das Risiko allein erziehender Elternschaft 
bei den betroffenen jungen Frauen in Verbindung 
mit ökonomischen Belastungen. Die Chancen 
auf eine ökonomische Gleichberechtigung der 
Geschlechter werden somit durch hohe Schei- 
dungsraten langfristig untergraben. 

Strukturelle uud kulturelle Faktoreu 

Nicht zuletzt führen die hohen Scheidungsraten 
zu grundlegenden Veränderungen in den struktu- 
rellen Faktoren, wie z. B. der Rate von berufstä- 
tigen Frauen, und in den kulturellen Werten einer 
Gesellschaft, z. B. Einstellungen zu und Erwar- 
tungen an die Ehe und deren Stabilität. Die heute 
gegebene vermehrte Berufstätigkeit von Frauen 
wird in Hinblick auf die wachsenden Schei- 
dungsraten kontrovers diskutiert. So wird einer- 
seits behauptet, die ökonomische Selbständigkeit 
von Frauen mindere den ehelichen Zusammen- 
halt, schmälere die Vorteile, die mit einer Ehe 
verknüpft sind, und erleichtere es Frauen, un- 
glückliche Verbindungen zu verlassen. Auf der 
anderen Seite gibt es Evidenz dafür, dass ein ei- 
genes Einkommen von Frauen mit einem ver- 
minderten Scheidungsrisiko assoziiert ist. 
Gleichzeitig sind, wie in der LBS-Familienstudie 
belegt, die Bedingungen, unter denen heute die 
Vereinbarkeit von beruflichen und familialen 
Pflichten organisiert werden muss, wenig güns- 
tig. Von daher kann die Berufstätigkeit von 
Frauen infolge der resultierenden Doppelbelas- 
tung familiale Konflikte fördern und somit letzt- 
lich das Scheidungsrisiko erhöhen. Vermehrte 
Berufstätigkeit von Frauen kann jedoch ebenfalls 
eine Folge der wachsenden Scheidungsraten 
sein. So antizipieren auch bislang glücklich ver- 
heiratete Frauen das Risiko einer möglichen spä- 
teren Scheidung und geben deshalb ihren Beruf 
nicht auf, um ihren finanziellen Status und ihre 
Unabhängigkeit sicherzustellen. Zunehmend setzt 
sich von daher die Einsicht über die Bedeutung 
von Berufstätigkeit für Frauen in einer Gesell- 
schaft durch, in der sie nicht auf eine lebenslange 
ökonomische Unterstützung ihres Ehemanns 
zählen können. 

Politische Konsequenzen - Konzepte zur 
Regelung der Scheidungsfolgen 

Aus einer traditionellen Sichtweise ist das Ziel 
von Maßnahmen die Verhinderung von Schei- 
dung. So glaubt man, das Problem der hohen 


Scheidungsraten wäre durch eine Verschärfung 
des Scheidungsrechts in den Griff zu bekommen. 
Im Hintergrund steht die Überzeugung, dass eine 
Scheidung insbesondere für Paare mit Kleinkin- 
dern nicht wünschenswert sei, da diese negative 
Auswirkungen auf die Kinder habe. Es wird im 
Weiteren die Rückkehr zum Schuldprinzip gefor- 
dert und damit angestrebt, denjenigen zu begüns- 
tigen, der die Ehe aufrechterhalten will. Hiermit 
soll nicht zuletzt die moralische Bedeutung von 
Ehe und Familie gestärkt werden. 

Eine Gesetzgebung, deren Ziel es ist, Scheidung 
zu verhindern, ist jedoch aus verschiedenen 
Gründen problematisch: Durch höhere Barrieren 
gegenüber einer Scheidung müssten Kinder ver- 
mehrt in konfiiktbelasteten Familien verbleiben. 
Die Forschung zeigt jedoch, dass es für Kinder 
besser ist, eine Scheidung mitzumachen, als per- 
manenten ungelösten Konflikten ausgesetzt zu 
sein. Besonders kritisch ist die Forderung nach 
einer Rückkehr zum Schuldprinzip bei der Schei- 
dung zu sehen, da dies den Scheidungsprozess 
noch feindseliger gestalten würde als bisher, was 
gleichfalls negative Konsequenzen für die Kin- 
der mit sich bringen würde. Darüber hinaus wür- 
den Erschwernisse bei einer gesetzlichen Schei- 
dung die Zahl der informellen Trennungen 
erhöhen, was die Bedingungen für die Kinder 
kaum verbesserf. So sind getrennt lebende Müt- 
ter psychisch stärker belastet und haben größere 
ökonomische Probleme als geschiedene Mütter. 
Barrieren gegenüber einer juristischen Schei- 
dung tragen zudem wenig zur Lösung der zu- 
grunde liegenden Probleme bei. 

Gemäßigtere Gesetzesvorschläge der traditionel- 
len Richtung beinhalten, die Bedeutung des 
Schuldprinzips auf die Aufteilung des Eigentums 
und die Festlegung des Ehegattenunterhalts zu 
beschränken. Sie schreiben zudem die Inan- 
spruchnahme von Beratung bzw. Mediation ver- 
pflichtend vor, wobei das Ziel eher eine Versöh- 
nung und Aufrechterhaltung der Ehe sein sollte 
als die Trennung. 

In anderen Ansätzen wird versucht, die Ehe als 
stabilen und attraktiven Weg für Paare zu reinsti- 
tutionalisieren. Als geeignete Maßnahmen hier- 
für werden u. a. eine Pfiichtberatung zur besse- 
ren Vorbereitung auf die Ehe oder sogar eine 
Wartezeit bis zur Heirat genannt, um einen über- 
legten Eintritt in die Ehe zu ermöglichen. Es 
wurden zudem eine verstärkte finanzielle Unter- 
stützung für Familien mit Kindern oder ökono- 
mische und soziale Anreize für Jugendliche ge- 
fordert, z. B. in Hinblick auf eine gute 
Schulbildung, die als Puffer gegenüber früher 
Ehe und Elternschaft sowie als Mittel zur Ver- 
besserung der Berufsaussichten betrachtet wer- 
den. 
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Auch aus einer neo-konservativen Perspektive 
heraus wird nunmehr die Bedeutung des Vaters 
fiir eine gesunde Entwicklung der Kinder hervor- 
gehoben. Man erwartet hierbei, dass ein verstärk- 
tes väterliches Engagement zur Reduktion nicht 
ehelicher Geburten und vermehrter Stabilität der 
Ehe beiträgt. Auch auf diese Weise soll Schei- 
dung verhindert werden. 

Der Schwerpunkt einer liberalen Position hegt 
hingegen in der Bewältigung der Konsequenzen, 
die aus einer Scheidung resultieren. Dieser Auf- 
fassung nach resultieren die Schwierigkeiten von 
Kindern nicht aus der Scheidung ihrer Eltern per 
se, sondern primär aus den damit häufig für die 
Mutter verbundenen ökonomischen Belastungen. 
Generell werden in diesen Ansätzen die Interes- 
sen der schwächeren Mitglieder des Familiensys- 
tems und vor allem der Kinder in den Mittel- 
punkt gestellt. Ferner werden detaillierte 
Betreuungspläne und die Ausarbeitung von Mo- 
dellen zur Ausgestaltung der Beziehungen des 
Kindes zu seinen geschiedenen Eltern gefordert, 
und die fortbestehende gemeinsame elterliche 
Verantwortung für die Kinder wird befürwortet. 
Auch Maßnahmen zur besseren Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf, wie z. B. qualitativ hoch- 
wertige außerfamiliale Betreuungsangebote, sind 
Bestandteil einer solchen Konzeption. 

Auch aus einer liberalen Grundhaltung heraus 
versucht man, aus der Ehe wieder eine attraktive 
Lebensform zu machen. So wird unter Bezug- 
nahme auf die unterschiedlichen Bedürfnisse, die 
heute an das partnerschaftliche Zusammenleben 
gerichtet werden, die Verfügbarkeit unterschied- 
licher Ehe-Modelle befürwortet, darunter auch 
ein Modell der Ehe auf Zeit, wobei bereits bei 
der Heirat Regelungen für den Fall der Trennung 
vereinbart werden sollen. Beratende Hilfen vor 
einer Scheidung sollen dazu beitragen, diesen 
Prozess rationell zu gestalten. 

Sowohl die traditionelle wie die liberale Sicht zu 
Trennung und Scheidung können in ihren Lö- 
sungsansätzen keine wirklich befriedigenden 
Antworten für die Familien von heute bereitstel- 
len. Vorrangig müssten vielmehr Bestrebungen 
sein, welche die Stärkung von Paaren und Fami- 
lien dahingehend anstreben, dass ihre Kräfte zur 
Selbstregulierung gefördert und ihre Kompeten- 
zen erweitert werden, sodass sie von sich aus das 
Zusammenleben der Partner befriedigend und 
sinnerfüllend gestalten können. Derartige sich 
selbst regulierende Familiensysteme sind jedoch 
dem Zugriff des Staates, der Gesellschaft und 
nicht zuletzt der verwandtschaftlichen Netze we- 
niger zugänglich, als dies bei den bisherigen Fa- 
milienmodellen der Fall war. ln der Folge müsste 
auch das Verhältnis zwischen Staat und Bürger 
auf einer partnerschaftlich-dialogischen Ebene 
neu organisiert werden. 


IV.3 Familie als alltägliche 
Herstellungsleistung 

Mit dem Begriff der alltäglichen Herstellungs- 
leistungen sind jene Prozesse gemeint, über die 
sich Familie selbst jeweils neu als Familie kon- 
stituiert. Diese Prozesse finden täglich statt, wo- 
bei zwei Familienphasen besondere Aufmerk- 
samkeit verdienen und daher im Folgenden 
genauer unter die Lupe genommen werden: 

Einerseits geht es um die familiale Sozialisation 
des Nachwuchses. Familien bilden andererseits 
ein wichtiges Sozialisationsmilieu für kleine 
Kinder. Sie wachsen in die Familie hinein und 
mit ihr auf Familie bildet somit nicht nur die Ba- 
sis für die kindliche Sozialisation in der frühen 
Vater-Mutter-Kind-Beziehung, sondern sie ist, 
solange die Kinder im Haushalt der Eltern leben, 
ein wichtiger Raum für die Sammlung von Er- 
fahrungen in der Sorge für andere, der Anregun- 
gen zur eigenen Persönlichkeitsbildung und zur 
Ausbildung von Orientierungen und sozialen 
Werten. 

Andererseits konkretisieren sich alltägliche Her- 
stellungsleistungen über die Ausgestaltung der 
erwachsenen Familienrollen der mittleren und äl- 
teren Generation, auch über die Haushaltsgren- 
zen hinweg. Kontakte erfolgen dann nicht mehr 
automatisch, weil man sich ohnehin täglich sieht, 
weil man einen gemeinsamen Haushalt führt, 
weil man Absprachen zur gemeinsamen Lebens- 
führung zu treffen hat. Insofern ist gerade eine 
Generationensolidarität unter Erwachsenen als 
beeindruckende Herstellungsleistung von Fami- 
lienbeziehungen zu bewerten. 

IV.3.1 Sozialisation und 
Kom petenzprof I le 

Sozialisationsprozesse umfassen Aufgabenver- 
teilungen und Zuständigkeitsordnungen zwi- 
schen den Familienmitgliedern jeden Alters. Sie 
sind untrennbar mit Prozessen der Alltagsorgani- 
sation des Familienlebens verwoben, des Jong- 
lierens zwischen Fertigkost, Mikrowelle, Fast- 
food und eigener Mahlzeitenproduktion, des 
Aufräumens, Putzens und Pfiegens der Gemein- 
schaftsräume (und der eigenen), der wechselsei- 
tigen Gestaltung der Atmosphäre und der Verant- 
wortungsübemahme Abhängigen gegenüber. 
Damit lebt Sozialisation auch von den Kompe- 
tenzen der Erwachsenen, ihren Alltag als Lem- 
feld für ihre Kinder zu sehen und zu gesfalten. 
Seit der ,Entdeckung‘ der Sozialisation als zen- 
trale Familienfunktion wird diese jedoch vorran- 
gig in der Beziehungs-Qualität zu den Kindern 
verortet. Der interaktiven Seite gilt seit dem Vor- 
marsch der Neurobiologie und der Kognitions- 
forschung (Expertise Roth 2004; Spitzer 2002; 
Stern 2004) besondere Aufmerksamkeit für die 
frühkindliche Sozialisation, v. a. hinsichtlich 
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kindlichen Lernens von Anfang an und des Auf- 
baus von Intelligenz- und Lemfahigkeitspoten- 
zialen, von Eigensteuerungs- und coping-Strate- 
gien, während bisher v. a. die Entwicklung von 
Identität und Geborgenheit/Sicherheit, von sozia- 
ler Verantwortung und Bindungsfähigkeit im 
Zentrum standen (Expertise Pauen 2004). 

Diese Entwicklungsfelder stehen in Interdepen- 
denz zueinander, sind abhängig vom kulturellen, 
sozialen und ökonomischen Kapital der Familie, 
von ihrer Auffassung von und der Gestaltung des 
Familienalltags. Sie statten die Kinder wiederum 
mit Ressourcen für die Gestaltung des eigenen 
Erwerbs- und Familienlebens aus. Sie machen 
sie fit für Familie und Beruf, und ihre Effekte 
sind gut untersucht für den späferen Schulerfolg 
der Kinder im Allgemeinbildenden Schulsysfem 
(v.a. seit den ausgehenden 1960er und beginnen- 
den 1970er Jahren; vgl. Dahrendorf 1965; 
BMJFG 1975 Zweiter Familienbericht; Rolff 
1967; aus heutiger Sicht: Becker/Lauterbach 
2004). Im Zusammenhang mit der PISA-Debatte 
erneut öffentlich aufgegriffen, rückt nun die Be- 
ziehung zwischen privatem Binnenraum und 
kommunaler Infrastruktur als familieninteme 
und -externe Förderungsverklammerung in den 
Mittelpunkt (Expertise Pauen 2004, Rabe- 
Kleberg 2003, Kap. V i. d. Bericht). 

Zu den hierbei angesprochenen Aspekten der 
Kompetenzentwicklung für Aushandlungspro- 
zesse im Alltag, für Familie und Beruf, für soziale 
Verantwortung und Empathie treten Fragen nach 
deren Passung für die späfere berufliche Bildung 
hinzu. Jungen auf soziale Berufe und Dienstleis- 
tungsarbeit vorzubereiten werden ebenso bedeut- 
sam wie Fragen, die bisher eher als Herausforde- 
rung an die Mädchensozialisation und ihrer 
Lenkung auf nicht länger nur traditionelle Frauen- 
berufe betrachtet wurden. Unter der Perspektive 
der Herstellungsleistungen von Familie für ihre 
Mitglieder gilt heute beiden Bereichen und bei- 
den Geschlechtern unsere Aufmerksamkeit. 
Nicht zuletzt betrachten wir die Familie aber auch 
als Chance für die Erwachsenen selbsf, als Sozia- 
lisationsgesfalfer, ihr Kompefenzprofil weiter zu 
entwickeln und dieses im Zusammenhang mit 
Prozessen des Wandels der eigenen Berufspraxis 
zu sehen. 

IV.3.1.1 Frühkindliche Interaktion 

Das wohl wichtigste Ergebnis neuerer Forschun- 
gen zur frühkindlichen Sozialisation ist das an- 
dere Verständnis darüber, wie Kinder in unter- 
schiedlichen Phasen lernen und sich entwickeln. 
Erkenntnisse der Himforschung (Expertise 
Pauen 2004, Expertise Roth 2004, Spitzer 2003) 
über Aufbau und Aneignungsweise von Welt re- 
lativieren die Vorstellung vom menschlichen Ge- 
hirn als reinem Speicher von Wissen, der vorran- 


gig mit Schuleintritt systematisch angereichert 
wird. Diese Analysen relativieren zugleich die 
Auffassung, dass es in der frühkindlichen Ent- 
wicklung zunächst ausschließlich um den Auf- 
bau von Bindung, emotionale Sicherheit, zuver- 
lässige Befriedigung basaler Bedürfnisse usw. 
gehe. Diese alle bleiben in ihrer Bedeutung für 
die frühkindliche Entwicklung erhalten, doch 
tritt die Erkenntnis hinzu, dass das Gehirn zu- 
gleich ein egozentriertes Steuerungsorgan von 
Wahrnehmung, von Entschlüsselungsversuchen 
der Sinneseindrücke, der Selbstverarbeitung und 
Aneignung von Umwelt ist, dem man nicht vor- 
schreiben kann, wann es lernt oder über welche 
Sinne es lernt (Domes 1993). Seine Leistungsfä- 
higkeit lässt sich nicht dadurch beeinflussen, 
dass Lernprozesse explizit für den Kopf gesfaltet 
werden. 

Damit fällt auch die übliche Unterscheidung zwi- 
schen Versorgen, Betreuen, Erziehen und Bilden 
in sich zusammen, die als schrittweise und alters- 
abhängige Erweiterung der Frühförderung galt. 
Diese Differenzierung spiegelt die Selbstdefini- 
tion Erwachsener hinsichtlich ihrer Aktivitäten 
im Umgang mit Kindern wider. Sie hat sich zu- 
dem als Spezialisierang der Aufgabenteilung 
zwischen Institutionen der Früh-, Vorschul- und 
Schulpädagogik verfestigt. Hiernach hätte das 
Elternhaus neben der Entwicklung von grundle- 
gender Identitäts- und Bindungsfähigkeit vorran- 
gig die Aufgabe von Versorgen, Betreuen und 
Einzelerziehung, während die Kindertagesein- 
richtungen als Erziehungserweiterung (vorrangig 
im Gruppenkontext) gelten und die Schule für 
die Bildung zuständig sei.® 

Ohne auf die Debatten sowohl der Reformpäda- 
gogik der 20er, später der 70er Jahre v. a. zwi- 
schen Kindertageseinrichtungen und Schule um 
die möglicherweise künstliche Trennung dieser 
Felder einzugehen, sei unterstrichen, dass mit 
den Erkenntnissen der Neurobiologie weder 
institutionalisierter Ort noch Aufgabencharakte- 
risierung der Bezugspersonen bezüglich der 
Lementwicklung der Kinder gegeneinander ab- 
grenzbar sind. Vielmehr bedarf die durchaus un- 
terschiedliche Qualität der Beziehungsanregung 
und -gestaltung besonderer Aufmerksamkeit. Mit 
anderen Worten: das Kind lernt und entschlüsselt 
jede Interaktion und versucht, jedes (intendierte 
und nicht intendierte) Umweltangebot spätes- 
tens ab Geburt mit Sinn zu versehen, ob es nun 
gefüttert oder gewickelt oder mit ihm kommuni- 
ziert und gespielt wird. 


Da Kindermädchen und Tagesbetreuungsstätten als Unter- 
stützung/Ersatz für das familiale Versorgen und Betreuen 
gelten, gibt es entsprechend kaum Qualitätskriterien, die 
über die Kategorien wie: ,nett, freundlich, kinderlieb‘ hi- 
nausgehen. 


Kinder lernen aus 
jeder Interaktion - 
nicht nur aus den 
ausdrücklich erzie- 
herischen 
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Aus kindlicher Sicht und dessen Entwicklung 
wird die Erwachsenenordnung von Tätigkeiten 
schlicht aufgehoben, und entsprechend notwen- 
dig wird die Orientierung jeder dieser Tätigkei- 
ten am Response des Kindes, d. h. die Bereit- 
schaft und Fähigkeit des Erwachsenen, kindliche 
Äußerungen interpretativ und interaktiv - auch 
im Sinne beiderseitiger Bildungsprozesse - auf- 
zugreifen. Was aus Erwachsenensicht als mög- 
lichst effektives und zügiges Erledigen - etwa 
das Wickeln als zwar gesundheitlich wichtiger, 
^keiten'aus'^Kinder- lemtheoretisch nicht sonderlich bedeutsa- 

sicht aufgehoben mer Vorgang - in routinierter Handlungsabfolge 
erscheint, um anschließend noch Zeit zum Spie- 
len und Sprechen zu haben, vermittelt dem kind- 
lichen Gegenüber eher das Gefühl, dass die ei- 
gene Aktivität hier nicht zählt, etwas mit ihm 
gemacht wird, in das es selbst nicht gestalterisch 
eingreifen kann. Objekt der Situation, nicht de- 
ren Subjekt zu sein, verringert aber eher die 
Selbstlemkompetenz als diese als wichtigstes 
Gut des Persönlichkeitsaufbaus zu fordern. Das 
Kind verarbeitet den Stil des Erwachsenen, regis- 
triert schon ab Geburt, ob es von einer Person 
nur ,versorgt‘ wird, ob es von einer weiblichen 
oder einer männlichen Stimme begleitet wird, ob 
diese Person Hektik oder Ruhe ausstrahlt usw., 
da jeder Mensch in der Art der Berührung, dem 
Weg der Anregung und dem Medium der Kom- 
munikationsaufhahme Anderes anbietet. 


Vielfalt und Emotio- 
nalität der Bezüge 
als Grundlage für 
die Gehirn- 
entwicklung 


Es ist diese Vielfalt und die inhaltlich-emotionale 
Besetzung jedweder Interaktion mit dem Kind, 
die den Reichtum in der Entwicklung neuronaler 
Netze in der frühkindlichen Phase ausmacht. 
Dem Kind das Gefühl der Mitgestaltung und der 
Ermutigung von Selbsterkundung zu geben, be- 
deutet nun wiederum Besonderes für die famili- 
ale Beziehungsqualität insgesamt. Spannungen 
zwischen den Erwachsenen, unter Zeitdruck ste- 
hende Handlungen oder durch Depressivität und 
Niedergeschlagenheit unterlegte Interaktion blei- 
ben der emotionalen und kognitiven Fähigkeits- 
entwicklung des Kindes ebenso wenig verborgen 
wie die Ausprägung von Bewältigungsstilen ge- 
genüber neuen Herausforderungen. Damit aber 
erhält die Beziehung zwischen den Eltern, weite- 
ren Kindern, beteiligten Großeltern, Verwandten, 
Freunden und Nachbarn ein neues Gewicht für 
die Ressourcenausstattung von Kindern, und ent- 
sprechend bedeutsamer wird auch die externe 
Unterstützung in der Entwicklung und im Erhalt 
eines entspannten Klimas zwischen allen Betei- 
ligten. 


Dass dieses Klima durch die oben beschriebenen 
Prozesse möglicher Unzufriedenheit mit Missba- 
lancen im Beziehungsgeflecht der Erwachsenen 
gestört werden kann (vgl. IV. 1. 1) muss hier nicht 
extra erwähnt werden. Jedoch dürfte auch dieser 
Aspekt für die Zukunft von Familie sehr bedeut- 
sam sein, betrifft er doch nicht nur die Ausgestal- 


tung von Aushandlungsfähigkeiten, sondern zu- 
gleich die Familienrollen im Haushalt - und 
damit auch die Chance zu einer anderen Auftei- 
lung der ,Care‘-Leistungen zwischen den Ge- 
schlechtern v.a. in intergenerationalen Beziehun- 
gen zur älteren Generation zu gelangen, und 
nicht zuletzt die zukünftigen Erwerbschancen 
der nachwachsenden Generation in Abhängigkeit 
von Arbeitsmarktverschiebungen aufzugreifen 
(vgl. Kap. III). 

IV.3.1.2 Sozialisation und Familienrollen 

Die Einbindung beider Eltern in das Erwerbs- 
und das Familienleben eröffnet heute neue Mög- 
lichkeiten gemeinsamer Verantwortungsüber- 
nahme von Vater und Mutter in der Gestaltung 
von Familie als Sozialisationsraum für Kinder. 
Damit entstehen für beide Geschlechter neue 
Chancen in der Entwicklung von Geschlechts- 
identität, die zur Überwindung von Zuordnungen 
zu spezifischen männlich oder weiblich konno- 
tierten Kompetenzfeldem in der Familie beitra- 
gen. Studien zu Zukunftsentwürfen von Jugend- 
lichen belegen aber immer wieder aufs Neue, 
dass sich trotz des vielfach konstatierten Wandels 
vom so genannten Befehls- zum Aushandlungs- 
haushalt (Zinnecker 1987; du Bois-Reymond 
u. a. 1994) immer wieder die klassischen Rol- 
lenstereotypen finden und sich erst im zuneh- 
menden Alter der Jugendlichen - bei den männli- 
chen Jugendlichen sogar erst in der Phase der 
Partnersuche - aufweichen. Sowohl die Shell- 
Studien in den letzten Jahren als auch die dritte 
Welle des Jugendsurveys des DJI im Jahre 2005 
(DJI 2005a) differenzieren nach dem individuell 
Wünschenswerten und den spezifischen Erwar- 
tungshaltungen, die stärker als Normvorstellun- 
gen, z. B. zur Arbeitsteilung von Frauen und 
Männern in der Gesellschaft, zu verstehen sind. 
Betrachtet man die Rollenbilder, so wird von 
Mädchen ab 16 und jungen Frauen bis 29 Jahren 
die Rolle des Mannes als Hauptverdiener stärker 
zurückgewiesen als dies Jungen und junge Män- 
ner tun. 

Auch wird deutlich, dass sich jüngere Alters- 
gruppen, und hier die jüngste (12- bis 13-Jäh- 
rige), stärker traditionell orientiert zeigen als die 
älteren (vgl. Abbildung IV.7). 

Auffällig ist, dass insbesondere Jungen und 
junge Männer sich sehr unkritisch gegenüber tra- 
ditionellen Rollenvorstellungen verhalten, wie- 
wohl junge Männer mit höheren Bildungsambi- 
tionen eher egalitäre Rollenvorstellungen haben 
(DJI, 3. Welle Jugendsurvey, 2005a). Diese Be- 
harrung im Wandel des Familienlebens belegt, 
dass die Zuordnung des Geschlechts zu bestimm- 
ten Tätigkeitsfeldern auch in so genannten Ver- 
handlungshaushalten kaum aufgebrochen zu sein 
scheint. Die Zeitbudgetstudie von 2001/2002 
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Abbildung 1V.7 

Traditionelle Geschlechtsrollenorientierung* nach Altersgruppen 



1.5 


- - weiblich — ■ — männlich 


12-13 14-15 16-17 18-20 21-23 24-26 27-29 

Jahre Jahre Jahre Jahre Jahre Jahre Jahre 

* Mittelwerte des Index traditionelle Geschlechtsrollenorientierung. Der Index ist ein Summenindikator aus drei Items 
(„Wenn Kinder da sind, soll der Mann arbeiten gehen und die Frau zu Hause bleiben und die Kinder versorgen“, „Frauen ge- 
hören nicht in die Bundesregierung“, „Ein Mann, der zu Hause bleibt und den Haushalt führt, ist kein „richtiger Mann“), der 
dann durch drei dividiert wurde, so dass er einen Skalenbereich hat von 1 (niedrige traditionelle Geschlechtsrollenorientie- 
rung) bis 6 (hohe traditionelle Geschlechtsrollenorientierung). 

Quelle: DJI-Jugendsurvey 2003, 3. Welle, eigene Berechnungen 


zeigt zudem, dass Mädchen im Alter von zehn 
bis 18 Jahren deutlich mehr Hausarbeit leisten 
als Jungen, und zwar unabhängig davon, ob die 
Mutter erwerbstätig ist oder nicht. Daraus kann 
abgeleitet werden, dass im familialen Bereich in 
dem sensiblen Punkt der Verteilung von Famili- 
enarbeit noch wenige Ansätze zur Auflösung von 
Geschlechtergrenzen festzustellen sind (Comeli- 
ßen/Blanke 2004). Dass dies in der weiteren Ent- 
wicklung von Partnerschaften sich als problema- 
tisch heraussteilen könnte, zeigen Studien aus 
den USA. Darin wird deutlich, dass, gestärkt 
durch die zunehmende ökonomische Unabhän- 
gigkeit der gebildeten Frauen, diese nicht nur 
nach Männern mit ähnlich hohem Einkommens- 
potential Ausschau halten, sondern vor allem da- 
nach, ob sie sich an Hausarbeit und Kindererzie- 
hung beteiligen (Bianchi/Spain 1996). Überträgt 
man dies auf deutsche Verhältnisse, so könnte 
auch dieser Aspekt eine Rolle spielen, wenn als 
Hauptgrund für die fehlende Realisierung einer 
Familie angegeben wurde, dass der geeignete 
Partner bzw. die geeignete Partnerin fehlt (Dor- 
britz/Lengerer/Ruckde sehe 1 200 5 ) . 

Innerfamilial wird der Beispielcharakter alltägli- 
cher Praxis zwischen den Geschlechtern deutlich 
unterschätzt. Mit der Technisierung von Hausar- 
beit und der Außenvergabe familialer Arbeit 


(vgl. hierzu Kap. III. 2. 4.) hat die Tendenz, Kin- 
der weitestmöglich aus der Familienarbeit auszu- 
sparen, v.a. in Haushalten mit entsprechenden 
finanziellen und zeitlichen Ressourcen zugenom- 
men (Meier/Preuße/Sunnus 2003). Die Rationali- 
sierung gerade jener Hausarbeitsprozesse, die die 
Mithilfe aller Familienmitglieder heute erheblich 
reduzierbar macht, verleitet Eltern leicht dazu, 
unter dem eigenen Zeitdruck die noch verblei- 
benden Dinge schnell selbst zu erledigen. Und 
dies bevor sie lange mit ihren heranwachsenden 
Kindern um deren Beteiligung diskutieren - mit 
der Folge, dass die Bereitschaft von Kindern 
(nicht mehr nur von Jungen), sich verantwortlich 
für Arbeitsprozesse am und für das Familienle- 
ben zu fühlen, schnell verloren gehen kann oder 
gar nicht erst aufgebaut wird. 


Außenvergabe fami- 
lialer Arbeit „be- 
freit“ den Nach- 
wuchs weitgehend 
von Familienarheit 


In der Tat ist diese Art, Aufgaben effektiv selbst 
zu erledigen, statt Kinder zeitaufwändig einzube- 
ziehen, eine Lösung, die auch viele Frauen ihren 
Männern gegenüber praktizieren und diese somit 
selbst dann aus der Verantwortung nehmen, 
wenn deren zeitliche Ressourcen Anderes gestat- 
ten (vgl. auch Jurczyk/Rerrich 1993a). Kinder, 
die nicht in die alltäglichen Herstellungsleistun- 
gen des Familienlebens einbezogen werden, ent- 
wickeln wenig Sensibilität für familiale Arbeit 
und für die Personen, die diese erledigen, ob nun 
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die eigene Mutter oder familial beschäftigtes 
Personal (Thiessen 2004). Dem steht der Um- 
gang mit Söhnen und Töchtern gegenüber, die 
eine andere Einstellung zum Familienleben ent- 
wickeln, wenn ihnen eigene Zuständigkeiten für 
Dienstleistungen (für alle und/oder kleine 
Geschwisfer, Kranke usw.), für die innerfamiliale 
Atmosphäre und die Entlastung anderer einsich- 
tig und selbstverständlich sind und sie zudem das 
(selbstverständliche) Mitwirken des Vaters 
(männlichen Partners) im Familienalltag erleben. 
Wenn auch hier nicht die Befehlspraxis, dazu 
noch gestützt auf Geschlechtszuschreibungen, 
sondern die Aushandlung auch über nicht ge- 
liebte Aufgaben und deren Begründung in den 
Vordergrund tritt, erweitert sich der Druck auf 
die Legitimation des eigenen Arguments und da- 
mit die Kompetenz im Aushandeln von Konflikt- 
situationen. Die Art und Weise der Partizipation 
an alltäglichen Herstellungsleistungen bietet so- 
mit ein wichtiges Feld zum Einüben in erweiterte 
Geschlechtsrollen, in Empathie, in Aushand- 
lungskompetenz und in komplexes Planungsver- 
halten. 

Hinsichtlich des Zusammenhangs von familialer 
Zuständigkeits-Teilung und der Bereitschaft zur 
Familiengründung geben v. a. qualitative For- 
schungen zur intergenerationalen ,Vererbung‘ von 
Geschlechterrollen erste Auskünfte (Helfferich 
u. a. 2004). Sowohl amerikanische Studien (Ex- 
pertise Gerson 2004) als auch Studien zur west- 
deutschen Realität (Bom/Krüger 2001) belegen, 
dass die Erfahrungen häuslicher Zuständigkeiten 
dann, wenn sie von den Kindern (beiderlei Ge- 
schlechts) als Hinderung der Mütter an der Reali- 
sierung eigener Selbständigkeitsentwürfe wahr- 
genommen wurden, die Heiratsneigungen eher 
senken denn steigern (Krüger 2001). Ähnlich wie 
in der Studie von Gerson (1993) haben die Töch- 
ter und Söhne im Alter zwischen 30 und 40 Jah- 
ren zum Befragungszeitpunkt (1998) von vorher 
interviewten Eltern (zum Zeitpunkt der Befra- 
gung im Rentenalter) ausführlich geschildert, 
dass sie vor allem die Rolle ihrer Väter, die zu 
Hause , keinen Handschlag‘ täten, „vor dem vol- 
len Kühlschrank verhungern“ und nicht für die 
Kinder da gewesen seien, auf keinen Fall akzep- 
tieren würden. Während die Söhne unterstrichen, 
dass für sie die Erwerbsfätigkeit ihrer Partnerin 
und ihr eigenes Engagement im Familienleben 
selbstverständlich sei, sahen die Töchter dieses 
zwar genau so, doch zugleich gepaart mit der 
Sorge, dass sich nach Geburt eines Kindes die al- 
ten elterlichen Rollen wieder einschleichen 
könnten. Rund 30 Prozent der insgesamt inter- 
viewten 146 Töchter, und zwar v. a. diejenigen 
aus Familien mit klarer geschlechtsspezifischer 
Zuständigkeit für Geld (Vater) und Sorgearbeit 
(Mutter), hatten nicht geheiratet und, so belegten 
die qualitativen Interviews mit einer Unter- 


gruppe, standen diesem Schritt äußerst skeptisch 
gegenüber, und zwar u. a. aus Angst, wieder in 
alte, zu Hause erlebte Muster ,reinzuschhddem‘ 
(vgl. Bürmann/Micus-Loos 2002 101). Sie fürch- 
ten, dass sich schon fast abgelegte normative Zu- 
schreibungen unter der familialen Arbeitsteilung 
der Kleinkindphase zwischen Partnern leicht 
wieder einschleichen und verfestigen können - 
eine, wie oben empirisch belegt (Kap. IV, 2.1), 
durchaus realistische Einschätzung. 

Gleiches bestätigt sich bezüglich des Zusammen- 
hangs von weiblicherseits eigenständig einge- 
brachtem Geld und dessen Vermögen zur 
Aufhebung von Ungleichheit in den Geschlech- 
terbeziehungen. Selbst die Höhe des eigenen 
Einkommens, so zeigen Wimbauer (2003), Lud- 
wig-Mayerhofer (Expertise 2004) und Schnei- 
der/Wimbauer (Expertise 2004) für die Bundes- 
republik, führt nicht zwingend dazu, kulturelle 
Muster familialer Zuordnung, Wertschätzung 
und Arbeitsteilung aufzubrechen. Dies bestätigen 
auch US-amerikanische Studien (vgl. Marx- 
Ferree 1997). Die Einbindung der Vater- und der 
Mutterrolle in eine kulturell verfestigte Ge- 
schlechterordnung transportiert ein ganzes Bün- 
del von Normalitätsunterstellungen, die hinsicht- 
lich des innerfamilialen Aufgabenbereichs, des 
Geld- und des Zeitmanagements zwischen Er- 
werbsarbeit und zu versorgenden Abhängigen in- 
einander greifen (Kühn 2004). 

Es vermittelt sich hierüber dem Nachwuchs oft 
unbewusst, dass aus Töchtern Mütter werden, 
konfrontiert mit hoher Erwartung an familiale 
Verfügbarkeit; aus Söhnen wiederum Väter, kon- 
frontiert mit hoher Erwartung an monetäre fami- 
liale Versorgungsleistungen. Doch, so belegen 
Untersuchungen zu Doppelkarrieren in den USA 
(vgl. Moen/Wethington 1992, Rexroat/Shehan 
1997) besteht heute die Notwendigkeit zu hoher 
Flexibilität in den Aufgabenverteilungen in Ab- 
hängigkeit von den jeweiligen Berufsphasen/ 
Erwerbschancen beider Partner und dem Famili- 
enzyklus. Diese Koordinierungs- und Vereinbar- 
keitsstrategien werden mit jedem Karriere- und 
Familienabschnitt erneut zur Disposition gestellt. 
Damit verläuft dieser Prozess also nicht zwangs- 
läufig und im weiteren Zusammenleben nicht ir- 
reversibel (vgl. Bielby/Bielby 1992, Jurczyk/ 
Rerrich 1993b, Krüger 1997). Allerdings sind 
diese Rollenübemahmen stark von den Ge- 
schlechteridentitäten der beiden Partner - insbe- 
sondere der des Mannes - abhängig (vgl. Exper- 
tise Gerson 2004, Hertz 1986). Hingegen rufen 
innerfamiliale Zuständigkeiten, die bei einem der 
Partner längerfristig Frustrationen hervorrufen 
und an nicht (mehr) akzeptierte Rollenmuster an- 
knüpfen, im alltäglichen Familienleben Rei- 
bungsverluste hervor, die Kinder wenig zu ermu- 
tigen scheinen, in diese Rollen zu schlüpfen 
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(Levy/Widmer 2003, Rohmaim/Schmohr/Bierhoff 

2002, 133f.).™ 

Es fehlt an Studien zum Zusammenhang von Fa- 
miliengründungsbereitschaft und der Art und 
Weise, wie Kinder die Zuständigkeiten für fami- 
liale Belange erlebten. Es fehlen aber auch Stu- 
dien, in denen gefragt wird, welche Bedeutung 
familiale Sozialisation dafür hat, dass Kinder 
später Aufgaben für pflegebedürftige Angehö- 
rige übernehmen. Heutzutage beteiligen sich 
5 Prozent der Männer und 8 Prozent der Frauen 
an Pflegeaufgaben (Schupp/Künemund 2004). 
Wenn man die Geschlechter von Hauptpflegeper- 
sonen betrachtet, ergibt sich ein Männeranteil 
von etwa 20 bis knapp 30 Prozent (BMFSFJ 

2003, 139; Schneekloth/Leven 2003; vgl. Kap. 
IV.3.2.2). Die Zahlenangaben variieren zudem je 
nach Differenzierung zwischen restriktiver oder 
offener Definition dessen, was als Pflege gilt 
(versicherungsrechtlich anerkannte Pflege vs. 
jede Art von benötigter Angehörigenpfiege) und 
zwischen allein pflegend oder zusammen mit an- 
deren pflegend. Auch sind uns keine Untersu- 
chungen über familiale Sozialisationsprozesse 


Diese Ergebnisse stehen im Gegensatz zum Modellcha- 
rakter deutlich getrennter Geschlechter-Rollen-Modelle 
im Familienleben (vgl. z. B. Parsons/Bails 1954), die weit 
verbreitet sind und in die deutsche Familienforschung 
übernommen wurden (Gabriel/Her Ith/ Stohmeier 1997). 
Hiernach sind die wichtigsten Voraussetzungen für die 
spätere Rollenübemahme, dass zwischen Vater und Mutter 
klare Kompetenzabgrenzungen bestehen und gelebt wer- 
den, die sich aus männlicher Erwerbstätigkeit und weibli- 
cher Familienarbeit ableiten und zwischen instrumenteller, 
außen-orientierter Rolle (Vater) und emotionaler, innen- 
orientierter Rolle (Mutter) differenzieren. Während Studi- 
en zu Folgen der Mischung beider Rollen in einer Person 
(etwa bei allein Erziehenden) oder der Nicht-Übereinstim- 
mung von Geschlecht und zugeordneter Rolle in familia- 
len Beziehungen (etwa bei homosexuellen Paaren) auf das 
Familienverhalten ihrer Söhne/Töchter noch rar sind, hatte 
die oben bereits zitierte erste Studie zu berufstätigen Müt- 
tern in Westdeutschland (Pfeil 1961) belegt, dass nicht die 
Hausfrauenexistenz oder die Berufstätigkeit die entschei- 
dende Variable für gelingende Sozialisation sei, sondern 
die Zufriedenheit der Mütter mit ihrer Lebensführung. Vä- 
ter wurden unter dieser Fragestellung nicht untersucht, 
doch liegen eine Reihe von Studien zu , neuen Vätem‘ und 
zur veränderten Vorstellung von Vaterschaft vor (Hoff/ 
Theobald/Hörrmann-Lecher 1992). Die Erwartung an die 
Beteiligung des Vaters in der bis dahin vorrangig mütterli- 
chen Versorgung, Betreuung und Bildung ihrer Kinder ist 
seit den 1970er Jahren Thema soziologischer und psycho- 
logischer Forschung. Hiernach sind „Neue Väter“ defi- 
niert durch ihre veränderte Beziehung zum Kind, die eine 
partizipative Eltemrolle einschließt. Sie engagieren sich in 
der Geburtsvorbereitung, sind oftmals unterstützend an- 
wesend bei der Geburt, und beteiligen sich sowohl an der 
täglichen Versorgung (Baden, Wickeln, Füttern), Betreu- 
ung und Anregung durch Körperkontakt, sprachliche und 
emotionale Zuwendung. Sie fühlen sich verantwortlich für 
die Gesundheit des Kindes, führen Arztbesuche durch, 
halten Nachtwache (Obemdorfer/Rost 2002; zuerst: 
Fthenakis 1985a, Fthenakis 1985b). Welche Rolle sie in 
der Versorgung für sich selbst einnehmen und wie sich ihr 
Verständnis als Vater in alltäglichen Herstellungsleistun- 
gen ausnimmt, wurde diskutiert. 


pflege-engagierter Männer bekannt, weder bezo- 
gen auf ihre Herkunfts- noch ihre Gründungsfa- 
milie. So bleibt reine Vermutung, dass familiale 
Erfahrung mit Verantwortungsübemahme für an- 
dere hier eine Rolle spielen könnte. Gerade in 
Verbindung mit sich verschiebenden Zuständig- 
keiten zwischen den Geschlechtern wäre dies 
hoch plausibel. 

IV.3.1.3 Sozialisation, Identitätsentwick- 
lung und Arbeitsmarktchancen 

Die immer noch häufig geschlechtsspezifische 
Erbringung familialer Aufgaben entspricht in 
weiten Teilen der Geschlechterordnung auf dem 
Arbeitsmarkt. Sie umfasst bestimmte Normali- 
tätsunterstellungen sowohl hinsichtlich des Ver- 
haltens als auch der Entsprechung von Tätig- 
keitsbereich und Geschlecht. Dies schließt 
beruflich gerahmte Geschlechterkonstellationen 
ein, etwa zwischen: Chef und Sekretärin, Zahn- 
arzt-/ -Zahnarzthelferin, Arzt/Krankenschwester 
usw. (Weiterer 2002). Als ,komplementäre‘, den- 
noch hierarchische Beziehungsstruktur konzi- 
piert, transportieren sie - neben dem als Vor-, 
Zu- und Nacharbeit angelegten Aufgabenbe- 
reich der (typischerweise) Frau - zugleich die 
unterschiedliche Wertschätzung des Arbeitsbe- 
reichs und entsprechender Berufsgruppen in fast 
familialer Analogie zur Vater- und Mutterrolle 
(vgl. auch Höhnisch 1999). 

Die hierin gebundenen Differenzen in Lohn- und 
Karriereentwicklungen haben, zusammen mit der 
Einforderung von Chancengleichheit zwischen 
den Geschlechtern, zur breit angelegten Kampa- 
gne , Mädchen in Männerberufe‘ geführt (Heili- 
ger 2002). Durch spezifische Förderprogramme, 
die bereits im Kindergarten bzw. Kindertagesein- 
richtungen ansetzten und Mädchen auch für 
handwerkliche Tätigkeiten, für die so genannten 
,Bauecken‘, die Fischertechnik, die Computer- 
welt usw. interessieren sollten, gelang es in der 
Tat, das Interesse der Mädchen an den Aktivitäts- 
feldem der Jungen zu steigern und ihr Kompe- 
tenzspektrum erheblich auszuweiten. 

Zwischenzeitlich wandelte sich der Arbeitskräf- 
tebedarf (vgl. Kap. III.3), und mit dieser 
Verschiebung zwischen (schrumpfendem) Ferti- 
gungs- und (wachsendem) Dienstleistungsseg- 
ment am Arbeitsmarkt rückt nun in den Blick- 
punkt, dass Mädchen ihr Kompetenzspektrum 
zwar erweitert haben. Jungen hingegen das ihre 
nicht (Becker-Schmidt 1995, Krüger 2002). Gra- 
vierender noch: während Mädchen ihre Orientie- 
rungen und Interessen ausweiten und zugleich 
die ihnen angestammten beibehalten (Lesen, 
Puppen, Basteln, usw.), sehen Jungen sich zu- 
nehmend in Abwehrkämpfe ihrer Bereiche gegen 
das eindringende andere Geschlecht verwickelt, 
ohne nun ihrerseits die der Mädchen erobern zu 
wollen (Hagemann- White 1994, Hoff/Theobald/ 
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Hörrtnann-Lechner 1992). Zudem wachsen Jun- 
gen etwa bis zum 10. Lebensjahr in einer weibli- 
chen Welt, der der Erzieherinnen, Grundschul- 
lehrerinnen, Tagesmütter auf, die wenig 
männliche Vorbilder in diesem Tätigkeitsfeld 
und somit wenig Raum für männliche Identi- 
tätsentwicklungen bietet, es sei denn: über Ab- 
grenzung. Dies führt im Kindergarten bzw. in der 
Kindertageseinrichtung (und nur hierzu gibt es 
Untersuchungen) zu vermehrter Aggression als 
dem einzigen Weg, der Jungen noch zur Verfü- 
gung zu stehen scheint, die eigene Identität über 
die ihnen zugehörigen Bereiche zu retten. Der 
hieraus resultierende, sich aufschaukelnde Kreis 
von Rückzug, Abwehr und Aggression, von den 
Erzieherinnen/Lehrerinnen allein als steigendes 
Aggressionspotential wahrgenommen (Faulstich- 
Wieland/Weber/Willems 2004), bietet denkbar 
schlechte Voraussetzungen, sich während der Be- 
rufsorientierung und Lehrstellensuche auch in je- 
nen Segmenten umzusehen, die als Humanberufe 
ihre Bedarfe erhöhen, aber eben mit Pflegen, Er- 
ziehen, Fördern im Umgang mit Abhängigen zu 
tun haben - und weiblich konnotiert sind. 

Hier könnte die Zuschreibung von Geschlecht zu 
Tätigkeitsfeldern, soweit sie in familialen Her- 
stellungsleistungen bereits abgelegt wurde, neue 
Chancen bieten, um die im Vergleich zu anderen 
modernen Gesellschaften in Deutschland beson- 
ders ausgeprägten Geschlechterstereotypisierungen 
in der Berufsstruktur schrittweise zu überwinden - 
mit einem doppelten Effekt: Das tatsächliche 
Spektrum arbeitsmarktlicher Beschäftigung 
könnte sich auch auf männlicher Seite erweitern; 
Vaterschaft dürfte, Familiengründungen für 
Frauen erleichternd, immer weniger nur Freizeit- 
beschäftigung bleiben, und Mutterschaft könnte 
sich aus familialer Allzuständigkeit lösen. Die 
Konsequenz daraus wäre die vorrangig in den 
nordischen Ländern längst vorangeschrittene 
Kompetenzerweiterung beider Geschlechter 
(Thiessen 2004). Aufgrund der Verschiebungen 
im Arbeitsmarkt ist der Anteil des männlichen 
Pflegepersonals in den letzten zehn Jahren auf ca. 
30 Prozent gewachsen; der Anteil männlicher Er- 
zieher und Grundschullehrer beginnt erst sehr 
langsam zuzunehmen. Doch wäre auch diese Ent- 
wicklung durch neue Partnerschaften zwischen 
geschlechter-kooperativ arbeitendem Elternhaus, 
Kindergarten bzw. Kindertageseinrichtung und 
Schulen ein auch arbeitsmarktlich notweniger 
Schritt zur Aufhebung stereotypisierter Zuord- 
nungen von Tätigkeiten und Geschlecht für Kin- 
der und Heranwachsende (Krüger 2002).^' 


Auch Kaufmanns Vorschläge, Männer in die ehrenamtli- 
che Sozial-, Gemeinde- und Vereinsarbeit (über Repräsen- 
tationspositionen hinaus) stärker einzubinden, sind im 
Kontext der Erweiterung der Kompetenzprofile von Jun- 
gen und neuer Sozialisationsbedarfe zu überdenken (vgl. 
Kaufrnann 1995). 


Damit gewinnt die familiale Sozialisation eine 
wichtige Erweiterung um den Aufbau von Kom- 
petenz und Orientierung auch für Jungen. Diese 
kann die Familie um so eher erfüllen, wenn beide 
Partner familial engagiert sind und ihre Kinder 
unabhängig von deren Geschlecht in alle Tätig- 
keitstypen der Familienarbeit per Aushandlungs- 
prozess mit einbinden. Zwingend hinzukommen 
müsste eine nach Geschlechtern ausgewogene 
Beschäftigtenstruktur im Früh-, Vorschul- und 
Grundschulbereich. Da die Beschäftigungsrisi- 
ken in männlich stereotypisierten Berufen weiter 
zunehmen werden, ist diese Neuorientierung in 
der Geschlechtersozialisation fast schon unab- 
dingbar notwendig. Denn wir befinden uns be- 
reits auf dem Weg zu amerikanischen und engli- 
schen Lebenslaufmustem in Paarbeziehungen, 
bei denen die Chance, einer Erwerbsarbeit nach- 
gehen zu können, nicht so sehr Geschlechter- 
oder Zertifikats-, sondern eher persönlichen 
Kompetenzprofilen folgt. Die partnerschaftlich- 
gemeinsame Familienorganisation zwischen den 
Eltern und ihren Kindern bietet hierzu beste Vo- 
raussetzungen, und sie erhöht zugleich die Aus- 
handlungspotentiale in Konfliktsituationen, de- 
ren zunehmende Bedeutung weiter oben und dort 
im Zusammenhang mit Scheidung thematisiert 
wurden. 

IV.3.1.4 Kompetenzerwerb durch 

Familienarbeit - Wettbewerbs- 
vorteil durch Engagement in 
der Familie? 

Der Transfer von Kompetenzen aus dem Kontext 
Familie auf den Kontext Arbeitssituation erfolgt 
bisher eher implizit. Doch dürfte es nicht unplau- 
sibel sein, sich selbst und privaten und öffentli- 
chen Arbeitgebern zu dokumentieren, dass sie 
vom Kompetenztraining, das Mütter und Väter in 
der Familie absolvieren, durchaus innerbetrieb- 
lich profitieren und dieses in ihr betriebliches 
Qualifizierungs- und Wissensmanagement auf- 
nehmen können. Mithilfe eines am Deutschen 
Jugendinstitut entwickelten Instruments, der 
„Kompetenzbilanz“ (Gerzer-Sass 2003), können 
soziale, personale und methodische Kompeten- 
zen aus Familienarbeit erfasst, bewertet und auch 
für familienexteme Kontexte transparent und 
nutzbar gemacht werden. Dieser Ansatz betrach- 
tet die Effekte von Familienarbeit hinsichtlich 
der Entwicklung von Fähigkeitsprofilen bei El- 
tern (Väter und Mütter) und greift damit die 
Frage auf, wie die aus Familienarbeit resultieren- 
den Kompetenzen als Potential erkannt und für 
die eigene persönliche und berufliche Weiterent- 
wicklung genutzt werden können. 

Ausgangspunkt der Betrachtung ist es, Familie 
als Lemort für Eltern zu verstehen. Die dort 
praktizierte Form des handlungsorientierten Ler- 
nens per Erfahrung (Dohmen 1999) vollzieht 
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sich auf der Grundlage tätiger Auseinanderset- 
zung in einer lebendigen und privat bedeutungs- 
vollen Lemkultur, die nicht unerheblich für die 
Persönlichkeitsentwicklung und Erkenntnisbil- 
dung in Interaktionsprozessen ist. Es geht dabei 
um einen Kompetenzbegriff, der sich auf die 
ständige Neuorganisation der eigenen Persön- 
lichkeitsdisposition bezieht (Kirchhöfer 2000). 
Insbesondere die Erziehungsprozesse stellen ein 
nicht zu unterschätzendes Kompetenztraining für 
die Mütter und Väter dar, sobald Erziehen als re- 
flexiver Prozess zwischen Eltern und Kindern 
stattfindet. 

Wie in Kap. IV.2.1 herausgestellt, bedeutet für 
diejenigen Eltern, die heute im familialen Erzie- 
hungsprozess stehen, dieser Wandel eine große 
Herausforderung in Bezug auf Dialogfähigkeit, 
Kommunikation und Regeleinhaltung im inter- 
aktiven Umgang mit ihren Partnerinnen/Part- 
nem und Kindern. Dabei ist die Entwicklung 
vom normativen Erziehungswissen zur interakti- 
ven Erziehungskompetenz kein naturwüchsiger 
Prozess, sondern auf die Bereitschaft und Fähig- 
keit der Eltern angewiesen, sich über ihre eige- 
nen Verhaltensweisen und deren Konsequenzen 
für ihre Kinder klar zu werden. Hinzu kommt, 
dass die Respektierung der Kinder als selbstän- 
dig handelnde „Akteure“ eines besonderen 
Machtverzichts bedarf Dies bedeutet, sich selbst 
mit seinen Bestrebungen partiell zurücknehmen 
zu können und sich der eigenen Dominanz be- 
wusst zu sein. Es bedeutet aber auch, die kindli- 


che Selbständigkeit zulassen zu können, die je- 
weiligen Entwicklungsphasen des Kindes richtig 
deuten zu können und die eigenen Projektionen 
auf das Kind zu reflektieren (Schneewind 2002). 
Da aber die Dialog- und Kommunikationsfähig- 
keit weitgehend schichtabhängig ist, d. h. vom 
sozialen, psychischen und kulturellen Kapital als 
Ressourcen der Eltern abhängt, bedürfen diese 
Erziehungsaufgaben besonderer Aufmerksam- 
keit und wechselseitiger Unterstützung, damit sie 
gelingen. Erziehungsarbeit als Teil der allgemei- 
nen Familienarbeit ist somit ein Prozess des per- 
manenten Übens und Ausbildens von Kompeten- 
zen, die auch für den Arbeitsmarkt relevant sind, 
da sie sowohl zur beruflichen Integration als 
auch für neue Anforderungen im Arbeitsprozess 
erheblich beizutragen vermögen. 

Die Ergebnisse einer schriftlichen Befragung 
von 180 mehrheitlich im Arbeitsprozess stehen- 
den Personen, die im Rahmen der Erprobungs- 
phase des Instruments der „Kompetenzbilanz“ 
im oben genannten Projekt des Deutschen Ju- 
gendinstituts (DJl) gewonnen wurden (Gerzer- 
Sass 2003), geben einige bemerkenswerte Trends 
wieder. S q geben die Befragten, denen erst im 
Umgang mit der „Kompetenzbilanz“ mehrheit- 
lich deutlich wurde, welche Fähigkeiten sie im 


Unter den befragten Personen befanden sich 20 Männer 
und 160 Frauen. Die meisten von ihnen (87 Prozent) hat- 
ten Kinder, und zwar 28 Prozent ein Kind, 53 Prozent 
zwei Kinder und 19 Prozent drei oder mehr Kinder. 


Abbildung 1V.8 


Aus Familienarbeit gewonnene bzw. erweiterte Fähigkeiten 


Fähigkeiten aus Familienarbeit 

Die wichtigsten Fähigkeiten, die durch Famiiienarbeit erworben wurden 
offene Antworten 



Quelle: Erprobungsphase der Kompetenzbilanz N = 180 (100 Prozent) 
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Verlauf ihres Lebens außerhalb von Schule und 
Beruf erworben haben, eine Reihe von Hinwei- 
sen auf Kompetenzgewinne durch die eigene Fa- 
milienarbeit (69 Prozent der Männer, 78 Prozent 
der Frauen). 

Genannt wurden dabei vor allem Organisations- 
fähigkeit (38 Prozent), Verantwortungsbewusst- 
sein (21 Prozent), Flexibilität und Belastbarkeit 
(je 15 Prozent), die alle je nach Arbeitsplatz auch 
untemehmensrelevant sein dürften. 

Aus familienpolitischer Sicht war die Einschät- 
zung, welche der vorgegebenen Kompetenzen 
durch Familientätigkeit neu erworben oder wei- 
terentwickelt wurden und welche unbeeinflusst 
blieben, von besonderem Interesse. Hiernach 
wurden neu erworben vor allem die Fähigkeiten, 
„mit Zeit verantwortlich umgehen können“, „für 
das eigene Leben Ziele nennen und auch umset- 
zen können“ sowie „mit verschiedenen Dingen 
gleichzeitig umgehen können“ (jeweils mehr als 
20 Prozent der Befragten). Betrachtet man die 
Kategorien „neu erworben“ und „weiterentwi- 
ckelt“ gemeinsam, so zeigt sich, dass etwa 
84 Prozent der 38 zitierten Einzelkompetenzen in 
der Kompetenzbilanz in engem Zusammenhang 
mit Familientätigkeit stehen, wie ein Ausschnitt 
aus dem Zusammenspiel der Profile zeigt (s. Ab- 
bildung 1V.9). 

Auch die Väter glaubten, sich mehrheitlich durch 
Familienarbeit weiterentwickelt zu haben, wenn- 
gleich sie nicht so viele neue Kompetenzen er- 
wähnten wie die Gruppe der Mütter. Die Väter 
profitieren vor allem im Hinblick auf ihre Fähig- 


keiten „auf Wirtschaftlichkeit und Qualität ach- 
ten“, „schwierige Situationen erfassen und damit 
umgehen können“, „mit verschiedenen Anforde- 
rungen gleichzeitig umgehen können“, „unter- 
schiedliche Interessen anerkennen“ sowie „sich 
in andere Personen versetzen können“. Auch 
Kompetenzen wie „Interessen anderer wahmeh- 
men können“, „Bereitschaft, Verantwortung zu 
übernehmen“ und sich „seiner Stärken und 
Schwächen bewusst werden“ wurden bei ihnen 
durch Familienarbeit erweitert. 

Deutlich häufiger als bei den Müttern blieben bei 
der Gruppe der Väter in diesem Kontext aller- 
dings viele der aufgeführten Kompetenzen unbe- 
einflusst. Dazu gehören vor allem Fähigkeiten 
wie „Delegieren können“, „sich selbständig In- 
formationen beschaffen können“ oder „eigene 
Ideen in neue Situationen einbringen können“. 

Begreift man Familienarbeit also als faktische 
Arbeitsleistung, so wird deutlich, dass hier ein 
informelles Lemfeld für Kompetenzentwicklung 
und die Weiterentwicklung von Kompetenzen 
vorhegt. Folglich ist Familienarbeit mehr als nur 
das „Loch“ in der Berufsbiographie, unabhängig 
davon, ob sie neben der Erwerbsarbeit oder wäh- 
rend einer (zeitweilig abgekoppelten) Familien- 
phase gewonnen werden. Doch waren die Träger 
dieser Kompetenzen bisher vor allem die Frauen/ 
Mütter - mit der Folge, dass der Transfer der 
durch Familienarbeit erworbenen Qualifikatio- 
nen bisher vorrangig auf die klassischen weibli- 
chen, d. h. hauswirtschaftlichen, erzieherischen 
und sozialen Berufsfelder erfolgte. Träger von 
Familienkompetenzen sind aber auch partner- 


Abbildung 1V.9 


Beispielhafte Darstellung eines Kompetenzprofils 


Offen für neue Herausforderungen 
Mit verschied. Anforderungen gleichzeitig umgehen 
An neue Situationen anpassen können 
IVlt Zeit verantw . umgehen 
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Für sich u. andere Ziele umsetzen können 
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Körnprorrisse schließen können 
Unterstützung von anderen annehmen 
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Quelle: Erprobungsphase der Kompetenzbilanz, N = 180 
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schaftsorientierte Väter, die sich im Familienall- 
tag und in der Kindererziehung aktiv engagieren. 
Entsprechend lohnt es, bei Transfermöglichkei- 
ten von Familienkompetenzen in die Arbeitswelt 
nicht nur Mütter und so genannte frauenspezifi- 
sche Arbeitsfelder in den Blick zu nehmen, son- 
dern diese Kompetenzen auch auf Väter und de- 
ren Arbeitsfelder zu erweitern und zu klären, 
inwieweit Betriebe in neuen Dienstleistungsseg- 
menten insgesamt nicht auch von Familienkom- 
petenzen profitieren. 

Wenn sich also insbesondere Väter stärker als 
bisher an der Kinderbetreuung beteiligen wür- 
den, nützte dies nicht nur den Kindern und diente 
der Entlastung der Mütter, sondern auch der ei- 
genen Kompetenzentwicklung. Eltern entwi- 
ckeln in der Interaktion mit Kindern über die pri- 
vate Generationenverantwortung Fähigkeiten, 
die wichtig sind für andere Sozialbeziehungen. 
Damit trägt die aktive Ausgestaltung der Vater- 
rolle im unmittelbaren Kontakt mit den Kindern 
zum Erlernen sozialer Kompetenzen bei, die im 
Übrigen auch in einer immer komplexeren Zivil- 
gesellschaft unabdingbar sind. 

Damit schließt sich der Kreis: neue Forschungs- 
ergebnisse zur frühkindlichen Lemdisposition 
fordern neue Interaktionsformen zwischen Eltern 
und Kind heraus; die Verschiebungen im Ar- 
beitsmarkt machen es notwendig, ehemals ge- 
schlechtsspezifische Sozialisationskonnotationen 
weitmöglichst hinsichtlich der Identitäts-Kon- 
struktionen über Kompetenzprofile zu durchbre- 
chen, indem Väter und Mütter sich die Arbeits- 
felder unabhängig vom Geschlecht miteinander 
teilen und ihre Kinder, wiederum geschlechtsun- 
abhängig, daran beteiligen. Hierüber wird Fami- 
lie zugleich zu einem Lemfeld für beide Ge- 
schlechter, auch bezüglich der Fähigkeit zur 
Aushandlung, zur Zeitorganisation, zur Flexibili- 
tät und Selbstorganisation. Aus allen drei Per- 
spektiven heraus wären partnerschaftlich ausge- 
wogene familiale Beteiligungsmuster viel 
versprechender als solche, die in einmal festge- 
legten Rollentrennungen verharren. 

IV.3.2 Generationenbeziehungen 
unter Erwachsenen 

Familie endet nicht mit dem Auszug der Kinder 
aus dem Elternhaus. Familiale Generationenbe- 
ziehungen sind längst nicht auf das Verhältnis 
von Eltern zu Kleinkindern und Jugendlichen be- 
schränkt. Vielmehr ereignen sich gerade bei den 
Generationenbeziehungen unter Erwachsenen 
wichtige Prozesse, die für die Beteiligten von 
entscheidender Bedeutung sind, aber auch weit 
darüber hinausreichen. Im Folgenden wird zu- 
nächst auf die (potentiell zur Verfügung ste- 
hende) gemeinsame Lebenszeit sowie auf die 
Wohnentfemung zwischen erwachsenen Famili- 
engenerationen eingegangen. Danach geht es um 


die Frage nach der Generationensolidarität bzw. 
um Generationenprobleme. Schließlich wird auf 
Zusammenhänge zwischen Generationensolida- 
rität und Generationenpolitik eingegangen. 

IV.3.2. 1 Gemeinsame Lebenszeit 
und Wohnentfemung 

Generationenbeziehungen unter Erwachsenen 
dauern heutzutage länger denn je. Aufgrund der 
stark gestiegenen Lebenszeit hat sich auch die 
gemeinsame Lebenszeit von Familiengeneratio- 
nen stark erhöht. Heutzutage kann man wesent- 
lich mehr Zeit mit seinen Angehörigen anderer 
Generationen verbringen als früher (Hagestad 
1987; Uhlenberg 1996; Lauterbach 1995). Dies 
gilt besonders für erwachsene Kinder und Eltern, 
für deren Beziehung eine wesentlich längere ge- 
meinsame Lebenszeit zur Verfügung steht als für 
die mit den minderjährigen Kindern. Dabei dau- 
ern Generationenbeziehungen von Frauen gene- 
rell länger als die von Männern, da Frauen länger 
leben und bei der Geburt ihrer Kinder im Allge- 
meinen jünger sind als ihre Partner. Dadurch er- 
gibt sich insbesondere auch eine „Feminisierung 
der Großeltemschaft“, also eine längere gemein- 
same Lebenszeit von Großmüttern und Enkeln 
(Höpfiinger 2004). 

Die zunehmende Bedeutung der Generationenbe- 
ziehungen zeigt sich auch daran, dass Partnerbe- 
ziehungen unsicherer geworden sind. Partner 
werden unwichtiger, Kinder wichtiger. Mehr 
Trennungen und Scheidungen bedeuten auch, 
dass Kinder und Eltern für immer mehr Menschen 
die wichtigsten Bezugspersonen im Leben dar- 
stellen. Hinzu kommt, dass man heute eine beson- 
ders lange gemeinsame Lebenszeit von Großel- 
tern und Enkeln verzeichnen kann. Großeltern 
können ihre Enkel nun viel länger erleben, und 
noch nie konnten Enkel so viel Zeit mit ihren 
Großeltern verbringen. Allerdings hat die gewon- 
nene gemeinsame Lebenszeit von Großeltern und 
Enkeln auch ihren Preis: Wenn früher die Großel- 
tern bereits vor der Geburt der Enkel verstorben 
waren, gehört heutzutage ihr Tod zu den ein- 
schneidenden Lebenserfahrungen von Kindern 
und Jugendlichen (Zinnecker u. a. 2002, 101). 

Was die zukünftige gemeinsame Lebenszeit von 
Familiengenerationen angeht, existieren zwei ge- 
genläufige Entwicklungen: Einerseits steigt das 
Alter der Eltern bei der Geburt ihrer Kinder, an- 
dererseits erhöht sich das Lebensalter weiterhin. 
Durch den ersten Trend verringert sich tendenzi- 
ell die gemeinsame Lebenszeit mit den Kindern, 
durch den zweiten Trend wird sie wiederum er- 
höht. Damit gleichen sich diese beiden Entwick- 
lungen zumindest teilweise aus. Man kann 
jedoch vermuten, dass die gemeinsame Lebens- 
zeit von Großeltern und Enkeln aufgrund der im- 
mer späteren Geburt von Kindern - und Enkel- 
kindern - in Zukunft stärker zurückgehen wird. 
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Immerhin wirkt dann das spätere Geburtsalter 
zweifach, also einmal in Hinblick auf die Geburt 
der Kinder, und ein zweites Mal in Bezug auf die 
Enkel. Damit lässt sich durchaus eine Trendum- 
kehr bei der gemeinsamen Lebenszeit von Groß- 
eltern und Enkeln prognostizieren. Darüber hi- 
naus erleben aufgrund der gesunkenen Fertilität 
immer mehr Menschen die familialen Generatio- 
nenbeziehungen persönlich „lediglich“ in eine 
Richtung, also im Verhältnis zu den Eltern und 
Großeltern. 

Von ganz entscheidender Bedeutung für Genera- 
tionenbeziehungen unter Erwachsenen ist die 
Wohnentfernung. Je weiter die Familienangehö- 
rigen voneinander entfernt leben, um so weniger 
besteht die Möglichkeit, den Alltag miteinander 
zu teilen. Hilfeleistungen, die an den direkten 
persönlichen Kontakt gebunden sind, werden mit 
der geografischen Distanz zunehmend unwahr- 
scheinlich. Selbst die emotionale Qualität der 
Generationenbeziehung sinkt deutlich mit der 
räumlichen Entfernung. 

Die meisten Eltern und erwachsenen Kinder leben 
nicht weit voneinander entfernt. Immerhin wohnt 
ein knappes Drittel der Eltern erwachsener Kinder 
mit mindestens einem von ihnen in derselben 
Wohnung, und vier von zehn leben unter demsel- 
ben Dach, also im selben Haus. 90 Prozent der 
Deutschen mit erwachsenen Kindern außerhalb 
des Haushalts benötigen maximal zwei Stunden, 
um ihr nächstwohnendes Kind persönlich zu se- 
hen. 80 Prozent brauchen höchstens eine Stunde. 
60 Prozent müssen nicht einmal den Wohnort ver- 
lassen. Bei über 30 Prozent genügt ein kurzer 
Fußweg innerhalb der Nachbarschaft oder ein 
Gang im selben Haus (Szydlik 2000, 90, 180 ff, 
215). All diese Befunde unterstreichen die Multi- 
lokalität von Familiengenerationen (Bertram 
2000). Zwar lebt man heutzutage im Erwachse- 
nenalter gemeinhin nicht mehr mit den Eltern in 


derselben Wohnung. Von einem weiten Auseinan- 
derziehen kann jedoch nicht die Rede sein. Viel- 
mehr sind die allermeisten Familiengenerationen 
von einer geringen geografischen Distanz ge- 
kennzeichnet (vgl. Lauterbach 1998). 

Allerdings nimmt der Anteil der im selben Haus- 
halt lebenden Generationen mit deren Alter deut- 
lich ab. In Hinblick auf erwachsene Familienge- 
nerationen sind die mindestens 40jährigen 
besonders aussagekräftig, weil sie vom Alter her 
erwachsene Kinder haben könnten. Der Alters- 
survey, eine Befragung von 40 bis 85jährigen 
Deutschen, belegt, dass von den 40 bis 54jährigen 
Eltern über drei Viertel mit mindestens einem ih- 
rer Kinder zusammen leben. Dies gilt noch für je- 
den Vierten der 55 bis 69jährigen, aber nicht ein- 
mal mehr für jeden Zehnten der 70 bis 85jährigen 
Eltern. Schließt man auch noch die Eltern und 
Kinder ein, die immerhin im gleichen Haus leben, 
kommt man für die genannten Altersgruppen auf 
Quoten von 79, 36 und 27 Prozent (Kohli u. a. 
2000, 186). 

Gleichzeitig hängt die geografische Distanz zwi- 
schen Familiengenerationen stark von der Bil- 
dungsschicht ab: Wenn Eltern erwachsener, 
nicht-koresidenter Kinder maximal über einen 
Hauptschulabschluss verfügen (also der größte 
Teil der Bevölkerung), ergibt sich ein Anteil von 
8 Prozent mit einer Entfernung von mindestens 
zwei Stunden zum nächstwohnenden Kind. Bei 
Abiturienten und Abiturientinnen hegt diese 
Quote bei 20 Prozent. Noch deutlicher fällt diese 
Diskrepanz aus, wenn man die Perspektive der 
mindestens 40jährigen Kinder einnimmt: Bei 
6 Prozent der ehemaligen Hauptschüler und 
Hauptschülerinnen - aber bei 23 Prozent der 
Abiturienten und Abiturientinnen - wohnen die 
Eltern mehr als zwei Stunden entfernt (Tabelle 
IV.l; vgl. auch Lauterbach/Pillemer 2001). 

Tabelle IV.l 


Wohnentfernung nach Bildung 



Eltern-Kinder 

Kinder-Eltern 

Haupt- 

schule 

Real- 

schule 

Abitur 

Gesamt 

Haupt- 

schule 

Real- 

schule 

Abitur 

Gesamt 

Weiter entfernt 

8% 

11 %0 

20% 

10% 

6% 

14% 

23 % 

16% 

Anderer Ort bis 2Std. 

25% 

33 %o 

44 %o 

30% 

37% 

35% 

40% 

36% 

Gleicher Ort 

32%, 

29 %o 

18 %o 

29 % 

30% 

28% 

21 % 

27% 

Nachbarschaft 

18% 

19 %o 

13 %o 

18 % 

17% 

14% 

10% 

14% 

Haus 

16% 

8% 

6%o 

13 % 

10% 

9% 

6% 

8% 


100% 

100% 

100% 

100% 

100% 

100% 

100% 

100% 


Einbezogen sind 40-85jährige Deutsche mit erwachsenen Kindern bzw. mit Eltern außerhalb des Haushalts 
Quelle: Alterssurvey 2002, Berechnungen von Bodo Lippl 
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Wenn man an mögliche zukünftige Entwicklun- 
gen denkt, spricht einiges für eine etwas größere 
Wohnentfemung zwischen erwachsenen Kindern 
und Eltern. Hier sind vor allem zunehmende Fle- 
xibilitätsanforderungen auf dem Arbeitsmarkt zu 
nennen, die zu einer größeren geographischen 
Mobilität beitragen können. Zudem legen die Be- 
funde zur Bildungsschicht nahe, dass allein 
schon die Zunahme an höherer Bildung zu einer 
größeren geographischen Entfernung zwischen 
den Generationen beiträgt. Zwar stehen dem 
neue bzw. weiterentwickelte Technologien ge- 
genüber, die Kommunikation auf Distanz er- 
leichtern und Entfernungen schneller überbrück- 
bar machen. Dennoch bleibt der unmittelbare 
persönliche Kontakt besonders in den Bildungs- 
schichten seltener, die für Ausbildung und Beruf 
mobil sein müssen (vgl. das Stichwort „Ambiva- 
lenzen“ in Kap. IV. 3.2.3). 

IV.3.2.2 Krise der Familie oder 

Generationensolidarität? 

Die gemeinsame Lebenszeit sowie eine geringe 
Wohnentfemung stellen jedoch lediglich Poten- 
tiale für aktiv gelebte Familienbeziehungen im 
Erwachsenenalter dar. Für die oft unterstellte 
„Krise der Familie“ hat man sich vielmehr mit 
der Frage nach der Generationensolidarität aus- 
einanderzusetzen. Generationensolidarität bein- 
haltet einerseits ein Gefühl der Zusammengehö- 
rigkeit und engen Verbundenheit, andererseits 
spezifische Handlungen, die auf die jeweils an- 
dere Generation bezogen sind. Dabei kann man 
zwischen drei Solidaritätsdimensionen unter- 
scheiden, nämlich die affektive, assoziative und 
funktionale Solidarität. Affektive Solidarität um- 
fasst die emotionale Seite der Generationenbe- 
ziehung, also Gefühle wie emotionale Nähe, Ver- 
bundenheit und Zuneigung. Die assoziative 
Solidarität bezieht sich auf gemeinsame Aktivi- 
täten, wie z. B. die Kontakthäufigkeit und die Art 
der Kontakte. Die funktionale Solidarität schließ- 
lich beinhaltet das Geben und Nehmen von Geld, 
Zeit und Raum einschließlich monetärer Trans- 
fers und persönlicher Hilfeleistungen (Bengtson/ 
Roberts 1991; Lawton/Silverstein/Bengston 
1994). Inwieweit können die heutigen Generatio- 
nenbeziehungen unter Erwachsenen als solida- 
risch bezeichnet werden? 

Emotionale Verbundenheit 

Familiengenerationen sind auch dann emotional 
eng miteinander verbunden, wenn es sich um er- 
wachsene Angehörige handelt, die nicht mehr 
zusammen leben. Abbildung IV. 13 belegt, dass 
sich 92 Prozent der Eltern erwachsener Kinder 
außerhalb des Haushalts mindestens eng mit ih- 
rem nächstwohnenden Kind verbunden fühlen. 
60 Prozenf sprechen sogar von einer sehr engen 


Beziehung. Die emotionale Qualität der Genera- 
tionenbeziehungen unter Erwachsenen ist also 
ausgesprochen stark. Dies gilt auch, wenn man 
die Perspektive wechselt und die erwachsenen 
Kinder zu ihrem Verhältnis zu den Eltern an- 
spricht. Dann sind es immerhin noch drei Viertel, 
die eine mindestens enge Generationenbezie- 
hung konstatieren. 

Obwohl sich also erwachsene Kinder und Eltern 
in ihrer übergroßen Mehrheit eng mit der anderen 
Generation verbunden fühlen, lassen sich auch 
Unterschiede in der Perspektive von Eltern und 
Kindern feststellen. Eltern betonen generell eher 
die Gemeinsamkeiten mit ihren Kindern und 
spielen die Konflikte mit ihnen herunter. Die Kin- 
der hingegen sind tendenziell bestrebt, sich von 
ihren Eltern abzugrenzen und als eigenständige 
Person wahrgenommen zu werden. Damit sind 
Kinder eher dazu geneigt, Konflikte aufzuwerten 
und Gemeinsamkeiten geringer zu schätzen 
(Giarrusso/Stallings/Bengston 1995). Erwachsene 
Kinder erinnern sich auch eher an frühere Frus- 
trationen und Spannungen mit ihren Eltern, wäh- 
rend diese eher die späteren Erfolge ihrer Kinder 
im Blick haben (Clausen 1993). Es ist also nicht 
überraschend, dass Eltern und erwachsene Kin- 
der - bei generell enger emotionaler Verbunden- 
heit - tendenziell andere Bewertungen ihrer Be- 
ziehung vornehmen. 

Besonders deutlich fällt diese Differenz bei 
Großeltern und Enkeln aus. Über 85 Prozent der 
Großeltern berichten von einer mindestens engen 
Beziehung zu ihren nicht im selben Haushalt le- 
benden Enkeln. Allerdings spricht umgekehrt 
noch nicht einmal die Hälfte der erwachsenen 
Enkel von einer engen oder sehr engen Verbin- 
dung zu den Großeltern. Damit können gerade 
die Generationenbeziehungen zwischen Enkeln 
und Großeltern besonderen Herausforderungen 
aufgrund ihres unterschiedlichen Verbunden- 
heitsgefühls ausgesetzf sein. 

Frauen führen im Vergleich zu Männern im All- 
gemeinen engere Generationenbeziehungen. Es 
sind eher die Frauen in der Familie, die die Ge- 
nerationen Zusammenhalten und dafür sorgen, 
dass man sich nicht aus den Augen verliert, auch 
wenn man nicht mehr zusammen wohnt. Die 
engsten Generationenverhältnisse sind die zwi- 
schen Müttern und Töchtern, die flüchtigsten die 
zwischen Söhnen und Vätern. Aber auch die 
meisten Söhne sprechen von einer mindestens 
engen Bindung zu ihrem Vater. 

Allerdings leiden die Generationenbeziehungen 
im Erwachsenenalter erheblich unter früheren Fa- 
milienereignissen. Wenn sich die Eltern minder- 
jähriger Kinder trennen, wirkt sich dies zeitlebens 
negativ auf das Verhältnis zum damals abwesen- 
den Eltemteil aus (vgl. Kap IV.2.2): Wenn man 
bei einer allein erziehenden Mutter aufgewachsen 


Unterschiede in der 
Wahrnehmnng: 
Eltern sehen die Be- 
ziehung positiver 


Frauen führen en- 
gere Generationen- 
heziehungen 



Drucksache 16/1360 


— 140 — Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


„Heiligenscheinef- 
fekt“ bei Witwen 


Noch engere Genera- 
tionenbeziehungen 
in Ostdeutschland 


ist, bleibt die Beziehung zum Vater auch im Er- 
wachsenenalter wesentlich flüchtiger. 

Besonders interessant sind dabei die langfristi- 
gen Folgen einer Eineltemfamilie in Hinblick auf 
den Eltemteil, bei dem man aufgewachsen ist - 
also zumeist der Mutter: Hier ist zwischen Wit- 
wen und von ihrem Partner getrennt lebenden 
bzw. geschiedenen Müttern zu unterscheiden. Im 
Vergleich mit erwachsenen Kindern, die in einer 
Zweieltemfamilie aufgewachsen sind, wird die 
spätere Beziehung zu einer verwitweten Mutter 
als etwas flüchtiger wahrgenommen. Hier könnte 
ein „Heiligenscheineffekt“ wirken, d. h. der eher 
unbekannte verstorbene Vater wird eher ideali- 
siert und damit stärker vermisst, so dass für viele 
Probleme nicht zuletzt die Vaterabwesenheit ver- 
antwortlich gemacht wird. Bei getrennt lebenden 
bzw. geschiedenen Müttern ergibt sich hingegen 
eher das Gegenteil: Dann ist die spätere Genera- 
tionenbeziehung sogar etwas enger als bei sol- 
chen erwachsenen Kindern, die bei Mutter und 
Vater aufwuchsen. Hier kennen die Kinder den 
Vater, so dass eine Idealisierung im Sinne eines 
Heiligenscheineffekts weniger wahrscheinlich 
ist. Zuweilen kann die Eineltemfamilie im Ver- 
gleich zur Zweieltemfamilie mit dem bekannten 
Vater sogar als besser eingeschätzt werden (u. a. 
auch aufgmnd der Erfahrang ausgeprägter Ehe- 
konflikte). Geschiedene Mütter, bei denen die 
minderjährigen Kinder aufwachsen, müssen so- 
mit keineswegs eine spätere flüchtigere Genera- 
tionenbeziehung fürchten - im Gegensatz zum in 
der Kindheit und Jugend abwesenden Eltemteil 
(Szydhk2000, 191, 201 ff). 

Auch wenn Westdeutsche und Ostdeutsche gene- 
rell enge Beziehungen zu den erwachsenen Ge- 
nerationen außerhalb des Haushalts angeben, 
existieren doch auch bezeichnende Differenzen. 
Ostdeutsche berichten generell von noch engeren 
Generationenbeziehungen als Westdeutsche. Of- 
fenbar schlagen sich die besonderen Bedingun- 
gen in der Deutschen Demokratischen Republik 
weiterhin in den aktuellen Familienbeziehungen 
nieder. Ein Gmnd hierfür dürfte in der besonde- 
ren Bedeutung der Familie in der DDR als „Ge- 
genwelt zur Gesellschaft“ (Gysi u. a. 1990, 34) 
hegen. Der Rückzug ins Private hat der Familie 
in der DDR einen besonderen Stellenwert verlie- 
hen. Hinzu kommt, dass die Familie nach dem 
Fall der Mauer und dem darauf folgenden Sys- 
temumbrach einen wichtigen Rückhalt vor den 
neuen Unsicherheiten und Belastungen bietet. 
Empirische Befunde legen jedenfalls nahe, dass 
in den Jahren nach dem Fall der Mauer mehr ost- 
als westdeutsche Generationenbeziehungen unter 
Erwachsenen stabil eng geblieben sind. 

Dies darf allerdings nicht darüber hinwegtäu- 
schen, dass starke Belastungen die intergenera- 
tionalen Beziehungen in der Familie auch über- 


fordem können. So können finanzielle Probleme 
und Arbeitslosigkeit zu flüchtigeren Generatio- 
nenverhältnissen führen (vgl. Hess/Hartenstein/ 
Smid 1991; Landua 1991; Elder/Meier 1997; 
Nietfeld/Becker 1999). Wer gleichbleibend mit 
seinem Lebensstandard zufrieden ist, berichtet 
eher von stabil engen Generationenbeziehungen. 
Wenn sich der Lebensstandard jedoch ver- 
schlechtert, ergeben sich in der Regel flüchtigere 
Generationenverhältnisse. Ähnliches gilt für eine 
Arbeitslosigkeit: Der Stellenverlust erhöht die 
Wahrscheinlichkeit einer flüchtigeren und verrin- 
gert die Chance auf eine engere Generationen- 
bindung. Bereits die Sorge vor Arbeitslosigkeit 
trägt zu tendenziell lockereren Beziehungen zwi- 
schen nicht-koresidenten erwachsenen Familien- 
generationen bei. 

Bei der Bewertung der engen emotionalen Bin- 
dungen zwischen erwachsenen Familiengenera- 
tionen darf man allerdings auch nicht vergessen, 
dass manche Beziehungen auch zu eng sein kön- 
nen. Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn sich er- 
wachsene Kinder nicht ausreichend von ihren El- 
tern lösen oder wenn sich Eltern zu stark an ihre 
erwachsenen Kinder klammem (vgl. Stierlin 
1976). Auch dies verweist darauf dass die emo- 
tionale Verbindung eine wichtige, jedoch nicht 
ausreichende Dimension von Generationensoli- 
darität darstellt. 

Kontakte 

Kontakte zwischen getrennt lebenden Familien- 
generationen können persönliche Treffen und ge- 
meinsame Aktivitäten beinhalten, aber auch 
Briefe und Telefonate. Abbildung IV. 13 belegt, 
dass beinahe vier von zehn Eltern mindestens ei- 
nes ihrer erwachsenen Kinder täglich sieht oder 
spricht, obwohl man nicht mehr zusammen lebt. 
Mehrmals pro Woche haben beinahe sieben von 
zehn Eltern Kontakt zu ihrem erwachsenen Kind, 
und wenn man auch noch diejenigen einschließt, 
die sich immerhin noch einmal pro Woche tref- 
fen oder miteinander telefonieren, kommt man 
auf einen Anteil von 85 Prozent. Von einem Ab- 
bruch der Generationenbeziehung nach dem 
Auszug aus dem Elternhaus kann somit über- 
haupt nicht die Rede sein. Man ist heutzutage 
zwar nicht mehr aus ökonomischen Gründen 
dazu gezwungen, innerhalb derselben vier 
Wände zu leben. Die eigene Haushaltsführung 
geht jedoch keineswegs mit einer Aufkündigung 
der Generationenbeziehung einher. 

Dies wird auch deutlich, wenn man die 
15 Prozent der Eltern weiter aufschlüsselt, die 
seltener als einmal pro Woche mit ihren erwach- 
senen Kindern in Kontakt stehen: Die allermeis- 
ten von ihnen berichten von ein bis dreimaligen 
Kontakten pro Monat. Insgesamt gibt lediglich 
eines von zehn Eltemteilen an, sein Kind ledig- 
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lieh mehrmals im Jahr oder sogar noch seltener 
zu sehen oder zu sprechen. Nur bei einem Pro- 
zent ist der Kontakt zu den erwachsenen Kindern 
völlig abgebrochen. 

Die Befunde belegen damit auch, dass die Älte- 
ren in der Familie keineswegs von ihren Nach- 
kommen isoliert sind. Wer Kinder in die Welt 
setzt, kann lebenslang mit häufigen Kontakten zu 
ihnen rechnen. Dabei nehmen die Kontakte zu 
den erwachsenen Kindern außerhalb des Haus- 
halts mit dem Alter sogar noch zu. Gleichzeitig 
stellt sich erwartungsgemäß heraus, dass Frauen 
noch häufigere Generationenkontakte aufweisen 
als Männer (Kohli u. a. 2000, 190). 

Persönliche Hilfeleistungen 

Erwachsene Familiengenerationen sind durch 
vielfältige persönliche Hilfen miteinander ver- 
bunden. Die Bandbreite reicht von emotionalem 
Beistand über Enkelbetreuung und Haushalts- 
hilfe bis hin zur Pflege. Man steht mit Rat und 
Trost zur Verfügung, hilft im Garten und beim 
Gardinenaufhängen, erledigt Einkäufe und ver- 
sorgt sich bei kleineren und größeren Krankhei- 
ten. Ein Viertel der 40 bis 85jährigen hilft ihren 
nicht-koresidenten Eltern oder Schwiegereltern 
aktuell im Haushalt, also z. B. beim Sauberma- 
chen, bei kleineren Reparaturen oder beim Ein- 
käufen (s. Abbildung IV. 13). Ein Achtel leistet 
wegen Hilfe- oder Pflegebedürftigkeit der 
(Schwieger)Eltem regelmäßige Hilfe oder sogar 
Pflege, über ein Drittel der Großeltern betreut 
ihre Enkelkinder. 

All dies geschieht, auch wenn die Generationen 
nicht mehr zusammen leben. Die vielfältigen 
Leistungen stellen in der Regel willkommene 
Hilfen dar, gehen aber auch häufig mit Belastun- 
gen einher. Insofern sind die engen Generatio- 
nenbande über die Haushaltsgrenzen hinweg 
nicht zu unterschätzen. Hinzu kommt, dass sich 
die genannten Personenanteile auf aktuelle Hil- 
fen (bzw. solchen in den letzten zwölf Monaten) 
beziehen, die einen entsprechenden Hilfebedarf 
voraussetzen. Im Lebenslauf kommen daher 
selbstverständlich noch wesentlich höhere Quo- 
ten zutage. Immerhin stimmen über 90 Prozent 
der 40 bis 85jährigen der folgenden Aussage zu: 
„Wenn meine Angehörigen Hilfe brauchen, 
werde ich immer einspringen“ (Szydlik 2000). 

Eine besonders anspruchsvolle und sowohl phy- 
sisch wie psychisch extrem belastende Hilfeleis- 
tung ist die Versorgung pflegebedürftiger Ange- 
höriger. Neun von zehn (versicherungsrechtlich 
eingestuften) Pflegebedürftigen werden in Pri- 
vathaushalten versorgt (Schneekloth/Leven 
2003, 18). ln Deutschland leben etwa 5 Prozent 
der mindestens 65jährigen in einem Heim, was 
im internationalen Vergleich einer mittleren Po- 
sition entspricht (BMFSFJ 2002a; Berger- 


Schmitt 2003). Dabei tritt Pfiegebedürftigkeit in 
den meisten Fällen erst im hohen Alter auf Von 
den 60-69jährigen sind 2 Prozent pflegebedürf- 
tig, von den 70 bis 74jährigen 5 Prozent, den 
75 bis 79jährigen 10 Prozent, den 80 bis 84jähri- 
gen 20 Prozent, den 85 bis 89jährigen 36 Prozent 
und den über 90jährigen beinahe 60 Prozent. Da- 
mit sind sieben von zehn Pflegebedürftigen min- 
destens 70 Jahre alt (gemessen an den Leistungs- 
empfängem und -empfägerinnen der sozialen 
und privaten Pfiegeversichemng; vgl. Schulz/ 
Leidl/Koenig 2001, 67ff). Gleichzeitig sind vier 
von fünf Pflegenden mindestens 40 Jahre, 45 Pro- 
zent sind älter als 54 Jahre. Auch deshalb ist die 
so genannte Sandwich- Situation im Sinne einer 
gleichzeitigen Betreuung von (Enkel) Kindern 
und Eltern eher selten, was natürlich eine gleich- 
zeitige materielle Unterstützung genauso wenig 
ausschließt wie eine zeitlich kurzfristig aufeinan- 
der folgende Sorge der mittleren Generation um 
- zuerst - die Kinder und dann die Eltern 
(Künemund 2002). 

Die Hauptpfiegepersonen sind mit 73 Prozent vor 
allem Frauen (Schneekloth/Leven 2003, 20; Ex- 
pertise Dienel 2004). Dies liegt nur zum Teil da- 
ran, dass Ehefrauen aufgrund der längeren 
Lebensdauer und des Altersabstandes eher ihre 
Männer pflegen als Ehemänner ihre Frauen (28 Pro- 
zent der Hauptpfiegepersonen sind die/der (Ehe) 
Partner/in; eine frühere Studie von Schneekloth/ 
Müller (2000, 52ff.) ergab 20 Prozent Frauen und 
12 Prozent Männer). Denn ein Viertel der Haupt- 
pfiegepersonen sind Töchter und ein Zwanzigstel 
sind Schwiegertöchter, wobei die Söhne lediglich 
10 Prozent der Hauptpfiegepersonen ausmachen. 
Die übrigen Pflegenden sind Mütter (12 Prozent), 
Väter (2 Prozent), Enkel (2 Prozent), sonstige 
Verwandte (7 Prozent) und Nachbarn bzw. Be- 
kannte (7 Prozent) (Schneekloth/Leven 2003, 19). 

Wenn man allerdings nicht nur die Hauptpfiege- 
personen einbezieht (im Durchschnitt wird ein 
Pflegebedürftiger von zwei Personen versorgt), 
fällt die Diskrepanz zwischen Frauen und Män- 
nern geringer aus: Im Jahre 2003 sind 8 Prozent 
der erwachsenen Frauen und 5 Prozent der Män- 
ner an der Versorgung Pflegebedürftiger betei- 
ligt. Der Anteil der Männer an den Pfiegeleisten- 
den beträgt dabei 37 Prozent. Frauen verwenden 
durchschnittlich drei Stunden für die Pflege, 
Männer etwas mehr als zweieinhalb Stunden 
(Schupp/Künemund 2004). 

Gleichzeitig belegen die Anteile der jeweiligen 
Pfiegegmppen, dass es sich bei der Hälfte der 
Pflegenden um Familiengenerationen handelt. 
Auch dies bestätigt die ausgeprägte Generatio- 
nensolidarität, zumal die entsprechenden Belas- 
tungen für die Pflegenden gar nicht überbewertet 
werden können. Dies zeigt sich auch an generellen 
Einstellungen: Nur ein Zehntel der erwachsenen 
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Schattenseiten der 
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Deutschen ist der Meinung, dass alleinlebende, 
pflegebedürftige Eltern im Bedarfsfall in ein Al- 
ters- oder Pflegeheim ziehen sollten, und mehr 
als zwei von fünf Deutschen finden, dass man 
selbst oder jemand von den Geschwistern dieses 
Eltemteil bei sich aufnehmen sollte (dies ent- 
spricht jeweils einer mittleren Position im euro- 
päischen Vergleich; Berger- Schmitt 2003). 

Allerdings darf man gerade bei Pflegesituationen 
als besonders ausgeprägter Form der Generatio- 
nensolidarität nicht deren Schattenseiten vergessen. 
Dazu gehört die immense zeitliche, körperliche, fi- 
nanzielle, soziale und psychische Belastung (Ex- 
pertise Müller/Bird/Bohns 2004). Viele Pfle- 
gende opfern sich für ihre Verwandten bis zur 
eigenen Erschöpfung und Erkrankung auf (vgl. 
Gatz/B engston/Blum 1990; Expertise Staudin- 
ger 2004). Dabei trifft die Belastungssituation 
nicht nur die Hauptpfiegepersonen, sondern das 
gesamte familiale und soziale Umfeld. Ein weite- 
res Problem ist die Vereinbarkeit von Beruf und 
Pflege einschließlich der doppelten Belastung 
durch die gleichzeitige Erwerbstätigkeit und 
Pflege. Dazu passt, dass verheiratete Frauen häu- 
figer ihre Erwerbstätigkeit beenden, wenn im 
Haushalt ein Pfiegefall existiert (Schneider/ 
Drobnic/Blossfeld 2001). Ein Wiedereinstieg in 
den Beruf ist dann bereits aus Altersgründen aus- 
gesprochen schwierig. 

Schließlich darf man bei einer Beschäftigung mit 
der Pflegesituation auch nicht vergessen, dass 
Hilfeleistende und Pflegebedürftige zuweilen so 
miteinander verstrickt sind, dass starke Konflikte 
ausbrechen - die bis hin zu physischer und psy- 
chischer Gewalt reichen (Pillemer/Suitor 1992; 
Hörl/Schimany 2004). Hierunter fallen einerseits 
körperliche Misshandlungen einschließlich Ver- 
abreichung überdosierter Medikamente, psychi- 
sche Misshandlungen wie Beschimpfungen und 
Drohungen, finanzieller Missbrauch wie Dieb- 
stahl von Geld und Eigentum sowie Einschrän- 
kungen des freien Willens, also z. B. der Zwang 
zu bestimmten Verhaltensweisen oder die Ein- 
schränkung der freien Wohnortwahl. Anderer- 
seits kann man Gewalt auch im Sinne einer Un- 
terlassung von Handlungen verstehen, wie z. B. 
unzureichende Ernährung, Pflege und Hygiene 
oder Alleinlassen und Isolierung der Pfiegeper- 
son (Hörl, Schimany 2004: 197). Was das tat- 
sächliche Ausmaß der Gewalt in der (intergene- 
rationalen) Pflegesituation angeht, existiert 
jedoch ein großes Dunkelfeld, und zwar sowohl 
in der Kriminalstatistik als auch in der wissen- 
schaftlichen Forschung (Expertise Müller/Bird/ 
Bohns 2004). 

ln Hinblick auf zukünftige Entwicklungen kann 
man die These aufstellen, dass familiale Hilfe- 
und Pfiegeleistungen für ältere Angehörige zu- 
nehmend prekär werden und dabei zu Überlas- 


tungen der mittleren Generation beitragen. Hier- 
für können mehrere Gründe verantwortlich 
gemacht werden: 

Die Anzahl älterer Menschen und damit auch 
von Pflegebedürftigen nimmt stark zu. Schätzun- 
gen zufolge wird sich die Anzahl Pflegebedürfti- 
ger bzw. Leistungsempfänger und -empfägerin- 
nen der Pflegeversicherung in Deutschland von 
derzeit 2 Millionen auf 3 Millionen im Jahre 
2020 und auf 4,7 Millionen im Jahre 2050 erhö- 
hen. Dabei wird insbesondere die Anzahl der 
Schwer(st)pfiegefälle zunehmen, was zusätzlich 
zu größeren Betreuungsanforderungen führt 
(Schulz/LeidPKoenig 2001). Andere Schätzun- 
gen (z. B. Rothgang/Vogler 1997; Blinkert/Klie 
2001) gehen von geringeren Zuwachsraten aus, 
prognostizieren jedoch ebenfalls einen dramati- 
schen Anstieg der Pflegebedürftigen. Dabei ist 
nicht auszuschließen, dass insbesondere die Zu- 
nahme an Demenzerkrankungen mit einer damit 
einhergehenden Überforderung der pflegenden 
Familienangehörigen auch zu einer Verschärfung 
der Gewaltproblematik beiträgt (Hörl/Schimany 
2004). 

Die gestiegene und längere Erwerbsbeteiligung 
von Frauen sowie zunehmende berufliche Flexi- 
bilitäts- und Mobilitätsanforderungen erschwe- 
ren zunehmend die Vereinbarkeit von Beruf und 
Hilfe bzw. Pflege. Einerseits verringern sich die 
Zeitressourcen der mittleren Generation. Ande- 
rerseits kann man vermuten, dass aufgrund be- 
ruflicher Anforderungen die Wohnentfemung 
zwischen Eltern- und Kinderhaushalten zu- 
nimmt. Dabei stellt die geografische Distanz eine 
wesentliche Determinante für die Betreuung von 
Familienangehörigen dar. 

Das zunehmende Alter bei der Geburt von Kin- 
dern kann dazu führen, dass sich neben den 
gestiegenen beruflichen Anforderungen und 
Unsicherheiten mehr Mitglieder der mittleren 
Familiengeneration in einer Sandwichsituation 
wiederfinden, und zwar im Sinne einer gleichzei- 
tigen Betreuungsanforderung von minderjähri- 
gen Kindern und hilfe- bzw. pflegebedürftigen 
Eltern. Allerdings darf man nicht vergessen, dass 
sich neben der späteren Geburt von Kindern auch 
die Lebensdauer der Eltern und der Zeitpunkt ih- 
rer eventuellen Hilfe- und Pfiegebedürftigkeit 
zeitlich nach hinten verlagert, so dass sich diese 
beiden Entwicklungen auch gegenseitig ausglei- 
chen können. 

Zudem ist entscheidend, inwiefern aufgrund der 
wachsenden Finanzierungsprobleme öffentlicher 
Haushalte mit dem damit einhergehenden Rück- 
zug des Sozialstaates Hilfe- und Pfiegeaufgaben 
in die Familie verlagert werden. Damit besteht 
die Gefahr, dass Frauen noch stärker als bisher 
für persönliche Dienstleisfungen in der Familie 
veranfworflich gemacht werden. Aber auch Män- 
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ner werden zunehmend mit Hilfe- und Pflegeauf- 
gaben konfrontiert werden. 

Dabei gehen mit der geringeren Fertilität aueh 
geringere Gesehwisterzahlen einher, so dass die 
Hilfe- und Pflegelasten auf weniger Sehultern 
verteilt werden müssen. Aueh dies führt zu ver- 
mehrten Be- und Überlastungen der mittleren Fa- 
miliengeneration. Allerdings handelt es sieh hier- 
bei zum Teil um eher langfristige Perspektiven. 
Im näehsten Jahrzehnt werden erst einmal Eltern 
geburtenstarker Jahrgänge pflegebedürftig, die 
relativ viele erwaehsene Kinder als potentielle 
Hilfe- und Pflegeleistende haben (vgl. BMFSFJ 
2000a, 17; SehneiderDrobnie/Blossfeld 2001; 
Expertise Sehneider 2004; Sehupp/Künemund 
2004; zur Pflegesituation und deren Perspektiven 
siehe aueh Expertise Müller/Bird/Bohns 2004). 

Bei der Prognose zukünftiger Entwicklungen in 
Hinblick auf Hilfe- und Pflegebedürftigkeit im 
Alter liegt es auch nahe, über die zunehmende 
Kinderlosigkeit nachzudenken. Auch wenn die 
zunehmende Kinderlosigkeit erst langfristig ein 
Thema für die Hilfe- und Pflegesituation im Al- 
ter ist, sollte man die etwaigen Folgen bereits 
jetzt in den Blick nehmen. Aber auch hier ist 
zwischen Personen(gruppen) zu unterscheiden, 
die mehr oder weniger eigene finanzielle Res- 
sourcen im Alter aufweisen werden. So ist zu er- 
warten, dass (vermehrt) kinderlose Akademike- 
rinnen und Akademiker aufgrund ihrer höheren 
Renteneinkommen, Vermögen und Erbschaften 
vergleichsweise weniger negative Effekte in 
Kauf nehmen müssen als kinderlose arme Ältere - 
dies beinhaltet allerdings nicht den emotionalen 
Beistand, den ältere Eltern im Vergleich mit Kin- 
derlosen generell erwarten können. 

Aktuelle Geld- und Sachtransfers 

Es wäre ein Fehler, bei den Generationenbezie- 
hungen unter Erwachsenen vor allem die Hilfe- 
bedürftigkeit Älterer herauszuheben. Eltern und 
Großeltern sind längst nicht nur Empfänger/ 
Empfängerinnen von Familienleistungen, son- 
dern sie stellen vielmehr wichtige Ressourcen für 
ihre erwachsenen Kinder dar. Abbildung IV. 10 
belegt nicht nur persönliche Hilfeleistungen von 
den erwachsenen Kindern zu den Eltern, sondern 
ebenfalls Hilfen in umgekehrte Richtung. Hinzu 
kommt, dass diese Anteile von den einbezogenen 
Hilfen abhängen. Opaschowski (2004, 157) er- 
mittelt bspw. einen Anteil von jeweils 20 Prozent 
von Eltern über 65 Jahren und Kindern im Alter 
von 25 bis 49 Jahren, die mit persönlichen Hilfen 
füreinander einsfehen. 

Noch klarer fällt das Bild bei monetären Trans- 
fers aus. Diese fließen klar von oben nach unten, 
also von den älteren zu den jüngeren Familienge- 
nerationen. Aktuell, also innerhalb eines Jahres, 
haben 30 Prozent der Eltern mit erwachsenen 


Kindern außerhalb des Haushalts diesen Geld ge- 
schenkt, größere Sachgeschenke gemacht oder 
sie regelmäßig finanziell unterstützt. Umgekehrt 
gilt dies nur für zwei Prozent der erwachsenen 
Kinder (Szydlik 2000, 130). Opaschowski (2004, 
Abbildung IV. 10) kommt auf ähnliche Quoten. 
Damit entsprechen die Transferströme innerhalb 
der Familie einem so genannten Kaskadenmo- 
dell: Geld fließt bei Familiengenerationen von 
oben nach unten, und zwar vor allem von Eltern 
an ihre (erwachsenen) Kinder. Enkel, andere Ver- 
wandte sowie Freunde und Bekannte werden 
zwar ebenfalls bedacht, jedoch wesentlich selte- 
ner. 

Man könnte nun selbst den genannten Anteil von 
30 Prozent als eher gering erachten. Dabei darf 
man aber nicht vergessen, dass hier nur eine rela- 
tiv kurze Zeitspanne betrachtet wird. Ein länge- 
rer Zeitraum hätte höhere Quoten ergeben. Die 
französische Dreigenerationenstudie fragt bei- 
spielsweise nach einer Zeitspanne von fünf Jah- 
ren und kommt auf einen Anteil von zwei Drit- 
teln, die an ihre erwachsenen Kinder Transfers 
leisten. Auch hier fallen die Transferströme in 
umgekehrter Richtung wesentlich spärlicher aus 
(Attias-Donfut 1995). 

Private finanzielle Transfers schaffen Bindun- 
gen zwischen Angehörigen und stabilisieren Fa- 
milienbeziehungen. Dabei wird nicht nur einfach 
Geld gegeben bzw. überwiesen, sondern die 
Transfers haben zudem oftmals starken Sym- 
bolcharakter. Man zeigt, dass man sich in finan- 
ziellen Notsituationen unterstützt, dass man sich 
auf den anderen verlassen kann und dass man 
füreinander einsfeht. Besonders deutlich wird 
dieser Symbolcharakter bei Geschenken. Es 
heißt „Kleine Geschenke erhalten die Freund- 
schaft“, und dies gilt in gewisser Weise auch für 
Zuwendungen zwischen Generationen: Kleine 
und große Transfers stabilisieren Familienbezie- 
hungen. Besonders zwischen Erwachsenen, die 
mittlerweile in getrennten Haushalten leben, sind 
eine ganze Reihe von Verhaltensweisen notwen- 
dig, um sich im Alltag nicht zu weit voneinander 
zu entfernen. Geschenke leisten hierzu einen 
nicht unwesentlichen Beitrag. Sie zeigen, dass 
man an den anderen denkt, sie oder ihn als wich- 
tig erachtet, und dass man weiterhin den Kontakt 
aufrechterhalten möchte. Immerhin gehen pri- 
vate Generationentransfers mit engeren emotio- 
nalen Bindungen und häufigeren Kontakten zwi- 
schen nicht zusammenlebenden erwachsenen 
Kindern und Eltern einher. Zuweilen werden 
durch Geschenke auch Gefühle der Zuneigung 
ausgedrückf, die man nicht in Worte fassen will 
oder kann. 

Monetäre Transfers wirken aber auch deshalb als 
Beziehungskitt - und verstärken damit Genera- 
tionensolidarität - weil sie häufig Gegenleistun- 
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gen anregen. Georg Simmel hat bereits vor bald 
hundert Jahren darauf hingewiesen, dass Dank- 
barkeit Brücken zu anderen Menschen schlägt 
und neue Handlungen anregt. Damit wird die 
Dankbarkeit zu einem starken Bindemittel und 
hält sogar Gesellschaften zusammen (Simmel 
1908, 444). Man kann hier auch von einem sozia- 
len Tausch sprechen, durch den Verpflichtungen 
hergestellt werden, die (Generationen)Beziehun- 
gen festigen (Blau 1964, 88ff.; vgl. auch Mauss 
1950). Solche Gegenleistungen aufgrund des 
Dankbarkeitsgefühls können vielerlei Gestalt an- 
nehmen. Dazu gehören Gegengeschenke, Tele- 
fonanrufe, emotionale Unterstützungen, kleine 
Gefälligkeiten oder größere persönliche Hilfen. 
Ein Teil der in Abbildung IV. 10 aufgeführten 
persönlichen Hilfen von erwachsenen Kindern 
gegenüber ihren Eltern sind demnach auch auf 
monetäre Transfers zurückzuführen - bis hin zur 
in Aussicht gestellten Erbschaft. Man kann hier 
durchaus von einem mehr oder weniger explizi- 
ten privaten Generationenvertrag sprechen. 

Dies bedeutet aber auch, dass finanzielle Trans- 
fers abgelehnt werden können. Dies ist besonders 
dann der Fall, wenn die erahnten bzw. mehr oder 
weniger explizit geforderten Gegenleistungen 
das Akzeptanzmaß der Transferempfänger und 
-empfängerinnen übersteigen (vgl. z. B. Kot- 
likoff/ Morris 1989). Ein augenfälliges Beispiel 
hierfür liefert die von Kurt Lüscher und Brigitte 
Pajung-Bilger (1998, 55) dokumentierte Aussage 


einer 26jährigen Tochter in Bezug zu ihrem Va- 
ter: „Ich habe ihm öfter gesagt, ich brauche sein 
Geld nicht, wenn das quasi als Erpressung ge- 
dacht ist, ,Du kriegst Geld von mir, dafür kriege 
ich Gefühle von dir‘. Das weiß er ganz genau. 
Und ich sage, ich gehe lieber arbeiten und ver- 
diene mir mein Geld selber, bevor ich das mitma- 
che“. 

Über private Generationentransfers können sich 
also Machtbeziehungen in Familien ausdrücken 
bzw. manifestieren. Dabei spielen die finanziel- 
len Ressourcen beider Seiten eine wesentliche 
Rolle, also sowohl die der (potentiellen) Geber 
als auch die der (etwaigen) Transferempfänger 
und -empfängerinnen. Es geht hierbei auch um 
das Verhältnis von Abhängigkeit und Autonomie 
zwischen den Generationen sowie innerhalb des 
gesamten Familienzusammenhangs. Wer über 
Geld oder Sachwerte verfügt, kann die eigene 
(Macht)Position innerhalb der Familie erhalten, 
stärken und dabei auch möglichen Widerspruch 
abwehren. Die Bandbreite reicht von finanziellen 
Ressourcen für aktuelle Geld- und Sachge- 
schenke über Bürgschaften bis hin zu Schenkun- 
gen und Vererbungen (s. u.). Umgekehrt wirkt der 
Zusammenhang von Geld und Macht innerhalb 
von Generationenbeziehungen vor allem dann, 
wenn potentielle Transferempfänger und -emp- 
fängerinnen über vergleichsweise geringe Res- 
sourcen verfügen. Mit anderen Worten: Ist man 
finanziell in der Lage, solche Zuwendungen auch 
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ablehnen zu können? Wenn dies der Fall ist, kön- 
nen die impliziten oder expliziten Ansprüche der 
Transfergeber leichter übergangen werden. 

Studien zu Transfermotiven belegen jedenfalls, 
dass monetäre Transfers häufig nicht auf einem 
reinen Altruismus beruhen. Vielmehr existieren 
weitere, oftmals wichtigere Transfermotive, 
nämlich Verpflichtung, Zuneigung und Rezipro- 
zität. Manche Generationentransfers werden ge- 
leistet, weil der Gesetzgeber dies so vorsieht, 
z. B. Unterhaltszahlungen an studierende Kinder. 
Andere erfolgen vor allem aus einem Gefühl en- 
ger Verbundenheit, so dass Verwandte, die man 
besonders mag, unabhängig von ihrem Bedarf 
mehr erhalten. Reziprozität schließlich meint, 
dass man mit der Zuwendung eine wie immer 
auch geartete Gegenleistung erwartet, ln der Re- 
alität sind diese einzelnen Transfermotive jedoch 
häufig nicht klar zu trennen. Monetäre Leistun- 
gen zwischen Familiengenerationen beruhen 
vielmehr meistens auf einer (komplizierten) Mi- 
schung mehrerer Faktoren, ln den seltensten 
Fällen wird lediglich ein einziges Transfermotiv 
angegeben, also ausschließlich Reziprozität, Al- 
truismus, Zuneigung oder Verpflichtung. Am 
häufigsten werden alle vier Motive gemeinsam 
genannt sowie eine Kombination aus Zuneigung, 
Reziprozität und Verpflichtung (Künemund/ 
Motel 2000, 130). 

Die wichtigste Determinante für private Trans- 
fers unter erwachsenen Familiengenerationen 
sind allerdings die finanziellen Ressourcen der 
Transfergeber: Wer mehr hat, kann mehr geben. 
Je höher das laufende Einkommen und das Geld- 
vermögen ist, um so eher erfolgen aktuelle mo- 
netäre Leistungen. Auch die Bildungsschicht 
spielt erwartungsgemäß eine große Rolle: Aka- 
demiker geben erheblich häufiger etwas weiter 
als Hauptschulabsolventen. Als nächstes ist der 
Bedarf der Transferempfänger und -empfänge- 
rinnen bedeutsam: Wer mehr braucht, erhält 
mehr. Dies gilt vor allem für erwachsene Kinder, 
die sich gegenwärtig in Ausbildung befinden. 
Dabei werden insbesondere Kinder gefördert, die 
studieren. Wesentlich weniger, aber dennoch re- 
levant ist auch eine Arbeitslosigkeit. Erwachsene 
Kinder, die ihre Stelle verloren haben, können je- 
denfalls eher mit Generationentransfers von ih- 
und enge Beziehun- ren Eltern rechnen. Neben Ressourcen und 
gen beeinflussen das Bedarf erhöht auch eine engere Generationenbin- 
Transfergeschehen dung die Transferwahrscheinlichkeit. Wer mit 
den Eltern eine engere emotionale Bindung auf- 
baut und sie häufiger sieht oder spricht, erhält 
eher monetäre Zuwendungen. Allerdings kann 
man hier nicht immer eindeutig feststellen, ob 
eine enge Beziehung zu häufigeren Transfers 
beiträgt, oder ob umgekehrt das Generationen- 
verhältnis durch die materiellen Leistungen im 
Sinne eines Beziehungskitts (s. o.) stabilisiert 
wird. 


Was die Transferhöhen angeht, ergeben sich ins- 
besondere Unterschiede zwischen Bildungs- 
schichten sowie zwischen Ost- und Westdeut- 
schen: Akademiker gewähren im Vergleich mit 
Haupt- und Realschulabgängem ihren erwachse- 
nen Kindern außerhalb des Haushalts nicht nur 
häufiger finanzielle Zuwendungen, sondern sie 
geben auch deutlich mehr. Westdeutsche sind im 
Gegensatz zu Ostdeutschen häufiger in der Lage, 
größere private aktuelle Generationentransfers 
zu leisten. Zwischen Frauen und Männern erge- 
ben sich hingegen sowohl bei den Transferchan- 
cen als auch -höhen so gut wie keine Unter- 
schiede. 

Schenkungen 

Private Generationentransfers werden gemein- 
hin differenziert in Transfers zu Lebzeiten (inter- 
vivos-Transfers) und Vererbungen (mortis-causa- 
Transfers). Auch Schenkungen gehören zu den 
inter-vivos-Transfers. Diese treten zwar wesent- 
lich seltener auf als aktuelle Zuwendungen, bein- 
halten dafür aber besonders große Summen. 

Schenkungen stammen in den allermeisten Fäl- 
len von den Eltern und Großeltern (Auswertun- 
gen auf Basis des Sozio-ökonomischen Panels). 
Sieben von zehn Schenkungen gehen auf die El- 
tern zurück, und wenn man auch noch die 
Schwiegereltern berücksichtigt, stellt sich he- 
raus, dass drei Viertel der Schenkungen von 
(Schwieger)Müttem bzw. (Schwieger)Vätem ge- 
leistet werden. Ein weiteres Zehntel stammt von 
Großeltern. Damit gehen Schenkungen vornehm- 
lich auf den engsten Familienkreis zurück, und 
zwar auf die vorhergehenden Generationen. Wer 
sich mit Schenkungen beschäftigt, kommt also 
nicht umhin, sich mit den familialen Generatio- 
nenbeziehungen auseinanderzusetzen. 

Wichtig ist die Frage, inwiefern Eltern ihr Ver- 
mögen bereits zu Lebzeiten an ihre Kinder wei- 
tergeben. Zwar würde es durchaus im Interesse 
der Kinder hegen, den Besitz möglichst frühzei- 
tig zu erhalten. Empirische Studien belegen je- 
doch, dass Eltern ihr Vermögen im Allgemeinen 
nicht zu früh aus der Hand geben. Der Besitz 
wird eher vererbt als geschenkt. Immerhin wür- 
den die Eltern durch eine frühzeitige Vermögens- 
Übertragung ihre eigene ökonomische Selbstän- 
digkeit aufgeben. Dabei könnten sie auch nicht 
mehr entscheiden, was mit dem Besitz geschieht, 
und normalerweise weiß man auch nicht, wie 
lange man sein Vermögen noch für sich selbsf 
benötigt. Zudem ist es in Hinblick auf Generatio- 
nenbeziehungen ungewiss, ob die Kinder weiter- 
hin den Kontakt aufrechterhalten und für Hilfe- 
leistungen zur Verfügung stehen, wenn sie 
bereits alles erhalten haben. Somit ist es nicht 
überraschend, dass der Erbenspruch „Mit war- 
mer Hand gibts sich besser als mit kalter“ 
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Schenkungen meist 
in gut situierten 
Familien 


Eltern sind die wich- 
tigsten Erblasser 


wesentlich seltener befolgt wird als die Maxime 
„Du sollst das letzte Hemd nicht hergeben, das 
dich selbst noch wärmt“. 

Auch wenn sich Schenkungen von ihrer Häufig- 
keit her in Grenzen halten, stellen sie, wenn sie 
auftreten, für Geber und Empfänger/Empfänge- 
rinnen wichtige Formen der familialen Genera- 
tionensolidarität dar. Hinzu kommt, dass Schen- 
kungen früher im Lebenslauf erfolgen als 
Erbschaften. Der Zugewinn kann also über eine 
längere Zeitspanne hinweg genossen werden. 
Gleichzeitig haben Schenkungen deutliche ge- 
samtgesellschaftliche Folgen. Schenkungen 
kommen nicht allen Bevölkerungsgruppen glei- 
chermaßen zugute. Auch trifft es nicht zu, dass 
besonders solche Personen bzw. Haushalte von 
Schenkungen profitierten, die sie besonders ge- 
brauchen könnten. Dies hegt daran, dass Schen- 
kungen besonders auf die eigenen Linienver- 
wandten zurückgehen, so dass solche 
Vermögensübertragungen zumeist innerhalb gut 
situierter Familien erfolgen: der Besitz wird in- 
nerhalb derselben Familie von der einen an die 
andere Generation weitergegeben. Insofern ist es 
nicht überraschend, dass Westdeutsche häufiger 
Schenkungen erhalten als Ostdeutsche und Aus- 
länder, und es sind vor allem die ohnehin besser 
gestellten Akademiker, die sich im Vergleich mit 
Haupt- und Realschulabgängem wesentlich häu- 
figer über Schenkungen freuen können. 

Erbschaften 

Über Erbschaften als wichtigen Aspekt von Ge- 
nerationenbeziehungen lagen lange Zeit kaum 
Informationen vor. ln repräsentativen Erhebun- 
gen wurde generell nicht danach gefragt. Immer- 
hin gehen Erbschaften in den meisten Fällen auf 
den Tod naher Verwandter zurück. Dies wird 
durch die nun vorgelegten empirischen Studien 
bestätigt: Bei sieben von zehn Erben waren die 
Erblasser die eigenen Eltern. Beinahe vier von 
zehn Erbschaften, die man selbst oder der/die 
(Ehe-)Partner/in erhält, gehen auf den Tod der 
Schwiegereltern zurück. Bei 8 Prozent handelt es 
sich um Nachlässe der Großeltern, bei 2 Prozent 
der Schwieger-Großeltern, und bei 14 Prozent ist 
eine andere Person verstorben (bei mehreren 
Erbschaften wurden entsprechend mehrere Erb- 
lasser genannt (Szydlik 2000, 162). Erbschafts- 
forschung ist somit Generationenforschung, und 
wenn man einen Überblick über Generationenbe- 
ziehungen geben möchte, kommt man am Erb- 
schaftsthema nicht vorbei. 

Erbschaften verbinden lebende mit verstorbenen 
Generationen (Bertaux/Bertaux-Wiame 1991). 
Sie wecken Erinnerungen und stärken das Fami- 
liengedächtnis (Halbwachs 1925). Dabei muss es 
sich noch nicht einmal um materiell wertvollen 


Besitz handeln. Alte Briefe, Urkunden, die Fami- 
lienbibel und viele andere Erinnerungsstücke 
können ideell wertvolle Besitztümer darstellen. 
Wer solche Dinge erbt und damit sozusagen als 
Bewahrer des Familiengedächtnisses identifiziert 
wird, kann in der Familie eine besondere Status- 
position erlangen. Immerhin haben Erbschaften 
starken Symbolcharakter. Es handelt sich um die 
letzte Willensbekundung des Erblassers, so dass 
Entscheidungen zur Aufteilung und Verwen- 
dung des Vermögens auch als Zeichen der frühe- 
ren emotionalen Verbundenheit und Wertschät- 
zung angesehen werden können (Aries 1978; 
Kosmann 1998). 

Erbschaften wirken daher weit über den eigentli- 
chen Erhalt des Nachlasses hinaus. Nach der 
Erbschaft erfolgt oftmals ein langwieriger, 
durchaus auch emotional schwieriger Aneig- 
nungsprozess. Vererbungen wirken aber auch 
weit vor dem tatsächlichen Erbfall. Immerhin 
können prospektive Erblasser über eine Inaus- 
sichtstellung einer späteren Erbschaft bereits zu 
Lebzeiten bestimmte Verhaltensweisen anregen. 
Hierzu gehören Kontakte, die Abwehr von Wi- 
derspruch oder persönliche Hilfeleistungen, die 
posthum vergolten werden. Zwar sieht der deut- 
sche Gesetzgeber vor, dass man seine Kinder nur 
in sehr seltenen Ausnahmefällen enterben kann. 
Man kann ihnen jedoch per Testament immerhin 
die Hälfte des Nachlasses entziehen, das ohne 
eine solche Regelung angefallen wäre. 

Dabei sind solche zukünftigen Erblasser im Vor- 
teil, die größere finanzielle Mittel als spätere 
„Gegenleistung“ in Aussicht stellen können. Im- 
merhin belegen empirische Analysen, dass ein 
höherer Lebensstandard mit engeren Generatio- 
nenbeziehungen einhergeht. Dies wird auch 
durch Befunde zu Generationenkonflikten, Ge- 
nerationensorgen und Beziehungsabbrüchen be- 
stätigt (s.u.). Prospektive Erbschaften stärken 
demnach den Familienzusammenhalt und stützen 
die (Macht)Position des zukünftigen Erblassers. 
Erwachsene Kinder ziehen sich von ihren Eltern 
wesentlich seltener zurück, wenn diese über 
Haus-, Wohnungs- oder Grundstückseigentum 
verfügen (Szydlik 2000, 2002a). 

Erbschaften haben dabei einen umso größeren 
Einfluss auf Familienbeziehungen, je mehr ver- 
erbt wird, ln einem halben Jahrhundert ohne 
Krieg und nennenswerte Inflation wurden in 
Deutschland immense Vermögenswerte geschaf- 
fen, die nun an die Nachkommen weitergegeben 
werden. Wenn man Erben fragt, wann sie den 
Nachlass erhalten haben, nennen 80 Prozent von 
ihnen einen Zeitpunkt nach 1980. Beinahe drei 
von fünf Erben erhielten den Besitz nach 1990. 
Gleichzeitig belegen die Befunde, dass Erbschaf- 
ten vor allem in der zweiten Lebenshälfte auftre- 
ten. Mehr als drei von fünf Erben haben den 
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Erbschaftssteuern 
halten sich in 
engen Grenzen 


Ost-West-Gefälle 
beim Erben 


Nachlass nach ihrem 40sten Geburtstag erhalten, 
zwei von fünf Erben sogar erst nach dem 50sten 
Lebensjahr. Nicht einmal jeder fünfte Erbe war 
jünger als 30 Jahre. Diese Ergebnisse sind nicht 
verwunderlich, wenn man bedenkt, dass die 
meisten Erbschaften von den Eltern stammen. 

Wer erbt mehr? Diese Frage ist natürlich von be- 
sonderer Relevanz. Einerseits in Hinblick auf 
mögliche Folgen von (prospektiven) Vererbun- 
gen für Generationenbeziehungen, andererseits 
für soziale Ungleichheit. Immerhin halten sich in 
Deutschland Erbschaftssteuern in engen Grenzen 
(bei einem normalen Erbfall mit überlebendem 
Ehegatten und zwei Kindern sind derzeit bis zu 
1 ,4 Millionen Euro völlig steuerfrei, und darüber 
hinaus werden auch im internationalen Vergleich 
in Deutschland nur relativ geringe Erbschafts- 
steuern erhoben). 

Abbildung IV. 11 zeigt, dass vor allem solche 
Personen erben, die ohnehin über günstige Posi- 
tionen im Gefüge sozialer Ungleichheit verfügen 
(da Erbschaften vor allem auf die Eltern zurück- 
gehen, sind in der linken Spalte nur Personen be- 
rücksichtigt, deren beider Eltemteile bereits ver- 
storben sind). Jeder fünfte Westdeutsche mit 
verstorbenen Eltern hat bereits eine Erbschaft ge- 
macht, bei der eine Übertragung von Haus- und 
Grundbesitz, von Wertpapieren, Beteiligungen, 
sonstigem Vermögen oder größeren Geldbeträ- 
gen erfolgte. Dies trifft noch nicht einmal auf je- 
den achten Ostdeutschen zu sowie auf weniger 
als jeden zwanzigsten Ausländer. Gleichzeitig er- 
ben Westdeutsche nicht nur häufiger, sondern vor 
allem auch mehr. 27 Prozent der westdeutschen 


Erben haben mindestens 100 000 Euro erhalten - 
im Gegensatz zu fünf Prozent der ostdeutschen 
Hinterbliebenen (die Quote für Ausländer ist hier 
nicht aussagekräftig, weil hier nur sehr geringe 
Fallzahlen zugrunde liegen). 

Die Bedingungen in der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik werfen damit weiter- 
hin lange Schatten. Es war in der DDR wesent- 
lich schwieriger als in der ,alten‘ Bundesrepublik 
Deutschland, Vermögen aufzubauen, und ent- 
sprechend können ostdeutsche erwachsene Kin- 
der wesentlich seltener und wenn, dann nur mit 
deutlich kleineren Erbschaften rechnen. Auslän- 
der in Deutschland können im Vergleich zu Ein- 
heimischen hierzulande ebenfalls deutlich selte- 
ner Vermögen aufbauen, und sie verfügen auch 
nur relativ selten über Vermögen im Heimatland. 

Zwischen Frauen und Männern ergeben sich 
keine Unterschiede bei Erbquote und Erbhöhe. 
Eltern unterscheiden bei ihrem Nachlass heutzu- 
tage nicht mehr zwischen Töchtern und Söhnen. 
Ein Grund hierfür ist ein historischer Wertewan- 
del. Da alle Menschen als gleichwertig erachtet 
werden, sind Diskriminierungen bestimmter Kin- 
der bei Vererbungen nur schwer zu rechtfertigen 
(Kohli 2004). Auch der Rückgang an landwirt- 
schaftlichen Höfen und Handwerksbetrieben, die 
früher (besonders Höfe in Gebieten mit Anerben- 
recht) zumeist an männliche „Stammhalter“ ver- 
erbt wurden (Rosenbaum 1982; Kosmann 1998), 
hat hierzu einen Beitrag geleistet. Ähnliches gilt 
für den Rückgang der Kinder- bzw. Geschwister- 
zahlen, so dass seltener männliche Nachkommen 
zur Verfügung stehen. Jedenfalls belegen 


Abbildung IV.ll 
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Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel 2001. 

Quelle: Szydlik, M. /Schupp, J.: Wer erbt mehr? Erbschaften, Sozialstruktur und Alterssicherung. In: Kölner Zeitschrift für So- 
ziologie und Sozialpsychologie, 56, 4, 2004. 
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Große Differenzen 
zwischen Bildungs- 
schichten 


Znkünftige Vermö- 
gensühertragungen 
tragen zu einer Ver- 
größerung sozialer 
Ungleichheit bei 


Studien, dass Eltern in den meisten Fällen bei ih- 
ren Nachlässen nicht zwischen ihren Kindern un- 
terscheiden, sondern sie gleichermaßen beden- 
ken (Bemheim/Severinov 2000). 

Deutliche Differenzen zeigen sich bei den Bil- 
dungsschichten. Dabei werden allerdings nicht 
solche Personen bevorzugt, die einen größeren 
Bedarf für eine Erbschaft anmelden könnten. Im 
Gegenteil: Wer über eine geringere Bildung ver- 
fügt, damit ein geringeres Einkommen erreicht, 
häufiger von Arbeitslosigkeit betroffen ist und 
im Ruhestand ein wesentlich niedrigeres (Ren- 
ten-)Einkommen bezieht, ist auch bei Erbschaf- 
ten benachteiligt. Jeder dritte Akademiker mit 
verstorbenen Eltern macht eine größere Erb- 
schaft, jedoch nur jeder siebte Hauptschulabsol- 
vent. Dabei sind die höheren Bildungsschichten 
nicht nur bei der Erbquote, sondern auch bei der 
Erbhöhe klar im Vorteil. 

ln Hinblick auf zukünftige Vermögensübertra- 
gungen hegen empirisch fundierte Prognosen auf 
Basis des Sozio-ökonomischen Panels vor 
(Szydlik/ Schupp 2004). Dabei wurden 22 000 
Personen gefragt, ob sie für die Zukunft (weitere) 
Vermögensübertragungen (Erbschaften oder 
Schenkungen) erwarten. Westdeutsche gehen 
wesentlich häufiger von einer zukünftigen Ver- 
mögensübertragung aus als Ostdeutsche und 
Ausländer. Dies spricht für eine Zunahme der 
Disparitäten zwischen Deutschen und Auslän- 
dem, aber auch zwischen Ost- und Westdeut- 
schen. Eine Angleichung der Lebensverhältnisse 
ist demnach noch lange nicht in Sicht. Gleichzei- 
tig erwarten gerade Wohneigentümer eher weite- 
res Vermögen, und dies gilt auch für Personen, 
die bereits eine Schenkung erhalten haben. Zu- 
dem ergibt sich keine Umkehmng des bisherigen 
Zusammenhangs von Bildung und Vermögens- 
transfers. Im Gegenteil: Wer maximal über einen 
Hauptschulabschluss verfügt, hat nicht nur in der 
Vergangenheit weniger geerbt, sondern erwartet 
auch zukünftig erheblich seltener Vermögenszu- 
wächse. Besonders im Vorteil sind dabei Akade- 
miker. Diese Dynamik wird noch verstärkt, je 
weiter man in die Zukunft blickt. So fallen bei 
den jüngeren Befragten die zukünftigen Bil- 
dungsschichtdifferenzen bei den größeren Ver- 
mögensübertragungen noch deutlicher aus als bei 
den älteren Jahrgängen. 

Generation nnd Ungleichheit 

Eltern unterstützen ihre Kinder lebenslang, von 
der Geburt der Kinder bis zum Tod der Eltern. 
Bei aller Betonung der generell ausgeprägten 
Generationensolidarität darf man jedoch nicht 
vergessen, dass hierzu nicht alle Eltern in glei- 
chem Maße in der Lage sind. Ganz entscheidend 
sind deren finanziellen Ressourcen: Wer mehr 
hat, kann mehr geben. 


Die überaus engen Familienbindungen haben 
viele als positiv zu bewertende Folgen. Es erge- 
ben sich jedoch auch „Nebenwirkungen“, die 
nicht zu unterschätzen sind. Zentral ist hierbei 
der Zusammenhang von Generationensolidarität 
und sozialer Ungleichheit. Schichthöhere Eltern 
können ihren Kindern erheblich größere Unter- 
stützungsleistungen zuteil werden lassen, als es 
Eltern aus niedrigen Sozialschichten je gelingen 
kann. Dieser Zusammenhang zieht sich über den 
gesamten Lebenslauf der Kinder hin. 

Bereits in frühester Kindheit verfügen Kinder 
besser gestellter Eltern selbst über eine höhere 
Lebensqualität. Eltern mit größeren Ressourcen 
können ihren Kindern von Anfang an bessere 
Wohnverhältnisse bieten. Dabei spielen Wohnort 
und Wohngegend (z. B. bessere oder schlechtere 
Stadtviertel) genauso eine Rolle wie das Haus 
bzw. die Wohnung selbst, das Vorhandensein ei- 
nes eigenen Gartens, die Größe des Kinderzim- 
mers, Art und Anzahl von Spielzeug und Sport- 
geräten, Markenkleidung usw. Diese Leistungen 
der Eltern haben unmittelbar Folgen für die Le- 
bensqualität der Kinder, aber auch für die Aner- 
kennung, die sie von ihren Freunden erfahren. 
Mit den Ressourcen der Eltern werden bereits 
von frühester Kindheit an Grundlagen für lebens- 
lange soziale Ungleichheit gelegt. Immerhin 
wirkt sich die Förderung von Kenntnissen und 
Fähigkeiten in früher Kindheit deutlich auf die 
späteren Schul- und damit Berufschancen aus 
(siehe Kap. IV.3.1). 

Ein besonders großer und bedeutender Zusam- 
menhang zwischen Generationenbeziehung und 
sozialer Ungleichheit existiert bei Schulwahl und 
Schulerfolg der Kinder. Einerseits - und diese 
Entscheidung hat einschneidende Folgen für das 
gesamte Leben der Kinder - haben die Eltern ei- 
nen großen Einfluss auf die Frage, ob die Kinder 
nach der Grundschule auf eine Haupt- oder Real- 
schule bzw. auf das Gymnasium wechseln (z. B. 
Schneider 2004). Hier wird eine der, wenn nicht 
die entscheidende Weiche für lebenslange Un- 
gleichheit gelegt. Andererseits können die Eltern 
mit ihren Ressourcen und Aspirationen die 
Schulentwicklung ihrer Kinder innerhalb der drei 
Bildungsgänge stark fordern. Internationale Ver- 
gleiche, wie jüngst auch die PISA-Studie, bele- 
gen dabei eindrücklich den besonders großen Zu- 
sammenhang von Generationensolidarität und 
sozialer Ungleichheit in Deutschland, ln keinem 
anderen der untersuchten Länder hängt die Lese- 
kompetenz der Schülerinnen und Schüler so 
stark von der Sozialschicht des Elternhauses ab, 
wie dies hierzulande der Fall ist (Deutsches 
PISA-Konsortium 2001). 

Hinzu kommt, dass schichthöhere Eltern über 
vielfältige Ressourcen verfügen, die ihren Kin- 
dern den Übergang zwischen Schule und Beruf 
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erleichtern können. Neben finanziellen Zuwen- 
dungen beispielsweise bei Auslandsaufenthalten 
zählen hier nicht zuletzt Kontakte, mittels derer 
für die eigenen Kinder Türen geöffnet werden, 
die anderen Kindern verschlossen bleiben. 

Da die Generationenbeziehungen nach dem Aus- 
zug der Kinder keineswegs abbrechen, existieren 
auch zwischen Eltern und erwachsenen Kindern 
vielfältige Unterstützungsleistungen - wenn 
denn entsprechende Ressourcen vorhanden sind. 
Dabei fließen die Transfers in aller Regel von 
oben nach unten, von den Älteren zu den Jünge- 
ren in der Familie. Dies zeigt, dass die älteren 
Jahrgänge trotz aller Diskussion um eine so ge- 
nannte „Generationengerechtigkeit“ umfangrei- 
che Leistungen für die nachfolgenden Generatio- 


nen zur Verfügung stellen. Gleichzeitig wird 
damit auch deutlich, dass es weniger Generatio- 
nen im Sinne von Geburtsjahrgängen sind, die in 
Hinblick auf soziale Ungleichheit die entschei- 
dende Rolle spielen (zur „Generationengerech- 
tigkeit“ siehe auch Expertise Liebig 2004). 

Vielmehr belegen auch die Befunde zur Genera- 
tionensolidarität unter erwachsenen Familienmit- 
gliedern die besondere Bedeutung der Sozial- 
schicht für die Fortschreibung und Vergrößerung 
sozialer Ungleichheit. Regelmäßige Zahlungen 
während des Studiums, Geld- und Sachge- 
schenke, Bürgschaften beim Immobilienerwerb 
und bei der Firmengründung kommen in beson- 
derem Maße solchen erwachsenen Kindern zu- 
gute, deren Eltern über entsprechende finanzielle 


Tabelle 1V.2 


Leistungen der Eltern und soziale Ungleichheit im Lehenslauf 


Lehenslauf 

Leistung der Eltern 

Folgen für Kinder 

Folgen für 
Ungleichheit 

Kindheit und Jugend 
(Koresidenz) 

Geld, Zeit, Raum: 

Haus, Garten, Zim- 
mer, Ort, Wohnge- 
gend, Bücher, Vorle- 
sen, Sprache, 
Erziehung, Bildung 

Lebensqualität. Sozia- 
le Anerkennung (z. B. 
durch Spielzeug, Mar- 
kenkleidung, Reisen). 
Freundschaften (über 
Wohngegend) 

Ungleichheit der Le- 
bensqualität von Kin- 
dern und Jugendli- 
chen. 

Grundlagen für lebens- 
lange Ungleichheit 


Aspiration, Zeit, Geld: 

Hausarheitenhetreu- 
ung und -kontrolle, 
Computer, Schulmit- 
tel, Nachhilfe, usw. 

Schulwahl und -erfolg: 

Hauptschule, Real- 
schule, Gymnasium 

Bildungsungleichheit 
^ Folgen für lebens- 
lange Ungleichheit: 
Einkommen, Prestige, 
Arbeitslosigkeit, Part- 
ner, Gesundheit, usw. 


Aspiration, Informa- 
tion, Kontakte, Geld: 

Praktikum, Ausland, 
Lehrstelle 

Berufswahl und -erfolg 

Ungleichheit in Ausbil- 
dung und Beruf 

Erwachsenenalter 

(Multilokalität) 

Geschenke und Zahlun- 
gen: Geld- und Sach- 
geschenke, regelmä- 
ßige Zahlungen, 
Bürgschaften. 

Zeit: Enkelbetreuung 

Lebensqualität im Er- 
wachsenenalter 
Investitionen in Bil- 
dung und Beruf (z. B. 
Ausland, kurzes Stu- 
dium) 

Vermögensaufbau 

Ungleichheit der Le- 
bensqualität von Er- 
wachsenen 


Schenkungen, Vermö- 
gensübertragungen 

Lebensqualität und 
Vermögen 

Vergrößerung bereits 
existierender Ungleich- 
heit 


Vererbungen 

Lebensqualität und 
Vermögen: Wohnung, 
Kultur, Reisen, Si- 
cherheit, Unahhängig- 
keit, Einfluss in Fami- 
lie 

Deutliche Vergröße- 
rung bereits existieren- 
der Ungleichheit 
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Soziale Ungleichheit 
verstärkt sich im 
Lehenslaut 


Wenig gesicherte 
Befunde zu Genera- 
tionenkonflikten 


Ressourcen verfugen. Die Folgen sind Vorteile 
bei der Lebensqualität im Erwachsenenalter, bei 
Bildungsinvestitionen sowie beim Vermögens- 
aufbau. Arme Eltern können ihren Kindern sol- 
che Mittel nicht bieten. 

Besonders eindrücklich wird dies bei Vermö- 
gensübertragungen. Wenn Eltern über Vermögen 
verfügen, nutzt dies in aller Regel auch ihren er- 
wachsenen Kindern. Die Befunde zeigen, dass 
besonders diejenigen erwachsenen Kinder von 
Schenkungen und Erbschaften profitieren, die 
den höheren Bildungsschichten angehören: Wer 
hat, dem wird gegeben. Damit verdeutlicht sich 
auch die lebenslange Generationensolidarität in 
ihren Auswirkungen für soziale Ungleichheit: 
Bessergestellte Eltern bieten ihren Kindern wäh- 
rend deren Kindheit und Jugend einen höheren 
Lebensstandard, sie erwirken für ihre minderjäh- 
rigen Kinder eine höhere Bildung, und sie ver- 
schaffen ihren erwachsenen Kindern selbst lange 
nach deren Auszug aus dem Elternhaus große 
Vermögen. Damit führen auch die privaten Gene- 
rationentransfers im Erwachsenenalter bis hin zu 
Vermögensübertragungen und Vererbungen aus 
einer Lebenslaufperspektive zu einer Vergröße- 
rung sozialer Ungleichheit. Dem widerspricht 
nicht, dass Erbschaften, sofern sie überhaupt auf- 
treten, für arme Haushalte trotz einer vergleichs- 
weise geringen Erbhöhe aufgrund der krassen 
vorherigen Vermögensungleichheit eine relativ 
größere Bedeutung haben können als wesentlich 
höhere Summen für ohnehin begüterte Haushalte 
(BMGS 2005, 44f., 191). 

IV.3.2.3 Generationenprobleme 
Generationenkonflikte 

Über Konflikte zwischen erwachsenen Familien- 
generationen existieren nur wenige Forschungs- 
ergebnisse. Die empirische Konfiiktforschung 
hat bislang vor allem die Ränder des Lebenslaufs 
in den Blick genommen, also Konflikte zwischen 
Eltern und minderjährigen Kindern auf der einen 
Seite und Auseinandersetzungen zwischen er- 
wachsenen Kindern und alten Eltern auf der an- 
deren Seite (z. B. Schütze 1989; Oswald/Boll 
1992; Papastefanou 1992 bzw. Pillemer/Suitor 
1992; Liß/Lübbert 1993; Halpem 1994). Über 
die Zeit dazwischen ist vergleichsweise wenig 
bekannt (siehe jedoch z. B. Filipp/Boll 1998). 

Abbildung IV. 12 dokumentiert die Konfiikthäu- 
figkeit von 40- bis 85jährigen Deutschen. Die 
Frage lautete: „Es gibt im Leben ja immer wieder 
Situationen, in denen sich zeigt, dass man in 
wichtigen Fragen ganz anderer Auffassung ist als 
Menschen, die einem nahe stehen, und dass es 
dadurch zu Konflikten kommt. Wie ist das bei 
Ihnen? Gibt es in Ihrem Leben eine Person bzw. 
mehrere Personen, mit der bzw. mit denen Sie im 
Konflikt stehen?“. Fast jeder vierte Befragte 


stimmt dem generell zu, und bei einem Fünftel 
handelt es sich tatsächlich um Familienkonfhkte, 
also um Auseinandersetzungen mit Angehörigen. 
Generationenkonflikte, also solche mit deutlich 
jüngeren oder älteren Personen, treten nur bei ei- 
ner von acht befragten Personen auf, Familienge- 
nerationenkonfiikte nur noch bei gut einer von 
zehn Personen. Die Quote verringert sich noch 
weiter, wenn man sich auf erwachsene Kinder 
bzw. Eltern außerhalb des Haushalts bezieht. 

Ausgeprägte Generationenkonflikte sind somit 
selten. Wenn man einschlägigen Medienberich- 
ten folgt, bestehen Generationenbeziehungen 
aber heutzutage so gut wie nur aus Konflikten. 
Die Realität sieht anders aus. Wenn man nach 
Konflikten fragt, fallen den erwachsenen Kin- 
dern und ihren Eltern nur ausgesprochen selten 
welche ein. 

Wichtig ist, zwischen verschiedenen Konfiiktar- 
ten zu differenzieren. Sie können destruktiv oder 
konstruktiv sein und sporadisch, episodisch oder 
permanent auftreten (vgl. Canary u. a. 1995). 
Konflikte sind damit auch per se nicht als proble- 
matisch für die Generationenbeziehung einzu- 
schätzen. Im Gegenteil sind konstruktive Ausei- 
nandersetzungen wichtig, um aktiv gelebte Be- 
ziehungen am Leben zu halten und den Alltag 
miteinander zu meistern. Wer solche Konflikte 
austrägt und alle möglichen Differenzen nicht 
automatisch unter den Teppich kehrt, zeigt sein 
Interesse für den anderen und auch den Wunsch, 
die Beziehung aufrecht zu erhalten und weiter zu 
entwickeln. Ohne Kontakte existieren auch keine 
direkten Konflikte. Stierlin (1976, 203f) rät hier 
zu einem „liebevollen Kampf ‘, der zu einer „ge- 
genseitige(n) Befreiung im Kontext dieses Gene- 
rationskonflikts“ führen könne. 

Damif wird auch deutlich, dass Generationen- 
konflikt und Generationensolidarität kein Wider- 
spruch sind. Vielmehr können sich konstruktive 
Auseinandersetzungen zwischen Familiengene- 
rationen ereignen, deren Verhältnis durch eine 
große emotionale Enge, häufige Kontakte und 
vielfältige Unterstützungsleistungen geprägt ist. 
Das Gegenteil von Solidarität ist nicht Konflikt, 
sondern die Generationenautonomie als Folge 
des Beziehungsabbruchs. 

Zudem legen die seltenen ausgeprägten Kon- 
flikte nahe, dass die zurückgegangene Koresi- 
denz von Familiengenerationen nicht ein Indiz 
für eine „Krise der Familie“ isf, sondern im Ge- 
genteil die Generationenbeziehungen sogar 
stärkt. Mit der räumlichen Distanz können sich 
die Angehörigen temporär aus dem Weg gehen 
und sich in ihre eigenen vier Wände zurückzie- 
hen, wenn Konflikte zu eskalieren drohen. Die- 
ser Rückzugsraum entspannt das Generationen- 
verhältnis, weil nicht jeder Streit bis zum bitteren 
Ende ausgefochten werden muss. Damit ergibt 
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sich ein Generationenverhältnis unter Erwachse- 
nen, das von einer „Intimität auf Abstand“ (Ro- 
senmayr/Köckeis 1961) bzw. einer „inneren 
Nähe durch äußere Distanz“ (Tartler 1961) ge- 
prägt ist. 

Was sind Ausdruck und Folgen ausgeprägter Fa- 
miliengenerationenkonflikte? Abbildung IV. 12 
dokumentiert, dass solche starken Konflikte we- 
niger Chance als Gefahr für die Aufrechterhal- 
tung der Generationenbeziehung sind. Nur bei ei- 
nem Siebtel wird gerade an einer Lösung des 
Generationenkonflikts gearbeitet, und in mehr 
als zwei von fünf Fällen ist kein Ende des Kon- 
flikts abzusehen. Knapp ein Drittel vermeidet es, 
das Thema des Konfliktes anzusprechen, obwohl 
man durchaus darüber reden möchte. Fast jede 
zweite Person mit Generationenkonflikten in der 
Familie vermeidet die andere Person so gut es 
geht oder hat sogar den Kontakt abgebrochen. 
Dass Generationenkonflikte in jedem Fall ausge- 
fochten werden sollten, um daraufhin zu einem 
größeren gegenseitigen Verständnis und einem 
besseren Zusammenleben zu kommen, kann of- 


fenbar keine durchgängige Empfehlung für aktiv 
gelebte Beziehungen zwischen erwachsenen Fa- 
miliengenerationen sein. 

Weitere Analysen belegen, dass erwachsene Kin- 
der, die Schulden haben, besonders häufig Kon- 
flikte mit ihren Eltern ausfechten, und dies gilt 
auch für (40- bis 85jährige) Kinder, die von ihren 
Eltern finanzielle Zuwendungen erhalten. Fami- 
liengenerationen unterstützen sich zwar, aber 
dies heißt nicht, dass die Leistungen stillschwei- 
gend getätigt werden und generell zu einem en- 
geren Familienzusammenhalt führen. Im Gegen- 
teil können sich finanzielle Engpässe negativ auf 
das Generationenverhältnis auswirken. Damit 
können auch zunehmende Belastungen im Zuge 
abnehmender wohlfahrtsstaatlicher Leistungen 
die Stabilität familialer Generationenbeziehun- 
gen verringern. 

Kummer und Sorgen 

Kummer und Sorgen sind belastende Gefühle, 
die von allgemeinem emotionalem Unbehagen 


Abbildung 1V.12 
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Quelle: Marc Szydlik: Generationensolidarität, Generationenkonflikt. In: Jutta Allmendinger (Hrsg.) Gute Gesellschaft? Opla- 
den 2001. 
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bis hin zu Pessimismus und verminderter Aktivi- 
tät führen können. Sorgen erfüllen aber auch eine 
wichtige Funktion. Sie können den ersten Schritt 
zu Unterstützungsleistungen darstellen. Das 
Sich- Sorgen um einen bestimmten Angehörigen 
geht dann mit einer bewussten Wahrnehmung 
von sorgenauslösenden Tatbeständen einher, so 
dass daraufhin Informationen eingeholt, Lö- 
sungsstrategien entwickelt und die Probleme an- 
gegangen werden können (Tallis/Davey/Capuzzo 
1994, 74ff.; Borkovec 1994, 15ff.). 

Empirische Befunde zu Generationensorgen sind 
kaum vorhanden. Allerdings liegen auf Basis des 
Alterssurvey entsprechende Ergebnisse vor 
(Szydlik 2002b). Ein Viertel der 40- bis 85jähri- 
gen nennt eine Person, die einem derzeit große 
Sorgen macht oder Kummer bereitet. Bei den al- 
lermeisten dieser Personen handelt es sich um 
Familienmitglieder. Allerdings sinkt die Quote 
beträchtlich (auf 12 Prozent), wenn man ledig- 
lich Generationensorgen berücksichtigt. Und nur 
bei einem Zehntel beziehen sich Sorgen oder 
Kummer auf ein erwachsenes Kind oder Eltem- 
teil außerhalb des Haushalts. 


Auseinanderleben und Beziehungsabbruch 

Beziehungsabbrüche sind bei Familiengeneratio- 
nen ausgesprochen selten. Dies trifft für lediglich 
zwei Prozent der nicht-koresidenten Eltern und 
erwachsenen Kinder zu (wenn man auch die im 
selben Haushalt lebenden Generationen einbe- 
zieht, ergibt sich ein noch geringerer Anteil). 

Man darf jedoch nicht vergessen, dass es Genera- 
tionen gibt, die sich nur sehr selten sehen oder 
sprechen, die sich also mehr oder weniger von- 
einander entfremdet haben. Aber auch hier han- 
delt es sich um eine Minderheit. Abbildung IV. 13 
belegt, dass lediglich 15 Prozent der Eltern weni- 
ger als einmal pro Woche Kontakt zu ihrem er- 
wachsenen Kind außerhalb des Haushalts haben. 
Wenn man dann auch noch diejenigen ausklam- 
mert, die sich ein bis dreimal im Monat sehen 
oder sprechen, kommt man auf 12 Prozent, die 
sich mehr oder weniger auseinander gelebt hat. 
Diese Generationen sehen, sprechen oder schrei- 
ben sich lediglich mehrmals im Jahr (7 Prozent), 
seltener (3 Prozent) oder nie (2 Prozent; Szydlik 
2002a). Von diesen 12 Prozent soll im Folgenden 
die Rede sein. 


Den größten Kummer und Sorgen bereitet es El- 

Ai'Hpitclficicrlz’pit' H pi* 

erwachsenen wenn ihre erwachsenen Kinder arbeitslos 

Kinder bereitet den sind. Alle anderen Probleme fallen dahinter zu- 
Eltern die größten rück. Gleichzeitig sorgt man sich vor allem um 
Sorgen jjg Kinder, denen man mit Geld oder mit Hilfe 
unter die Arme greift, was dafür spricht, dass 
Sorgen tatsächlich Generationensolidarität anre- 
gen. Dasselbe gilt für die erwachsenen Kinder: 
Wer seinen Eltern aktuell finanzielle Zuwendun- 
gen zukommen lässt und vor allem wer seine El- 
tern pflegt, spricht besonders häufig von Kum- 
mer und Sorgen. Es ist auch nicht überraschend, 
dass sich erwachsene Kinder insbesondere dann 
um ihre Eltern Sorgen machen, wenn diese im 
Altersheim leben. Zudem sorgen sich Kinder vor 
allem um die Eltern, die sie häufig sehen oder 
sprechen, wohingegen den Eltern besonders sol- 
che erwachsenen Kinder Sorgen und Kummer 
bereiten, mit denen sie seltener in Kontakt ste- 
hen. Eltern scheinen sich also vor allem dann 
Sorgen um ihre Kinder zu machen, wenn sie 
nichts von ihnen hören - bzw. mit Kindern, die 
einem Kummer bereiten, hat man weniger Kon- 
takt. Umgekehrt sorgen sich die erwachsenen 
Kinder insbesondere dann, wenn sie konkrete 
Probleme der Eltern wahmehmen. 


Die Befunde zu den Generationensorgen bestäti- 
gen wiederum den Einfluss gesellschaftlicher 
Bedingungen auf die privaten Familienbeziehun- 
gen (z. B. Kohli 1997). Dies wird besonders 
deutlich bei einer Arbeitslosigkeit. Obwohl die 
Generationen nicht mehr Zusammenleben, wirkt 
sich der Stellenverlust des erwachsenen Kindes 
auch auf die Eltern stark negativ aus. 


Ganz entscheidend für ein Auseinanderleben er- 
wachsener Generationen ist die Wohnentfemung. 
Wenn man im gleichen Ort lebt, ist eine Entfrem- 
dung sehr unwahrscheinlich. Dies gilt natürlich 
besonders, wenn Eltern und erwachsene Kinder 
in derselben Nachbarschaft zu Hause sind. Die 
Situation stellt sich jedoch anders dar, wenn man 
in unterschiedlichen Orten wohnt. Immerhin 
10 Prozent der erwachsenen Kinder und Eltern, 
die in einem anderen Ort leben und für ein per- 
sönliches Treffen bis zu zwei Stunden Wegzeit 
benötigen, haben sich weitgehend voneinander 
entfremdet. Sie stehen nur mehr einige Male im 
Jahr miteinander im Kontakt. Besonders ein- 
drücklich sind die Zahlen für die Generationen, 
die noch weiter entfernt wohnen: Dann hat sich 
jede dritte Generationenbeziehung mehr oder 
weniger auseinander gelebt. Auch dieses Ergeb- 
nis unterstreicht die große Bedeutung der räumli- 
chen Nähe bzw. Distanz für den Alltag von Ge- 
nerationen. Wer z. B. aus beruflichen Gründen 
weit von der Herkunftsfamilie wegziehen muss, 
verliert häufig immer mehr den Kontakt. 

Weitere Einfiussfaktoren für ein Auseinanderle- 
ben sind finanzielle Transfers, die ökonomische 
Situation, die Anzahl der Kinder bzw. Geschwis- 
ter, das Geschlecht der Kinder und Eltern sowie 
die Region. Generationentransfers sind ein Be- 
ziehungskitt. Wenn Eltern ihren erwachsenen 
nicht-koresidenten Kindern aktuell Geld- oder 
Sachgeschenke machen oder sie sogar regelmä- 
ßig unterstützten, müssen sie eine Entfremdung 
von ihren Nachkommen wesentlich weniger 
fürchten. Auch Vermögen bindet: Wenn die El- 
tern über Haus-, Wohnungs- oder Grundstücksei- 


Beziehungsabbrü- 
che sehr selten 


Große Wobnentfer- 
nungen entfremden 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 153 - 


Drucksache 16/1360 


Söhne und Väter 
entfremden sieh 
eher als Mütter 
und Töchter 


Größeres Entfrem- 
dungspotential 
der ostdeutschen 
Generationen 


Generationenbezie- 
hungen sind Ambi- 
valenzen ausgesetzt 


Zwiespältige 
Emotionen und 
fnteressen 


gentum verfugen, ziehen sich die erwachsenen 
Kinder deutlich seltener von ihnen zurück. Hier 
spielen prospektive Schenkungen und Vererbun- 
gen eine wichtige Rolle. 

Die Anzahl der Kinder bzw. Geschwister erhöht 
das Entfremdungspotential zwischen erwachse- 
nen Kindern und Eltern. Wenn Eltern drei oder 
mehr Kinder haben, ist es eher der Fall, dass sie 
von mindestens einem dieser Kinder mehr oder 
weniger entfremdet sind. Besonders auffällig ist, 
dass ein Auseinanderleben von Söhnen und Vä- 
tern wesentlich wahrscheinlicher ist als von Müt- 
tern und Töchtern. Die Männer in der Familie 
weisen untereinander somit nicht nur eine ver- 
gleichsweise weniger enge Beziehung auf, son- 
dern sie neigen auch deutlich stärker dazu, den 
Kontakt zu minimieren bzw. sogar abzubrechen. 

Schließlich zeigen sich klare Unterschiede beim 
Entfremdungspotential von Ost- und Westdeut- 
schen. Die allermeisten Familiengenerationen 
stehen in häufigem Kontakt. Wenn man jedoch 
Entfremdungen in den Blick nimmt, gilt dies 
eher für Ost- als für Wesfdeutsche. Ostdeutsche 
Generationen fühlen sich zwar generell enger 
miteinander verbunden, sie stehen aber auch 
mehr in der Gefahr, sich auseinander zu leben. 
Dies spricht für eine differenzierte Belastungs- 
these: Insgesamt können ostdeutsche Familien 
den neuen Anforderungen nach dem Systemum- 
bruch einiges entgegensetzen. Allerdings hat die 
Entlastungsfunktion der Familie auch ihre Gren- 
zen. 

Ambivalenzen 

Generationenbeziehungen sind, wie zwischen- 
menschliche Beziehungen generell, vielfältigen 
Ambivalenzen ausgesetzt. Es handelt sich dabei 
um prinzipiell unauflösbare Widersprüche, so 
zum Beispiel zwischen Nähe und Distanz, Ab- 
hängigkeit und Eigenständigkeit, Gemeinschaft 
und Individualität, Zusammengehörigkeit und 
Freiheit, Zu- und Abneigung, Verantwortung und 
Unabhängigkeit, Loyalität und Opposition, Ver- 
pflichtung und Eigeninteresse. „Von Ambivalen- 
zen soll in sozialwissenschaftlichen Analysen die 
Rede sein, wenn Polarisierungen des Fühlens, 
des Denkens, des Handelns, ferner Polarisierun- 
gen in sozialen Beziehungen, Strukturen und 
Prozessen zu einem bestimmten Zeitpunkt oder 
für eine besfimmte bzw. offene Zeifspanne als 
prinzipiell unauflösbar interpretiert werden“ 
(Lüscher 2000, 144). 

Der alltäglichen Entscheidung, sich auf Famili- 
enmitglieder außerhalb des Haushalts einzulas- 
sen, hegen oft zwiespältige Emotionen und Inte- 
ressen zugrunde. Einerseits fühlt man sich mit 
seinen Angehörigen verbunden und sucht deren 
Nähe, andererseits möchte man ein eigenes, 
selbstbestimmtes Leben führen. Einerseits fühlt 


man sich zu Hilfeleistungen verpflichtet, ande- 
rerseits gehen diese oft mit beträchtlichen Belas- 
tungen einher. Einerseits sollte man als erwach- 
senes Kind für seine Eltern da sein, andererseits 
sollte man von ihnen unabhängig leben und ei- 
gene Berufsziele verfolgen. Eine Ursache solcher 
Ambivalenzen sind somit auch gesellschaftliche 
Normen. Wie aber soll man seinen Eltern im All- 
tag persönlich helfen, wenn man aus beruflichen 
Gründen weit entfernt von ihnen lebt? 

Empirische Studien zu Ambivalenzen sind noch 
selten. Pillemer und Suitor (2002, 608) stellen 
bspw. in einer Studie von 189 US-amerikani- 
schen, mindestens 60jährigen Müttern fest, dass 
knapp ein Viertel von ihnen mindestens ab und 
zu zwiespältige Gefühle gegenüber ihrem ältes- 
ten Kind hat. Dabei gehen solche Ambivalenzen 
häufig mit Generationenkonfiikten einher. Mit- 
tels einer Befragung von 72 Eltern und 52 er- 
wachsenen Kindern aus Konstanz stellt sich 
heraus, dass nur in 20 Prozent der Generationen- 
beziehungen niemals Gefühle des „Hin- und 
Hergerissenseins“ auftreten. Dabei fühlen sich 
Mütter vergleichsweise häufig gegenüber ihren 
Söhnen hin- und hergerissen, während Söhne 
hierbei besonders ihren Vater nennen. Gleichzei- 
tig treten Generationenambivalenzen eher in Be- 
ziehungen auf, die als „schlecht“ bewertet wer- 
den (Lettke/Lüscher 2002). 

Aktiv gelebte Generationenbeziehungen stehen 
vor der Herausforderung, mit solchen unauflösli- 
chen Widersprüchen umzugehen. Dabei ist es si- 
cher hilfreich, die prinzipielle Unauflösbarkeit 
dieser Widersprüche anzuerkennen. Dies kann zu 
einer Entlastung und damit zu einem produktiven 
Umgang mit den Zwiespältigkeiten beitragen. 
Ambivalenz und Solidarität sind dabei keine 
Gegensätze. Ein offensiver Umgang mit Ambi- 
valenzen als inhärentes Merkmal von Generatio- 
nenbeziehungen kann dann eine Generationenso- 
lidarität nach sich ziehen, die eine für alle 
Beteiligte akzeptable Balance zwischen divergie- 
renden Interessen beinhaltet. 

IV.3.2.4 Generationensolidarität, 
Generationenpolitik 

Heutzutage überwiegt die multilokale Mehrgene- 
rationenfamilie. Die allermeisten erwachsenen 
Familiengenerationen leben nicht innerhalb der- 
selben vier Wände oder unter demselben Dach, 
aber sie sind dennoch räumlich nicht weit von- 
einander entfernt. Gleichzeitig sind die interge- 
nerationalen Verhältnisse von einer engen emo- 
tionalen Verbundenheit, von häufigen Kontakten 
und von vielfältigen und umfangreichen Unter- 
stützungsleistungen geprägt. Abbildung IV. 13 
fasst diese Befunde zusammen und belegt darüber 
hinaus, dass die allermeisten Generationenver- 
hältnisse unter Erwachsenen dem eng-helfenden 
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bzw. eng-unabhängigen Beziehungstyp zuge- 
rechnet werden können: Im ersten Fall treten alle 
drei Solidaritätsformen auf, im zweiten Fall geht 
eine enge emotionale Verbundenheit mit häufi- 
gen Kontakten einher, nur zeigen sich derzeit 
keine Unterstützungsleistungen in Form von 
Haushaltshilfe oder Enkelbetreuung. Wenn je- 
doch ein entsprechender Bedarf besteht, können 
die Angehörigen sehr wohl mit Hilfen rechnen. 
Vor diesem Hintergrund kann man von einer „le- 
benslangen Solidarität auf kurzer Distanz“ spre- 
chen. 

Man darf allerdings die Generationenbeziehun- 
gen auch nicht idealisieren und die vielfältigen 
Generationenprobleme vergessen. Ausgeprägte 
Generationenbezie- Konflikte sind zwar genauso selten wie Kummer 
hangen nicht Sorgen um die andere Generation. Sie stellen 
idealisieren oftmals starke emotionale Belastungen 

dar und können, wie dies die Befunde zu den Ge- 
nerationenkonflikten zeigen, auch zu einem Ab- 
bruch der Beziehung führen. 


tanz, Gemeinschaft und Individualität, Verant- 
wortung und Unabhängigkeit sowie Verpflich- 
tung und Eigeninteresse ist offenbar die 
Entscheidung der allermeisten erwachsenen Fa- 
miliengenerationen, nicht in derselben Wohnung 
zu leben, aber gleichzeitig regen Kontakt mitei- 
nander zu pflegen. Damit sind auch die eher ge- 
ringen Koresidenzanteile (siehe Kap. IV.3.2.1) 
weniger Ausdruck einer Krise der Familie, als 
vielmehr hilfreiches Arrangement zur Vermei- 
dung von Familienkrisen. 

Es wäre fatal, wenn sich die Politik aufgrund der 
insgesamt ausgeprägten Generationensolidarität 
unter erwachsenen Familienmitgliedern passiv 
zurücklehnen würde. Zwar stehen Familiengene- 
rationen in Notfallsituationen durchaus füreinan- 
der ein, aber dies bedeutet nicht, dass man sie da- 
bei alleine lassen könnte. Vielmehr sind gerade 
Unterstützungen der Solidargemeinschaft unab- 
dingbar, um die Familie vor dramatischen Über- 
lastungen zu schützen. 


Ein völliges Auseinanderleben von erwachsenen 
Kindern und Eltern lässt sich jedoch nur in selte- 
nen Ausnahmefällen beobachten. Häufiger sind 
belastende Ambivalenzen, also unauflösbare Wi- 
dersprüche wie z. B. zwischen Nähe und Dis- 
tanz. Dabei sind Solidarität, Konflikt und Ambi- 
valenz keine Gegensätze, sondern sie stellen 
unterschiedliche Blickwinkel auf die Generatio- 
nenbeziehungen dar (vgl. Bengston u. a. 2002). 
Eine Basis für einen erfolgreichen Umgang mit 
Ambivalenzen wie die zwischen Nähe und Dis- 


Ein Beispiel sind Hilfe- und Pflegeleistungen für 
ältere Familienangehörige. Bereits heute sind 
hier zum Teil deutliche Überlastungen festzustel- 
len. ln Zukunft wird sich dieses Problem noch 
verschärfen. Es wäre fatal, sich dabei hauptsäch- 
lich auf die Familie zu verlassen und ihr - und 
vor allem den Frauen in der Familie - die Haupt- 
lasten aufzubürden. Dazu gehört eine bessere 
Verzahnung von öffentlicher und privater Pflege, 
eine Entlastung der Familie bei Hilfe- und Pfle- 
geaufgaben und auch eine offene Diskussion da- 


Abbildung 1V.13 


Generationensolidarität 

Beziehungsenge Kontakthäufigkeit 


Eng ^ — 

32% 

Weniger eng 

/X 8% 

Mind. Ix pro Woche 
46% 

/X^ Seltener 

/ / \ 15% 


^ Sehr eng 

60% 


Täglich 

38% 

Unterstützungen 


Typoiogie 

Potentiell 

32% X 

Weder-Noch 

/ X 13% 

X 

Eng-unabhängig 

44% 

yXv Weitere 6 Typen 

/ / \ 

Datenbasis: Alterssurvey 

X 

Aktuell 

55% 


Eng-helfend 

38% 


Quelle: Marc Szydlik: Generationensolidarität, Generationenkonflikt. In: Jutta Allmendinger (Hrsg.) Gute Gesellschaft? 
Opladen 2001. 


Politik sollte Gene- 
rationensolidarität 
fördern 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 155 - 


Drucksache 16/1360 


Bessere Vereinbar- 
keit von Bernf nnd 
Pflege wiehtige Un- 
terstiitznng für die 
Autonomie der Fa- 
miliengenerationen 


Geringere Renten- 
einkommen können 
zn einer abnehmen- 
den Generationen- 
solidarität führen 


rüber, ob tatsächlich die „Scheinunabhängigkeit“ 
der häuslichen Pflege für alle Beteiligte die beste 
Möglichkeit darstellt (Expertise Staudinger 
2004). 

Ähnliches gilt auch aus der Perspektive der Älte- 
ren in der Familie. Vorstellungen von einer auto- 
nomen Lebensphase kollidieren mit dem Bild der 
Großeltemschaft als allzeit und dauerhaft abruf- 
bare Unterstützungsleistung für die erwachsenen 
Kinder. Solche Erwartungen widersprechen der 
Tatsache, dass Ältere durchaus eigene Lebens- 
konzeptionen für sich entwickeln bzw. mit der 
Verrentung verbinden. Sie sind bereit, ihre er- 
wachsenen Kinder in Engpass-Situationen so 
weit wie möglich zu unterstützen. Aber sie sind 
auch bestrebt, ihre Enkel möglichst in die eige- 
nen Zeit-, Alltags- und Freizeitaktivitäten zu in- 
tegrieren. Man darf also nicht den Fehler bege- 
hen, Probleme bei der alltäglichen Vereinbarkeit 
von Beruf und Kinderbetreuung über die dauer- 
hafte Einbeziehung der Großeltern lösen zu wol- 
len, denn dies widerspräche der Autonomie der 
älteren Familiengeneration. Auch hier wird wie- 
derum deutlich, dass öffentliche Anstrengungen 
für eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und 
Kinderbetreuung sowie Beruf und Pflege wert- 
volle Unterstützungen für die Autonomie der Fa- 
miliengenerationen darstellen, Überforderungen 
verringern und damit die Familienmitglieder in 
die Lage versetzen, sich im Bedarfsfall solida- 
risch zu verhalten. 

Dabei verweist die herausragende Bedeutung der 
Höhe des laufenden Einkommens für Generatio- 
nentransfers in der Familie auch auf die Rele- 
vanz öffentlicher Leistungen. Hier existieren 
Verbindungen zwischen Generationentransfers in 
Familie und Gesellschaft. Im öffentlichen umla- 
gefinanzierten Generationenvertrag fließen die 
Transfers von unten nach oben, also von den jün- 
geren Beitragszahlem zu den älteren Leistungs- 
empfängem und -empfängerinnen. Damit liefern 
die öffentlichen die Basis für die privaten Trans- 
fers, die in umgekehrter Richtung fließen - und 
dabei die Älteren in die Familie einbinden und 
Gegenleistungen anregen. Gut situierte Renten- 
bezieher könnten Kürzungen leichter verkraften, 
weil sie kaum auf die Generationenbeziehungen 
in der Familie durchschlagen würden. Mittlere 
und vor allem kleinere Rentenbezieher würden 
jedoch nicht nur Ressourcen für die eigene Le- 
bensführung verlieren, sondern auch die Basis 
für finanzielle Zuwendungen an ihre erwachse- 
nen Kinder einbüßen. Damit besteht für sie die 
Gefahr, im Alltag stärker aus der Familie ausge- 
schlossen zu werden, als dies bisher der Fall ist. 
Renten- und steuerpolitische Entscheidungen 
wirken sich damit auch auf die Möglichkeit und 
Bereitschaft von Familienmitgliedern aus, sich 
gegenseitig zu unterstützen. Demnach können 
geringere (Renten)Einkommen für untere und 


mittlere Einkommensschichten zu einer abneh- 
menden Generationensolidarität in der Familie 
beitragen - mit entsprechend höheren sozial- 
staatlichen Kosten. 

Gleichzeitig wissen erwachsene Kinder ihre El- 
tern aufgrund des öffentlichen Generationenver- 
trages gesichert und müssen nicht finanziell für 
sie einspringen. Im Gegenteil können die Kinder 
sogar umgekehrt private Zuwendungen von ihren 
Eltern erwarten (Kohli 1997). Damit hätten Ren- 
tenkürzungen im unteren und mittleren Einkom- 
mensbereich auch negative Folgen für die er- 
wachsenen Kinder (und Enkel), weil sich diese 
nun nicht mehr auf private Unterstützungen in 
Notsituationen (wie z. B. bei Arbeitslosigkeit) 
verlassen könnten, sondern im Gegenteil gegebe- 
nenfalls sogar finanzielle Zuwendungen an die 
Eltern leisten müssten. Es ist damit nicht auszu- 
schließen, dass der Zusammenhang von öffentli- 
cher und privater Generationensolidarität in die- 
sem Fall zu einem Rückgang der Akzeptanz des 
öffentlichen Generationenvertrages beitragen 
würde. 

Die Befunde zur Generationensolidarität in der 
Familie widerlegen dabei auch die mögliche 
Hoffnung, dass zukünftige Lücken in der Alters- 
versorgung aufgrund des Rückzugs des Wohl- 
fahrtsstaates durch zunehmende Vererbungen 
aufgefangen werden. Zwar erfolgen Erbschaften 
in der Regel zu einem Zeitpunkt, in dem ein Aus- 
gleich für sinkende Renten durchaus gelegen 
käme. Nur erhalten gerade die Bevölkerungs- 
gruppen private Generationentransfers in Form 
von Erbschaften, die bereits über den öffentli- 
chen Generationenvertrag besonders hohe Ren- 
teneinkommen beziehen. Wer sinkende Renten 
im Ruhestand besonders schlecht verkraftet, 
kann in der Regel nicht mit Zuwächsen durch 
Nachlässe rechnen. Immerhin stammen Erb- 
schaften in den meisten Fällen von den Eltern, 
wobei die lebenslange Generationensolidarität 
den Kindern besser gestellter Eltern bereits weit 
vor dem Erbfall zu günstigeren Positionen im 
Gefüge sozialer Ungleichheit verholfen hat. 

Die Schattenseite der ausgeprägten Generatio- 
nensolidarität hegt nicht zuletzt in der sozialen 
Ungleichheit, die sie hervorruft. Zwischen priva- 
ter Generationensolidarität und sozialer Un- 
gleichheit existiert ein prekäres Verhältnis. Eltern 
fühlen sich mit ihren Nachkommen lebenslang 
verbunden. Sie möchten ihren Kindern helfen, so 
gut sie es vermögen. Nur können schichthöhere 
Eltern aufgrund ihrer besseren Ressourcen für 
ihre Kinder wesentlich mehr erreichen, und zwar 
lebenslang. Minderjährige Kinder besser gestell- 
ter Eltern erreichen beispielsweise wesentlich 
häufiger bessere Bildungsabschlüsse, und er- 
wachsene Kinder vermögender Eltern können 
mit bedeutend höheren finanziellen Transfers 
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ihrer Eltern reehnen - bis hin zu Erbschaften. 
Gleichzeitig sind die besser gestellten Sozial- 
schichten wesentlich weniger auf solche Vermö- 
genszuwächse angewiesen. Man könnte somit im 
Sinne einer neuen Generationensolidarität die 
ausgesprochen wichtige Frühförderung von Kin- 
dern bildungsfemer Eltern auch durch Erb- 
schaftserträge vermögender Sozialschichten dis- 
kutieren. Die Generationensolidarität ist nach 
Kräften zu fördern. Es isf aber auch eine gesell- 
schaftspolitische Aufgabe, Kinder weniger begü- 
terter Eltern besonders zu unterstützen. 

IV.4 Familiendynamiken und 
ihre Folgen 

ln diesem Kapitel wurde die Binnenperspektive 
familialen Lebens in den Mittelpunkt gerückt. 
Die Annahme war, dass mit der Familiengrün- 
dung ein gemeinsamer Weg beschritten ist, der 
für jeden der Partner zugleich Abzweigungen, 
Umwege, familienexteme Räume, Beruf, ziviles 
Engagement, Nachbarschaft usw. anbietet und 
einschließt. Da Familie auch im Innern kein stati- 
sches Gebilde ist, konzentrierten wir uns a) auf 
Übergänge, die von den Partnern verlangen, sich 
auf ein gemeinsames Familien Verständnis zu ei- 
nigen, und b) auf Familie als Lemfeld für spätere 
Berufs- und Familienrollen einschließlich des 
Beziehungsgeschehens zwischen den Familien- 
generationen. Es ist die Konzentration auf die 
Dynamik familialer Entwicklungen, die diesem 
Kapitel seinen besonderen Charakter verleiht. 

Im Ergebnis zeigt sich, dass vielfältige innerfa- 
miliale Dynamiken ineinander greifen. Diese 
wirbeln bisherige Muster und Übereinkünfte 
durcheinander, sichern jedoch gerade dadurch 
die Fortexistenz der Familienbeziehungen. Die 
Familie als Ganzes und die Familienmitglieder 
im Einzelnen haben auf veränderte Rahmenbe- 
dingungen zu reagieren, auf mehr oder weniger 
„ganz normale“ Entwicklungen im eigenen 
biografischen und damit einhergehend dem ge- 
nerellen Familienentwicklungsprozess, und um- 
gekehrt wirken diese innerfamilialen Ajustie- 
rungsprozesse sowohl auf die sie umgebende 
Umwelt als auch zurück auf die einzelnen Mit- 
glieder. 

Es war das Ziel des vorliegenden Kapitels, eini- 
gen dieser Dynamiken genauer nachzugehen. 
Hierzu gehören zentral Wandlungsprozesse bei 
wesentlichen familialen Transitionen. Ein gutes 
Beispiel ist hierbei die Partnerschaftsentwick- 
lung bei der Geburt von Kindern. Es ist eine Bin- 
senweisheit, dass neue Familienmitglieder neue 
Realitäten in die bisherigen Lebensumstände 
bringen. Dies gilt für Beteiligungen an Erwerbs- 
und Familienarbeit zwischen den Geschlechtern, 
aber auch für subjektive Umdeutungen und neue 
Wahrnehmungen im Zuge des Familienentwick- 


lungsprozesses. Für Frauen ändert sich mit der 
Geburt des ersten Kindes die Lebensgestaltung 
wesentlich stärker als für Männer, und es entste- 
hen geschlechtstypische Ungleichheiten, die 
langfristig Beziehungsbelastungen mit sich brin- 
gen können. Dabei erfolgt auch bei Partnerschaf- 
ten, bei denen vormals die Erwerbs- und Famili- 
enarbeiten wie bei weiterhin Kinderlosen relativ 
gleich aufgeteilt waren, häufig eine Retraditiona- 
lisiemng: Mit abnehmender weiblicher Erwerbs- 
teilhabe erhöhen Väter aufgrund der gestiegenen 
finanziellen Belastungen sehr häufig ihr Berufs- 
engagement - und das bedeutet auch: Rückzug 
aus der Familienarbeit. Mütter stehen hingegen 
(oft unerwartet deutlich) vor dem Problem, Fa- 
milien- und Erwerbsarbeit gegeneinander austa- 
rieren zu müssen. Mit der Geburt von Kindern 
gehen damit häufig traditionelle Rollenmuster 
einher, die sich in der Verteilung von Hausarbeit, 
Erwerbsarbeit und Kindererziehung widerspie- 
geln. 

Neben den äußeren Zwängen geschlechtstypi- 
scher Karrierechancen im Erwerbsleben wirken, 
so wurde oben ausgeführt, aber auch genuin in- 
nerfamiliale Faktoren. So ist das Engagement des 
Vaters bei der Kinderbetreuung auch von Dyna- 
miken innerhalb der Partnerschaft abhängig. Da- 
bei hat sich allerdings so manche Aufgabenver- 
teilung, die zu Beginn der Partnerschaft noch mit 
aktiv geführten Aushandlungen einherging, mit 
der Zeit in ein „eingespieltes“ Muster verwan- 
delt, teils durch eigene Vor-Entscheidungen, teils 
durch Gewöhnungsprozesse. Die Akzeptanz 
dieser Muster und die Zufriedenheit mit der Le- 
benssituation hängen dabei stark ab von neu aus- 
gehandelten Übereinstimmungen oder oft unbe- 
merkt intern wachsenden Widersprüchen 
zwischen individuellen Orientierungen und tat- 
sächlicher Rollenverteilung innerhalb der Part- 
nerschaft. Familienpolitisch bedeutsam wäre es, 
Möglichkeiten der Revision einmal getroffener 
Entscheidungen im innerfamilialen Zusammen- 
leben zu erleichtern durch einerseits zeitlich ge- 
streckte Verbindungsmodelle von Familien- und 
Erwerbsarbeit für beide Partner, anderseits durch 
Stärkung von Konfiiktbewältigungskompeten- 
zen. 

Verlaufspfade der Familienentwicklung bergen 
eben auch das Risiko des Scheitems. Familien- 
dynamik meint längst nicht nur, dass man sich 
immer wieder neu zusammenfindet und nach ge- 
meinsamen Wegen sucht. Sie beinhaltet vielmehr 
auch, dass vormals enge Familienbande gelöst 
werden (können). Dies gilt heute mehr denn je. 
Allerdings muss eine Scheidung nicht die Auflö- 
sung der Familienbeziehungen bedeuten, son- 
dern eher eine Reorganisation unter neuen Be- 
dingungen, und zwar im Zuge einer Transition 
im familialen Entwicklungsprozess. Selbstver- 
ständlich stellen Scheidungen Belastungen dar. 
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aber es wäre ein Fehler, die innerfamiliale Dyna- 
mik erst bei der Scheidung selbst anzusetzen - 
und sie danach als beendet zu betrachten. 

Vielmehr ist auf vorherige Auseinandersetzun- 
gen und Krisen abzustellen, die letztendlich zur 
Beendigung der Partnerschaft geführt haben. 
Und gleichzeitig geht es um die Entwicklungs- 
prozesse nach einer Scheidung, und zwar sowohl 
in Hinblick auf die ehemaligen Partner als auch, 
dies ist selbstverständlich besonders wichtig, in 
Bezug auf die betroffenen Kinder. So ist die er- 
lebte Krisenhaftigkeit einer Scheidung für alle 
Beteiligten stark von den vorherigen Bedingun- 
gen und Ereignissen abhängig, aber auch vom in- 
dividuellen Umgang der (ehemaligen) Partner 
während des Prozesses der Scheidung und - ins- 
besondere - danach. Diese Dynamiken sind ge- 
rade im Scheidungsfall nicht zuletzt von äußeren 
Rahmenbedingungen geprägt. So können, wenn 
der Verlaufspfad der Familienentwicklung in 
eine Scheidung mündet, gemeinsame Sorge- 
rechtsregelungen gerade für die betroffenen Kin- 
der in vielerlei Hinsicht vorteilhaft sein. 

Wesentliche innerfamiliale Dynamiken vollzie- 
hen sich in alltäglichen Herstellungsleistungen, 
ln der Phase familialer Sozialisation werden da- 
bei vielfältige Kompetenzen vermittelt. Diese be- 
inhalten für die Kinder grundlegende Kenntnisse 
und Fähigkeiten mit großen Folgen für den ge- 
samten Lebenslauf Neue Forschungsergebnisse 
der frühkindlichen Sozialisation lösen dabei die 
bisher als Gewissheit hingenommene Trennung 
von Versorgen, Betreuen, Erziehen und Bilden 
als nacheinander erfolgende Prozesse kindlicher 
Entwicklung auf und fördern ein neues Verständ- 
nis der Beziehungsgestaltung zum Kind spätes- 
tens ab der Geburt. Familie ist Lemort von An- 
fang an. 

Diese Erkenntnis beinhaltet, dass die Abschot- 
tung zwischen Elternhaus, Krippe, Tagesmutter, 
Kindergarten bzw. Kindertageseinrichtung und 
Schule dringend aufgebrochen und diese Bezie- 
hung nicht nur quantitativ, sondern vorrangig 
auch qualitativ neu gestaltet werden sollte. Damit 
wäre auch eine Chance für Kinder aus bildungs- 
femen Elternhäusern verbunden. Immerhin ist 
ein zentrales Ergebnis der PISA-Studie, dass in 
keinem anderen der untersuchten Länder die 
Schichtzugehörigkeit der Eltern für die Kompe- 
tenzen der Jugendlichen so entscheidend ist wie 
in Deutschland. Wenn es hierzulande nicht ge- 
lingt, gerade Kinder hildungsferner Eltern zu- 
künftig bereits in der frühkindlichen Entwick- 
lung wesentlich besser zu fordern als bisher, wird 
dies weiterhin ausgesprochen negative Folgen 
haben für Chancengerechtigkeit und (für die per- 
sönliche, soziale und wirtschaftliche Entwick- 
lung dringend benötigter) Kompetenzen. 


Dabei wird bei der familialen Sozialisation nicht 
nur der Grundbaustein für lebenslange Bildungs- 
und Berufserfolge und somit für die wirtschaftli- 
che Wettbewerbsfähigkeit eines Landes im glo- 
balen Wettbewerb gelegt. Vielmehr können über 
die Beteiligung der Kinder beiderlei Geschlechts 
an innerfamilialen Arbeitsleistungen des Versor- 
gens, Instandhaltens, Beköstigens, der Pflege 
und des Sorgetragens für die innerfamiliale At- 
mosphäre rollenüberschreitende Kompetenzen 
und Orientierungen erlernt werden, die sowohl 
für das Familienleben als auch für Berufsfelder 
im expandierenden Dienstleistungsbereich be- 
deutsam sind. Interaktionen mit Kind und Part- 
ner, die Geschlechterlinien überwinden, geben 
dem Wandel von Familienrollen eine neue 
Chance. Familie kann Lemort für veränderte Ge- 
schlechterrollen sein. 

Hierzu bedarf es der familienpolitischen Unter- 
stützung hinsichtlich der Bedingungen für rollen- 
übergreifende Partizipationsmusfer der Elfem. 
Die im ersfen Abschnitt dieses Kapitels behan- 
delten Partnerbeziehungen mit ihren häufig ge- 
schlechtstypischen Zuordnungen nach der Ge- 
burt des ersten Kindes wirken sonst ungebrochen 
über die familiale Sozialisation auf die Rollenbil- 
der der Kinder - die wiedemm Auswirkungen 
haben auf deren spätere Bemfschancen, Partner- 
schaft, ausgelebten Kinderwunsch, praktizierte 
Familienrollen usw.. Zudem darf man nicht ver- 
gessen, dass auch die Eltern von der frühkindli- 
chen Interaktion profitieren. Die alltägliche Hin- 
wendung zum Kind eröffnet auch einen steten 
Lernprozess der Erwachsenen mit der Chance, 
sich weiter zu entwickeln und Kompetenzen zu 
gewinnen, die für Arbeitsmarkt, Wirtschaft und 
Zivilgesellschaft notwendig sind. Familie ist ein 
Lemort für alle Generationen. 

Herstellungsleistungen von Familien erfolgen je- 
doch längst nicht nur im Zusammenleben von El- 
tern und minderjährigen Kindern. Familie bedarf 
auch beim Verhältnis erwachsener Kinder und 
Eltern über die Haushaltsgrenzen hinweg einer 
andauernden, immer wieder erfolgenden alltägli- 
chen Herstellungsleistung, und die Befunde bele- 
gen, dass dies in beeindmckender Weise erfolgt. 
Familie ist keineswegs nur eine „Konsum-“, son- 
dern gewissermaßen auch eine „Produktionsge- 
meinschaft“. Fürsorge und gegenseitige Unter- 
stützung führen dabei zu einer Stabilisiemng der 
Familienbeziehungen mit weitreichenden positi- 
ven Folgen für Individuen, Familie und Gesell- 
schaft. Dabei zeigf sich auch, dass die Älteren in 
der Familie große Leistungen erbringen. Sie sind 
keineswegs nur Empfänger bzw. Empfängerin- 
nen von Unterstützungen, sondern im Gegenteil 
wesentliche Träger einer aktiv gelebten Genera- 
tionensolidarität. 
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Bei aller Betonung der generell ausgeprägten 
Generationensolida- Generationensohdantat darf man aber nicht ver- 
rität sind die gessen, dass hierzu bei weitem nicht alle Fami- 
Ressonreen lien in gleichem Maße in der Lage sind. Ganz 
entscheidend sind die Ressourcen: Wer mehr hat, 
kann mehr geben. Der finanzielle Hintergrund ist 
eine wichtige Grundlage für gelungene Genera- 
tionenbeziehungen. Bei politischen Entscheidun- 
gen sollten daher immer auch die spezifischen 
Folgen für niedrige, mittlere und höhere Einkom- 
mensschichten mitbedacht werden. Die engen 
Generationenbeziehungen unter Erwachsenen 
sind nach Kräften zu fordern. Dies beinhaltet 
auch, dass die Älteren in der Familie ausreichend 
finanzielle Ressourcen für private Generationen- 
transfers benötigen. Denn solche privaten Geld- 
zahlungen und Geschenke nutzen nicht nur der 
nachkommenden Generation, sondern sie bewir- 
ken auch vielfältige Gegenleistungen der Jünge- 


ren. Immerhin belegen empirische Befunde, dass 
ein höherer Lebensstandard mit engeren Genera- 
tionenbeziehungen, und dass finanzielle Eng- 
pässe mit Generationenkonfiikten einhergehen. 

Verbindungen zwischen Generationen in Fami- 
lie und Gesellschaft lassen darauf schließen, dass 
nicht zuletzt aufgrund der ausgeprägten familia- 
len Generationensolidarität ein so genannter 
„Krieg der Generationen“ auf privater Ebene 
nicht in Sicht ist. Allerdings kann die an sich 
willkommene Generationensolidarität aber auch 
unwillkommene „Nebenwirkungen“ haben, und 
zwar dann, wenn Eltern mit größeren ökonomi- 
schen, sozialen und kulturellen Ressourcen ihren 
Kindern bessere Positionen im Gefüge sozialer 
Ungleichheit vermitteln (können). Denn in und 
durch Familien wird die Basis für lebenslange 
soziale Ungleichheit gelegt. 
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Ressource für 
die kindliche 
Entwicklung 


V. Familie im Kontext 


„Kinder und Kindheit sind in der internationalen 
Wohlfahrtstaat-Debatte weit gehend ein blinder 
Fleck. Sie werden in den modernen Wohlfahrt- 
staaten auch heute noch - wenngleich in unter- 
schiedlichen Ausprägungen - weniger als auto- 
nome und handlungsfähige Individuen, sondern 
eher als abhängige Mitglieder des Familienver- 
bandes und damit als den Eltern zugehörig be- 
trachtet und in den Binnenraum der Privatfamilie 
abgedrängt“ (Olk 2004, 81 bis 101). Diese Ein- 
schätzung von Olk wird auch von anderen Auto- 
ren geteilt (vgl. Hofferth 1998); sie gilt nicht nur 
für die öffentlichen Debatten über die Entwick- 
lung des Wohlfahrtstaates, sondern lässt sich 
auch auf die Diskussion um die regionale und lo- 
kale Veränderung von Infrastrukturen übertra- 
gen. Beispielsweise wird von einigen Autoren 
der bessere Ausbau eines Betreuungsangebots 
für Kinder vor allem mit einer verbesserten Ver- 
einbarkeit von Familie und Beruf begründet 
(McKinsey 2003; Prognos AG 2004), obwohl 
eine Infrastruktur für Kinder auch an den Ent- 
wicklungschancen und Zukunftsperspektiven der 
Kinder selbst gemessen werden sollte. 

Kinder können sich dann am besten entwickeln, 
wenn sie in einer Familie aufwachsen, in der die 
Eltern ihnen die Möglichkeit zu engen und ver- 
trauensvollen Bindungen mitgeben und ihnen 
gleichzeitig die Chancen eröffnen, schrittweise, 
entsprechend ihrer eigenen Entwicklung, die Welt 
der Familie, der Freunde, der Nachbarschaft und 
der Gemeinde zu entdecken, ln diesem Sinne stel- 
len Eltern die wichtigste Ressource für die kindli- 
che Entwicklung dar (Children and Welfare Re- 
form: Analysis and Recommendations; Shields/ 
Behrman 2002; National Research Council 2000; 
Amato 2004; Grossmann/Grossmann 2004). 

Schon frühzeitig hat Urie Bronfenbrenner (1979, 
1986) betont, dass die Eltem-Kind-lnteraktion in 
die Lebensumwelt der Eltern und der ganzen Fa- 
milie eingebettet ist, weil im kindlichen Entwick- 
lungsprozess auch die Geschwister und andere 
Menschen, die sich kontinuierlich um das Kind 
kümmern, Einfluss auf die kindliche Entwick- 
lung nehmen, ln diesem Prozess ist das Kind 
selbst eine aktiv agierende Persönlichkeit, die zur 
Entwicklung von Bindungen und zur Entde- 
ckung der Umwelt eben auch Zeit und Kontinui- 
tät braucht. 

Zur Beschreibung dieser Wechselwirkungen zwi- 
schen Entwicklung des Kindes, seinen Eltern, 
seinen Geschwistern und der Umwelt dieses fa- 


milialen Beziehungssystems konzipiert er ein so- 
zial-ökologisches Modell der menschlichen Ent- 
wicklung (Bronfenbrenner 1981). Dieses grenzt 
die Interaktion und Beziehungen der Familie und 
der Peers als Mikroebene von der unmittelbaren 
Lebensumwelt der Nachbarschaft und Ge- 
meinde als Mesoebene ab. Diese ist eingebettet 
in das Exosystem mit den institutioneilen, kultu- 
rellen, politischen und wirtschaftlichen Struktu- 
ren einer Gesellschaft 

ln diesem Interaktionsprozess zwischen kindli- 
cher Persönlichkeit und sozialer Umwelt werden 
aber nicht nur stabile Beziehungen und Bindun- 
gen entwickelt, sondern auch soziale Kompeten- 
zen, Fähigkeiten zum Problemlösen, zum Lernen 
und zum Wissenserwerb. Um die menschliche 
Entwicklung und das menschliche Leben als 
fortschreitenden Prozess der Interaktion zwi- 
schen dem sich entwickelnden Individuum und 
seiner konkreten Lebensumwelt zu begreifen, hat 
Bronfenbrenner (Bronfenbrenner/Ceci 1994; 
Bronfenbrenner 1995) das sozial-ökologische 
Modell zu einem bio-ökologischen Modell er- 
weitert. Es wurde zur Grundlage für eine Viel- 
zahl von Arbeiten, um die kindlichen Entwick- 
lungsprozesse, sowohl in ihrer biologischen und 
neurologischen Bedingtheit (Spitzer 2002; Ex- 
pertise Roth 2004; Expertise Pauen 2004), aber 
eben auch in ihrer Abhängigkeit von den sozia- 
len Bedingungen der kindlichen Lebensumwelt 
zu begreifen. 

Die Erweiterung des sozial-ökologischen Kon- 
zepts zu einem bio-ökologischen Modell eröffnet 
auch die Möglichkeit, die Entwicklungsbedin- 
gungen für die Gesundheit eines Kindes, etwa 
die Ernährung, ebenso zu berücksichtigen wie di- 
rekte und indirekte Effekte sozio-ökonomischer 
Deprivation auf kindliche und familiale Entwick- 
lungsprozesse. Durch die Lebensbedingungen, in 
denen das Kind aufwächst, werden direkt und in- 
direkt die Möglichkeiten, die in ihm stecken, ge- 
fördert oder aber auch behindert. Diese Bedin- 
gungen hemmen oder fordern aber nicht nur die 
Entwicklungspotenziale, sondern eröffnen dem 
Kind und dem Jugendlichen als Entdecker seiner 
Umwelt auch die Chance, jene Kompetenzen und 
Fähigkeiten auszubilden, die in den Gelegen- 
heitsstrukturen seiner Umwelt angeboten wer- 
den. Das Erlernen einer Fremdsprache, etwa 
Deutsch für ein Kind mit nicht-deutschem Hin- 
tergrund, setzt eben auch Freunde, welche diese 
Sprache sprechen, und eine entsprechende 
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Förderung voraus, wie das Erlernen eines Musik- 
instruments entspreehende Angebote in einem 
musikbezogenen Kontext voraussetzt. 

Alle diese Entwicklungsprozesse, sowohl auf der 
sozialen und intellektuellen wie auch auf der bio- 
logischen und neurologischen Ebene, verlaufen 
mindestens bis zur Pubertät (Spitzer 2004) und 
lassen sich in dieser Zeit auch immer ausglei- 
chen. Nicht alle Kompetenzen und Interessen 
sind auf Frühforderung angewiesen. Kargan 
(2003) hält einen sich gleichzeitig ausbreitenden 
„Kindheitsdeterminismus“ für einen der Grund- 
irrtümer der Psychologie. Die Konzeption von 
einem Entwicklungsprozess, in dem das Kind 
oder der Jugendliche in aktiver Auseinanderset- 
zung mit der Umwelt immer wieder Übergänge 
bewältigt, stellt ein Modell des Erwachsenwer- 
dens dar, das die klassische Dichotomie von Na- 
tur versus Erziehung ersetzt durch ein dyna- 
misch-interaktives Entwicklungsmodell (Moen 
u. a. 2001). Diese Einsicht ist von großer sozial-, 
jugendhilfe- und familienpolitischer Bedeutung 
und hat in den USA viele der großen Bildungs- 
programme der 60er und 70er Jahre wie „Head 
Start“ beeinflusst (Brooks-Gunn 2003). Auch in 
jüngster Zeit wurde sowohl in England (Sylva 
u. a. 2004) wie aber auch in den USA (Shonkoff 
2000) die alleinige Zentrierung auf die frühe 
Kindheit ersetzt durch die Vorstellung einer ent- 
wicklungsorientierten Förderung von Kindern 
und Jugendlichen unter Einbeziehung von Eltern, 
Nachbarschaft, kindlichen Betreuungseinrichtun- 
gen, Schule und auch der Förderung und Unter- 
stützung der Eltern (Wilson 2003). Eine solche 
Perspektive, wenn sie in der Kinder- und Jugend- 
hilfepolitik eingenommen wird, stellt eine not- 
wendige Ergänzung der Familienpolitik dar. 

Die amerikanische Akademie der Wissenschaf- 
ten und das amerikanische Institut für Medizin 
(Shonkoff/Meisels/Zigler 2000) weisen deswe- 
gen explizit darauf hin, dass Kinder, selbst wenn 
sie - aus welchen Gründen auch immer - nicht 
jene zentralen Beziehungen zu ihren Eltern auf- 
bauen konnten, die für ihre Entwicklung so wich- 
tig sind, in vielen Fällen selbst gravierende Ent- 
wicklungsstörungen kompensieren können. Sie 
betonen, dass unter einer solchen Perspektive 
auch die Veränderungen der einzelnen Le- 
bensumwelten der Kinder nicht nur sorgfältig 
hinsichtlich der kindlichen Entwicklung unter- 
sucht werden müssen, sondern gerade auch in ih- 
ren Konsequenzen für die kindliche Entwicklung 
thematisiert werden müssen: 

- Die kindliche Entwicklung hängt nicht nur 
von den Beziehungen des Kindes zu den El- 
tern ab, sondern auch davon, dass die Eltern 
selbst gesund sind, sich dem Kind emotional 
zuwenden und in ihrer Lebenssituation das 


Gefühl haben, diese auch selbst bewältigen zu 
können. 

- Die Wohnverhältnisse, die Umweltbelastun- 
gen, die Spielmöglichkeiten, die Beziehungen 
in der Nachbarschaft und die Unterstützungs- 
leistungen, auf die sich eine Familie verlassen 
kann, beeinflussen ebenso wie die ökonomi- 
sche Situation der Familie das elterliche und 
das kindliche Wohlbefinden in erheblichem 
Umfang. 

- Die Geschwistergruppe wie natürlich auch 
die Spielgruppe und im späteren Lebensalter 
die Peer-Gruppe sind von erheblicher Bedeu- 
tung für die kindliche Entwicklung wie auch 
die Rahmenbedingungen in Kinderkrippe, 
Kindergarten bzw. Kindertagesstätte, Schule 
und die Lebensumwelt des Kindes in der un- 
mittelbaren Nachbarschaft. Dieses „sozial- 
und bio-ökologische“ Modell macht deutlich, 
dass die alleinige Betonung der Eltem-Kind- 
Beziehungen dazu führen kann, dass die Be- 
deutung dieser anderen Faktoren unterschätzt 
wird und die Gestaltung dieser Umweltbedin- 
gungen des Kindes als nachrangig behandelt 
werden. Erst durch die Integration und die 
Balance zwischen der elterlichen Unterstüt- 
zung für die kindliche Entwicklung und ei- 
nem qualitativ guten außerfamilialen Angebot 
seitens der Gemeinde, der Betriebe oder der 
Schule, d. h. einer Vermischung von Akteuren 
und Institutionen, wird jene Entwicklungsum- 
welt für Kinder geschaffen, die sie für ihre 
sfabile emotionale und kognitive Entwicklung 
benötigen. 

- Diese Balance muss heute neu geschaffen 
werden, weil aufgrund der sich auflösenden 
klassischen Arbeitszeitmodelle und der ge- 
meinsamen Partizipation der Eltern am Er- 
werbsleben Eltemzeit, Betreuungszeit und 
Zeit für Kinder in ganz neuer Weise aufeinan- 
der bezogen werden müssen, was sich in der 
Regel auf lokaler Ebene organisieren lässt. 

- Diese Perspektive mit ihrer Betonung der en- 
gen Wechselwirkung zwischen kindlicher 
Entwicklung, Eltern, Geschwistern, Nachbar- 
schaft, Gemeinde und Infrastruktur für Kinder 
hat erhebliche politische Implikationen. Im 
deutschen institutioneilen Gefüge wird Fami- 
lienpolitik in Vielem auf der Ebene des Bun- 
des entschieden. Bei den Ländern hegt in der 
Regel die Zuständigkeit für die Schulpolitik, 
während die Kommunen mit der Jugendhilfe- 
zuständigkeit für familienunterstützende 
Maßnahmen und die Infrastruktur für Kinder 
verantwortlich sind. Es stellt sich heute die 
Frage, ob diese Struktur tatsächlich dem hier 
skizzierten integrativen sozial-ökologischen 
Modell entspricht. Wir werden im Folgenden 
an einigen Beispielen deutlich machen, dass 
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die geforderte neue Balance zwischen Fami- 
lie, Eltern und Kindern auf der einen Seite 
und Nachbarschaft und Gemeinde sowie In- 
frastruktur für Kinder auf der anderen Seite 
letztlich die Begründung für eine kommunale 
Familienpolitik liefert und damit auch eine 
Neuausrichtung auf Bundesebene zur Konse- 
quenz hat. 

Die Investitionen der Kommunen und der Länder 
in solche integrativen Modelle sind Zukunftsin- 
vestitionen für die Städte und Länder. Kommu- 
nale Familienpolitik ist im Interesse der Kommu- 
nen selbst, weil möglicherweise mit dieser 
Strategie die Schrumpfüng vieler Städte abzumil- 
dem ist. Familien mit Kindern sind eine wichtige 
Ressource für eine kommunale Sozial- und Wirt- 
schaftspolitik (vgl. Kap.V.6). Kommunen müs- 
sen erkennen, dass Eltern Investoren in die Zu- 
kunft einer Gesellschaft und damit auch in die 
Zukunft einer Kommune sind. 

Die Debatte um die Entwicklung von Mathema- 
tik- und Lesekompetenzen von fünfzehnjährigen 
Schülern und Schülerinnen hat allerdings auch 
deutlich gemacht, dass diese Unterstützungsleis- 
tungen durch die Eltern in unserer Gesellschaft 
nicht nur sozial sehr unterschiedlich verteilt sind, 
sondern darüber hinaus noch große regionale Va- 
riationen aufweisen (Baumert u. a. 2002). Diese 
Unterschiede sind sicherlich, unter anderem, 
auch den unterschiedlichen Unterrichtsmetho- 
den und der unterschiedlichen Ausbildung der 
Lehrer und der Ausstattung der Schulen in 
Deutschland geschuldet. Trotzdem weisen diese 
Variationen auch darauf hin, dass der nachbar- 
schaftliche, gemeindliche und auch regional- 
staatliche Kontext die Fähigkeit der Eltern beein- 
flusst, für ihre Kinder jene Ressourcen zu 
mobilisieren, die für die kindliche Entwicklung 
forderlich sind. Gleichzeitig sind diese Ergeb- 
nisse natürlich auch ein Hinweis darauf, dass in 
einer hoch ausdifferenzierten Gesellschaft wie 
der Bundesrepublik Deutschland die Hoffnung, 
allein die Ausweitung des Bildungsangebots 
könnte die unterschiedlichen Kompetenzen von 
Eltern zur Unterstützung ihrer Kinder ausglei- 
chen, ein Trugschluss ist. 

Der Zusammenhang zwischen sozialen Bezie- 
hungen, Elternhaus, Nachbarschaft und Ge- 
meinde entspricht den Beziehungen zwischen 
Mikro- und Mesosystem in Bronfenbrenners 
Modell. Dieses Modell liefert eine konsistente 
und plausible Begründung für eine kommunale 
Familienpolitik. Die Relation zwischen kommu- 
naler oder gemeindlicher Entwicklung und den 
institutioneilen, politischen und wirtschaftlichen 
Strukturen, das heißt die Beziehung zwischen 
Exo- und Mesosystem, wird nicht allein durch 
den bundesstaatlichen verfassungsmäßigen Rah- 
men hergestellt, vielmehr wird es in großen Ge- 


sellschaften immer darüber hinaus gehende er- 
hebliche regionale Differenzierungen geben, die 
sich durch einen bundesstaatlichen Rahmen 
kaum ausgleichen lassen. Das gilt insbesondere 
für die Bundesrepublik Deufschland, die auf- 
grund der hisforischen Entwicklungen der Le- 
bensverhältnisse, der wirtschaftlichen Entwick- 
lungen und der kulturellen Orientierungsmuster 
vermutlich weiter ausdifferenziert ist als viele 
andere Gesellschaften. Auf der anderen Seite be- 
tont das Bronfenbrennersche Modell auch, dass 
das Mikro- und Mesosystem, in dem Familien 
verhaftet sind, in die Strukturen einer Gesell- 
schaft eingebunden sind, die diese maßgeblich 
beeinflussen. Soll die Wirkungsweise dieses „so- 
zial- und bio-ökologischen Systems“ optimiert 
werden, so muss aus ökonomischer Sicht z. B. 
auch die Frage danach gestellt werden, wie es ge- 
währleistet sein kann, dass die Investitionen, 
welche die Länder und Kommunen in Familien 
mit Kindern tätigen, auch als Ertrag auf dieser 
Ebene ankommen. Oder anders formuliert, muss 
danach gefragt werden, welcher Ertrag auf Ma- 
kroebene anzusiedeln ist, der es sinnvoll erschei- 
nen lässt, auch diese Ebene an den Investitionen 
in das System zu beteiligen (vgl. dazu Kapitel 
V.6). 

Hinsichtlich der demografischen Entwicklung 
ist ebenfalls eine starke Ausdifferenzierung fest- 
zustellen. Hier haben die alten Bundesländer 
(Birg 2001; Expertise Bücher 2004), wie viele 
andere europäische Länder, eine erhebliche kul- 
turelle Ausdifferenzierung erfahren, weil Fami- 
lien mit unterschiedlicher ethnischer Herkunft 
die Erziehungs- und Lebensvorstellungen ihrer 
Heimatländer mit den Lebensvorstellungen der 
Bundesrepublik verbinden und damit notwendi- 
gerweise zu einer Ausdifferenzierung der Le- 
benssituationen von Kindern und kindlichen Ent- 
wicklungsprozessen in Deutschland beitragen 
(BMFSFJ 2000b). Darüber hinaus führen die de- 
mografischen Entwicklungen in den neuen 
Bundesländern zu erheblichen demografischen 
Differenzierungen zwischen einzelnen Teilen 
und Regionen. Die vorhersehbare demografische 
Entwicklung wird vermutlich zu einer noch grö- 
ßeren Differenzierung (Prewitt 2002) führen. 
Diese Differenziertheit ist selbst auch in erhebli- 
chem Umfang in der regional unterschiedlichen 
wettbewerblichen Entwicklung der Bundesrepu- 
blik begründet. Diese durch Zuwanderung und 
innerdeutsche Mobilität verursachte zunehmende 
Ausdifferenzierung Deutschlands wird weiterhin 
dadurch verstärkt, dass zumindest ein Teil der 
Bevölkerung gegenwärtig nicht über jene not- 
wendigen Qualifikationen verfügt, um in einer 
Wissensgesellschaft eine bezahlte Erwerbsarbeit 
zu finden. Solche Entwicklungen tragen mit dazu 
bei, dass bestimmte Bevölkerungsteile aus der 
Gesellschaft ausgeschlossen werden, weil die 
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sozialen Integrationsmechanismen in unserer 
Gesellschaft im Wesentlichen über die Berufstä- 
tigkeit erfolgen. Dabei verkennen heute noch 
manche Länder und Kommunen, dass Familien 
für Regionen und Kommunen eine soziale und 
ökonomische Ressource darstellen. 

V.1 Familie und ihre Ressourcen 

Bronfenbrenner unterscheidet bei den familialen 
Ressourcen die psychischen, sozialen und mate- 
riellen Ressourcen. Familienzusammenhalt, 
Familienregeln, familiale Kommunikationsstruk- 
turen, dyadisches Coping, gemeinsames Pro- 
blemlosen und wechselseitige Unterstützung 
sind psychische Ressourcen, die ein wesentliches 
Element der Fürsorge (Care) der Familienmit- 
glieder füreinander darstellen. Materielle Res- 
sourcen wie das Familieneinkommen, die Woh- 
nung, aber auch langlebige Konsumgüter und die 
alltägliche Grundversorgung entfalten ihre Wir- 
kung in der Regel nur im Kontext der psychi- 
schen Ressourcen. Aber auch soziale Ressourcen 
wie etwa die Einbindung in die Nachbarschaft, 
Verwandtschaft und andere soziale Beziehungen 
sind von erheblicher Bedeutung, ln der Literatur 
wird dies auch häufig als Sozialkapital bezeich- 
net (Bourdieu 1983; Coleman 1990; Portes 1998; 
Wellman/Berkowirz 1988). 

Eine gute Ernährung der Kinder ist sowohl von 
dem Einkommen der Familie abhängig als auch 
von den Kenntnissen der Eltern zur Ernährung 
und von den Familienregeln zu gemeinsamen 
Mahlzeiten. Ressourcentheoretische Analysen 
finden sich bei der Beschreibung von prekären 
Lebenslagen seit der Studie „Die Arbeitlosen von 
Marienthal“ (Jahoda/Lazarsfeld/Zeisel 1929). 
Häufig wird der Ressourcenbegriff jedoch sehr 
eng gefasst und es werden nur die materiellen 
Ressourcen, d. h. die Einkommens- und Vermö- 
genssituation von Personen oder Haushalten 
herangezogen, um die Ressourcenverteilung un- 
terschiedlicher Haushaltsgruppen oder Personen- 
gruppen und damit auch von Familien und Fami- 
lienmitgliedern zu charakterisieren. 

ln diesem Bericht verwenden wir den Ressour- 
cenbegriff in der sozialökologischen Tradition, 
die auf die Herstellung gemeinsamer Leistungen 
zur Bewältigung der Herausforderung der Um- 
welt abhebt und die psychischen, sozialen und 
materiellen Möglichkeiten von Familien, sich 
und ihre Mitglieder zu entwickeln, umfasst. Res- 
sourcen können über objektive Indikatoren dar- 
gestellt werden, über die subjektive Zufrieden- 
heit der betroffenen Personen mit bestimmten 
Ressourcen, aber natürlich auch über subjektive 
Einschätzungen der Unterstützung der Familie 
durch die einzelnen Mitglieder bewertet werden. 

Im Folgenden werden einige wichtige Ressour- 
cen von Familien wie Bildung, Gesundheit, Zeit, 


Sozialkapital, Region, Wohnen sowie Einkom- 
men beschrieben, die in diesem Bericht an ver- 
schiedenen Stellen in ihrer Bedeutung für Fami- 
lie und Familienentwicklung thematisiert 
wurden. Hier wird versucht, die Verfügbarkeit 
über die jeweilige Ressource und/oder auch die 
Herstellung der jeweiligen Ressourcen an Hand 
repräsentativer Mikrodaten zu illustrieren. Als 
Datenquellen dienen der Mikrozensus und das 
Sozio-oekomomische Panel (SOEP)^^. Auf der 
Basis des Mikrozensus wird die Einkommenssi- 
tuation von Familien dargestellt, während es auf 
der Basis des SOEP möglich ist, weitere Res- 
sourcen zu untersuchen. 

Bei der Beschreibung werden Personen in Haus- 
halten mit Kindern (bis zum Alter von 21 Jahren) 
jenen Personen gegenübergestellt, die nicht mit 
Kindern (unter 21 Jahren) in einem Haushalt le- 
ben. Damit kann verdeutlicht werden, inwiefern 
in „Familienhaushalten“ spezifische Ressourcen 
vorliegen bzw. hergestellt werden. Außerdem 
wird die Ressourcenausstattung von Personen in 
Haushalten mit Kindern für unterschiedliche 
Haushaltstypen beschrieben. Ferner wird nach 
Haushalten in verschiedenen Lebensphasen dif- 
ferenziert. Diese Lebensphasen werden über das 
Alter der Kinder beschrieben. 

Bei der Darstellung der unterschiedlichen Res- 
sourcen wird versucht, eine weitgehend einheitli- 
che Struktur zu Grunde zu legen. Nach einer kur- 
zen Einführung in die spezifische Ressource und 
ihrer Bedeutung für Familien wird die Verfüg- 
barkeit über diese Ressource zunächst deskriptiv 
und im Vergleich mit Haushalten ohne Kinder 
beschrieben. Danach erfolgt - sofern im Kontext 
sinnvoll - eine deskriptive Differenzierung für 
unterschiedliche Haushaltstypen mit Kindern. 
Anschließend werden die Ergebnisse multivaria- 
ter Analysen^4 kurz zusammengefasst, um Zu- 
sammenhänge und Abhängigkeiten der Ressour- 
cen untereinander darzustellen. Multivariate 
Analysen erlauben es, die Interaktion mehrerer 
Indikatoren - in diesem Falle auch mehrerer Res- 
sourcen gleichzeitig - abzubilden. 

Ressource „Bildung“. Es ist in allen sozialwis- 
senschaftlichen Disziplinen seit langem unum- 
stritten, dass Familien eine hohe Bedeutung 
(wenn nicht sogar die höchste Bedeutung) bei 
der Herstellung des Humanvermögens (siehe 
u. a. auch der 5. Familienbericht, BMFuS) einer 
Gesellschaft zukommt; oder anders ausgedrückt: 


Das SOEP ist ein für die Bundesrepublik Deutschland re- 
präsentativer Haushalts- und Personendatensatz, bei dem 
inzwischen fast 24 000 Personen jährlich befragt werden, 
vgl. http://www.diw.de/soep. Die empirischen Ergebnisse 
beziehen sich auf das Jahr 2002. 

Dabei handelt es sich in Abhängigkeit der zu erklärenden 
Größen um dichotome Wahrscheinlichkeitsmodelle oder 
lineare Regressionsmodelle. 


Ressource Bildung - 
Familien leisten 
einen wichtigen 
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Ressource Gesund- 
heit - Familien als 
aktive Mitgestalter 


Familien leisten einen großen Beitrag bei der 
Produktion des gemeinsamen Gutes Bildung. Fa- 
milien investieren in Bildung und produzieren 
sie. Nieht zuletzt ist dies die Begründung für 
wichtige Teilbereiche der deutschen Familienpo- 
litik, wie z. B. den Familienleistungsausgleich. 

Eine Unterscheidung zwischen Personen in 
Haushalten mit Kindern und solchen ohne Kin- 
der zeigt, dass bei der Ressource „formale Bil- 
dung“ - die über das Konstrukt der Bildungs- 
jahre oder auch des höchsten berufsbildenden 
Abschlusses gemessen wurde - kaum Unter- 
schiede zwischen Familienhaushalten und Nicht- 
familienhaushalten auszumachen sind. Multiva- 
riate Analysen für Personen in Haushalten mit 
Kindern zeigen, dass allein Erziehende eine hö- 
here formale Bildung aufweisen als Personen in 
Paarhaushalten. Die formale Bildung von Perso- 
nen mit mehr als zwei Kindern ist geringer als 
die von Personen mit einem Kind. Es sind die be- 
kannten Zusammenhänge festzustellen, dass mit 
steigendem Einkommen die Wahrscheinlichkeit 
für einen höheren Bildungsabschluss zunimmt. 
Personen, die in städtischen Regionen leben, ha- 
ben ebenfalls ein höheres Humanvermögen. 

Obwohl die Herstellungsleistung Bildung in ei- 
ner Familie sehr viel mehr umfasst als die direkte 
oder auch indirekte Mitwirkung an dem Erwerb 
von formalen Bildungsabschlüssen, zeigen diese 
vereinfachten Analysen bereits, dass der monetä- 
ren Ressource „Einkommen“ hierbei eine grö- 
ßere Bedeutung zukommt. 

Ressource „Gesundheit“. Die Herstellungsleis- 
tung von Familien umfasst auch die Mitwirkung 
an der Gesundheit von Haushaltsmitgliedem. 
Auch dabei kommt Familien eine hohe Bedeu- 
tung zu, die nicht nur in der direkten Unterstüt- 
zung im Krankheitsfall besteht, sondern auch im 
alltäglichen Miteinander, das das subjektive 
Wohlbefinden von Menschen beeinflussen kann. 
Familienmitglieder wirken also zum einen bei 
der Herstellung der Ressource Gesundheit mit, 
sie investieren in Gesundheit; zum anderen neh- 
men sie selbst Gesundheitsdienstleistungen in 
Anspruch. 

Wird die Ressource Gesundheit über objektive 
Gesundheitsindikatoren - wie der Anzahl der 
Arztbesuche und Krankenhausnächte - erfasst, 
so ist festzustellen, dass Personen, die in Haus- 
halten ohne Kinder leben, im Durchschnitt eine 
höhere Inanspruchnahme von diesen Gesund- 
heitsdienstleistungen aufweisen als Personen in 
Haushalten mit Kindern. Dies dürfte allerdings 
stark damit in Zusammenhang stehen, dass 
Personen in Haushalten ohne Kinder im Durch- 
schnitt älter sind. Bei der subjektiven Gesund- 
heitszufriedenheit können keine großen Unter- 
schiede zwischen Familienhaushalten und 
Nichtfamilienhaushalten festgestellt werden. 


Multivariate Analysen für Personen in Haushal- 
ten mit Kindern bestätigen den bekannten Alter- 
seffekt bei der Inanspruchnahme von Gesund- 
heitsdienstleistungen: Mit zunehmendem Alter 
nimmt die Häufigkeit von Arztbesuchen und 
Krankenhausaufenthalten zu. Ein höheres Haus- 
haltseinkommen führt zu mehr Arztbesuchen. 
Allein Erziehende neigen bei diesem objektiven 
Gesundheitsindikator zu einer höheren Inan- 
spruchnahme, der sich wieder reduziert, je älter 
das jüngste Kind ist und umso mehr Kinder im 
Haushalt leben. Multivariate Analysen der sub- 
jektiven Gesundheitszufriedenheit, die auf einer 
Skala von 0 bis 10 erfasst wurde, zeigen, dass 
mit dem Alter die Zufriedenheit mit der eigenen 
Gesundheit abnimmt. Personen mit einer höhe- 
ren formalen Bildung oder auch einem höheren 
Einkommen haben eine höhere Wahrscheinlich- 
keit, mit der eigenen Gesundheit zufrieden zu 
sein, als ihre Referenzgruppen. Das Alter und die 
Anzahl der Kinder hat dabei keine signifikante 
Bedeutung. Auch hier zeigt sich ein starker Zu- 
sammenhang zwischen der monetären Ressource 
„Einkommen und formale Bildung“ und der sub- 
jektiven Bewertung der eigenen Gesundheit. 

Ressource „Zeit“. Sehr ausführlich ist im Kapitel 
VI dargestellt, wie wichtig die Ressource „Zeit“ 
für Familien isf, welche Restriktionen und auch 
Chancen sie Familien gibt. Für ein breites Res- 
sourcenverständnis ist es zentral, dass auch die- 
ser zeitliche Aspekt Teil einer Ressourcenbe- 
trachtung ist. So wird die Zeit häufig als eine 
zentrale Investition in die Entwicklung von Kin- 
dern, aber auch in das Wohlbefinden anderer Fa- 
milienmitglieder bezeichnet. 

Als wichtige Indikatoren zur Erfassung und Be- 
wertung der Ressource Zeit können die Zufrie- 
denheit mit der frei verfügbaren Zeit, der so ge- 
nannten „freien“ Zeit und der Zeit, die mit 
Kindern verbracht wird, betrachtet werden. Die 
Zeit mit Kindern ist gleichzeitig auch ein wichti- 
ger Beitrag für die Herstellung des Humanver- 
mögens in Familien. 

Personen in Haushalten ohne Kinder sind mit ih- 
rer freien Zeit im Durchschnitt eher zufrieden, 
als Personen in Familienhaushalten. Multivariate 
Analysen für Personen in Haushalfen mit Kin- 
dern belegen, dass mit zunehmenden Alter des 
jüngsten Kindes die Zufriedenheit mit der freien 
Zeit zunimmt, mit dem eigenen Alter nimmt sie 
allerdings ab. Personen aus Familienhaushalten 
in ländlichen Regionen haben eine höhere Zu- 
friedenheit mit ihrer freien Zeit, während eine 
höhere formale Bildung zu einer geringeren Zu- 
friedenheit mit der freien Zeit beiträgt. Die Stun- 
den, die eine Person an einem Werktag mit der 
Betreuung von Kindern verbringt, nehmen mit 
zunehmendem Alter des Kindes und der Anzahl 
der Kinder ab. Männer verbringen deutlich 


Ressource Zeit - 
Voraussetzung für 
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weniger Zeit mit der Betreuung von Kindern als 
Frauen. Mit steigendem Einkommen nimmt die 
Zeit für die Betreuung der Kinder zu. Sie nimmt 
allerdings mit dem formalen Bildungsgrad ab. 
Auch Personen, die in ländlichen Regionen le- 
ben, verbringen im Durchschnitt weniger Zeit 
mit „Kinderbetreuung“ als Personen in Städten. 
Insgesamt lässt sich festhalten, dass monetäre 
Ressourcen auf der einen Seite zu mehr Zeit mit 
Kindern führen, während auf der anderen Seite 
die Zeit für Kinder mit dem formalen Bildungs- 
stand abnimmt. 

Ressource „Sozialkapital“. Die Herstellung des 
Sozialkapitals einer Gesellschaft ist eine weitere 
wichtige Herstellungsleistung, die in Familien 
und auch außerhalb von Familien erbracht wird. 
Wie in diesem Familienbericht an unterschiedli- 
chen Stellen dargestellt, leisten Familien ihren 
sehr spezifischen Beitrag zur Herstellung dieser 
wichtigen gesamtgesellschaftlichen Ressource. 

Ressource Sozial- Empirisch kann eine kleine Facette des Sozialka- 

kapitai - Herstei- pitals einer Gesellschaft zum Beispiel über das 
ehrenamtliche Engagement von Personen erfasst 
er ami len ^jj^lysen auf der Basis des SOEP und 

des Freiwilligensurveys zeigen, dass Personen, 
die in Haushalten mit Kindern leben, im Durch- 
schnitt mit einem höherem Anteil ehrenamtlich 
aktiv sind als Personen, die nicht mit Kindern zu- 
sammen leben und allein Erziehende. Mit dem 
Alter des jüngsten Kindes und der Anzahl der 
Kinder steigt die Wahrscheinlichkeit einer ehren- 
amtlichen Tätigkeit. Außerdem ergibt die Ana- 
lyse, dass Personen in Familienhaushalten mit 
steigendem Einkommen und einem höheren 
Grad an formaler Bildung mit größerer Wahr- 
scheinlichkeit ein Ehrenamt bekleiden. Einmal 
mehr verdeutlicht dies, wie wichtig Familien für 
die Herstellung des Sozialkapitals einer Gesell- 
schaft sind. Die Analyse verdeutlicht aber auch, 
dass mehr monetäre Ressourcen und ein größeres 
Humanvermögen Familien zur Herstellung von 
mehr Sozialkapital befähigen. 

Neben den dargestellten Ressourcen, über die 
Familien verfügen, kommt dem „Wohnen“ und 
auch der „Region“, in der Familien leben, eine 
wichtige Bedeutung zu. So bestimmt das direkte 
Wohnungsumfeld und auch das breitere Wohn- 
umfeld, wie Familien leben, wie sie andere Her- 
stellungsleistungen erbringen können und wel- 
che Optionen ihnen offen stehen. Die 
Nachbarschaft und die Kommune sind dabei 
- wie an anderen Stellen dieses Kapitels verdeut- 
licht - ebenfalls von großer Relevanz. 

Ressource „Wohnen“. Die Wohnung oder das 
Haus, in dem Familien leben, bestimmt das 
Wohlbefinden von Familien und deren Lebens- 
qualität. Hinzu kommt, dass die finanziellen Res- 
sourcen, die für das Wohnen aufgebracht werden 


müssen, den finanziellen Spielraum von Fami- 
lien stark beeinflussen. 

Im Durchschnitt zahlen Personen mit Kindern im 
Haushalt höhere Mieten als Personen in Nicht- 
familienhaushalten. Wird zusätzlich eine Bewer- 
tung des Hauseigentums von Personen berück- 
sichtigfis^ (Pg Hausbesitzer sind, so haben 
Personen in Haushalten ohne Kinder im Durch- 
schnitt eine höhere Mietbelastung. Eindeutig ist 
der so genannte „Crowding Effekt“, der besagt, 
dass in einem Haushalt mehr Personen leben, als 
Wohnräume vorhanden sind: 16 Prozent der Per- 
sonen in Haushalten mit Kindern leben in sol- 
chen Haushalten und nur 1 Prozent der Personen 
in Haushalten ohne Kinder, ln beengten Wohn- 
verhältnissen^® leben 40 Prozent der Personen in 
Haushalten mit Kindern, aber nur 26 Prozent der 
Personen in Haushalten ohne Kinder. Vor dem 
Hintergrund dieser objektiven Indikatoren über 
die Wohnverhältnisse ist es interessant, dass sich 
die Zufriedenheit mit den Wohnverhältnissen 
zwischen Personen in Haushalten mit Kindern 
und solchen Haushalten ohne Kinder nicht stark 
unterscheiden; vielmehr entsprechen sie im 
Durchschnitt den Einschätzungen auf einer Zu- 
friedenheitsskala von 0 bis 10 nahezu. 

Multivariate Analysen für Personen in Haushal- 
ten mit Kindern belegen, dass beengte Wohnver- 
hältnisse insbesondere für Familienhaushalte mit 
älteren und mehreren Kindern ein Problem sind. 
Auch jüngere, ausländische und weniger formal 
gebildete Personen haben eine höhere Wahr- 
scheinlichkeit, in beengten Wohnverhältnissen 
zu leben als die jeweiligen Referenzgruppen. 
Dies trifft auch auf Personen zu, die in Verdich- 
tungsräumen leben. Allein Erziehende, Migran- 
ten und Männer sind mit ihren Wohnverhältnis- 
sen unzufriedener als ihre jeweiligen 
Referenzgruppen. Die Wahrscheinlichkeit einer 
Zufriedenheit mit den eigenen Wohnverhältnis- 
sen steigt - so das Ergebnis multivariater Analy- 
sen - mit dem Einkommen und ist für Personen, 
die außerhalb von Verdichtungsräumen leben, 
größer. An diesem Beispiel wird besonders deut- 
lich, wie wichtig es ist, neben den objektiven 
Ressourcen auch die subjektive Bewertung der 
Ressourcenverfügbarkeit mit einzubeziehen. Ob- 
jektiv betrachtet leben Familienmitglieder eher 
in beengten Wohnverhältnissen als Personen 
ohne Kinder. Die subjektive Zufriedenheit der 


Dies erfolgt im Rahmen des sogenannten „imputed rent“- 
Ansatzes, bei dem der geldwerte Nettovorteil des selbstge- 
nützten Wohneigentums berechnet wird. 

Von einer „beengten Wohnfläche“ wird dann gesprochen, 
wenn ein Haushalt - je nach Zahl der dort lebenden Perso- 
nen - folgende Quadratmeter an Wohnfläche nicht zur 
Verfügung hat: 46 (eine Person), 72 (zwei Personen), 84 
(drei Personen), 102 (vier Personen), 112 (fünf Personen) 
und 120 (sechs Personen) (vgl. Joachim Frick 1995, 3ff). 
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Ressource Region - 
für Familien ent- 
scheidend für die fn- 
frastrukturangebote 


Ressource Einkom- 
men - für Familien 
Voraussetzung für 
Entwicklung von 
Lebenschancen 


Betroffenen zeigt jedoch, dass dies nicht unbe- 
dingt nur negativ zu bewerten ist. Sie zeigt aber 
auch, dass mit einem Mehr an monetären Res- 
sourcen die Bewertung auch dieser Ressource 
besser ausfallt, d. h. einkommensreichere Perso- 
nen zufriedener mit ihren Wohnverhältnissen 
sind als einkommensärmere. 

Ressource „Region“. Das breitere Wohnumfeld 
ist für Familien von ebenso großer Bedeutung 
wie das unmittelbare Wohnumfeld. Dies hängt 
u. a. damit zusammen, dass unterschiedliche Re- 
gionen und Regionstypen mit unterschiedlichen 
Optionen verbunden sind, sei es mit Optionen im 
Infrastrukturbereich oder in der Verfügbarkeit 
über familiale Netzwerke. So kann man für 
Deutschland nach wie vor feststellen, dass ländli- 
che Regionen im Allgemeinen weniger Infra- 
strukturangebote aufzuweisen haben, während 
die dort lebenden Personen i. d. R. über bessere 
familiale oder soziale Netzwerke verfügen. 

Multivariate Analysen für Personen in Haushal- 
ten mit Kindern zeigen, dass insbesondere allein 
Erziehende und Personen mit weniger Kindern 
und eher jüngeren Kindern in Verdichtungsräu- 
men leben. Mit dem Einkommen und dem for- 
malen Bildungsstand steigt die Wahrscheinlich- 
keit, in einem Verdichtungsraum zu wohnen. Mit 
zunehmenden monetären Ressourcen steigt so- 
mit die Wahrscheinlichkeit für Familienhaus- 
halte, auf der einen Seite in Regionen mit mehr 
Infrastrukturangeboten zu leben, auf der anderen 
Seite aber auch in Regionen mit größeren fami- 
lialen Netzwerken. 

Zwischenfazit. Bei den vielfältigen Ressourcen, 
über die Familien verfügen, zeigt sich, dass eine 
Kumulation in der Verfügbarkeit über Ressour- 
cen stattfindet. Bei Personen, die sowohl über 
gute monetäre Ressourcen verfügen, ist auch 
eine überdurchschnittliche Verfügbarkeit bei an- 
deren Ressourcen festzustellen. Mit zunehmen- 
dem Humanvermögen verfügen Personen über 
mehr Ressourcen. 

Die Vielfalt von Ressourcen, über die Familien 
verfügen bzw. an deren Herstellung sie sich be- 
teiligen, zeigt aber auch, dass Familien bei der 
Bereitstellung von Ressourcen Unterstützung 
brauchen. Diese Unterstützung ist sowohl in mo- 
netärer Hinsicht, in zeitlicher Hinsicht und in 
Hinblick auf ergänzende Infrastrukturangebote 
notwendig. Bevor wir im Bericht darauf weiter 
eingehen, soll zunächst differenzierter und aus- 
führlicher die Ressource Einkommen dargestellt 
werden und auf die spezifische Situation von 
prekären Einkommenslagen eingegangen wer- 
den. 

Ressource „Einkommen“. Für die Darstellung 
der monetären Einkommenssituation von Perso- 
nen ist es von zentraler Bedeutung, diese im 
Haushaltskontext vorzunehmen. Erst über die 


Einbindung des Einzelnen in einen je spezifi- 
schen Haushaltskontext werden z. B. unter- 
schiedliche Chancen am Arbeitsmarkt letztlich 
zu faktisch ungleichen Lebenschancen und Le- 
benslagen von Frauen und Männern, Müttern 
und Vätern, Eltern und Kindern, Eltern und kin- 
derlosen Paaren. Ob eine 35-jährige Bürokauf- 
frau allein sfehend ist, ob sie mit einem Software- 
ingenieur in einer ehelichen oder nichtehelichen 
Lebensgemeinschaft ohne Kinder lebt oder ihren 
Alltag als allein erziehende Mutter mit zwei min- 
derjährigen Kindern gestalten muss, hat ganz 
gravierende Konsequenzen für ihre Wohlstands- 
position^^. Diese Perspektive macht deutlich, 
dass sich die Einkommenslagen von Paaren mit 
Kindern bei der Betrachtung der Pro-Kopf-Ein- 
kommen zwar überdurchschnittlich häufig in den 
mittleren Einkommensklassen befinden. Im Ver- 
gleich zu den kinderlosen Paaren und allein 
stehenden Männern weisen Paare mit Kindern al- 
lerdings vergleichsweise benachteiligte Lebens- 
lagen auf Die niedrigsten Wohlstandspositionen 
(gemessen über das Einkommen) zwischen 
50 Prozent und 59 Prozent nehmen allein erzie- 
hende Frauen ein. Sie haben Kinder unter drei 
Jahren und sind zumeist jünger als 35 Jahre. Am 
unteren Ende der Einkommens skala stehen aber 
auch allein erziehende Mütter und Väter mit drei 
und mehr Kindern. Demgegenüber haben nicht 
verheiratete und verheiratet zusammenlebende 
Paare mit bis zu 153 Prozent die insgesamt 
höchsten Wohlstandspositionen inne, wenn man 
dies am Einkommen fest macht. Es handelt sich 
um kinderlose und zumeist jüngere Paare, bei de- 
nen die Frau unter 45 Jahre alt ist. Zu den in die- 
ser Hinsicht mit monetären Ressourcen gut aus- 
gestatteten Haushaltsformen gehören auch nicht 
eheliche Lebensgemeinschaften mit volljährigen 
Kindern. Um das gleiche Niveau monetärer Res- 
sourcen kinderloser Paare zu erreichen, müssten 
Eltern und ihren Kindern pro Kopf und Monat 
bis zu 600 Euro oder 50 Prozent mehr zur Verfü- 
gung sfehen. Besonders deutlich ist das Einkom- 
mensgefälle zwischen kinderlosen Paaren und 
Paaren mit Kindern in Lebensphasen, in denen 
die Entscheidungen für das ersfe Kind oder für 
weitere Kinder grundsätzlich fallen (Expertise 
Eggen 2005): Allein stehende Männer und allein 
stehende Frauen zwischen 35 und 44 Jahren er- 
reichen mit 113 Prozent und 108 Prozent eben- 
falls überdurchschnittlich hohe Einkommenspo- 
sitionen. 

Eine stetig steigende Zahl von Familienhaushal- 
ten in Deutschland muß ihren Alltag in prekären 


Relative Wohlstandspositionen beschreiben Einkommens- 
Unterschiede zwischen verschiedenen Lebensformen. Sie 
verdeutlichen die Abweichungen der durchschnittlichen 
Einkommen einzelner Lebensformen vom durehschnittli- 
chen Einkommen aller Lebensformen. Dabei wird das 
durchschnittliche gewichtete Pro-Kopf-Einkommen der 
Lebensformen gleich 1 00 Prozent gesetzt. 


Paare mit Kindern 
weisen im Vergleich 
zu kinderlosen Paa- 
ren benachteiligte 
Lebenslagen auf 
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Kinder von verhei- 
rateten Eltern bes- 
ser gestellt als ln 
anderen familialen 
Lebensformen 


Einkommenslagen gestalten. Besonders niedrig 
sind die Einkommen von jungen Familien, also 
von Familien mit Kindern unter drei Jahren oder 
von Müttern unter 35 Jahren. Oftmals sind die 
Pro-Kopf-Einkommen auch in späteren Lebens- 
phasen mit Kindern kaum höher. So zeigt etwa 
eine phasenspezifische Betrachtung der Pro- 
Kopf-Einkommen der Ehepaare mit Kindern, 
dass die grundsätzlich steigenden Nettoeinnah- 
men nicht mit dem wachsenden Bedarf der Fami- 
lien standhalten. 

Nach dem hier zugrunde gelegten Schwellenwert 
für Niedrigeinkommen wachsen in Deutschland 
1,4 Millionen minderjähriger Kinder unter öko- 
nomisch schwierigen Bedingungen auf Nach der 
hier verwendeten und weithin verbreiteten Defi- 
nition verfügen Haushalte über ein Niedrigein- 
kommen, sofern ihr Einkommen weniger als 
50 Prozent des durchschnittlichen gewichteten 
Einkommens (Median) aller Lebensformen be- 
trägt. ln Deutschland verfügen rund 12 Prozent 
aller Lebensformen über ein niedriges Pro-Kopf- 
Einkommen. Die Anteile von Ehepaaren mit 
Kindern, die ein Niedrigeinkommen beziehen, 
sind mit 6 Prozent insgesamt unterdurchschnitt- 
lich. Je mehr Kinder allerdings in einem Famili- 
enhaushalt leben, desto häufiger muss dieser mit 
einem Niedrigeinkommen auskommen: Bei Ehe- 
paaren mit drei und mehr Kindern beläuft sich 
das relative Armutsrisiko auf 13 Prozent. Zudem 
gilt, dass mit steigendem Alter der Kinder kei- 
neswegs immer der Anteil von Ehepaaren mit 
Kindern in finanziell schwierigen Lebenslagen 
sinkt. Im Gegenteil: ln einzelnen Altersphasen 
der Kinder steigt dieser Anteil sogar, etwa bei 
Ehepaaren mit Schulkindern. Erst wenn die Kin- 
der volljährig sind, geht er deutlich zurück. 

Insgesamt betrachtet wachsen Kinder von ver- 
heirateten Eltern im Vergleich zu anderen famili- 
alen Lebensformen jedoch vergleichsweise sel- 
ten unter finanziell schwierigen Bedingungen 
auf Bemerkenswert ist auch, dass die Einkom- 
menssituation von Paaren mit Kindern in Ost- 
deutschland - gemessen am regionalen Schwel- 
lenwert - günstiger ist als die der Familien in 
Westdeutschland. Vor allem Eltern mit Kindern 
unter sechs Jahren erreichen in Ostdeutschland 
höhere Wohlstandspositionen. Hier zeigt sich 
einmal mehr, dass die relativ hohe Erwerbsbetei- 
ligung der ostdeutschen Mütter mit Klein- und 
Vorschulkindern ein wesentlicher Schutzfaktor 
vor Armutslagen ist. Der zeitliche Umfang der 
jeweiligen Erwerbsbeteiligung, ob Vollzeit oder 
Teilzeit, scheint - sofern es sich um sozialversi- 
cherungspflichtige Arbeitsplätze handelt - eher 
nachrangig zu sein für die finanzielle Situation 
von Paaren mit Kindern (Expertise Klammer 
2004). Dagegen fällt die durchschnittliche Ein- 
kommensposition eines Familienhaushalts sicht- 
lich ab, wenn nur ein Eltemteil erwerbstätig ist. 
Allerdings schützt auch die Vollzeiterwerbstätig- 


keit beider Eltern die Familie keineswegs immer 
vor prekären Einkommensverhältnissen (Exper- 
tise Eggen 2004). Generell gilt, dass sich für 
Kinder die Wahrscheinlichkeit verringert, in ei- 
ner prekären Einkommenssituation aufzuwach- 
sen, wenn beide Eltern erwerbstätig sind. 

Nach Corak/Fertig/Tamm (2005), die die deut- 
sche Teilstudie für die internationale UNICEF- 
Studie durchgeführt haben und das SOEP als Ba- 
sis benutzten, haben sich die Armutsraten von 
Kindern allein erziehender Eltern in den 90er 
Jahren nicht erhöht. Allerdings lag deren Ar- 
mutsrisiko insgesamt deutlich höher als in Fami- 
lien allgemein. Während Kinder das Armutsri- 
siko von Zwei-Eltemfamilien kaum erhöhen, 
springt die Armutsrate bei Alleinstehenden von 
17 Prozent auf 38 Prozent (Corak/Fertig/Tamm 
2005, 13). Aus sozialpolitischer Sicht ist die Dy- 
namik der Armutsverläufe mindestens ebenso 
wichtig wie das generelle Risiko in der verglei- 
chenden Querschnittsbetrachtung. Hier geht es 
um Fragen, wie lange Armutsepisoden dauern 
und mit welcher Wahrscheinlichkeit Rückfälle in 
Armutslagen Vorkommen, wenn es der Familie 
gelungen ist, sich von Armut zu befreien. Außer- 
dem interessiert die Zunahme oder Abnahme von 
Arumutsrisiken im historischen Zeitablauf Im 
Bevölkerungsschnitt dauern seit 1984 Armutse- 
pisoden 1,40 Jahre, bei allein Erziehenden 
1,52 Jahre (Corak/Fertig/Tamm 2005, 18). Berück- 
sichtigt man die historische Dynamik seit 1984, 
dann zeigt sich, dass die Wahrscheinlichkeit für 
ein westdeutsches Kind, in einem Jahr in Armut 
zu geraten, von 3,3 Prozent zwischen 1984 und 
1992 auf 3,9 Prozent nach 1992 gewachsen ist. 
Im gleichen Zeitraum sank die Wahrscheinlich- 
keit, die Armut nach einem Jahr zu überwinden, 
von 49 Prozent auf 46 Prozent. Im Osten 
Deutschlands lag die jährliche Eintritts Wahr- 
scheinlichkeit in Armut vor 1996 um einen Pro- 
zentpunkt höher als im Westen, danach nivellier- 
ten sich die Ost-West-Unterschiede bei Eintritts- 
und Austrittswahrscheinlichkeiten. Bei allein Er- 
ziehenden ereichten die jährlichen Eintrittsraten 
in eine Armutslage seit 1992 mit 22,7 Prozent 
etwa das Sechsfache des allgemeinen Schnitts. 
Zugleich lagen ihre Austrittsraten nach einem 
Jahr Armutsdauer mit knapp 36 Prozent um ein 
Viertel unter dem allgemeinen Niveau von gut 
46 Prozent (Corak/Fertig/Tamm 2005, 20f). Das 
Risiko, nach einer Überwindung der Armut in 
diese zurückzufallen, hegt bei allein Erziehenden 
höher: Zwei Jahre Verweildauer oberhalb der Ar- 
mutsgrenze erreichten nur rund 29 Prozent der 
Kinder allein Erziehender im Vergleich zu 
53 Prozent der Kinder allgemein (Corak/Fertig/ 
Tamm 2005, 23). 

Maßnahmen wie der Kinderzuschlag ab dem 
1. Januar 2005 sind geeignet, das Armutsrisiko 
allein Erziehender etwas zu vermindern. Erste 
Wirkungen in diese Richtung zeigt auch Hartz IV: 


Dynamik der Ar- 
mutsverläufe wich- 
tig zu betrachten 
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Sozialpolitischer 
Blick auf Wechsel 
zwischen Armut und 
Nähe zur Armuts- 
grenze 


Davon profitieren allein erziehende Eltern und 
ihre Kinder überdurchschnittlich oft; 71,9 Pro- 
zent von ihnen bekommen jetzt mehr Arbeitslo- 
senunterstützung, wohingegen insbesondere 
Paare ohne Kinder durch die Anrechnung des 
Partner-Einkommens zu mehr als 80 Prozent 
schlechter gestellt sind als zuvor (Expertise 
Schulte 2005). Neben dieser finanziellen Entlas- 
tung scheint es aus sozialpolitischer Sicht gebo- 
ten, den Wechsel zwischen Armut und einem Le- 
ben oberhalb der Armutsgrenze stärker zu 
berücksichtigen. Das gilt speziell auch für allein 
Erziehende, da ihr erhöhtes Armutsrisiko we- 
sentlich dadurch bestimmt ist, ob sie trotz der 
Betreuung und Versorgung ihrer Kinder erwerbs- 
tätig sein können oder nicht. Entscheidend dafür 
isf die öffentliche Infrastruktur für Kinderbetreu- 
ung, auf die sie stärker angewiesen sind als El- 
tempaare. Es ist zu erwarten, dass Verbesserun- 
gen der Infrastruktur das Armutsrisiko der 
Kinder allein Erziehender mindestens ebenso 
senken wie die finanziellen Verbesserungen im 
Rahmen von Hartz IV. 

V.2 Besonderheiten von Familien 
in prekären Lebenslagen 

Die Einkommenslage eines Familienhaushalts, 
so haben wir gezeigt, ist von großer Bedeutung 
für die Realisierung ihrer vielfältigen Aufgaben 
der Alltagsgestaltung. Das verfügbare monatliche 
Haushaltsnettoeinkommen beeinflusst darüber 
hinaus wie das Geld- und Sachvermögen einer 
Familie den Handlungsrahmen zur Befriedigung 
der vielfältigen Bedürfnisse und Inferessen ihrer 
Mitglieder. 

Monetäre Ressourcen allein stellen keine hinrei- 
chende Bedingung für das Familienleben dar. 
Schon gar nicht ist damit ein gelingendes Auf- 
wachsen von Kindern jenseits von Armutslagen 
garantiert. Gleichwohl wird in marktwirtschaft- 
lich organisierten Gesellschaften die materielle 
Lebenslage von Familienhaushalten, u. a. in den 
Dimensionen Wohnen und Bildung, wesentlich 
vom verfügbaren Einkommen beeinflusst. 

Unterschreitet das Nettoeinkommen eines Haus- 
halts die 50 Prozent-Grenze des gewichteten 
durchschnittlichen Haushaltsnettoeinkommens 
der Bevölkerung in einem Land, dann wird ange- 
nommen, dass ein landesüblicher und damit „an- 
gemessener“ Lebensstandard nicht mehr reali- 
siert werden kann. Diese Grenze wird als relative 
Einkommensarmutsgrenze bezeichnet^*. 


Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Hg.) 
1991. Die Verschiebung der Einkommensarmutsgrenze 
auf 60 Prozent, die von der OECD jüngst festgesetzt wor- 
den ist, führt folgerichtig zu anderen Ergebnissen. Die hier 
vorgeschlagene relative Einkommensarmutsgrenze von 50 
Prozent bildet jedoch die soziale Realität in Deutschland 
besser ab. 


Armutsgrenzen werden haushaltsbezogen festge- 
legfi^. Dabei wird unterstellt, dass sämtliche Ein- 
künfte der Haushaltsmitglieder (Einkommen aus 
Erwerbsarbeit, Transferleistungen etc.) in eine 
gemeinsame Haushaltskasse einfheßen und alle 
Haushaltsangehörigen ihrem Bedarf entspre- 
chend am Haushaltseinkommen teilhaben*^. 

Nach dem Mikrozensus 2003 (Expertise Eggen 
2005, Abbildung V.6) leben gegenwärtig 9 Pro- 
zent aller Kinder unterhalb dieser Grenze, wobei 
allerdings die oben erwähnten Variationen nach 
Alter der Mutter, Familienstand und Geschlecht 
des Haushaltungsvorstandes zu berücksichtigen 
sind. Nach Corak/Fertig/Tamm (2005, 16) galten 
2001 von den minderjährigen Kindern 10,2 Pro- 
zent (50 Prozent-Schwelle) als relativ arm. Dies 
sind jene oben erwähnten 1,4 Mio. Kinder. Damit 
stimmen Mikrozensus und SOEP relativ gut 
überein. 

Zudem wird seit Jahren eine wachsende „Infanti- 
lisierung“ von Armut konstatiert, das heißt eine 
überproportionale Betroffenheit von Kindern 
durch relative Einkommensarmut im Vergleich 
zu anderen Altersgruppen (Butterwegge/Klundt/ 
Rasch 2005; Palentien 2004; Meier/Preuße/Sun- 
nus 2003; Huster 2003; Holz 2003). 

Eine wesentliche Ursache für das überdurch- 
schnittliche Armutsrisiko von allein erziehenden 
Müttern und ihren Kindern hegt in ihrer überpro- 
portionalen Betroffenheit von Erwerbslosigkeit 
bzw. wird durch zu niedrige oder nicht realisier- 
bare Unterhaltsansprüche verursacht. Hinzu 
kommt, dass flexible und ganztägige Betreuung- 
sangebote für Kinder als eine wichtige Voraus- 
setzung zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 
von allein Erziehenden nicht in ausreichendem 
Maße vorhanden sind. Darüber hinaus erschwert 
das vergleichsweise niedrige Einkommen in den 
so genannten frauentypischen Berufen eine ei- 
genständige Existenzsicherung durch Erwerbsar- 
beit. 

Misslingt die Vereinbarkeit von Beruf und Fami- 
lie bei den genannten armutsgefährdeten Famili- 
enformen, ist die Abhängigkeit von Sozialhilfe 


Die Struktur der Armutsquoten und die Zusammensetzung 
der Armutsrisikopopulation hängt entscheidend von der 
Wahl der verwendeten Äquivalenzskala ab. Äquivalenz- 
skalen ermöglichen es, das Einkommen von Haushalten 
durch die Zuordnung unterschiedlicher Gewichte für die 
einzelnen Mitglieder differenziert nach Haushaltsgröße zu 
analysieren. Dabei entspricht die alte OECD-Skala mit ih- 
ren Äquivalenzgewichten den deutschen institutioneilen 
Gegebenheiten und den zugrunde liegenden politischen 
Wertentscheidungen besser als die neue OECD-Skala. 
Diese Annahme ist nicht unumstritten, weil sie Mechanis- 
men der innerfamilialen Ungleichverteilung von Ressour- 
cen unberücksichtigt lässt. Gleichwohl stellt sie ein hand- 
habbares Instrument zur Ermittlung verfügbarer monetärer 
Ressourcen im Sinne eines angemessenen Lebensstan- 
dards für Kinder dar. 


Uberproportionale 
Betroffenheit der 
Kinder durch rela- 
tive Einkommens- 
armut 
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(bzw. ALG 11 oder Sozialgeld) bzw. ein länger- 
fristiger Verbleib in Armutslagen oft vorpro- 
grammiert. 


Kinder als Leidtra- 
gende des Armnts- 
risikos allein 


Das hohe Risiko allein erziehender Mütter und 
(nichtdeutscher) Mehrkinderfamilien, längerfris- 
tig in Armut zu leben oder wiederholt in Armut 
zu fallen, ist aus familienwissenschaftlicher und 
sozialisationstheoretischer Perspektive als äu- 
erziehender ßerst problematisch anzusehen: Zum einen mit 
Mutter Blick auf die aktuelle Lebenssituation, zum an- 
deren mit Blick auf die Entwicklungschancen der 
Kinder. Während der vorübergehende Sozialhilf- 
ebezug und die Erfahrung, durch Eigeninitiative 
und passfähige Unterstützungsangebote wieder 
zur Normalität zurückgefunden zu haben, ten- 
denziell persönlichkeitsstabilisierende Wirkun- 
gen befördern, läuft der Dauersozialhilfebezug 
auf Desillusionierung, auf soziale Isolation und 
die Erfahrung von Stigmatisierung hinaus. Perso- 
nen mit geringem Familieneinkommen haben ge- 
genüber den gut verdienenden Familienhaushal- 
ten deutlich höhere Depressivitätswerte. Für die 
Sozialisation der heranwachsenden Generation 
bleibt diese Situation nicht ohne Folgen und ist 
zudem vielfach gleich bedeutend mit einem weit 
gehenden Ausschluss von gesellschaftlicher Teil- 
habe und Chancengleichheit. So belegen interna- 
tionale Studien, dass die kognitive Entwicklung 
von Kindern durch mütterliche Depression be- 
einträchtigt wird, wobei vor allem die Qualität 
der Interaktion zwischen Müttern und Kindern 
durch die Depression leidet (Han 2005). 


zu ziehen. Meistens münden ihre Lebensverhält- 
nisse in prekärem Wohlstand, mit anderen Wor- 
ten: Die Beendigung des Bezugs von sozialstaat- 
lichen Transfers in Gestalt der Sozialhilfe ist 
nicht gleich bedeutend mit einem ausreichenden 
Familieneinkommen oder gar einem generellen 
Entkommen aus der Armutslage. 

V.2.1 Relative Armut hat 
viele Gesichter 

Die dynamische Armutsforschung hat in jüngster 
Zeit die Notwendigkeit betont, soziale Armut 
differenziert zu betrachten und in der Konse- 
quenz zielgruppenorientierte und passgenaue 
Konzepte zu erarbeiten. Die Vorstellung einer 
schicksalhaften Unausweichlichkeit im Sinne 
von „einmal arm, immer arm und dauerhaft auf 
Fremdhilfe angewiesen“ jedenfalls trifft als all- 
umfassendes Charakteristikum zur Beschrei- 
bung von prekären Einkommens- und Lebensla- 
gen in der Bundesrepublik Deutschland so nicht 
mehr zu. Vielmehr existieren neben der Gruppe 
der Armen, die dem althergebrachten Armutsbild 
entsprechen, Personengruppen, die zwar mit ver- 
festigtem Sozialhilfebezug oder unter langfristig 
prekären Einkommensverhältnissen ihren Alltag 
gestalten müssen, die aber nach besten Kräften 
versuchen, diese Situation aktiv zu bewältigen. 
Schließlich sind Familienhaushalte zu nennen, 
denen es gelingt, nach vorübergehenden Risiko- 
lagen wieder in gesicherte Lebensverhältnisse 
überzugehen (Leibfried u. a. 1995). 


Kinder brauchen für eine gelingende Kindheit 
ein zufriedenes und ausgeglichenes Herkunfts- 
milieu, materielle Sicherheit und die Vermittlung 
des Gefühls von Zuversicht und Zukunftsper- 
spektive. Dieses Bedingungsgefüge kann in El- 
ternhäusern, wo die Ausgrenzung aus dem Er- 
werbsleben, Geldmangel und persönlich erlittene 
Niederlagen bei der Jobsuche auftreten, fehlen. 
Die Beeinträchtigung von Wohlbefinden und Ge- 
sundheit geht mit einem Selbstwertverlust, häu- 
fig mit übermäßigem Alkoholgenuss einher und 
beeinträchtigt das Familienklima und die Bezie- 
hungen zu den Kindern (Andrä 2000, 276). 

Ohne einen Kausalzusammenhang zu unterstel- 
len, belegen unterschiedliche Untersuchungen 
aus der Familien- und Sozialisationsforschung 
die Tendenz einer Kumulation von Benachteili- 
gungen entlang des weiteren Lebenslaufs dieser 
Kinder. Eine Unterversorgung in finanzieller 
Hinsicht geht - wie bereits oben allgemein dis- 
kutiert - oft mit Unterversorgungslagen im Be- 
reich Wohnen und Gesundheit einher und zieht 
Defizite in der Bildung und im beruflichen Wer- 
degang nach sich. Selbst wenn das Ende des Be- 
zugs von Sozialhilfe in den genannten Risiko- 
haushaltstypen eintritt, ist daraus noch lange 
nicht der Schluss einer Rückkehr zur Normalität 


Allerdings deuten jüngste Untersuchungen zur 
Mobilität zwischen prekärem und gesichertem 
Wohlstand darauf hin, dass der weitaus größte 
Teil der prekär „Wohlhabenden“ wie auch der 
Armen längerfristig in ungünstigen Lebenslagen 
verbleiben wird, was die Notwendigkeit der Ver- 
mittlung von Alltagsbewältigungsstrategien 
nochmals deutlicher unterstreicht (Hübinger 
1999). Eine Studie zum Emährungsverhalten von 
Haushalten mit vermindertem Einkommen hat in 
diesem Zusammenhang zu einem interessanten 
Befund geführt: Das Emährungsverhalten von 
Familien, die schon lange Sozialhilfe beziehen 
(alte Armut), unterscheidet sich auffallend von 
den Emähmngspraktiken jener Familienhaus- 
halte, die erst seit kurzer Zeit in Armut leben. 
Während die Erstgenannten sich weder emäh- 
mngsphysiologisch ausgewogen noch gesund- 
heitsfördernd ernähren, zu fett, zu süß und zu 
einseitig essen, gehen die neuen Armen zwar auf 
Gmnd ihrer momentan finanziell schwierigen Si- 
tuation Kompromisse ein, ändern ihren bis zum 
Eintritt in die Armutslage üblichen Essstil jedoch 
nicht gmndlegend. Kompetenzen der Natuungs- 
zubereitung und Versorgung der Familie mit Es- 
sen und Trinken waren ebenso wie Basiskennt- 
nisse über eine gesunde Emähmng besser als bei 
den schon lange in Armut lebenden Familien 


Soziale Armut ist 
differenziert zu 
betrachten 


Notwendigkeit der 
Vermittlung von 
Alltagsbewälti- 
gungsstrategien 
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(Lehmkühler 2002). Allerdings gibt zu denken, 
dass auch ausgebildete Oekotrophologinnen und 
Oekotrophologen nicht im Stande waren, die 
Familienhaushalte mit dem verfügbaren Sozial- 
hilfebudget länger als bis zum 24. Tag eines lau- 
fenden Monats nach den Grundsätzen der Deut- 
schen Gesellschaft für Ernährung zu beköstigen. 

Jüngste Untersuchungen zur ökonomischen Lage 
von Migrantinnen und Migranten geben darüber 
Auskunft, dass die Vorstellung von den Migran- 
tinnen und Migranten als Opfern des bundes- 
deutschen ökonomischen Systems, als den Leid 
Tragenden mit durchgängig schlechten Arbeits- 
und Lebensbedingungen, denen es zudem an den 
notwendigen Kompetenzen zur Integration in das 
Leben in Deutschland mangele, korrigiert wer- 
den muss: Ein forschungsparadigmatischer Per- 
spektivenwechsel, der die Migrantinnen und 
malischer pTrtpekU- Migranten auch als Akteure bzw. Akteurinnen 
venweehsel: thematisiert, hat inzwischen zur Aufdeckung 
Migrantinnen als vielfältiger Kompetenzen und kreativer Poten- 
„Biografie-Bastler“ ^iale nicht deutscher Familienhaushalte bei ihrer 
Alltagsbewältigung oft unter Einschluss intakter 
familialer Netze beigetragen (und zwar bei deut- 
lich niedrigerem Einkommen und einer durch- 
schnittlich höheren Anzahl von Familienmitglie- 
dern als bei den deutschen Vergleichsgruppen), 
ohne deswegen diverse Problemlagen zu überse- 
hen (Biesecker 1996; 6. Familienbericht, 

BMFSFJ 2000b). Dennoch ruft das häufige Auf- 
wachsen von Kindern aus Zuwanderfamilien in 
ethnischen Gettos, die infrastrukturell benachtei- 
ligt sind, typische Problemkonstellationen hervor 
(Boos-Nünning 2000). 

Die Vielgestaltigkeit von Armut zeigt sich in ei- 
ner qualitativen Armutsstudie (Meier/Preusse/ 
Sunnus 2003), in der über eine vergleichende 
Analyse von zwölf Lebenslagenindikatoren*' 
eine haushaltsbezogene Armutstypologie gene- 
riert wird, der alle untersuchten Haushalte ein- 
deutig zugeordnet werden konnten. Das steht 
nicht im Widerspruch zu der Tatsache, dass sich 
bestimmte Charakteristika eines Typs durchaus 
auch bei einem anderen finden lassen und umge- 
kehrt: Deshalb ist es kaum hilfreich, von „den“ 
armen Haushalten zu sprechen. 

Die verwalteten Armen (Typl) 

Dieser Armutstyp ist durch das soziale Phäno- 
men einer generationsübergreifenden Armut 
charakterisiert. Seine Repräsentantinnen und Re- 


Es handelt sich um die Indikatoren: Äquivalenzeinkom- 
men, Anteil Erwerbseinkommen, Mietbelastung, Woh- 
nungsgröße, zeitliche Situation, Bildung, Gesundheit, psy- 
chosoziale Situation, institutionelles Netzwerk, familiales 
Netzwerk, sonstiges Netzwerk (Freunde, Bekannte, Nach- 
barn) sowie Alltagskompetenzen. 


präsentanten verfügen über vielfältige und lang- 
jährige Erfahrungen und Routinen im Umgang 
mit Armut, aber auch mit den Behörden und 
Institutionen, die - verwaltungstechnisch gese- 
hen - für diverse Probleme von versfefigter Ar- 
mut zuständig sind. Umgekehrt sind diese Haus- 
halte in den entsprechenden Einrichtungen seit 
langem bekannt. 

Ohne institutionelle Netzwerke gelingt die All- 
tagsbewältigung kaum noch. Typisch sind regel- 
mäßige Kontakte zum ASD oder zu Vertreterin- 
nen bzw. Vertretern der sozialpädagogischen 
bzw. haushaltsbezogenen Familienhilfe, um die 
Eltem-Kind-Beziehungen zu stabilisieren oder 
die Grundversorgung des Haushalts zu gewähr- 
leisten. 

Charakteristisch sind vergleichsweise niedrige 
Alltagskompetenzen und eine eher geringe Er- 
werbsorientierung. Man trifft auf das Phänomen 
„entglittener“ Zeitstrukturen; es bereitet oftmals 
schon Mühe, zwei bis drei Termine pro Woche 
zu koordinieren. 

Als Eltern sind die Erwachsenen weder mental „Verwaltete Arme“ - 
noch alltagspraktisch in der Lage, ihren Kindern generationsübergrei- 
Daseinskompetenzen wie Bindungs- und Kon- Armut 
fiiktfähigkeit, Durchhaltevermögen, emotionale 
Stabilität oder haushälterische Grundkompeten- 
zen zu vermitteln. Selbst bei gutem Willen be- 
steht eine ausgeprägte Hilflosigkeit, den Kindern 
zu einem Schulerfolg zu verhelfen, was ange- 
sichts der problematischen elterlichen „Schul- 
und Ausbildungskarrieren“ kaum überraschen 
kann. 

Erste Priorität in der Arbeit mit diesen Familien- 
haushalten hat die Gewährleistung von Wohl und 
Gesundheit der Kinder. Es geht dabei in einigen 
Fällen schlicht und einfach um lebensrettende 
Maßnahmen. Vernachlässigung, mitunter auch 
körperliche und sexuelle Gewalt führen dazu, 
dass Kinder vorübergehend oder auf Dauer aus 
der Familie heraus genommen und in Pfiegefa- 
milien oder in Heimen untergebracht werden. 

Tendenzen einer „Überversorgung“ durch feh- 
lende Vernetzung wurden in den analysierten ar- 
muts- und krisenintervenierenden Handlungsfel- 
dem nicht festgestellt. Demgegenüber besteht ein 
großer, bisher keineswegs gedeckter Handlungs- 
bedarf im Bereich der systematischen Ar- 
mutsprävention, um diese Kinder vor dauerhaf- 
ten und massiven Benachteiligungen in den 
Bereichen Wohnen, Bildung und Gesundheit zu 
schützen. Hier sind armutspräventive Maßnah- 
men einer sensiblen Kinder- und Jugendarbeit 
von der gezielten Frühförderung über eine ver- 
lässliche Begleitung und Unterstützung dieser 
Kinder in der Schulzeit bis hin zu einem gelin- 
genden Ausbildungsabschluss von Nöten. 
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Die erschöpften Einzelkämpferinnen und 
Einzelkämpfer (Typ 2) 


wird nicht unterstützt, sondern im Gegenteil kon- 
terkariert. 


Dieser Typ umfasst sowohl allein erziehende El- 
tern als auch Paare mit Kindern. Er zeichnet sich 
durch eine überproportionale Arbeitsbelastung 
im Familien- und Berufsalltag aus, ohne jedoch 
in Berufen wie Bürokauffrau oder Verwaltungs- 
angestellter im einfachen öffentlichen Dienst ein 
Einkommen oberhalb des sozio-kulturellen Exis- 
tenzminimums zu erreichen. Neben einer hohen 
Arbeitsbeanspruchung führen Krankheiten und 
deren Folgen, oft verbunden mit der Erfahrung, 
auch von offizieller Seite „damit allein gelassen“ 
zu werden, zu chronischen Erschöpfungszustän- 
den. 

Es handelt sich um Haushalte, die den Alltag für 
sich und ihre Kinder mit den vergleichsweise 
niedrigsten Äquivalenzeinkommen bewältigen 
müssen. Armutslagen treten in der Regel als 
Folge eines „kritischen“ Lebensereignisses wie 
Trennung bzw. Scheidung auf, aber auch als 
Folge der Geburt eines (weiteren) Kindes. Der 
Umgang mit Armut ist selten als generations- 
übergreifende Erfahrung vorhanden, ebenso we- 
nig der Umgang mit den zuständigen Ämtern 
und Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe. 

„Erschöpfte Einzel- Auffällig ist das Defizit an institutionellen Hil- 
kämpfer/innen“ - fgn, die auf die Bedarfslagen der „erschöpften 

uberj^oportionale Einzelkämpferinnen und Einzelkämpfer“ und ih- 
Belastung im . , , . , , , , 

Familien- und K.nider abgestimmt sind: Entweder erhalten 

Berufsalltag sie gar keine Unterstützung, weil sie keine auf- 
fälligen Probleme im Sinne des KJHG zeigen, 
oder den verantwortungsvollen Müttern und Vä- 
tern werden völlig unangemessene Angebote 
(„Fremdunterbringung der Kinder“) unterbreitet, 
wie sie für die „verwalteten Armen“ möglicher- 
weise angezeigt wären. Außerdem finden sich 
gehäuft Formen unterlassener Information, Auf- 
klärung oder Hilfe, etwa wenn ein Umzug in eine 
nach den Kölner Empfehlungen viel zu kleine 
Wohnung erfolgt, um Miete zu sparen, obwohl 
ein Anrecht auf Wohngeld besteht. 

Familiale Netzwerke erweisen sich häufig weni- 
ger als Ressource denn als zusätzliche Verpflich- 
tung, etwa, wenn die allein Erziehenden zusätz- 
lich ihre Mütter mit versorgen, die an beginnender 
Demenz oder an psychischen Problemen leiden. 

Wenn die Repräsentantinnen und Repräsentanten 
dieses Typs infolge eigener Erwerbstätigkeit er- 
gänzende Sozialhilfe oder andere Sozialleistun- 
gen wie Befreiung von Rundfunkgebühren oder 
Wohngeld beantragen, ist ein deutlich höherer 
Verwaltungsaufwand erforderlich als in Haushal- 
ten, die überwiegend von Sozialhilfe leben. Jede 
noch so geringfügige Einkommensänderung 
muss bei allen Geld gebenden Stellen angezeigt 
werden. Dadurch verstärkt sich der Zeitdruck 
und die Motivation, erwerbstätig zu bleiben. 


Die Vertreterinnen und Vertreter dieses Typs tra- 
gen das Risiko, durch die fatale Verknüpfung von 
materieller Benachteiligung dieser Lebensform, 
die durch Kinderbetreuung entstehenden Lücken 
in ihrer Erwerbsbiographie, zumal in schlecht be- 
zahlten Frauenberufen, der Armutslage zeitle- 
bens nicht mehr zu entkommen. 

Hier erweist sich die gerechtere Ausgestaltung 
des Familienleistungsausgleichs im Sinne der an- 
gemessenen Berücksichtigung von Kosten und 
Leistungen der Kindererziehung als besonders 
dringend geboten. Auch die gegenwärtig disku- 
tierten Modelle zu einer der Sozialhilfe vorgela- 
gerten Existenzsicherung von Kindern und 
Jugendlichen (Stichwort: Grundsicherung für 
Kinder) würden den Alltag der „erschöpften Ein- 
zelkämpferinnen und Einzelkämpfer“ und ihrer 
Kinder sichtlich erleichtern und sie von Sozial- 
hilfe unabhängig machen. 

Zielgruppenspezifische Hilfen für diesen Typ 
müssen dezidiert auf die Vermeidung von Er- 
schöpfungszuständen der Bezugsperson gerichtet 
sein, indem die vorhandenen Eigeninitiativen mit 
ambulanten, passgerechten Hilfen zur Alltagsbe- 
wältigung verknüpft werden. Darüber hinaus be- 
nötigen Mütter und Väter diesen Typs gezielte 
Hilfearrangements unter Einschluss verlässli- 
cher und qualitativ hochwertiger Angebote zur 
Kinderbetreuung für alle Altersgruppen, um eine 
Erwerbstätigkeit aufnehmen oder ihre Ausbil- 
dung beenden zu können. 

Die ambivalenten Jonglenrinnen 
nnd Jonglenre (Typ 3) 

Bei den Repräsentantinnen und Repräsentanten 
diesen Typs handelt es sich um Menschen, die 
zwar familienbiographisch zumindest durch se- 
quentielle Erfahrungen mit Armut geprägt sind, 
die aber objektiv betrachtet, durchaus Hand- 
lungsoptionen besaßen, ihre Lebenssituation ent- 
weder zu verbessern oder zu ihrem Nachteil zu 
verändern. 

Psychologisch begründbare ambivalente Persön- 
lichkeitsstrukturen münden in Verhaltensweisen, 
die üblicherweise als unvernünftig bezeichnet 
werden. Mitmenschen, darunter auch professio- 
nelle Helferinnen und Helfern, reagieren mit 
Kommentaren wie „Wie kann man nur.“ 

Es werden hohe Kredite aufgenommen, ohne in 
hinreichendem Maße die damit verbundenen fi- 
nanziellen Verpflichtungen zu bedenken. Es do- 
minieren Verhaltensmuster, diese Konsequenzen 
zu verdrängen oder man setzt auf das Prinzip 
„Hoffnung“, dass sich schon alles zum Guten 
wenden werde. Auffällig ist des Weiteren, dass 
trotz einer bestehenden Überschuldung des 


„Ambivalente Jong- 
leurinnen u. Jong- 
leure“ - sequentielle 
Erfahrungen mit Ar- 
mut 
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„Vernetzte Aktive“ 
nutzen Netzwerke 
und gehen mit insti- 
tutioneller Hilfe 
selbstbewusst um 


Haushalts keine Hilfe bei der Schuldnerberatung 
gesucht wird, obwohl die Überschuldungssitua- 
tion teilweise bereits hoffnungslos unübersicht- 
lich und psychisch durchaus als belastend emp- 
funden wird. 

Es werden vergleichsweise teure Wohnungen an- 
gemietet, die allerdings voraussetzen, dass der 
befristete Arbeitsplatz in einen unbefristeten ver- 
längert wird oder dass sich eine andere Erwerbs- 
möglichkeit eröffnet, was jedoch mit einem er- 
heblichen Risiko behaftet ist. Ausbildungen 
werden kurz vor dem Berufsabschluss abgebro- 
chen, ohne sich zu vergegenwärtigen, dass sich 
damit die Bedingungen auf einen Einstieg in das 
Erwerbsleben massiv verschlechtern. Festzuhal- 
ten bleibt allerdings, dass die Verhaltensweisen, 
die für ambivalente Jongleurinnen und Jongleure 
typisch sind, auch bei Menschen jenseits von ar- 
men und prekären Lebenslagen anzutreffen ist. 
Die Konsequenzen sind allerdings bei insgesamt 
besseren bildungsmäßigen und materiellen Res- 
sourcen weniger dramatisch. 

Beratungsprozesse mit Vertreterinnen und Ver- 
tretern diesen Typs müssen darauf ausgerichtet 
sein, gemeinsam mit den Betroffenen solche Be- 
ratungsziele zu entwickeln, die von ihnen mitge- 
tragen und mitverantwortet werden. Hilfepla- 
nung schließt dabei die Berücksichtigung von 
psychologischen Ressourcen und Grenzen der 
Ratsuchenden gleichermaßen ein. 

Haushaltsbezogene Bildung zum Umgang mit 
Geld und Behörden kann zumindest auf der ko- 
gnitiven Ebene die Konsequenzen „unvernünfti- 
gen“ Verhaltens vor Augen führen. Das hohe 
Ausmaß von Überschuldungen, wie es bei die- 
sem Typ vergleichsweise häufig anzutreffen ist, 
wäre ohne entsprechende Kreditvergabeprakti- 
ken seitens einschlägiger Finanzdienstleistungs- 
untemehmen nicht möglich. Im Sinne einer vo- 
rausschauenden Schadensbegrenzung muss hier 
dringend über rechtzeitig einsetzende Barrieren 
nachgedacht werden. 

Die vernetzten Aktiven (Typ 4) 

Das hervorstechende Charakteristikum der ver- 
netzten Aktiven besteht in ihrem Eingebun- 
densein in ein unterstützendes familiales Netz- 
werk und/oder in ihrer Fähigkeit, institutioneile 
Hilfen selbstbewusst und aktiv in ihren Alltag zu 
integrieren. 

Darunter befinden sich allein erziehende Mütter, 
die studieren oder ein Studium absolviert haben. 
Obwohl sie, insbesondere durch das Verhalten 
der Kindesväter, schwere persönliche Enttäu- 
schungen verkraften mussten, zeigen sie als So- 
zialhilfe beziehende Mütter ein gewisses Selbst- 
bewusstsein und sind in der Lage, ihre Situation 
nicht als individuelles Versagen zu deuten, son- 


dern versuchen, den Alltag mit ihren Kindern 
bestmöglich zu gestalten. Sie nehmen die Sozial- 
hilfe als ein ihnen zustehendes Grundrecht in 
Anspruch und loten die Möglichkeiten, die das 
Bundessozialhilfegesetz zur Verbesserung ihrer 
Lebenssituation bietet, kenntnisreich aus. 

Über die gängigen Hilfen der Sozial- und Ju- 
gendhilfe hinaus mobilisieren sie, wenn es erfor- 
derlich wird, auch andere kommunale Akteurin- 
nen und Akteure, darunter Frauenbeauftragte 
oder Kommunalpolitikerinnen und Kommunal- 
politiker, wenn sie auf den einschlägigen Verwal- 
tungswegen scheitern. 

Unterstützung durch die familialen Netzwerke 
erfolgen in Form von direkten monetären Trans- 
fers (zum Beispiel monatliche Geldzahlungen 
durch die Eltern) oder durch indirekte Unterstüt- 
zungsleistungen (zum Beispiel durch die Mitbe- 
nutzung eines Pkw, ohne für mehr als die Ben- 
zinkosten aufkommen zu müssen). Darüber 
hinaus übernehmen die Großeltern teilweise ver- 
lässlich und regelmäßig die Betreuung der Kin- 
der oder helfen tatkräftig bei der Wohnungsreno- 
vierung. 

Diese familialen Netze sind im Grunde kaum zu 
ersetzen. Der Alltag der Repräsentantinnen und 
Repräsentanten dieses Typs ist zwar ebenso wie 
die der verwalteten Armen, der erschöpften Ein- 
zelkämpferinnen und Einzelkämpfer sowie der 
ambivalenten Jongleurinnen und Jongleure durch 
eine Vielzahl von Problemen gekennzeichnet, die 
sie aber aufgrund der ermutigenden und verläss- 
lichen Unterstützung durch familiale Bezugsper- 
sonen sowie über die Mobilisierung von institu- 
tioneilen Hilfen vergleichsweise gut bewältigen. 
Hinzu kommt, dass es sich um stabile Persön- 
lichkeiten mit Selbstbewusstsein und einem ho- 
hen Energiepotential handelt, die vielfältige Da- 
seins- und Alltagskompetenzen besitzen und 
überdies häufig das Glück hatten, selbst in einem 
unterstützenden und gedeihlichen Umfeld aufge- 
wachsen zu sein. 

Gleichwohl bleibt festzustellen, dass die monetä- 
ren Spielräume in diesen Familienhaushalten 
überwiegend so eng bemessen sind, dass der 
Ausfall einer einzigen familialen Netzwerkper- 
son - etwa durch Krankheit oder Tod - das beste- 
hende Arrangement der Alltagsbewältigung in 
prekärer Lebenslage sofort bedrohlich gefährdet. 

Vertreter und Vertreterinnen dieses Typs bleiben 
nicht nur aus diesem Grund auf eine gerechtere 
Ausgestaltung des Familienleistungsausgleichs 
im Sinne der angemessenen Berücksichtigung 
von Kosten und Leistungen der Kindererziehung 
angewiesen. 

Außerdem würden auch hier die gegenwärtig 
diskutierten Modelle zu einer der Sozialhilfe vor- 
gelagerten Existenzsicherung von Kindern und 
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Notwendigkeit von 
zielgruppenspezifi- 
schen Hilfen 


Ergebnisse aus der 
Armutsforschung: 
differenzierte Prä- 
ventionsansätze 
notwendig 


Jugendlichen (Stichwort: Grundsicherung für 
Kinder) greifen und den Alltag der „vernetzten 
Aktiven“ und ihrer Kinder spürbar erleichtern 
und sie von Sozialhilfe unabhängig machen. 

Zielgruppenspezifische Hilfen für diesen Typ 
können sich dezidiert auf die facettenreichen 
Kompetenzen der vernetzten Aktiven beziehen, 
indem die vorhandenen Eigeninitiativen der Be- 
zugspersonen mit ambulanten, passgerechten 
Hilfen zur Alltagsbewältigung abgestimmt und 
verknüpft werden. Darüber hinaus benötigen ge- 
rade auch Mütter und Väter diesen Typs gezielte 
Unterstützungsarrangements, vor allem verlässli- 
che und qualitativ hochwertige Angebote zur 
Kinderbetreuung für alle Alfersgruppen, um ei- 
ner Erwerbstätigkeif nachgehen zu können oder 
um ihre Ausbildung fortzusetzen und erfolgreich 
zu beenden. 

V.2.2 Perspektiven der Prävention 

Folgende Ergebnisse aus der aktuellen Armuts- 
forschung bedürfen der eingehenden Reflexion 
durch Politik, der Fachvertreterinnen und Fach- 
vertretem der Sozialen Arbeit, darunter Bil- 
dungs- und Beratungskräfte, aber auch durch die 
kommunalen Verwaltungen: 

- Eine zufriedenstellende finanzielle Situation 
konnte lediglich in den Familienhaushalten 
konstatiert werden, wo zumindest ein Haus- 
haltsmitglied erwerbstätig ist oder Transfer- 
leistungen bezieht, die aus früherer Erwerbs- 
arbeit resultieren (Erwerbsunfähigkeits-/ 
Unfallrente). Allerdings sind Beschäftigungs- 
verhältnisse oftmals zeitlich befristet oder sie 
werden um den Preis einer unverhältnismäßig 
hohen zeitlichen Beanspruchung durch Er- 
werbs- und Fürsorgearbeit für mehrere Kin- 
der eingegangen. Dadurch ist der Gesund- 
heitszustand der Bezugsperson schon derzeit 
beeinträchtigt und mittelfristig ernsthaft ge- 
fährdet. 

- Haushalte, die ihren Alltag mit sehr niedrigen 
Einkommen gestalten müssen, sind oder 
waren durchgängig kinderreich. Es sind 
Haushalte, die größtenteils über hohe Alltags- 
kompetenzen verfügen und ihre Eigenverant- 
wortung darauf konzentrieren, mit dem weni- 
gen zurechtzukommen. Aus Schamgefühl 
oder wegen des hohen bürokratischen Auf- 
wands werden die bestehenden Ansprüche 
auf ergänzende Sozialhilfe und andere Sozial- 
leistungen nicht ausgeschöpft. Teilweise erle- 
gen sie sich Formen von Selbstbeschränkung 
auf, die ihren Alltag und die Entwick- 
lungschancen ihrer Kinder unverhältnismäßig 
belasten, etwa, wenn kostengünstige Woh- 
nungen angemietet werden, die unterhalb der 
gesetzlichen Mindeststandards der Wohn- 
raumversorgung bleiben. 


- Die meisten der (weiblichen) Bezugspersonen 
erwerben trotz ihrer umfangreichen Fürsorge- 
arbeit für mehrere Kinder, die größtenteils mit 
diskontinuierlichen Erwerbsbiographien in 
oft schlecht bezahlten Frauenberufen einher 
gehen, keine ausreichenden Versorgungsan- 
sprüche für das Alter, so dass Altersarmut 
vorhersehbar ist. Daran ändern die hohen All- 
tagskompetenzen dieser Mütter nichts. Auch 
aus vorangegangenen ehelichen Verbindun- 
gen erlangen sie keine ausreichenden Versor- 
gungsansprüche. Im Gegenteil, ihr ohnehin 
beschwerlicher Alltag wird vielfach durch 
Schulden, die aus vorangegangenen Ehen 
stammen und für die sie aufkommen müssen, 
zusätzlich belastet. 

- Familienhaushalte, die ihre Kinder bei knap- 
pen finanziellen Ressourcen selbst gut versor- 
gen und zusätzlich einer Erwerbstätigkeit 
nachgehen, stehen unter einer enormen zeitli- 
chen Belastung. Das trifft zumal für diejeni- 
gen zu, die keine familialen Nefzwerke haben 
und wegen der „Unauffälligkeif“ ihrer Kinder 
auch ohne nennenswerte institutionelle Hilfen 
bleiben. Pointiert gesagt: Eigeninitiative von 
armen Haushalten führt tendenziell zu einem 
Rückzug professioneller Hilfesysteme, anstatt 
die Ressourcen der Bezugsperson in dringend 
erforderliche passgerechte und alltagsunter- 
stützende Dienste einzubinden. 

- Zeitlich objektiv entspannte Verhältnisse fin- 
den sich lediglich in den wenigen Familien- 
haushalten, die über geringe Alltagskompe- 
tenzen verfügen, nicht oder nur geringfügig 
erwerbsfätig sind und in denen es aufgrund 
von Vernachlässigung oder Gewalt teilweise 
zur Fremdplatzierung der Kinder durch pro- 
fessionelle Hilfesysteme gekommen ist. Es 
handelt sich um Haushalte, die ihre Verant- 
wortung an institutioneile Netzwerke abgege- 
ben haben. Der dadurch gewonnene zeitliche 
Freiraum kann aber aufgrund mangelnder 
Alltagskompetenz und Bildung kaum sinnvoll 
genutzt werden. Es dominiert das Phänomen 
„entglittener Zeitstrukturen“. Institutioneile 
Hilfen im Sinne der Armutsintervention er- 
weisen sich im Interesse der Kinder als unver- 
zichtbar. 

- Familienhaushalte, deren Angehörige zumin- 
dest über einen beruflichen Abschluss verfü- 
gen, zeichnen sich tendenziell auch durch 
mittlere und hohe Alltagskompetenzen aus. 
Allerdings findet sich bei Studentinnen und 
Akademikerinnen eine deutlich ausgeprägtere 
Fähigkeit, ihre gesetzlichen Ansprüche („Pa- 
ragraphen-Dschungel“) zu nutzen und institu- 
tioneile Netzwerke zu mobilisieren, als das 
bei Frauen mit Lehrberufsabschluss oder älte- 
ren Frauen mit hoher Alltagskompetenz, aber 
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ohne Berufsabschluss der Fall ist. Letztere 
tendieren eher zu Formen der Selbstbeschrän- 
kung und Bescheidenheit, die ihren Alltag mit 
Kindern oftmals unnötig einschränken. Hier 
sind Aufklärung, Information und unbürokra- 
tisch-professionelle Hilfen erforderlich, um 
Gesundheit und Leistungsfähigkeit der Be- 
zugsperson zu erhalten. 

- Eine abgeschlossene Berufsausbildung ver- 
hindert Armutslagen von kinderreichen Fami- 
lien keineswegs. Die Einkommenssituation 
von Familienhaushalten wird bei der gegen- 
wärtigen Ausgestaltung des Familienleis- 
tungsausgleichs wesentlich bestimmt vom 
Umfang der Erwerbstätigkeit, den die er- 
wachsenen Haushaltsmitglieder zu leisten im- 
stande sind. Das setzt zum einen voraus, dass 
ein entsprechender Arbeitsplatz vorhanden 
ist, der sich mit der Sorgearbeit für die Kinder 
in Einklang bringen lässt (Stichwort: Entfer- 
nung zur Wohnung). Zum anderen braucht es 
adäquate Kinderbetreuungsmöglichkeiten, die 
jedoch oftmals nicht existieren. Insbesondere 
allein Erziehende müssen dieses Dilemma 
„lösen“, entweder durch eine enorme zeitliche 
Über-beanspruchung bei teils problemati- 
schen Arrangements der Kinderbetreuung, 
oder indem sie auf Einkommen verzichten 
und dadurch in prekäre Lebenslagen abglei- 
ten. 

- Die Wohnungssituation von Familienhaushal- 
ten in armen bzw. prekären Lebenslagen ist 
alles andere als befriedigend. Bezogen auf die 
Anzahl der Familienmitglieder sind sie in der 
Regel zu klein, befinden sich in einem 
schlechten baulichen Zustand und weisen 
kaum Abstellmöglichkeiten auf Hellhörige 
Wände rauben den ohnehin erschöpften Müt- 
tern den dringend benötigten Nachtschlaf 
oder sie müssen ihre Kinder wegen der Nach- 
barn ständig zur Ruhe ermahnen. Die Wohn- 
umgebung ist oftmals durch Straßenverkehr 
und dringend renovierungsbedürftige Außen- 
fassaden gekennzeichnet, ln den wenigen Fäl- 
len, wo eine angemessene Wohnraumversor- 
gung vorliegt, resultiert diese lediglich aus 
dem Umstand, dass Kinder bereits ausgezo- 
gen sind. Oder aber momentan befriedigende 
Wohnarrangements können auf Dauer nicht 
beibehalten werden, weil die Haushalte damit 
finanziell überfordert sind. 

- Bezugspersonen aus Familienhaushalten, die 
in armen bzw. prekären Wohlstandspositionen 
leben, weisen überwiegend gesundheitliche 
Beeinträchtigungen mittleren und schweren 
Grades auf oder sie laufen wegen chronischer 
oder latenter Erschöpfung Gefahr, ernsthaft 
zu erkranken. Je älter sie sind, desto vielfälti- 
ger ist das Krankheitsbild. Eine aktive Ausei- 
nandersetzung mit den Ursachen und Folgen 


von körperlichen und seelischen Krankheiten 
findet lediglich in den Haushalten statt, die 
über eine entsprechende Bildung verfügen. 
Andere erdulden eher ihr Schicksal und sind 
zudem vergleichsweise hilflos, wenn es da- 
rum geht, Krankheiten, Fehlentwicklungen 
oder Lembeeinträchtigungen ihrer Kinder zu 
erkennen und behandeln zu lassen. Alarmie- 
rend ist der Erschöpfungszustand von allein 
erziehenden Müttern und Vätern. Ihnen feh- 
len die finanziellen Ressourcen, um sich Er- 
holung und gelegentliche Abwechslung vom 
Alltag zu gönnen und zu organisieren. Die 
seit dem 1 . Januar 2005 erforderliche private 
Zuzahlung von 10 Euro pro Tag für eine Mut- 
ter-Kind-Kur ist in diesem Zusammenhang 
eine kontraproduktive Entscheidung und 
sollte dringend rückgängig gemacht werden. 

- Vorliegende Armutsstudien belegen den ho- 
hen Stellenwert von familialen Netzwerken 
sehr eindrücklich: Intakte familiale Netz- 
werke von Haushalten in armen und prekären 
Lebenslagen sind weder durch institutioneile 
noch durch Netzwerke von Freunden, Be- 
kannten und Nachbarn zu ersetzen. Insbeson- 
dere allein Erziehende können ihren Alltag 
vergleichsweise gut organisieren, wenn sie 
von einem familialen Netz getragen werden, 
sei es, um eine Ausbildung zu beenden, eine 
Erwerbstätigkeit aufzunehmen oder wenn es 
darum geht, bezahlbaren Wohnraum im elter- 
lichen Haus anzumieten. Weitere Hilfen gibt 
es in Form von regelmäßigen Geldzahlungen 
oder der verlässlichen Zubereitung von Mahl- 
zeiten. Allerdings hat die Forschung gut 
belegt, dass soziale Netzwerke meist sehr ho- 
mogen sind. Netzwerke sozialökonomisch 
benachteiligter Familienhaushalte bestehen 
überwiegend aus gleichermaßen benachteilig- 
ten Personen, die aufgrund ihrer eigenen fi- 
nanziellen und anderer Begrenzungen oftmals 
nicht in der Lage sind, Hilfen zu gewähren. 
Haushalte, die in Folge dessen nicht auf Un- 
terstützungsleistungen der Herkunftsfamilie 
zurückgreifen können, haben es wesentlich 
schwerer, den Alltag mit ihren Kindern zu or- 
ganisieren, zumal institutioneile Hilfen erst 
greifen, wenn die Betroffenen viel Zeit und 
Verwaltungsaufwand investieren. 

V.3 Demografische Vielfalt und 
Entwicklungsperspektiven 
von Familien 

ln den meisten internationalen demografischen 
Vergleichen (Eurostat 2002; UNO 2003; OECD 
2000) werden die einzelnen Nationen als Ganzes 
herangezogen, um Geburtenraten, Lebenserwar- 
tungen, Migrationsprozesse oder Familienzu- 
sammensetzungen zu analysieren. Diese Vorge- 
hensweise wurde hier auch beim internationalen 
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Bevölkerungsent- 
wicklung in Ost- nnd 
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unterschiedlicher 
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Demograiischer 
Rückgang in den 
neuen Bundeslän- 
dern nach der 
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Vergleich (Kap. 11) verwendet, obwohl wir wis- 
sen, dass solche Vergleiche, ähnlich wie auch 
bundesweite Bevölkerungsprognosen (Statisti- 
sches Bundesamt 2003b) verdecken, dass sich 
hinter diesen Durchschnittswerten erhebliche Va- 
riationen innerhalb der einzelnen Nationen ver- 
bergen. 

ln Deutschland ist diese demografische Vielfalt 
nach der Wiedervereinigung häufig thematisiert 
worden, weil die Abwanderungsprozesse aus den 
neuen Bundesländern (Münz 1998) und die dra- 
matisch eingebrochenen Geburtenraten schon 
früh erkennen ließen, dass die Bevölkerungsent- 
wicklungen in Ost- und in Westdeutschland aller 
Wahrscheinlichkeit nach einen unterschiedli- 
chen Verlauf nehmen werden, mit erheblichen 
Konsequenzen für die Lebenschancen von Kin- 
dern und Familien. So geht beispielsweise das 
Land Baden- Württemberg (Statistisches Landes- 
amt 2003) von einem Bevölkerungswachstum 
aus, während Dorbritz (Expertise 2004) für Sach- 
sen einen deutlichen Bevölkerungsrückgang pro- 
gnostiziert. Dorbritz führt diese Entwicklung im 
Wesentlichen auf die geringe Geburtenrate in 
Sachsen zurück, ähnlich wie auch in den anderen 
neuen Bundesländern, ln Kombination mit der 
Abwanderung vor allem junger Leute wird eine 
Rückkehr zu einer sehr viel höheren Zahl von 
Kindern wie in den frühen 80er Jahren unwahr- 
scheinlich sein, selbst dann, wenn die Geburten- 
raten steigen (UNO 2003; Lesthaege 1998, 
2000 ). 

V.3.1 Das demografische Echo 

Der Einbruch in Ostdeutschland von einer durch- 
schnittlichen Geburtenrate in 1989 von etwa 1,5 
bis 1,6 Kinder pro Frau auf unter ein Kind pro 
Frau in den Jahren nach der Wende kann im We- 
sentlichen darauf zurückgeführt werden, dass die 
unter 25-jährigen jungen Frauen in den neuen 
Bundesländern die neuen Möglichkeiten zu Bil- 
dung und Ausbildung nutzten und in dieser Al- 
tersphase wie in Westeuropa und den USA auf 
Kinder verzichteten. Dieses Muster zeigt sich im 
Übrigen auch in den mittel- und osteuropäischen 
Staaten (Expertise Bühler/Philipov 2004). Die 
Frauen zwischen 25 und 39 Jahren mussten zu- 
nächst mit der Unsicherheit der Wende fertig 
werden. Es ist wenig wahrscheinlich, dass die 
jüngeren Frauen unter 25 Jahren zu dem Verhal- 
ten früherer Frauengenerationen in der DDR 
zurückkehren und ihre Kinder sehr früh bekom- 
men, da sie heute, auch aufgrund von Arbeits- 
marktunsicherheiten, mehr Zeit und Energie in 
die Entwicklung ihrer Bildung investieren als die 
Generation ihrer Mütter und Großmütter. 

Während von den heute 55- bis 59-jährigen 
Frauen etwa 14 Prozent die Hochschulreife ha- 
ben (Abbildung A.V.l im Anhang), beträgt die- 


ser Anteil heute bei den unter 25-jährigen Frauen 
40 Prozent. Man vergisst leicht, dass die Bil- 
dungspolitik der DDR nach 1968 vor allem die 
mittleren Qualifikationen förderte. 

Bei den über 30-jährigen Frauen zeigt sich seit 
1996 (Statistisches Landesamt Mecklenburg- 
Vorpommern 2002) ein kontinuierlicher Anstieg 
der Geburtenrate, und es kann nicht ausgeschlos- 
sen werden, dass sich hier auf Dauer entspre- 
chende Zahlen ergeben, wie wir sie aus West- 
deutschland kennen. Einen ähnlichen Prozess 
gab es in den 50er Jahren, als das Saarland in die 
Bundesrepublik integriert wurde (Sinn 2003). 
Auch dort gab es einen Wechsel vom französi- 
schen zum deutschen Reproduktionsverhalten 
mit einer geringeren Zahl an Mehrkinderfami- 
lien. Aus regionalen Vergleichen wird aber auch 
deutlich, dass die Annahme einer relativ stabilen 
Geburtenrate in Deutschland von insgesamt etwa 
1,4 Kindern problematisch ist (Tabelle A.V.l im 
Anhang). Der Vergleich der Ziffern von Ost und 
West zeigt, dass die Stabilität der Geburtenrate in 
den letzten Jahren darauf zurückzuführen ist, 
dass in den neuen Bundesländern ein durch- 
schnittlicher Anstieg der Geburtenrate von etwa 
20 Prozent zu beobachten ist, gegenüber einem 
Rückgang um etwa 5 Prozent in den alten Bun- 
desländern. Dabei haben insbesondere Kreise in 
den alten Bundesländern mit bisher sehr hohen 
Geburtenraten deutliche Verluste hinnehmen 
müssen. Ostdeutsche Kreise, wie Eichsfeld, 
Güstrow, Aue -Schwarzenberg oder der Altmark- 
kreis Salzwedel weisen heute höhere Geburten- 
raten auf als Trier, Würzburg, Münster oder Hei- 
delberg. Der Hinweis auf diese westdeutschen 
Städte zeigt (Expertise Bücher 2004), dass die 
Frage des Geburtenrückgangs nicht mehr eine 
klare Differenzierung zwischen Ost und West er- 
laubt; wir müssen vielmehr akzeptieren, dass sol- 
che Geburtenrückgänge in Westdeutschland in 
gleicher Weise stattgefrmden haben und weiter- 
hin stattfinden und dass die rückläufigen Gebur- 
tenraten möglicherweise auch auf eine gemein- 
same Ursache zurückzuführen sind. 

Trotz dieser möglichen Annäherung der Gebur- 
tenrate wird es zwischen den meisten ostdeut- 
schen Kreisen und vielen westdeutschen Kreisen 
auf lange Sicht keine Angleichung im Altersauf- 
bau der Bevölkerung und damit auch für lange 
Zeit eine Differenzierung familialer Lebensver- 
hältnisse geben. Die zehn bis 15 Jahre Nachwen- 
dezeit haben ein demografisches Echo, das noch 
lange nachwirkt. Geringe Geburtenraten führen 
zu kleinen Geburtskohorten, in deren Folge die 
vorhandene Infrastruktur der Gemeinden zu groß 
ist und angepasst werden muss. Kommt zusätz- 
lich noch Abwanderung hinzu, verschärfen sich 
diese Probleme und bleiben so lange bestehen, 
bis diese Anpassungen vollzogen sind. Das dau- 
ert in der Regel mehr als eine Generation. Ob- 
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wohl es in der Bundesrepublik immer eine hohe 
Mobilität gegeben hat (BIB 2004), unterscheidet 
sich das heutige Deutschland von der früheren 
Bundesrepublik dadurch, dass die alte Bundesre- 
publik hohe Zuwanderungsgewinne durch eine 
hoch motivierte und gut qualifizierte Bevölke- 
rung erzielte, die aus den Ländern hinter dem 
„eisernen Vorhang“ in die Bundesrepublik kam; 
alle damaligen Bundesländer haben davon profi- 
tiert. 

Das Muster hat sich bis heute kaum verändert, 
nur dass die Länder, aus denen die Menschen ab- 
wandem, jetzt Teil der Bundesrepublik sind. Seit 
Anfang der Neunziger Jahre haben sie weitere 
Verluste, insbesondere der jungen Bevölkerung, 
erlitten. So hat Sachsen-Anhalt seit 1991 (Roloff 
2000) allein 300 von 1000 jungen Frauen im Al- 
ter von 18 bis 24 Jahren verloren und bei den 25- 
bis 29-Jährigen noch einmal rund 200 von 1000. 
Diese Wanderungsverluste können auch durch 
eine steigende Geburtenrate nicht ausgeglichen 
werden. Eine Politik für Familien wird daher in 
den neuen Bundesländern immer eine Politik 
sein, die mit „kleinen Kohorten“ (Köhler 2003) 
kämpfen muss. Die Kombination von Geburten- 
rückgang und Abwanderung gefährdet jede In- 
frastruktur für Familien und macht sie teilweise 
auch unbezahlbar. Die Familienpolitik wird hier 
vor allem mit dem demografischen Echo der 
90er Jahre zu kämpfen haben. Die Bundesländer 
Bayern und Baden- Württemberg, die das Wande- 
rungsziel der meisten jungen Menschen aus den 
neuen Bundesländern sind - etwa zwei Drittel 
der jungen erwachsenen Männer und Frauen - 
können den Konsequenzen des Geburtenrück- 
gangs gelassen entgegensehen, weil ihre eigenen 
demografischen Probleme weiterhin durch die 
Zuwanderung junger qualifizierter Menschen aus 
den neuen Bundesländern gelöst werden. 

ln vielen Regionen der neuen Bundesländer wird 
Familienpolitik angehalten sein, die vorhandene 
Infrastruktur zu erhalten. Das Wichtigste aber 
wird sein, den jungen Erwachsenen lokale Zu- 
kunftsperspektiven zu eröffnen, weil deren Ab- 
wanderung sonst weitergehen wird, und keine 
noch so gute Infrastruktur kann diesen Prozess 
aufhalten. 

Obwohl die alten Bundesländer in unterschiedli- 
chem Ausmaß von der Zuwanderung aus den 
neuen Bundesländern profitieren, haben einzelne 
Bundesländer wie etwa das Saarland oder 
Schleswig-Holstein (Bauereiss/Bayer/Bien 1997) 
ganz ähnliche Probleme mit den „kleinen Kohor- 
ten“, wenn auch nicht so ausgeprägt. Trotz unter- 
schiedlicher Entwicklungen werden aber auch 
die Bundesländer, die noch auf ein bescheidenes 
Wachstum hoffen, wie etwa Nordrhein- Westfa- 
len (1,3 Prozent bis 2020), in den großen urbanen 
Zentren mit den Auswirkungen des demografi- 


schen Wandels zu kämpfen haben, den sie nur 
partiell beeinflussen können. 

Dabei sind die Entwicklungen in den großen ur- 
banen Zentren Deutschlands für die Zukunft von 
besonderer Bedeutung. Folgt man den Daten des 
World Urbanisation Prospect (2003), leben heute 
fast 90 Prozent der deutschen Bevölkerung in ur- 
banen Regionen. Dabei zählt die UNO nicht nur 
die Kemstädte dazu, sondern auch die die Städte 
umgebenden suburbanen Regionen. Schon auf 
der Basis der Volkszählung von 1987 (Bertram/ 
Bayer/Bauereiss 1993) wurde für Deutschland 
der Nachweis geführt, dass die Kinderzahlen in 
den Städten in der Regel viel geringer sind als in 
den ländlichen Regionen. Schon damals wurde 
allerdings darauf hingewiesen (Bertram 1993), 
dass das städtische Lebensmuster mit seinen im 
Schnitt kleineren Familien zunehmend auch in 
den ländlichen Regionen gelebt wird. 

Beim Vergleich der Entwicklung seit 1972 lässt 
sich nachweisen, dass sich die großen Flächen- 
staaten in Deutschland, bei denen Anfang der 
70er Jahre in den ländlichen Regionen noch bis 
zu 25 Prozent Familien mit mehr als drei Kin- 
dern lebten, hinsichtlich der Zusammensetzung 
der Familien weit gehend den Stadtstaaten ange- 
glichen haben. 

Der dramatische Rückgang insbesondere der 
Drei- und Mehr-Kinder-Familien in den ländli- 
chen Regionen seit 1972, der als wesentliche Ur- 
sache für den Geburtenrückgang in Deutschland 
anzusehen ist, hat nun erhebliche Konsequenzen 
für die großen Stadtregionen. Die großen Städte, 
und auch das ist historisch keine neue Einsicht, 
haben in ihrem Wachstum und in ihrer Bestand- 
serhaltung fast nie auf die eigene Bevölkerung 
zurückgreifen können, sondern waren immer auf 
Zuwanderung angewiesen. Das Wachstum der 
deutschen Städte war immer das Ergebnis von 
Wanderungsgewinnen (Teuteberg/Wischermann 
1985). Aufgrund der deutlichen Rückgänge der 
Geburten auch in den ländlichen Regionen ist je- 
doch in Zukunft nicht mehr davon auszugehen, 
dass viele junge Menschen auf der Suche nach 
Ausbildung und Arbeitsplätzen in die großen 
Städte abwandem. Die Verkleinerung der Ge- 
burtskohorten, die wir seit Anfang bis Mitte der 
Achtziger Jahre beobachten, vermindert auch das 
Zuwanderungspotenzial junger Erwachsener in 
die urbanen Zentren. 

Auf Grund der Prognosen der UNO (2003) ist 
auch davon auszugehen, dass diese Prozesse der 
Verstädterung und der weiteren Verbreitung ur- 
baner Lebensformen weiter zunehmen werden. 
Alle Großstädte Deutschlands haben über viele 
Jahrzehnte mehr oder minder tatenlos hingenom- 
men, dass Familien mit Kindern in das Umland 
abwandem. Das war kein Problem, so lange die 
Städte davon ausgehen konnten, dass ihre 
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Abbildung V.l 

Veränderung der Anteile von Familien mit ein, zwei bzw. drei und mehr Kindern in den alten 
Bundesländern (von 1972 bis 2002) und in den neuen Bundesländern (von 1991 bis 2002) 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1, Reihe 3 „Haushalte und Familien“, verschiedene Jahrgänge (Ergebnisse des Mi- 
krozensus) 


attraktiven Arbeitsplätze und die gute Bildungs- 
infrastruktur ebenso wie das Lebensgefühl und 
die Offenheit der Metropolregionen die jungen 
Erwachsenen aus den ländlichen Regionen wie 
ein Magnet anziehen und die abwandemden Fa- 
milien weiter in den Städten arbeiten. 

Dazu kommt, dass insbesondere in den Städten 
jene hoch und höchst qualifizierten Arbeitsplätze 
anzutreffen sind, die von jungen Frauen mit ho- 
her Qualifikation nachgefragt werden. Urbane 
Lebensformen zusammen mit einem hohen An- 
teil an hoch und höchst qualifizierten Arbeits- 
plätzen scheinen zumindest in der Gegenwart 
nicht solche Optionen zu eröffnen, dass sich die 
jungen Erwachsenen für Kinder entscheiden. Ein 
Vergleich der Kinderlosigkeit in Deutschland 
nach dem Schul- und Bemfsabschluss zeigt, dass 
in einer Großstadt wie Hamburg 43 Prozent der 
40- bis 44-jährigen Hochschulabsolventinnen 
kinderlos sind gegenüber 27 Prozent bei der glei- 
chen Bildungs- und Altersgruppe in Baden- 


Württemberg oder nur 13 Prozent in den neuen 
Bundesländern: Städtische Lebensformen und 
hohe Qualifikationen sind in West- Deutschland 
eng mit Kinderlosigkeit verbunden. 

Aus diesen Gründen sind Großstädte und urbane 
Regionen besonders gefordert, Strategien zu ent- 
wickeln, dass Urbanität und hohe Qualifikation 
nicht wie heute bedeuten muss, dass fast die 
Hälfte dieser Bevölkerungsgruppe ohne Kinder 
lebt. Die nachhaltige Entwicklung des eigenen 
Humankapitals ist eine wesentliche Basis der ei- 
genen Zukunft, weil die ländlichen Regionen wie 
aber auch die neuen Bundesländer zunehmend 
weniger zur Bestandssicherung der Bevölkerung 
der westdeutschen Großstädte beitragen können. 

Diese werden in Zukunft ihre Investitionsent- 
scheidungen daraufhin sorgfältig zu prüfen ha- 
ben, ob nicht eine betont familienfreundliche Po- 
litik hinsichtlich der Wohnungen für Familien, 
der Räume für Kinder außerhalb der Wohnungen 
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Tabelle V.l 

Anteil (in Prozent) der 40- bis 44-jährigen Franen ohne ledige Kinder im Hanshalt 
nach höchstem Bildnngsabschlnss 2003 
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* Realschulabschluss incl. Abschluss der allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule der DDR 
^ Hochschulreife incl. Fachhochschulreife 

^ Fachhochschule/Hochschule incl. Verwaltungsfachhochschule und Promotion 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2003, Sonderauszählung 


und der Infrastruktur effizienter ist als eine Poli- 
tik, die sich auf die Ansiedlung von Wirtschafts- 
Unternehmen konzentriert. 

Hierfür sprechen auch Entwicklungstendenzen in 
den USA, wo die Unternehmen zunehmend dazu 
übergehen, sich außerhalb der urbanen Zentren 
anzusiedeln, weil sie im suburbanen Umfeld gut 
qualifizierte und kompetente Arbeitskräfte fin- 
den. Dies sind jene jungen Frauen, die mit ihren 
Familien dorthin gezogen sind, weil sie glaubten, 
dass in diesen Regionen die Lebensqualität für 
Kinder besser sei. Das ist keinesfalls nur eine 
amerikanische Entwicklung, vielmehr hat Ven- 
turi (2002) diesen Prozess ebenso für Norditalien 
nachgewiesen, wo am Fuße der Alpen eine netz- 
werkformige Stadtstruktur entstanden ist, in der 
benachbarte kleine Städte und Dörfer qualifizier- 
ten und einkommenstarken Familien aus den 
oberitalienischen Großstädten Grund und Boden 
und Infrastruktur für die Kinder angeboten ha- 
ben. Das hat zunehmend dazu geführt, dass auch 
die entsprechenden Arbeitsplätze dorthin gewan- 
dert sind. Venturi schätzt diese vernetzte Stadt in- 
zwischen auf rund 2,5 Mio. Einwohner. Die Ent- 
wicklung des Ruhrgebiets (Expertise Strohmeier/ 
Schultz/Weischer 2004) lässt erkennen, dass die- 
ser Prozess längst auch schon in vielen Teilen 
Deutschlands eingesetzt hat. 

Folgt man Strohmeier, sind es die Wanderungs- 
bewegungen von Familien, die zu einer „Polari- 


sierung“ von Lebensformen, Arbeitsplätzen und 
ethnischer Ausdifferenzierung beigetragen ha- 
ben. Junge deutsche Mittelschichtsfamilien mit 
Kindern sind in das Umland abgewandert, das 
damit zur Familienzone des Ruhrgebiets gewor- 
den ist. Als Konsequenz dieser Wanderungsbe- 
wegungen schrumpft in den Großstädten der An- 
teil der Kinder an der Gesamtbevölkerung und 
die Älteren bleiben ebenso zurück wie die nicht 
so mobile ärmere Bevölkerung, die Zuwanderer 
und die allein Erziehenden. Sind in diesen Städ- 
ten qualifizierte Dienstleistungsberufe verfügbar, 
so ergeben sich auch Wanderungsgewinne bei 
jungen Hochqualifizierten, in der Regel sind dies 
aber die allein stehenden Berufstätigen. Die Le- 
bensform Familie erleidet dadurch in den großen 
Städten einen Status- und Bedeutungsverlust, 
weil erfolgreiche junge Erwachsene in hoch qua- 
lifizierten Berufen eher allein stehend sind und 
Familien hier eher in den ärmeren Bevölkerungs- 
gruppen zu finden sind. Demgegenüber sind die 
positiven Geburtenentwicklungen in den Um- 
landkreisen des Ruhrgebiets, wie etwa Coesfeld, 
vor allem auf die Wanderungsgewinne junger 
mobiler und in der Regel auch beruflich erfolg- 
reicher Familien aus dem Ruhrgebiet zurückzu- 
führen (Expertise Strohmeier/Schultz/Weischer 
2004). Solche Gemeinden weisen einen unter- 
durchschnittlichen Anteil an Zuwanderem aus 
anderen Ländern auf, die Kinderzahlen sind trotz 
des Geburtenrückgangs aufgrund des Zuzugs 
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deutscher Familien stabil und die ökonomischen 
Aussichten dieser Gemeinden sehen viel günsti- 
ger aus als die Zukunftsperspektiven der Kem- 
städte im Ruhrgebiet. 

Jedoch gibt es nach den Befunden der Autoren 
dieser Studie noch eine zweite Gruppe von Rand- 
gemeinden mit sehr vielen Kindern, und zwar die 
eher schwerindustriell geprägten kleineren Städte 
und Gemeinden mit einem großen Anteil von 
Kindern und Jugendlichen nicht-deutscher Her- 
kunft. ln diesen durch die Schwerindustrie ge- 
prägten Gemeinden leben viele Kinder, aber eben 
nicht die Kinder bürgerlicher Mittelschichten. 
Man kann daher mit aller Vorsicht sagen, dass 
sich die Lebensverhältnisse von Kindern und 
Familien im Ruhrgebiet zunehmend polarisiert 
haben. Die Kemstädte und die schwerindustriell 
geprägten Gemeinden weisen eine hohe Konzen- 
tration von Zuwandererfamilien und anuen Fami- 
lien auf, ergänzt um einen stark expandierenden 
Nicht-Familiensektor. Dagegen sind von diesen 
Gemeinden und Kemstädten jene Gemeinden 
deutlich zu unterscheiden, die im eher nicht-indus- 
triell geprägten ländlichen Umland den Zuzug von 
Mittel- und Oberschichtsfamilien erlebt haben. 

Diese sozialräumliche Polarisierung wird für die 
Lebensbedingungen von Kindern, Familien und 


jungen Erwachsenen auf Dauer ganz unter- 
schiedliche Konsequenzen haben. Städte und Ge- 
meinden mit einer großen Zahl junger Familien 
aus den städtischen Mittelschichten werden es 
aufgrund der ökonomischen Möglichkeiten ihrer 
Bewohner, des guten Qualifikationsangebotes ih- 
rer Bürger und einer ausreichenden Kinderzahl 
vermutlich leichter haben, die Infrastruktur für 
Kinder zu verbessern und für Investoren mit Ar- 
beitsplätzen attraktiv zu sein. 

Für die alten industriellen Kernstädte sind viel 
größere Probleme zu bewältigen: Auf der einen 
Seite nimmt der Anteil der Kinder mit nicht- 
deutschem Hintergrund zu, und diese Kinder 
wachsen in der Regel in traditionellen familialen 
Lebensverhältnissen auf Auf der anderen Seite 
wohnt eine steigende Anzahl der Bevölkerung 
mit deutschem Hintergrund zunehmend für sich, 
lebt jedoch zunehmend in nicht-traditionalen Le- 
bensformen. Das ist hier von ganz besonderer 
Bedeutung, weil aufgrund der unterschiedlichen 
Reproduktionsraten davon auszugehen ist, dass 
aufgrund des weitgehenden Verschwindens der 
Montanindustrie insbesondere in den Gebieten 
mit besonderem Emeuerungsbedarf der Anteil 
der Kinder und Jugendlichen mit nicht-deut- 
schem Hintergrund in nicht zu ferner Zukunft 


Abbildung V.2 

Gesamtfruchtbarkeitsrate der deutschen Frauen in Berliner Bezirken 2000/2001 
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Quelle: Gustav Lebhart (2004), Fertilität und Migration in Berlin 1992-2002. Expertise zum Siebten Familienbericht der deut- 
schen Bundesregierung, Wien (Anhang) 
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Abbildung V.3 

Gesamtfruchtbarkeitsrate der ausländischen Frauen in Berliner Bezirken 2000/2001 



Grenzen: 129 Gebietseinheiten 


Fertilität in Berlin 
2000/2001 


über 2,00 
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Quelle: Gustav Lebhart, Fertilität und Migration in Berlin 1992 bis 2002. Expertise zum Siebten Familienbericht der deutschen 
Bundesregierung, Wien (Anhang) 


den Anteil der Kinder und Jugendlichen mit 
deutschem Hintergrund übersteigen wird. 

Man könnte nun meinen, diese kommunalen 
Trends seien Probleme allein des Ruhrgebiets. 
Eine detaillierte Analyse der demografischen 
Entwicklung einzelner Stadtbezirke in Berlin 
(Expertise Lebhart 2004) zeigt aber ebenso wie 
der Sozialatlas des Landes Berlin (2004), dass 
auch für Berlin ähnliche Entwicklungen zu beob- 
achten sind. Nach der Wende wanderten eine 
Reihe von Familien in das Umland ab und haben 
dort die ökonomische Entwicklung positiv beein- 
flusst. ln Berlin sind ähnliche Polarisierungsten- 
denzen nachzuweisen, wie sie Strohmeier, 
Schultz, und Weischer für das Ruhrgebief berich- 
ten. Dabei weist Lebhart (Expertise 2004, 9) da- 
rauf hin, dass in Berlin nicht nur die Geburten- 
rate von Müttern mit nicht-deutschem Hinter- 
grund über der der Mütter mit deutschem Hinter- 
grund von 1,1 hegt - was einen historischen 
Tiefstand zeigt - sondern dass heute (2002) circa 
43 Prozent der Kinder in nicht-ehelichen Lebens- 
gemeinschaften geboren werden. Davon haben 
allerdings nur knapp 5 Prozent der Mütter eine 
ausländische Staatsangehörigkeit, ln einer sol- 
chen Konstellation besteht zumindest die Gefahr, 
dass Kinderreichtum und das Leben in einer tra- 
ditionellen Familie gesellschaftlich eher abge- 


wertet werden, weil zunehmend jene Familien, 
die sozial als Vorbild dienen können, die Stadt 
verlassen haben und im Umland leben, während 
sich die traditionelle Form der Familie als typi- 
sche Lebensform ausländischer Familien mit ho- 
her Konzentration in bestimmten Stadtteilen dar- 
stellt. 

Wir können im Rahmen des Familienberichts 
nicht alle deutschen Großstädte im Einzelnen in 
ihrer Familienentwicklung analysieren. Aller- 
dings sind wir der Meinung, dass die Entwick- 
lungstendenzen wie im Ruhrgebiet oder in Berlin 
auch in anderen Großstädten untersucht werden 
sollten. Die Metropolen und großen Städte soll- 
ten schon allein um ihrer Zukunft willen solche 
Analysen erstellen, um Ansatzpunkte zu haben, 
wie eine Infrastrukturpolitik, eine Wohnungspo- 
litik und eine Arbeitsmarktpolitik sinnvoller- 
weise betrieben werden kann, um die großen 
Städte als Standort für Familien aus allen sozia- 
len Schichten attraktiv zu machen. 

V.3.2 Ökonomische Heterogenität 

ln der Sozialhilfestatistik zeigt sich die doppelte 
Polarisierung: Einerseits die Entwicklung sehr 
familienfreundlicher suburbaner Gemeinden ge- 
genüber städtischen Quartieren mit einem hohen 
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Anteil traditionell lebender Familien mit nicht- 
deutschem Hintergrund, und andererseits die in- 
nerstädtische Differenzierung zwischen den 
traditionellen familialen Lebensformen und an- 
deren Lebensformen. Beim Vergleich der Bun- 
desländer weisen zunächst die Stadtstaaten Ber- 
lin, Bremen und Hamburg die höchsten Anteile 
an Kindern unter sieben Jahren auf, die im Rah- 
men der Sozialhilfe unterstützt werden. 

ln den Stadtstaaten konzentrieren sich wie in vie- 
len großen Städten des Ruhrgebiets Lebensfor- 
men, wie die der allein erziehenden Mütter, die 
zumindest zeitweise auf die Unterstützung für 
Kinder durch den Staat angewiesen sind, aber 
auch Familien nicht-deutscher Herkunft, deren 
Mitglieder häufig Schwierigkeiten haben, eine 
Erwerbsarbeit zu finden (Leibfried u. a. 1995; 
Rainwater/Smeeding 2003; Corak/Fertig/Tamm 
2005). Auch in einem wohlhabenden Bundesland 
wie Bayern findet man solche Zusammenhänge, 
wenn auch das Risiko von Armut in Bayern für 
diese Kinder gering ist. 2003 beträgt der Anteil 
der unter 7- Jährigen etwa 7 Prozent an der Ge- 
samtbevölkerung, der Anteil dieser Altersgruppe 
an den Sozialhilfeempfängem und -empfängerin- 
nen liegt in Bayern aber nur bei 4 Prozent, ln der 
prosperierenden Großstadt Nürnberg beträgt aber 
der Prozentsatz der Sozialhilfeempfänger und 
-empfängerinnen dieser Altersgruppe 14 Prozent, 
obwohl dort nur 6 Prozent aller bayerischen Kin- 


der bis zu sieben Jahren leben. Dagegen sind im 
Umland in Relation zum Bevölkerungsanteil 
Kinder unterdurschnittlich betroffen. Dies ist der 
Tatsache geschuldet, dass in Nürnberg der Anteil 
der allein Erziehenden höher ist als im Umland 
und hier mehr ausländische Familien leben, ln 
der folgenden Tabelle sind einige Großstädte 
verschiedener Bundesländer, einige Kreise dieser 
Länder und die Stadtstaaten aufgeführt. Aus die- 
ser Zusammenstellung lässt sich diese ökonomi- 
sche Polarisierung zwischen unterschiedlichen 
Lebensverhältnissen von Familien mit Kindern 
illustrieren. 

Die Verteilung der hohen Anteile von Kindern 
unter sieben Jahren in großen Kommunen, die 
Sozialhilfe empfangen, macht deutlich, dass ne- 
ben wirtschaftlichen Gründen auch die Lebens- 
form eine hohe Bedeutung für die soziale Hilfe- 
abhängigkeit hat. ln einer Großstadt wie Berlin 
mit vielen allein Erziehenden ist der Anteil der 
sozialhilfeabhängigen Kinder erheblich höher als 
in anderen Großstädten, die eine vergleichsweise 
hohe Arbeitslosigkeit haben. Dazu gehört Duis- 
burg, wo die Sozialhilfeabhängigkeit lediglich 
bei 13 Prozent hegt im Vergleich zu 23 Prozent 
in Berlin. Dieser Zusammenhang zeigt sich auch 
beim Vergleich einer Großstadt wie Duisburg mit 
Bremen, ln Bremen fällt die Sozialhilfeabhän- 
gigkeit von Kindern bis zu sieben Jahren um 
10 Prozent höher aus als in Duisburg, obwohl in 


Abbildung V.4 


Kinder in der Sozialhilfe 2002 
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■ %“Anteil der unter 7-Jährigen des jeweiligen Bundeslandes an den unter 7- 
Jährigen Deutschlands 

■ %-Anteil der unter 7-jährigen Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt 
des jew eiligen Bundeslandes an den unter 7-jährigen Empfänger von laufender 
Hilfe zum Lebensunterhalt Deutschlands 

Quelle: DJI-Regionaldatenbank, Daten der Sozialhilfestatistik bzw. Bevölkerungsfortschreibung der Statistischen Landesämter 
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Tabelle V.2 

Verhältnis Sozialhilfeempfänger nnd -empfängerinnen znm Bevölkernngsanteil hei den 
nnter 7-Jährigen in ansgewählten Städten nnd Landkreisen 2002 


Stadt/Kreis 

%-Anteil der unter 
7-Jährigen an 
Bevökerung 
insgesamt 

%-Anteil der Sozial- 
hilfeempfänger/innen 
unter den unter 
7-Jährigen 

Verhältnis: Sozialhil- 
feempfänger/innen 
unter den unter 
7-Jährigen/Bevölke- 
rungsanteil der unter 
7- Jährigen* 

Hamburg 

6,2 

16,5 

2,6 

Bremen 

6,2 

22,1 

3,6 

Berlin 

5,8 

22,6 

3,9 

Essen 

5,9 

17,8 

3,0 

Duisburg 

6,6 

13,2 

2,0 

Köln 

6,6 

12,7 

1,9 

Leverkusen 

6,6 

4,8 

0,7 

Oberbergischer Kreis 

7,6 

5,3 

0,7 

Rheinisch-Bergischer- 

Kreis 

7,2 

3,9 

0,5 

Kreis Hochsauerland 

7,4 

4,8 

0,6 

Kreis Soest 

7,4 

2,9 

0,4 

Frankfurt 

6,3 

13,6 

2,2 

Kreis Fulda 

7,6 

6,3 

0,8 

Kreis 

Hersfeld-Rotenburg 

6,4 

6,9 

1,1 

Schwalm-Eder- Kreis 

6,6 

8,6 

1,3 

Werra-Meissner- Kreis 

6,0 

8,7 

1,4 

Nürnberg 

6,0 

14,4 

2,4 

Kreis 




Aichach-Friedberg 

7,8 

1,3 

0,2 

Kreis Augsburg 

7,5 

2,6 

0,3 

Kreis Dillingen/Donau 

7,7 

3,5 

0,5 

Kreis Donau-Ries 

7,7 

2,3 

0,3 


* Lesebeispiel: Der Anteil derjenigen, die in dieser Altersgruppe Sozialhilfe erhalten ist um ... höher bzw. niedriger als der 
Anteil dieser Altersgruppe an der Bevölkerung insgesamt. 

Quelle: DJI Regionaldatenbank auf der Basis der Daten der Statistischen Landesämter 
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Bremen die Erwerbsquote der Mütter erheblich 
höher liegt (15 Prozent). Aber auch der Anteil 
der erwerbstätigen sowie der nicht erwerbstäti- 
gen allein erziehenden Mütter in Bremen über- 
steigt deren Anteil in Duisburg fast um das Dop- 
pelte. Aus unserer Sicht wird aus diesen Daten 
deutlich, dass in jenen deutschen Regionen, in 
denen das Familienmodell des Haupternährers 
durch Leistungen der Angehörigen unterstützt 
wird, die Sozialhilfeabhängigkeit viel geringer 
ist. ln jenen Regionen dagegen, in denen dieses 
Modell weniger gelebt wird, wird die Unterstüt- 
zung der Angehörigen durch die des Staates er- 
setzt und muss bei hoher Arbeitslosigkeit ja auch 
ersetzt werden. 

Vergleicht man die einzelnen Bundesländer hin- 
sichtlich ihres relativen Pro-Kopf-Einkommens, 
so wird deutlich, dass sich in den neuen Bundes- 
ländern die ökonomische Situation von Kindern 
sehr viel günstiger darstellt als in den Stadtstaa- 
ten, Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Hessen 
und dem Saarland. 


Während in den neuen Bundesländern die Ein- 
kommenssituation von Familien mit Kindern in 
etwa dem Durchschnitt des jeweiligen Bundes- 
landes entspricht und dies auch für die süddeut- 
schen Bundesländer Rheinland-Pfalz, Baden- 
Württemberg und Bayern gesagt werden kann, 
gilt dies nicht für die anderen Bundesländer. 

Hier spielen zwei Faktoren eine Rolle, die weni- 
ger mit der ökonomischen Entwicklung der je- 
weiligen Bundesländer als vielmehr mit den je- 
weiligen gewählten Lebensformen zu tun haben, 
ln den neuen Bundesländern, in denen das Fami- 
lienemkommen m der Regel durch beide Partner Kinder besser 
erwirtschaftet wird, sind Kinder ökonomisch abgesiehert durch 
durch die Eltern, die gemeinsam zum Famili- ein Zweivcrdiener- 
eneinkommen beitragen, sehr viel besser abgesi- modell 
chert. Hier herrscht nicht mehr jenes Familien- 
modell der Industriegesellschaft vor, in dem das 
Haushaltseinkommen im Wesentlichen durch ei- 
nen Verdiener erwirtschaftet wird. Tritt in einer 
Zweiverdiener-Familie Arbeitslosigkeit ein oder 
zerbricht die Familie, sind die Familienmitglie- 
der durch die breitere ökonomische Basis besser 


Abbildung V.5 

Wohlstandspositionen'’ ^ der Kinder in Dentschland nnd seinen Ländern 2003 

(in Prozent) 
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' Bezogen auf den Durchschnitt der jeweiligen räumlichen Einheit 

^ Relative Wohlstandspositionen beschreiben Einkommensunterschiede zwischen verschiedenen Lebensformen. Sie verdeut- 
lichen die Abweichungen der durchschnittlichen Einkommen einzelner Lebensformen vom durchschnittlichen Einkommen 
aller Lebensformen. Dabei wird das durchschnittliche gewichtete Pro-Kopf-Einkommen der Lebensformen gleich 
100 Prozent gesetzt. 

Quelle: Bernd Eggen, Ökonomische Situation der Familie in Deutschland und in seinen Ländern 2003. Expertise zum Siebten 
Familienbericht der deutschen Bundesregierung, Stuttgart (Anhang) 
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abgesichert als in dem Modell des Hauptemäh- 
rers oder des Hauptemährers/Zuverdieners. 

Diese Aussage lässt sich auch bestätigen, wenn 
man Kinder in Familien mit niedrigem Einkom- 
men auf der Basis des jeweiligen Einkommens 
des einzelnen Bundeslandes vergleicht, ln Län- 
dern wie Berlin oder Hamburg, insbesondere 
aber in Bremen, leben Kinder in Familien zu ei- 
nem sehr hohen Prozentsatz (zwischen 11 und 
16 Prozent) unterhalb des Medians des durch- 
schnittlichen Pro-Kopf-Einkommens. 

Dies sind im Durchschnitt zwischen 50 und mehr 
als 100 Prozent höhere Werte als in den neuen 
Bundesländern und in den süddeutschen Län- 
dern. Dabei ist zu bedenken, dass das Saarland 
ökonomisch mindestens in einer ebenso schwie- 
rigen Lage ist wie beispielsweise der Stadtstaat 
Bremen. Es sei nur am Rande vermerkt, dass der 
größte Prozentsatz von Kindern in Familien mit 
höherem Einkommen in Hamburg zu finden ist 
und auch Bremen und Berlin hier nicht schlech- 
ter gestellt sind als die in den ökonomisch pros- 


perierenden süddeutschen Ländern (Abbildung 
A. V.2 im Anhang). 

Zunächst kann man festhalten, dass in den Bun- 
desländern, in denen eine Passung zwischen fa- 
milialen Lebensformen und ökonomischen Be- 
dingungen für diese Lebensform vorhanden sind, 
die Frage von Kinderarmut und Wohlstand von 
Familien sich völlig anders darstellt als in jenen 
Ländern, in denen diese Passung nicht existiert. 
Diese These lässt sich auch unter einer etwas an- 
deren Perspektive begründen. Vergleicht man 
den Anteil des überwiegenden Lebensunterhalts 
durch Erwerbstätigkeit in der Altersgruppe der 
35 bis unter 45-jährigen Frauen in der Bundesre- 
publik nach Ländern, so wird deutlich, dass die 
höchsten Anteile in den neuen Bundesländern zu 
finden sind, während in den alten Bundesländern 
die süddeutschen Länder vor den norddeutschen 
Ländern liegen. 

So liegen die Anteile des überwiegenden Le- 
bensunterhalts durch Erwerbstätigkeit in dieser 
Altersgruppe in Brandenburg mit 75 Prozent 
weit vor Hessen und Bayern, die beide rund 


Abbildung V.6 

Kinder in Familien mit niedrigen Einkommen^ in Dentschland nnd seinen Ländern 2003 
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Quelle: Bernd Eggen, Ökonomische Situation der Familie in Deutschland und in seinen Ländern 2003. Expertise zum Siebten 

Familienbericht der deutschen Bundesregierung, Stuttgart (Anhang) 
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Abbildung V.7 

Überwiegender Lebensunterhalt der 35- bis unter 45-jährigen Bevölkerung 
in den Bundesländern 2003 (in Prozent) 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2003, Sonderauszählung 


64 Prozent aufweisen. Dennoch ist die Abhän- 
gigkeit von staatlichen Transferleistungen in 
Brandenburg mit 19 Prozent gegenüber Hessen 
mit 4,3 Prozent und Bayern mit 3,9 Prozent fünf- 
mal so hoch. Noch deutlicher wird die Differenz, 
wenn Nordrhein- Westfalen mit einem Anteil von 
58 Prozent an überwiegendem Lebensunterhalt 
durch Erwerbstätigkeit und lediglich 5 Prozent 
Abhängigkeit von staatlichen Transferleistungen 
mit Mecklenburg- Vorpommern verglichen wird, 
wo 69 Prozent der Frauen ihren Lebensunterhalt 
durch Erwerbstätigkeit bestreiten, aber 25 Pro- 
zent staatliche Unterstützungsleistungen bezie- 
hen. Nicht die unterschiedliche Erwerbsbeteili- 
gung ist die Ursache für die unterschiedlichen 
staatlichen Unterstützungsleistungen, sondern die 
Differenzen in den Unterstützungsleistungen 
durch Angehörige. Hamburg, Bremen und Berlin 
bilden hier mit 10 bis 19 Prozent die westdeut- 
schen Schlusslichter, während das Saarland mit 
35 Prozent Unterstützungsleistungen durch An- 
gehörige vor Rheinland-Pfalz, Nordrhein- West- 
falen und Niedersachsen hegt, ln der öffentlichen 


Debatte wird aber ausschließlich die Frage der 
Abhängigkeit von staatlichen Transferleistungen 
thematisiert und kaum auf die unterschiedlichen 
familialen Lebensmodelle geachtet. Das führt 
dazu, dass die neuen Bundesländer mit dem 
Odium nachholender Modernisierung oder über- 
großer Arbeitslosigkeit belegt werden, obwohl 
sie viel besser als die westdeutschen Stadtstaaten 
und als einige Großstädte mit dem Problem der 

Kinder in prekären Lebenslagen zurechtkom- 

j j , I ^ -1 ■ I -i /-< Lase der Kinder in 

men und zudem auch noch teilweise höhere Ge- „„ „ 

den neuen Bundes- 

burtenraten aufweisen. Möglicherweise ist die ländern: besser als 
nachholende Modemisiemng eher ein Problem in der Öffentliehkeit 
der westdeutschen Länder und Großstädte, die dargestellt 
weder mit den ökonomischen Entwicklungen 
Süddeutschlands mithalten konnten noch in der 
Lage sind, so viele Arbeitsplätze für Frauen zu 
schaffen wie dies die neuen Bundesländer in nur 
15 Jahren geschafft haben (Tabelle A.V.3 im An- 
hang). 

Diese Städtevergleiche machen jedenfalls deut- 
lich, dass die recht kritische Beurteilung des Fa- 
milienatlas (Prognos 2005) in Bezug auf die 
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Lage der Kinder in 
West- nnd Süd- 
deutschland besser 
als in anderen 
Regionen 


neuen Bundesländer nur dadurch zustande 
kommt, dass die Autoren die Entscheidung und 
die Lebensvorstellungen der Bevölkerung in Be- 
zug auf Ehe und Familie für die ökonomische Si- 
tuation nicht richtig eingeschätzt haben. Die 
meisten ostdeutschen Städte und Landkreise wei- 
sen eine erheblich höhere Erwerbsquote bei den 
30 bis unter 50-jährigen Frauen auf, die Geburten- 
raten liegen auf oder über dem Niveau westdeut- 
scher Großstädte, die Sozialhilfeabhängigkeit der 
jüngeren Kinder liegt unter dem westdeutschen 
und die Versorgungsquote für Kinder ist deutlich 
höher. 

Entwickelt man in der Bundesrepublik das Mo- 
dell einer Familie, in der beide Partner jeweils 
für sich selbst ökonomisch verantwortlich sind 
und die gemeinsame Verantwortung für das Kind 
tragen, dann müsste die Erwerbsquote von Müt- 
tern in Westdeutschland deutlich gesteigert wer- 
den. Dies dürfte in Bundesländern wie Baden- 
Württemberg, das schon in naher Zukunft einen 
erheblichen Mangel an Fachkräften erwartet, 
sehr viel leichter zu bewerkstelligen sein als etwa 
im Saarland, in Bremen, Nordrhein- Westfalen, 
Hamburg oder Berlin, wo heute (2003) ca. 
74 Prozent der Frauen gegenüber 77 Prozent der 
Männer arbeiten und die Unterstützung durch 
Angehörige 1 1 Prozent der Frauen und 5 Prozent 
der Männer erfahren, ln Berlin wie in vielen 
Bundesländern fehlen Arbeitsplätze und der An- 
teil der Unterstützung durch die staatlichen 
Transferleistungen von Frauen und Männern 
übersteigt mit 14 bzw. 17 Prozent die Unterstüt- 
zung durch Angehörige in hohem Maße. 

Das Festhalten eines relativ großen Anteils west- 
deutscher und süddeutscher Väter und Mütter an 
dem Modell familialer Unterstützung, trotz rela- 
tiv guter Arbeitsmarktchancen in manchen süd- 
deutschen Regionen, ist dort eine der wesentli- 
chen Ursachen für die geringere Abhängigkeit 
der Kinder von der Sozialhilfe, die in vielen an- 
deren Regionen der Bundesrepublik inzwischen 
an die Stelle der Unterstützungsleistungen durch 
Angehörige getreten ist, weil dort jenes Famili- 
enmodell nicht gelebt wird. 

Unter einer Familien- und sozialpolitischen Per- 
spektive stellt sich ganz unabhängig von der Ar- 
beitsmarktentwicklung die Frage, wie Staat und 
Gesellschaft mit diesen regionalen Differenzie- 
rungen, die ganz unterschiedliche kulturelle 
Wertmuster und ökonomische Entwicklung do- 
kumentieren, umgehen sollen. An dieser Stelle 
soll nicht das Problem der horizontalen Gerech- 
tigkeit zwischen denjenigen, die sich für dieses 
Familienmodell entscheiden und damit die Kos- 
ten für diese Familie allein tragen, und jenen, die 
sich nicht für eine solche Lebensform enfschei- 
den, thematisiert werden, weil dies der Fünfte 
Familienbericht (BMFuS 1994) ausführlich erör- 


tert hat. An dieser Stelle sollen lediglich einige 
Überlegungen zur Zukunftsfähigkeit der unter- 
schiedlichen Modelle formuliert und die Effekti- 
vität bei der Vermeidung von relativer Armut für 
Mütter und Kinder diskutiert werden. 

Wir haben im internationalen Vergleich gesehen, 
dass die nordeuropäischen Länder in Bezug auf 
die Effizienz der Bekämpfung von relativer Kin- 
derarmut von keinem anderen europäischen 
Land erreicht werden. Ein wesentlicher Unter- 
schied der familienunterstützenden Maßnahmen 
in den nordeuropäischen Länder ist darin zu se- 
hen, dass dort konsequent versucht wurde, ein 
Familienmodell der ökonomischen Selbststän- 
digkeit von Mann und Frau zu etablieren, das es 
beiden ermöglicht, für sich selbst zu entscheiden, 
sich eine bestimmte Zeit überwiegend der Für- 
sorge für Kinder zu widmen. Im Abschnitt V.5 
wurde am Beispiel der Tagespflege deutlich ge- 
macht, dass auch davon Arbeitsmarkteffekte er- 
wartet werden können. Auch wenn diese Effekte 
relativ gering sind, zeigt sich, dass Investitionen 
der Länder und Kommunen in diesen Bereich bei 
einer entsprechenden familienpolitischen Kon- 
zeption des Bundes einen Politikmix erkennen 
lassen, dem Hoem (Kap. 11) positive demogra- 
phische Effekte zuspricht. Wir werden im Kapi- 
tel Vll auf dieses Thema des Zusammenhangs 
von familialen Lebensentwürfen und ökonomi- 
scher Entwicklung zurückkommen, weil die Zu- 
kunft von Familie auch von der Organisation der 
ökonomischen Basis der jeweiligen Gesellschaft 
her gedacht werden muss. 

V.3.3 Die doppelte Polarisierung und 
Entwicklungsbedingungen für 
Kinder 

Für die regionale Vielfalt von Lebensformen in 
Ost-, West-, Nord- und Süddeutschland gibt es 
bisher noch keine griffige Beschreibung, wohin- 
gegen die kleinräumige Differenzierung von Le- 
bensformen in den großstädtischen Kemberei- 
chen und den Umlandgemeinden mit dem 
Begriff der doppelten Polarisierung beschrieben 
werden. Diese wurde von Strohmeier, Schultz, 
und Weischer in ihrer Expertise (2004) für das 
Ruhrgebiet und Lebhart (Expertise 2004) für 
Berlin aufgezeigt und machen deutlich, dass 
selbst innerhalb eines Bundeslandes die Lebens- 
form , Familie' nicht nur unterschiedliche Le- 
bensweisen umfasst, sondern auch ganz unter- 
schiedliche Bewertungen erfährt, ln den 
ländlichen Kreisen mit einem hohen Anteil an 
Kindern in ökonomisch gesicherten familialen 
Lebensverhältnissen ist der Anteil der berufstäti- 
gen Mütter nicht geringer als in den großen Städ- 
ten. Kreise wie Tuttlingen oder Dillingen an der 
Donau mit Geburtenraten von 1,6 Kindern wei- 
sen Beschäftigungsquoten von 570 bis 600 be- 
schäftigte Frauen je 1000 Frauen im Alter von 
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30 bis unter 50 Jahren auf. ln einem solehen Kon- 
text mit minimaler Arbeitslosigkeit und einem 
hohen Anteil an Wohneigentum bedeutet Familie 
etwas völlig anderes als in einer Großstadt mit 
hoher Arbeitslosigkeit, wenig Kindern, einem 
hohen Anteil zugewanderter Familien aus ande- 
ren Ländern und einem hohen Anteil an Singles. 
Das zeigen nieht nur die Ergebnisse des Projekts 
„Soziale Stadt“ (Expertise Böhme/Meyer 2004), 
diese Entwieklungstendenzen verlaufen offen- 
siehtlieh aueh parallel in vielen europäisehen 
Ländern und in den Vereinigten Staaten (Kleba- 
nov/Brooks-Gunn/Duncan 1994; Piquero/ 
Lawton 2002; Leventahl/Brooks-Gunn 2001). 
Diese Polarisierung zwisehen relativ wohlhaben- 
den, suburbanen oder ländliehen und kinderrei- 
ehen Gemeinden und städtisehen Bezirken mit 
einem höheren Anteil von Familien mit nieht- 
deutsehem Hintergrund sowie die Polarisierung 
innerhalb der Städte, zwisehen neuen oder alter- 
nativen Lebensformen und den eher traditionell 
lebenden Familien, bleibt nieht ohne Konsequen- 
zen für die kindlichen Entwicklungschancen. 

Auch wenn davon auszugehen ist, dass viele die- 
ser Entwicklungschancen, insbesondere im Bil- 
dungsbereich, auch durch die ökonomischen 
Ressourcen der Eltern (Sobolewski/Amato 2005) 
beeinflusst werden, gibt es inzwischen in der an- 
gelsächsischen Literatur eine Fülle von Materia- 
lien, die den Einfluss der sozial-ökologischen 
Lebensumwelt von Kindern auf ihre Entwick- 
lung nachweisen können (Leventhal/Brooks- 
Gunn 2001; Goering 2003). Diese Entwick- 
lungschancen beziehen sich auf alle Aspekte der 
Entwicklung von Kindern, ihre Gesundheit, die 
kognitive Entwicklung und die sozial-emotionale 
Entwicklung, aber auch auf das Risiko, Entschei- 
dungen für das eigene Leben zu treffen, die es 
schwer machen, in modernen Gesellschaften er- 
folgreich zu sein. Das hängt damit zusammen, 
dass Kinder und Jugendliche zwar in einem El- 
ternhaus aufwachsen, aber die Lebensumwelt der 
Kinder selbst, insbesondere die Gruppe der 
Gleichaltrigen für die Entwicklung von Werten 
und Normen von erheblicher Bedeutung ist. 
Diese außerfamilialen kollektiven Sozialisations- 
prozesse können von den Eltern nur dann wirk- 
lich beeinflusst werden, wenn die Eltern in be- 
nachteiligten Quartieren selbst durch ein 
besonders hohes Engagement das Leben und die 
Entwicklung ihrer Kinder besonders intensiv be- 
einflussen. So z. B. auch außerhalb dieser Nach- 
barschaften Beziehungen mit anderen Kindern 
aufbauen oder sich darum bemühen, durch ein 
großes Netz sozialer Beziehungen insbesondere 
in der Verwandtschaft für die Kinder Ansprech- 
partner zu finden, aber auch indem sie den Um- 
gang mit Freunden relativ genau kontrollieren 
(Alt 2005). Diese Art des Familienmanagements 
(Furstenberg u. a. 1999) setzt nicht nur besonders 


engagierte Eltern voraus, sondern dies ist in be- 
nachteiligten Nachbarschaften für Eltern auch 
sehr schwer zu realisieren. Daneben gibt es na- 
türlich auch Kinder, die aufgrund ihrer Persön- 
lichkeit auch unter sehr schwierigen Umständen 
immer wieder in der Lage sind, die schwierigen 
Lebensumstände, in denen sie aufwachsen, zu 
überwinden. 

Es kann nicht die Basis einer familien- und kin- 
derorientierten kommunalen Sozialpolitik sein, 
dass das Familienmanagement die Einflüsse kol- 
lektiver Sozialisationsprozesse ausgleichen kann 
oder aber die Kinder selbst in der Lage sind, die- 
ses zu bewältigen. Seit Furstenberg (1993) ist be- 
kannt, dass engagierte Eltern in benachteiligten 
Regionen eher selten sind, weil die Chancen, be- 
stimmte Ziele für ihre Kinder zu erreichen, auf 
Grund der eingeschränkt verfügbaren Ressour- 
cen begrenzt sind. Die Ausstattung dieser Quar- 
tiere mit einer Infrastruktur, die durch ein reiches 
Angebot an Bildungs- und Spielmöglichkeiten 
sowie anderen Optionen der Freizeitgestaltung 
einen Teil dieser Probleme auffängt oder ausglei- 
chen kann, ist eher selten. Dies hegt daran, dass 
den Kommunen einerseits in der Regel hierfür 
die ökonomischen Ressourcen fehlen und ande- 
rerseits jene Eltern, die diese Ressourcen im Inte- 
resse ihrer Kinder einfordem und auch politisch 
durchsetzen können, diese Bezirke häufig verlas- 
sen oder verlassen haben. 

Es stellt sich die Frage, ob eine demokratische 
Gesellschaft, welche die Gleichheit der Lebens- 
chancen von Kindern als ein wesentliches Ele- 
ment der Bürgerrechte dieser Gesellschaft be- 
greift (Dahrendorf 1966), solche Prozesse als ge- 
geben hinnehmen kann. Weiterhin bleibt offen, 
ob die Abwanderung junger Erwachsener aus 
den ländlichen Regionen der neuen Bundeslän- 
der und das Verbleiben (zu) kleiner Kinderkohor- 
ten mit der Konsequenz, dass die dort existieren- 
den Infrastrukturen nicht mehr aufrechterhalten 
werden können, quasi natumotwendige und un- 
umkehrbare Prozesse darstellen. 

Nach den Analysen der durch den US-amerikani- 
schen Kongress finanzierten Studie lebten mit 
4600 Haushalten zu Beginn alle an diesem Pro- 
jekt beteiligten Familien in benachteiligten Regio- 
nen. Von diesen 4600 Familien hatte ein Drittel 
die Möglichkeit, aus öffentlich geförderten Sozi- 
alwohnungen in private Wohnungen in wohlha- 
benden Wohngegenden umzuziehen, ein Drittel 
hatte die Möglichkeit, ohne Vorbedingungen ir- 
gendwohin zu ziehen, und ein Drittel verblieb am 
Standort. Nach jetzt insgesamt acht Jahren lassen 
sich schon einige wichtige Konsequenzen ablei- 
ten. Bei den in bessere Quartiere umgezogenen 
Familien gab es einen signifikant positiven 
Einfluss auf die Gesundheit der Eltern, eine Re- 
duktion des psychologischen Stresses und eine 
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deutliche Verringerung gesundheitsschädlichen 
Verhaltens. Ähnliche Effekte ließen sich auch bei 
den Kindern nachweisen; auch empfanden dieje- 
nigen, die in andere Nachbarschaften umgezogen 
waren, ihre Umwelt nun als sehr viel sicherer. 
Bei den Mädchen im Alter zwischen 15 und 
19 Jahren reduzierte sich auch das delinquente 
Verhalten, während es bei den Jungen anstieg; 
das mag aber das Ergebnis einer schärferen sozi- 
alen Kontrolle in diesen neuen Nachbarschaften 
sein und nicht Effekt einer höheren Rate abwei- 
chenden Verhaltens. Solche geschlechtsspezifi- 
schen Unterschiede waren auch in anderen Ver- 
haltensbereichen zu beobachten, auch wenn bei 
dem jetzigen Erkenntnisstand noch nicht ent- 
schieden werden kann, ob diese Effekte auch 
langfristig wirksam sind. 

Zu Recht verweisen die Autoren darauf, dass 
selbst in Untersuchungen, in denen Kinder, die in 
die Vorstädte gezogen sind und dort viel bessere 
Schulen besucht haben als in diesem Projekt, 
sich die Schuleffekte in der Regel erst langfristig 
einstellen. Ganz im Sinne von Bronfenbrenners 
Modell handelt es sich bei den schulischen Leis- 
tungen um die Kumulation von Lebenserfahrun- 
gen von Kindern, die sich nur langfristig verän- 
dern lassen (Kling/Ludwig/Katz 2004; Katz/ 
Kling/Liebman 2004; Katz u. a. 2004; Katz u. a. 
2003). 

Beim Versuch, diese Ergebnisse auf deutsche 
Verhältnisse zu übertragen, ist zunächst festzu- 
halten, dass die Verbesserung der Lebensumwelt 
von Kindern zu signifikanten Gewinnen in der 
mentalen und körperlichen Gesundheit bei den 
Kindern und ihren Eltern beigetragen hat. 
Ebenso entscheidend ist auch, dass die Armuts- 
rate als alleiniges Merkmal zur Beurteilung von 
Nachbarschaften ein zu einfaches Kriterium ist, 
weil ganz offenkundig eine Vielzahl von anderen 
Faktoren die Lebensbedingungen von Familien 
und Kindern in den Nachbarschaften beeinflus- 
sen, wie etwa eine ausreichende Infrastruktur, 
eine hinreichende Sicherheit durch entspre- 
chende polizeiliche Kontrollen oder auch die 
Sauberkeit der Nachbarschaft. Daraus lässt sich 
schlussfolgern, dass Kommunen politische In- 
strumente in der Hand haben, wie sie mit Fami- 
lien und mit Kindern umgehen, und zwar auch in 
benachteiligten Nachbarschaften. 

Es stellt sich die Frage, inwieweit Kommunen 
das Zusammenspiel zwischen dem Management 
der Familien und ihren sozialen Beziehungen, der 
Infrastruktur in der Nachbarschaft und der kol- 
lektiven Sozialisation durch Peergroups in erheb- 
lichem Umfang so gestalten können, dass viele 
der negativen Effekte für die kindliche Entwick- 
lung, die in der Literatur für solche benachteilig- 
ten Nachbarschaften beschrieben werden, wenn 
schon nicht vollständig aufgehoben, so doch ver- 


mindert werden können (Kap V.4.6). Die Ent- 
wicklung von Infrastrukturmaßnahmen, die die 
Eltern einbeziehen und deren Ressourcen berück- 
sichtigen, und die Frage, wie die Sicherheit für 
Kinder und Eltern auch in solchen Nachbarschaf- 
ten einschließlich der notwendigen Sauberkeit 
gewährleistet werden kann, sind elementare Fra- 
gen kommunaler Politik und eines kommunalen 
S e Ib st verständni sse s . 

Solche Investitionen in Familien und in familia- 
les Wohlbefinden sind für die Kommunen nicht 
nur lohnenswert, weil sie auf diese Weise Fami- 
lien aus benachteiligten Nachbarschaften unter- 
stützen und damit auch die Entwicklung der Kin- 
der dieser Familien positiv fordern können. 
Vielmehr hat diese familienorientierte Politik 
auch noch einen ganz anderen Effekt, der den 
Kommunen unmittelbar zugute kommt. Caplow 
(1982), Pfeil (1961) oder Wolfe (1999) haben auf 
der Basis empirischer Studien nachweisen kön- 
nen, dass die weit verbreitete Vorstellung, Fami- 
lien in städtischen Wohngebieten lebten isoliert 
für sich, einerseits durch die Haushalts- und 
Wohnformen mit der Dominanz der Ein-Perso- 
nen-Haushalte und andererseits der Drei- bis 
Vier-Personen-Familienhaushalte, empirisch nicht 
richtig ist. Die gebauten Wohnformen (Scott 
1998) sind jedoch in der Regel Ergebnis der Vor- 
stellungen von Stadtplanem und Architekten, 
wie Familien zu leben haben, und sie spiegeln 
zumeist nur die gebaute Stmktur wider, nicht 
aber die gelebte Struktur. 

Als einer der ersten hat der Stadtforscher 
Wellman (1977) deutlich gemacht, dass die ge- 
lebten sozialen Beziehungen auch in städtischen 
Kontexten keinesfalls mit der gebauten Haus- 
haltsstmktur übereinstimmen. Im Rahmen eines 
von der DFG geförderten Forschungsprojekts 
wurden die gelebten Beziehungen zwischen Fa- 
milien, Nachbarschaften und der Verwandtschaft 
in den drei deutschen Großstädten Hamburg, 
Stuttgart und Berlin genau in den Siedlungen 
überprüft, deren gebaute Wohnstmktur exakt der 
These der isolierten Kemfamilie entspricht: Do- 
minierender Geschossbau mit Drei- bis Vier- 
Zimmerwohnungen führte in keinem der unter- 
suchten Stadtviertel dazu, dass die dort lebenden 
Familien ihr Familienleben isoliert und ohne Un- 
terstützung von Nachbarschaft und Verwandt- 
schaft nur auf sich selbst bezogen führten. 
Ebenso wenig konnte bestätigt werden, dass 
diese Familien bestimmte traditionelle Lebens- 
formen und Beziehungen, wie etwa die gemein- 
same Mahlzeit, die persönliche Gespräche und 
wechselseitige Unterstützungen, zu Gunsten an- 
derer Beziehungen aufgegeben haben. 

ln dieser Untersuchung konnte ein Ergebnis re- 
pliziert werden, das schon direkt nach der Wende 
1990 für Leipzig nachgewiesen werden konnte. 


Entwicklung von In- 
frastrukturmaßnah- 
men unter Einbezie- 
hung der Eltern 


Soziale Netze städti- 
scher Familien grö- 
ßer als immer 
angenommen 



Drucksache 16/1360 


- 188 - Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Die multilokale 
Mehrgeneratlonen- 
Famille typisch für 
große Städte 


Verwandtschafts- 
hilfe ersetzt 
Infrastruktur 
nur im Notfall 


Städtische Beziehungen von Familien werden 
von den Familien selbst im Wesentlichen in Ab- 
hängigkeit vom Lebensalter der Kinder organi- 
siert. Darin unterscheiden sich weder Leipziger 
(Bertram 1992) noch Berliner, Stuttgarter oder 
Hamburger Familien (Bertram/Ehlert/Rösler 
2005). Je jünger die Kinder sind, umso mehr 
konzentriert sich die Familie auf den Binnen- 
raum der Familie, wobei sie aber bei vielen Akti- 
vitäten, etwa bei der Beaufsichtigung und dem 
Spielen mit Kindern, von den Nachbarn und von 
Verwandten unterstützt wird. Auch in der ganz 
alltäglichen Versorgung des Haushalts, etwa 
wenn man verreist, spielen die Nachbarschaft 
und die Verwandtschaft eine ganz erhebliche 
Rolle. Dies betrifft auch Großeltern, selbst wenn 
sie nicht bei ihren Kindern wohnen. Umgekehrt 
gilt allerdings auch, dass die Familien für die 
Großeltern von großer Bedeutung sind (ebd.). 
Ohne Zweifel kann man heute von der Mehrge- 
nerationenfamilie sprechen, die nicht gemeinsam 
in einem Haushalt wohnt, sondern die an ver- 
schiedenen Orten in derselben Stadt oder sogar 
in der Nachbarschaft lebt. Diese Form der multi- 
lokalen Mehrgenerationenfamilie scheint jeden- 
falls viel typischer für große Städte zu sein als 
die isolierte, nur auf sich bezogene Kemfamilie. 
Wie Hennig (2005) nachgewiesen hat, bestätigen 
sich diese Ergebnisse auch dann, wenn nicht al- 
lein Eltern und Großeltern befragt werden, son- 
dern Jugendliche selbst in Bezug auf ihre eige- 
nen Familien. 

Entscheidend für die hier geführte Diskussion ist 
aber ein Ergebnis zu den wechselseitigen Unter- 
stützungsleistungen. Regelmäßige Kinderbetreu- 
ung, etwa auf Grund der Erwerbstätigkeit beider 
Eltern, wird in allen untersuchten Großstädten 
als kommunale Infrastrukturaufgabe angesehen 
und auch entsprechend genutzt. Die Großeltern 
spielen eine erhebliche Rolle, aber nicht für die 
alltägliche reguläre Betreuung, sondern für Not- 
fälle oder bestimmte besondere Anlässe. Fami- 
liale Solidarität wird gelebt, aber diese Form der 
Unterstützung wird nicht als eine auf Dauer kon- 
tinuierlich angelegte Pflicht interpretiert, sondern 
als eine freiwillige Leistung, auf die man sich 
verlassen kann, die aber für Ausnahmesituatio- 
nen vorgehalten wird. Diese Ergebnisse entspre- 
chen auch Untersuchungen aus Holland und Bel- 
gien, in denen Regionen mit geringer und dichter 
Infrastruktur für Kinder verglichen wurden 
(Kremer 2002). Bei einem intensiven Angebot 
von Infrastruktur für Kinder wird diese genutzt, 
während Partner und Großeltern für die Ausnah- 
mesituationen verfügbar sind; bei geringer Infra- 
struktur für Kinder wird hingegen die Betreu- 
ungsleistung für die Kinder durch die beiden 
Partner erbracht, und auch dort wird das erwei- 
terte Verwandtschaftssystem für Ausnahmesitua- 
tionen in Anspruch genommen. Das Manage- 


ment von familialer Unterstützung konzentriert 
sich im Wesentlichen auf solche irregulären Situ- 
ationen, während regelmäßig wiederkehrende 
Betreuungsleistungen letztlich nur durch Infra- 
strukturangebote erbracht werden können. 

Die Städte, die sich bemühen, Familien in ihrem 
Gebiet zu halten, können aber darauf bauen, dass 
diese Familien durch den Aufbau von Beziehun- 
gen zur Nachbarschaft und dem Festhalten an 
den Beziehungen zur eigenen Verwandtschaft in- 
nerhalb der Städte ein erhebliches Sozialkapital 
zur Verfügung sfellen. Dort, wo Menschen mit- 
einander Beziehungen haben, lässt sich das Ge- 
fühl von sozialer Sicherheit viel leichter entwi- 
ckeln als dort, wo Menschen nebeneinander ohne 
Beziehungen leben. Deswegen erscheint es wich- 
tig, dass die Städte bereit sind, den jungen Er- 
wachsenen, die sich für das Leben in einer Part- 
nerschaft mit Kindern entschieden haben, auch 
Angebote zu machen, damit diese innerhalb der 
Städte wohnen bleiben. Die Städte sind nicht nur 
auf diese jungen Erwachsenen angewiesen, sie 
haben diesen jungen Erwachsenen auch viel zu 
bieten auf Grund qualifizierter Arbeitsplätze, gu- 
ter Infrastruktur für Kinder (sofern sie darin in- 
vestieren) und sozialen und kulturellen Angebo- 
ten. 

V.3.4 Das demographische Echo und 
Entwicklungsbedingungen für 
Kinder 

Die Abwanderungsverluste der letzten 15 Jahre 
können die neuen Bundesländer weder durch die 
Zuwanderung aus Osteuropa oder aus West- 
deutschland auffangen, und auch eine stark ge- 
stiegene Geburtenrate wird nichts daran ändern, 
dass große Teile der neuen Bundesländer zu aus- 
gesprochen dünn besiedelten Regionen werden 
oder schon geworden sind. Wenn in Nordrhein- 
Westfalen im Durchschnitt auf einem Quadratki- 
lometer rund 300 Einwohner leben und in be- 
stimmten Regionen Mecklenburg- Vorpommerns 
und Brandenburgs davon auszugehen ist, dass 
die Einwohnerzahl auf etwa 25 Personen pro 
Quadratkilometer zurückgehen wird, besteht die 
Gefahr, dass sich hier eine Abwärtsspirale in 
Gang setzt und irgendwann die meisten Jugendli- 
chen und jungen Erwachsenen abgewandert sind. 
Dienel/Gerlof/Lesske (2004) haben in einer um- 
fassenderen Analyse für Sachsen-Anhalt Verglei- 
che mit bevölkerungsarmen Regionen in Finnland 
und zwei deutschen Regionen vorgenommen. 
Folgt man den Autorinnen in ihren Vorschlägen 
aus der Sicht dieser Studie, so zeigen Investitio- 
nen in eine vernetzte Bildungsinfrastruktur in 
Richtung einer Wissensgesellschaft Perspektiven 
auf, die auch bevölkerungsarmen Regionen ge- 
wisse Chancen einräumen. Solche Investitionen 
in Bildung können ansatzweise verhindern, dass 
junge qualifizierte Erwachsene von vornherein 
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die Region verlassen. Qualitativ gute Zwerg- 
schulen mit möglicherweise nur 15 Schülern und 
Schülerinnen, eine stark regional orientierte Bil- 
dungspolitik, die nicht nur in Universitäten in- 
vestiert, und auch Fachschulen und Fachhoch- 
schulen mit einer starken Vernetzung zu 
örtlichen Ausbildungsbetrieben scheinen Optio- 
nen zu sein, die es jungen Erwachsenen attraktiv 
erscheinen lassen, in der entsprechenden Region 
zu bleiben und auch zu versuchen, ökonomisch 
selbstständig zu werden. 

Zieht man zu diesen Ergebnissen auch die Erfah- 
rungen aus ursprünglich benachteiligten Regio- 
nen der Bundesrepublik hinzu, scheint eine kom- 
munale Politik, die verbilligtes oder kostenfreies 
Bauland anbietet und damit Möglichkeiten 
schafft, dass sich junge Familien hier kostengüns- 
tig ansiedeln können, Erfolg versprechend zu 
sein. Ebenso die Versuche unterschiedlicher Äm- 
ter, ihre Struktur so umzugestalten, dass eine Be- 
ratung in allen Angelegenheiten, die Familien mit 
Kindern betreffen (Kindergartenplatz bzw. Kin- 
dertagesstättenplatz, Wohnungsangebot u. a.), an 
einem Ort stattfinden kann, ln diesem Sinne muss 
Familienfreundlichkeit in solchen Kommunen 
ein zentrales Element jeder kommunalen Ent- 
wicklung sein. Die Autorinnen schlussfolgern 
aus ihrem Vergleich, dass Grundbesitz und eine 
gute Infrastruktur im Bereich von Bildung und 
Gesundheit Argumente zum Bleiben darstellen. 
Dabei wird auch zu akzeptieren sein, dass eine 
solche Entwicklungsdynamik vermutlich nur in 
den Zentren der bevölkerungsarmen Regionen 
erhofft werden kann. 

Auch wenn nicht davon auszugehen ist, dass 
diese Maßnahmen allein die Abwanderung stop- 
pen können oder dass solche Maßnahmen die 
Geburtenraten in erheblichem Maße beeinflus- 
sen, so stellen sie vermutlich doch Rahmenbe- 
dingungen dar, die für die individuelle Zukunfts- 
planung junger Erwachsener und junger 
Familien nicht ohne Bedeutung sind. Nur dann, 
wenn diese jungen Erwachsenen an die Zukunft 
ihrer Heimat glauben, werden sie sich auch dort 
engagieren. Diese Zukunftserwartungen werden 
notwendigerweise vor allem von den eigenen 
Einschätzungen, wo und wie die eigene Zukunft 
selbst gestaltet werden kann, abhängig sein. Hier 
spielt sicherlich eine Wirtschaftspolitik, die regio- 
nale Zentren mit Entwicklungsperspektiven för- 
dert, eine erhebliche Rolle. Doch sollte nicht 
verkannt werden, dass sich gerade durch die In- 
vestitionen in Bildung im Umfeld solcher Ein- 
richtungen auch Zukunftsperspektiven für junge 
Erwachsene entwickeln lassen. Diese Einrichtun- 
gen tragen häufig dazu bei, dass die Bewohner 
der entsprechenden Zentren sich mit solchen Bil- 
dungseinrichtungen identifizieren, so dass auch 
hiermit einzelne Gemeinden und Regionen moti- 


viert werden, Entwicklungen aus sich selbst her- 
aus zu initiieren. 

V.4 Stadt-Familien: Familie und Stadt 

Schon in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
begannen Städte mit einer überwiegenden räum- 
lichen Starrheit der industriellen Arbeitsplätze 
(Teuteberg/Wischermann, 1985) eine funktionale 
und schichtspezifische Differenzierung zu entwi- 
ckeln. An den Stadtrand zogen die in fester Stel- 
lung befindlichen und gut verdienenden Mittel- 
schichten, während in der Nähe der industriellen 
Arbeitsplätze die Unterschichten wohnen blie- 
ben. Die zunehmende Verbesserung der Ver- 
kehrsinfrastruktur und der zunehmende Wohl- 
stand und die Industrialisierung des Bauens 
ermöglichten nach dem 2. Weltkrieg immer brei- 
teren Schichten, diesem Modell des Lebens in 
der suburbanen Gartenstadt zu folgen. Diese Vor- 
stellungen der modernen Stadt fanden sich nicht 
nur in West- und Ostdeutschland, sondern in 
ganz Europa (Aries/Duby 1995). Die Akzeptanz 
und Attraktivität dieses Konzepts lag nicht allein 
in seiner der industriellen Produktionslogik fol- 
genden Organisation des städtischen Lebens 
(Scott 1999), sondern auch in der Tatsache be- 
gründet, dass die am Stadtrand entstehenden 
Quartiere in ihrer Wohnraumstruktur Privatheit 
und Individualität ermöglichten. Aries und Duby 
weisen etwa daraufhin, das in den 50er Jahren in 
Frankreich noch 70 Prozent der Bevölkerung in 
der Wohnung keine eigene Toilette hatten. Dieser 
Gewinn an Privatheit, Wohnkomfort und Le- 
bensqualität wurde zwar mit längeren Fahrzeiten 
zur Erwerbsarbeit erkauft, schien aber sinnvoll 
zu sein, weil der funktionalen Differenzierung 
der Stadt die funktionale Differenzierung der Fa- 
milie entsprach. Regeneration des berufstätigen 
Mannes im Grünen, Sozialisation der Kinder in 
einer gesunden und ungefährlichen Umwelt auf 
der Basis einer funktionalen Differenzierung der 
männlichen und weiblichen Rolle war in Westeu- 
ropa ein weitgehend akzeptiertes Lebensmodell, 
während in Osteuropa die zunehmende Integra- 
tion der Frau in das Erwerbsleben durch Infra- 
strukturangebote in den Wohnquartieren aufge- 
fangen werden sollte. Wir haben schon (V.3) 
darauf hingewiesen, dass die urbanen Zentren 
heute vor neuen Herausforderungen stehen, die 
dieses Modell in Frage stellen: 

- Arbeitsplätze sind nicht mehr starr an Stand- 
orte gebunden. Standortentscheidungen fallen 
heute in der Regel unter Berücksichtigung des 
entsprechenden Arbeitskräfteangebots, das in 
den suburbanen Randlagen, wie oben be- 
schrieben, häufig sehr gut ist. 

- Es ist für Unternehmen oft günstiger aus der 
Stadtmitte an die Peripherie zu wandern. 


Funktionale Diffe- 
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- die Verkehrsinfrastruktur ermöglicht heute, 
leicht und schnell große Räume zu überwin- 
den. 

- Auch die Bewohner suburbaner Quartiere 
können die Infrastruktur der Zentren nutzen. 

- Einkaufsmöglichkeiten sind heute in der Peri- 
pherie genauso vorhanden wie im Zentrum. 

- Die traditionelle Arbeitsteilung in der Familie 
wird heute seltener gelebt und daher werden 
Standorte auch von Familien bevorzugt, bei 
denen sich Beruf und Familie vereinbaren las- 
sen. Dies ist aber heute in den suburbanen 
Gemeinden genauso möglich wie in den Zen- 
tren. 

- Dieser Entwicklung haben die Großstädte häu- 
fig noch selbst Vorschub geleistet, weil bei 
Neuansiedlungen, insbesondere von wissens- 
basierten Betrieben, Stadtrandlagen angeboten 
wurden oder auch staatliche Investitionen, wie 
beispielsweise Universitätsgründungen, in der 
Regel am Stadtrand erfolgten. 

- Die Existenzgrundlage europäischer Groß- 
städte war das Bevölkerungswachstum der 
jeweiligen Gesellschaften und die in den 
Städten vorhandene Konzentration von Ar- 
beitsplätzen. Beides ist nicht mehr gegeben. 
Schrumpfende Stadtkerne und wachsende 
Umlandgemeinden liefern sich einen Wettbe- 
werb um qualifizierte Erwerbsbürger. 

Die Zukunflssicherung von Familie in den städti- 
schen Räumen ist eine Aufgabe kommunaler 
Stadtentwicklung. Hierdurch rücken eine Reihe 
von bisher eingeschliffenen und gewohnten 
Grenzziehungen in den Blick, die sowohl die bis- 
herigen sozialstaatlichen Leistungen als auch das 
Verhältnis von Wohnen und Arbeiten, von Fami- 
lie und kommunalen Einrichtungen, wie Kinder- 
betreuungseinrichtungen, Schulen, Krankenhäu- 
ser, Altenheime usw. bestimmen, Einrichtungen 
also, die sich je einzelne Aufgaben mit der Fami- 
lie teilen. 

Städtische Politik geht von der Nachrangigkeit 
von Familie für die wirtschaftliche Entwicklung 
einer Stadt aus. Demgegenüber rücken heute ver- 
stärkt Perspektiven in den Vordergrund, die den 
Zusammenhang von familienfreundlicher Infra- 
strukturpolitik, Standortattraktivität einer Stadt 
und Lebensqualität im Alltag akzentuieren und 
sich an der Entwicklung neuer Kooperationsfor- 
men zwischen Elternhaus, Kindergarten bzw. 
Kindertagesstätte, Schule und Leben im Alter 
orientieren. Ins Zentrum rücken Konzepte der 
Unterstützung alltäglicher Vernetzungen der Ak- 
tivitätsradien von Familienmitgliedern nicht nur 
im Nahraum und unmittelbarer Nachbarschaft. 
Ausgangspunkt ist die Attraktivitätssteigerung 
von städtischem und stadtteilspezifischem 


Gemeindeleben für Familienmitglieder aller Al- 
tersstufen, u. a. mit dem Ziel, hierüber Standort- 
entscheidungen von Familien und Arbeitsplatz- 
anbietem gleichermaßen positiv zu stützen. 

Der Versuch, die Wechselbeziehung zwischen 
der Zukunft der Städte und der Zukunft von Fa- 
milie zusammen zu denken, ist nicht neu, son- 
dern lag den meisten Stadtvisionen des 19. Jahr- 
hunderts zu Grunde (Donzelot 1977; Duby/ Aries 
1995; Teuteberg/Wischermann 1985; Kostof 
1992). Nur folgten die meisten Visionen der Zu- 
kunft der Stadt dem Modell der funktionalen Dif- 
ferenzierung und einer damit verbundenen klaren 
Trennung der Lebensbereiche, die schon 1835 
von der französischen Akademie der Wissen- 
schaften (Donzelot 1977) als Zukunftsmodell 
von Familie und Wohnen propagiert wurde. 

Da wir aber in diesem Bericht die These vertre- 
ten, dass die Herstellung familialer Beziehungen 
im Lebenslauf eine gemeinsame Leistung der Fa- 
milienmitglieder darstellt, die im Sinne des 
Bronfenbrennerschen Modells auch davon ab- 
hängig ist, wie die Wechselbezüge zwischen fa- 
milialem Binnenraum, Nachbarschaft, Verwandt- 
schaft und Gemeinde herstellbar ist, heißt das 
auch: Familien- und Stadtentwicklung bedürfen 
in ihren Wechselbezügen der Neubewertung und 
der Neugestaltung. Der hiermit angesprochene 
Bezugsrahmen, dessen Fokus darauf hegt, Chan- 
cen für die soziale und familiale Integration zu 
entdecken und auszubauen, ist weit gefächert 
und verlangt nach Konkretisierung. Dazu werden 
im Folgenden betrachtet: 

- Die Zeit-Raum-Lebensqualität von Familie 
als Herausforderung an die Stadtplanung; 

- Die Stadtteilbelebung durch Dienstleistungs- 
integration von Öffentlichkeit und Privatheit; 

- Die multilokale Familie: Verwandtschafts- 
oder Nachbarschaftsbeziehungen. 

V.4.1 Die Zeit-Raum-Lebensqualität 
von Familie als Herausforde- 
rungen an die Stadtplanung 

Untersuchungen zum Alter der Stadtbevölkerung 
und der Prosperität von Städten stellen fest, dass 
jene Städte prosperieren, die Anziehungskraft für 
junge Menschen (meistens Singles) besitzen, 
weil sie über überdurchschnittliche Bildungsan- 
gebote verfügen (Bertram 1993), zugleich Libe- 
ralität und multikulturelle Vielfalt pflegen und 
die Kreativität von Existenzgründem belohnen. 
Aus städtischer Sicht wäre es nahe hegend, die 
Attraktivität der innerstädtischen Kultur-, Frei- 
zeit-, Treff- und Mischungsorte auch für Partner- 
schaften und Jungfamilien zu sehen und diese 

- etwa durch ein bezahlbar großes Wohnungsan- 
gebot - ebenso gut zu behandeln wie Existenz- 
gründer. Dabei die Partnerschaften in ihrem 
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Schritt der Familiengründung zu ermutigen, sie 
zu unterstützen, und einiges für ihren Verbleib in 
der Stadt zu tun - und dieses nicht nur aus arbeits- 
kräfte-politischer Sicht, sondern auch aus Dienst- 
leistungsnachfrage- und Kaufkraftgesichfspunk- 
ten. Hiernach - und aus der bereits genannten 
Integrationsperspektive für Migranten - wird be- 
deutsam, wie weit es gelingt, eine familien- 
freundliche Infrastrukturpolitik mit den sozialen, 
ökonomischen und kulturellen Bedingungen des 
Stadtlebens zu verknüpfen (Expertise Jessen 2004). 

Hieraus entsteht die These, dass die Lebensquali- 
tät einer Stadt und ihre Attraktivität für Bewoh- 
ner jeglichen Familiensfandes auch vom Grad 
des Bildungs-, Kultur- und Vergnügungsange- 
bots, der Altersmischung, der Kommunikations- 
vemetzung, der Infrastruktur (zu Fuß, per Rad, 
per öffentlichem und privatem Verkehrssystem), 
des Wohnbestandes und der öffentlichen Plätze/ 
Grünflächen abhängen. Hierbei ist bemerkens- 
wert, dass in der Stadt lebende ältere Ehepaare, 
die an der Bildungsexpansion der 70er Jahre teil- 
genommen haben und über ein relativ hohes Bil- 
dungsniveau verfügen, zunehmend weniger mit 
ihrer Verrentung aufs Land, sondern wieder gern 
in Mischquartiere, auch ins Zentrum der Städte 
ziehen. Mitten ins Leben, in die Kultumähe, die 
Gegenden mit Straßencafes und Restaurants, die 
auch die Singles lieben - und dabei verfügen sie 
nicht nur über erhebliche Kaufkraft, sondern 
über kommunikative Lebensweisen. Leider 
zeichnen sich bis heute bei jungen Familien sol- 
che Tendenzen noch nicht ab. 

Schlömer (2004) hat die innerdeutschen Wande- 
rungsprozesse zwischen 1990 und 2000 analy- 
siert: Alle großen Kemstädte verzeichnen erheb- 
liche Wanderungsverluste bei den Kindern und 
Jugendlichen bis zum 18. Lebensjahr (Abbildung 
A.V.3 im Anhang). Die größten Wanderungsge- 
winne haben inzwischen die entlegeneren west- 
deutschen Regionen. Schlömer vermutet, dass 
Regionen mit guter Verkehrsinfrastruktur und ei- 
nem erschwinglichen Baulandpreis ein wesentli- 
ches Motiv dafür sein können. Dazu kommt, wie 
weiter oben beschrieben, die zunehmende Mög- 
lichkeit der Erwerbsbeteiligung auch von Müt- 
tern in der jeweiligen Region. Heitkamp (2002), 
der für einige Großstädte Nordrhein Westfalens 
die Wanderungsmotive untersucht hat, warnt al- 
lerdings vor zu pauschalen Argumenten. Er ver- 
weist darauf, dass auch Haushalte umziehen, die 
weiterhin in Mietwohnungen wohnen und er 
zeigt, dass es städtespezifische Motive gibt, ins 
Umland zu wandern, wobei auf diese Motive nur 
teilweise Einfluss genommen werden kann. 

Städte tun aber gut daran, diese Motive zu erfor- 
schen, weil sie auf Faktoren wie mehr Familien- 
freundlichkeit, besseres Wohnumfeld und Ver- 
besserung des Wohnungsangebotes erheblich 
Einfluss nehmen können. Städte sollten aber 


auch versuchen, die Abwanderung von Familien 
zu stoppen, weil Familien mit Kindern gerne da- 
hin wandern, wo andere Familien leben. Fami- 
lien mit Kindern gehören auch heute noch zu den 
wichtigsten Nachfragern nach Eigentum und es 
korreliert das Wohneigentum positiv mit der Fa- 
miliengröße, was auch für die neuen Bundeslän- 
der gilt (Bayerischer Familienbericht 2003). 
Hierauf können die Städte selbst Einfluss neh- 
men, da sie in der Regel Besitzer großer Flächen 
in der eigenen Stadt sind und zugleich durch frei 
werdende, industriell genutzte Flächen neue 
Möglichkeiten entstehen. Auch sind manche 
Vorstellungen von Eltern für ihre Kinder, efwa 
hinreichende und sichere Spielflächen zu haben, 
Dinge, die Sfädte gestalten können. Darin zeigt 
sich, dass es trotz vorhandener Abwanderungs- 
tendenzen und der zunehmenden Standortfiexibi- 
lität von Unternehmen eine Reihe von Gründen 
gibt, die solche Prozesse verlangsamen könnten. 
Sind beide Eltern berufstätig, bedeutet der Um- 
zug auf das Land entweder eine berufliche Neu- 
orientierung oder lange Wegezeiten. Hinzu 
kommt, dass die Eigentumsbildung zunehmend 
häufiger als Alterssicherung gesehen wird und 
gerade auch von Älteren die städtische Infra- 
struktur geschätzt wird. Das gilt im Grundsatz 
auch für junge Familien. Gerade hier könnten die 
Kemstädte ihre Standortvorteile ausspielen, weil 
sie in der Regel über eine Fülle von Infrastmktur 
für Kinder verfügen. Zwar liegen keine Daten 
dazu vor, wieweit die Bereitschaft zur Familien- 
gründung und damit die Zukunflsfähigkeit von 
Familie davon profitiert, wenn sich zufrieden 
stellende Formen der Lebensqualität und Konti- 
nuität sozialer Integration für alle Beteiligfen und 
für verschiedene Lebensphasen vor Ort ergeben, 
doch zeigen einzelne Beispiel (Expertise Heit- 
kötter 2004), dass Bündnisse für Familien auch 
dazu beitragen können, dass Städte durch neue 
Beteiligungsformen der Eltern und Einbeziehung 
örtlicher Unternehmen attraktivere Umwelten für 
Familien mit Kindern werden. 

V.4.2 Die familienfreundliche Stadt- 
entwicklungspolitik: Der Raum 

Die räumliche Gestaltung der Stadt folgte bisher 
einer seit dem 19. Jahrhundert angelegten städte- 
baulichen Segregationspolitik, die sich als Ant- 
wort auf die Industrialisierung verstand und sich 
einer möglichst klaren Funktionsdifferenziemng 
in Gewerbeansiedlung, Dienstleistungszentren, 
hoch verdichteten Wohnquartieren und begrün- 
ten Beamtenvororten bzw. Einfamilienhaussied- 
lungen verpflichtet fühlte. Mit dem Wandel von 
der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft ent- 
stehen neue Chancen innerstädtischer Durchmi- 
schung von Wohnen und Arbeiten; Arbeitsplätze 
nehmen auch weiterhin eher im Dienstleistungs- 
bereich zu, und dieses sind Arbeitsplätze ohne 
Emissions-, Gefahren- und Lärmvemrsachung 
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und solche mit weniger Flächenbedarf. Hier- 
durch entstehen deutlich neue Chancen für eine 
familienfreundliche Stadtplanung, die zugleich 
als Infrastruktur-Angebot mit Anreizcharakter 
für Kommunikation und Kompetenzentwick- 
lung für alle zu verstehen ist. 


Die familienfreundliche Gestaltung frei werden- 
der Räume hat erhebliche Verbindungen zur Le- 
bensqualität ihrer Bewohner. Wohnraum und Be- 
bauung sind nicht einfach nur bebauter Raum, 
sondern sie konstituieren ihrerseits das Gesche- 
hen mit; sie schaffen Impulse und Gelegenheiten 
für Begegnungen, für sich kreuzende Wege, für 
Nähe und Distanz, für die Gestaltung von Öffent- 
lichkeit und Privatheit - und selbst anonyme Be- 
wegungsströme, die wiederum für das Gefühl 
von belebter Umwelt, von Sicherheit und Schutz 
im öffentlichen Raum nicht unwichtig sind, blei- 
ben räumlich erzeugt und gebahnt (Löw 2001), 
eine „Szenerie“ sozialer Beziehungen ermögli- 
chend (Schulze 1995). 


Zur Verbesserung der Infrastruktur für Familien 
gilt es, die Lage von Dienstleistungszentren und 
Wohnen, Gewerbeflächen und Wohnflächen neu 
zu durchdenken, in kleinteiliger, möglichst fuß- 
läufiger Stadtentwicklung zu planen, in qualita- 
tive Sanierung alten Wohnbestandes und alter 
Stadtkerne sowie eingemeindeter Nebenkeme zu 
investieren und an deren Integrationsstärke anzu- 
setzen durch Mischbebauung. Nicht zu überse- 
hen allerdings ist, dass die hieraus resultierenden 
Anforderungen an einen stadtplanerischen Neu- 
anfang auf familienrelevante Nachhaltigkeit set- 
zen muss (vgl. Expertisen Mückenberger 2004; 
Strohmeier/Schultz/Weischer 2004), weil be- 
baute Flächen eine oft größere Langlebigkeit als 
die Lebenszeit ihrer Nutzer und Nutzerinnen vor 
Ort aufweisen. Die Effekte von heute resultieren 
aus den Umwelten von gestern und beeinflussen 
die externe Gestaltung des sozialen und des kul- 
turellen Kapitals von Familien und damit das ih- 
rer Mitglieder. 


Die „aufgelockerte“ 
Stadt mit mehr Le- 
bensqualität und 
weniger Segregation 


Entsprechend langfristig sind die Neuanfänge 
heute für zukünftige Entwicklungen zu überden- 
ken. Geht man von der These aus, dass das per- 
manente Stadtwachstum vorbei sei, entstehen 
neue Chancen für die lockere Stadt mit Lebens- 
qualität, wenn frei werdende Flächen nicht gleich 
im Sinne alter Flächennutzungspläne neu bebaut 
werden, ln verschiedenen Städten wird inzwi- 
schen geprüft, ob man diese Flächen nicht viel- 
leicht dem informellen Miteinander zurückgeben 
könne, was bedeutet, sie in multifunktionale 
Grün-, Platz- und Wegeflächen mit Bänken, Bäu- 
men, Klötzen, Hinkelsteinen, schrägen Flächen 
usw. zu verwandeln. Es bedeutet, stadtplanerisch 
neben der wirtschaftlichen Nutzung auch die kul- 
turelle und soziale Nutzung voranzutreiben, und 
dieses zugleich mit ökonomisch sparsamen Er- 


haltungskosten zu denken. Das käme natürlich 
auch der Familienfreundlichkeit der Stadt entge- 
gen. Dafür gibt es viele gute Beispiele aus Städ- 
ten im Strukturwandel, wie etwa im Ruhrgebiet 
und anderswo. Sie zeigen, so z. B. auch in Bre- 
men, wo auf Grund der familialen und kulturellen 
Integrationsleistungen durchmischter Stadtteile 
eine Experimentierklausel zugunsten der Stadt- 
teilsanierung beschlossen wurde. Hiernach soll 
bei allen Belangen der Bebauung unter Gesichts- 
punkten der Familienfreundlichkeit neu geprüft 
und bewertet werden, wie sich die bisherigen 
Effekte der Alters-, Lebensphasen- und Lebens- 
lagensegregation oder der sog. „systemischen 
Mobilität“ zwischen dem Arbeitsplatz, der Kin- 
dertagesstätte, dem Schul-, dem Einkaufsplatz 
und dem Wohnort der Familienmitglieder verbes- 
sern und überwinden lassen. Und selbst innerhalb 
der Wohnquartiere wäre jede Gelegenheit zu nut- 
zen, um von alterssegregierenden Bebauungen 
weg zu kommen. Das heißt etwa für die Wohnbe- 
bauung: Die Kleinfamilienwohnung als sehr be- 
grenzende Lösung für nur eine bestimmte Famili- 
enphase zu erkennen und eher in Lebensphasen- 
Lebensformen-Lebensalter-Balancen zu planen. 
Das kann bedeuten, im gleichen Haus oder in 
fußläufiger Nähe auch Single- Wohnungen, Groß- 
wohnungen, Altenwohnungen vorzusehen, um 
die Integration zwischen den Generationen und 
die kleinen und großen wechselseitigen Sachleis- 
tungen - also die Enkel- oder Nachbarskinder bei 
Bedarf mitzuversorgen in Pflegesituationen zu 
unterstützen usw. - zu erleichtern 

Dabei bedarf es der kommunalpolitischen Inter- 
vention, um angesichts der ökonomischen Vor- 
teile der Homogenitätsbebauung den Nutzen von 
Mischwohnraum für den Familien- und Nachbar- 
schaftszusammenhalt sichtbar zu machen. Fami- 
lien-Mischbebauung und Erneuerung der Wohn- 
qualitäten setzen unter Gesichtspunkten der 
Nachhaltigkeit von Familienbeziehungen auf Fa- 
milientransfers und rechnen sich kommunalpoli- 
tisch langfristiger als die Gewinne der Bauträger 
und großen Baugesellschaften durch Kostenre- 
duzierung heute. Somit ginge es um die Entwick- 
lung neuer Verbindungen durch Funktions- und 
Altersmischung, um Erwerbsarbeit und Leben, 
Nachbarschaft und Familie als dynamisches Mo- 
dell in übergenerationalen Bezügen zu unterstüt- 
zen. 

V.4.3 Die familienfreundliche 

Stadtentwicklungs Politik: 

Zeit und Orte 

Wie die Studien der Deutschen Gesellschaft für 
Zeitpolitik belegen, sind Familien „... sowohl 
aus individueller als auch aus gesellschaftlicher 
Perspektive ein zeitpolitisches Entwicklungs- 
land“ (Heitkötter/Schneider 2004, 34). Abhängig 
von der Raumgestaltung im Wohn- und Stadtteil 
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bestimmen die auf Grund der Funktionsdifferen- 
zierungen entstandenen Wegezeiten und Ortsdis- 
tanzen das Familienleben von Eltern und dies 
auch heute noch in geschlechtsspezifischem 
Rhythmus: So den Emähreralltag, der sozial- 
räumlich vorrangig von Orts- und Zeitvorgaben 
des Erwerbsalltags her gestaltet ist, und den Ver- 
sorgungsalltag, der bestimmt ist vom familialen 
Lebens- und Reproduktionszusammenhang ab- 
hängiger Familienmitglieder (vgl. Expertise 
Mückenberger 2004; Strohmeier/Schultz/ 
Weischer 2004). Die unterschiedlichen Orts- und 
Zeitrhythmen schließen zwar weder weibliche 
Erwerbstätigkeit noch männliche Familientätig- 
keit aus, erschweren aber oft auch wegen der 
Entfemungs- und Wegelogistik ein gleichge- 
wichtiges Engagement beider Partner in beiden 
Bereichen, selbst wenn sie diese Form der Ver- 
antwortungsteilung bei Familiengründung inten- 
dieren. Kultureller Wandel in der Geschlechter- 
beziehung ist auch davon abhängig, dass die 
Partner nicht mehr vor unerwünschte Alternati- 
ven von entweder Erwerbs- oder Familienleben 
gestellt werden. 

Zeit- und ortspolitische Neuansätze der Gestal- 
tung ergeben sich auch hier durch kommunale 
Zeit-, Orte- und Wegepolitiken verschiedener 
Art. Vorrangig sind hier die Öffnungszeiten fa- 
milienrelevanter Ämter der öffentlicher Verwal- 
tung, der Gesundheits- und Sozialversorgung. So 
ist die Liberalisierung der Ladenöffnungszeiten, 
die keineswegs als familienfreundliche Maß- 
nahme verstanden wurde, sondern immer wieder 
nur unter Gesichtspunkten des ökonomischen 
Gewinns/Verlustes der Ladenbetreiber diskutiert 
werden, eine nicht unwichtige familienförderli- 
che Chance, das Familienleben berufstätiger 
Väter und Mütter zu entstressen, auch das des 
Verkaufspersonals, das sich bei starren Öff- 
nungszeiten sowohl als Dienstleister als auch als 
Kunde zugleich arrangieren muss. 

Diese Zeitkoordinationen betreffen auch die Öff- 
nungszeiten von Einrichtungen der Früh- und 
Vorschulpädagogik, der Schulen und Horte, der 
Bibliotheken, der Arztpraxen usw., die bisher 
eher nach Maßgabe der Arbeitszeiten des Perso- 
nals geöffnet sind denn nach den Zeitrhythmen 
ihrer „Kunden“. Neuansätze orientieren sich 
noch oft an Vorbildern des anglo-amerikanischen 
und europäischen Auslands. Dort zeigen zahlrei- 
che Beispiele, wie sich die ganztägig verfügbare 
Früh- und Vorschulpädagogik, das Ganztags- 
schulwesen mit Ferienprogrammen, die Öff- 
nungszeiten von Museen, Bibliotheken und Arzt- 
praxen usw. in den Familienalltag einpassen und 
nicht umgekehrt der Familienalltag in starre Zeit- 
rhythmen der Einrichtungen, öualitätspolitisch 
neu zu durchdenken wären auch Nachfragen 
nach flexiblen Betreuungsformen wie etwa durch 
die Vergabe von Betreuungsgutscheinen, einzu- 


lösen bei lizensierten Anbietern oder die Modelle 
der Kurzzeitpädagogik zur flexibleren Koordina- 
tion von Arbeits-, Einkaufs- und Kinderbetreu- 
ungszeiten. 

Aus Italien, einem Land mit liberalen Ladenöff- 
nungszeiten und Ganztagsbetreuung der Kinder, 
kommen zusätzliche Konzepte der Zeitbüros, die 
das städtische Leben auf zeitbedingte Entzer- 
rungs- und Verdichtungseffekte unter Gesichts- 
punkten u. a. des Familienlebens betrachtet ha- 
ben (vgl. Mückenberger 1998). Sie gehen auf 
weibliche Bürgermeister der Städte Bologna, Bo- 
zen, Milano usw. zurück und decken auf, dass 
viele Friktionen durch die Logik der jeweiligen 
Dienstleistungsanbieter und ihrer Tradition ent- 
standen sind. Sie schlagen neben der Zeitpolitik 
eine neue Orte-lntegrationspolitik vor, etwa die 
Ortszusammenlegung oder zumindest eine un- 
mittelbare Nähe von Ämtern (Passamt, Einwoh- 
nermeldeamt, Kfz-Zulassung, Führerschein, in 
Kombination mit Steuerberatung, Sozialamt, Ar- 
beitsvermittlung usw.) und erweiterte Öffnungs- 
zeiten zumindest an bestimmten Bürgertagen. In- 
zwischen sind diese Anregungen in die 
Stadtpolitik einzelner Städte in Deutschland 
übernommen worden. Als sehr geeignete Stand- 
orte für diese integrierten Leistungsangebote der 
Stadt gelten die Wegeknotenpunkte des Alltags, 
also Konsumzentren, Märkte, Stadtteilzentren. 

Ein weiterer Gestaltungsspielraum liegt in der 
Entzerrung von Verkehrsspitzenzeiten durch 
Gleitzeitbeginne öffentlicher Dienstleistungsan- 
bieter einschließlich der Früh- und Vorschulen, 
Schulen und Krankenhäuser usw. Die Abstim- 
mung der Zeittakte untereinander, aber auch der 
unterschiedlichen Geschwindigkeiten des Stra- 
ßen- und Schienenverkehrs einerseits und der 
Fußgänger und Radfahrer je nach Alter und Ei- 
genrhythmus andererseits, macht die Straße si- 
cherer für Kinder, Behinderte und alte Menschen. 
Die Koordination des öffentlichen Nahverkehrs, 
etwa in Zeitrhythmen der Umsteigemutzung, v. a. 
in Abstimmung mit öffentlichen Zeitgebern des 
Berufs- und Bildungsverkehrs, werden in einer 
Reihe von Städten inzwischen erfolgreich er- 
probt. Dies mit dem Ziel, Fußläufigkeit, Radweg- 
benutzung und öffentlichen Transport auch klein- 
räumig so auf einander abzustimmen, dass 
Kinder Koordinationswege zwischen Elternhaus 
und den Orten ihrer sonstigen Aktivitäten mög- 
lichst frühzeitig selbstständig bewältigen können 
bzw. nicht stets bestimmte Familienmitglieder 
koordinationswegbelastet sind. 

Bürgerinitiativen zeigen, dass die übliche Gradli- 
nigkeit der Verbindungen von einem Ort zum an- 
dern durch Nutzungsüberlagerungen durchaus 
gewinnen, denn Wege lassen sich auch als Bewe- 
gungsräume gestalten. So kommen einfache 
Ideen zum Tragen, wie z. B. die Grünflächen 
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doch multifunktionaler nutzbar zu machen durch 
Spring- und Klettersteine über die Fläche, oder 
die Haltestellen nicht nur als Wartezeiten zu ver- 
stehen, sondern neben den Bänken auch Baum- 
stümpfe unterschiedlicher Höhe als Bewegungs- 
anreiz während des Wartens zusammenzustellen. 
Die Funktionsmischung und damit der Verzicht 
auf Ordnungsprinzipien nach Aufgabe, Alter, ei- 
ner dominant gesetzten Adressatengruppe der 
Nutzung usw. erhöhen unzweifelhaft den Spiel- 
raum, die Lebensqualität, den Atmosphärenwert 
der Stadt. 

V.4.4 Die familienfreundliche Stadt- 
entwicklungspolitik: Privatheit 
und Öffentlichkeit. 

Da Familie eine intern-dynamische Entwicklung 
in Abhängigkeit der Altersverschiebung ihrer 
Mitglieder nimmt, ist der Bezug zwischen Fami- 
lie und Stadt in verschiedenen Lebensphasen un- 
terschiedlich. So zahlt sich der Wohnstandard der 
Familie und die Infrastruktur für ihre Kinder zu- 
nächst im familialen Nahraum, in der Früh- und 
Vorschulpädagogik sowie in der Schule aus; die 
erreichten Leistungen dort wiederum in der Posi- 
tionierung am Arbeitsmarkt und der Familien- 
gründung mit neuem Stadteilbezug und die Out- 
comes noch später im Lebenslauf auch als 
Rentner(in) oder Pensionär(in). 

Kommunalpolitisch gewinnen neue Formen der 
Kooperation zwischen Familie und öffentlichen 
Einrichtungen an Bedeutung, die zugleich Fami- 
lien und Nachbarn über Generations- und Kultur- 
grenzen hinweg miteinander vernetzen können 
und das soziale und kulturelle Leben des Stadt- 
teils entscheidend mitbestimmen. Sie betreffen 
zum einen Community Development Pro- 
gramme, die altersübergreifend angelegt sind. 
Dabei könnten Ganztagsschulen, die als Verbin- 
dung von Bildung, Sozialisation, Lernfreude und 
Kompetenzentwicklung angelegt sind, durch an 
die Öffentlichkeit gerichtete Beteiligungspro- 
gramme zu so genannten Bildungsknoten (BMBF 
2003b, Bremen 2030, Band 3) werden und hie- 
rüber auch eine neue Bedeutung im Leben von 
Kindern und Jugendlichen erhalten. Entspre- 
chende Ansätze wurden in einzelnen Stadtteilen 
bereits praktiziert, die zunächst als Präventions- 
ansatz im Umgang mit Gewalt entstanden sind. 
Die Nutzung von Schulen für Aktivitäten mit Äl- 
teren geben diesen Orten neue soziale Bedeutung, 
erweitern das Rollenrepertoire auch gegenüber 
Personen mit anderem Erfahrungshintergrund 
und kulturellen Zuschreibungspraktiken. Ent- 
sprechende Anreicherungen institutioneller „In- 
seln“ finden sich inzwischen auch als Chance, die 
Kompetenzen und Kooperationsinteressen von 
verrenteten Älteren im Stadtteil sowohl in private 
als auch in öffentliche Lebensqualität zu verwan- 
deln. So z. B. als Integrationshilfen für Hinzuge- 


zogene durch die Kombination von Neubürger- 
Infobörsen oder Kompetenztauschbörsen mit 
vielfältigen Anbindungen an Serivcebedarfe aller 
Art. 

Sehr bemerkenswert sind die Versuche niederlän- 
discher Städte, über so genannte Quartiersmana- 
ger neue Verbindungen zwischen Schulen, Kin- 
derbetreuungseinrichtungen und Elternschaft 
herzustellen, die sehr gezielt darauf setzen, Eltern 
mit mehr Kompetenzen gegenüber Schulen und 
Unterricht auszustatten und sie hierüber zugleich 
an Bildungsprozesse anzuschließen. Hier geht es 
um die Etablierung von sozialräumlichen Fix- 
punkten der Partizipation, die die Kooperations- 
formen von institutioneilen Erziehem/Lehrem 
und Eltern zum Ausgangspunkt nehmen und qua- 
litativ neu gestalten. Kommunale Auflage an 
Schulen und Kindergärten bzw. Kindertagesstät- 
ten ist, Eltern in das inner-institutionelle Leben 
einzubinden im Sinne schwedischer Vorbilder 
und den Eltern zugleich frei zu stellen, in welche 
Kindertagesstätte/welche Schule sie ihr Kind ge- 
ben und wie sie die Kooperation gestalten wollen. 

Dies geht weit über die in der Bundesrepublik 
entwickelte so genannte Eltemarbeit von Kinder- 
tagesstätte und Schule hinaus, die i. d. R. 
zwischen einseitig freundlich-belehrender Infor- 
mationspraxis und öffentlich-gleichgültiger 
Beteiligung der Eltern an Extra -Aktivitäten 
schwankt (Expertise Rabe-Kleberg 2004). Kin- 
dertagesstätten, Eltern und Schulen als Experten- 
Verbund für Kinder zu verstehen und wechselsei- 
tig daran zu arbeiten, wie Eltern, wie Erzieher, 
wie Lehrer Kinder sehen und fordern, setzf of- 
fene Dialogformen an gemeinsamen Orten vor- 
aus. Es entstehen Bildungsorte als Begegnungs- 
stätten zwischen Experten mit unterschiedlichem 
Blickwinkel, möglicherweise unterschiedlichen 
Zielen und unterschiedlichen Beobachtungen, 
die sozialintegrative Kompetenzen freisetzen. 

Auch in Deutschland gibt es eine Reihe von Zen- 
tren, in denen Kindertagesstätten eine Art „El- 
temschule“ angeschlossen haben. Hier wird die 
Bildung von Eltern nicht als unverbindliches 
Dienstleistungsangebot oder als zumeist ungebe- 
tene Belehrung zwischen Tür und Angel verstan- 
den, sondern als Partizipations- und Verantwor- 
tungsübemahme im Sinne einer ,leaming 
community‘. Diese Entwicklungen könnten zum 
Ausgleich sozialer Benachteiligungen genutzt 
werden und als bewusste Entwicklung gerade in 
sozialen Brennpunkten eingesetzt werden, auch 
um die Attraktivität und Lebensqualität zu erhö- 
hen. Insgesamt tragen sie zu neuen Verankerun- 
gen des Handelns im Aktivitätsprofil von Privat- 
personen und Professionellen bei. 

Diese Entwicklungen stehen ebenso für das Ver- 
hältnis von Familienangehörigen und Pfiegeab- 
hängigen an. Hier allerdings ist, neben der Ein- 
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Für Pflege: Entwiek- richtung von Tagespflegestätten, konzeptionell 
lung flexibler wenig in diese Richtung entwickelt, wie- 

räumige Tagesbe- Hospizbewegung bereits neue Wege 

treuung notwendig erprobt, die sich ebenfalls als Öffnung der Ein- 
richtungen nach draußen versteht. Erst die For- 
schungslage über die Pflegequalität von Profes- 
sionellen in Verbindung mit gemeinsamer 
Unterstützung durch nicht pflege-überforderte 
Angehörige gibt Raum, damit auch hier eine 
kommunalpolitisch interessante Variante zwi- 
schen entweder der häuslichen oder der stationä- 
ren Pflege entstehen kann. Kostenberechnungen 
gehen davon aus, dass der Verzicht auf die Ein- 
richtung eines Großaltersheims im Stadtteil zu- 
gunsten der finanziellen Unterstützung flexibler 
Dienste, kleinräumiger Tagesbetreuung und offe- 
ner Hospize mit jeweiligen Bezügen zwischen 
Nachbarn, Familienangehörigen unterschiedli- 
cher Altersgruppen und Freunden Kontaktfor- 
men ermöglichen, an denen sich selbst Bildungs- 
angebote der Ganztagsschulen beteiligen 
können. 

V.4.5 Die familienfreundliche Stadt- 
entwicklungspolitik: Dienst- 
leistung aus einer Hand 

Die Integration von Familie und Stadt/Stadtteil 
betrifft fast alle Ressorts, Sektoren, Ämter einer 
Stadt. Alle gemeinsam haben etwas mit der Kon- 
kretisierung der abstrakten Schablonen von Zeit- 
Raum-Lebensqualität oder Erwerbsarbeit-Fami- 
lie-Stadtteilbilanz oder Lebensphasen-Lebensfor- 
men-Lebensaltersbalance usw. zu tun. Daher 
bedarf es neuer Formen der Kooperation und 
wechselseitiger Information. Schon in den ver- 
gangenen Jahren wurde sehr konkret im Rahmen 
der örtlichen/regionalen Familienpolitik verstärkt 
auf innovative Vernetzungen und Kooperations- 
formen gesetzt, wie z. B. in Bayern, Baden 
Württemberg, Nordrhein-Westfalen oder Hessen, 
die sich „runde Familientische“ „Familie im Zen- 
trum“ oder „Familienfreundliche Gemeinde“ 
nannten. Mit der 2003 angelaufenen Bundesini- 
tiative „Lokale Bündnisse für Familie“ hat auch 
das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMFSFJ) diesen Politikan- 
safz aufgegriffen. 

Im Sinne nachhaltiger Familienpolitik werden da- 
mit auf Bundes- wie auf kommunaler Ebene stra- 
tegische Allianzen für Familien geschlossen bzw. 

^Lokaie*Büiidnixse“ unferstüfzf, um vor Ort fiächendeckende Verände- 
rungsprozesse anzustoßen. Thematisch fokussiert 
die Bundesinitiative stark auf die Verbesserung 
der lokalen Infrastrukturbedingungen zur Verein- 
barkeit von Beruf und Familie. Davon ausgehend 
ist eine zentrale Stoßrichtung der Bundesinitia- 
tive, den Bereich der Wirtschaft zu mobilisieren 
und verstärkt Unternehmen und Wirtschaftsver- 
bände einzubinden. Dies geschieht durch eine 
Sensibilisierung insbesondere auch für die be- 


triebswirtschaftlichen Effekte und Standortvor- 
teile, die familienfreundliche Unternehmen sowie 
Städte und Gemeinden erbringen, wobei Studien, 
die in letzter Zeit zu dem Thema verfasst wurden, 
wie die Prognos-Studie (2003) und die Studie des 
DIW über Einnahmeeffekte öffentlicher Haus- 
halte und Sozialversicherungsträger bei einem 
Ausbau von Kindertageseinrichtungen (Spieß 
u. a. 2002), diese Argumentation fundieren. 

Mit Hilfe eines Servicebüros, das lokale Akteure 
in erster Linie mit prozessorientierten Beratungs- 
dienstleistungen unterstützt, werden lokale 
Bündnisprojekte weiterentwickelt bzw. neu initi- 
iert. Auf der Grundlage eines fachlich-wissen- 
schaftlichen Begleitprojekts wurde vom Deut- 
schen Jugendinstitut auf der empirischen Basis 
einer bundesweiten systematischen Bestandsauf- 
nahme bestehender Bündnisprojekte die Entste- 
hungsprozesse und Formen der Bündnisse, wie 
auch deren Leistungsfähigkeit und Erfolgsvor- 
aussetzungen dokumentiert. Bis zum Stichtag der 
Erhebung im Oktober 2004 gab es bereits 70 er- 
folgreich arbeitende Initiativen, die sich bis Juni 
2005 auf über 180 Bündnisse erweitert haben, 
d. h. die positive Gründungsdynamik hält an. ln 
diesen Bündnissen, von denen einige ganze 
Landkreise oder Regionen umfassen, leben 
ca. 20 Millionen Menschen. Die Akteursgrup- 
pen, die diese Bündnisse gründen, kommen zu 
65 Prozent aus der Verwaltung und Politik, wie 
z. B. Oberbürgermeister, Bürgermeister, Stadt/ 
Gemeinderat oder aus der Kommunalverwal- 
tung, zu 46 Prozent aus den sozialen Organisa- 
tionen, wie Verbände und familienorientierte 
Einrichtungen, Bildungseinrichtungen, Kirchen, 
Selbsthilfenetzwerke und zu 30 Prozent aus der 
Wirtschaft, wobei IHKs, Arbeitnehmervertretun- 
gen und Unternehmen selbst dabei aktiv sind. 
Für die Bündnisgründungen spielen standortbe- 
zogene Motive zu 37 Prozent eine herausragende 
Rolle, so z. B. den Lebensraum familienfreund- 
lich zu gestalten bzw. Familienfreundlichkeit als 
Standortfaktor zu sehen als auch die Verbesse- 
rung konkreter, familienbezogener Angebote zu 
33 Prozent. Dabei sollte eine Sensibilisierung für 
die Belange von Familien zu 17 Prozent und 
auch eine Vernetzung und damit ein Synergieef- 
fekt von vorhandenen Angeboten zu 17 Prozent 
erreicht werden. Neben der Kostensenkung 
durch präventive Arbeit zu 9 Prozent spielt aber 
auch die Aktivierung zum Bürgerschaftlichen 
Engagement zu 6 Prozent eine Rolle. 

Ein durchschnittliches Lokales Bündnis für Fa- 
milie vereint 16 Bündnispartner, wobei dies mit 
dem Standort variiert, d. h. je größer der Stand- 
ort, umso mehr Bündnispartner arbeiten zusam- 
men. Die zentralen Pfeiler der Bündnisarbeit sind 
dabei die sozialen Organisationen sowie Politik 
und Verwaltung. Aber mittlerweile ist die Wirt- 
schaft in zwei Drittel aller Bündnisse durch 
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Verbände oder Unternehmen vertreten, insbeson- 
dere in den seit 2004 entstandenen Bündnissen. 
Im Hinblick auf die Zuständigkeit, Bündnisse zu 
koordinieren und organisatorische Aufgaben zu 
übernehmen, spielt die öffentliche Verwaltung 
eine zentrale Rolle. Dabei arbeiten Lokale Bünd- 
nisse nicht nur für die Verbesserung für Familien, 
sondern auch mit Familien, d. h. Familien sind in 
der aktuellen Bündnispraxis nicht nur „Ziel- 
gruppe“, sondern auch Akteur. Das bedeutet, die 
Hälfte der Bündnisse bieten interessierten Fami- 
lienmitgliedern grundsätzlich die Möglichkeit, 
meist auf der operativen Ebene der Arbeitsgrup- 
pen, an der Bündnisarbeit aktiv mitzuwirken. 

Die Palette der Handlungsfelder, die von den 
Bündnissen vor Ort bearbeitet werden, ist sehr 
breit gefächert. Sie reicht von bedarfsgerechter 
Kinderbetreuung (72 Prozent) bis Beratung und 
Information für Familien (70 Prozent), Angebo- 
ten zu einer besseren Balance von Familie und 
Arbeitswelt (67 Prozent), Stärkung der Erzie- 
hungskompetenz (54 Prozent), einem familien- 
freundlicheren Wohnumfeld (46 Prozent), famili- 
engerechte Freizeit- und Kulturangebote 
(42 Prozent), Integration bestimmter Zielgrup- 
pen (23 Prozent), Förderung der Gesundheit der 
Familie (20 Prozent), Förderung der Geschlech- 
tergerechtigkeit und damit einer Verbesserung 
der Partizipierungsmöglichkeit von Vätern in der 
Familie (14 Prozent), Unterstützung Pflegebe- 
dürftiger (14 Prozent) und eine familiengerechte 
Zeitgestaltung zu 9 Prozent (Mehrfachnennun- 
gen waren möglich). 

Familiengerechte Zeitgestaltung ist an einigen 
wenigen Bündnisstandorten, wie in Hanau und 
Bremen, aktuell bereits ein zentrales Handlungs- 
feld. Die dortigen Bündnisse für Familie bauten 
entweder auf zeitpolitischen Vemetzungsstruktu- 
ren auf bzw. wurden aus diesen Zusammenhän- 
gen heraus initiiert. Das bedeutet, der Bünd- 
nisansatz gestaltet sich als ein multi-thematischer 
Ansatz, der in der Regel mehrere familienpoli- 
tisch relevante Handlungsfelder integriert. Zum 
aktuellen Zeitpunkt hegt der Schwerpunkt der 
Bündnisarbeit auf Fragen der Kinderbetreuung, 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie der 
aktiven Information und Beratung von Familien 
über bestehende Angebote vor Ort. Für weitere 
zukunftsträchtige Themenbereiche, wie etwa die 
Unterstützung von Pflegeleistungen oder famili- 
enfreundliche Zeitgestaltung, sind einige Stand- 
orte mit einer gewissen Vorreiterfunktion auszu- 
machen (Heitkötter/Schröder 2005). 

Die systematische Erschließung und Sensibili- 
sierung von Wirtschaftsverbänden und Wirt- 
schaftsuntemehmen für Familie mit dem 
Grundgedanken: „Starke Partner bringen Famili- 
enfreundlichkeit gemeinsam voran“ ist ein inno- 
vatives und positiv zu bewertendes strategisches 


Moment, das insbesondere die Bundesinitiative 
als Akzent in den Bündnisansatz einbringt und 
stark macht. Die familiengerechte Gestaltung der 
Arbeits welt - insbesondere im Hinblick auf plan- 
bare und gleichzeitig flexible Arbeitszeiten so- 
wie betriebsbezogene, flexible Formen der Kin- 
derbetreuung - sind zentrale Gestaltungsfelder. 
Dieser Bündnisansatz auf lokaler Ebene wird 
durch einige Landesbündnisse ergänzt bzw. 
durch Teilnahme von Landesvertretem bei Bünd- 
nisveranstaltungen aktiv unterstützt. 

Wichtig dabei aber ist auch, dass es sich hier um 
eine Aktivierung zivilgesellschaftlicher Beteili- 
gung handelt, denn das quantitative Ausmaß des 
freiwilligen und ehrenamtlichen Engagements in 
Deutschland verweist auf die hohe Bedeutung 
des „sozialen Umfeldes“ als potenzielles Lem- 
feld: Nach einer aktuellen Umfrage engagieren 
sich 36 Prozent der Bürgerinnen und Bürger in 
vielfältigen Formen und Tätigkeitsfeldern, z. B. 
in Vereinen, sozialen Organisationen, Verbänden, 
Kirchen, Projekten, Netzwerken, Gruppen, Initia- 
tiven etc (Freiwilligensurvey, BMFSFJ 2004c). 
Dieses „bürgerschaftliche Engagement“ ist nicht 
nur eine der tragenden Säulen der Zivilgesell- 
schaft - Stichwort „soziales Kapital“ - sondern 
kann auch Brücken bauen, z. B. zwischen Er- 
werbsarbeit und Arbeitslosigkeit oder zwischen 
Unternehmen und sozialen Organisationen. 

So zeigen Erkenntnisse aus jüngeren For- 
schungs- und Praxisprojekten, dass die im sozia- 
len Umfeld engagierten Bürgerinnen und Bürger 
Kompetenzen erwerben oder weiter entwickeln 
können - darunter insbesondere soziale, metho- 
dische und personale Kompetenzen. Da es sich 
zumeist um informelles Lernen handelt, bedarf 
es besonderer Verfahren, um solche Kompeten- 
zen zu identifizieren und zu bewerten. Das ge- 
sellschaftliche Interesse an der Erfassung von 
Kompetenzen, die in informellen Lernprozessen 
erworben werden, hat in jüngster Zeit stark zuge- 
nommen. Dies ist insofern von Bedeutung, da 
zunehmend auch Unternehmen als „Corporate 
Citizens“ in verschiedenen Formen des bürger- 
schaftlichen Engagements (Corporate Citizen- 
ship) aktiv werden. Parallel dazu wächst das In- 
teresse, die Kompetenzen der im sozialen 
Umfeld engagierten Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beiter zu erfassen und sie für die Personalarbeit, 
darunter insbesondere für die Personalentwick- 
lung, nutzbar zu machen. Hinweise auf einen 
Kompetenzzugewinn durch Engagement im 
Rahmen des bürgerschaftlichen Engagements er- 
möglichte schon die Studie zur Evaluation von 
Familienselbsthilfeinitiativen (BMFSFJ 2001), 
wo gezielt nach den Kompetenzen gefragt 
wurde, die sich unter dem Begriff der Schlüssel- 
qualiflkationen subsummieren lassen. Diese 
Kompetenzen entsprechen weitgehend dem 
neuen Mitarbeiterprofll in der Wirtschaft, wobei 
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sich das Aufgabenspektrum weg von einzelnen 
isolierten Arbeitsschritten hin zu neuen Formen 
der Zusammenarbeit in Verbindung mit der 
Übertragung von mehr Eigenverantwortung ent- 
wickelt (Hesch 1997). 

Hierbei deutet sich ein neues sich Aufeinander- 
beziehen zwischen den Bereichen an, die bisher 
als getrennt gesehen wurden. Nicht nur der 
Transfer von an informellen Lemorten erworbe- 
nen Kompetenzen auf die Arbeitswelt, sondern 
auch bisher nicht wahrgenommene sog. Spill- 
over Effekte auch von formalisierten Lemorten 
auf die Familie, ihre Netzwerke und die Mög- 
lichkeit der Nutzung im kommunalen Umfeld. 
Die Stadtkultur von morgen wird ohne diese An- 
sätze nicht mehr auskommen können und Famili- 
enfreundlichkeit und Standort-Attraktivität be- 
deutet auch die Nutzung bisher nicht aufeinander 
bezogener Ressourcen. 

V.5 Kinder, Nachbarschaft, familiale 
Ressourcen und städtische 
Entwickiung 

Das erweiterte Bronfenbrenner-Modell (1995, 
1999) berücksichtigt die kindlichen Ressourcen 
zur eigenständigen Entwicklung ebenso wie die 
der Eltern und der sozialen Umwelt für die Anre- 
gung und Fördemng der kindlichen Entwicklung 
(Shonkoff/Phillips 2000; Shonkoff/Meisels/ 
Zigler 2000; Brooks-Gunn 2001). Es geht nicht 
davon aus, dass nur das Kind mit seinen natürli- 
chen Kompetenzen oder nur die Eltern für kindli- 
chen Persönlichkeitsentwicklung (NICHD 1997 
a-e, 2001 a-e, 2003) von Bedeutung sind. Es 
wird auch nicht angenommen, dass vor allem die 
Umwelt der Familien, wie Nachbarschaft, Be- 
treuungsangebote und Freunde, die kindliche 
Entwicklung fördern. Vielmehr geht dieses inte- 
grative Modell, dem heute die meisten empiri- 
schen und theoretischen Arbeiten zur kindlichen 
Entwicklung folgen (Shonkoff/Phillips 2000; 
Bronfenbrenner 1998; Santrock 2004; Eider 
2002) davon aus, dass es in ausdifferenzierten 
modernen Gesellschaften auch in benachteilig- 
ten, ethnisch segregierten und teilweise gefähr- 
deten Nachbarschaften und Bezirken Kinder 
gibt, die sich aufgmnd ihrer persönlichen oder 
familialen Stärke mit der Unterstützung ihrer Fa- 
milie so entwickeln, wie es sonst nur unter den 
besten Voraussetzungen kindlicher Sozialisati- 
onsbedingungen zu erwarten ist. Daher soll in 
diesem Schlussabschnitt explizit unter der Per- 
spektive des Kindeswohls deutlich gemacht wer- 
den, wamm eine neue Kooperation zwischen 
Eltern, Nachbarschaft, freiwilligen und profes- 
sionellen Angeboten dem Wohl der kindlichen 
Entwicklung dient. 


V.5.1 Integration von Dienstleistungen 
als Ressourcenentwicklung von 
Nachbarschaften 

Gesellschaften können sich nicht darauf verlas- 
sen, dass alle Kinder und alle Familien unter al- 
len Umständen sich in dieser positiven Weise 
entwickeln (Jarret 1998). Auch wenn die Fülle 
der Forschungsergebnisse zur Bedeutung der 
wechselseitigen Beeinflussung von kindlicher 
Entwicklung, familialen Beziehungen und Um- 
welt erst in jüngerer Zeit systematisch aufbereitet 
worden ist (Furstenberg u. a. 1999), so ist die Er- 
kenntnis des notwendigen Zusammenwirkens 
von Familie, Nachbarschaft und Gemeinde zum 
Wohl des Kindes keine neue Einsicht. So wies 
schon Coleman (1986, 1990) in seiner Analyse 
der asymmetrischen Gesellschaft daraufhin, dass 
die traditionellen Familien der 50er und 60er 
Jahre in Suburbia auch deswegen gute Sozialisa- 
tionsbedingungen für ihre Kinder ermöglichen 
konnten, weil sich die Familien sowohl in Krisen 
und Notfällen wie auch im Alltag auf die Unter- 
stützung von Verwandtschaft und Nachbarschaft 
verlassen konnten (Caplow 1982). Diese Fami- 
lien waren entgegen der Annahmen vieler Auto- 
ren nicht „isoliert“, sondern eng mit ihrer Um- 
welt verwoben (Young/Willmott 1973; Bott 
1957; Pfeil 1961; Gans 1962). 

Weiter oben wurde gezeigt, dass heute in den 
großen urbanen Zentren Unterstützungsleistun- 
gen und soziale Beziehungen im nachbarschaftli- 
chen Kontext stark ausgeprägt sind. Dennoch 
stehen Städte und Gemeinden in Deutschland auf 
Grund der Polarisierungstendenzen und demo- 
grafischen Entwicklungen (Schönig 2002) vor 
neuen Herausforderungen, um Strategien, Ange- 
bote und jene „Dienstleistungen aus einer Hand“ 
zu entwickeln und diese so zu organisieren, dass 
sie Teile einer integralen Nachbarschafts- und 
Gemeindestruktur werden, mit den Eltern nicht 
als Klienten, sondern als kompetenten Partnern. 
Gerade im Nachweis funktionierender Nachbar- 
schaftsbeziehungen zeigen sich die Ressourcen, 
die auch heute für solche integrativen Konzepfe 
genutzt werden können. Obwohl es inzwischen 
eine Vielzahl von anregenden Modellen in vielen 
Gemeinden und fast allen Bundesländern als 
kommunale Bündnisse für Familien gibt, sind 
wir in der Bundesrepublik insgesamt immer noch 
sehr stark auf bundesstaatliche oder kommunale 
hoch ausdifferenzierte und spezialisierte Institu- 
tionen und Strukturen fixiert. Angebote für Kin- 
der, die Partizipation von Kindern in Projekten 
oder Programmen zur kindlichen Entwicklung 
werden kaum wirklich erfasst, so dass der Ein- 
druck von Defiziten nachbarschaftlicher Res- 
sourcen entsteht, obwohl nicht nur die Bündnisse 
für Familien, sondern auch die verschieden Sur- 
veys zum bürgerschaftlichen Engagement (Frei- 
willigensurvey, BMFSFJ 2004c; Sozialministe- 
rium Baden- Württemberg 2005) zeigen, dass ein 
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erhebliches Potential für solche Entwicklungen 
vorhanden ist. 

Als Beispiel für die Fixierung auf sfaatliche In- 
sfitutionen kann die Erfassung der Befreuungssi- 
tuation von Kindern unter drei Jahren in 
Deutschland dienen. Sie wird ausschließlich da- 
durch erfasst, dass die Angebote an Krippen, 
Kindergärten bzw. Kindertagesstätten und Hor- 
ten in Relation zur jeweiligen Kinderzahl bun- 
desweit, bundesländerspezifisch und für Land- 
kreise bzw. kreisfreie Sfädte erfasst werden 
(Statistische Ämter des Bundes und der Länder 
2004). Eine genaue Übersicht über andere Ange- 
bote gibt es in der Bundesrepublik nicht. Der Mi- 
krozensus, der 2004 zumindest noch die Kinder- 
betreuung erfasste, enthält diese Frage in den 
Erhebungen ab 2005 nicht mehr. Vergleicht man 
die Daten in Deutschland mit anderen europäi- 
schen Ländern wie beispielsweise Frankreich, so 
kann man sehr schnell feststellen, dass hier eine 
große Vielfalt höchst unterschiedlicher Möglich- 
keiten kindlicher Betreuung dokumentiert wird, 
so dass die französischen Daten mit den Daten 
der deutschen amtlichen Statistik im Grundsatz 
nicht vergleichbar sind (Tabelle A.V.4 im An- 
hang). ln Großbritannien wird im Wesentlichen 
die Nachfrage nach Betreuungsmöglichkeiten er- 
fasst, was mit der Erhebung des staatlichen An- 
gebots in Deutschland überhaupt nicht in Bezie- 
hung gesetzt werden kann, ln den USA werden 
nicht nur Angebot und Nachfrage, sondern auch 
die kindlichen Kompetenzen und ihre Entwick- 
lungen kommunal, regional und bundesweit do- 
kumentiert, so dass sowohl regionale Differen- 


zierungen und bundesweite Fortschritte nicht nur 
erfasst, sondern auch dokumentiert, analysiert 
und verbessert werden können. 

Die bisher auf der Basis des SOEP und des Fami- 
liensurveys nicht so stark differenzierten Erhe- 
bungen zur Kinderbetreuung konnten durch die 
bisher einzige repräsentative Studie zu Tagesbe- 
treuungsplätzen für Kinder unter drei Jahren (DJl 
2005b) ergänzt werden. Diese liefert abwei- 
chende Ergebnisse von der Jugendhilfestatistik 
(Statistische Ämter des Bundes und der Länder 
2004). Insgesamt werden in ganz Deutschland 
etwa 10 Prozent der Kinder unter drei Jahren in 
einer öffentlich finanzierten Tagesbetreuung un- 
tergebracht, eine Zahl, die dem Mikrozensus 
2004 mit 11 Prozent entspricht (Tabelle A.V.5 im 
Anhang). Dass aber 7 Prozent der Kinder dieser 
Altersgruppe eine ausschließlich durch Eltern 
finanzierte Einrichtung nutzen und selbst in den 
neuen Bundesländern und Berlin, wo etwa 
33 Prozent der Kinder in eine öffentlich finan- 
zierte Einrichtung gehen, weitere 6 Prozent eine 
durch die Eltern finanzierte Einrichtung oder Ta- 
gesmutter nutzen, wird in der deutschen Debatte 
und damit auch Erfassung nicht berücksichtigt. 

Das hat einerseits zur Konsequenz, dass 
Deutschland in internationalen Vergleichen mit 
den Zahlen anderer Länder verglichen wird, die 
nicht vergleichbar sind. Entscheidend aber ist, 
dass durch das Fehlen detaillierter Analysen 
nicht nur die regional unterschiedliche Nutzung 
und Inanspruchnahme unterschiedlicher Betreu- 
ungsmöglichkeiten ausgeblendet wird, sondern 
neue Formen von Kooperationen zwischen Ei- 


Tabelle V.3 

Kinder unter drei Jahren, die öffentlichi bzw. privaH finanzierte Betreuungsangebote nutzen 

(in Prozent) 


Form der Betreuung 

Deutschland 

Früheres Bundes- 
gebiet ohne Berlin 

Neue Bundsländer 
und Berlin 

N 

(2.451) 

(2.145) 

(306) 

Öffentlich finanziert 

10 

7^ 

33 

Privat finanziert 

7 

7 

6 

Öffentlich u. privat 
fnanziert 

< 1 

< l 

1 


• Als öffentlich finanzierte Form der Kinderbetreuung werden Krippen/Kindertagesstätten, die eine Betreuung für Kinder un- 
ter drei Jahren anbieten, gewertet, als privat finanziert die Betreuung durch Tagesmütter, Kinderfrauen, Au Pairs und/oder 
Babysitter. 

^ Der im Vergleich zur amtlichen Statistik gut doppelt so hohe Anteil von Kindern, die ein öffentlich finanziertes Betreuungs- 
angebot (Krippe) nutzen ist einerseits darauf zurückzuführen, dass sich die amtlichen Statistik auf Daten vom Dezember 
2002 beziehen, während die DJI Kinderbetreuungsstudie die Situation zur Jahreswende 2004/2005 wiedergibt. Weiterhin ist 
zu vermuten, dass ein Teil der in der DJI Kinderbetreuungsstudie als Krippenkinder ausgewiesenen unter 3-Jährigen keinen 
Krippenplatz in Anspruch nimmt, sondern in Elteminitiativen untergebracht ist, die bereits jüngere Kinder aufnehmen. Die- 
se Plätze werden in der amtlichen Statistik aber nicht als Krippenplätze ausgewiesen. 

Quelle: Markus Teubner, DJI Kinderbetreuungsstudie 2005, eigene Berechnungen 
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sellschaften besteht. 


So weist die Kinderbetreuungsstudie des Deut- 
schen Jugendinstituts (2005) auf eine erhebliche 
soziale Differenzierung der Nutzung öffentlicher 
und privater Betreuungsangebote hin. Kinder 
ausländischer Familien, Kinder aus einkom- 
mensschwachen Familien und Kinder aus Mehr- 
kinderfamilien werden seltener außerhalb der Fa- 
milie betreut. So bedürfen beispielsweise gerade 
Kinder aus Familien, in denen nicht die deutsche 
Sprache den täglichen Umgang bestimmt, vor al- 
lem dann einer besonderen Förderung in der 
deutschen Sprache, wenn sie auch noch in einem 
Kontext leben, der überwiegend durch nicht- 
deutsche Sprachen geprägt ist. 

Aber auch die anderen Kinder brauchen Kinder, 
dies gilt insbesondere in den großen Städten mit 
traditionell kleinen Familien. Vergleicht man bei- 
spielsweise in Berlin (Senatsverwaltung für Ge- 
sundheit und Soziales und Verbraucherschutz 
2004) Kinder, die in einem solchen Kontexten 
eine Tagesbetreuung besucht haben, mit Kin- 
dern, die das nicht tun, dann zeigt sich, dass Kin- 
der mit nicht-deutscher Muttersprache davon 
außerordentlich profitieren und ihre Sprach- 
kenntnisse erheblich verbessern können, selbst 
dere Kinder - egal Hause weiterhin mit den Eltern m ih- 

welcher ethnischer rer Muttersprache kommunizieren. Sie können 
Hintergrund später beide Sprachen besser. 

Angesichts der großen finanziellen Schwierig- 
keiten deutscher Großstädte müssen die Städte 
bei der Entwicklung von Infrastrukturangeboten 
in diesem Bereich sehr sorgfältig planen. So 
könnte es sich als sinnvoll herausstellen, dass in 
solchen eher benachteiligten Quartieren eine be- 
sonders gute Infrastruktur zur Verfügung gesfellt 
werden muss und Anreize geschaffen werden 
müssen, damit Eltern diese Angebote im Inte- 
resse der Sprachentwicklung ihrer Kinder auch 
nutzen. Dafür müssen sich möglicherweise 
Sfädte darauf verlassen können, dass in anderen 
Quartieren ein höherer Anteil der Kinder auf der 
Basis der Initiative der Eltern in angemessener 
Weise in entsprechenden Betreuungseinrichtun- 
gen untergebracht wird, von Tagesmüttem be- 
treut oder aber in der Nachbarschaft oder durch 
die Verwandtschaft, wenn entsprechende Erfor- 
dernisse bestehen. Solche Differenzierungen las- 
sen sich durch Anreize, wie etwa das Vöucher- 
system, durchaus entwickeln. 

Ergebnisse amerikanischer Längsschnittstudien 
(Britto/Brooks-Gunn 2001) zeigen, dass Pro- 


gramme, die Eltern dazu motivieren, zu Hause 
vorzulesen, außerordentlich effektiv sein können, 
wenn es um die sprachliche und kognitive Ent- 
wicklung von Kindern geht. Auch die von der 
englischen Regierung entwickelten Vörschulpro- 
gramme wie z. B. Sure Start (DfES 2004) sind 
Programme, die sehr zielgenau zunächst Fami- 
lien mit Kindern in benachteiligten Regionen er- 
reichen. Auch diese Programme haben intensiv 
versucht, die Eltern zu motivieren, die kindliche 
Entwicklung als Teil der eigenen Zukunftsgestal- 
tung und der eigenen Alltagsorganisation zu be- 
greifen und sich von Erziehern und teilweise 
auch anderen Freiwilligen darin unterstützen zu 
lassen, die kindliche Entwicklung zu beobachten 
und zu fördern. Auch diese Programme sind nach 
den vorliegenden begleitenden Längsschnitten 
zumindest in Bezug auf dreijährige und ältere 
Kinder sehr ermutigend, was ihre Entwicklung 
im Schulalter betraf 

Der Längsschnitt des National Institute of Child 
Health and Human Development Early Child 
Care Research Network (NICHD 2005) zeigt 
deutlich, dass die wichtigsten Variablen für die 
kindliche Entwicklung, und zwar auch für die 
sprachliche und kognitive Entwicklung des Kin- 
des im Alter von 24 bis 36 Monaten, die Sensibi- 
lität des elterlichen Verhaltens, das positive 
Engagement für die Erziehung der Kinder im El- 
ternhaus und ein liberaler Erziehungsstil sind. 
Diese positiven Einflüsse zeigen sich bei den 
Kindern unabhängig davon, ob die Kinder über- 
wiegend zu Hause oder ganztags in einer Krippe 
betreut werden (NICHD 2005, 411—417). Es zeigt 
sich aber auch, wie schon in vielen anderen Stu- 
dien, dass die Einstellung der Mütter zu ihrer ei- 
genen Arbeit von erheblicher Bedeutung für die 
kindliche Entwicklung ist. Sehen die Mütter den 
Wert ihrer Arbeit als positiv an, dann zeigen die 
Kinder in der Tagespflege insgesamt eine bessere 
Entwicklung 

Es wird auch deutlich, dass Entscheidungen für 
die eine oder andere Form der Betreuung eine 
persönliche Entscheidung der betroffenen Mütter 
sein sollte, wenn das Wohl des Kindes als Aus- 
gangspunkt für die Entscheidung von Betreu- 
ungsformen genommen werden soll. Entspricht 
die gewählte Betreuungssituation den Präferen- 
zen der Mütter für ihre persönliche Lebensent- 
scheidung in Bezug auf Beruf und Familie, dann 
hat dies ganz offenkundig positive Konsequen- 
zen für die kindliche Entwicklung. Dieses im 
Grunde genommen sehr plausible Ergebnis weist 
aber auch noch einmal daraufhin, dass die Le- 
bensumwelt von Familien in Nachbarschaften 
und Gemeinden auch so strukturiert sein muss, 
dass die entwickelten Konzepte, wie man als ein- 
zelne Mutter Beruf und Familie vereinbaren will, 
auch realisiert werden können, ln Gemeinden, 
die bisher sehr wenig in eine Infrastruktur für 
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Kinder investiert haben, muss man davon ausge- 
hen, dass solehe Realisierungmögliehkeiten auf 
große Sehwierigkeiten stoßen. Gerade wenn man 
das Kindeswohl als Ausgangpunkt integrativer 
Dienstleistungsangebote nimmt, dann seheint es 
sehr sinnvoll zu sein, die Präferenzen der Mütter 
für die Betreuungsarrangements in die Planung 
einzubeziehen. Das setzt einerseits große Vielfalt 
voraus, andererseits aber aueh eine enge Koope- 
ration von Eltern, kommunalen Einrichtungen 
und Betrieben, um diesen Anforderungen genü- 
gen zu können. 

Die große Bedeutung des familialen Anregungs- 
milieus für alle Aspekte der kindlichen Entwick- 
lung führt die Autoren des NICHD-Reports dazu, 
die Bedeutung eines sozial-ökologischen Modell- 
ansatzes hervorzuheben und darauf zu verwei- 
sen, wie wichtig eine gemeinsame und koopera- 
tive Zusammenarbeit von Eltern und Erziehern 
im Interesse der kindlichen Entwicklung ist 
(NICHD 2005, 424). Die Bedeutung der häusli- 
chen Unterstützung für die kindliche Entwick- 
lung zeigt sich auch in der englische Studie 
(DfES 2004: 50), deren Autoren ausdrücklich 
darauf hinweisen, dass der sozioökonomische 
Hintergrund einer Familie das familiale Anre- 
gungsmilieu nur moderat beeinflusst. Ähnlich 
wie in der Studie von Britto und Brooks-Gunn 
sprechen sich die Autoren dieses englischen 
Längsschnitts, auch dafür aus, Eltern anzuregen, 
die kindliche Entwicklung durch Spielen, Vorle- 
sen und andere Aktivitäten positiv zu beeinflus- 
sen. 

Bei den englischen Projekten in diesem Bereich 
ist eine klare politische Zieldefinition erkennbar. 
England hatte lange Zeit ähnlich wie Deutsch- 
land mit den Herausforderungen der Transforma- 
tion von der Industriegesellschaft zu einer 
Dienstleistungsgesellschaft zu kämpfen und ist 
heute sicherlich in diesem Prozess weiter voran- 
geschritten als Deutschland. Viele Formen sozia- 
ler Ungleichheit, die sich in diesem Prozess eher 
vertieft als verringert haben, sind seitens der bri- 
tischen Regierung zielgruppenorientiert ange- 
gangen worden. Nicht die Frage der horizontalen 
Gerechtigkeit zwischen Familien mit Kindern 
und Kinderlosen waren Gegenstand zentraler po- 
litischer Debatten und Maßnahmen, sondern ein 
großes Ziel in diesem Bereich war die Verminde- 
rung der Kinderarmut, die noch Mitte der Neun- 
ziger Jahre (UNICEF 2005) bei knapp über 
16 Prozent lag und heute auf 12 Prozent gesun- 
ken ist. 

Im Rahmen dieser zielgruppenorientierten Poli- 
tik ging es vor allem darum, Kindern aus benach- 
teiligten sozialen Gruppen und Kindern mit Mi- 
grationshintergrund Bildungschancen zu eröffnen, 
die diesen Kindern bisher nicht offenstanden. 
Angesichts der hier dargestellten Forschungser- 


gebnisse war der damals gewählte Weg, in Pro- 
jekten die Ressourcen der Eltern, der Nachbar- 
schaft und der Gemeinden zu mobilisieren, in 
denen professionelle Sozialarbeiter, Psycholo- 
gen, Erzieher und Pädagogen zusammen mit El- 
tern, Nachbarn und Freiwilligen versuchten, im 
Interesse der Kinder die Ressourcen zu bündeln 
und zu entwickeln, ein Erfolg versprechender 
Ansatz. Dieses gemeinsame Ziel, nämlich die 
Lebensbedingungen und Lebenschancen von 
Kindern zu verbessern, ruft in der Regel nicht 
nur bürgerschaftliches Engagement hervor, son- 
dern gibt benachteiligten Eltern in prekären Le- 
benslagen die Möglichkeit, in ihren Anstrengun- 
gen für ihre Kinder auch wiederum einen 
persönlichen Lebenssinn und Zukunftshoffnung 
für sich selbst zu entwickeln - was in Regionen 
mit einer Arbeitslosigkeit von bis zu 50 Prozent 
eine großartige Leistung ist (Elschenbroich 
2002 ). 

Die heutige Weiterentwicklung geht auf die Kon- 
zeption der Early Excellence Centres und Sure 
Start Centres zurück. Die dafür initiierten sozial- 
politischen Projekte wie „Community Regenera- 
tion, Education Action Zones und Early Excel- 
lence Centres“ dienten alle dazu, die in Armut 
lebenden Kinder mit ihren Eltern oder mit ihren 
allein erziehenden Müttern - im Wesentlichen 
bildungsfeme Schichten - an eine Früherziehung 
und Familienbildung heranzuführen. Somit ist 
das Early Excellence Centres-Programm (EEC) 
ein wichtiges Element der breit angelegten Re- 
gierungsstrategie zur Verbesserung von Erzie- 
hungs- und Bildungsstandards, der Verbesserung 
von Chancen, der Unterstützung von Familien, 
zum Abbau sozialer Isolation, der Verbesserung 
der Gesundheit der Gesamtbevölkerung und zum 
Abbau der Kinderarmut. Innerhalb von zwei Jah- 
ren, von 1997 bis 1999, wurden 29 Pilot Centres 
etabliert und im Weiteren entwickelten sich bis 
heute 107 Early Excellence Centres, vor allem in 
bildungsfemeren Regionen, und führten die bis 
dato bruchstückhaften und ungleichmäßig ver- 
teilten frühkindlichen Serviceangebote - sei es 
für frühkindliche Bildung oder Betreuung oder 
familiale Unterstützung - zusammen (Bertram 
u. a. 2003). Ein Zentrum erreicht mit ca. 30 Mit- 
arbeitern ca. 400 Familien. Die Mitarbeiter set- 
zen sich aus professionellen Kräften zusammen, 
aber auch aus Eltern, die sich durch die Integra- 
tion in ein Zentrum weiterqualifiziert haben. Je- 
des Zentrum hat in den Eltemgruppen je nach 
Bedarf vor Ort eigene Akzente gesetzt, wie z. B. 
für werdende Eltern, für getrennte Eltern, für El- 
tern zur Weiterentwicklung ihrer Erziehungskom- 
petenz oder auch für Hilfestellungen zum Wie- 
dereinstieg in das Erwerbsleben (Elschenbroich 
2002 ). 

Die unter der Schirmherrschaft des EEC-Pro- 
gramms stehenden 29 Zentren stellten innovative 
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Modelle integrierter Einrichtungen bereit. Die 
Evaluation dieser 29 Zentren zeigte, dass die 
hohe Anzahl qualifizierter Erziehungsfachkräfte 
in den EEC-Teams, zusammen mit qualifizierten 
Fachkräften anderer Disziplinen, z. B. Sozialar- 
beit und Gesundheitswesen, insbesondere auf 
Managementebene ermöglichte, dass EECs sek- 
torübergreifend Bahnbrechendes bei der Ent- 
wicklung integrierter Angebote leisten konnten. 
So etwa beispielhaft mit dem Angebot frühkind- 
licher Serviceleistungen in der Praxis zu sein und 
als Katalysator für Veränderungen in diesem ge- 
samten Bereich zu dienen, auch durch den Aus- 
tausch guter Beispiele aus der Praxis und durch 
Schulungsprogramme für Praktiker/innen auf 
kommunaler Ebene (Bertram u. a. 2003). Frü- 
here auswertende Berichte (Bertram u. a. 2000, 
2001) zeigten, dass die Pilot EECs nicht immer 
den gleichen Ansatz bei Bereitstellung ihrer An- 
gebote hatten und nicht nur ein Modell der Inte- 
gration verfolgten. Damit konnte auf regional- 
spezifische Anforderungen bei der Entwicklung 
ihrer Angebote eingegangen werden und auch 
eine Vielfalt verschiedener Modelle integrierter 
Angebote exemplarisch aufgezeigt werden. 

V.5.2 Ressourcen ländlicher Räume 

Eine solche regionale Ausrichtung wäre auch in 
Deutschland wünschenswert, weil die Bundesre- 
publik seit der Wiedervereinigung eine Vielzahl 
von Regionen umfasst, die relativ bevölkerungs- 
arm sind und in denen integrative Konzepte 
schwer zu realisieren sind. Sie verfügen häufig 
nicht über die Ressourcen wie die urbanen Zen- 
tren, für die es um eine Neuorganisation von 
Kinderbetreuung, Eltembildung, Jugendarbeit 
und Bildungseinrichtungen in Kombination mit 
Initiativen aus dem Bereich der Wirtschaft und 
anderer Organisationen geht. Bevölkerungsarme 
Regionen, insbesondere in den neuen Bundeslän- 
dern, aber auch im Südwesten der Republik, sind 
weniger mit Polarisierungstendenzen zwischen 
Innenstädten und Umlandgemeinden oder zwi- 
schen Bezirken innerhalb von Großstädten kon- 
frontiert. Vielmehr mit der Frage, wie man in Re- 
gionen mit hoher Arbeitslosigkeit, geringer 
Bevölkerungsdichte und tendenziell einer hohen 
Abwanderungsbereitschaft insbesondere der jün- 
geren Generation attraktive Standortbedingungen 
schafft, die es für Eltern mit Kindern reizvoll 
macht, in den entsprechenden Regionen zu blei- 
ben oder sogar dorthin zu wandern. 

Folgt man den Analysen von Dienel/Gerlof/ 
Lesske (2004), dann sind Elemente dieses Ansat- 
zes auch in bevölkerungsarmen Regionen um- 
setzbar. Sie weist zwar darauf hin, dass natürlich 
auch in bevölkerungsarmen Regionen ein funk- 
tionierender Arbeitsmarkt ein wichtiges Element 
der wirtschaftlichen Entwicklung darstellt. Min- 
destens ebenso wichtig aber sind die „Investitio- 


nen in die Köpfe“, und vielleicht sollte man er- 
gänzen, „in die Herzen, den Mut und die 
Bürgerschaft der Bürger“ (DieneFGerlof/Lesske 
2004, 2). Sie verweist nämlich darauf, dass Län- 
der wie Finnland, die in ganz ähnlicher Weise be- 
völkerungsarme Regionen aufweisen wie ein 
Teil der neuen Bundesländer, sehr viel in die Bil- 
dungseinrichtungen in ländlichen Regionen in- 
vestiert haben. Aber auch andere Regionen Euro- 
pas, wie Portugal, Süditalien und Irland, haben 
längst erkannt, dass die Aufrechterhaltung von 
Bildungseinrichtungen in ländlichen Regionen 
ein wesentliches Element darstellt, wenn man 
Familien in ländlichen Regionen halten will, weil 
nur so deutlich gemacht werden kann, dass ein 
Leben mit Kindern in diesen Regionen überhaupt 
möglich und gewünscht wird. Im Grundsatz steht 
dahinter auch die Vorstellung, dass diese Investi- 
tionen in Humankapital und Bildung auch für 
jene Bürger und Bürgerinnen, die diese Einrich- 
tungen selbst nicht unmittelbar nutzen, als Aus- 
druck der Zukunftsfähigkeit einer Region inter- 
pretiert werden. Ohne Zweifel besteht ein 
Konkurrenzverhältnis zwischen den ländlichen 
Regionen mit einer starken Abwanderung bezie- 
hungsweise Abwanderungstendenzen der jun- 
gen Bevölkerung und den großen urbanen Zen- 
tren. Die großen urbanen Zentren, die traditionell 
immer schon kinderarm waren, wuchsen durch 
den Zuzug junger Erwachsener. Heute bedeutet 
dies aber für die ländlichen Regionen aufgrund 
der dort auch sehr niedrigen Geburtenraten ein 
langsames Entvölkern ganzer Landstriche. 

Die Investitionen in Bildungseinrichtungen, und 
zwar auch in weiter qualifizierende Bildungsein- 
richtungen in ländlichen Regionen, können na- 
türlich auch als Anziehungspunkte für junge Er- 
wachsene konzipiert werden, wenn sie sich 
bemühen, die Interessen der jungen Erwachsenen 
besonders zu berücksichtigen. Da Deutschland 
hinsichtlich der Vereinbarkeit von Familiengrün- 
dung und Ausbildung weit hinter anderen Län- 
dern zurückliegt, ist durchaus vorstellbar, dass 
die ärmeren Regionen und Bundesländer versu- 
chen, durch eine besonders familienfreundliche 
Hochschulpolitik sich gegenüber den großen tra- 
ditionellen Standorten zu profilieren. Es gibt 
durchaus Regionen in der Bundesrepublik, die 
durch einen Mix aus familienfreundlichen Maß- 
nahmen, wie z. B. außerordentlich billiges Bau- 
land, integrative Familieninfrastrukturen bis hin 
zur exzellenten Betreuungsangeboten versu- 
chen, für Familien mit Kindern so attraktiv zu 
sein, dass die Familien aus diesen ländlichen 
Räumen zumindest nicht abwandem. Dazu ge- 
hört auch, dass gerade in kleinen Gemeinden und 
Städten schon aufgrund der zurückgehenden 
Kinderzahlen die oben entwickelte Perspektive 
einer besseren Integration von Einrichtungen für 
Kinder und Jugendliche, der Eltembildung und 
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der Bildungsinstitutionen mit den Eltern als Part- 
nerressourcen ernsthaft erwogen wird. Dies kann 
auch dazu beitragen, dass die soziale Kohäsion in 
solchen Regionen durch das gemeinsame Ziel, 
die Entwicklungschancen von Kindern zu ver- 
bessern, erhöht wird (Lewis 2004). Wie Pestoff/ 
Strandbrink/Vamstadt (2004) in Bezug auf einige 
schwedische Projekte deutlich machen, führen 
integrative Dienstleistungsangebote im Bereich 
der Kinderbetreuung bei gleichzeitig verstärkten 
Engagement der Eltern zu einer Verstärkung der 
sozialen Kohäsion in Gemeinden, weil gemein- 
same Ziele und gemeinsame Aufgaben auch das 
Gefühl der Zugehörigkeit zu einer Gemeinde 
stärken. 

V.5.3 Partizipation, Kohäsion und 
regionaie Famiiienpoiitik 

ln der Bundesrepublik werden Zukunftsinvestiti- 
onen in der Regel als Investitionen in teure Ge- 
räte für die Forschung interpretiert, während die 
schwedischen Ansätze und das Modell der briti- 
schen Regierung versuchen, Zukunft im Wesent- 
lichen über die Investitionen in Humankapital 
und dies heißt als Investitionen in die Kinder ei- 
ner Gesellschaft zu interpretieren. Auf der Basis 
empirischer Forschungsprojekte können sie da- 
bei für sich in Anspruch nehmen, dass solche ge- 
meinsamen Ziele auch positive Effekte für das 
bürgerschaftliche Engagement in Gemeinden 
und Städten mit sich bringen und auch Familien 
- deren Teilhabe an der Gesellschaft aufgrund 
von Arbeitslosigkeit oder anderen Ursachen sehr 
gering geworden ist - motiviert werden können, 
sich wiederum im Interesse ihrer Kinder auch 
stärker zu engagieren. 

Wenn man beispielsweise die Typologie von Fa- 
milien, die in der Gießener „Armutsstudie“ 
(Meier/Preuße/Sunnus 2003) entwickelt worden 
ist, als Grundlage für eine solche Strategie in 
Deutschland heranzieht, so kann man davon aus- 
gehen, dass in Deutschland auch für einen gro- 
ßen Teil von Familien in prekären Lebenssitua- 
tionen solche Strategien erfolgreich sein können, 
wenn entsprechende partizipative Strukturen ent- 
wickelt werden. Die Bündnisse für Familien auf 
kommunaler Ebene zeigen zudem, dass auch in 
Deutschland ein enormes Potenzial vorhanden 
ist, das Länder und Gemeinden teilweise schon 
nutzen, aber sicherlich noch weiter und intensi- 
ver nutzen können. Eine solche Familienpolitik, 
die Elemente der Vorstellungen des Fünften Fa- 
milienberichts aufgreift, wie die der Erhaltung 
des Humanvermögens der Gesellschaft, und 
diese Perspektive um den Gedanken erweitert, 
dass solche partizipativen Strukturen - nämlich 
die Teilhabe von Familien und Kindern an ge- 
sellschaftlichen Entwicklungen - als Teil der 
Entwicklung gesellschaftlicher Kohhäsion be- 
greifen, können nicht nur die Entwicklung des 


Humankapitals in der Gesellschaft positiv beein- 
flussen, sondern im gleichen Umfang auch zur 
Entwicklung des Sozialkapitals moderner Ge- 
sellschaften beitragen. Voraussetzung für eine 
solche Perspektive ist allerdings, dass Städte, 
Gemeinden und Länder Familienpolitik auch als 
Teil der Gestaltung der Lebensbedingungen ihrer 
Bürger und damit als einen Aufgabenbereich be- 
greifen, der in vielen Bereichen auf Landes- und 
kommunaler Ebene konstruktiv gestaltet werden 
kann. Die Lebensverhältnisse in Deutschland 
zeichnen sich durch eine große Vielfalt aus, die 
ihrerseits als Ressource zu würdigen ist und die 
es zu erhalten gilt. 

V.6 Wer investiert und wer 
hat weichen Ertrag? 

Investitionen in Kinder - sowohl auf der Ebene 
der Länder als auch der Kommunen - erhöhen 
das Humankapital einer Gesellschaft, tragen zur 
Entwicklung des Sozialkapitals bei und sind 
wichtige Nutzenkomponenten dieser Investitio- 
nen. Ökonomisch betrachtet kommen weitere 
Nutzenkomponenten hinzu, die bei der Frage, 
wie viel in Kinder investiert werden soll, eben- 
falls miteinbezogen werden müssen. Außerdem 
ist es - wie bei der Verteilung aller knappen Res- 
sourcen - wichtig, den Nutzenkomponenten aus 
bestimmten Investitionen auch deren Kosten ge- 
genüberzustellen. Erst dann, wenn von einem po- 
sitiven Nettonutzen ausgegangen werden kann, 
wenn also alle Nutzenkomponenten zusammen 
die Kosten übersteigen, kann von einer rentablen 
Investition gesprochen werden. 

Grundsätzlich können kurz-, mittel- und langfris- 
tige Nutzenkomponenten bei der Betreuung in 
Kindertageseinrichtungen unterschieden wer- 
den. Diese Nutzenkomponenten gehen zum ei- 
nen primär vom betreuten Kind aus, oder sie 
können primär den Eltern, insbesondere den 
Müttern, oder auch anderen Wirtschaftssubjek- 
ten, zugeordnet werden. Nutzenkomponenten, 
die den Kindern zuzuordnen sind, sind jene Ef- 
fekte, die die kindliche Entwicklung fordern und 
unterstützen; sie resultieren aus den Investitionen 
in das Humankapital von Kindern. Allerdings 
werden sie nur dann erzielt, sofern eine gute 
pädagogische Betreuungsqualität gewährleistet 
ist. Dies ist eine zentrale Voraussetzung. 

Eine Förderung der kindlichen Entwicklung im 
vorschulischen Alter kann mittelfristig den Schu- 
lerfolg erhöhen. Dies kann z. B. damit verbunden 
sein, dass die Zahl der Schuljahrswiederholun- 
gen oder Sonderschulzuweisungen abnimmt, die 
ansonsten durch öffentliche Mittel finanziert 
werden. Auch öffentlich finanzierte Maßnahmen 
der Jugendhilfe können, was das notwendige Fi- 
nanzvolumen angeht, verringert werden, wenn 
eine pädagogisch gute Betreuung in Kindertages- 
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einrichtungen erfolgt. Sowohl den Ländern als 
auch den Kommunen kommen diese potentiellen 
Einsparungen zu Gute. Langfristige Nutzenkom- 
ponenten bestehen darin, dass pädagogisch gute 
Betreuungsqualitäten in früher Kindheit zu ei- 
nem höheren Lebenseinkommen, einer geringe- 
ren Fürsorgeabhängigkeit oder aber einer gerin- 
geren Kriminalität führen können - alles dies 
führt zu öffentlichen Mehreinnahmen bzw. zu 
Einsparungen bei öffentlichen Haushalten. 

Untersuchungen, die auf der Basis repräsentati- 
ver Daten empirische Hinweise auf diese Nut- 
zenkomponenten geben, sind primär im US-ame- 
rikanischen Forschungsraum anzusiedeln. £§ 
gibt eine Vielzahl von Studien, die sich mit den 
dieEntwieklungder kurzfristigen Effekten einer Betreuung m Km- 
Kinder dureh Be- dertageseinrichtungen beschäftigen. Sie zeigen, 
treuung in Kinderta- dass insbesondere die kognitive Entwicklung 
geseinriehtungen von Kindern aus Familien mit einem niedrigen 
sozioökonomischen Status und aus anregungsar- 
men Elternhäusern durch eine gute Betreuung in 
Kindertageseinrichtungen maßgeblich gefördert 
wird. Studien, die bis in die Schulzeit hinein die 
Effekte einer Betreuung in Kindertageseinrich- 
tungen untersuchen, haben in jüngster Vergan- 
genheit an Bedeutung gewonnen, ln zwei groß 
angelegten empirischen Untersuchungen - der 
NICHD-Studie und der „Cost, Quality, and Out- 
comes“-Studie - konnten so z. B. weitere 
Hinweise dafür gefunden werden, dass eine gute 
vorschulische Betreuungsqualität schulische 
Leistungen erhöht, insbesondere für Kinder von 
Eltern mit einem niedrigen Bildungsniveau 
(NICHD Early Child Care Research Network 
1996, Feinberg 1999). 

Empirische Studien, die mittel- bis langfristige 
Effekte analysieren, gibt es dagegen wenige: Die 
wohl bekannteste unter den wenigen Studien ist 
das Perry Preschool-Projekt, das Kinder weit 
über ihr 19. Lebensjahr hinaus beobachtet hat 
(Schweinhart/Weihart 1993, Berrueta-Clement 
1984). ln diesem Projekt konnten dahingehend 
Effekte gefunden werden, dass sich eine pädago- 
gisch gute frühkindliche Betreuung positiv auf 
das spätere Erwerbseinkommen und die Arbeits- 
marktperformance auswirkt. Im europäischen 
und insbesondere deutschen Forschungsraum lie- 
gen dagegen wenige solcher Studien vor. ln einer 
Studie für Deutschland können z. B. Spiess u. a. 
(2003) zeigen, dass sich der Besuch eines Kin- 
dergartens bei Kindern aus Migrantenfamilien 
positiv auf die Wahrscheinlichkeit auswirkt, eine 
weiterführende Schule zu besuchen. Dies legt 
nahe, dass eine gute außerhäusige Kinderbetreu- 
ung die Integration von Migrantenkindem erhöht 
und damit Ausgaben in anderen Bereichen, wie 


Vgl. z. B. Blau (2002), der aus ökonomischer und metho- 
discher Sicht eine kritische Zusammenfassung US-ameri- 
kanischer Studien darstellt. 


z. B. dem Bereich von Integrationsmaßnahmen 
für Kinder und Jugendliche aus Migrantenfami- 
lien, verringert. 

Neben diesen kindbezogenen Effekten verur- 
sacht der Besuch einer Kindertageseinrichtung 
auch einen Nutzen, der zunächst den Eltern, ins- 
besondere den Müttern zuzuordnen ist. Kinderta- 
geseinrichtungen ermöglichen es grundsätzlich, 
dass beide Eltemteile einer Erwerbsarbeit nach- tageseinriehtung 
gehen können. Damit entsteht einer Volkswirt- sowohl für Eltern 
Schaft ein Nutzen, indem durch eine höhere El- als aueh für die 
temerwerbstätigkeit dem Fiskus ein höheres Volkswirtschaft 
Steueraufkommen und den Sozialversicherungen 
ein höheres Beitragsaufkommen zur Verfügung 
steht. Hinzu kommen weitere mögliche Einspa- 
rungen bei den Unterstützungsleistungen für El- 
temteile, die ohne eine Betreuung in Kindertage- 
seinrichtungen nicht erwerbstätig sein könnten, 
ln einer Studie von Spieß u. a. (2002) wurden 
diese Effekte in ihrem Volumen abgeschätzt: Sie 
zeigen, dass jährlich 1 bis 6 Mrd. Euro Mehrein- 
nahmen bei der Einkommenssteuer und 1 bis 
etwa 9 Mrd. Euro Mehreinnahmen bei den Sozi- 
alversichemngsträgem erzielt werden könnten, 
wenn erwerbswillige Mütter ihre Erwerbswün- 
sche tatsächlich realisieren könnten - dies setzt 
allerdings eine entsprechende Arbeitsnachfrage 
voraus. Außerdem kann eine Steigemng des Fa- 
milieneinkommens durch eine Erwerbsbeteili- 
gung der Mütter auch mit höheren Konsumaus- 
gaben von Familienhaushalten verbunden sein, 
was zu einem höheren Mehrwertsteueraufkom- 
men führen würde. 

Es ist ein Spezifikum der deutschen föderalen Fi- 
nanz- und Aufgabenverteilung, dass diese Ein- 
nahmen jedoch nicht allein den Ländern und 
Kommunen zukommen, die in Deutschland für 
die Finanzierung von Kindertageseinrichtungen 
zuständig sind.*^ Bei den Einkommenssteuerein- 
nahmen handelt es sich um so genannte Gemein- 
schaftssteuem, die sowohl an den Bund als auch 
an die Länder und Gemeinden fließen. Gmnd- 
sätzlich stehen den Gemeinden 15 Prozent des 
Lohn- und Einkommenssteueraufkommens zu. 

Allerdings gilt für die regionale Verteilung des 
Einkommenssteueraufkommens das Wohnsitz- 
prinzip. So profitieren „Umlandgemeinden“ er- 
heblich von der Tatsache, dass Einkommen in 
den „Kemstädten“ geschaffen werden, der kom- 
munale Anteil an der Einkommenssteuer wohn- 
sitzabhängig verteilt wird und es insbesondere von 
einkommensstarken Bevölkerungsschichten eine 
Abwanderung ins Umland gab (Vesper 2004). 

Von den steigenden Sozialversicherungsbeiträ- 
gen profitieren die Sozialversicherungsträger 


Aus formaler Sicht sind die Ausgaben für die Kindertages- 
betreuung pflichtige Ausgaben der Gemeinden, denen sie 
sich nicht entziehen können (DIW Berlin 2004 und Schei- 
we 2004). 
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und nur indirekt der Bund, indem er geringere 
Zuweisungen an die Sozialversicherungen täti- 
gen muss. 

Vor diesem Hintergrund kann in Deutschland 
von einem Missverhältnis zwischen der Aufga- 
ben- und der Ausgabenzuständigkeit einerseits 
und der Finanzmittelverteilung andererseits ge- 
sprochen werden. Allerdings gibt es auch Nutze- 
neffekte aufgrund einer steigenden Eltemer- 
werbstätigkeit, die auf kommunaler Ebene 
anzusiedeln sind. Eine pädagogisch gute Kinder- 
tagesbetreuung kann als „weicher“ Standortfak- 
tor in das unternehmerische Entscheidungskalkül 
eingehen und so die potentielle Wertschöpfungs- 
und Wirtschaftskraft einer Gemeinde erhöhen. 
Vermehrte Wirtschaftsaktivitäten in einer Ge- 
meinde beeinflussen auf zweierlei Wegen das 
kommunale Steueraufkommen: Zum einen 
nimmt die Gewinnsumme zu und damit der Ge- 
werbeertrag und das Gewerbesteueraufkommen, 
ln dem Maße, in dem neue Arbeitskräfte einge- 
stellt werden vergrößert sich zudem das Einkom- 
mensteueraufkommen einer Gemeinde. Aller- 
dings muss auch erwähnt werden, dass im 
Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs die 
Verteilung der so genannten „Schlüsselmasse“ fi- 
nanzkraftabhängig erfolgt. Eine Gemeinde kann 
u.U. nach Investitionen in den Ausbau von Kin- 
dertageseinrichtungen sogar schlechter dastehen 
als zuvor, wenn nämlich ein verbessertes Betreu- 
ungsangebot die Steuerkraft erhöht und sich da- 
durch der Anspruch auf „Schlüsselzuweisungen“ 
vermindert (DIW 2004). 

Neben den genannten Nutzeneffekten durch eine 
erhöhte Eltemerwerbstätigkeit wird eine Volks- 
wirtschaft langfristig auch dahingehend Einspa- 
rungen und damit einen Nutzen erzielen können, 
da eine gute Betreuung in Kindertageseinrichtun- 
gen Eltern, insbesondere Müttern, eine kontinu- 
ierlichere Erwerbsarbeit ermöglicht. Damit 
können zum einen Maßnahmen der aktiven Ar- 
beitsmarktpolitik reduziert werden, wie z. B. 
Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen für Mütter 
nach längeren Erwerbspausen. Zum anderen ent- 
stehen auch indirekte Nutzeneffekte darüber, 
dass bedarfsgerechte Möglichkeiten einer Be- 
treuung in Kindertageseinrichtungen Einkom- 
mensverluste aufgrund einer Entwertung der 
Berufserfahrung, d. h. des Humankapitals, ver- 
hindern bzw. verringern können. Eine Untersu- 
chung von Beblo/Wolf (2002) für Deutschland 
zeigt, dass bei Frauen die Entwertung der gesam- 
melten Berufserfahrung aufgrund eines Aus- 
stiegs aus der Vollerwerbstätigkeit etwa 60 Pro- 
zent pro Unterbrechungsjahr und 55 Prozent pro 
Teilzeitjahr beträgt. Mit dem Eintritt in die El- 
temzeit schlägt sich somit pro Unterbrechungs- 
jahr z. B. eine vorangegangene zehnjährige Be- 
rufstätigkeit nur noch mit effektiv vier Jahren 


lohnsteigemd zu Buche. Negative Einkommens- 
effekte fallen außerdem weniger dramatisch aus, 
wenn die Unterbrechung kurz ist. Alle diese Ein- 
kommenseffekte wirken sich ebenfalls auf die 
Einkommenssteuereinnahmen und das Sozial- 
versicherungsaufkommen aus. 

Ferner bedingt eine Betreuung in Tageseinrich- 
tungen auch positive gesamtwirtschaftliche Ar- 
beitsmarkteffekte dadurch, dass Kindertagesein- 
richtungen ein Arbeitsfeld für Erzieherinnen, 
Sozialpädagogen und andere soziale Berufe dar- 
stellen. Dies ist ein Beispiel für Nutzenkompo- 
nenten, die anderen Wirtschaftssubjekten zuzu- 
ordnen sind. Nach Abschätzungen würde eine 
Realisierung der Erwerbswünsche von erwerbs- 
willigen Müttern eine zusätzliche Beschäftigung 
von mehr als 1 000 Fachkräften voraussetzen, 
die wiederum zu einer Erhöhung der Einkom- 
menssteuer- und Sozialversicherungseinnahmen 
beitragen würden. Der Umfang einer solchen Er- 
höhung wird auf bis zu 5 Mrd. Euro geschätzt 
(vgl. Spieß u.a 2002). 

Diesen und weiteren Nutzenkomponenten müs- 
sen bei einer Entscheidung darüber, wie viel in 
diesen Bereich investiert wird, die Kosten von 
Kindertageseinrichtungen gegenübergestellt wer- 
den. Auf den ersten Blick scheint es sehr viel 
einfacher diese zu beziffern. Allerdings variieren 
die Kosten für Tageseinrichtungen sehr stark re- 
gional und unterscheiden sich nach Bundesland, 
Träger oder auch einzelnen Einrichtungen (vgl. 
z. B. die Länderübersicht von „Kita-Finanzie- 
rungsregelungen“ des Landes Brandenburg, 
www.bildungsserver.de). Sie richten sich nach 
dem Betreuungsvolumen, nach der Qualifikation 
des Betreuungspersonals und vielen anderen 
Qualitätskriterien. Kostenbetrachtungen müssen 
- auch vor dem Hintergrund von entsprechenden 
Defiziten in der amtlichen Statistik - von daher 
auf die Ergebnisse von Einzelstudien zurückgrei- 
fen, die die Kosten für Kindertageseinrichtungen 
in ausgewählten Bundesländern ermittelt haben 
(vgl. Bock/Timmermann 2000). Für ökonomi- 
sche Kostenbetrachtungen ist außerdem relevant, 
inwiefern indirekte volkswirtschaftliche Kosten 
dadurch entstehen, dass Eltern sich aufgrund zu 
hoher Eltembeiträge gegen eine Betreuung in 
Kindertageseinrichtungen entscheiden. Dann 
könnten einige der kindbezogenen Nutzenkom- 
ponenten nicht realisiert werden. Außerdem ist 
es bedeutsam, ob Eltern aufgrund der Höhe der 
Eltembeiträge ihre Erwerbstätigkeit anpassen. 
Für Deutschland zeigt z. B. die Expertise Steiner/ 
Wrohlich (2004), dass mit steigenden Eltembei- 
trägen Mütter ihre Erwerbstätigkeit reduzieren. 
Dies würde dazu führen, dass entsprechende 
Nutzenkomponenten einer Erwerbstätigkeit von 
Müttern nicht vollständig realisiert werden kön- 
nen. 


Positive geamtwirt- 
schaftliche Arbeits- 
markteffekte durch 
Kindertageseinrieh- 
tungen 
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Frühe Investitionen 
in frühkindliche Er- 
ziehung sind lang- 
fristig rentabel 


Studien, welche die Kosten- und Nutzenbetrach- 
tungen auf volkswirtschaftlicher Ebene zusam- 
menfügen, d. h. Studien, die den öffentlich finan- 
zierten Kostenanteilen einer Betreuung in 
Kindertageseinrichtungen explizit deren gesamt- 
gesellschaftlichen Nutzen gegenüberstellen, 
existieren vorrangig im nordamerikanischen 
Raum. Dies steht mit der jahrzehntelangen US- 
amerikanischen Forschungstradition im Bereich 
der Ökonomie der Kinderbetreuung in Verbin- 
dung. Zu den wohl bekanntesten dieser Studien 
zählt die Kosten-Nutzen-Analyse für das US- 
amerikanische Perry-Preschool-Projekt. Die 
Kosten-Nutzen-Analyse für das Perry-Preschool- 
Projekt ergab, dass der Nutzen die Kosten des 
einjährigen Programms um das siebenfache und 
für das zweijährige Programm um das 3,6-fache 
übersteigt, zu einem Zeitpunkt, als die Mitglieder 
der Untersuchungsgruppe 19 Jahre alt waren. 
Auch als Ergebnis einer kanadischen Kosten- 
Nutzen-Analyse (Cleveland/Krashinsky 1998) 
kann festgehalten werden, dass bei einer guten 
Kinderbetreuungsqualität tatsächlich ein gesell- 
schaftlicher Zusatznutzen entsteht - oder anders 
ausgedrückt, dass frühe Investitionen in die früh- 
kindliche Erziehung langfristig tatsächlich renta- 
bel sind. Weitere Kosten-Nutzen-Analysen um- 
fassen die Arbeiten von Reynolds u. a. (2002) 
sowie Rolnick/Grunewald (2003). Als Konsens 
der US-amerikanischen Untersuchungen kann 
festgehalten werden, dass eine pädagogisch gute 
Betreuung in Kindertageseinrichtungen ökono- 
misch gesprochen sehr rentabel ist. Im europäi- 
schen Raum gibt es keine Tradition im Bereich 
der Ökonomie der Kinderbetreuung. Von daher 
ist es auch nicht überraschend, dass dort kaum 
entsprechende Kosten-Nutzen-Analysen zu fin- 
den sind. Zu den wenigen Ausnahmen zählt eine 
Untersuchung für die Stadt Zürich. Als Ergebnis 
der Untersuchung von Müller-Kucera/Bauer 
(2001) kann festgehalten werden, dass die Züri- 
cher Kindertagesstätten Kosten in Höhe von rund 
39 Millionen Franken verursachten, denen ein 
Nutzen in einer Größenordnung von 137 bis 158 
Millionen gegenüberstand. Pro einem Franken, 


den die Gesellschaft in Kinderbetreuung inves- 
tieren, flössen zwischen 3 und 4 Franken an die 
Gesellschaft zurück. 


Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass bei 
der Betreuung von Kindern vielfältige Nutzen- 
und Kostenaspekte festzumachen sind, die in ih- 
rer Bewertung darauf hindeuten, dass auf volks- 
wirtschaftlicher Ebene ein positiver Nettonutzen 
festzumachen ist. Dies hat zur Folge, dass eine 
staatliche Förderung einer pädagogisch guten 
Betreuung in Kindertageseinrichtungen auch 
ökonomisch rational ist. Allerdings sind volks- 
wirtschaftliche Kosten-Nutzen-Betrachtungen 
insofern mit Problemen verbunden, als die Kos- 
ten und der Nutzen häufig zeitlich versetzt „an- 
fallen“, d. h. es kommt teilweise zu erheblichen 
zeitlichen Verzögerungen zwischen Investitionen 
und Ertrag. Dies betrifft insbesondere die kind- 
bezogenen Nutzenkomponenten. Diese zeitli- 
chen Verzögerungen sind oft nicht kompatibel 
mit den faktischen Zeitmaßstäben der politischen 
Entscheidungsträger und führen zu einer Priori- 
tätensetzung im politischen Tagesgeschäft, die 
aus einer längerfristigen gesellschaftlichen Pers- 
pektive nicht rational ist. Bei der Frage, welcher 
politische Akteur Anreize hat, in die Betreuung 
von Kindern zu investieren, ist es außerdem von 
Interesse, auf welcher Ebene die Kosten und auf 
welcher Ebene der Nutzen anfällt. Im Sinne von 
Bronfenbrenner heißt dies, es ist von zentraler 
Bedeutung, in welchem System die Finanzie- 
rungsverantwortung liegt und welches System 
von den Erträgen in die Investition „Kinder“ pro- 
fitiert. 


Kindertageseinrieh- 
tungen - auch In 
Deutschland insge- 
samt ein positiver 
Nutzen 


ln Deutschland kommt es dabei zu einem Miss- 
verhältnis, indem ein Großteil der Kosten bei den 
Kommunen und Länder angesiedelt sind, wäh- 
rend der Nutzen insbesondere dem Bund sowie 
den Ländern und Kommunen zu Gute kommt. 
Dies legt nahe, entsprechende Änderungen im 
kommunalen Finanzausgleich oder viel grund- 
sätzlicher bei der Finanzierung von Kindertages- 
einrichtungen durchzuführen (vgl. Spieß/ 
Wrohlich 2005 und Kapitel Vlll). 
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VI. Chancen und Zwänge: Zeitorganisation 


VI. 1 Umbrüche von Zeitstrukturen 


Umbrüche in 
Zeitstrukturen 
im Übergang zur 
Wissensgesellschaft 


Mit dem tief greifenden Wandel von der Indus- 
triegesellschaft zur Dienstleistungs- und Wis- 
sensgesellschaft (Kühler 2005) sind Umbrüche 
in ihren Zeitstrukturen verbunden, die sich in un- 
terschiedlichster Weise auf Familie auswirken. 
Die Expansion der Dienstleistungsarbeit in den 
1960er und 1970er Jahren sowie der Wissensar- 
beit in den 1980er und 1990er Jahren hat dazu 
geführt, dass das industrielle Zeitregime seine 
dominante gesellschaftliche Bedeutung verliert 
bzw. zunehmend mit veränderten Strukturen kol- 
lidiert (Bertram 1997). Starre Zeittakte, die Frag- 
mentierung von Arbeitsabläufen und ihre Verste- 
tigung, Zeitkontrolle und Zeitdisziplin, 
Orientierung an Maschinen- und Uhrenzeiten 
sind wesentliche Charakteristika industrieller 
Zeit, die für die typische Produktionsweise der 
Industriegesellschaft durchaus funktional waren. 
Die hiermit verbundene, forcierte „Ökonomie 
der Zeit“ (Rinderspacher 1985) fügte der zentra- 
len Koordinationsfunktion von Zeit, die alle ent- 
wickelten Gesellschaften begleitete, einen rigi- 
den Verwendungsimperativ von Zeit im linearen 
Uhrentakt hinzu. Industrielle Zeittakte beein- 
flussten damit auch maßgeblich die Gestaltung 
der privaten Lebensführung und wirkten in das 
Familienleben hinein - transportiert über die er- 
werbstätigen Personen im Haushalt, aber auch 
durch die an die Industriezeit angepassten Schul- 
takte, Öffnungs- und Verkehrszeiten. 


Frauen sorgten für 
reibungslose Zeitko- 
ordination zwischen 
privaten und öffent- 
lichen Bereichen 


Diese starren zeitlichen Taktgeber trafen auf eine 
typisch andere Logik von Familienzeit, in der die 
emotionale, psychische und physische Versor- 
gung der Familienmitglieder (einschließlich der 
Erziehungsleistungen) und die Pflege ihrer per- 
sönlichen Beziehungen im Vordergrund stehen. 
Da diese Familienarbeit, bestehend aus sachbe- 
zogener Hausarbeit und personenbezogener Für- 
sorgearbeit, im Rahmen der traditionellen 
Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern we- 
sentlich in den Zuständigkeitsbereich der Frauen 
fiel und diese entweder nicht erwerbstätig waren 
oder lediglich eine „Zuverdiener-Rolle“ inne hat- 
ten, war die Praxis familialer Zeit, das heißt die 
Gewährleistung von Verlässlichkeit als besonde- 
rer Qualität von Familienzeit sowie die Abstim- 
mung verschiedener Zeitlogiken primär Auf- 
gabe des weiblichen Geschlechts. Fordistische 
Strukturen der klaren Trennung von Produktions- 
und Reproduktionsbereich einschließlich der ent- 
sprechenden geschlechterhierarchischen Arbeits- 


teilung einerseits und entsprechend aufeinander 
weitgehend abgestimmte öffentliche Zeittakte 
andererseits waren die Bedingungen dafür, dass 
die Zeitorganisation in Familien sowie zwischen 
Familien und gesellschaftlichen Institutionen re- 
lativ reibungslos verlief Gleichwohl hatte dieses 
Geschlechterregime einen hohen Preis: Für 
Frauen war sie gleichbedeutend mit einem weit- 
gehenden Ausschluss aus dem Erwerbsbereich 
bzw. mit einer erheblichen Doppelbelastung, so- 
bald sie berufstätig waren, wohingegen Männer 
als „Berufsmänner“ wenig authentische Erfah- 
rungen mit dem familialen Arbeitsbereich ma- 
chen konnten. 


Der gesellschaftliche Wandel hin zur wissensba- 
sierten Dienstleistungsgesellschaft führt nun zu 
einem Bruch mit dieser etablierten Zeitordnung. 

Zum ersten hegt das in der Logik der veränderten 
Erwerbsarbeit selbst begründet, weil Dienstleis- 
tungs- und Wissensarbeit nur bedingt in industri- 
ellen Zeittakten erbracht werden können. Bei ihr 
geht es eher um die Anpassung an Kundenbe- 
dürfnisse, um die Besonderheit der jeweiligen 
Aufgabe sowie die Grenzenlosigkeit neuer glo- 
baler Informations- und Kommunikationstechno- 
logien, die prinzipiell Erwerbsarbeit immer und Geschlechter- 
an jedem Ort ermöglicht. Langfristig festgelegte Verhältnisse führen 
tägliche Arbeitszeiten von 8 bis 16 Uhr büßen zu Brüchen in der 
zunehmend an Normalität ein. Demgegenüber Zeitordnung 
verbreiten sich flexible, an globalen Verwer- 
tungszwängen sowie am Kunden orientierte Ar- 
beitszeiten. 


Zum zweiten entstehen Zeitkollisionen dadurch, 
dass sich familienergänzende Institutionen wie 
Kindergärten bzw. Kindertageseinrichtungen und 
Schulen sowie Öffnungs- und Verkehrszeiten im 
lokalen Umfeld von Familien diesen veränderten 
Strukturen und zeitlichen Veränderungen kaum 
angepasst haben, sondern nach wie vor eher dem 
„industriellen“ Muster folgen. 

Zum dritten verbinden sich diese neuen Konfiikt- 
linien mit der verstärkten Erwerbsintegration von 
Frauen. Durch sie wird nicht nur das vermeint- 
lich selbstverständlich vorhandene „weibliche“ 
Hinterland zur Abstimmung von verschiedenen 
Zeitlogiken, sondern auch das Potential an Haus- 
und Fürsorgearbeit zur knappen Ressource. Zu- 
dem tragen Frauen jetzt ihrerseits erwerbsbe- 
dingte zeitliche Anforderungen in die Familie, 
was zunehmend eine Neugestaltung der innerfa- 
milialen Arbeitsteilung nahe legt. 
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Gestaltungsbedart 
für Organisation 
von Zeit 


Zum vierten verändern sich durch Individualisie- 
rungsprozesse und die gesellschaftliche Stärkung 
der Position von Frauen und Kindern gegenüber 
traditionell-hierarchischen Familienstrukturen 
ihre Ansprüche auf Eigenzeit und Eigenaktivitä- 
ten. Frauen ordnen ihre Zeit nicht mehr selbst- 
verständlich den Bedürfnissen anderer Familien- 
mitglieder unter, Kinder haben neben der Schule 
viele andere Interessen, umgekehrt artikulieren 
Väter verstärkt den Wunsch nach mehr Zeit mit 
ihren Kindern. 

Das Zusammentreffen dieser vier Tendenzen 
führt dazu, dass sowohl auf der Ebene der ge- 
sellschaftlichen und betrieblichen Zeitstruktu- 
ren als auch auf der Ebene der Koordinierungs- 
anforderungen im Familienleben zwar neue 
Chancen, aber zunächst vor allem neue Wider- 
sprüche und Konflikte entstehen, die Gestaltungs- 
bedarf bei der Organisation von Zeit signalisie- 
ren. Auch unter post-fordistischen Bedingungen 
bleibt Erwerbszeit ein wichtiger Taktgeber für 
die familiale Lebensführung, jedoch in anderer 
Weise als im Industriezeitalter: Zum einen durch 
ihre „Verdoppelung“, wenn beide Eltern er- 
werbstätig sind, zum anderen durch ihre Flexibi- 
lisierung. Vor diesem Hintergrund wird die Syn- 
chronisation und Koordination von Zeiten in 
Familien, auch unter den Vorzeichen der Not- 
wendigkeit von Verlässlichkeit, zu einer an- 
spruchsvollen Herstellungsleistung, die vielfäl- 
tige Kompetenzen im Umgang mit Zeit auf 
Seiten der Familienmitglieder voraussetzt. Zu- 
gleich sind gesellschaftliche Akteure gefordert, 
ein Bedingungsgefüge im Umfeld von Familie 
zu schaffen, das den Alltag für Familien auch in 
Zukunft bewältigbar macht. 

Aktuell artikulieren sich neue politische, gesell- 
schaftliche und wissenschaftliche Initiativen zum 
Zusammenhang von Familie und Zeit. Sie zeigen 
sich sowohl auf Bundesebene wie z. B. der vom 
BMFSFJ initiierten „Allianz für Familie“, wo fa- 
milienfreundlichere Arbeitszeiten bei führenden 
Unternehmen im Mittelpunkt stehen, als auch auf 
Landesebene wie z. B. in Bayern, wo in Koope- 
ration des bayerischen Arbeits- und Sozialminis- 
teriums mit dem Bayerischen Wirtschaftsver- 
band Klein- und Mittelbetriebe kostenlos für eine 
familienfreundlichere Arbeitszeit beraten wer- 
den. 

Auf Seiten des Tarifpartners Gewerkschaften hat 
ver.di eine große Arbeitszeitinitiative „Nimm Dir 
die Zeit“ gestartet (Bsirske u. a. 2004), in die Fa- 
milienthemen integriert sind; die IG-Metall ist 
bereits seit etlichen Jahren mit dem Thema „Ar- 
beit-Zeit-Leben“ beschäftigt (www.igmetall.de/ 
gutearbeit). Die seit drei Jahren bestehende 
deutsche Gesellschaft für Zeifpolitik (www.zeit- 
politik.de) bündelt unterschiedlichste gesell- 
schaftliche Interessen an Zeitfragen. Auf wissen- 


schaftlicher Ebene ist es seit einigen Jahren v. a. 
die Hans-Böckler-Stiftung, die schwerpunktmä- 
ßig Studien bspw. zu betrieblichen Zeitlösungen 
im Interesse einer besseren Vereinbarkeit (Exper- 
tise Klenner 2004), zur Ambivalenz flexibler 
Arbeitszeiten (Expertise Jürgens 2004) und zu 
einzelnen Arbeitszeitmodellen, wie z. B. Ar- 
beitszeitkonten (Eberling u. a. 2004), fordert. 

Diese Aktivitäten greifen auf, dass die Passungs- 
verhältnisse zwischen gesellschaftlichen Zeit- 
strukturen und Familie durch soziale Umbrüche 
nicht mehr stimmig sind und es einen großen Ge- 
staltungsbedarf gibt. Die neuen Akteure nehmen 
wahr, dass öffentliche Zeitstrukturen und Er- 
werbsarbeitszeiten, familiale Lebensformen und 
-lagen, die Bedarfe von Familien sowie die indi- 
viduellen Interessen von Frauen, Männern und 
Kindern sich im historischen Prozess jeweils für 
sich verändert haben und ihr Verhältnis zueinan- 
der auf diese Weise aus der Balance geraten ist. 
Die eingespielten Zeitmuster zwischen Erwerb, 
Familie und Öffentlichkeit, die sich in den Jahr- 
zehnten des Fordismus mit der Trennung von Er- 
werb und Familie einschließlich einer eher tradi- 
tionellen geschlechtsspezifischen Arbeitsfeilung 
etablierten und hierfür auch relativ praktikable 
Alltagsarrangements ermöglichten, entsprechen 
nicht mehr dem, wie Familien und ihre Mitglie- 
der heute leben und was sie sich wünschen. Dass 
der Zusammenhang von Familie und Zeit auch in 
den Augen der Betroffenen nicht mehr selbstver- 
ständlich ist und insbesondere die Frage der Sor- 
gearbeit und deren angemessene Organisation 
auf der Tagesordnung steht, belegt mittlerweile 
ein reichhaltiger internationaler Diskurs 
(Epstein/Kalleberg 2004; Folbre/Bittman 2004). 
Unstrittig ist, dass in breiten Segmenten der Be- 
völkerung die Bewältigung des Alltags eine 
große Herausforderung geworden ist und Ge- 
fühle des Zeifstresses auflreten (Garhammer 
1999). Für die Zukunft von Familie und für Fa- 
milienpolitik ist deshalb eine verstärkte gesell- 
schaftliche Aufmerksamkeit gegenüber dem 
Thema „Zeit“ und die Suche nach neuen Wegen 
der Zeitgestaltung und -Organisation eine ent- 
scheidende Voraussetzung. 

VI.2 Familienzeit - die Komplexität 
gemeinsamer Zeit 

Solange familiale und gesellschaftliche Zeiten 
entlang des fordistischen Modells geordnet wa- 
ren, wurde Zeit in ihrer allgemeinen, zentralen 
Bedeutung für Familie unterschätzt, entspre- 
chend war sie keine entscheidende Variable der 
Familienpolitik. Das ist aufgrund der engen und 
vielfältigen Zusammenhänge zwischen Zeit und 
Familie erstaunlich, denn die Qualität des Zu- 
sammenlebens von Familien ist prinzipiell un- 
trennbar verbunden mit den zeitlichen Ressour- 
cen und Zeitbindungen ihrer Mitglieder. 


Vielfältige Initiati- 
ven zum Zusammen- 
hang von Familie 
und Zeit 


Qualität von Famili- 
enleben untrennbar 
verbundem mit Zeit- 
ressourcen und 
-bindungen 
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In Familie geht es 
um Balance indivi- 
dueller und gemeis- 
namcr Zeiten 


Zeit und Familie sind auf vier Ebenen miteinan- 
der verknüpft: 

- Zum ersten brauchen Familien Zeit, um über- 
haupt als Familie existieren und sich als sol- 
che erfahren zu können. Diese Dimension 
gemeinsamer Zeit im Alltag ist die Grundbe- 
dingung des Familienlebens. 

- Zum zweiten ist der Familienalltag - Hausar- 
beit, Kindererziehung und -betreuung, Care, 
Freizeit, soziale Kontakte etc. - zeitlich orga- 
nisiert. Zeit ist ein zentrales Medium, um 
diese Aktivitäten zu strukturieren, damit der 
Alltag ihrer Mitglieder jeweils für sich und 
miteinander funktioniert. Verlässliche Verfü- 
gung über Zeit ist dabei eine notwendige 
Grundlage für familiale Leistungserbringung. 

- Zum dritten sind Familien eingebunden in 
vielfältige und differente, teilweise in Wider- 
spruch zueinander stehende gesellschaftliche 
Zeitsysteme, die das Familienleben mehr oder 
weniger direkt beeinflussen. Von besonderer 
Bedeutung sind hier die Erwerbsarbeitszeiten. 

- Zum vierten ist neben der Alltags- auch die 
Verlaufsperspektive von Bedeutung, denn Fa- 
milien unterliegen in doppelter Hinsicht einem 
zeitlichen Wandel. Sie ändern sich als gesam- 
tes System und für die jeweiligen Mitglieder 
im Zeitverlauf: Familie ist ein Prozess, in des- 
sen verschiedenen Phasen immer wieder Neu- 
konstellationen und Neudeutungen im Famili- 
enverlauf auftreten (vgl. Kap IV)*'*. Darüber 
hinaus sind diese endogenen Veränderungs- 
prozesse von Familie eingebunden in gesell- 
schaftliche Wandlungsprozesse. 

Im Zusammenspiel dieser vier Ebenen ist Zeit 
eine grundlegende Ressource für das Gelingen 
des Projekts „Familie“. Hierfür bedarf es zu- 
nächst eines Verständnisses der Eigenlogik von 
Familienzeit. Diese besteht zum einen in ihrer 
Komplexität, denn Familie ist ein Ort, an dem 
unterschiedliche Zeiten der unterschiedlichen 
Mitglieder aufeinander treffen. Dabei werden ne- 
ben der Organisation der Zeiten der einzelnen 
Mitglieder auch gemeinsame Zeiten geschaffen, 
denn es geht in Familie nicht primär um ein rei- 
bungsloses zeitliches Nebeneinander von Indivi- 
duen, sondern um die Herstellung einer Balance 
individueller und gemeinsamer Zeiten. Die zeit- 
lich-räumliche Differenzierung moderner Gesell- 
schaften hatte zur Folge, dass gemeinsame An- 
wesenheit („Co-Präsenz“, vgl. Giddens 1996) 
nicht mehr selbstverständlich vorausgesetzt wer- 
den kann. Zumindest partielle Co-Präsenz ist je- 
doch Bedingung, damit sich eine Gruppe auch 
als solche erfahren kann und materielle sowie 


Allerdings folgt dieser Verlauf nicht mehr einem standar- 
disierten „Familienzyklus“. 


emotionale und körperliche Interaktionen und 
Leistungen als zentrale Bestandteile von Familie 
realisiert werden können. Die virtuelle Familie, 
die dauerhaft nur über Medien miteinander kom- 
muniziert und Transfers organisiert, ist zumin- 
dest bislang als lebbares Modell nicht vorstellbar. 
Sie verfehlt ihre zentralen Leistungen (Sozialisa- 
tion, Bindung, Care etc.) und sie ist - folgt man 
den qualitativen Indikatoren über Familienzu- 
friedenheit einschließlich der artikulierten Wün- 
sche nach Nähe und Geborgenheit (Kohli/ 
Szydlik 2000, Lüscher/Liegle 2003) - auch nicht 
attraktiv. Zeit in der Familie ist demnach außer- 
ordentlich vielgestaltig und sie integriert sehr 
verschiedene Dimensionen (Adam 2005): Begin- 
nend bei den Körper- und Naturrhythmen (wie 
Schlaf/Wach-, Bio- sowie Tag/Nacht- und Jah- 
reszeitenrhythmus) über die unterschiedlichen, 
teilweise widerstreitenden Tempi, Zeitempfin- 
dungen, Zeitkompetenzen und -wünsche der ein- 
zelnen Familienmitglieder bis zu ihrer Einbin- 
dung in Zeitstrukturen außerhalb der Familie wie 
Arbeitszeiten, Schul-, Behörden- und Verkehrs- 
zeiten, die an der Uhrenzeit orientiert sind. 

Zum andern resultiert die Eigenlogik von Fami- 
lienzeit aus der Fokussierung von Familie auf 
Care*^. Carezeiten richten sich aus an der spezi- 
fischen psycho-physischen Bedürftigkeit einer 
konkreten Person, die allerdings ins Verhältnis 
gesetzt werden muss zu den zeitlichen Bindun- 
gen und Interessen der versorgenden Person 
(Jurczyk 2002). Damit sind Carezeiten nur be- 
grenzt „getaktet“, sie können, sollen sie ihre 
Zielsetzung der Verbindung von Versorgung und 
Zuwendung erfüllen, nur bedingt rationalisiert 
und beschleunigt werden. Körperliche und emo- 
tionale Bedürfnisse richten sich nicht nach der 
Uhrenzeit und lassen sich auch nicht in deren 
Rhythmus befriedigen, wie Studien sowohl zu 
den Zeitkonfiikten in Pfiegesituationen älterer 
Menschen (Expertise Müller/Bird/Bohns 2004, 
43) als auch der Betreuung kleiner Kinder (Sich- 
termann 1982, 1987) zeigen. Zudem haben Kin- 
der und alte Menschen eine andere Wahrneh- 
mung und ein anderes Empfinden von Zeit 
(Kasten 2001) als Erwachsene, welche die in- 
dustriellen und auf Effektivität ausgerichteten 
Zeittakte von Erwerbssrhythmen entlang der 
Uhrenzeit weitgehend intemalisiert haben. Der 


Als Care werden eine Haltung und Tätigkeiten der perso- 
nenbezogenen materiellen und immateriellen Versorgung 
und Zuwendung verstanden, die sich aus der ontologi- 
schen Gegebenheit zwischenmenschlicher Abhängigkei- 
ten ergeben (Brückner 2003). Das heisst., dass alle Men- 
schen in bestimmten Lebensphasen und Lebenssituationen 
mehr oder weniger existentiell darauf angewiesen sind, 
dass sich andere um sie verlässlich und verbindlich küm- 
mern. Bezogen auf Kinder geht es um eine Einheit von 
Bildung, Betreuung, Erziehung, Zuwendung und Versor- 
gung. 


Gemeinsame Anwe- 
senheit als Bedin- 
gung der Realisie- 
rung von Familie 


Zeiten der Fürsorge 
nur bedingt rationa- 
lisierbar 
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Begriff des „Spazierenstehens“ beschreibt bild- 
lich den Konflikt zwischen zeitvergessenen Kin- 
dern und ungeduldigen Eltern (Sichtermann 
1987). 


Versorgungszeiten 
weisen Mischung aus 
Selbst- und Fremd- 
bestimmtheit aut 


Situationsadäquate 
Flexibilität als 
Anforderung an 
Fürsorgezeiten 


Auf diesem Hintergrund weisen Versorgungszei- 
ten eine besondere Mischung von Selbst- und 
Fremdbestimmtheit auf: Auf der einen Seite ste- 
hen die versorgenden Personen nicht in direkter 
Abhängigkeit von extern vorgegebenen Direkti- 
ven und Leistungszielen. Nicht ein Arbeitgeber 
mit formalisierter Macht gibt die Zeitgestaltung 
vor, sondern das Wohlbefinden der bedürftigen 
Person(en). Hieraus ergeben sich in der Familie 
im Vergleich zur Erwerbsarbeit größere Disposi- 
tionsspielräume im Umgang mit Zeit, aber auch 
ein hoher Verpfiichtungsgrad. Auf der anderen 
Seite führt die zeitliche Bindung an Andere zu 
einer besonderen Form der Fremdbestimmtheit, 
die mit dem „Arbeitsgegenstand Mensch“ und 
der emotionalen Bindung an ihn zusammen- 
hängt. Sorgezeiten sind körpergebunden, unkal- 
kulierbar sowie prinzipiell endlos: Kinder haben 
Bauchweh auch in der Nacht, sie wollen auch am 
Wochenende versorgt sein und Hausarbeit wie 
etwa Wäschewaschen und Essenkochen fällt, 
kaum ist sie verrichtet, bereits wieder von 
Neuem an. Durch die nur begrenzte Kalkulier- 
barkeit von Sorgezeit entstehen nicht vorherseh- 
bare Mischungen von Zeitnot und Zeitnischen, 
deren Ausbalancieren - zusätzlich zur erforderli- 
chen Synchronisation der Komplexität familia- 
1er Zeit - ein hohes Maß an Zeitkompetenzen er- 
fordert. Diese richten sich weniger auf rigide, 
effizienzorientierte Pünktlichkeit denn auf situa- 
tionsadäquate Flexibilität. Die Zeitlogik von Sor- 
gearbeit weicht demnach in vielen Aspekten von 
der Zeitökonomie der Erwerbsarbeit ab, sie steht 
teilweise in Widerspruch zu ihr. In den Pfiegebe- 
rufen zeigt sich das konfiikthafte Zusammentref- 
fen dieser unterschiedlichen Zeitlogiken prototy- 
pisch.*® 


Durch die überwiegende Zuständigkeit von 
Frauen für Sorgearbeit sind Carezeiten ge- 
schlechtsspezifisch konnotiert (Davies 1990), 
auch wenn sich diese Engführung mit der Inte- 
gration von Männern in Sorgearbeit ansatz- 
schShtSlrifisTh weise aufzulösen beginnt. Die Zeiten von 
Frauen erfüllen deshalb eine gesellschaftliche 
Scharnier- und Pufferftmktion: Sie vermitteln 
und synchronisieren die Zeitstrukturen von Er- 
werb und Familie und sie federn die „Wechsel- 
fälle des Lebens“ ab, indem sie bei ausfallenden 
Schulstunden, plötzlichen Erkrankungen oder 
unerwarteten Überstunden und Dienstreisen fie- 


Mit dem Wandel der Erwerbsarbeit zu Wissens- und 
dienstleistungsorientierter Arbeit folgt allerdings auch ihre 
Logik weniger diesem Idealtypus von Erwerbszeit, der 
eher traditionellen industriellen und administrativen Tätig- 
keiten der Ersten Moderne angemessen ist. 


xibel zur Verfügung stehen. Durch die Integra- 
tion von Frauen in Erwerbsarbeit und die stär- 
kere Artikulation eigener Interessen werden 
diese bislang unsichtbar zur Verfügung gestell- 
ten „Zeitpuffer“ aber zunehmend zur knappen 
Ressource. 

Co-Präsenz als unverzichtbarer Kern des Famili- 
enlebens führt damit zum Aufeinandertreffen der 
Pluralität von Zeiten und zur Notwendigkeit ih- 
rer Organisation. In der familialen Lebensfüh- 
rung wird diese Komplexität von generationen- 
und geschlechterspezifischen individuellen, na- 
türlichen und sozialen Zeiten mehr oder weniger 
gelingend aufeinander abgestimmt und zueinan- 
der in Bezug gesetzt. Sie umfasst eine zeitliche 
Strukturierung des Alltags von Familien bezogen 
auf Tag, Woche und Jahr. In vielen Familien gibt 
es hierfür ausgefeilte Pläne sowie Gemeinsam- 
keit stiftende Rituale. Diese Gestaltungsleistun- 
gen sind selbst zeitlich strukturiert und abhängig 
von den vielfältigen Zeitstrukturen der Gesell- 
schaft. Sie kosten Zeit und prägen die Zeiten der 
einzelnen Familienmitglieder sowie die gemein- 
same Zeit als Familie; Familienzeit strukturiert 
neben den anderen unterschiedlichen Zeiten 
demnach auch umgekehrt das Leben der indivi- 
duellen Familienmitglieder. Familienzeit ist des- 
halb gleichzeitig Voraussetzung als auch Ergeb- 
nis der spezifischen Qualität des Miteinanders 
von Generationen und Geschlechtern in Fami- 
lien, das immer wieder aktiv hergestellt und neu 
arrangiert werden muss. 

Familie als alltägliche und biografische Herstel- 
lungsleistung (vgl. Kap. IV) generiert zwar Zeit 
für die einzelnen Familienmitglieder sowie ge- 
meinsame Zeit für die Familie als Ganzes, nimmt 
jedoch selber auch Zeit in Anspruch. Die Organi- 
sation eines Familienalltags mit seinen vielen 
Teilaufgaben ist unter komplexer werdenden 
gesellschaftlichen Arbeits- und Lebensbedingun- 
gen sowie den sich immer mehr ausdifferenzie- 
renden Zeitstrukturen der einzelnen gesellschaft- 
lichen Teilbereiche aufwändig (Jurczyk/Rerrich 
1993 a), ebenso wie die Bewältigung von fami- 
lialen Statuspassagen und Krisen. Familienzeit 
bedarf also in besonderer Weise einer aktiven 
Herstellung. Ohne eine solche aktiv und bewusst 
betriebene Koordinations- und Synchronisations- 
leistung ist Familienleben in modernen Gesell- 
schaften, mit ihrer Ausdifferenzierung in geld- 
werte, marktliche und familiale Arbeit sowie 
weiterer gesellschaftlicher Institutionen wie 
Schule, Behörden, Gesundheits- und Mediensys- 
tem, nicht möglich. Hinzu kommen die Individu- 
alisierung von Interessen und die Zunahme von 
Handlungsoptionen. 

Da diese gesellschaftlich vorstrukturierten Ge- 
staltungsleistungen von Familienzeit, die immer 
mehr den Charakter eines gezielten Zeithandelns 


Familienzeit ist eine 
besondere Fierstei- 
lungsleistung 
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(vgl. Jurczyk/Voß 2000)*’ bekommen, in engem 
Zusammenhang mit den Zeitbedürfnissen und 
Zeitkapazitäten der einzelnen Familienmitglieder 
stehen, rücken Quantitäts-, aber vor allem Quali- 
tätsdimensionen von Familienzeit ins Blickfeld. 
Hierbei geht es letztlich um Wünsche nach mehr 
Lebensqualität, die eine Verfügung über Zeit ein- 
schließt. 

Folgende Qualitätsdimensionen sind zu unter- 
scheiden: 

- Eltern möchten Zeit mit ihren Kindern ver- 
bringen (Lustdimension) und für diese auch 
zeitlich zur Erbringung von Care-Leistungen 
zur Verfügung stehen (Pflichtdimension); 

- Kinder möchten für verschiedene Zwecke 
und abhängig von ihrem Alter gemeinsame 
Zeit mit ihren Eltern verbringen; 

- Paare als „Kern“ von Familie brauchen Zeit 
miteinander, um der Gemeinsamkeit immer 
wieder eine neue Basis zu geben; 

- Darüber hinaus brauchen alle Familienmit- 
glieder auch Zeit für sich selber, „Eigenzeit“, 
um die für Familie konstitutive Balance von 
Nähe und Distanz immer wieder zu finden; 

- Schließlich brauchen Familien auch Integra- 
tions- bzw. Sozialzeit, mit der sie ihren priva- 
ten Binnenraum überschreiten und sich in 
unterschiedliche soziale und verwandtschaft- 
liche Netzwerke integrieren. 


Das Konzept des Zeithandelns und der Übergang vom 
Zeithandeln erster zum Zeithandeln zweiter Ordnung sind 
hier von Bedeutung (JurczykA^oß 2000). Es gilt grundle- 
gend, dass Personen in ihrem Zeithandeln stets unterschied- 
liche Zeiten integrieren müssen - dies ist ein systematischer 
und unverzichtbarer Aspekt der Alltagsorganisation und 
der zeitlichen Strukturierung des Lebens. In der alltägli- 
chen Lebensführung werden verschiedene Zeitlogiken und 
Zeitstrukturen in einer individuellen Zeitordnung zusam- 
mengefügt. So wird ein zeitliches Arrangement hervorge- 
bracht, das die disparaten Bereiche und Dimensionen von 
Zeit miteinander verknüpft; auf diese Weise wird auch ei- 
ne Integration in gesellschaftliche Zeitstrukturen vollzo- 
gen. Dieses Zeithandeln erster Ordnung bezieht sich auf 
die prinzipielle reflexive Konstruktion von Zeit in Han- 
deln und Denken. Zeithandeln zweiter Ordnung bezieht 
sich auf die aktuell zunehmende Anforderung, unter ent- 
grenzten zeitlichen Bedingungen (konkret: der Erosion 
etablierter gesellschaftlicher Zeitordnungen) Zeit bewusst, 
aktiv und individuell zu gestalten. Auf dem Hintergrund 
der Entgrenzungserscheinungen der Zweiten Moderne, die 
dazu führen, dass gesellschaftliche Destrukturierungspro- 
zesse durch individuelle Restrukturierung zu kompensie- 
ren versucht werden, wird der prinzipiell reflexive, kon- 
struierte und kontingente Charakter von Zeit (wieder) 
offensichtlich. Mit der Unterscheidung von Zeithandeln 
erster und zweiter Ordnung ist jedoch keine hierarchische 
Anordnung gemeint, sondern eine grundlegende Bestim- 
mung von Zeithandeln in Relation zu einer konkreten his- 
torisch-gegenwärtigen Ausprägung, die allerdings mit ei- 
ner Steigerung der Komplexität des konkreten Handelns 
verbunden ist. 


Qualität von Familienzeit ist demnach mehr als 
gemeinsame Eltem-Kind-Zeit. Sie ist zu ergän- 
zen um eine - geschlechtsspezifisch differen- 
zierte - Paarzeit, Individual- sowie Sozialzeit. 
Aufgrund der verlängerten Lebenszeit nehmen 
auch die Großeltem-Enkel-Beziehungen einen 
wichtigen Stellenwert im Familiennetzwerk ein 
und Kinder schätzen das Zusammensein mit ih- 
ren Großeltern gerade aufgrund der Differenz zur 
Sozialzeit mit den Eltern (Wieners 2005). Erst 
das Zusammenspiel dieser verschiedenen Zeit- 
konstellationen in Familien und ihre Passfähig- 
keit mit Erwerbs- und Infrastrukturzeiten eröff- 
nen Chancen auf eine gute Lebensqualität für 
Familien in der Dimension Zeit. 

Familienzeit ist also, lässt sich zusammenfassen, 
keinesfalls einseitig und mechanistisch abhängig 
von gesellschaftlichen Zeitgebern, auch wenn 
Erwerbsarbeit ein zentraler Taktgeber für das Fa- 
milienleben ist. Aufgrund der gesellschaftlichen 
Dominanz von Erwerbsarbeit über andere Le- 
bensbereiche wie die Familie - sowohl auf der 
ideellen Ebene der Anerkennung als auch der 
materiellen der Existenzsicherung - stellt diese 
zwar eine entscheidende, außengeleitete Rah- 
menbedingung für die Gestaltung von Familien- 
zeit dar. Erwerbszeiten determinieren das Famili- 
enleben jedoch nicht, sie werden angeeignet, 
abgestimmt mit anderen Facetten des Alltags und 
zu einem jeweiligen Muster familialer Lebens- 
führung zusammengeführt. Im Sinne einer Ver- 
besserung der Qualität des Zusammenlebens gilt 
es jedoch die Reibungsverluste mit Erwerbsar- 
beit zu minimieren und umgekehrt familialen 
Bedürfen in einem „temporal tum der Familien- 
politik“ (Expertise Heitkötter 2004) ein stärkeres 
Gewicht bei der Gestaltung von Erwerbszeiten 
auf gesellschaftlicher Ebene zu geben. Einge- 
schlossen in diesen Verändemngsbedarf ist die 
Gesamtheit der Systeme und Institutionen zwi- 
schen Erwerbsarbeit und Familie: der öffentliche 
Nahverkehr wie die Dienstleistungsangebote, 
speziell der kinder- und jugendbezogenen 
Dienste und weitere Komponenten kommunaler 
Angebote. Dies ist auch deshalb so bedeutsam, 
weil Familien „als Entwicklungs- und Sozialisa- 
tionsraum gleichzeitig „zeitsensible“ als auch 
„zeitgenerierende“ Systeme sind sowie gleicher- 
maßen zeitautonom und zeitgebunden. Sie sind 
zwar eingesponnen in ein dichtes Geflecht von 
sozialen Zeitgebern und Zeitinstitutionen, aber 
sie generieren auch eigene Zeit. Die semi-auto- 
nome Gestaltung von Eigenzeiten stellt einen 
Kern der Qualität und Authentizität des Famili- 
enlebens dar, sowohl aus der Perspektive der Fa- 
milie als System als auch aus der Perspektive der 
Mitglieder. Familienzeit ist so gesehen ein funda- 
mentaler Kem der Herausbildung von Privatheit, 
der Entwicklung autonomer Lebensfühmng und 
Lebensplanung (Expertise Lange 2004, 7). 


Qualitäten von Fa- 
milienzeit mehr als 
Zeit für Eltern- 
Kind-Beziehung 


Familienzeit nicht 
allein von Erwerhs- 
zeit determiniert 


Eamilienzeit als 
Kern der Heraushil- 
dnng von Privatheit 
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Kontext und Kom- 
petenzen entschei- 
dend für gelingen- 
den Familienalltag 


Die Argumentationslinie der folgenden Ab- 
schnitte wird vor allem der Frage der Balance 
von Familie und außerhäuslicher Erwerbstätig- 
keit folgen, da diese vor dem Hintergrund der 
sich wandelnden Erwerbswelt, veränderter Ge- 
schlechterrollen und der damit verbundenen zu- 
nehmenden Erwerbstätigkeit von Frauen und 
Müttern eines der zentralen Probleme heutiger 
Familien darstellt, das in Zukunft aller Voraus- 
sicht nach eher weiter zunimmt und deshalb im 
Mittelpunkt einer Zeitpolitik für Familien stehen 
muss. Dabei sollen jedoch diese Probleme nicht 
nur, wie bislang üblich, aus der Frauenperspek- 
tive diskutiert werden. Zunächst wird ein ge- 
nauer Blick auf die häufig vernachlässigte Bin- 
nensituation familialer Zeit geworfen am 
Beispiel der hauswirtschaftlichen Versorgungs- 
und Fürsorgezeit für andere (V1.3). Anschließend 
soll die gängige These familialer Zeitnot kritisch 
betrachtet und quantitativ sowie qualitativ diffe- 
renziert werden sowie bei der Beschreibung der 
Balance von Erwerbs- und Familienzeit auch die 
Perspektive von Vätern und Kindern eingenom- 
men werden (VI. 4). Die Entwicklung flexibler 
Arbeitzeiten werden in ihrer ambivalenten Be- 
deutung für den Familienalltag näher beleuchtet 
(VI. 5). Daraus ergibt sich das Fazit mit der For- 
derung nach Verlässlichkeit und Flexibilität an 
eine zeitsensible Familienpolitik (VI. 6). 

VI. 3 Versorgungszeiten im 
Familienalltag 

VI. 3.1 Familienzeit am Beispiel 
des Essens 

Die Qualität des Zusammenlebens von Familien 
ist untrennbar verbunden mit den zeitlichen Res- 
sourcen und Zeitbindungen ihrer Mitglieder. Ver- 
schiedene Kontextbedingungen (z. B. institutio- 
neile und soziale Netzwerke, sozialpolitische 
Rahmung), die Verfügbarkeit von Geld und Zeit, 
aber auch der Zugang zu den infrastrukturellen 
Gegebenheiten in ihrem Wohnumfeld und 
schließlich die Kompetenzen der Familienmit- 
glieder im Umgang mit Zeit, Geld oder Behörden 
bestimmen letztlich darüber, wie die familiale 
Alltagsorganisation konkret gelingt. Es handelt 
sich um eine grundlegende Gestaltungsaufgabe 
von Familien - und zwar nicht nur, weil Familien 
beachtliche organisatorische Koordinierungsleis- 
tungen zwischen verschiedenen gesellschaftli- 
chen und institutioneilen Zeittaktgebem erbrin- 
gen. Es geht zugleich immer um das Aushandeln 
gemeinsamer wie auch disparater Zeitbedürf- 
nisse und Interessenlagen von Müttern, Vätern 
und Kindern in einem spezifischen Erfahrungs- 
und Sozialisationsraum. Familienzeit erweist 
sich damit als eine wesentliche Voraussetzung, 
um im Prozess der alltäglichen Lebensführung 
„familiale Authentizität“ im Generationen- und 
Geschlechterzusammenhang zu erreichen und 


damit eine unverwechselbare Qualität des Zu- 
sammenlebens herzustellen. 

Im Mittelpunkt dieser Betrachtung steht Famili- 
enzeit als Versorgungs- und Fürsorgezeit für an- 
dere. Auf der Basis der aktuellen repräsentativen 
Zeitbudgeterhebung 2001/02 (ZBE) und dem 
partiellen Vergleich mit den Befunden aus der 
Zeitbudgeterhebung 1991/92 werden typische 
Zeitverwendungsmuster im Lebensbereich Be- 
köstigung und Familienmahlzeiten dargestellt 
und diskutiert. Das Konzept und die Zielsetzun- 
gen der ersten ZBE wurden in der aktuellen Er- 
hebung 2001/02 beibehalten bzw. an europäische 
Standards angeglichen (Statistisches Bundesamt 
1999; Ehling/Holz/Kahle 2001). Dadurch be- 
stand die Möglichkeit, Entwicklungen im Verlauf 
von zehn Jahren sowohl aggregiert als auch 
haushalts- und familienbezogen zu ermitteln.*^ 

Der Fokus der Betrachtung von aktuellen Zeit- 
budgetdaten richtet sich im Folgenden auf die Er- 
nährungsversorgung von Familien, weil es sich 
bei der Sicherstellung der Beköstigung der Fami- 
lienmitglieder nach wie vor um den zeitintensivs- 
ten Hausarbeitsbereich handelt. Außerdem wird 
im Bereich der täglich zu gewährleistenden 


** Inhaltlich wurde bei dem Methodenmix der ZBE 2001/02 
(Führen eines Zeittagebuchs, Haushalts- und Personenfra- 
gebogen) auf ein hohes Maß an Vergleichbarkeit mit der 
Erhebung 1991/92 sowie auf eine europaweite Vergleich- 
barkeit Wert gelegt. Veränderungen haben sich durch die 
Anforderungen der internationalen Vergleichbarkeit bei 
folgenden Punkten ergeben: 

- die Altersgrenze für das Ausfällen der Tagebücher wur- 
de von zwölf Jahren auf zehn Jahre gesenkt, 

- die Zeittakte im Tagebuch für das Notieren einer Akti- 
vität wurden von fünf Minuten auf zehn Minuten ange- 
hoben, 

- die Aufschreibedauer wurde von zwei Tagen auf drei 
Tage erhöht; in der neuen Erhebung wurde vorgegeben, 
dass es zwei Wochentage und ein Samstag oder Sonn- 
tag sein sollte, 

- die Aktivitätenklassifikation wurde von 200 Klassen 
auf 230 Klassen erweitert und 

- anstelle eines Einleitungs- und Schlussinterviews wur- 
den bei der Zeitbudgeterhebung 2001/02 ein Haushalts- 
und ein Personenfragebogen eingesetzt. 

Für den Vergleich beider Erhebungen musste zunächst ei- 
ne Angleichung zwischen den unterschiedlichen Aktivi- 
tätsklassifikationen der beiden Erhebungen erfolgen, be- 
vor in einem zweiten Schritt die Zeitverwendung für 
ausgewählte hauswirtschaftliche Tätigkeiten berechnet 
werden konnte. Die Angaben zur durchschnittlichen Zeit- 
verwendung aller Personen bzw. von Männern und Frauen 
umfassen im vorliegenden Beitrag in der Regel alle Perso- 
nen ab zwölf Jahren. Die neuen Daten wurden den alten 
Daten angeglichen. Kontrollrechnungen ergaben eine zu- 
frieden stellende Übereinstimmung zwischen den Ergeb- 
nissen der Originalverteilung der 1991/92er Erhebung und 
den Ergebnissen der angeglichenen Daten. Wegen der gro- 
ßen Grandgesamtheit der ZBE sind bereits Unterschiede 
von wenigen Minuten (ab 3 min) in den Zeitverwendun- 
gen als signifikant zu bewerten. Das gilt auch bei den Be- 
teiligxmgsgraden, d. h. dem Anteil von Personen, die die 
untersuchte Tätigkeit ausgeübt haben: bereits Unterschie- 
de von wenigen Prozenten sind signifikante Unterschiede. 


Zeitbudgets zu Er- 
nährung von Fami- 
lien im Fokns 
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Kein Verfall der ge- 
meinsamen Famili- 
enmahlzeiten 
feststellbar 


Emährungsversorgung aller Familienmitglieder 
die Synchronisation und Koordination von Zeit 
etwa für den Einkauf und die Zubereitung des Es- 
sens, aber auch für die gemeinsame Familien- 
mahlzeit zu einer anspruchsvollen Herstellungs- 
leistung, die vielfältige Kulturtechniken und 
einen kompetenten Umgang mit Zeit zwischen 
privatem und öffentlichem Raum voraussetzt. In- 
dem die einzelnen Familienmitglieder häufig zu 
unterschiedlichen Zeiten anwesend sind, also un- 
terschiedliche Tagesabläufe haben und mit ihren 
variierenden Bedürfnissen und Geschmacksvor- 
lieben versorgt werden müssen, stellt sich die 
Frage nach typischen familialen Versorgungsset- 
tings und Mahlzeitenmustem, die den Anforde- 
rungen externer Zeittaktgeber Rechnung tragen 
und zugleich eine je spezifische Qualität und 
familiale Handlungsroutine des Essens gewähr- 
leisten. Zudem erweist sich die Familie auch in 
diesem Handlungsbereich als primäre Sozialisati- 
onsinstanz der Kinder: Sie eignen sich die vorge- 
lebten Emährungsstile und -praktiken ihrer El- 
tern an, erfahren eine partnerschaftliche oder eine 
traditionelle Arbeitsteilung bei der Erledigung 
der beköstigungsbezogenen Tätigkeiten zwi- 
schen den Erwachsenen und werden selbst mehr 
oder weniger intensiv einbezogen. 

Der Blick auf die Zeitverwendungsmuster von 
unterschiedlichen Familienhaushaltstypen und 
ihre spezifischen Versorgungsstrategien im Er- 
nährungsbereich wird verbunden mit der Frage, 
ob der Wandel der Erwerbsarbeitswelt (Jurczyk/ 
Lange 2002; Klenner/Pfahl/Reuyß 2003) und die 
verstärkte Integration von Frauen und Müttern in 
den Arbeitsmarkt zu neuen Geschlechterarrange- 
ments zwischen Männern und Frauen führen, 
wenn es um Familienzeit als Arbeifszeit, d. h. um 
die verlässliche Übernahme der täglich anfallen- 
den Haus- und Fürsorgearbeit für sich und an- 
dere geht (Meier 2001). Welche Faktoren be- 
günstigen eine partnerschaftliche Arbeitsteilung, 
wodurch werden demgegenüber traditionelle 
Rollenmuster verfestigt? Gibt es über die inner- 
familiale Arbeitsteilung hinaus andere Strate- 
gien, um sich von der „Arbeit des Alltags“ zu 
entlasten und um mehr Zeit füreinander zu ha- 
ben? Ist die Rationalisierung und Technisierung 
der Haushalts- und Lebensführung ein probater 
Weg? Welche Chancen eröffnen haushaltsnahe 
Dienstleistungen? Von wem werden sie genutzt? 

VI. 3.2 Essroutinen im Familienalltag 

Die in der Öffentlichkeit geläufige These, der zu- 
folge sich Menschen in der schnelllebigen mobi- 
len Gesellschaft vermeintlich immer weniger 
Zeit zum Essen nehmen, d. h. ihre natürlichen 
Bedürfnisse und Körperzeiten zunehmend „ratio- 
nalisieren“ (müssen), um Freiräume für andere 
Aktivifäten in Beruf und Freizeit zu gewinnen, 
kann durch die Daten der Zeitbudgeterhebung 
ebenso wenig gestützt werden wie die kulturkri- 


tische Annahme, dass Familienmahlzeiten in Be- 
sorgnis erregenden Ausmaß durch Fast Food 
bzw. Take Away Food substituiert werden, was 
einem Verlust an gemeinsamer Zeit in familialen 
Lebenszusammenhängen gleich käme und zur 
Einengung wesentlicher Sozialisations- und Er- 
fahrungszusammenhänge für Kinder und Ju- 
gendliche führe (Expertise Küster 2004). 

Ungeachtet der zunehmenden zeitlichen Belas- 
tungen im Alltags- und Berufsleben nehmen sich 
die Befragten - mit 1 Stunde und 43 Minuten im 
Jahr 2001/02 - im Durchschnitt überraschender- 
weise 21 Minuten mehr Zeit für das tägliche Es- 
sen als zehn Jahre zuvor. Der größere Anteil da- 
von (13 Min.) entfallt auf das Essen in den 
eigenen vier Wänden und nicht auf die außerhäus- 
liche Mahlzeiteneinnahme, die um durchschnitt- 
lich acht Minuten gestiegen ist (s. Abb.Vl.l). 

Von einer Verdrängung des Essens aus dem Zen- 
trum alltäglicher Aktivitäten zu einer Randakti- 
vität kann also nicht die Rede sein. Im Gegenteil: 
Essen ist in Deutschland nach wie vor eine aus- 
gesprochen familien- bzw. haushaltsbezogene 
Angelegenheit. 

Bei Betrachtung der Familienkonstellation/Fami- 
lienprototyp „Ehepaar mit zwei Kindern, beide 
Partner erwerbstätig, jüngstes Kind im Alter von 
sechs bis unter 18 Jahren“ ebenso wie bei dem 
„Akademikerfamilientyp, beide erwerbstätig. 
Fachhochschul- oder Hochschulabschluss, Net- 
toeinkommen 1500 Euro und mehr, Kind(er) im 
Haushalt“ ergibt sich ebenfalls, dass sich Mütter, 
Väter und Kinder in der überwältigenden Mehr- 
heit täglich etwa eine Stunde und zwanzig Minu- 
ten Zeit für das Essen zu Hause nehmen. 

Gleichwohl hat sich die Tendenz zum Außer- 
Haus-Verzehr zwischen 1991/92 und 2001/02 
deutlich verstärkt (Frohn 2000). Die Anzahl der- 
jenigen, die täglich mindestens einmal außer 
Haus essen, ist im Verlauf von zehn Jahren von 
17,9 Prozent auf 26 Prozent gestiegen (s. Abb. 2). 
Dabei fällt auf, dass die Beteiligung in bestimm- 
ten Bevölkerungsgruppen, etwa der jungen Er- 
wachsenen zwischen 20 und 25 Jahren oder der 
Erwerbstätigen weit über dem Durchschnitt hegt. 
Bei Personen im Alter von 60 Jahren und älter 
lässt sich demgegenüber im Verlauf der analy- 
sierten Dekade keine Zunahme des Außer-Haus- 
Verzehrs nachweisen. 

Die für das Essen außer Haus aufgewendefe Zeit 
hat sich innerhalb der zehn Jahre fast verdoppelt 
und hegt heute im Durchschnitt bei 17 Minuten 
pro Tag. 

Spitzenreiter der täglichen Kantinenversorgung 
bzw. des Essens am Arbeitsplatz sind im Jahr 
2001/02 die 30- bis 40-jährige Männer. Die dafür 
aufgewendete Zeit hegt bei 34 Minuten und ent- 
spricht in etwa der Dauer der Mittagspause von 
Berufstätigen in Deutschland. 


Heute nimmt man 
sich mehr Zeit zum 
Essen als zehn 
Jahre zuvor 


Gleichzeitig 
Tendenz zu mehr 
Außer-Haus- 
Verzehr 
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Abbildung VI. 1 

Durchschnittliche tägliche Zeitverwendung*’ von Personen ah zwölf Jahren 
für die Aktivität Essen im Zeitvergleich 


01:43 



1991/92 2001/02 


B Essen insg. ■ Essen zu Hause ■ Essen außer Haus 

1991/92 n = 30732 2001/02 n = 35813 

Quelle: Uta Meier-Gräwe, Scientific Use Files Zeitbudgeterhebung 1991/1992 und 2001/2002 des Statistischen Bundesamtes, 
eigene Berechnungen 


Abbildung VI. 2 

Durchschnittlicher täglicher Beteiligungsgrad* von Personen ah zwölf Jahren 
für die Aktivität Essen außer Haus im Alters- und Zeitvergleich 



* Anteil aller Personen, die täglich mindestens einmal außer Haus essen 

1991/92: alle Personen: n = 5 494; 12 bis unter 15 Jahre: n = 132, 20 bis unter 25 Jahre: n = 714, 60 Jahre und älter n = 1 382 
2001/02: alle Personen: n = 9 282, 12 bis unter 15 Jahre: n = 263, 20 bis unter 25 Jahre: n = 880, 60 Jahre und älter n = 1 782 
Quelle: Uta Meier-Gräwe, Scientific Use Files Zeitbudgeterhebung 1991/1992 und 2001/2002 des Statistischen Bundesamtes, 
eigene Berechnungen 


Bei den nachfolgenden Angaben ist zwischen der durchschnittlichen Zeitverwendung aller Personen und der durchschnittli- 
chen Zeitverwendung der ausübenden Personen zu unterscheiden. Ausübende Personen sind jeweils die Personen, die wäh- 
rend der drei bzw. zwei Anschreibungstage die zu untersuchende Aktivität tatsächlich ausgeführt haben. Ihr durchschnittli- 
ches Zeitbudget spiegelt also wider, wie viel Zeit die eine oder andere Tätigkeit im Tagesverlauf in Anspruch nimmt. Die 
durchschnittliche Zeitverwendung der aus-übenden Personen kann zum Teil beträchtlich vom Durchschnitt aller Personen 
abweichen, wenn bestimmte Tätigkeiten nur von einem geringen Prozentsatz aller Personen ausgeführt werden. 
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Die Ergebnisse verweisen insgesamt auf die zu- 
nehmende Bedeutung des Außer-Haus- Verzehrs 
im Essalltag der deutschen Bevölkerung, ohne 
allerdings die Dominanz der häuslichen Ernäh- 
rungsversorgung „aufzubrechen“. 

Das gilt uneingeschränkt auch bei Personen der 
oben genannten Familienhaushaltstypen: Es wird 
aktuell mehr Zeit für das Essen aufgewendet und 
zwar sowohl außer Haus als auch zu Hause. Die 
Zeiten für den Außer-Haus- Verzehr haben sich in 
diesen Familienkonstellationen verdoppelt bis 
verdreifacht, und zwar auch bei den Kindern. 

Außerdem gibt es nach wie vor feste Tageszei- 
ten, zu denen gegessen wird. Mehr als 60 Prozent 
der Befragten ab 12 Jahren nehmen das Früh- 
Ür die Mahlzeiten ^^^ck zwischen 6 und 9 Uhr, das Mittagessen 
zwischen 12 und 14 Uhr und das Abendessen 
zwischen 18 und 20 Uhr ein. Derzeit werden da- 
für fäglich 56 Minuten aufgewendet. Die restli- 
che Zeit wird mit Zwischenmahlzeiten verbracht, 
deren Tageszeitbudget in den vergangenen zehn 
Jahren von 33 Min. auf 47 Min. deutlich gestie- 
gen ist. 

Die Annahme, dass sich die Hauptmahlzeit in 
Deutschland generell auf den Abend verschoben 
hat, lässt sich anhand der Zeitvolumina für die 
Mahlzeiteneinnahme nicht bestätigen. Sowohl 
mittags zwischen 12 und 14 Uhr als auch abends 
zwischen 18 und 20 Uhr verbringen Deutsche im 
Durchschnitt jeweils etwa 20 Minuten mit dem 
Essen. Anders gestaltet sich die Zeitverwendung 
für die einzelnen Mahlzeiten von erwerbstätigen 
Erwachsenen in Familienhaushalten mit Kin- 
dern. Bei ihnen nimmt das Abendessen deutlich 
mehr Zeit in Anspruch als die Mittagsmahlzeit. 
Die Ausübung einer außerhäuslichen Berufstä- 
tigkeit ist offensichtlich bestimmend dafür, dass 
der gemeinsamen Familienmahlzeit am Abend 
gerade deshalb mehr Zeit und Ruhe gewidmet 
wird, weil die einzelnen Familienmitglieder die 
Mittagsmahlzeiten größtenteils getrennt einneh- 
men. Insbesondere dann, wenn Mutter und Vater 
berufstätig sind, findet die Hauptmahlzeit am 
Abend statt. 

Somit scheinen emährungsbedingte Probleme 
bei Kindern und Erwachsenen weniger eine 
Folge des Mangels an gemeinsamer Zeit für das 
Essen in der Familie zu sein, sondern eine Folge 
einer zu fetten, zu süßen und wenig ballaststoff- 
reichen Ernährungsweise, aber auch eine Folge 
von Bewegungsarmut. 

VI. 3. 3 Sozial-kommunikative 
Aspekte des Essens 

Die vorliegenden Befünde unterstreichen den 
Hohe sozial-kommu- hohen sozial-kommunikativen Bedeutungsge- 

mkative Bedeutung Essens. Insbesondere Mehrpersonen- 

des Essens ^ 

bzw. Familienhaushalte messen dem Abendessen 


Ernährungspro- 
bleme sind kein 
Zeitproblem 


als „der gemeinsamen Familienzeit“ ein großes 
Gewicht im Tagesablauf bei (Brombach 2003, 
132). Mehr als die Hälfte der Angehörigen von 
Familienhaushalten mit Kindern und zwei er- 
werbstätigen Ehepartnern essen gemeinsam zu 
Abend. Diejenigen, die gemeinsam mit anderen 
das Abendessen einnehmen, ließen sich dafür so- 
wohl 1991/92 als auch zehn Jahre später gut 
30 Minuten Zeit. Es ist die gemeinsame Mahl- 
zeit, die als Bezugspunkt für alle Familienmit- 
glieder nicht nur der Befriedigung von physiolo- 
gischen Grundbedürfnissen dient, sondern auch 
eine kommunikative und sozialisationswirksame 
Seite hat: man tauscht sich über Tagesereignisse 
aus, trifft Absprachen für den nächsfen Tag und 
inszeniert damit ein zentrales familienintegrati- 
ves Ritual, für das man sich Familienzeit nimmt 
(deVault 1991). 

An den Wochenenden lassen sich Familien für 
die gemeinsamen Mahlzeiten mehr Zeit als an 
Wochentagen und leben die kommunikative 
Seite der Mahlzeiten dann noch intensiver aus 
(vgl. auch Kleine 2003). Sie sind somit ein wich- 
tiges Medium des Ausdrucks gegenseitiger Zu- 
neigung und Anerkennung (Brückner 2003). 

Diese Ergebnisse entsprechen den Befunden der 
Whirlpool- Studie aus dem Jahre 1996, die im eu- 
ropäischen Vergleich ergeben hatte, dass europa- 
weit auf keine gemeinsame Unternehmung in der 
Familie mehr Zeit verwendet wird wie für die ge- 
meinsamen Mahlzeiten (Whirlpool Stiftung 
1996, 63). 

Aber auch das Essen außer Haus stellt eine Akti- 
vität dar, die mit der Befriedigung kommunikativ- 
geselliger Bedürfnisse verbunden wird. An Werk- 
tagen sind es Mitschüler und Mitschülerinnen 
oder Arbeitskollegen und Arbeitskolleginnen, mit 
denen gemeinsam gegessen wird, an den Wochen- 
enden eher Familienangehörige und Freunde, mit 
denen man sich zum Essen außerhalb der eigenen 
vier Wände trifft. 

Dabei erweist sich das verfügbare Einkommen 
als ein wesentlicher Bestimmungsfaktor: Haus- 
halte, die über ein hohes bzw. überdurchschnitt- 
lich hohes Monatseinkommen verfügen, sind 
deutlich häufiger am Außer-Haus- Verzehr betei- 
ligt, d. h. am Essen in Restaurants, in Kantinen 
oder an sonstigen Orten, wie Haushalte mit ge- 
ringem Einkommen. Im Vergleich der analysier- 
ten Haushaltstypen fällt auf, dass es insbesondere 
berufstätige Personen aus Mittelschichthaushal- 
ten sind, die verbunden mit hohen Zeitbindungen 
und einem guten Einkommen häufiger außer 
Haus essen als der Durchschnitt der befragten 
Personen und erst recht deutlich häufiger als Per- 
sonen aus Haushalten in prekären Lebenslagen 
(vgl. Köhler/Lehmkühler/Leonhäuser 2004). 
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Hausarbeit überwie- 
gend in Frauenhand 


VI. 3.4 Zeitbudgets für hauswirt- 
schaftliche Tätigkeiten von 
Frauen und Männern 

Hauswirtschaftliche Tätigkeiten nehmen in der 
Diskussion um die geschlechtsspezifische Arbeits- 
teilung einen besonderen Stellenwert ein. Die be- 
reits Ende der 80er Jahre von Ulrich Beck formu- 
lierte These zur auffallenden Zurückhaltung von 
Männern im Bereich unbezahlter Hausarbeit, die 
er mit der Formel von der „verbalen Aufgeschlos- 
senheit bei weitgehender Verhaltensstarre“ tref- 
fend beschrieb, bestätigten die Ergebnisse der 
1 99 l/92er Zeitbudgetdaten eindrücklich. Hausar- 
beit, insbesondere die Gewährleistung der tägli- 
chen Emährungsversorgung, lag Anfang der 
1 990er Jahre überwiegend in Frauenhand. Gegen- 
über einer Stunde und 25 Minuten, die Frauen 
seinerzeit für die Erledigung der täglichen Bekös- 
tigungsarbeit einsetzten, beschäftigten sich Män- 
ner durchschnittlich lediglich 24 Minuten damit. 

Die genauere Betrachtung der Beköstigung ist 
zum einen damit zu begründen, dass es sich bei 
den typischen Routinetätigkeiten Kochen und 
Spülen um das zeitaufwändigste Arbeitsgebiet 
innerhalb der hauswirtschaftlichen Tätigkeiten 
handelt und zum anderen damit, dass die Bekös- 
tigung ihrer Mitglieder im Alltag von Haushalten 


und Familien eine der täglich sicher zu stellen- 
den Hauptaufgaben ist. 

Zunächst ergibt der Vergleich der Zeitbudgetda- 
ten von 1991/92 und 2001/02 das auf den ersten 
Blick überraschende Ergebnis, dass Frauen heute 
insgesamt weniger Zeit in die hauswirtschaftli- 
chen Tätigkeiten investieren als zehn Jahre zuvor 
(s. Abb. VI 3). Das scheint primär ein Effekt 
rückläufiger Familiengründungsprozesse und der 
Zunahme von Ein-Personenhaushalten in der 
bundesdeutschen Gesellschaft zu sein. 

Diese Annahme wird durch die im Vergleich ei- 
ner Dekade erfolgte stärkere Beteiligung der 
Männer insgesamt erhärtet. Im Unterschied zu 
den Frauen, deren durchschnittliches Zeitvolu- 
men für die Erledigung der Hausarbeit 2001/02 
deutlich geringer ausfiel (minus 21 Min.) als zu- 
vor, investieren die Männer, die sich überhaupt 
in der einen oder anderen Weise daran beteiligen, 
mit durchschnittlich zwei Stunden pro Tag ge- 
genwärtig deutlich mehr Zeit (plus 14 Min.) in 
die Hauswirtschaft. Die Betreuung und Pflege 
von Kindern und anderen Familienangehörigen 
dagegen zeigt eher eine Tendenz zur Retraditio- 
nalisierung: 2001/02 übernehmen Mütter diesen 
Part ganz überwiegend und erfahren durch ihre 
Partner weniger Unterstützung als noch Anfang 
der 1990er Jahre. 


Abbildung VI.3 

Durchschnittliche tägliche Zeitverwendung von Personen ah zwölf Jahren für den 
Aktivitätshereich hauswirtschaftliche Tätigkeiten im Geschlechter- und Zeitvergleich 
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Frauen Männer 

97,2%* 84,3%* 

1991/92 


03:46 


02:00 


Frauen 

95,3%* 


Männer 

84,3%* 


2001/02 


* prozentualer Anteil aller Männer und Frauen, die täglich mindestens eine hauswirtschaftliche Tätigkeit ausüben 
1991/92: Frauen: n = 15735, Männer n = 12259 
2001/02: Frauen: n = 17523, Männer n = 14595 

Quelle: Uta Meier-Gräwe, Scientific Use Files Zeitbudgeterhebung 1991/1992 und 2001/2002 des Statistischen Bundesamtes, 
eigene Berechnungen 
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Beitrag von Män- 
nern zur Bekösti- 
gung stagniert 


Beköstignng immer 
noch arbeitsinten- 
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Hauswirtschaft 


Männer lassen 
sich beköstigen 


Der durchschnittliche Beitrag von Männern zur 
Beköstigungsversorgung stagniert allerdings mit 
23 Min. pro Tag etwa auf dem Stand von 
1991/92, wobei der Anteil der Männer, die die 
Mahlzeitenzubereitung ebenso wie das Tischde- 
cken und die Geschirrreinigung vollständig weib- 
lichen Personen überlassen, gegenüber 1991/92 
von knapp 40 Prozent auf 46 Prozent gestiegen 
ist. Anders gesagt: der Beteiligungsgrad von 
Männern an der täglich anfallenden Bekösti- 
gungsarbeit ist von 60 Prozent auf 54 Prozent ge- 
sunken. 

Im Rahmen der insgesamt geringeren Zeitver- 
wendung von Frauen für die Hauswirtschaft hat 
sich auch ihr täglicher Zeitaufwand für die Be- 
köstigung um durchschnittlich 19 Minuten ver- 
ringert. Außerdem üben deutlich weniger Frauen 
als vor zehn Jahren täglich die eine oder andere 
emährungsbezogene Hausarbeit aus. Dennoch ist 
die Beköstigung auch zu Beginn des 21. Jahrhun- 
derts nach wie vor der arbeitsintensivste Bereich 
der Hauswirtschaft, der ganz überwiegend in den 
Zuständigkeitsbereich der Frauen fällt. 2001/02 
wenden sie dafür im Durchschnitt eine Stunde 
und sechs Minuten auf, wobei allein 45 Minuten 
auf die Zubereitung von Mahlzeiten entfallen 
und weitere 20 Minuten zum Geschiirabwasch 
und zum Tisch decken benötigt werden. Es sind 
vor allem Mütter, die in die zur Beköstigung ih- 
rer Familienangehörigen notwendigen Tätigkei- 
ten einen beträchtlichen Teil ihrer Arbeitszeit 
einbringen. Somit kann die generalisierende 
These vom unaufhaltsamen Vormarsch der Fast- 
Food-Küche im Familienalltag nicht gestützt 
werden. 

Gleichwohl deuten die insgesamt gestiegenen 
Zeitanteile, die seit Beginn der 1990er Jahre für 
das Essen verwendet werden bei gleichzeitig 
rückläufigem Zeitaufwand für die Vor-, Zu- und 
Nachbereitung der Emährungsversorgung, da- 
rauf hin, dass verschiedene Strategien entwickelt 
werden, um diesen Part der Hausarbeit mit mög- 
lichst wenig Zeitaufwand zu erledigen. Wie ge- 
zeigt wurde, geht der geringere Zeitaufwand von 
Frauen für die Beköstigung allerdings nicht auf 
eine partnerschaftlichere Arbeitsteilung in die- 
sem Arbeitsbereich zurück. So leisten erwerbstä- 
tige Männer, die in Familienhaushalten mit zwei 
schulpflichtigen Kindern und einer erwerbstäti- 
gen Partnerin leben, mit durchschnittlich 20 Mi- 
nuten pro Tag sogar einen geringeren Beitrag zur 
Beköstigung ihrer Familienangehörigen als Män- 
ner insgesamt, die dafür täglich 23 Minuten auf- 
wenden. 

46 Prozent der männlichen Bevölkerung lässt 
sich im Jahre 2001/02 immer noch vollständig 
von Müttern, Großmüttern, Ehefrauen und Le- 
benspartnerinnen beköstigen. Sie kommen erst 
zum Essen in die Küche oder ins Esszimmer und 


beteiligen sich - laut Selbstauskunft in ihrem 
Zeittagebuch - auch nicht am Tisch decken oder 
beim Abwasch. 

Der geringere Beteiligungsgrad und die gesun- 
kene Zeitverwendung von Frauen erklären sich 
zu einem Teil aus der stärkeren Inanspruchnahme 
von außerhäuslichen Verpfiegungs- und Dienst- 
leistungseinrichtungen durch weibliche Singles 
oder erwerbstätige Frauen, die in einer Partner- 
schaft ohne Kinder leben. Ebenso denkbar ist es, 
dass ein niedrigeres Anspruchsniveau bei der Er- 
nährungsversorgung oder der Aspekt von Zeiter- 
sparnis, etwa durch die häufigere Verwendung 
von Convenience-Produkten (Tiefkühlkost, Kon- 
serven etc.) durch erwerbstätige Frauen für die- 
sen Entwicklungstrend mitverantwortlich sind. 

Außerdem gibt die vergleichende Analyse beider 
Zeitbudgeterhebungen darüber Auskunft, dass 
der Technisierungsgrad der Privathaushalte in 
Deutschland im Verlauf der betrachteten Dekade 
weiter zugenommen hat, und zwar in einem be- 
trächtlichen Umfang. So erhöhte sich der Aus- 
stattungsgrad mit einer Geschirrspülmaschine in- 
nerhalb der betrachteten Zeitspanne von zehn 
Jahren von 37 Prozent auf immerhin 90 Prozent, 
was nachweislich zur Reduzierung des Zeitum- 
fangs für das Geschirrspülen geführt hat. 

VI. 3. 5 Einbeziehung von Kindern 
und Jugendlichen in die 
Ernährungsversorgung im 
Geschlechtervergleich 

Im Alter zwischen 12 bis unter 20 Jahren werden 
männliche und weibliche Jugendliche zur Erledi- 
gung der in ihrer Herkunftsfamilie anfallenden 
Beköstigungsarbeiten unterschiedlich stark he- 
rangezogen. 2001/02 haben weniger von ihnen 
täglich die eine oder andere Beköstigungsarbeit 
ausgeführt als 1991/92 (s. Abb. 4a und b). 

Bei den jungen Frauen (15 bis unter 20 Jahre) 
fällt der Rückgang um 21,2 Prozent besonders 
stark aus. 1991/92 haben insgesamt 63,3 Prozent 
von ihnen täglich beim Kochen, Abwaschen etc. 
mitgeholfen. Die durchschnittliche Zeitverwen- 
dung aller weiblichen Jugendlichen für diese Tä- 
tigkeiten betrug 23 Minuten pro Tag und sank bis 
2001/02 auf 16 Minuten. Insgesamt sind es 2001/ 
02 nur noch 42,1 Prozent der 15-bis-unter-20- 
jährigen weiblichen Jugendlichen, die diverse 
Beköstigungstätigkeiten täglich ausführen. 

Dieser deutliche Rückgang der Einbeziehung 
von weiblichen Personen zwischen zwölf und 
20 Jahren in die täglich anfallenden Bekösti- 
gungsarbeiten in ihren Herkunftsfamilien erklärt 
zu einem Teil den rückläufigen Zeitumfang von 
19 Minuten, den alle Frauen ab zwölf Jahren für 
die anfallenden Beköstigungsarbeiten 2001/02 
investieren. 
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Abbildung VI.4 

Durchschnittlicher täglicher Beteiligungsgrad von Personen ah zwölf Jahren für die Aktivität 
„Beköstigung“ im Alters-, Geschlechter- und Zeitvergleich (in Prozent) 
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200 l/02:Mädchen: 12 bis unter 1 5 J. n = 269; 1 5 bis unter 20 J. n = 454 
Jungen: 12 bis unter 15 J. n = 189 15 bis unter 20 J. n = 291 

Quelle: Uta Meier-Gräwe, Scientific Use Files Zeitbudgeterhebung 1991/1992 und 2001/2002 des Statistischen Bundesamtes, 
eigene Berechnungen 


Bei den männlichen Jugendlichen der gleichen 
Altersgruppe haben 1991/92 immerhin gut ein 
Drittel (36,1 Prozent) täglich bei der Bekösti- 
gungsversorgung mitgewirkt. In den Jahren 
2001/02 waren es nur noch 25,6 Prozent, die täg- 
lich die eine oder andere Tätigkeit wie Kochen, 
Spülen etc. ausgeübt haben. 

Unabhängig von der Entwicklung im Zeitverlauf 
ist der Anteil der männlichen Jugendlichen, die 
täglich bei der Zubereitung der Mahlzeiten sowie 
dem Tischdecken und der Geschirreinigung hel- 
fen, mit zunehmendem Alter rückläufig. Demge- 
genüber beteiligen sich junge Frauen im Alter 
von 15-bis-unter-20 Jahren an den emährungs- 
bezogenen Hausarbeiten zeitintensiver als die 
1 2-bis-unter- 15-jährigen Mädchen. 

Die Annahme, dass Töchter stärker in die Bekös- 
tigungsversorgung der Familien involviert sind 
als Söhne und sich dieser geschlechtsspezifische 
Unterschied mit steigendem Alter verschärft, be- 
stätigt sich voll und ganz. Bereits im Kindes- und 
Jugendalter sind traditionelle, geschlechtsspezifi- 
sche Rollenmuster bei der Nahrungsvor- und -Zu- 
bereitung erkennbar. Das stimmt mit den Ergeb- 
nissen anderer Studien überein, wonach Mädchen 
in der Regel an der Nahrungsvor- und -Zuberei- 
tung nicht nur interessierter sind, sondern auch 
stärker eingebunden werden als Jungen (Sellach 
1996). 

Auch der folgende Befund untermauert, dass die 
in der öffentlichen Diskussion häufig vertretene 
These nicht haltbar ist, wonach sich tradierte 
Rollenmuster in der jungen Männergeneration 


allmählich aufiösen. Im Gegenteil. Von den 20- 
bis unter 25-jährigen Männern waren es schon 
1991/92 mit immerhin 55 Prozent sogar über- 
durchschnittlich viele, die diesen Arbeitsbereich 
durchweg weiblichen Personen aus ihrer Her- 
kunflsfamilie oder ihren Partnerinnen überlassen 
haben. Zehn Jahre später ist dieser Anteil sogar 
auf 72 Prozent angestiegen, die sich in diesem 
Alter vollständig versorgen lassen. Es handelt 
sich, sofern sie noch im elterlichen Haushalt 
wohnen, in aller Regel um die eigene Mutter 
(Hotel „Mama“). Leben sie bereits in einem 
Paarhaushalt, geht diese Aufgabe offenbar kom- 
plett an die junge Lebensgefährtin über. Bei den 
Frauen in dieser Altersgruppe steigt demgegen- 
über der Zeitanteil beträchtlich, der für Bekösfi- 
gungsarbeiten aufgewendet wird. 

Im Vergleich neue Länder - alte Länder fällt auf, 
dass sowohl weibliche als auch männliche Ju- 
gendliche aus den neuen Ländern 1991/92 deut- 
lich häufiger in die täglich anfallenden Hausar- 
beiten zur Emährungsversorgung in ihrem 
Elternhaus einbezogen wurden als die Ver- 
gleichsgruppe aus den alten Bundesländern. Fast 
drei Viertel der weiblichen Jugendlichen aus den 
neuen Bundesländern (12 bis unter 18 Jahren) 
waren täglich an der Vor-, Zu- und Nachberei- 
tung von Mahlzeiten beteiligt gegenüber 53 Pro- 
zent der Vergleichsgruppe aus den alten Ländern. 
Noch deutlicher fiel der Unterschied in der Be- 
teiligung der männlichen Jugendlichen dieser Al- 
tersgruppe aus: In den neuen Ländern waren es 
1991/2 fast 60 Prozent der männlichen Jugendli- 
chen dieser Altersgruppe, wohingegen sich in 
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Annäherung zwi- 
schen Jugendlichen 
in Ost und West 


Trotz mehr Belas- 
tung durch Hausar- 
beit Mädchen zufrie- 
dener als Jungen 


den alten Ländern lediglich gut ein Drittel an den 
Beköstigungsarbeiten beteiligt haben. 

Im Verlauf der letzten zehn Jahre hat sich eine 
Annäherung der Zeitbudgets für Beköstigungsar- 
beiten von Jugendlichen aus den neuen Ländern 
an die aus den alten Ländern im Sinne eines stär- 
keren Rückzugs aus diesem Hausarbeitsbereich 
vollzogen. Offenkundig ist der drastische Rück- 
gang der Erwerbsbeteiligung von Müttern in den 
neuen Ländern gegenüber 1991/92 als Hauptfak- 
tor dafür zu nennen. Arbeitslosigkeit von Müt- 
tern, der Anstieg von Teilzeitarbeit und prekären 
Beschäftigungsverhältnissen führen dazu, dass 
sie ihre Kinder heute weniger in diese Tätigkei- 
ten einbinden, und zwar Söhne wiederum noch 
weniger als Töchter. Es kommt zu einer Retradi- 
tionalisierung herkömmlicher Rollenmuster, die 
allerdings in weniger deutlicher Ausprägung 
auch für die alten Länder gilt. 

Insgesamt belegen die Daten, dass das Zusam- 
menleben in einer Partnerschaft tendenziell zu 
einem Rückzug der Männer aus der täglich anfal- 
lenden Beköstigungsarbeit führt, obwohl sie in 
biographisch vorgelagerten Lebensphasen als 
Single offensichtlich durchaus in der Lage sind, 
entsprechende Arbeiten auszuführen (vgl. 
Klenner2002). 

Ungeachtet dieser ausgeprägten und im Zeitver- 
gleich wieder anwachsenden Nicht-Beteiligung 
der Jungen an der anfallenden Beköstigungs- und 
Hausarbeit insgesamt vertreten sie häufiger als 
die Mädchen die Auffassung, sie erledigten zu 
viel Hausarbeit (Comelißen/Blanke 2004). Ins- 
gesamt deuten allerdings viele Untersuchungen 
darauf hin, dass die nach wie vor unterschiedlich 
starke Einbindung von Söhnen und Töchtern in 
diesen unbezahlten Arbeitsbereich offenbar rela- 
tiv wenig Anlass für Konflikte bietet. Obwohl 
Mädchen insgesamt immer noch vergleichsweise 
häufiger - und mit zunehmendem Alter zeitin- 
tensiver - zu verschiedenen Hausarbeiten heran- 
gezogen werden als ihre Brüder, die sich mit stei- 
gendem Alter immer mehr aus diesem 
Arbeitsbereich verabschieden, sind sie damit zu- 
friedener als die Jungen. Die Norm der Gleichbe- 
rechtigung scheint den Eltern nicht unbedingt als 
ein primäres Erziehungsziel zu gelten, aber auch 
den Mädchen und Jungen nicht gerade als ein 
wichtiger Vergleichsmaßstab zu dienen, der ihre 
Zufriedenheit bestimmt. 

VI. 3. 6 Zeitverwendung von Müttern und 
Vätern für Beköstigungsarbeit 

- in Abhängigkeit von Erwerbsstatns nnd 
Lebensalter 

Im Arbeitsbereich Beköstigung ist der Umfang 
mütterlicher Erwerbstätigkeit ebenso ausschlag- 
gebend für das Zeitbudget zur Verrichtung der 


täglichen Vor-, Zu- und Nachbereitung von Mahl- 
zeiten wie bei den hauswirtschaftlichen Tätigkei- 
ten insgesamt, ln Paarbeziehungen wenden nicht- 
erwerbstätige Mütter mit einer Stunde und 
35 Minuten pro Tag durchschnittlich deutlich 
mehr Zeit für die Beköstigungsarbeit auf wie 
vollzeiterwerbstätige Mütter, die lediglich 55 Mi- 
nuten dafür investieren. 

Teilzeiterwerbstätige Mütter hegen mit einer 
Stunde und neun Minuten im Mittelfeld. Auch 
wenn in bereits vorliegenden Untersuchungen 
vom männlichen Einstellungs- und Verhaltens- 
wandel hin zu einer stärker partnerschaftlich aus- 
gerichteten Familienarbeitsteilung berichtet wird 
(Zulehner/Volz 1998), so zeigen vorliegende Da- 
ten, dass die reale Verantwortung für die Emäh- 
rungsversorgung nach wie vor bei den Frauen 
hegt. Auch in Haushalten mit vollzeiterwerbstäti- 
gen Müttern leisten Männer nur unwesentlich 
mehr als die Hälfte der Zeit für Beköstigungsar- 
beiten, die ihre Partnerinnen täglich damit ver- 
bringen. Immerhin fallen aber der Beteiligungs- 
grad und das zeitliche Engagement dieser Männer 
signifikant höher aus als der von Männern teilzeit- 
und nicht erwerbstätiger Frauen (s. Abb. VL5). 

Auf der Basis der vorliegenden Daten lässt sich 
schließlich nachweisen, dass sich tradierte 
Arbeitsteilungsmuster im fortgeschrittenen Le- 
bensalter keineswegs verstärken, sondern eher 
abgebaut werden. Im Vörruhestand und im Ren- 
tenalter erhalten Frauen von ihren Ehemännern 
bzw. Lebenspartnem vergleichsweise mehr Un- 
terstützung als in den Jahrzehnten aktiver männ- 
licher Berufstätigkeit. Immerhin sind mehr als 
70 Prozent aller männlichen Vorruheständler 
bzw. Rentner in irgendeiner Form an der tägli- 
chen Beköstigungsarbeit beteiligt und investie- 
ren dafür immerhin etwa 40 Minuten. Im Zeit- 
vergleich von zehn Jahren hat sich daran kaum 
etwas verändert. 

- in Akademikerinnen- und 
Akademikernhaushalten 

Neben der Erwerbsarbeit als dem zentralen Ein- 
fiussfaktor korreliert der Zeitaufwand für Haus- 
arbeit auch mit dem Alter, Bildungsniveau, 
Haushaltseinkommen und der Geschlechtsrollen- 
einstellung (Künzler u. a. 2001). ln Akademike- 
rinnen- und Akademikernhaushalten^** mit Kin- 
dern, in denen sich die Merkmale hoher 
Bildungsstand und überdurchschnittliches Haus- 
haltseinkommen sowie Völlzeiterwerbstätigkeit 
beider Partner kumulieren, ist demzufolge eine 
überdurchschnittlich hohe Gleichverteilung der 
Haushaltspfiichten zu erwarten. Im Vergleich zur 


Paarhaushalte mit Kindern, Haushaltseinkommen 3 000 und 
mehr Euro/Monat, beide Partner vollzeiterwerbstätig, 
Fachhochschul- oder Hochschulabschluss. 


Tradierte Arbeitstei- 
lungsmuster wei- 
chen im höheren 
Alter anf 
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Abbildung VI.5 

Durchschnittliche tägliche Zeitverwendung von Müttern mit unterschiedlichem Erwerhsstatus 
und den dazugehörigen Vätern für die Aktivität „Beköstigung“ 2001/02 


01:35 



Frauen 

Männer 

Frauen 

Männer 

Frauen 

Männer 


61,1%* 


53,9%* 


54,1%* 

Vollzeit 

Teilzeit 

nicht erwerbstätig 


* prozentualer Anteil aller Männer, die täglich mindestens eine Beköstigungstätigkeit ausüben 
Frauen: Vollzeit n = 1462; Teilzeit n = 21 18; 
nicht erwerbstätig n = 2 1 1 8 

MänneriMänner von Vollzeit erwerbstätigen Müttern: N = 761 
Männer von Teilzeit erwerbstätigen Müttern: N = 1043 
Männer von nicht erwerbstätigen Müttern: N = 1958 

Quelle: Uta Meier-Gräwe, Scientific Use File Zeitbudgeterhebung 2001/2002 des Statistischen Bundesamtes, eigene Berech- 
nungen 


Gesamtheit aller Familienhaushalte mit zwei 
Kindern und doppelter Erwerbstätigkeit findet 
diese Annahme durch die vorliegenden Zeitbud- 
getdaten eine Bestätigung. Eine größere Anzahl 
Väter aus Akademikerinnen- und Akademikem- 
haushalten ist ihren berufstätigen Partnerinnen 
bei der täglichen Beköstigungsversorgung, der 
Wäschepflege, Wohnungsreinigung und den Ein- 
käufen behilflich als der Durchschnitt aller er- 
werbstätigen Väter mit berufstätigen Ehefrauen. 
Auf der Seite der erwerbstätigen Mütter beider 
Familienhaushaltstypen sind es in diesen typisch 
weiblich konnotierten Hausarbeitsbereichen wie- 
derum die Akademikerinnen, die nicht nur in 
deutlich geringerer Anzahl täglich diese Arbeiten 
ausfiihren, sondern mit 2 Std. und 53 Min. auch 
ein um mehr als eine Stunde signifikant geringe- 
res Tageszeitbudget dafür aufweisen (siehe 
Abb.VI.6). 

VI. 3. 7 Inanspruchnahme von bezahlten 

Hilfeleistungen Im Vergleich 
ausgewählter Famlllenhaushalte 

Wie in Abb. VI. 6 dargestellt, benötigen berufstä- 
tige Akademikerinnen mit Kindern für die Bekös- 
tigungsversorgung ihrer Familien täglich 22 Mi- 
nuten weniger Zeit als der Durchschnitt aller 


verheirateten und erwerbstätigen Mütter. Ebenso 
wenden sie täglich fast eine Viertel Stunde weni- 
ger Zeit für die Wäschepflege und knapp 20 Mi- 
nuten weniger für die Wohnungsreinigung auf 
Zum einen steht dies im Zusammenhang mit der 
stärkeren Unterstützung durch ihre Partner, ist 
möglicherweise aber zum anderen auch auf an- 
dere Strategien zurückzuführen: Da es sich bei 
diesen Tätigkeiten um notwendige und nicht 
bzw. nur begrenzt aufschiebbare Tätigkeiten han- 
delt, ist es nahe hegend, dass besonders in Aka- 
demikerinnen- und Akademikemhaushalten mit 
hohem Haushaltseinkommen ein Teil dieser Auf- 
gaben durch die Inanspruchnahme von Dienst- 
leistungen abgegeben wird (Küster 2000). Diese 
Annahme findet ihre Bestätigung in dem Ergeb- 
nis, dass immerhin 15 Prozent der hier unter- 
suchten vollzeiterwerbstätigen Akademikerin- 
nen (hohes Einkommen bei geringem frei 
verfügbaren Zeitbudgef) bezahlte Hilfe und Un- 
terstützung bei der Reinigung und Pflege von 
Haus und Wohnung durch Dritte nutzen; also 
deutlich mehr als dies für den Durchschnitt aller 
erwerbstätigen, verheirateten Mütter zutrifft 
(4,1 Prozent). Überdurchschnittlich hoch ist bei 
diesen Frauen auch die Inanspruchnahme von 
bezahlten Hilfeleistungen im Bereich Kinderbe- 
treuung und Mahlzeitenzubereitung (s. Tab. VI. 1). 


Geringerer Zeitauf- 
wand für Hausarbeit 
bei berufstätigen 
Akademikerinnen 
mit Kindern 
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Abbildung VI. 6 

Durchschnittliche Zeitverwendung von erwerbstätigen Frauen je Tag für 
ausgewählte Aktivitäten nach Familienhaushaltstyp 


Hauswirtschaftliche Tätigkeiten 

*Q. 



■5 Beköstigung 

1 01:15 

g- Wohnungsreinigung 

CD 

1 00:45 

■g Wäschepflege 

CO 

1 00:32 

Einkäufe 

I 00:28 

Hauswirtschaftliche Tätigkeiten 

102:. 53 


■g 1 Beköstigung 

1 00-53 

1 ^ Wohnungsreinigung 

1 00:26 

^ 0 Wäschepflege 

1 00:19 

Einkäufe 

^00:23 

[Std.:Min.] 


* Ehepaare mit zwei Kindern, jüngstes von sechs bis unter 18 Jahre, doppelte Erwerbstätigkeit 
Einkäufe n = 337 

Wohnungsreinigung n = 481 
hauswirtschaftliche Tätigkeiten n = 656 
Wäschepflege n = 374 
Beköstigung n = 608 

** Paarhaushalte mit Kindern, Haushaltseinkommen 3 000 und mehr Euro/Monat, beide Partner vollzeiterwerbstätig, Fach- 
hochschul- oder Hochschulabschluss 
Einkäufe n = 139 
Wohnungsreinigung n = 178 
haus wirtschaftliche Tätigkeiten n = 269 
Wäschepflege n = 137 
Beköstigung n = 260 

Quelle: Uta Meier-Gräwe, Scientific Use File Zeitbudgeterhebung 2001/2002 des Statistischen Bundesamtes, eigene Berech- 
nungen 


Tabelle VI.l 

Durchschnittlicher Prozentsatz von Frauen unterschiedlicher Haushaltstypen nach 
Inanspruchnahme von bezahlten und unbezahlten Hilfeleistungen in Haushalt und Familie 



Wohnungs- 

reinigung 

Besorgungen/ 

Einkäufe 

Mahlzeiten- 

zubereitung 

Kinderbetreuung 

bezahlt 

unbe- 

zahlt 

bezahlt 

unbe- 

zahlt 

bezahlt 

unbe- 

zahlt 

bezahlt 

unbe- 

zahlt 

mit 

Kindern' 

17,6 

2,9 

0,8 

3,9 

2,1 

11,2 

10,2 

12,5 

n=306 

n = 54 

n = 9 

n ^ 3 

n= 12 


n = 34 

n = 29 

n = 38 

Erwerbs- 

tätige 

Frauen 

mit 

Kindem2 

4,1 

2,5 

- 

2,1 

0,6 

7,4 

2,1 

12,2 

N = 664 

n = 27 

n= 17 


n= 17 

n = 4 

n = 49 

n = 14 

n = 81 


Personen mit Kindern, Einkommen 1500 und mehr Euro/Monat, Vollzeit erwerbstätig, Fachhochschul-oder Hochschulab- 
schluss 

Ehepaare mit zwei Kindern, jüngstes von sechs bis unter 1 8 Jahre, doppelte Erwerbstätigkeit 
Quelle: Uta Meier-Gräwe, Scientific Use File Zeitbudgeterhebung 2001/2002 des Statistischen Bundesamtes, eigene Berech- 
nungen 
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Der Ausbau dieser haushalts- und personenbezo- 
genen Dienstleistungen steht in den näehsten Jah- 
ren in Deutsehland dringend an, weil dadureh die 
Balanee zwisehen Haushaltsführung, Kinderbe- 
treuung und Erwerbsarbeit insbesondere von qua- 
lifizierten Müttern (und Vätern) erleiehtert und 
Zeitstress vermieden wird. Indem sie bereit sind, 
einen Teil ihres Erwerbseinkommens in diese 
Dienste zu investieren, entlasten sie sieh und zu- 
gleieh entstehen in den Kommunen neue Arbeits- 
plätze im Dienstleistungsbereieh, die allerdings 
aufgrund der sehattenwirtsehaftliehen Konkur- 
renz „Markteinführungshilfen“ benötigen, etwa 
für die Etablierung von haushalts- und personen- 
bezogenen Dienstleistungsagenturen. Auf diese 
Weise können zudem sozialversieherungspfiieh- 
tige Besehäftigungsperspektiven aueh für Frauen 
der mittleren und unteren Bildungsgruppen er- 
sehlossen werden. 

Die hier referierten Befunde der Zeitbudgetfor- 
sehung haben ihre Grenzen. Wir erfahren zwar 
indirekt etwas über die Präferenzen und Restrik- 
tionen der Befragten bei der Verwendung ihrer 
Zeit. Die Motive ihres Zeithandelns, ihr subjekti- 
ves Belastungsempfinden oder die Probleme der 
innerfamilialen Arbeitsteilung bleiben allerdings 
im Dunkeln. Insofern ist es sinnvoll, zusätzlieh 
auf qualitative Analysen zum Emährungsverhal- 
ten von Familienhaushalten zurüekzugreifen. 

Zwischenfazit 

Der mit den vorliegenden Ergebnissen belegte 
Trend einer Zunahme des Außer-Haus- Verzehrs 
bei Kindern und Jugendlieben in Sehulen und 
Ausbildungsstätten stellt de faeto einen längst 
überfälligen Sehritt für eine zeitliehe Entlastung 
erwerbstätiger Mütter dar. Außerdem eröffnen 
sieh damit vielfältige Chaneen zur zielgruppen- 
bezogenen Gesundheits- und Emährungsaufklä- 
rung. Insbesondere für Kinder und Jugendliebe 
handelt es sieh beim Sehulfrühstüek oder beim 
Mittagessen in der Sehule um ein Ereignis in so- 
zialräumliehen Gelegenheitsstrukturen, in denen 
sie praktiseh erfahren können, dass ein an den 
Grundsätzen von gesunder Ernährung orientier- 
tes Angebot sehmaekhaft, leieht bekömmlieh 
und abweehslungsreieh sein kann. Zugleieh lässt 
sieh damit die sozial-kommunikative Seite der 
tägliehen Emährungsversorgung im Sehulalltag 
lebensnah und authentiseh vermitteln. 

Deshalb stellt die Entwieklung von Qualitäts- 
Standards für die Emährungsversorgung in öf- 
fentliehen Einriehtungen wie Kindergarten bzw. 
Kindertageseinriehtungen, Sehule oder in Aus- 
bildungseinriehtungen einen wiehtigen Beitrag 
zur Wahrnehmung der öffentliehen Verantwor- 
tung für das Aufwaehsen von Kindern und Ju- 
gendlieben (BMFSFJ 11. Kinder- und Jugendbe- 
rieht) und zu ihrer Gesundheitsprävention dar. 


Sie sind gerade aueh im Zuge des foreierten Aus- 
baus der Ganztagsbetreuung für Kinder dringend 
erforderlieh. Aber aueh in anderen Bereiehen isf 
die Vermittlung von Kulturteehniken, von Zeit- 
und Alltagskompetenzen gerade an Orten, wo 
Kinder einen erhebliehen Teil ihrer Alltagszeit 
verbringen, dringend geboten. 

Ebenso verweisen die konstatierte Fortsehrei- 
bung und Verstärkung der Zuständigkeit und da- 
mit der Zeitbindungen von weibliehen Familien- 
mitgliedern für die Emähmngsversorgung und 
die damit verbundenen Tätigkeiten auf das Erfor- 
dernis, an kind- und jugendbezogenen Lemorten 
stärker als bisher an der Verändemng herkömm- 
lieher Gesehleehterrollenzuweisungen zu arbei- 
ten. Aueh in diesem Lebensbereieh ist die Vision 
von Gesehleehterdemokratie und von neuen 
Zeitarrangements zwisehen Männern und Frauen 
gefragt. Es geht darum, in den konkreten Erfah- 
mngs- und Lemzusammenhängen von Kindern 
und Jugendlieben beiderlei Gesehleehts zu ver- 
mitteln, dass die Haus- und Fürsorgearbeit und 
die damit einhergehenden Zeitbindungen und 
Verantwortliehkeiten eben keineswegs selbstver- 
ständlieh und naturgegeben in den Zuständig- 
keitsbereieh von Mädehen und Frauen fallen, 
sondern Aufgabe beider Gesehleehter ist. Der 
Weitergabe von tradierten Rollenmustem kann 
gerade auf diesem Wege ein öffentlieher Erfah- 
mngs- und Lemzusammenhang für die naeh- 
waehsende Generation entgegengesetzt werden, 
der dazu beiträgt, partnersehaftliehe Zeitarrange- 
ments einzuüben und mit Zeitkonfiikten im 
Spannungsfeld von Erwerbs- und Familienarbeit 
konstmktiv umgehen zu lernen. Darin hegt ein 
erhebliehes emanzipatorisehes Sozialisationspo- 
tential, um partnersehaftliehe Lebensentwürfe 
zwisehen Bemf und Familie für Mütter und Vä- 
ter gleiehermaßen entlang ihres Lebenslaufs zur 
kulturellen Selbstverständliehkeit werden zu las- 
sen. 

VI.4 Zeitkonflikte von Familien - das 
Spannungsfeld von Erwerbs- 
und Familienzeit 

Vl.4.1 Erwerbszeit als Taktgeber für 
familiale Lebensführung: 

Rhetorik und Differenzierung 

Viele Diskussionen über die gegenwärtigen Zeit- 
probleme von Familien kreisen um die pausehale 
Behauptung, Familien verfügten heute über ein 
knapper gewordenes Budget an gemeinsamer Fa- 
milienzeit. Besonders populär ist die These, El- 
tern würden jetzt weniger Zeit als früher mit ih- 
ren Kindern verbringen, meist aueh ohne dass 
der historisehe Bezugsrahmen für dieses „Frü- 
her“ spezifiziert wird. Als Ursaehe hierfür wird 
meist implizit oder explizit die steigende Mütter- 
erwerbstätigkeit gesehen. Derartige Aussagen 


Veränderung von 
Geschlechterrollen- 
zuschreibung für 
Ernährungsversor- 
gung notwendig 


Populäre Thesen von 
der knappen Famili- 
enzeit müssen diffe- 
renziert werden 
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Eltern verbringen 
heute mehr Zeit mit 
ihren Kindern als 
vor zehn Jahren 


müssen jedoch, nicht um die Zeitprobleme von 
Familien zu bagatellisieren, sondern um sie reali- 
tätsangemessen darzustellen, in verschiedene 
Richtungen differenziert werden. 

Zunächst ist festzuhalten, dass sowohl internatio- 
nal (Sayer/Bianchi/Robinson 2004) als auch in 
der repräsentativen Zeitbudgetstudie (Statisti- 
sches Bundesamt/BMFSFJ 2003) für die Bun- 
desrepublik in der jüngsten Vergangenheit nicht 
nachgewiesen werden kann, dass Eltern weniger 
Zeit mit ihren Kindern verbringen (Abb. VI. 7). 

Im Gegenteil: im Vergleich zum Erhebungszeit- 
raum von 1990/91 verbringen Eltern in West- 
deutschland täglich ca. 18 Minuten mehr und in 
Ostdeutschland sogar ca. 30 Minuten mehr Zeit 
mit ihren Kindern. Im Vergleich der beiden Un- 
tersuchungen ergibt sich zunächst, dass die Zeit, 
die Eltern mit ihren Kindern unter sechs Jahren 
täglich gemeinsam verbringen, im vergangenen 
Jahrzehnt deutlich zugenommen hat. 

Das trifft in Ostdeutschland in stärkerem Maße 
zu als in Westdeutschland: Waren es 1991/92 in 
den neuen Bundesländern pro Tag vier Stunden 
und 52 Minuten, so stieg dieser Anteil im Jahre 
2001/02 auf sechs Stunden und drei Minuten an. 
ln den alten Bundesländern erhöhte sich der An- 
teil von durchschnittlich sechs Stunden und zwei 
Minuten pro Tag um ca. eine Dreiviertelstunde 
auf sechs Stunden und 50 Minuten, ln diese Bi- 
lanz gehen sowohl die Kinderbetreuung als 
Haupt- und Nebenaktivität ein, Fahrdienste und 
Wegezeiten für die Betreuung, aber auch die 
sonstige mit Kindern verbrachte Zeit, Mahlzeiten 
oder das gemeinsame Fernsehen. Allerdings 
spiegelt dieses Mehr an gemeinsamer Zeit mit 
Kindern auch die im Vergleich zu 1990/91 unzu- 


reichende Versorgung mit Betreuungsmöglich- 
keiten für die unter 6jährigen Kinder in West- 
deutschland ebenso wider wie den Verlust an 
Erwerbsarbeitsplätzen in Ostdeutschland. Bei- 
des führt dazu, dass Klein- und Vorschulkinder 
heute häufiger zu Hause betreut werden als An- 
fang der 1990er Jahre. Diese zusätzliche Betreu- 
ungszeit wird ganz überwiegend von Müttern 
übernommen, wohingegen Väter - trotz anders 
lautender Wünsche - weniger Zeit in die Betreu- 
ung ihrer Kinder investieren als Anfang der 
1990er Jahre (Statistisches Bundesamt/BMFSFJ 
2003, S. 14f). 

Zumindest auf dieser quantitativen Ebene kann 
man also nicht pauschal von knapper werdender 
Betreuungszeit für Kinder in Familien ausgehen. 
Dennoch gibt es aber viele Hinweise auf Zeitpro- 
bleme: zum einen in zeitlich besonders belasteten 
Familien, wie etwa mit zwei vollzeiterwerbstäti- 
gen Eltern, allein Erziehenden sowie Erwerbslo- 
sen, zum andern aber in allen Konstellationen, in 
denen Erwerbsarbeit sich als ein „Metronom des 
Alltags“ (Mückenberger 2004) erweist, das in 
seiner tradierten, teilweise aber auch in seiner 
modernisierten Gestalt kaum mit den Belangen 
des familialen Alltags zusammenpasst. 

Auch in der Dienstleistungs- und Wissensgesell- 
schaft ist die Erwerbsarbeit - neben den Zeiten 
von Kindertageseinrichtungen, Schule, Läden 
und öffentlichen Einrichtungen, Transportsyste- 
men sowie immer mehr auch der Medien - einer 
der mächtigsten Taktgeber für die familiale Le- 
bensführung im Alltag. Auf dem Hintergrund der 
gesellschaftlichen Dominanz der Erwerbsarbeit 
und ihrer Funktion als wesentliche Einkommens- 
quelle für Familien markieren ihre Dauer und 
Lage, d. h. die täglichen Anfangs- und Endzei- 


Abbildung V1.7 

Betreuungszeiten für Kinder unter sechs Jahren in der Familie (in Stunden pro Tag) 



1991/92 2001/02 

■ Ost aWest 

Quelle: Uta Meier-Gräwe, Scientific Use Files Zeitbudgeterhebung 1991/1992 und 2001/2002 des Statistischen Bundesamtes, 
eigene Berechnungen 
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Anteil von Personen 
mit „Normalarbeits- 
zeiten“ sinkt 


ten, sowie ihre Verteilung über die Woche und 
das Jahr, zentrale Eckpunkte, an denen sich die 
Gestaltung gemeinsamer Zeit ausrichtet. Viele 
Jahrzehnte wurde dieses „Diktat der Arbeitszeit“ 
auf dem Hintergrund der geschlechtsspezifischen 
Arbeitsteilung vor allem über die Väter in die Fa- 
milien hineintransportiert. Die Väter arbeiteten 
entsprechend des Konstruktes der „Normalar- 
beitszeiten“ vollzeitig und regelmäßig und waren 
zumindest während der Arbeitswoche in den All- 
tag der Familien nur am „Feierabend“ und am 
Wochenende integriert. Bis heute gilt zudem, 
dass Männer ihre Arbeitszeiten erhöhen und 
nicht senken, sobald sie Väter werden (vgl. 
Kap. VI. 4. 4). Durch die zusätzliche Erwerbstätig- 
keit von Müttern, wenn auch überwiegend in 
Teilzeit, verdoppelt sich die Bedeutung der Ar- 
beitszeiten für den Familienalltag. Allerdings 
sind diese hinsichtlich ihrer Dauer, Lage und 
Verteilung stark im Wandel begriffen, was die 
Zeitgestaltung von Familien unter Umständen 
auch verbessern kann (vgl. Kap.Vl.5). 

Im Hinblick auf die Dauer der Arbeitszeit insge- 
samt zeigen für das vergangene Jahrzehnt Merz/ 
Burger (2004) auf der Basis eines Vergleiches 
der Zeitbudgetuntersuchungen 1991/2 und 2001/ 
2 des Statistischen Bundesamtes, dass zwar noch 
65 Prozent der Beschäftigten in einem Normalar- 
beitszeitkorridor arbeiten, dieser Anteil aber seit 
1991 um 6 Prozentpunkte zurückgegangen ist. 
Bauer/Munz (2005) ergänzen dieses Bild durch 
eine Betriebsbefragung: Demnach arbeiten 2003 
weniger als die Hälfte aller Beschäftigten (45 Pro- 


zent) mit einem dem Normalarbeitszeitstandard 
entsprechenden Wochenstundenvolumen. Der An- 
teil derer, die zwischen 35 und 40 Stunden arbei- 
ten, nahm seit 1999 ab. Der Anteil derer, die we- 
niger als 35 Stunden (24 Prozent) und derer, die 
mehr als 40 Stunden arbeiten (31 Prozent) hat 
etwa zu gleichen Anteilen zugenommen. Deutli- 
che Unterschiede ergeben sich dabei nach dem 
betrieblichen Status. Mehr als die Hälfte der Be- 
schäftigten mit hohem betrieblichen Status arbei- 
ten länger als 40 Stunden (52 Prozent), bei einem 
Fünftel hegt die tatsächliche Arbeitszeit bei über 
48 Stunden. Knapp die Hälfte der Beschäftigten 
mit niedrigem betrieblichem Status arbeitet da- 
gegen unter 35 Stunden (43 Prozent). Diese Dif- 
ferenzen haben sich seit 1999 noch vertieft und 
verweisen auf eine Polarisierung der Arbeitszei- 
ten. 

Im Hinblick auf die Erwerbszeiten der Mütter ist 
zunächst die Zunahme ihrer Erwerbstätigkeit 
auch dann, wenn sie kleine Kinder haben, von 
Bedeutung. Dennoch sind die Erwerbsbeteili- 
gungsmuster deutscher Mütter im europäischen 
Vergleich (vgl. Kapitel 11, Tabelle 11.9.) geringer 
ausgeprägt, insbesondere, wenn man auf die 
nordeuropäischen Länder sieht. Nicht nur die 
Frauenerwerbsquote ist dort wesentlich höher, 
sondern auch der Anteil derjenigen, die noch 
nach dem 55. Lebensjahr erwerbstätig sind. Re- 
levant ist hier die aktive Erwerbstätigkeit von 
Müttern mit Kindern, die - trotz einiger Annähe- 
rungen - nach wie vor in Ost- und Westdeutsch- 
land sehr unterschiedlich aussieht (Tabelle V1.2) 


Tabelle V1.2 


Anteil aktiv erwerbstätiger Mütter an 15-64-jährigen Franen 2003 

(in Prozent)’! 



Aktiv Erwerbstätige nnter den 15-64jährigen Franen’* 

Ostdentschland 

Westdentschland 

Franen mit 
Kindern 

Verändernngen 
gegenüber 1996 
in% 

Franen mit 
Kindern 

Verändernngen 
gegenüber 1996 
in% 

insgesamt 

69,4 

-0,3 

59,4 

+ 8,4 

Alter des: 
jüngsten Kindes 





< 3 Jahre 

43,4 

+ 9,9 

29,7 

+ 4,1 

3 bis 5 Jahre 

66,0 

+ 0,6 

55,2 

+ 8,4 

6 bis 14 Jahre 

73,5 

-1,4 

68,6 

+ 6,7 


Quelle: Statistisches Bundesamt: Die Familie im Spiegel der amtlichen Statistik, Aktualisierte Daten (BMFSFJ 2003) 


Aktiv Erwerbstätige sind Erwerbstätige ohne vorübergehend Beurlaubte, z. B. wegen Erziehungsurlaub, je 100 der betref- 
fenden Bevölkerungsgruppe (BMFSFJ 2003a). 
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Zunahme von Müt- 
tererwerbstätigkeit 
vor allem anf Basis 
von Teilzeiterwerbs- 
tätigkeit 


Hoehqualiflzierte 
Eltern mit langen 
Arbeitszeiten 
besonders belastet 


Dabei ist die niedrigere Zahl insbesondere der er- 
werbstätigen Mütter mit Kindern unter drei Jah- 
ren dadureh bedingt, dass die meisten Frauen 
vom Angebot der Eltemzeit Gebraueh maehen. 
Zwar sind immer noeh mehr Mütter in Ost- als in 
Westdeutsehland insbesondere mit Kindern unter 
drei Jahren erwerbstätig, doeh aueh in West- 
deutsehland steigt der Anteil erwerbstätiger Müt- 
ter kontinuierlieh, vor allem mit Kindern im Kin- 
dergartenalter. 

Insgesamt stieg die Erwerbsquote der Mütter ge- 
genüber 1996 bis 2004 zwar um seehs Prozent- 
punkte auf 61 Prozent an. Dieser Zuwaehs ist 
aber fast aussehließlieh auf vermehrte Teilzeitar- 
beit zurüekzuführen. ln Westdeutsehland stieg 
die Teilzeitquote um sieben bis aeht Prozent- 
punkte, in Ostdeutsehland um seehs bis sieben 
Prozentpunkte an (Statistisehes Bundesamt 2005, 
34 ff), die Vollzeitquote von Müttern geht insge- 
samt leieht zurüek. Ungeaehtet dessen bleibt aber 
in Ostdeutsehland die vollerwerbstätige Mutter 
mit mehreren Kindern, die Beruf und Familie 
aufgrund gesieherter Kinderbetreuung ohne grö- 
ßere innere und äußere Konflikte vereinbaren 
kann, naeh wie vor Leitbild und Praxis vieler ost- 
deutseher Frauen (Szymenderski 2004). 

Für die Frage von Zeitknappheit bedeutet dies, 
dass, obwohl in Westdeutsehland die Zahl der er- 
werbstätigen Mütter kontinuierlieh steigt, sieh 
ihr Gesamtarbeitszeitvolumen und damit ihre 
zeitliehe Inanspruehnahme dennoeh nur wenig 
erhöht hat. ln Ostdeutsehland nehmen dagegen 
sowohl die Erwerbsquote als aueh die Vollzeitar- 
beit ab. Insgesamt öffnet sieh damit aueh wieder 
vermehrt die Sehere zwisehen den Arbeitszeiten 
von Müttern und Vätern. 

Im Hinbliek auf die verstärkte (Teilzeit)Er- 
werbsintegration der Mütter lässt sieh auf dieser 
rein quantitativen Ebene jedenfalls die Behaup- 
tung der geringer werdenden Zeit von Müttern 
für ihre Kinder empiriseh zunäehst nieht stützen. 

Vl.4.2 Zeitlich belastete Familienkon- 
stellationen: Doppelernährer- 
paare, allein erziehende und 
erwerbslose Eltern 

Es gibt zeitlieh besonders belastete Familienkon- 
stellationen, die auf eine sozial ungleiehe Vertei- 
lung von Zeit in Familien hinweisen: Hierzu ge- 
hören beispielsweise Paarhaushalte, in denen 
beide Eltern vollzeiterwerbstätig sind. Dies trifft 
- trotz insgesamt abnehmender Tendenz - für 
26,1 Prozent der Familienhaushalte mit Kindern 
zu (Franeo/Winqvist 2002, 3). Insbesondere die 
kleine Gruppe von hoehqualifizierten Eltern, in 
der beide lange Arbeitszeiten von insgesamt bis 
zu 80 bis 90 Woehenstunden aufweisen, ist mit 
objektiver Zeitknappheit konfrontiert. Zwar ver- 
bringen vollzeiterwerbstätige Mütter mit Kin- 


dern unter seehs Jahren im Sehnitt dennoeh täg- 
lieh, d. h. aueh an Arbeitstagen, gute zwei 
Stunden mit ihren Kindern als Hauptaktivität 
(Statistisehes Bundesamt/BMFSFJ 2003, 26) - 
im Vergleieh zu drei Stunden und 40 Minuten bei 
nieht erwerbstätigen Müttern. Aber sie greifen 
auf besondere Strategien zurüek, um Care trotz 
Zeitknappheit zu bewerkstelligen: Sie reduzieren 
nieht nur die Hausarbeit auf das Notwendige, 
sondern sie „sparen“ aueh eher am eigenen 
Sehlaf und an Freizeitaktivitäten als an der Zeit 
mit ihren Kindern (Hislop/ Arber 2003, Klenner/ 
Pfahl/Reuß 2003). ^2 Leben Sehulkinder zwi- 
sehen seehs und 14 Jahren im Haushalt, so 
begründen mehr als drei Viertel der befragten 
Mütter (79,6 Prozent) ihre Einsehlaf- bzw. 
Durehsehlafprobleme damit, einfaeh nieht ab- 
sehalten zu können. Hier spiegelt sieh ein kumu- 
lierter Problemdruek in einer Familienphase wi- 
der, in der Mütter verstärkt versuehen, wieder in 
der Berufswelt Fuß zu fassen, zugleieh aber eine 
erhebliehe Betreuungslüeke infolge der deut- 
sehen Praxis der Halbtagssehule besteht (Meier 
2004). Erholungszeiten nehmen für Mütter im 
gleiehen Ausmaß ab wie ihre Erwerbszeiten zu- 
nehmen - was langfristig zwar zu ernsten ge- 
sundheitliehen Belastungen für Mütter führen 
kann, jedoeh kein Indiz für die zeitliehe „Ver- 
naehlässigung“ von Kindern ist.^^ Dieser Befund 
trifft nieht nur für die Bundesrepublik zu, denn 
neuere Unfersuehungen in den USA zeiehnen 
den gleiehen Trend (Sandberg/Ho fferth 2001; 
Sayer/Gauthier/Furstenberg 2004; Milkie u. a. 
2004). Die Gruppe der „Doppelemährerfami- 
lien“ muss allerdings sehiehtspezifiseh differen- 
ziert werden, denn eine Doppelkarriere im Aka- 
demikermilieu ist trotz zeitlieher Belastung meist 
mit monetären und/oder kulturellen Ressoureen 
verbunden, die zur zeitliehen Entlastung einge- 
setzt werden, auf die Arbeiterfamilien nieht zu- 
rüekgreifen können. Aueh hier ist das Quantum 
der Erwerbszeit nieht allein aussehlaggebend für 
die Qualifät von Familienzeit, es wird modifiziert 
dureh die soziale Sehiehtzugehörigkeit (vgl. 
Jaeobs/Gerson 2004). 

Eine zweite, große Gruppe mit Zeitknappheit 
sind die allein Erziehenden - die Familienform, 
die in den vergangenen Jahren zahlenmäßig am 
stärksten zugenommen hat. 2000 gab es laut Mi- 
krozensus etwa 1,5 Millionen allein Erziehende 
(ohne Lebenspartner/in im Haushalt) mit Kin- 
dern unter 18 Jahren; damit stellten allein Erzie- 
hende rund 15 Prozent aller Familien, in denen 
mindestens ein minderjähriges Kind im Haushalt 
lebt. Zu 85 Prozent sind allein erziehende Frauen 


Dies war bereits ein Befund der frühen Studie von 
Christiane Müller- Wichman (1984). 

Bei einer solchen Argumentation ist zudem die Möglich- 
keit außerfamilialer Kinderbetreuung nicht mitgedacht. 


Allein Erziehende 

zeitknappe 

Familienform 
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(BMFSFJ 2003), wenngleich auch der Anteil al- 
lein erziehender Männer leicht steigt. Zwei As- 
pekte der Struktur der allein erziehenden Haus- 
halte weisen auf besondere Zeitprobleme hin: 
Zum einen ist in 71 Prozent der allein Erziehen- 
den-Familien, aber nur in 59 Prozent der Paar- 
haushalte mit Kindern das jüngste Kind zwischen 
sechs und 18 Jahre alt. Zum anderen sind Fami- 
lien von allein Erziehenden nach wie vor mehr- 
heitlich Ein-Kind-Familien (BMFSFJ 2003, 41), 
was die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit be- 
günstigt, obgleich die Alleinzuständigkeit für 
Haushaltsführung und Kinderbetreuung bestehen 
bleibt und Betreuungseinrichtungen nur begrenzt 
auf ihre besonderen Zeitbedarfe eingehen. 

Dazu kommt, dass allein Erziehende, wenn sie 
erwerbstätig sind, dies auch stärker aus finanziel- 
len Gründen sind als Mütter mit Partner. So hegt 
ihr Anteil an Vollzeiterwerbstätigkeit mit 28 Pro- 
zent höher als bei Müttern in Paarhaushalten 
(Statistisches Bundesamt 2004b). Allein erzie- 
hende Mütter haben deshalb insgesamt weniger 
Zeit für Haushalt und Familie als Mütter mit 
Partner. Allerdings zeigt der Vergleich der tägli- 
chen Zeitverwendung von allein erziehenden 
Müttern und Müttern in Paarhaushalten, deren 
jüngstes Kind unter 18 Jahren ist, dass insbeson- 
dere hinsichtlich der Kinderbetreuung mit nur 
sieben Minuten nur geringfügige Unterschiede 
bestehen. Sie verzichten, wie viele erwerbstätige 
Mütter, nicht nur auf Schlaf, sondern darüber hi- 
naus vor allem im Vergleich mit allein erziehen- 
den Vätern auf soziale Kontakte und verstärken 
damit ungewollt das Problem ihrer sozialen Iso- 
lation mit teilweise negativen Folgen auch für 
ihre Kinder (BMFSFJ 2003; Statistisches Bun- 
desamt/BMFSFJ 2003). 


Demgegenüber können allein erziehende Väter 
verstärkt auf die Unterstützung durch familiale 
und freundschaftliche Netze bauen (Paulus 2004; 
Stichler 2000, s. u.). Dennoch müssen auch sie 
als Hauptzuständige ihre Zeit zwischen Kindern, 
Haushalt und Beruf aufteilen. Der Tagesablauf 
sieht im Vergleich zu allein erziehenden Müttern 
wie in Abb. VI. 8 aus. 

Die auf den ersten Blick überraschenden Unter- 
schiede zwischen Müttern und Vätern hinsicht- 
lich der Betreuungszeit sind u. a. darauf zurück- 
zuführen, dass allein erziehende Väter in der 
Regel mit älteren Kindern zusammenwohnen als 
Mütter und sie darüber hinaus oft weitere Netze 
haben, die sie entlasten. Aus der Perspektive der 
Kinder hat diese Situation relativ betrachtet auch 
positive Seiten: Da Väter in Paarkonstellationen 
fast ausschließlich Völlzeit mit oft überlangen Ar- 
beitszeiten erwerbstätig sind und daneben mehr 
Freizeit- und sozialen Aktivitäten nachgehen, ha- 
ben diese eher noch weniger Zeit für ihre Kinder 
als allein erziehende Väter. Für Kinder führt dies 
tendenziell sogar zu einem Gewinn an gemeinsa- 
mer Zeit mit ihren allein erziehenden Vätern. 

Differenziert man zeitliche Belastungen, die man 
an Zeitbudgets ablesen kann, nach dem Aspekt 
Geschlecht, so lässt sich die verbreitete Annahme, 
dass (erwerbstätige) Mütter unter stärkerer Zeit- 
knappheit für sich und für ihre Kinder leiden als 
Väter, nur für die Gruppe allein erziehender sowie 
vollzeiterwerbstätiger Mütter belegen. 

Vernachlässigt wird gegenüber diesen beiden Grup- 
pen mit Zeitstress jedoch meist die nicht minder 
problematische zeitliche Situation erwerbsloser 
Eltern oder Eltemteile, die in den vergangenen 
Jahren einschließlich der hiermit insgesamt ver- 
bundenen Probleme deutlich zugenommen hat. 


Tabelle V1.3 

Gesamtarbeitszeit allein erziehender Mütter nnd von Paarhanshalten mit jüngstem Kind 

nnter 18 Jahren im Hanshalt 



Allein erziehende 

Paarhanshalte mit Kindern 

Franen 

Männer 

Franen 

Erwerb Stätigkeit : 

02 : 45 

05 : 12 

01 : 59 

Unbezahlte Arbeit insgesamt: 

05 : 35 

03 : 06 

06 : 07 

darunter: 




Hausarbeit 

03 : 50 

02 : 09 

04 : 16 

Kinderbetreuung 

01 : 29 

00 : 40 

01 : 36 

Gesamtzeit bezahlter und 
unbezahlter Arbeit: 

08 : 19 

08 : 18 

08 : 07 


Quelle: Statistisches Bundesamt: Die Familie im Spiegel der amtlichen Statistik, Aktualisierte Daten 2004, S.182 
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Abbildung VI. 8 

Tagesablauf allein erziehender Frauen und Männer mit jüngstem Kind 
unter 18 Jahren (in StdiMin) 
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Quelle: Irene Kahle, Balance zwischen Beruf und Familie - die Zeitsituation von allein Erziehenden. Expertise zum Siebten 
Familienbericht 2004, S. 10 


Als Indikator kann die Zunahme von Kindern in 
Sozialhilfe gelten: Stieg der Anteil der Empfänger 
und Empfängerinnen von Sozialhilfe insgesamt 
von 1991 bis 2002 um 0,8 Prozent, so war bei den 
minderjährigen Empfängern und Empfängerin- 
nen ein Anstieg um 4,8 Prozent - von 1,9 Prozent 
auf 6,7 Prozent - zu beobachten. Dabei gilt zu- 
dem, dass, je jünger ein Kind in Deutschland ist, 
umso größer die Wahrscheinlichkeit ist, dass es in 
einer sozialhilfebeziehenden Familie lebt (Olk 
2004, 27). Dies trifft im Übrigen besonders häufig 
in allein erziehenden Familien zu. 

Da mit Hartz IV seit 2005 ein neues Instrument 
zur Integration in den Arbeitsmarkt eingesetzt 
wird, kann die Frage, wie es sich auf die zeitliche 
Situation erwerbsloser Eltern oder Eltemteile 
auswirkt, gegenwärtig nicht beantwortet wer- 
den. Dadurch, dass seit 1984 die Information zu 
Eltern in der Arbeitslosenstatistik nicht mehr er- 
hoben wird, gibt es in diesen Erhebungen keine 
Datenbasis mehr dazu, wie viele Familien von 
Erwerbslosigkeit betroffen sind. Es ist jedoch be- 
legt - zuletzt durch die Daten des DJI-Kinderpa- 
nel (Strehmel 2005) - dass das reine Vorhan- 


densein von Zeit in Erwerbslosenfamilien noch 
keine adäquate Verwendung von Zeit für die Fa- 
milie garantiert. Nach wie vor gültig sind die Be- 
funde der in den 1930er Jahren durchgeführten 
Untersuchung der „Arbeitslosen von Marienthal“ 
(Jahoda/Lazarsfeld/Zeisel 1975), wonach von ei- 
ner positiven Zeitqualität für Familien unter Be- 
dingungen von Erwerbslosigkeit keinesfalls au- 
tomatisch ausgegangen werden kann (vgl. auch 
Näsmann 2003). Im Gegenteil zeigen sich insbe- 
sondere bei länger anhaltender Erwerbslosigkeit 
Desorganisationstendenzen im Alltag, die nega- 
tive Auswirkungen auf das Familienleben haben. 
Strehmel (2005) weist mit Daten des Kinderpa- 
nels nach, dass erwerbslose Mütter und Väter si- 
gnifikant stärker demoralisiert sind als die Eltern 
in den anderen Gruppen. 

Qualitative Armutsstudien haben in diesen Fami- 
lienhaushalten ein „Entgleiten von Zeitstruktu- 
ren“ konstatiert; oft bereitet es schon Mühe, zwei 
oder drei Termine pro Woche zu koordinieren 
(Meier/Preusse/Surmus 2003). Überdies schätzen 
sich in dieser Untersuchung arbeitslose Mütter 
und Väter in einigen Persönlichkeitsmerkmalen 


Lang anhaltende Er- 
werbslosigkeit: nega- 
tive Answirknngen 
auf F amilienleben 
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schlechter ein als Erwerbstätige oder als Eltern, 
die aus freien Stücken nicht arbeiten. Hier hat 
das Geschlecht des oder der Erwerbslosen ent- 
scheidende Bedeutung: dauerhaft erwerbslose 
Väter stellen häufig ein massives zusätzliches 
Problem für Mütter und Kinder dar und keine 
Entlastung (Hess/Hartenstein/Smid 1991). Sozia- 
le und familiale Probleme potenzieren sich, wenn 
beide Eltemteile erwerbslos sind: diese Familien 
werden schnell zu Multiproblemfamilien mit ma- 
terieller Armut, Gewalt, Krankheit und Alkoho- 
lismus (Walper 2004). Ein unfreiwilliges „Zu- 
viel“ an Zeit in Familien kann demnach genauso 
zum Problem werden wie zuwenig Zeit, wenn 
nicht entsprechende Zeitkompetenzen zu seiner 
Strukturierung vorhanden sind. 

Auch wenn also quantitative Zeitnot sich auf der 
Basis von Daten zur Erwerbsbeteiligung und auf- 
grund von Zeitbudgetdaten nur für zwei vollzeit- 
erwerbstätige Eltern sowie für allein Erziehende 
und hierbei jeweils für Frauen belegen lässt, so 
muss doch hinsichtlich der Zukunft von Familie 
bedacht werden, dass vermutlich beide Gruppen 
zunehmen werden, wenn auch aus verschiedenen 
Gründen: Die Tendenz zur Ein-Eltem-Familie ist 
durch Individualisierung und veränderte Ge- 
schlechterbeziehungen bedingt, die Tendenz zur 
Doppelerwerbstätigkeit durch den auch bil- 
dungsbedingt steigenden Erwerbswunsch sowie 
die familienbudgetbedingte Erwerbsnotwendig- 
keit von Müttern, auch wenn derzeit Vollzeitar- 
beitsplätze abgebaut werden. Damit werden sich 
Zeitkonflikte für eine wachsende Zahl von Fami- 
lien erhöhen, wenn nicht Erwerbsarbeitszeiten 
für Eltern und insbesondere auch für Männer re- 
duziert sowie umfassende Maßnahmen für eine 
bessere Balance von Beruf und Familie für Väter 
und Mütter ergriffen werden. Ebenso wichtig ist 
es, Erwerbslosigkeit aufgrund ihrer vielfältigen 
negativen Effekte auf Familien und Kinder, von 
denen die zeitliche Desorganisation nur einer ist, 
abzubauen. 

Um im Folgenden die qualitative Seite familialer 
Zeit(konflikte) näher beleuchten zu können, be- 
darf es der Erläuterung des Zusammenhangs 
zwischen elterlicher Arbeitszeit und Betreuungs- 
zeiten. Dabei beeinflusst die elterliche Erwerbs- 
arbeit die Betreuungsarrangements, umgekehrt 
hat die zeitliche Struktur der Betreuungsange- 
bote Einfluss auf die elterliche bzw. mütterliche 
Arbeitszeit und ist ein weiterer wichtiger Taktge- 
ber für die Familien. 

Vl.4.3 Kinderbetreuung und 
elterliche Erwerbszeit 

Als Ausgangspunkt ist festzuhalten, dass die haupt- 
sächliche Betreuungsarbeit, für 0- bis 6-Jährige 
unfer der Woche sowie versfärkt am Wochen- 
ende, von den eigenen Eltern geleistet wird 


(DJl 2005b, 65). Die variable Größe ist dabei die 
mütterliche Erwerbszeit, da die der Väter nur in 
einem ganz engen Korridor variiert und nach der 
Geburt von Kindern weiter anwächst. So nimmt 
der Zeitaufwand für die Erwerbsfätigkeit der 
Männer mit jedem Kind zu, Männer in Paarbezie- 
hungen ohne Kinder verwenden durchschnittlich 
145 Minuten pro Tag weniger für Erwerbsarbeit 
(Statistisches Bundesamt/BMFSFJ 2003, 189). 

An erster Stelle der Betreuungszeiten steht die 
Mutter, gefolgt vom Partner (so vorhanden) und 
Verwandten. Exemplarisch für die Bedeutung 
des Zusammenspiels von Erwerbsarbeit und in- 
stitutioneller Betreuung für das Betreuungsprofil 
aus Sicht der Kinder steht die spezielle Situation 
an Freitagen, an denen der „Staffelstab“ der Be- 
treuung, der unter der Woche partiell von einer 
Reihe von Betreuungsinstitutionen mit übernom- 
men wird, gleichsam wieder an die Eltern zu- 
rückgegeben wird (DJl 2005b). 

Elterliche Erwerbstätigkeit®"^ ist vor dieser Folie 
also eine wichtige Rahmenbedingung für den 
Alltag von Kindern: sie entscheidet mit darüber, 
ob und wann die Eltern zu Hause sind und damit 
auch über die Notwendigkeit und vor allem auch 
die konkrete Form von nicht-elterlicher Betreu- 
ung. Da immer noch überwiegend Frauen für 
Kinder und Familie zusfändig sind, ist vor allem 
der Zusammenhang zwischen Müttererwerbstä- 
tigkeit und den Angeboten der Betreuungsein- 
richtungen prägend für die Betreuungssituation 
der Kinder und die Zeitqualität in Familien. 

Gerade für die Kinder unfer drei Jahren ist in 
Ost- und Westdeutschland eine sehr unterschied- 
liche Betreuungslage festzuhalten. Im Westen 
gibt es nur für 2,7 Prozent dieser Altersgruppe 
Betreuungsplätze in Einrichtungen, was zu ins- 
gesamt störungsanfälligeren, privat zu organisie- 
renden Betreuungsarrangements (Tagespflege, 
Großeltern, Verwandte) führt; im Osten hingegen 
liegt der Betreuungsgrad bei 37 Prozent (Jurczyk 
u. a. 2004, 33; Statistisches Bundesamt 2004b, 99). 
Der Alltag von Kindern bis zu drei Jahren ist 
demnach im Wesentlichen durch ein Leben in- 
nerhalb der Familie geprägt. Dies hängt zum ei- 
nen mit der staatlichen Regelung der Eltemzeit 
zusammen, die Eltern für die Betreuung ihrer 
Kinder bis zu drei Jahre „beurlaubt“. Ist das Kind 
ein Jahr alt, so befinden sich noch rund die 
Hälfte der westdeutschen und nur mehr ein gutes 


Auch elterliche Erwerbslosigkeit hat Einfluss auf den 
kindlichen Alltag. Der Verlust des Arbeitsplatzes von El- 
tern belastet Kinder direkt und indirekt, materiell und im- 
materiell. Obwohl erwerbslose Eltern mehr Zeit haben, 
kann nicht der Umkehrschluss gezogen werden, dass sie 
sich mehr und besser um ihre Kinder kümmern. Depres- 
sionen und Verlust des Kontrollerlebens bei arbeitslosen 
Eltern wirken sich negativ auf das Erziehungsklima in der 
Familie aus (Walper 2004). 


Deutlich unter- 
schiedliche Betreu- 
ungssituationen 
in Ost und West 
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Ab drei Jahren aus- 
gewogenere Betreu- 
ungssituation 


Drittel der ostdeutschen Mütter in Eltemzeit 
(BMFSFJ 2003, 117). ln den gesamten ersten 
drei Lebensjahren des Kindes sind 19 Prozent 
der westdeutschen und 12 Prozent der ostdeut- 
schen Mütter mit einem jüngsten Kind unter drei 
Jahren in Eltemzeit (ebd. 111). 

Dennoch gibt es eine Versorgungslücke bei der 
Betreuung der unter 3-Jährigen, da 29 Prozent 
der Mütter in West- und 40 Prozent in Ost- 
deutschland aktiv erwerbstätig sind, davon auch 
in Westdeutschland immerhin ein knappes Drittel 
in Vollzeitarbeit, und im Osten arbeitet sogar 
über die Hälfte der Mütter mehr als 36 Stunden 
in der Woche. Hinzu kommt, dass nicht viele 
Kindertageseinrichtungen in Westdeutschland 
Mittagessen anbieten: Drei Viertel der Kinder im 
Alter von fünf bis sechs Jahren im Westen sind 
nur vormittags im Kindergarten bzw. in der Kin- 
dertageseinrichtung und gehen zum Mittagessen 
wieder nach Hause. Im Osten sind die Zahlenver- 
hältnisse dazu genau spiegelbildlich: Drei Viertel 
der Kinder in diesem Altersfenster besucht einen 
Kindergarten bzw. Kindertageseinrichtung mit 
ganztägigem Angebot (DJl 2005b). 

Damit wird der Betreuungsbedarf des Anteils der 
erwerbstätigen, noch weniger der der vollzeiter- 
werbstätigen Mütter bei weitem nicht gedeckt. 
Zusätzlich sind die Öffnungszeiten der meisten 
Kindertageseinrichtungen im Westen - in der Re- 
gel von 8 bis 12 bzw. 16 Uhr®^ - in einer Weise 
standardisiert, mit der sie die faktischen mütterli- 
chen Abwesenheiten durch Erwerbsarbeit und 
Wegezeiten nicht abdecken. 

Betrachtet man also die tatsächlichen bemfsbe- 
dingten Abwesenheitszeiten der Eltern, dann 
zeigt sich: Während sie sich in Ostdeutschland 
weitgehend mit den bezahlten Betreuungszeiten 
decken, greift in Westdeutschland - freiwillig 
oder mangels Betreuungseinrichtungen unfrei- 
willig - ein Teil der Familien auf vorwiegend 
privat organisierte informelle Betreuungsarran- 
gements zurück (DJl 2005b, 46). Allerdings trifft 
dies in Westdeutschland vornehmlich auf Fami- 
lien mit geringerem Einkommen zu, mit Aus- 
nahme der Tagespflege. 

Der Alltag der 3- bis 6-jährigen Kinder ist gegen- 
über dem der unter drei Jährigen sowohl hin- 
sichtlich der institutionellen als auch der infor- 
mellen Betreuung deutlich anders organisiert. 
Die meisten dieser Kinder erleben eine ausgewo- 
genere Betreuungssituation zwischen Eltern, In- 
stitutionen sowie informeller Betreuung als die 
unter Dreijährigen. Für den größten Teil der Kin- 
der ist der Alltag durch die Verbindung von Kin- 


Auch hier gibt es allerdings eine große regionale Band- 
breite bei den Regelangeboten sowie zahlreichen, aber 
vereinzelten innovativen Modellen. 


dergarten bzw. Kindertageseinrichtung und Zeit 
in der Familie gefüllt. Hinzu kommen Spielzei- 
ten mit Freunden sowie Aktivitäten im sportli- 
chen oder musischen Bereich^®. Hierdurch neh- 
men auch Wege - fast immer in Begleitung der 
Eltern - zunehmend Zeit in Anspruch (vgl. Ex- 
pertise Kramer 2004). Insgesamt erweitert sich 
der Aktionsraum der meisten Kinder deutlich 
über die elterliche Wohnung hinaus. Fragt man 
nach den Bedingungen, die zu einem Besuch von 
Kindertageseinrichtungen führen, dann kristalli- 
siert sich die Erwerbskonstellation der Eltern, 
also deren gemeinsames Arbeitszeitvolumen, als 
wesentliches Faktorenbündel heraus: So sind le- 
diglich knapp 8 Prozent der Kinder, die zwei 
Vollzeit erwerbstätige Eltern haben, nicht in ei- 
ner Einrichtung - wohingegen knapp 25 Prozent 
derjenigen nicht in einer Einrichtung Betreuung 
erfahren, deren Eltern beide erwerbslos sind (DJl 
2005b, 31). Kinder, die keine Einrichtung besu- 
chen, kommen ferner aus Haushalten mit gerin- 
geren ökonomischen Ressourcen^’. 

Eine Differenzierung der Struktur der Betreu- 
ungsarrangements nach der Erwerbstätigkeit der 
Mütter zeigt, dass die Kinder von nicht erwerbs- 
tätigen Müttern häufig von Freunden und Nach- 
barn betreut werden, dagegen bei den teilzeiter- 
werbstätigen Müttern die Großmütter die 
wichtigste Betreuungsressource darstellen. Wenn 
aber die Mütter vollerwerbstätig sind, so werden 
verstärkt Tagesmütter oder andere, nicht ver- 
wandte Personen in Anspruch genommen. Damit 
ist in der Regel ein zusätzlicher monetärer Auf- 
wand verbunden (Alt/Blanke/Joos 2005, 152). 
Auch im Vergleich zu anderen europäischen 
Ländern zeigt sich hier eine markante Betreu- 
ungslücke. Unterstützt wird die Notwendigkeit 
eines Ausbaus durch den Befund, dass die Eltern 
von 0 bis 6 Jahre alten Kindern selber sich mit 
zunehmendem Alter eine Betreuung in einer 
Kindertageseinrichtung wünschen. Es zeigt sich 
hier eine deutliche Abweichung der Wunschvor- 
stellung von der tatsächlich realisierten Betreu- 
ungssituation’*. 

Für die institutioneile Betreuung der Schulkinder 
ist die Erwerbsbeteiligung beider Eltern im Wes- 
ten bzw. die der Mutter im Osten ebenfalls die 
wichtigste erklärende Variable (Blanke 2005). 
Dies heißt aber nicht, dass Kinder, deren Eltem- 
teile beide erwerbstätig sind, automatisch im An- 
schluss an die Schule ergänzend betreut werden: 


Hierzu gibt es für diese Altersgruppen kaum Untersuchun- 
gen. Eine Ausnahme ist das Kinderpanel des DJl, dessen 
erste aktuelle Ergebnisse nun vorliegen (Alt 2005 und Alt/ 
Blanke/Joos 2005). 

Diesen Befund repliziert auch Kreyenfeld (2004) mit Mi- 
krozensusdaten. 

Für die Einschätzung dieser Abweichung ist die hohe re- 
gionale Variationsbreite zu berücksichtigen. 


Auch Eltern von 
Schulkindern müs- 
sen zeitlichen Spa- 
gat vollbringen 
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In Westdeutschland wird gerade mal ein Fünftel 
der 8- bis 9-Jährigen nach der Halbtagsschule 
weiter institutionell betreut (Blanke 2005, 181). 
Auch Eltern von Schulkindern müssen immer 
noch einen erheblichen Spagat vollbringen, zieht 
man zusätzlich in Erwägung, dass nicht selten 
Unterrichtsstunden ausfallen, was eine einge- 
schränkte Verlässlichkeit der Schulkinderbetreu- 
ung impliziert. Mittlerweile liegen eine Reihe 
von Modellprojekten vor, die neben dem traditio- 
nellen Ganztagsangebot auch innovative Wege 
im Ganztagsangebot gehen und so zu einer nicht 
nur zeitlichen, sondern auch qualitativen Erwei- 
terung des Betreuungsspektrums für Schulkin- 
der beitragen können (Wahler/Preiß/Schaub 
2005). 

Vier Konstellationen in Bezug auf Kinderbetreu- 
ung und elterliche Erwerbsarbeit haben demnach 
Einfluss auf die Qualität der Familienzeit: 

- erstens haben Kinder immer häufiger zwei er- 
werbstätige Eltemteile, wobei die Mütterer- 
werbstätigkeit zunimmt, allerdings in Teilzeit 
und zu atypischen Lagen (s. u.); 

- zweitens werden Kinder unter drei Jahren in 
Westdeutschland zwar noch selten, aber den- 
noch zunehmend außerhalb der Familie bzw. 
nicht von den eigenen Eltern betreut; 

- drittens sind die Kinderbetreuungseinrichtun- 
gen in Westdeutschland bislang meist nur 
halbtags geöffnet, bieten nur selten Mittages- 
sen an und sind hinsichtlich der Öffnungszei- 
ten wenig flexibel; 

- viertens sind Kinderbetreuungseinrichtungen 
noch wenig flexibel in ihrer Angebotstruktur. 

Vl.4.4 Die Balance von Familien- 
und Erwerbszeit - eine 
anspruchsvolle Aufgabe 

Neben teilweise objektiv knappen Zeitbudgets in 
Familien führen also auch zu wenig Betreuungs- 
plätze und nicht an familiale Bedarfe angepasste 
Betreuungszeiten dazu, dass familiale Alltagsar- 
rangements zunehmend komplizierter und an- 
spruchsvoller werden und zwischen den Eltern 
immer wieder aufs Neue ausgehandelt und abge- 
stimmt werden müssen. Auch die weiteren Takt- 
geber des sozialen Nahraums von Familien wie 
Freizeitangebote und andere Infrastrukturen so- 
wie die Medien strukturieren die Zeitmuster von 
Familien. Für die meisten „Metronome des All- 
tags“ (Mückenberger) gilt, dass sie noch entlang 
des fordistischen Modells der strikten Trennung 
von Beruf und Familie, weiblicher Hausarbeit 
und männlicher Erwerbsarbeit mit „Normalar- 
beitszeiten“ konstruiert sind, ohne dabei auf die 
gewandelten Realitäten vieler Familien Rück- 
sicht zu nehmen. Und auch wenn sie dabei der 


gleichen „fordistischen“ Konstruktionslogik un- 
terliegen, so sind sie dennoch nicht aufeinander 
abgestimmt und nehmen keine Rücksicht auf die 
Bedürfnisse von Familien. Dies führt zu einer 
„Kakophonie“ zeitlicher Anforderungen, die in 
Familien alltäglich integriert werden müssen. 
Verkompliziert wird dies dadurch, dass die ge- 
sellschaftlichen und individuellen Erwartungen 
an das Familienleben gestiegen sind. Partielle 
Einsparungen von Zeit für Haushaltstätigkeiten 
werden kompensiert durch gestiegene Standards 
an Hygiene, Optionsvielfalt, Anforderungen der 
Selbstpräsentation in Schule und Beruf sowie 
komplexere Selbstkonzepte von Frauen und 
Männern, die innere Balancen erfordern. Es 
spricht zudem viel dafür, dass Zeitkonflikte auch 
im Zusammenhang damit stehen, dass ein großer 
Teil heutiger Eltern sich intensiv um die Förde- 
rung des Nachwuchses bemüht, was, wie die 
neue Kindheitsforschung zeigt, mit erheblichem 
monetären und logistischen Aufwand verbunden 
ist. Es liegen aber Hinweise darauf vor, dass El- 
tern sich aufgrund ihrer unterschiedlichen Bil- 
dungsressourcen deutlich darin unterscheiden, 
welche Zeitaufleilung ihrer Tätigkeiten zwischen 
Erwerb, Regeneration und Förderung der Kinder 
sie bewusst vornehmen (Huston/Rosenkrantz/ 
Aronson 2005). 

Quantitative Daten über Zeitbudgets sagen des- 
halb trotz aller Präzision nur wenig über Zeitpro- 
bleme aus, denn Dimensionen wie Ambivalen- 
zen, Motive, subjektiv empfundene Belastungen 
bleiben hierbei im Dunkeln. Zeitprobleme erge- 
ben sich für Familien nicht alleine aus einem un- 
zureichenden quantitativen Zeitbudget, sondern 
ebenso aus einer unzureichenden Qualität von 
Zeit, d. h. aus Belastungen, die Zeitdruck und 
Verdichtung von Zeit, Parallelaktivitäten und 
Synchronisationsprobleme, Fremdbestimmtheit 
und mangelnde Zeitsouveränität u. a. m. umfas- 
sen. Dass Eltern trotz - im historischen Vergleich 
zu 1900 - relativ niedriger Arbeitszeiten (Prom- 
berger 2005) derartige Zeitprobleme empfinden, 
dass es eine „gefühlte Zeitnot“ gibt, ist inzwi- 
schen auch in internationalen Studien vielfach 
belegt (Bianchi u. a. 2004; Moen 2003) und hat 
unterschiedliche Gründe. 

Zum ersten resultieren qualitative Zeitkonflikte 
aus dem zentralen, allerdings im Umbruch be- 
griffenen gesellschaftlichen Strukturverhältnis 
von Produktion und Reproduktion: im Rahmen 
des fordistischen Produktionsmodells orientier- 
ten sich berufliche Strukturen und als deren we- 
sentlicher Aspekt Arbeitszeiten am männlichen 
Lebensmodell des vollzeitigen und lebenslan- 
gen Familienemährers. Diese als „Normalar- 
beitsverhältnisse“ bezeichneten Strukturen (Mü- 
ckenberger 1985) nehmen keine Rücksicht auf 
familiale Belange, da sie voraussetzen, dass 
diese über eine traditionale geschlechtsspezifi- 


Zeitkonflikte durch 
Umbrüche gesell- 
schaftlicher 
Strukturen 
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sehe Arbeitsteilung und damit die Anwesenheit 
von Frauen in der Familie für Versorgungs- und 
Erziehungsarbeit (und in der Folge als An- 
sprechpartnerinnen in Kindergarten bzw. Kin- 
dertageseinrichtung und Schule) geregelt sind 
und deshalb aus den Betrieben ausgeklammert 
bleiben können. Solange diese Arbeitszeiten von 
Männern allenfalls ergänzt werden durch be- 
grenzte Segmente in „klassischer“^^ Teilzeit 
hinzu verdienender Frauen ohne weitere Karrie- 
reoptionen, bleibt die Koordination zwischen 
väterlicher Vollzeiterwerbstätigkeit, mütterli- 
cher Teilzeittätigkeit frühestens ab dem Schulal- 
ter der Kinder und den familialen Aufgaben eine 
familieninteme, private Angelegenheit und da- 
mit weitgehend unsichtbar. Im traditionalen 
Hauptemährer-, aber auch im traditionalen Zu- 
verdienermodell sind Väter in der Familie meist 
abwesend und die Bewältigung zeitlicher Eng- 
pässe, aber auch des konflikthaften Aufeinan- 
dertreffens zweier widersprüchlicher eigenlogi- 
scher Arbeitsbereiche Beruf und Familie bleibt 
allein Aufgabe von Frauen. Problemverstärkend 
wirkt, dass ungeachtet der (Teilzeit-) Erwerbstä- 
tigkeit von Müttern die gesamten Rahmeninsti- 
tutionen des öffentlichen Lebens wie Kinder- 
gärten bzw. Kindertageseinrichtung, Schule, 
Verkehrssysteme, Öffnungszeiten überwiegend 
noch auf das fordistische Produktions- und Ar- 
beitsteilungsmodell abgestimmt sind. Sie alle 
setzen vollzeitverfügbare Mütter voraus. 

Zur qualitativen Zeitnot tragen zweitens die - 
vor allem im Kontext der Frauen- und Ge- 
schlechterforschung - vielfach untersuchten Phä- 
nomene der geschlechtsspezifisch konnotierten 
Zeitkonflikte aufgrund veränderter Handlungs- 
und Identitätsmuster von Frauen bei, die sich auf 
das Familienleben auswirken. Die steigenden Er- 
werbsquoten von Ehefrauen und Müttern, die 
Flexibilisierung der Teilzeit, die Verkürzung von 
Unterbrechungszeiten nach Geburt eines Kindes 
sowie die Erhöhung der Erwerbsorientierungen 
von Frauen'™ zum einen und die sich ändernden 


„Klassisch“ meint hier sowohl die Lage der Teilzeitarbeit 
am familienkompatiblen Vormittag als auch die Reduktion 
von Ansprüchen auf den Status von „Zuarbeit“ ohne wei- 
tergehende berufliche Ambitionen. 

Die Untersuchung von Hakim (2003, 85) zeigt, dass die 
Erwerbsorientierung von Frauen in Großbritannien und 
Spanien für ca. 60 Prozent „adaptiv“ ist und nur 14 Pro- 
zent home- bzw. 20 Prozent der Frauen work-centered 
sind, was die „alte“ These von Becker-Schmidt (1981) be- 
stätigt, dass „Eines“ zuwenig, „Beides“ aber für die meis- 
ten zuviel ist. Im Hinblick auf Erwerbsorientierungen und 
Präferenzen von Frauen muss jedoch sehr differenziert ar- 
gumentiert werden, da diese immer in Zusammenhang mit 
gegebenen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen gese- 
hen werden müssen und deshalb nicht automatisch iden- 
tisch gesetzt werden können mit davon abgelösten „ei- 
gentlichen“ Wünschen und Bedürfnissen. Stone/Lovejoy 
(2004) belegen in einer neuen Untersuchung nochmals die 
Illusion der Wahlfreiheit. 


Geschlechterrollen zum andern bestimmen zu- 
nehmend die Aushandlungsprozesse zwischen 
Müttern und Vätern: Es geht darum, wem die 
Zeit „gehört“, wer wie viel Verfügungsmacht 
über sie hat und wofür sie verwendet werden soll 
(Daly, K. 2001). Verbunden sind diese Aushand- 
lungen oftmals mit intra-individuellen Rollen- 
konflikten insbesondere von Müttern zwischen 
dem Gefühl der Verantwortlichkeit für die Kin- 
der, einem immer noch wirksamen „schlechten 
Gewissen“ vieler Mütter bei gleichzeitiger Iden- 
tifizierung mit beruflicher Arbeit sowie zuneh- 
mender Erwerbsorientierung aufgrund gestiege- 
ner Bildung. 

So kommt Brombach (2003) in ihrer qualitativen 
Analyse zu dem Schluss, dass sich Teilzeit arbei- 
tende Mütter zwar ebenso wie die Großmütterge- 
neration der Vorstellung verpflichtet fühlen, als 
„Versorgerinnen“ ihrer Familie zu fungieren, 
diese Aufgabe aber keineswegs mehr fraglos und 
selbsfverständlich wie ihre Mütter übernehmen. 
Sie empfinden es durchgängig als Belastung, Fa- 
milie und Beruf zu verknüpfen, die teils gegen- 
läufigen Interessen von Kindern und Eltern aus- 
tarieren zu müssen und verantwortlich zu sein für 
den sozialen Zusammenhalt der Familie. Gleich- 
wohl gelingt es ihnen in innerfamilialen Aus- 
handlungsprozessen in aller Regel nicht, ihren 
Wunsch nach mehr Unterstützung in der Alltags- 
arbeit durch ihren Partner und die Kinder durch- 
zusetzen (Brombach 2003,131). 

Ähnliche Ergebnisse finden sich in anderen qua- 
litativen Studien: Unabhängig davon, ob er- 
werbstätige Mütter viel verdienen oder wenig, ob 
sie einen hohen oder niedrigen Bildungsgrad ha- 
ben, ob sie in Leipzig oder in Frankfurt leben, 
liegt die Hauptlast der Familienarbeit auf ihren 
Schultern, und zwar auch dann, wenn sie 
40 Stunden pro Woche oder länger erwerbstätig 
sind (Ludwig/Schlevogt/Klammer 2002). Diese 
Belastung schlägt sich auch in den quantitativen 
Daten zu einer deutlich fragmentierteren, ver- 
mischteren und turbulenteren Lebensführung 
nieder (Gille/Marbach 2004). 

ln der Regel brechen sich jedoch intra-individu- 
elle und bilaterale Auseinandersetzungen mit 
dem Partner trotz der Erosion der „Normalar- 
beitsverhältnisse“ von Männern an dem nach wie 
vor vorhandenen Einkommensgefälle zwischen 
Frauen und Männern in Familien. Dies führt 
dazu, dass aus dem rationalen Kalkül eines finan- 
ziellen Vorteils für das Gesamtbudget der Fami- 
lie heraus der Erwerbstätigkeit des Mannes in- 
nerhalb der Familie meist Priorität eingeräumt 
wird. Diese Entscheidung mindert jedoch nur 
partiell individuelle und partnerschaftliche Frik- 
tionen und Konflikte. 

Eine neue Stufe von Zeitkonfiikten ergibt sich 
drittens durch zunehmende Destandardisierung 
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Zeitkonflikte durch 
zunehmende Destan- 
dardisierung und 
Flexihilisierung der 
Arbeitszeiten 


und Flexibilisierung der Arbeitszeiten'**', soweit 
diese unfreiwillig sind und den Beschäftigten 
von den Unternehmen vorgegeben werden, ohne 
dass diese sie mit ihren familialen Belangen ab- 
stimmen konnten. Destandardisierungen erfor- 
dern sowohl vermehrte individuelle Abstim- 
mungsprozesse zwischen den Partnern bzgl. ihrer 
An- und Abwesenheitszeiten, da sie Synchroni- 
sierungsprobleme aufwerfen und die Herstel- 
lung gemeinsamer Zeiten von Vätern, Müttern 
und Kindern erschweren. Darüber hinaus stoßen 
sich destandardisierte Arbeitszeiten aber auch an 
anderen Taktgebern der Familie. Ein für die Or- 
ganisation des Familienalltags besonders rele- 
vantes Beispiel ist die Veränderung der Lage der 
Teilzeitarbeit, die immer weniger dem Modell 
klassischer Vormittagsteilzeit folgt (vgl. Stöbe- 
Blossey 2004). Kinderbetreuungseinrichtungen 
aber sind ebenso wie andere lokale Zeitinstitutio- 
nen bislang überwiegend am Muster der fordisti- 
schen Arbeitsorganisation orientiert, das die An- 
wesenheit der Mütter zur Versorgung ihrer 
Kindern sowie für die Hol- und Bringdienste und 
als „Zeitpuffer“ in Notfällen selbstverständlich 
voraussetzt. Die hieraus resultierenden struktu- 
rellen Zeitbrüche zwischen Partner, Eltern und 
Kindern sowie zwischen Institutionen führen zu 
chronischer Hetze und zu psychischen Belastun- 
gen der Eltern, v. a. der Mütter als den Hauptzu- 
ständigen. Sie haben aber auch fragwürdige „Lö- 
sungsmodelle“ zur Folge: so bemühen sich bspw. 
Schichtarbeiterfamilien oft um eine Betreuung 
der Kinder in „Wechselschicht“, bei der die El- 
tern nacheinander anwesend sein können. Ge- 
meinsame Zeiten als Familie werden zum knap- 
pen Gut, stattdessen werden ausgefeilte 
Verfahren des „Sich-die-Klinke-in-die-Hand-Ge- 
bens“ entwickelt sowie Verfahren der Kommuni- 
kation durch „Zettelwirtschaft“ und synchroni- 
sierter „An- und Abwesenheitspläne“ (vgl. 
Raehlmann 2004; Jurczyk/Rerrich 1993b). Unter 
solchen Bedingungen wird die Organisation des 
Familienalltags zur logistischen Aufgabe und 
Mütter werden zu „Managerinnen des Alltags“ 
(Ludwig/Schlevogt/Klammer 2002). Besonders 
prekär ist eine solche Strategie bei allein Erzie- 
henden: damit Mütter die Betreuung ihrer Kinder 
zumindest teilweise selbst erbringen können, 
weichen sie auf Nachtarbeit aus, wenn ihre Kin- 
der schlafen. Chronische Gesundheitsprobleme 
können die Folge sein. 


Für die USA hat die amerikanische Soziologin Presser 
(2003) die mannigfachen Konsequenzen benannt, die sich 
aus der zunehmenden Destandardisierung und Atypik von 
Arbeitszeiten für Familienleben in einer 24/7-Gesellschaft 
- d. h. die ökonomische Produktion dominiert 24 Stunden 
am Tag und das sieben Tage in der Woche das soziale Le- 
ben - ergeben können. Sie reichen von Verschiebungen 
der familialen Rhythmik bis hin zu neuartigen Notwendig- 
keiten, komplexe Betreuungsarrangements erfinden und 
dauerhaft pflegen zu müssen. 


Eine vierte qualitative Dimension von Zeitkon- 
flikten hängt zusammen mit zunehmenden Stres- 
sphänomenen von Eltern, die überwiegend durch 
den Strukturwandel der Erwerbsarbeit bedingt 
sind. Vielfältige Studien aus dem Feld der Ar- 
beits- und Gesundheitsforschung belegen die 
Tendenz von Erschöpfung und Überarbeitung für 
bestimmte, größer werdende Gruppen der Er- 
werbstätigen (Pröll/Gude 2003; Kratzer/Sauer 
2005). Die aktuelle Betriebsräte-Umfrage (Ah- 
lers/Brussig 2004) zeigt, dass Stress und Druck 
als Hauptproblem in der Erwerbsarbeit wahrge- 
nommen werden. 91 Prozent der Befragten ge- 
ben an, dass die psychische Arbeitsbelastung in 
den vergangenen fünf Jahren zugenommen habe, 
nur für 2 Prozent hat sie abgenommen. Die kör- 
perliche Belastung wird dagegen eher als unver- 
ändert wahrgenommen: 34 Prozent sehen hier 
eine Zu-, 29 Prozent eine Abnahme (ebd.). Dies 
ist nur teilweise durch die aktuelle Verlängerung 
von Arbeitszeiten '"2 und die Normalität von re- 
gelmäßigen Überstunden für einen wieder wach- 
senden Teil (51 Prozent) der Beschäftigten be- 
dingt, sondern vor allem durch die Intensivierung 
der Erwerbsarbeit, d. h. ihre Verdichtung, aber 
auch die Zunahme von Verantwortlichkeiten bei 
gleichzeitiger Unsicherheit von längerfristigen 
Perspektiven (Herrmann 2005). Die „Subjekti- 
vierung der Arbeit“ erhöht zwar in begrenztem 
Umfang Handlungsspielräume, verlagert aber die 
Verantwortlichkeiten für die Arbeitsergebnisse 
und den eigenen beruflichen Erfolg in die Perso- 
nen hinein (vgl. Pongratz/Voß 2003). Insbeson- 
dere bei wachsender Erwerbslosigkeit werden 
diese neuen Freiheiten jedoch als sehr ambiva- 
lent empfunden. Exemplarische Studien zu Kar- 
rierepaaren (Behnken/Meuser 2003; Moen 2003) 
zeigen, dass der zeitliche Charakter des Span- 
nungsfeldes Erwerbsarbeit und Familie dabei 
eher versteckt und implizit ist und dass es nicht 
nur die überlangen Arbeitstage, sondern ihre Ver- 
bindung mit hohen Anforderungen an Mobilität 
und permanente Verfügbarkeit sowie die in die be- 
ruflichen Institutionen eingeschriebenen „männli- 
chen“ Karriere Strukturen sind, die Belastungen 
evozieren. 

Dies führt dazu, wie auch für die USA von Pres- 
ser (2003) sowie Hochschild (1997) beschrieben, 
dass Eltern, wenn sie nach der Erwerbsarbeit zu 
ihren Kindern nach Hause kommen, oftmals ex- 
trem erschöpft sind. Kinder registrieren dies sen- 
sibel, wie für Deutschland die Untersuchungen 
von Klenner/Pfahl/Reuß (2003) und Roppelt 
(2003) belegen (vgl. Abschnitt Vl.4.3.). Die be- 
ruflich bedingte Überbeanspruchung kann dann 
zusätzlich kumulieren mit Stress-Phänomenen, 
die sich aus der Eigenlogik der Familienarbeit als 


■“2 Die Verkürzung der Arbeitszeiten wurde stets begleitet 
von Intensivierungsphänomenen. 


Zeitkonflikt durch 
erwerbsbedingten 
Stress bei Eltern 
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„vermischtem Tun“ (Ostner/Pieper 1980) erge- 
ben: der Komplexität ihrer Aktivitätsspektren, 
der Häufigkeit von Paralleltätigkeiten sowie der 
Häufigkeit von Aktivitätswechseln innerhalb be- 
stimmter Zeiträume des Familienalltags (vgl. 
Gille/Marbach 2004). Stress kann allerdings 
auch durch zu wenig Erwerbsarbeit, durch 
Erwerbslosigkeit, Armut und Zukunftsangst ent- 
stehen; ein sehr großer Teil der Deutschen emp- 
findet eine mögliche Erwerbslosigkeit als erheb- 
liche Belastung (Noll/Weick 2003). Diese 
Variante von Stress fuhrt nicht zu Zeitmangel, 
sondern zum subjektiven Gefühl, nicht das 
„Richtige“ bzw. „Notwendige“ zum richtigen 
Zeitpunkt zu tun oder tun zu können. 


Vl.4.5 Arbeitszeit aus der Sicht 
von Kindern 


Zusammenhang zwi- 
schen kindlichem 
Wohlbefinden und 
elterlichen Erwerbs- 
bedingungen selten 
thematisiert 


Der Zusammenhang zwischen subjektivem Wohl- 
befinden und objektiver Wohlfahrt von Kindern 
einerseits und den Erwerbsbedingungen von 
Eltern andererseits wird selten in den Blick ge- 
nommen; im Vordergrund standen bislang die 
sozialisatorischen Effekte von Merkmalen der el- 
terlichen Arbeitsplätze für die kindliche Kompe- 
tenzentwicklung (Kohn 1981). Zwar wird die Fa- 
milie als eine wichtige Lebenswelt von Kindern 
gesehen, dass diese Lebenswelt aber wesentlich 
durch die elterlichen Erwerbsbedingungen ge- 
prägt ist, gerät durch die Reduktion auf das 
„Binnenleben“ in Familie - bspw. auf die zuneh- 
menden Erziehungsprobleme von Eltern sowie 
Entwicklungsstörungen von Kindern - oft aus 
den Augen. Die Zusammenhänge zwischen Kin- 
derleben und Erwerbsarbeit sind mittelbar, aber 
sie sind sehr wohl gegeben. Eine wichtige Brü- 
cke zwischen beiden stellt das System von Be- 
treuung und Bildung dar. 


Bislang ist die Frage der Vereinbarkeit von Fami- 
lie und Beruf überwiegend aus der Perspektive 
der Erwachsenen und hier vor allem der Frauen 
bzw. Mütter gestellt worden. Im Folgenden soll 
der Blickwinkel verändert werden: Was bedeutet 
die Erwerbsarbeit der Eltern für Kinder, wie er- 
fahren und bewerten sie diese? Wie werden die 
Betreuungsarrangements von Kindern durch die 
Kinder wahrgenommen? Dabei stellt sich auch 
aus der Perspektive der Kinder die Frage nach 
„genügend“ gemeinsamer Zeit und ihrer Defini- 
tion. 


Wenig Forschung 
zum Thema Er- 
werhsarheit aus 
Kindersicht 


Bislang hegen wenige Forschungsarbeiten zur 
Perspektive der Kinder auf die Erwerbsarbeit ih- 
rer Eltern vor. Zwei Pionierstudien hierzu wur- 
den in den USA durchgeführt. Sie kommen zu 
unterschiedlichen Ergebnissen. Galinsky’s Un- 
tersuchung (1999) ergibt, dass die mit Hilfe eines 
standardisierten Fragebogens befragten acht bis 
18 Jahre alten Kinder sich überwiegend nicht 
mehr gemeinsame Zeit mit ihren Eltern wün- 


schen. Nur 10 Prozent der Kinder hätten gern 
mehr Zeit mit den Müttern, jedoch 15 Prozent 
mit den Vätern. Die Studie von Polatnick (2002) 
kommt auf der Basis qualitativer Interviews zu 
differenzierteren Ergebnissen: die Kinder äußern 
sich sehr widersprüchlich, sie kämpfen bei der 
Befragung mit unangenehmen Gefühlen. Falls 
Kinder sich benachteiligt fühlen, unterdrücken 
sie diese Gefühle eher. Dies weisf auf die Gren- 
zen des jeweiligen Erhebungsinstrumentes hin, 
denn innere Turbulenzen können in standardi- 
sierten Interviews in ihrer Subtilität und Ambiva- 
lenz keinen angemessenen Ausdruck finden. 

Aktuelle Studien in Deutschland bewegen sich 
im Kontext neuer Perspektiven auf Kinder und 
Kindheit, die sich in den letzten 15 Jahren he- 
rausgebildet haben (Prout 2004, Hengst/Zeiher 
2005). Die Neuorientierung der Soziologie des 
Kindes bzw. der der Kindheit besteht erstens da- 
rin, über die Entwicklung und Sozialisation des 
Kindes hinaus dessen Alltag im Hier und Jetzt in 
den Blick zu nehmen. Kindheit wird nicht mehr 
nur als eine auf Zukunft ausgerichtete Entwick- 
lungsphase, sondern als Lebensphase eigener Art 
verstanden. Kinder werden daher zweitens nicht 
mehr alleine als von außen beeinflusste, passiv 
sozialisierte Wesen verstanden. Sie tauchen auch 
nicht primär, wie dies lange in der Familienfor- 
schung der Fall war, als „Last“ oder als „ökono- 
mischer Faktor“ auf (Daly 2003). Vielmehr wird 
drittens betont, dass Kinder, in jeweils genau zu 
erforschenden Dimensionen, selber Handelnde in 
ihren Sozialwelten sind (Morrow 2003). 

Qualitative Studien zeigen, dass das Ausmaß der 
elterlichen Erwerbstätigkeit ein entscheidender 
Faktor für das Wohlbefinden von Kindern isf. 
Dabei handelt es sich aber nicht um einen linea- 
ren Zusammenhang (Klenner/Pfahl/Reuyß 2003; 
Roppelt 2003). Sowohl Kinder, deren Eltern sehr 
viel, als auch diejenigen, deren Eltern nur wenige 
Stunden oder auch überhaupt nicht arbeiten, be- 
urteilen ihre Situation als eher belastend. Aber 
ein großer Teil der befragten Jungen und Mäd- 
chen zeigt sich durchaus zufrieden mit der jewei- 
ligen Arbeits- und damit zusammenhängend der 
Betreuungslösung, die ihre Eltern gewählt haben. 
Zufrieden sind die Kinder, deren Eltern eine 
mittlere Arbeitsbelastung aufweisen (Roppelt 
2003). Mehr als zwei Drittel dieser Kinder be- 
werteten ihre Betreuungssituation positiv, weil 
sie ihnen ein ausgewogenes Maß an Schon- und 
Sozialraum, an Kontrolle und Freiraum ermög- 
licht. 

Kinder äußern Unzufriedenheit, wenn ihre Müt- 
ter nicht erwerbstätig sind und sie sich durch de- 
ren ständige Präsenz beobachtet und kontrolliert 
fühlen. Sie sehen dann keine Chance, dem fami- 
lialen Regelgefiecht zu entrinnen. Ein anderer 
Teil der Kinder fühlt sich durch lange Warte- und 
Überbrückungszeiten, bis die Eltern am Abend 


Ausmaß elterlicher 
Erwerbstätigkeit 
wichtig für kindli- 
ches Wohlbefinden 
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Kinder artikulieren 
komplexe Wünsche 
nach elterlicher 
Betreuung 


Unsichere und nicht 
planbare Arbeitszei- 
ten aus Kindersicht 
ein Problem 


endlich nach der Erwerbsarbeit daheim eintref- 
fen, eingeschränkt. Dies erleben sie als beson- 
ders nachteilig und blockierend, was vor allem 
daraus resultiert, dass sie zumeist erst dann drau- 
ßen spielen dürfen, wenn ihre Eltern daheim 
sind. 

Zu den Problemen der Passung von Eltern- und 
Kinderzeiten kommen in bestimmten Konfigura- 
tionen solche der als zu hoch eingeschätzten An- 
forderungen hinzu, die sich für die kindliche Le- 
bensführung aus den Arbeitszeiten der Eltern 
ergeben, wie etwa der Notwendigkeit, sich weit- 
gehend selbst mit Essen zu versorgen. Das 
Thema Selbständigkeit als Chance und Selbstän- 
digkeit als Zumutung zeichnet sich als wichtige 
Konsequenz bestimmter Arbeitsarrangements ab. 
Ausschlaggebend für die „Qualität des Allein- 
seins“ sind das Ausmaß sowie die Häufigkeit 
von allein verbrachter Zeit. Kürzere Phasen al- 
leine werden von den befragten Jungen und 
Mädchen durchaus als Chance für besfimmte ei- 
geninitiierte Handlungsprojekte und familiale 
Regelverletzungen gesehen und daher überwie- 
gend als vorteilhaft eingestuft. 

Die von Koppelt (2003) befragten Kinder artiku- 
lieren Bedürfnisse nach vier Formen elterlicher 
An- bzw. Abwesenheit: sie wünschen sich so- 
wohl Zuwendung, Nähe und gemeinsame Aktivi- 
täten mit den Eltern als auch autonom gestaltbare 
Zeiträume. Unzufriedenheiten mit der Zeit der 
Eltern artikulieren Kinder in besonderen Situati- 
onen. Wenn sie sich krank oder gefühlsmäßig un- 
ausgeglichen fühlen, wenn es besondere Anlässe, 
beispielsweise in der Schule oder im Verein gibt, 
verlangen sie in weit stärkerem Maße nach ihren 
Eltem(teilen) und setzen deren Anwesenheit 
auch als unabdingbar und selbstverständlich vo- 
raus. Die Kinder artikulieren in den Untersu- 
chungen durchaus selbstbewusst, dass sich die 
Zeit mehr an ihren eigenen Bedürfnissen zu ori- 
entieren hat (Klenner/Pfahl/Reuyß 2003). 

Im Hinblick auf flexible und unregelmäßige Ar- 
beitszeiten der Eltern drücken die Kinder aus, 
dass sie unter der Abhängigkeit leiden, nicht zu 
wissen, wann ihre Eltern kommen werden. Unsi- 
chere, nicht planbare Arbeits- und damit Anwe- 
senheitszeiten stellen aus Sicht von Kindern ein 
Problem dar: Als Elemente einer wünschenswer- 
ten Betreuungssituation aus ihrer Sicht ergeben 
sich nach Koppelt (2003) und Klenner/Pfahl/ 
Reuyß (2004) zusammengefasst gute Abspra- 
chen, Zuverlässigkeit, Erreichbarkeit der Eltern, 
entspannte und nicht immer gehetzte Eltern, Feh- 
len zeitlicher Leerlaufphasen und ein gewisses 
Quantum an Alleinzeit. Zwar konzentrieren sich 
die Erwartungen zunächst auf die Mütter, beson- 
ders geschätzt werden aber Arrangements in der 
Familie, die von beiden Eltemteilen verantwortet 
werden. Diejenigen Kinder äußern das beste fa- 


miliale Wohlbefinden, deren Eltern beide Teilzeit 
arbeiten (Pro Kids Herten 2005, 23). 

Die geschickte Verknüpfung von Erziehung und 
Beruf durch beide Eltemteile wird von den Kin- 
dern sfark begrüßt. Diese Lösung, ein stimmiges 
Gefüge von Familie und Beruf beider Eltern, 
wird durch solche Arbeitsbedingungen erleich- 
tert, die elastisch im Hinblick auf eine Koordina- 
tion mit dem beruflichen Zeitplan des Partners 
bzw. der Partnerin sind und eine in den Augen 
der Kinder ausgewogene Betreuung durch Müt- 
ter und Väter erlauben. Entsprechend wird die 
Abwesenheit der Väter von vielen Kindern als 
Defizit erlebt wird. Während drei Viertel der 
Kinder die Einschätzung vertreten, dass ihre 
Mutter genügend Zeit für sie hat, ziehen nur 
37 Prozent diese Bilanz in Bezug auf ihren Vater 
(Institut für Demoskopie Allensbach 2004). ln 
einer für das Bundesland Hessen repräsentativen 
Studie (Pro Kids Herten 2004) wünschen sich 
3 1 Prozent der befragten Viert- bis Siebtklässler, 
dass ihre Väter und 19 Prozent ihre Mütter weni- 
ger arbeiten sollten, jedes zehnte Kind sieht sich 
durch die Erwerbsarbeit der Eltern stark belastet. 

Die Interpretation des qualitativen Analysemate- 
rials durch die einschlägige Kindheits- und Fa- 
milienforschung lässt jedoch die Dimension von 
institutioneilen Betreuungszeiten im Kinderall- 
tag weitgehend vermissen. Im Fokus der Analyse 
steht der Umgang der Kinder mit der durch 
Berufsarbeit bedingten Abwesenheitszeit der El- 
tern sowie ihre Zufriedenheit mit der Eltembe- 
treuung bzw. der ergänzenden Anwesenheitszei- 
ten von Großeltern. Demgegenüber werden aber 
institutionelle Betreuungssettings am Nachmit- 
tag jenseits von privaten häuslichen Arrange- 
ments weder analysiert noch als wünschenswerte 
Komponente eingefordert. Unsichere, nicht plan- 
bare Arbeits- und Betreuungszeiten sind jedoch 
nicht nur für Kinder belasfend, sondern auch für 
Mütter und Väter. Lange Warte- und Überbrü- 
ckungszeiten bis zum Eintreffen der Eltern am 
Abend könnten durch verlässliche und anre- 
gungsreiche familienergänzende Betreuungs- und 
Bildungsangebote an Schulen und im Wohnum- 
feld minimiert werden. Sie könnten den Kin- 
deralltag bereichern und berufstätigen Müttern 
und Vätern die Sorge um fragile häusliche Be- 
treuungsarrangements nehmen. Dass die befrag- 
ten Kinder sowie die Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler diese Perspektive bislang kaum 
(mit)denken, spiegelt die derzeitige Betreuungs- 
situation in Deutschland (West) deutlich wider. 

Vl.4.6 Väterzeit zwischen Famiiie 
und Erwerb 

Lange Zeit interessierte der Beitrag von Männern 
und Vätern zur Familiengründung und zum Fa- 
milienalltag kaum, erst in jüngerer Zeit findet 
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und Beruf beider El- 
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eine Hinwendung der breiteren Fachöffentlich- 
keit über die engere Väterforschung (Fthenakis 
Auch Männer 1985 a und b) hinaus auf diesen Fokus statt 
haben ein Verein- (Hank/Tölke 2005). Beim Übergang zur Vater- 
barkeitsprobiem deutlich, dass eine hohe 

Planungsunsicherheit bezüglich des Berufes und 
das Bestreben, den Kindern und der Familie eine 
gute ökonomische Basis bieten zu können, zum 
Aufschub von Elternschaft führen. Auch auf der 
biographischen Ebene haben also Männer zuneh- 
mend ein Vereinbarkeitsproblem (Kühn 2004; 
Tölke 2005). 

Ist der Übergang zur Vaterschaft vollzogen, gilt 
es als Konsens, dass Väter einen wichtigen und 
eigenständigen Beitrag zur Sozialisation und 
Entwicklung ihrer Kinder leisten können (Kind- 
1er 2002; Walter 2002). Ferner weisen verschie- 
denste Untersuchungen auf eine hohe Motivation 
der jungen Väter hin, sich intensiv um ihre Kin- 
der zu kümmern (zusammenfassend Matzner 
2004). Sie verstehen sich als wichtige Bezugs- 
personen ihrer Kinder und setzen sich insbeson- 
dere an den Wochenenden verstärkt mit ihren 
schulpflichtigen Kindern auseinander (Fthena- 
kis/Minsel 2002, 239). 


Hohe Bereitschaft zu 
väterlichem Engage- 
ment, limitiert dureh 
die intensive 
Einbindung in 
Erwerbsarbeit 


Was den Umfang des Einsatzes der Väter, das 
„parentale Engagement“ (Walter/Künzler 2002) 
in der Sorgearbeit und Erziehung/Sozialisation, 
angeht, ist allerdings mit ebenso klarer Überein- 
stimmung festzustellen, dass die Einbindung in 
die Erwerbsarbeit ein wesentlicher limitierender 


Faktor für ein starkes zeitliches Engagement dar- 
stellt. Gerade nach der Geburt des ersten Kindes 


setzt eine rigide Retraditionalisierung der Zeital- 
lokation ein (Fthenakis/Kalicki/Peitz 2002; vgl. 
Kapitel IV). 


So arbeiten auch 2003 Väter im früheren Bun- 
desgebiet mit dem jüngsten Kind unter drei Jah- 
ren nur zu 2 Prozent bis zu 20 Stunden im Ver- 
gleich zu Müttern mit 1 6 Prozent. Ist das Kind 
älter als drei Jahre, arbeiten die Väter zu 
78 Prozent 36 Stunden und mehr und die Mütter 
dagegen nur 16 Prozent (Statistisches Bundesamt 
2004b). Die Schere vergrößert sich aber noch 
durch die nach oben offenen Arbeitszeiten der 
Väter: Nach eigenen Angaben arbeitet fast die 
Hälfte (46 Prozent) 45 Stunden oder mehr pro 
Woche (BMFSFJ 2004e, 171)- Der Wunsch nach 
Verkürzung der Arbeitszeit richtet sich vor allem 
auf die nicht erwünschten Überstunden (Exper- 
tise Klenner 2004, 12). 


Die aufgrund des immer noch existierenden 
Lohndifferentials zwischen Männern und Frauen 
von ca. 15 Prozent (Hinz/Gartner 2005) über- 
nommene Rolle des „Brotverdieners“ führt also 
dazu, dass Männer ihre Inklusion in die Erwerbs- 
arbeit verstärken, indem sie ihre Stundenanzahl 
erhöhen. Häufige Überstunden sind dabei in den 
Augen der Väter durchaus ambivalent: Einerseits 


erhöht sich das Einkommen, das der Familie 
nützt; andererseits schränken gerade diese Über- 
stunden die Verfügbarkeit für Sorgearbeit und 
Erziehung nicht nur rein zeitlich, sondern durch 
die damit einhergehenden Belastungen ein. 
Walter/Künzler (2002, 105) zeigen in einer Un- 
tersuchung an 514 Familienvätern, dass der 
durchschnittliche Zeitaufwand für die Erwerbstä- 
tigkeit, zu der auch Fahrtzeit und Fortbildungen 
gezählt wurden, bei den Vätern im Durchschnitt 
52 Stunden pro Woche beträgt und bei den Müt- 
tern 18 Stunden. Der Zeitaufwand für die Kin- 
derbetreuung lag bei den Vätern bei 18 und bei 
den Müttern bei 28 Stunden pro Woche. Auf- 
grund ihrer Daten kommen die Autoren zu der 
Schlussfolgerung (ebd., 123), dass der Hauptein- 
fiuss auf die differentielle Beteiligung der Väter 
und Mütter in der starken Ungleichverteilung der 
bezahlten Erwerbsarbeit zu suchen ist; normative 
Vorstellungen oder Appelle zum Umsteuem sind 
demnach alleine wenig geeignete Instrumente, 
um strukturelle Barrieren zu überwinden (Born/ 
Krüger 2002). 

Ein Vergleich der repräsentativen Zeitbudgeter- 
hebungen von 1991/2 und 2001/2 belegt, dass 
sich in der vergangenen Dekade im früheren 
Bundesgebiet bei der Kinderbetreuung die Ar- 
beitsteilung zwischen Frauen und Männern sogar 
weiter zu Ungunsten der Frauen verschoben hat. 
Während Frauen 1991/2 im Durchschnitt 2,2 mal 
so viel Zeit in die Kinderbetreuung investierten 
wie Männer, war es zehn Jahre später sogar das 
2,3-fache an Zeit, das Frauen für die Betreuung 
ihrer Kinder aufgebracht haben (Statistisches 
Bundesamt/BMFSFJ 2003, S. 14/15). Gleich- 
wohl gibt es in Abhängigkeit von der Beteiligung 
der Mütter an der bezahlten Erwerbsarbeit erheb- 
liche Differenzierungen im Zeitumfang für Kin- 
derbetreuung zwischen den Partnern. Die Zeit für 
die Kinderbetreuung in Paarhaushalten wird ten- 
denziell am gleichmäßigsten aufgeteilt, wenn die 
Mütter vollzeiterwerbstätig sind. 

Diese Befunde sprechen einerseits für den Ein- 
fluss struktureller Gegebenheiten, vor allem dem 
Grad der Erwerbsbeteiligung von Müttern auf 
die innerfamiliale Arbeitsteilung. Andererseits 
zeugen die Ergebnisse aber auch von einer nach 
wie vor bestehenden mentalen, emotionalen wie 
faktischen Verantwortungszuschreibung der Kin- 
derbetreuung an die Mütter und einer vergleichs- 
weise ausgeprägten Abstinenz der Väter bei der 
Kinderbetreuung, die mit ihrer vergleichsweise 
hohen Erwerbsbeteiligung allein nicht zu erklä- 
ren oder gar zu rechtfertigen ist. 

Allerdings trifft auch zu, dass die geringe Inan- 
spruchnahme der Eltemzeit durch die Väter nicht 
nur als Ausdruck einer normativen Rückständig- 
keit gedeutet werden kann, die durch bloße Ap- 
pelle aufzuheben wären. Vielmehr wurzelt sie 
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ebenso in harten materiellen Fakten: Als primä- 
ren Grund für die Nichtwahmehmung des Eltem- 
urlaubes nannten die Befragten die daraus resul- 
tierenden antizipierten Einkommensverluste 
(Vascovics/Rost 1999, BMFSFJ 2004d). 

Die tatsächlichen Zeitaufteilungen stehen in teil- 
weise markantem Widerspruch zu den als erstre- 
benswert angesehenen Verhältnissen. Väter wün- 
schen sich verschiedenen Untersuchungen 
zufolge demnach mehr Zeit für ihre Kinder und 
weniger Zeit für das berufliche Engagement 
(Fthenakis/Minsel 2002). 

Es gibt deutliche Hinweise darauf, dass eine 
nicht zu unterschätzende Barriere für eine per- 
sönlich gewollte Umverteilung der Zeit von den 
beruflichen Verpflichtungen hin zur der Familie 
im betrieblichen Umfeld und dessen (Nicht-) Ak- 
zeptanz des Wunsches von Vätern nach mehr Fa- 
milienleben zu sehen ist und spiegelbildlich be- 
stimmte innovative betriebliche Kulturen dies 
fordern können (Russell/Hwang 2004). Im Re- 
gelfall gilt aber noch: Die Arbeitszeitreduzierung 
von Männern, damit auch Vätern, wird im Be- 
trieb als unpassend empfunden; familiale Ver- 
pflichtungen werden nicht als legitimer Grund 
anerkannt (Döge 2004). Väter, die ihren Arbeits- 
platz pünktlich verlassen, um ihre Kinder abzu- 
holen etc., fühlen sich unter einem permanenten 
Legitimationsdruck. Es dominiert eine Anwesen- 
heitskultur: Mitarbeiter werden in ihrer Motiva- 
tion immer noch an der kontinuierlichen Präsenz 
am Arbeitsplatz gemessen. Eine hiermit oft ver- 
bundene männerbündische Arbeitskultur gerät 
aber nicht nur in Widerspruch zu den neuen An- 
forderungen an flexibles, kommunikatives und 
kundenorientiertes Arbeiten; sie behindert zu- 
dem durchaus vorhandene Ansätze zu einer Neu- 
gestaltung der Zeit- und Lebensverhältnisse: 
„Die Auswirkungen einer dominanten männer- 
bündischen Arbeitskultur auf Gleichstellung lie- 
gen auf der Hand: Frauen passen nicht in die 
homogenen Führungskreise, aus manchen män- 
nerbündischen Gruppen hört man ganz explizit, 
dass Frauen nicht erwünscht sind. Mütter (und 
verantwortungsbewusste Väter) können sich 
nicht in der gewünschten Weise zeitlich verfüg- 
bar halten. Doch nicht nur, dass die Teilhabe an 
einer solchen Gruppe ganz entscheidend für das 
Vorwärtskommen in der Organisation ist, die 
Kultur männerbündischer Gruppen verhindert 
Gleichstellung, weil in Führungskreisen gesell- 
schaftlich wichtige Entscheidungen von Men- 
schen getroffen werden, die mit dem Alltag der 
meisten Menschen - Familien, Kindern, Alten 
und in anderer Weise ausgegrenzten Personen - 
nicht das Geringste zu tun haben.“ (Höyng/ 
Lange 2004, 107). 

Zu berücksichtigen ist, dass auch bei Männern, 
trotz der gegenüber den Frauen noch dominie- 


renden stärkeren Orientierung am Erwerbsleben, 
eine zunehmende Varianz in den Lebensorientie- 
rungen und -zielen anzutreffen ist. Das gilt auch 
für die Gesfaltung des Verhältnisses der Lebens- 
bereiche Familie und Erwerbswelt. Die von 
Matzner (2004) erarbeitete qualitative Typologie 
des traditionellen Ernährers, des modernen 
Ernährers, des ganzheitlichen Vaters und des 
familienzentrierten Vaters veranschaulicht die 
Pluralität von Vaterverständnissen. Die von „mo- 
dernen“ Vätern artikulierten subjektiven Verein- 
barkeitsprobleme, insbesondere das Gefühl, 
aufgrund der intensiven Inklusion in den Er- 
werbsbereich sich in zu geringem Ausmaß um 
die Kinder angemessen kümmern zu können, 
markiert dringenden Gestaltungsbedarf Ferner 
liegen empirische Hinweise darauf vor, dass be- 
stimmte günstige Rahmenbedingungen - hohe 
Bildung, gute Einbindung in unterstützende 
Netzwerke, eine pragmatische Auffassung von 
der ehelichen Arbeitsteilung und des Familienle- 
bens - wichtige Ansatzpunkte für eine Verände- 
rung der zeitlichen Unausgewogenheiten zwi- 
schen Vätern und Müttern darstellen können. 
Solche Wurzeln eines grundlegenden Umbruches 
gilt es politisch zu fordern (Kassner/Rüling 
2005), wozu es einer grundsätzlichen Neubewer- 
tung des Arbeitsbegriffes bedarf: Solange Arbeit 
ausschließlich als bezahlte Erwerbsarbeit mone- 
täre, kulturelle wie sozialrechtliche Anerkennung 
bekommt und Hausarbeit keine Arbeit in diesem 
anerkennenswerten Sinn darstellt, wird eine 
grundlegende Veränderung der Arbeitsteilung 
nicht herbeigeführt werden. 

VI. 5 Flexibilisierung der Arbeitszeit in 
ihrer Bedeutung für Familien 

VI. 5.1 Entwicklung der Flexibilisierung 

Unbestritten ist auch in einer sich entgrenzenden 
Dienstleistungs- und Wissensgesellschaft (Küh- 
ler 2005) die Erwerbsarbeit der mächtigste Takt- 
geber für familiale Lebensführung, auch wenn 
die Arbeitszeiten derzeit stark im Wandel begrif- 
fen sind. Dies ist Ergebnis eines historisch länger 
andauernden Prozesses und kein abrupter Bruch. 
Die Veränderung der Arbeitszeit verläuft dabei 
nicht entlang einer linearen Trendgerade, zudem 
ist die Flexibilisierung der Arbeitszeiten nur ein 
Aspekt im Rahmen des umfassenden und globa- 
len Wandels der Erwerbsarbeit (Raehlmann 
2004). Es findet derzeit ein arbeitszeitpolitischer 
Modellwechsel statt, der kürzere Arbeitszeiten 
für einige Beschäftigte, längere Arbeitszeiten für 
andere Beschäftigte als auch die variablere Ar- 
beitszeitgestaltung für immer mehr Beschäftigte 
umschließt (Seifert 2005). Für das vergangene 
Jahrzehnt zeigen Merz/Burger (2004) auf der Ba- 
sis eines Vergleiches der Zeitbudgetuntersuchun- 
gen 1991 und 2001 des Statistischen Bundesam- 
tes, dass zwar noch 65 Prozent der Beschäftigten 


Dringender Gestal- 
tnngsbedarf für 
mehr Väter- 
beteiligung 


Arbeitszeltpoliti- 
scher Modellwechsel 


Normalarbeitszeit 
im Rückzug 
begriffen 



Drucksache 16/1360 


- 236 - Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Erhebliche Schwan- 
kungen wöchentli- 
cher Arbeitszeiten 


in einem Normalarbeitszeitkorridor arbeiten, die- 
ser Anteil aber seit 1991 um 6 Prozentpunkte zu- 
rückgegangen ist. Insgesamt lässt sich sagen, 
dass alle vom Normalarbeitstag abweichenden 
Konfigurationen, was Lage, Dauer und Vertei- 
lung von Arbeitszeiten angeht, eine erhebliche 
Steigerung erfahren haben. Bauer/Munz (2005) 
ergänzen dieses Bild durch eine Betriebsbefra- 
gung: Nur die Hälfte der Beschäftigten hat kon- 
stant festgelegte Anfangs- und Endzeiten, von 
denen höchstens in Ausnahmefällen abgewichen 
wird. 32 Prozent der Beschäftigten haben einen 
Spielraum bei der Festlegung ihrer täglichen An- 
fangs- und Endzeiten, bei 18 Prozent der Be- 
schäftigten im Rahmen eines wiederkehrenden 
Schichtsy Sterns. Eine selbstgesteuerte variable 
Arbeitszeitverteilung wird überdurchschnittlich 
häufig bei Beschäftigten der Investitionsgüterin- 
dustrie (53 Prozent), den untemehmensbezoge- 
nen Dienstleistungen (56 Prozent) sowie der 
öffentlichen Verwaltung (53 Prozent) (Gleitzeit- 
tradition) eingesetzt. Beschäftigte, die über einen 
solchen Spielraum verfügen, nutzen diesen 
hauptsächlich dazu, ihre Arbeitszeit an den Ar- 
beitsanfall anzupassen (89 Prozent), dagegen nur 
1 1 Prozent aus privaten Gründen. Die Steuerung 
der täglichen Arbeitszeiten durch die Beschäftig- 
ten erfolgt zunehmend durch Arbeitszeitkonten 
(59 Prozent) sowie durch informelle Absprachen 
(41 Prozent) und Vertrauensarbeitszeit (25 Pro- 
zent). 

25 Prozent aller Beschäftigten geben in dieser 
Befragung an, dass ihre wöchentlichen Arbeits- 
zeiten im Jahresverlauf aufgrund betrieblicher 
Erfordernisse variieren. Bei 81 Prozent der Be- 
schäftigten mit betrieblich bedingten wöchentli- 
chen Arbeitszeitschwankungen treten diese unre- 
gelmäßig auf und sind damit nur schwer planbar. 
Auch bei Schwankungen der täglichen Arbeits- 
zeit handelt es sich größtenteils (76 Prozent) um 
unregelmäßige Schwankungen. 42 Prozent der 
Beschäftigten sind von betrieblich bedingten 
Schwankungen des täglichen und/oder des wö- 
chentlichen Arbeitsvolumens betroffen. Daraus 
entsteht ein Planungsverlust für die berufliche 
und private Zeitverwendung. 

VI. 5.2 Die Ambivalenz flexibler 

Erwerbszeiten für Familien 

Das Arbeitszeitmodell des Normalarbeitstages war 
zwar auf den ersten Blick passfÖrmig auf die for- 
distische Produktionsweise zugeschnitten, war 
aber für Familie selbst aufgrund seiner Rigidität 
alles andere als optimal. Es konnte letzten Endes 
nur deshalb funktionieren, da alle Anforderungen 
durch Notfallsituationen etc. durch die unhinter- 
fragte Einsatzreserve der Frauen in den Familien 
abgepuffert werden konnten. 


Mittlerweile hat sich das Bild geändert. Auf- 
grund der neuen variablen Anforderungen an die 
Arbeitszeitgestaltung erweist sich der Alltag er- 
werbstätiger Eltern, insbesondere erwerbstätiger 
Mütter, als hochgradig widersprüchlich. Bil- 
dungsniveau und Erwerbsorientierung junger 
Frauen sind in rasantem Tempo angestiegen; die 
Formen des Wirtschaftens und Arbeitens haben 
sich ebenso verändert. Die flexibleren, gleich- 
wohl nicht gänzlich aus den Fugen geratenen, 
sondern vielmehr regulierten Arrangements (Sei- 
fert 2005) ermöglichen im Prinzip eine, vergli- 
chen mit den rigiden Bedingungen des männli- 
chen Normalarbeitstags der Industriemodeme, 
bedarfsgerechtere Anpassung an die Bedürfnisse 
von Familien. Sie enthalten damit neue Chancen 
für Selbstverwirklichung und Partizipation. 
Gleich geblieben sind aber Arbeitsmarktstruk- 
tur, Lohndifferenzen zwischen Männern und 
Frauen, Defizite in der öffentlichen Kinderbe- 
treuung und familiennaher Dienstleistungen so- 
wie traditionale familiale Arbeitsteilungsmuster. 
Erwerbstätige Menschen sind nach wie vor mit 
der Hierarchie der Lebensbereiche und der Not- 
wendigkeit, Einkommen auf dem Arbeitsmarkt 
zu erzielen, konfrontiert. Sie müssen strukturell 
widersprüchliche Anforderungen aus Arbeits- 
welt und Privatleben, zum Teil noch forciert 
durch die strukturelle Indifferenz anderer gesell- 
schaftlicher Teilsysteme, in Einklang bringen. 
Die Vorstellung, ein Engagement in beiden Le- 
bens- und Arbeitsbereichen könne durch indivi- 
duelle Anstrengungen gesichert werden, greift 
deshalb zu kurz, so wichtig es auch ist, individu- 
elle Kompetenzen zur Bewältigung der neuen 
Anforderungen zu erwerben wie etwa Zeitkom- 
petenzen, Ambiguitätstoleranz und das „Aushal- 
ten“ von Unsicherheit, ohne handlungsunfähig 
zu werden etc. 

Als wichtigste strukturelle Ressource für eine 
bessere Integration von familialen und erwerbs- 
bezogenen Belangen kommt der betrieblichen 
Arbeitszeitgestaltung unbestritten ein besonde- 
rer Stellenwert zu. Sie wird inzwischen vielfach 
und modellhaft ausprobiert (Rost 2004b). Das 
Institut der Deutschen Wirtschaft Köln sieht in 
„Formen der Arbeitszeitflexibilisierung das wich- 
tigste Instrument zur Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf‘ (Flüter-Hoffmann/Solbrig 2003). Fa- 
milienfreundliche Arbeitszeiten rangieren auch 
an erster Stelle auf der Wunschliste berufstätiger 
Eltern insbesondere mit kleinen Kindern 
(BMFSFJ 2004e, 14; Dorbritz/Lengerer/Ruckde- 
schel 2005). 

Gegenüber diesen möglichen Vorteilen flexibler 
Arbeitszeiten werden die manifesten Interessen 
von Unternehmen, betriebliche Arbeitszeiten in 
erster Linie so zu gestalten, dass möglichst kos- 
tengünstig internationale Wettbewerbsfähigkeit 
und kontinuierliche Produktivitätssteigerung er- 
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reicht werden, kaum thematisiert. So wichtig es 
ist, mögliche Interessenkonvergenzen zwischen 
Untemehmenszielen und familialen Bedürfnis- 
sen aufzuzeigen (Rürup/Gruescu 2005), so nötig 
bleibt es, die anhaltende Hierarchie zwischen Er- 
werbsarbeit und Familienleben, zwischen Ar- 
beitszeit und Freizeit ebenso im Blick zu behal- 
ten wie Interessenkonflikte um die Zeit. Erst aus 
der Analyse solcher Spannungsfelder lassen sich 
Gestaltungswege ableiten, denn im Zuge betriebli- 
cher Rationalisierungsprozesse erfolgt gegenwär- 
tig eine noch stärkere Anpassung des Personalein- 
satzes, sowohl an Produktions- und 
Dienstleistungsabläufen, als auch an Markt- 
schwankungen. Folge davon sind eine flexiblere 
und dezentrale Untemehmensorganisation, die 
Etablierung betriebsintemer Märkte, die Auswei- 
tung flexibler Beschäftigungsverhältnisse sowie 
neue Arbeitskonzepte. Der Marktdruck ist dabei 
die zentrale Herausforderung an die betriebliche 
Arbeitszeitregulierung (Haipeter/Lehndorff 2004). 
Die Arbeitszeitforschung hat dabei auf neue 
Prinzipien der betrieblichen Arbeitszeitgestal- 
tung und auf neue Belastungen und Anforderun- 
gen, gleichwohl auch Potenziale hingewiesen: 
Die Beschäftigten müssen die Arbeitszeit zuneh- 
mend eigenverantwortlich regulieren, getroffene 
Zielvereinbarungen und Leistungsvorgaben ein- 
halten und Engpässe in der betrieblichen Perso- 
naldecke durch flexible Mehrarbeit ausgleichen. 
Individuelles Zeitmanagement, Verhandlungsge- 
schick und Kommunikationsfähigkeit erweisen 
sich dabei als Ressourcen, die nötig sind, um sich 
an Veränderungen in der Arbeitswelt anzupassen 
und beruflich erfolgreich zu sein (vgl. zuletzt 
z. B. Böhm/Herrmann/Trinczel 2004; Eberling 
u. a. 2004). Die Untersuchungen zu Arbeitszeit- 
gestaltung und den Zeitbedarfen für Sorgearbeit in 
ihrer Wechselwirkung (Expertise Jürgens 2004; 
Raehlmann 2004) weisen auf die Bedeutung der 
konkreten Ausgestaltung der Flexibilisierung vor 
Ort, in den Betrieben und Verwaltungen hin und 
werfen einen kritisch-differenzierenden Blick auf 
das neue „Zaubermittel“ Flexibilisierung in sei- 
ner Wirkung für Familien. Eine posifive Bewer- 
tung der zeitlichen Flexibilität, auch für familiale 
Belange, hängt ganz entscheidend mit der Verfü- 
gung über Zeit und Definitionsmacht zusammen 
(Jurczyk/Kudera 1991). 
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Die Forschung zeigt, dass nicht ein Arbeitszeit- 
modell an sich und als solches auf Familienleben 
wirkt, vielmehr sind es die betrieblichen Bedin- 
gungen seiner Umsetzung in Wechselwirkung 
mit den weiteren sozial-ökologischen Kontexten, 
dem Wohnumfeld und der Kommune, d. h. das 
Zusammenwirken vieler Faktoren der Lebens- 


führung von Familien, die das Alltagsleben er- 
leichtern oder erschweren (Projektgruppe alltäg- 
liche Lebensführung 1995). Ob beispielsweise 
Arbeitszeitkonten für eine bessere Vereinbarkeit 


von Erwerbsarbeit und Zusammenleben mit Kin- 
dern genutzt werden können, hängt wesentlich 
vom Grad der Mitbestimmung der Beschäftigten 
über die Lage, Dauer und Verteilung der Arbeits- 
zeiten ab. Eberling u. a. (2004) zeigen darüber 
hinaus - branchenübergreifend und für unter- 
schiedliche Beschäfligtengruppen - dass die Ver- 
lässlichkeit der Arbeitszeit eine zentrale Voraus- 
setzung für ihren Nufzen für Familien darstellt. 
Da Eltern ihre Erwerbstätigkeit und ihre Freizeit- 
gestaltung sowie ihre zivilgesellschaftlichen Ak- 
tivitäten in Vereinen und Verbänden an die Öff- 
nungszeiten von Kinderbetreuungseinrichtungen 
oder die Unterstützung aus dem privaten Umfeld 
anpassen müssen, benötigen sie mehr Planungs- 
sicherheit als kinderlose Beschäftigte. Entspre- 
chend haben in den Umfragen nicht nur flexible, 
sondern verbindliche Arbeitszeitregelungen auf 
der Wunschliste erwerbstätiger Eltempaare Prio- 
rität - womit sie sich im Übrigen mit den Wün- 
schen der Kinder selbst (vgl. VI. 5. 5.) treffen. 
Eine gemessen an den Möglichkeiten eher starre, 
aber planbare Arbeitszeit mit Entnahmemöglich- 
keit für variabel anfallende Familienengpässe 
kann hier mitunter vorteilhafter sein als eine 
stark flexible, aber wiederholt auszuhandelnde 
Dauer oder Lage der Erwerbsarbeit. „Gerade El- 
tern sind z. B. in ein komplexes Geflecht zeitli- 
cher Verpflichtungsstrukturen eingebunden, die 
eher die Verlässlichkeit der Arbeitszeitanforde- 
rungen notwendig machen. Sofern beide Partner 
erwerbstätig sind, halten sie häufig an einem re- 
gelmäßigen, an Schulzeiten und Kinderbetreu- 
ungseinrichtungen ausgerichteten Arbeitsbeginn 
und -ende fest. Die Möglichkeiten von Gleitzeit- 
regelungen und Arbeitszeitkonten werden eher 
fallweise für außergewöhnliche Zeitbedarfe ge- 
nufzf. Der , Feierabend’ und das freie Wochen- 
ende behalten als wertvolle Sozialzeit für die Fa- 
milie einen herausgehobenen Stellenwert. 
Familial gebundene Beschäftigte sind in beson- 
derem Maße dem Spannungsfeld zwischen den 
Verfügbarkeitsanforderungen flexibler Erwerbs- 
arbeit und dem auf Normalarbeitszeit zuge- 
schnittenen Takt öffentlicher Dienstleistungen 
und Bildungseinrichtungen ausgesetzt“ (Hiel- 
scher 2005, 296). Dies bekräftigend, stellen 
Klenner/Pfahl (2005) heraus, dass Eltern den 
Preis, sich auf betriebliche Flexibilitätsanforde- 
rungen einzustellen, gerne zahlen, wenn sie ein 
Recht auf einen begründungsfreien Zugriff auf 
Arbeifszeitguthaben haben, auf den sie für ihre 
Bedarfe zurückgreifen können. 

Die Flexibilifätsanforderungen der Betriebe sind 
dann problematisch, wenn einseitig die jederzei- 
tige Einsatzbereitschaft der Beschäftigten ver- 
langt, ihnen jedoch keine Zeitsouveränität zuge- 
standen wird. Hierzu gehören dann auch 
rechtzeitige Ankündigungen seitens der Betriebe, 
was Mehrarbeit und Arbeitsverlagerungen 
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angeht. Nur so können Familien ihre eigenen 
Flexibilitätsbedarfe realisieren und ihre Netz- 
werke aktivieren. 

Dieses notwendige Wechselspiel von Chancen 
und Risiken reduziert sich keineswegs auf ein- 
zelne Beschäftigtengruppen oder Branchen: 
Eberling u. a. (2004) zeigen, dass selbst bei einer 
Bandbreite von Arbeiter/innen im Industriebe- 
trieb bis hin zu ,High Potentials‘ in der Software- 
entwicklung, die Verfügung über Arbeitszeitkon- 
ten meist einseitig durch betriebliche Belange 
bestimmt wird. Die betriebliche Arbeitszeitkultur 
und der Grad der Mitbestimmung erweisen sich 
bei Beschäftigten unterschiedlicher Positionen 
und Qualifikationsniveaus als zentrale Stell- 
schrauben für die Umsetzung individueller Zei- 
tinteressen. Aufgrund der Differenzierung und 
Flexibilisierung von Arbeitszeit wird es zuneh- 
mend zur Aufgabe der einzelnen Beschäftigten, 
diese in der betrieblichen Praxis einzufordem. 
Am Arbeitsplatz und im Team finden die wesent- 
lichen Abstimmungs- und Aushandlungspro- 
zesse statt. Kompetenzen wie Kommunikation, 
Verhandlungsführung, Analyse betrieblicher An- 
forderungen und Antizipation von Interessen im 
Team gewinnen dabei an Bedeutung. Zunächst 
aber müssen die Beschäftigten eigene Zeitinte- 
ressen definieren, um diese in die Arbeitszeitge- 
staltung einzubringen: Fallen im Betrieb Vorga- 
ben zur Arbeitszeit weg, muss der/die Einzelne 
für sich festlegen, wann er/sie arbeiten will. Ne- 
ben den Rahmenbedingungen am Arbeitsplatz 
müssten die Beschäftigten also auch die eigenen 
Zeitpräferenzen „prüfen“. Solche Refiexionspro- 
zesse oder ein besonderes Zeitbewusstsein sind 
jedoch - gerade bei hoher Arbeitsintensität und 
dünner Personaldecke - kaum anzutreffen. Diese 
Ergebnisse bestätigen sich in der Studie von 
Böhm/Herrmarm/Trinczek (2004) zur „Vertrau- 
ensarbeitszeit“. Diese weitere Entwicklungs- 
stufe flexibler Arbeitszeiten, bei der die Betriebe 
vollständig auf eine Zeiterfassung verzichten, 
stattdessen Leistungsstandards definieren und 
mit den Beschäftigten Zielvereinbarungen ab- 
schließen, verbreitert sich in Deutschland zuneh- 
mend. Vertrauensarbeitszeiten verkörpern prinzi- 
piell die Möglichkeit, die Arbeitszeit besser auf 
private Anforderungen und Interessen abzustim- 
men und Lage, Dauer und Verteilung von Ar- 
beitszeit individuell zu gestalten. Böhm/Herr- 
mann/Trinczek (2004) resümieren jedoch, dass 
in der Praxis nicht selten betriebliche Belange ei- 
ner solch eigenwilligen Nutzung von Vertrauens- 
arbeitszeit entgegenstehen. Überdies zeigt sich 
hier, beim völligen Verzicht auf Dokumentation 
der Arbeitszeiten und Orientierung an den Ar- 
beitsprodukten, eine Tendenz zur Selbstüberfor- 
derung und einer deutlichen Verlängerung der 
Arbeitszeiten beim Wegfall fester Grenzen. Als 
wesentliches Gegenmittel zu diesen negativen 


Begleiterscheinungen ist eine kulturelle Veranke- 
rung des Wertes familienorientierter Arbeitszeit 
und ihrer sozialen Anerkennung notwendig. 

Eine Entstandardisierung der Arbeitszeitvorga- 
ben und die Lockerung der betrieblichen Zeit- 
kontrollen könnte unter günstigen Bedingungen 
einen realen wie symbolischen Zuwachs an Au- 
tonomie und Anerkennung in der Erwerbsarbeit, 
mit erwartbaren deutlich positiven Auswirkun- 
gen auf die Organisation der familialen Lebens- 
führung, bedeuten. Findet die kollektive Regulie- 
rung von Erwerbsarbeit nicht mehr über Zeit, 
sondern über Ziele und Inhalte statt, bleiben den- 
noch Mitbestimmung und betriebliche Arbeits 
(zeit)kultur Voraussetzung einer sozialverträgli- 
chen Arbeitszeitgestaltung. Diese klassischen be- 
trieblichen Instrumente zur Partizipation und In- 
klusion von Beschäftigteninteressen gilt es zu 
revitalisieren, allerdings unter deutlich anderen 
Vorzeichen als bislang: vertraten Betriebsräte 
häufig eher die Interessen der männlichen Be- 
schäftigten, geht es jetzt um neue Instrumente im 
Sinne eines „family-mainstreaming“ im Betrieb 
und eines innerbetrieblichen Ortes, an dem die 
potenziell divergierenden Interessen von Unter- 
nehmen und Beschäftigten kurz-, mittel- und 
langfristig systematisch abgestimmt werden kön- 
nen. Dabei ist es nicht sinnvoll, pauschal eine 
Flexibilisierungspolitik für alle Mütter und Väter 
zu entwickeln. Ihre Passfähigkeit hängt ab von 
den familialen Konstellationen, sie variiert er- 
heblich mit dem Alter der Kinder und den darin 
begründeten Betreuungsnotwendigkeiten. 

VI. 5.3 Friktionen zwischen Betreuungs- 
und Arbeitszeiten durch die 
Flexibilisierung der Erwerbswelt 

Neben dem Volumen der Erwerbsbeteiligung 
spielt konkret die Lage und Verteilung der Ar- 
beitszeit eine entscheidende Rolle für die Art und 
Weise, wie Kinder von den Eltern betreut werden 
können bzw. welche anderen Betreuungsleistun- 
gen notwendig sind. Zusätzlich zur zunehmen- 
den Inklusion der Mütter mit dem ansteigenden 
Alter des ersten Kindes in die Erwerbswelt ist 
also die Frage relevant, wann im Tages- und Wo- 
chenverlauf diese Erwerbsarbeit geleistet wird. 
Der Weg in eine Ökonomie, in der zunehmend 
Kundenwünsche auch außerhalb der industriel- 
len Kemzeiten erfüllt werden sollen, in der sich 
Arbeitszeiten (wieder) entgrenzen, ist auch der 
Weg in eine Gesellschaft, in der die Betreuungs- 
arrangements komplexeren Bedarfen und An- 
sprüchen genügen müssen. Gerade in den Jahren, 
in denen Frauen meist Kinder bekommen, also 
zwischen dem 25. und 40. Lebensjahr, wird von 
ihnen gleichzeitig erhöhte Mobilität und Flexibi- 
lität verlangt. Die Bedeutung einer passgenauen, 
zeitlich sensiblen Betreuungslandschaft für Kin- 
der jeden Alters hegt damit nicht nur in der mög- 


Flexibilisierungspoli- 
tik für Eltern muss 
Rahmenkonstellatio- 
nen berücksichtigen 
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Notfallsituationen 
sprengen die snbtil 
gewebten Betreu- 
nngsarrangements 


liehst breiten und guten Förderung der Kinder, 
sondern trägt zur Qualität der Berufsausübung 
der Mütter bei - die ihrerseits unbestritten zu 
einer weiteren Förderung der Kinder beiträgt. 
Evidenzen aus den USA weisen daraufhin, dass 
flexibilisierte Arbeitszeiten, insbesondere von 
Schichtarbeit, die Komplexität der Care-Arran- 
gements steigern, die aber gleichzeitig anfälliger 
für Störungen bzw. Ausfälle werden. Besonders 
problematisch ist dies für Kinder von allein er- 
ziehenden Müttern. 

Das Ausmaß der über die Normalarbeitszeit 
(9 bis 19 Uhr an einem Wochentag) und damit 
jenseits des Großteils des Angebots der Kinder- 
tageseinrichtungen liegenden Arbeitszeiten macht 
folgende Zusammenstellung deutlich: 

- Etwa 25 Prozent derjenigen erwerbstätigen 
Mütter, deren jüngstes Kind unter drei Jahren 
alt ist, arbeiten täglich oder mehrmals die Wo- 
che nach 19 Uhr („Abendarbeit“), bei denen 
mit drei bis fünf Jahren alten jüngsten Kin- 
dern sind es 16 Prozent. 

- Etwa 30 Prozent derjenigen Mütter, deren 
jüngstes Kind unter drei Jahre alt ist, arbeiten 
jede Woche am Samstag, weitere ca. 17 Pro- 
zent alle zwei Wochen am Samstag. 

- Etwa 15 Prozent deijenigen Mütter, deren 
jüngstes Kind unter drei Jahren alt ist, arbeitet 
jede Woche am Sonntag und fast 15 Prozent 
alle zwei Wochen. 

Als weitere Größe, die das Betreuungsprofil 
prägt, gelten Notfallsituationen, die das oftmals 
sehr subtil gewebte Arrangement der Betreuung 
ins Wanken bringen können. Für drei Notfallsitu- 
ationen - Erkrankung des Kindes, Ausfall der je- 
weiligen Betreuungsperson sowie kurzfristige 
Arbeitszeitänderungen - gibt es für jedes sechste 
Kind keine Notfalllösung. Bezeichnend ist fer- 
ner, dass für drei Viertel der Kinder die eigene 
Familie diese Notfalleinrichtung darstellt, wäh- 
rend die Arbeitgeber und die Betreuungseinrich- 
tungen nur marginale Bedeutung haben (DJl 
2005b, 98). Beim häufigsten Betreuungsnotfall, 
der Erkrankung des Kindes, steigt die ohnehin 
schon hohe Betreuungszeit der Mütter um ein bis 
eineinhalb Stunden an. 


Daten des Sozioökonomischen Panels 2000, Berechnun- 
gen des DIW Berlin. 


Setzt man in einem weiteren Schritt der Argu- 
mentation die potenziell in mehreren Dimensio- 
nen flexibler werdenden Arbeitszeiten ins 
Verhältnis zum Angebot der Kinderbetreuungs- 
einrichtungen, dann ergibt sich für alle Alters- 
gruppen eine mehr oder weniger große Nicht- 
übereinstimmung, die so groß werden kann, dass 
manche für Deutschland von einer „care-crisis“, 
einem Betreuungsnotstand, sprechen (Joos 
2003). Betreuungsangebote für Kinder können 
dann ein effektives Instrument zur Integration 
von Berufs- und Familienleben sein, wenn sie für 
Eltern verfügbar, bedarfsgerecht und bezahlbar 
sind. Dies bedeutet, dass sie gleichermaßen ver- 
lässlich als auch flexibel sind. Trotz der an vielen 
Orten stattfindenden Weiterentwicklungen ist 
diese Bedarfsgerechtigkeit aber bei weitem noch 
nicht gegeben. 

Auf der Basis einer Recherche guter Praxis und 
begleitender Eltembefragungen können Jampert 
u. a. (2003, 104) nachweisen, dass für Eltern ne- 
ben der wahrgenommenen Kindgerechtigkeit der 
Betreuungseinrichtung, also ihrem Beitrag zum 
kindlichen Wohlbefinden und seiner Entwick- 
lung, die zeitlichen Rahmenparameter von Ein- 
richtungen der Kinderbetreuung ausschlagge- 
bend sind, wobei bezeichnenderweise allein 
erziehende Eltern diesen Aspekt noch stärker ge- 
wichten. Die recherchierten Beispiele guter Pra- 
xis zeichnen sich durch ein breites Repertoire 
von Maßnahmen zur zeitlichen Flexibilisierung 
aus: Flexibilität herrscht bei vielen dieser Ein- 
richtungen, was die Bring- und Abholzeiten, die 
Betreuung in Notfallsituationen und die Anpas- 
sung an die Arbeitszeiten der Eltern angeht (ebd., 
106). Bezieht man hier allerdings die immer wie- 
der gefundenen Zusammenhänge zwischen sozia- 
ler Schicht und Einkommenssituation und der 
Nutzung von Kinderbetreuungseinrichtungen mit 
ein (Alt/Blanke/Joos 2005), dann öffnet sich eine 
weitere Schere zwischen Eltern, die sich flexibel 
angepasste Lösungen leisten können und sol- 
chen, die das nicht können. 

Eine regionale Teilstudie beschreibt die Proble- 
matik der mangelnden temporalen Passfähigkeit 
bzw. der massiven Friktionen von Arbeitswelt 
und Betreuung exemplarisch anhand der gerade 
bei Frauen weit verbreiteten Form der Teilzeittä- 
tigkeit: 


Betreuungslücken und Betreuungsmix: Eine NRW-Studie 

ln dem Projekt „Bedarfsorientierte Kinderbetreuung“ wurde eine computerunterstützte Telefonbe- 
fragung mit 1 232 Müttern mit insgesamt 1985 Kinder unter 14 Jahren in NRW durchgeführt. Die 
wichtigsten Ergebnisse lauten: Zahlreiche Frauen arbeiten zumindest teilweise zu Zeiten, die außer- 
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halb der normalen Betreuungszeiten in Tageseinrichtungen für Kinder liegen. Über die Hälfte arbei- 
tet am späten Nachmittag (16:30 bis 19:00Uhr), ein Drittel am Abend (19:00 bis 22:00Uhr), ein 
Sechstel nachts und ein gutes Viertel am frühen Morgen. Auch die Erwerbsarbeit am Wochenende 
ist weit verbreitet: Die Hälfte der Frauen arbeitet samstags, ein knappes Drittel sonntags. Die Wahr- 
scheinlichkeit, auch zu atypischen Zeiten zu arbeiten, wächst mit steigender Stundenzahl. Aber auch 
für Teilzeitbeschäfligte mit geringer Stundenzahl stellen diese Arbeitszeiten keineswegs eine Aus- 
nahme dar. 

Wenn erwerbstätige Frauen mit einem Partner zusammen leben, übernimmt dieser bei 60,4 Prozent 
der Fälle zeitweise die Betreuung. Dabei spielt die Nachmittagsbetreuung die mit Abstand größte 
Rolle. Sobald atypische Arbeitszeiten auftreten, spielt die Betreuung durch den Partner eine deutlich 
größere Rolle. 53,4 Prozent der Kinder werden während der Arbeitszeiten ihrer Mütter auch durch 
andere Personen betreut - Großeltern, Nachbarn, Kinderfrau, Tagesmutter, Freunde, andere Mütter, 
Geschwister. Den weitaus größten Anteil haben dabei mit fast drei Viertel der Fälle die Großeltern. 
Dies erscheint jedoch eher als Notlösung. Tendenziell werden öffentliche Betreuungslösungen vor- 
gezogen. 

Erwerbstätige Mütter bauen vielfältige Formen von „Betreuungsnetzen“ auf ln 22,7 Prozent der 
Fälle gibt es ein umfassendes Netzwerk von Einrichtung, Partner und Dritten. Ein Drittel der Kinder 
ist zumindest zeitweise allein zu Hause während die Mutter arbeitet, ln nur zwei Dritteln dieser 
Fälle sind die Mütter mit dieser Lösung zufrieden, so dass sich auch hier eine Betreuungslücke 
zeigt. 

Angebote für atypische Arbeitszeiten 

Ein Angebot am späten Nachmittag würde das größte Interesse finden (21,8 Prozent), gefolgt von 
einer Betreuung am Samstag (14,9 Prozent), ln den meisten Fällen werden diese Betreuungsformen 
nicht für die gesamte Woche, sondern für einzelne Wochentage nachgefragt. Offensichtlich ist bei 
der Gestaltung von Angeboten für atypische Arbeitszeiten eine zeitlich flexible Nutzbarkeit der An- 
gebote besonders wichtig. 

Angebote für Kleinkinder 

Ein außerordentlich hoher Bedarf an flexiblen Lösungen besteht für die unter 3jährigen: 
44,8 Prozent der Mütter würde einen Krippenplatz an einzelnen Wochentagen nutzen. Auch eine 
stundenweise Betreuung an allen Wochentagen wird gewünscht (38,8 Prozent). Das insgesamt sehr 
hohe Interesse an institutionellen Betreuungslösungen für unfer 3jährige zeigt, dass längst nicht 
mehr die Mehrheit der Frauen der Meinung ist, Kinder dieses Alters sollten in jedem Fall nur in der 
Familie betreut werden. 

Angebote für Schulkinder 

Auch hier hegt der Schwerpunkt der Wünsche auf der Nutzung an einzelnen Wochentagen. Betrach- 
tet man die Rangfolge bezüglich der Inhalte der Betreuung, so zeigt sich ein besonders hohes Inte- 
resse an Freizeit bezogenen Angeboten (schulisch wie in Jugendzentren). Es besteht nicht nur Inte- 
resse aus Gründen der Betreuung während der Arbeitszeit, sondern sicher auch der Wunsch nach 
einer sinnvollen Freizeitgestaltung. 


Damit kommt der Ganztagsbetreuung von Schul- 
kindern eine überragende Bedeutung zu, die so- 
wohl der Förderung der Kinder als auch der bes- 
seren Integration von Familien- und Berufsleben 
dient. Befunde zu den Einstellungen und Verhal- 
tensweisen von Kindern, die einen Hort besu- 
chen, unterstreichen, dass diese Nachmittagsbe- 
treuung nicht zu Lasten der Interaktionen mit den 
Eltern gehen muss, sondern die gemeinsame Zeit 
besonders intensiv genossen wird (Kellermann 
1999, 110). 


VI. 5.4 Das Spektrum von Maßnahmen 
zur Gestaltung famlllen- 
gerechter Arbeitzeit 

Im Folgenden sind die grundsätzlichen Möglich- 
keiten einer familiengerechten Arbeitszeitpolitik 
aufgeführt (vgl. Expertise Becker 2004; Rost 
2004b). Sie gehen auf Praxisbeispiele zurück und 
belegen damit, dass sich in unterschiedlichen 
Branchen das Tor für eine Reihe familienfreund- 
licher Arbeifszeitregelungen zu öffnen beginnt. 
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Flexibilisierung hinsichtlich des Arbeitszeitum- 
fangs: 

Familienbedingte Teilzeitarbeit: Familienbedingte 
Teilzeitarbeit hegt vor, wenn die vereinbarte 
regelmäßige Wochenarbeitszeit aufgrund von fa- 
milialen Verpflichtungen kürzer ist als die regel- 
mäßige Wochenarbeitszeit vergleichbarer voll- 
zeitbeschäftigter Arbeitnehmer des Betriebes. 

Abgestufte Teilzeit nach Erziehungsfreistellung: 
Durch stufenweise Erhöhung der Arbeitszeit 
wird Beschäftigten nach einer Erziehungsfrei- 
stellung ein Wiedereinstieg ermöglicht. 

Kinderbonuszeit: Beschäftigten mit Kindern 
werden Arbeitsstunden gutgeschrieben, so dass 
sie bei gleich bleibendem Lohn monatlich weni- 
ger Arbeitszeit leisten müssen und mehr Zeit für 
die Familie haben. Denkbar ist auch, dass Be- 
schäftigte mit Kindern einen Bonus in Form von 
zusätzlicher Freizeit (z. B. einen zusätzlichen Ur- 
laubstag pro Kind) erhalten. 

Flexibilisierung hinsichtlich der Arbeitszeitlage: 

Zeitkonto: Die tatsächlich geleisteten Arbeitszei- 
ten werden in Form von Arbeitszeitguthaben 
oder Arbeitszeitschulden auf einem Zeitkonto er- 
fasst. Innerhalb festgelegter Grenzen (maximales 
Zeitguthaben bzw. maximale Zeitschuld) werden 
Phasen des Familien- oder Pflegeurlaubs bis hin 
zu einem vorgezogenen Ruhestand ermöglicht. 

Gleitzeit: ln einem bestimmten Rahmen können 
Beschäftigte selbst wählen, wann sie am Arbeits- 
platz erscheinen und wann sie ihn verlassen. 

Jahresarbeitszeit: Die Beschäftigten haben eine 
vereinbarte Jahresarbeitszeit, die in Absprache 
mit dem Unternehmen vergleichsweise selbstbe- 
stimmt erbracht wird. Die Lage der individuellen 
Arbeitszeit kann entsprechend den familialen Er- 
fordernissen gewählt werden. Der Ausgleich von 
Plus- bzw. Minusstunden ist innerhalb eines Jah- 
res möglich. 

Lebensphasenorientierte Arbeitszeit: Langfris- 
tige Arbeitszeitvereinbarung, in der die schwan- 
kenden familialen Belastungen der Beschäftigten 
berücksichtigt werden. Freistellung, Teilzeit- 
oder Vollzeitarbeit werden im Rahmen des Ar- 
beitsvertrages vereinbart. 

Flexibilisierung hinsichtlich der Arbeitsunterbre- 
chung: 

Pause: Pausen sind - in Abstimmung mit Kolle- 
gen/Kolleginnen - in der Länge und in der Lage 
frei einteilbar, so dass private Verpflichtungen 
(z. B. Kind von der Schule abholen und zur Ta- 
gesmutter bringen, Besorgungen für pflegebe- 
dürftige Angehörige) auch ohne größere Freistel- 
lungen wahrgenommen werden können. 


Urlaubsregelungen: Die jährliche Urlaubspla- 
nung wird unter besonderer Berücksichtigung 
der Ferienzeiten beider Partner und der Schulfe- 
rien der Kinder vorgenommen. 

Freistellung zur Betreuung von Angehörigen: 
Über den gesetzlich verankerten, zeitlich be- 
grenzten Anspruch auf unbezahlte Freistellung 
oder auf begrenzte Lohnersatzleistung hinausge- 
hende betriebliche Freistellung. 

Eltemzeit: Beschäftigte werden zur Erfüllung ih- 
rer Erziehungsaufgaben über den gesetzlichen 
Anspruch des Bundeserziehungsgeldgesetzes hi- 
naus von der Erwerbsarbeit freigestellt. 

Sabbatical: Längerfristige, geplante Freistellung 
von der Erwerbsarbeit - z. B. um eine längere 
Reise mit der Familie zu unternehmen - ohne 
Zahlung des Arbeitsentgeltes. Mittlerweile wer- 
den auch Kurzzeit- Sabbaticals von z. B. acht 
Wochen Länge gewährt, wodurch eine intensi- 
vere Betreuung von Kindern bei der Einschulung 
möglich wird. 

Deutlich wird anhand dieser Zusammenstellung, 
dass eine Zeitpolitik im Sinne des Wortes nur 
dann gelingen kann, wenn alle Adressaten 
gleichberechtigt einbezogen werden: Arbeitneh- 
merinnen/Arbeitnehmer, Gewerkschaften und 
Arbeitgeber. Eine intensiv auszuhandelnde und 
immer wieder auf bestimmte Bedarfe zu justie- 
rende integrierte Zeitpolitik ist ein wichtiges 
Feld zukünftiger Tarifentwicklungen. 

VI. 6 Die doppelte Anforderungs- 
struktur von Familienzeiten 

Nimmt man abschließend eine Lebenslaufper- 
spektive auf Familie ein, so fallen folgende mar- 
kante Tendenzen der vergangenen Jahrzehnte ins 
Auge: 

- die Konturen der Phasengliederung von Kind- 
heit/Ausbildung - Erwerbsphase - Alters- 
phase - im Lebenslauf weichen auf, da sich 
der Einstieg ins Berufsleben weiter nach hin- 
ten verschiebt und der Ausstieg aus demsel- 
ben - ungeachtet der kontinuierlich steigen- 
den Lebenserwartung - immer früher 
stattfindet, Erwerbszeiten von (Weiter-)Bil- 
dungszeiten begleitet werden und Erwerbsbio- 
grafien, insbesondere von Männern häufiger 
von Erwerbslosigkeitsphasen unterbrochen 
werden; 

- die sog. Familienphase von Frauen, in der sie 
ausschließlich ihre Kinder betreuen, wird kür- 
zer und ein wachsender Teil der Frauen be- 
kommt gar keine Kinder mehr; 

- demgegenüber weiten sich Pfiegeaufgaben 
für älfere Familienmitglieder tendenziell aus, 
die bislang weit überwiegend von Frauen im 
familialen Rahmen übernommen werden. 


Verlängerung der 
Lebenszeit und neue 
Bildungs-ZBerufsbio- 
grafien als Anforde- 
rung an Familienzei- 
ten 
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Auch wenn ältere Menschen heute gesünder 
sind als vor einigen Generationen, können 
sich doch durch die steigende Lebenserwar- 
tung längere Phasen von Hilfebedürftigkeit 
ergeben, die zu Anforderungen an Pflegende 
werden. Langfristige Prognosen gehen davon 
aus, dass mehr als die Hälfte der in diesem 
Jahr in Deutschland Neugeborenen 100 Jahre 
alt werden (Vaupel 2005). Im Verhältnis zur 
geringer werdenden Zahl der nachwachsen- 
den Generation zentrieren sich damit mehr 
Pflegeaufgaben auf weniger Pflegende; 

- und schließlich weicht der typische Familien- 
zyklus mit Familiengründung, Aufziehen der 
Kinder und anschließender „Empty-Nest“- 


Phase in der gleichen Personenkonstellation 
zunehmend einem mäandernden Familien- 
Pfad mit vielfältigen Verzweigungen und Ver- 
läufen (vgl. Kap. IV). 

Ungeachtet dieser Veränderungen ist die Vertei- 
lung von Zeit für Beruf und Familie im Lebens- 
lauf bis heute vor allem charakterisiert durch 
eine extreme geschlechtsspezifische Ungleich- 
heit, die sich als Linie durch die Lebensläufe von 
Frauen und Männern durchzieht. Männer arbei- 
ten fast durchgängig Vollzeit und haben kontinu- 
ierlichere Erwerbsbiografien als Frauen. 

Frauen unterbrechen ihre Berufstätigkeit häufig 
und/oder reduzieren ihre Arbeitszeit beträchtlich. 


Abbildung VL9 


Erwerbs- und Haushaltsarbeit bei Männern und Frauen 
in Abhängigkeit vom Familienverlauf 
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* Stundenzahl in der letzten Woche einschließlich Wochenende 

Quelle: Hans Bertram, auf der Basis von Daten des DJI Familiensurvey 2000, 10318 Befragte 
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Viele Zeitkonflikte 
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kräfte forcieren 
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zunehmend auch unterhalb der klassischen 
„Halbtagsbeschäftigung“. Im Familienverlauf 
zeigt sich eine deutliche Abhängigkeit der Zeit- 
belastung vom Status „keine Kinder“ bzw. vom 
Alter der Kinder und der anschließenden 
„Empty-Nest“-Phase, die für Frauen und Männer 
zwei typisch unterschiedliche Linien ergibt: 

Deutlich wird dabei vor allem aber auch die Ver- 
dichtung von Zeit als Gesamtarbeitszeit für 
Erwerb und Familie in den mittleren Lebensjahr- 
zehnten. Dies gilt in geringfügigen Schwankun- 
gen je nach Alter der Kinder für Mütter ebenso 
wie für Väter. Die höchsten Gesamtarbeitszeiten 
von Eltern ergeben sich in den ersten drei bzw. 
fünf Lebensjahren der Kinder, sie sinken nur 
langsam, bis die Kinder bis zu 14 Jahre alt sind, 
liegen dann aber immer noch bei deutlich mehr 
als 50 Stunden pro Eltemteil in der Woche. 
Wechselt man von der Individual- auf die Paar- 
ebene, so zeigt sich eine extreme zeitliche Belas- 
tung von Familienhaushalten mit Kindern. 

Wie wir gesehen haben, ergeben sich viele der 
Zeitkonflikte im Familienalltag aus der Verdich- 
tung von Anforderungen in der „Rush-Hour of 
life“ für beide Geschlechter, wenn auch in unter- 
schiedlich zusammengesetzten Mustern. Be- 
dingt ist diese Zeitverdichtung im Lebenslauf im 
Wesentlichen durch nach wie vor gültige Struk- 
turmerkmale von Berufen und Karriereerforder- 
nissen, die entlang des fordistischen Musters des 
„normalen“ männlichen, von Fürsorgearbeit frei- 
gesetzten und kontinuierlichen Erwerbslebens in 
die Institutionen von Bildung, Ausbildung und 
Arbeitsmarkt eingeschrieben sind. Verbunden 
sind diese Muster mit Anwesenheitszwängen im 
Betrieb, der Bereitschaft zu (über)langen Ar- 
beitszeiten und zu Mobilität (Moen 2005). Konn- 
ten Männer diesen strukturellen Erfordernissen 
des Arbeitsmarktes solange relativ problemlos 
nachkommen, wie Fürsorgearbeit im Rahmen 
der tradierten Arbeitsteilung von Frauen über- 
nommen wurde, so entstehen mit zunehmender 
Erwerbstätigkeit von Frauen nicht nur zeitliche 
Engpässe im Alltag, sondern auch Koordina- 
tionsprobleme von Erwerbsverläufen auf Paar- 
ebene. Verbunden sind diese - auf dem Hinter- 
grund des am Hauptemährermodell orientierten 
Systems der Besteuerung von Einkommen sowie 
der sozialen Sicherung - mit Benachteiligungen 
von Frauen in der Einkommensverteilung bis hin 
zu ihren Rentenbezügen. 

Sowohl neue widersprüchliche Ansprüche an fle- 
xible Arbeitskräfte forcieren die Widersprüche, 
die durch die prinzipielle Inkompatibilität etab- 
lierter Berufs- und Karrierestrukturen mit Fürsor- 
gearbeit ohnehin gegeben sind. Neu entstehende 
Friktionen zwischen unterschiedlichen gesell- 
schaftlichen Subsystemen von Familie, Bildung, 
Berufen, Arbeitsmarkt und sozialer Sicherung 


führen zu erheblichem strukturellem Anpas- 
sungsbedarf, damit auch Frauen heute prinzipiell 
in die Lage versetzt werden, für ihren Lebensun- 
terhalt durch Erwerbsarbeit tatsächlich selber 
aufzukommen und Männern es gelingen kann, 
auch an Familie aktiv teilzuhaben. 

Diesem Modell steht aber derzeit auf der Ebene 
kultureller Vorstellungen vor allem bei Männern 
noch ein „illusionäres Trendmodell“ des Lebens- 
laufs gegenüber (Behrens 2001). Gemäß diesem 
Modell gibt man sich der Vorstellung hin, bis 55 
beruflich alles zu geben, um dann spätestens mit 
55 Jahren einen Ruhestand zu genießen, der dann 
mit den unterschiedlichen außerberuflichen Fel- 
dern gefüllt ist. Zwar sind sich viele Befragte der 
Gefahr eines gesundheitlichen Verschleißes be- 
wusst, die mit dieser Form der Bewirtschaftung 
der eigenen Lebenszeit einhergeht, aber gleich- 
wohl „lockt“ das Reich der Freiheit. Dieses Mo- 
dell reibt sich nicht nur mit den gesundheitlichen 
Abbauprozessen, sondern auch mit dem Timing 
der Familienbiographie; denn die Zeit der Fami- 
liengründung und Kindererziehung fällt genau 
mit der Zeit zusammen, in der das intensive 
Reinwirtschaften von ökonomischen Ressour- 
cen hegt. Ferner trägt dieses Modell zur Frühver- 
rentung bei, die einer Entzerrung des Lebenslau- 
fes hinderlich ist. 


Vor dem Hintergrund dieser gegenwärtigen Ent- 
wicklungslinien und Tatbestände kreisen die 
Konturen einer in viele einzelne Politikfelder hi- 
neinreichenden neuen Zeitpolitik für Familien 
um die zentralen Anliegen Verlässlichkeit, Flexi- 
bilität und Integration. Es gibt zwar heute etliche 
Einzelbeispiele und Initiativen zu einer Zeitpoli- 
tik für Familien, meist auf betrieblicher und 
kommunaler Ebene. Was jedoch angesichts der 
zentralen Bedeutung von Zeit für Familien sowie 
der festgestellten Friktionen zwischen Familie, 
sozialem Nahraum und Betrieben als nächster 
Schritt dringend ansteht, ist ein Konzept, das die 
unterschiedlichen Ansatzpunkte, Akteure und 
Ebenen systematisiert. Der zentrale Ansatzpunkt 
einer Zeitpolitik für Familien ist die Gewährleis- 
tung eines ausgewogenen und selbstbestimmba- 
ren Verhältnisses von flexiblen und verlässlichen 
Rahmenbedingungen, um den besonderen Erfor- 
dernissen familialen Lebens mit seiner kontinu- 
ierlichen und doch nur begrenzt kalkulierbaren 
Inanspruchnahme Rechnung zu tragen und dabei 
eine Koordination von verschiedenen Akteuren, 
Aktivitäten und Orten zu ermöglichen. „Flexicu- 
rity“, die Verlässlichkeit mit Flexibilität verbin- 
det, sowie garantierte „Optionalität“, d. h. die 
wechselnden familialen Bedarfen und Lebensla- 
gen immer wieder neu anzupassende Ermögli- 
chung unterschiedlicher „richtiger“ Zeitmuster 
für Familien ohne normative Vorgaben, sind 
zwei entscheidende zeitpolitische Strategien für 
Familien sowohl im Hinblick auf Arbeits- wie 


Zentrale Anliegen 
der nenen Zeitpoli- 
tik: Selbstbestimm- 
bares Verhältnis von 
flexiblen und ver- 
lässlichen Rahmen- 
bedingungen 
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staatliche Rahmen- 
bedingungen 
notwendig 


auf Betreuungszeiten. Auf allen Ebenen erweist 
sich die lokale Zeitpolitik als Verbindung von 
zeitlichen und räumlichen Strukturelementen. 
Konkret richten sich Umsetzungsschritte an 
breite und neue Akteurskonstellationen, die über 
den Staat hinausgehen: an Arbeitgeber und Ge- 
werkschaften, an Schulen, an Verkehrsbetriebe, 
private und öffentliche Dienstleister. 

Eine solche lokal organisierte Govemance-Poli- 
tik ist zwar eine entscheidende Weichenstellung 
für eine verbesserte Lebensqualität für Familien. 
Aber diese machen die überregionale Steue- 
rungsebene von Bund und Ländern nicht über- 
flüssig. Das Werben für und Hoffen auf Kompro- 
misse auf betrieblicher Ebene wird allein nicht 
reichen, um allen abhängig beschäftigten Eltern 
bessere Bedingungen zu gewähren, wenn nicht 
zugleich staatliche Rahmenregelungen verändert 
werden und damit auch die Ernsthaftigkeit der 
Bestrebungen unterstrichen wird. Das Konzept 
einer staatlichen familienbezogenen Zeitpolitik 
kann hier nicht entfaltet werden. Es müsste sich 
auf die gesetzgeberische Ebene (z. B. Anpassung 
des Arbeitszeitgesetzes, Gesetzgebung zur Regu- 
lierung von Arbeitszeitkonten, sozialpolitisch 
unterstützte zeitliche Entlastung für Eltern und 
Pflegende), auf die Sozialversicherungen, auf die 
Umgestaltung familienbezogener Transfers, auf 
die tarifvertragliche sowie kommunale Ebene er- 
strecken (siehe Kap.Vlll). Betriebe könnten in 
weit stärkerem Maße als heute Anreize für eine 
entsprechende Personalpolitik erhalten. Nicht lo- 
kal zu lösen sind insbesondere Fragen sozialer 
Ungleichheit und Armut; ebenso wenig aber die 
sozial-, bildungs-, und arbeitsmarktpolitische 


Umsteuerungen zur Entzerrung des Lebenslaufs, 
der „Rush-Hour of life“, in der unter heutigen 
Bedingungen berufliche Konsolidierung, Bezie- 
hungsintensität, Kinder großziehen und die 
Pflege alter Eltern immer wieder problematisch 
aufeinander stoßen. 

Die Entlastung des familialen Alltags von zu viel 
konfligierender Gleichzeitigkeit, zusammenge- 
presst auf wenige Lebensjahre, erfordert die radi- 
kale Abkehr vom männlich konnotierten Modell 
der kontinuierlichen Erwerbsbiografie, wobei 
zwei Elemente gezielter politischer Gestaltung 
bedürfen: erstens darf eine neuerliche, flexible 
Sequenzierung des Lebenslaufs kein einseitiges 
Modell für Frauen werden, zweitens darf dies 
nicht zur verschärften Wirksamkeit entfesselter 
Flexibilisierung auf dem Arbeitsmarkt führen. 
Eine solche Zeitpolitik muss Alternativen des 
Ausstiegs in Sabbaticals im Sinn eines „family 
leave“ und die Arbeitszeitreduktion beider Ge- 
schlechter ins Auge fassen wie langfristige Alter- 
nativen zur Kopplung von Einkommen an Er- 
werbsarbeit. Es geht um die gesellschaftliche 
Anerkennung der Formen von Arbeit, die der- 
zeit, weil sie für die Gewinnrechnung nicht ren- 
tabel sind, zur Privatsache werden. Die Frage so- 
zialer Sicherung, insbesondere der zunehmend 
riskanteren Übergänge, steht damit für beide Ge- 
schlechter erneut auf der Tagesordnung. Die po- 
litische Implementation einer so umfassenden 
und anspruchsvollen Zeitpolitik für Familien ist 
angewiesen auf die Sichtbarmachung und Aner- 
kennung von Familie als gesellschaftlich sinn- 
voller und individuell wertvoller Lebensform 
und ihrer alltäglichen Herstellungsleistungen. 


Zeitpolitik für Fami- 
lien angewiesen auf 
Anerkennung von 
Familie als alltägli- 
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VII. Nachhaltige Famlllenpolltik: Neue Balancen zwischen Erwerbsarbeit 
und Fürsorge Im Lebenslauf 


VII. 1 Nachhaltigkeit als neue Integra- 
tion von Lebensentwürfen 

Horizontale Gerechtigkeit zwischen Familien und 
Nichtfamilien, die Chancengleichheit von Kin- 
dern unterschiedlicher familialer Herkunft und 
die Gleichheit der Geschlechter in Beruf und Fa- 
milie waren und sind zentrale, häufig diskutierte 
und untersuchte Themenschwerpunkte familien- 
wissenschaftlicher und familienpolitischer Aus- 
einandersetzungen (Wissenschaftlicher Beirat für 
Familienfragen beim BMFSFJ 2001; Deufel/ 
Geißler 2003; BVerFG/BvR 1629/94 2001). Hin- 
ter dieser Diskussion steht die Einsicht, „dass die 
Erziehungsleistung der Eltern dem Bestand der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit sowie der so- 
zialen Kultur der Gesellschaft dienen und quasi 
ein öffentliches Gut darstellen“ (Ott, 2003). Von 
diesen Erziehungsleistungen profitieren alle Ge- 
sellschaftsmitglieder, und zwar auch diejenigen, 
die zu diesen Leistungen nichts beitragen: „ln 
der Familie werden die Grundlagen sozialer und 
kooperativer Verhaltensweisen wie soziale Ver- 
antwortung, Solidarität und Fürsorge gelegt, 
ohne die soziale Systeme nicht bestehen können. 
Familien schaffen mit der Erziehung und Soziali- 
Seilschaft baut aut von Kindern die Basis tur das Funktionie- 

den Erziehungs-und ren demokratischer und marktwirtschaftlicher 
Sozialisationleistun- Gesellschaften, und Eltern leisten mit ihren Er- 
gen einer Familie aut ziehungs- und Bildungstätigkeiten einen erhebli- 
chen Beitrag zur Bildung des Human- und des 
Arbeitsvermögens der Kindergeneration, das 
letztlich die gesamtwirtschaftliche Leistungsfä- 
higkeit, das langfristige Wachstum und die Ent- 
wicklungsmöglichkeiten einer Gesellschaft be- 
einflusst. Eltern tragen ganz entscheidend zur 
Humanvermögensbildung der nächsten Genera- 
tion bei und sichern so die wirtschaftliche Wert- 
schöpfiing der Zukunft“ (Ott 2003). Damit wird 
ein Gedanke aufgegriffen, den Frau von Schweit- 
zer wie folgt formuliert hat: „Paarbeziehungen 
und Elternschaften sind konstitutiv für das all- 
tagsweltliche Zusammenleben der Menschen 
und die Alltagskultur von Gesellschaften, sie be- 
gründen die Pluralität der familialen Lebensfor- 
men. Für beide Beziehungsweisen sind neben 
den lebensnotwendigen haushaltsökonomischen 
Leistungen, der Sicherung des familialen Zusam- 
menlebens durch Versorgung, Pflege und Erzie- 
hung nicht nur der Kinder und Pflegebedürftigen, 
sondern eines jeden Menschen die sozial-kultu- 
rellen sittlichen Normen der Begründung von 
Geschlechter- und Generationensolidaritäten 
unerlässliche Voraussetzungen. Fehlt es an letz- 


teren, ist auch bei steigendem materiellen 
Wohlstand und wachsender institutioneller Ver- 
sorgung, Pflege und Erziehung kein Wohlfahrts- 
zuwachs in der Kultur des Zusammenlebens der 
Menschen zu erreichen“ (von Schweitzer 1997, 
30). 


Diese Perspektive der zentralen Bedeutung der 
Familie für die Humanvermögensbildung der 
Gesellschaft macht deutlich, dass die Familie in 
dieser Interpretation nicht nur eine Konsumge- 
meinschaft ist, sondern unverzichtbare Güter und 
Leistungen für die Familienmitglieder und für 
die Gesellschaft insgesamt herstellt (Krüssel- 
berg 2001, Kaufmann 2003). Wir haben schon in 
der Einleitung und in Kapitel drei und vier darauf 
hingewiesen, dass in der Familie nicht nur die 
Grundlagen des Humanvermögens einer Gesell- 
schaft geschaffen werden, sondern auch die Ba- 
sis lebenslanger Generationensolidarität und der 
Bereitschaft, Fürsorge für andere zu überneh- 
men. Deren Entwicklung kommt aber nicht nur 
den Familienmitgliedern selbst zugute, sondern 
nutzten jedermann, selbst dem, der sich an diesen 
Herstellungsleistungen innerhalb des Familien- 
verbandes nicht beteiligt. So entlasten die in fa- 
milialer Solidarität erbrachten Unterstützungs- 
und Pflegeleistungen die sozialen Sicherungssys- 
teme. Die Investitionen der Eltern in die Erzie- 
hung und Entwicklung ihrer Kinder ersparen der 
öffentlichen Hand nach den Daten des Fünften 
Familienberichts pro Kind rund 225 000 Euro 
(BMFSFJ 1994). Gemeinsame Güter, die jeder- 
mann nutzt, ohne dass sich jeder an der Entwick- 
lung dieser Leistungen beteiligt, haben die Ten- 
denz, in der Gesellschaft nicht nur knapp zu sein 
(Nida-Rümelin 2003), sondern es besteht auch 
die Gefahr, dass sich immer weniger Menschen 
hierfür engagieren. Aus einer individuellen Per- 
spektive scheinen die positiven Folgen eines 
reichlichen Humanvermögens, einer stabilen Ge- 
nerationssolidarität und einer großen Fürsorgebe- 
reitschaft, die jedem einzelnen zugute kommen, 
erreichbar, ohne dass der einzelne dafür Auf- 
wand befreiben muss (Olson 1971; Buchanan 
1995). 


Familie, Basis für 
lebenslange Genera- 
tionensolidarität 
und Fürsorge 


Ziel einer nachhaltigen Familienpolitik ist es da- 
her, jene sozialen, wirtschaftlichen und politi- 
schen Rahmenbedingungen zu schaffen, die es 
der nachwachsenden Generation ermöglichen, in 
die Entwicklung und Erziehung von Kindern zu 
investieren, Generationssolidarität zu leben und 
Fürsorge für andere als Teil der eigenen 
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Lebensperspektive zu interpretieren. Wenn für 
die nachwachsende Generation diese Elemente 
Teil der eigenen Zukunflsgestaltung sein können, 
dann ist mit dieser Zukunftsgestaltung auch ein 
wesentliches Element der gesamtgesellschaftli- 
chen Zukunft gesichert, ln diesem Sinne ist die 
Bereitschaft der Eltern, in die Entwicklung ihrer 
Kinder zu investieren, Generationssolidarität zu 
leben und für andere zu sorgen, zwar von ihrem 
persönlichen Glück und ihrer Freude motiviert, 
Kinder aufwachsen zu sehen, aber es ist eben 
nicht nur Teil des privaten Konsums, wie manche 
Ökonomen argumentieren und was Folbre 
(2003) kritisiert. Vielmehr engagieren sich Eltern 
in diesem Sinne „altruistisch“ für die Entwick- 
lung ihrer Kinder und damit für den gesellschaft- 
lichen Wohlstand, der allen zugute kommt. 

Es ist daher nicht uninteressant festzustellen, 
dass feministische Ökonominnen, wie Nancy 
Folbre, ähnlich wie Kaufmann, Kinder auch als 
gemeinsame Güter bezeichnen, deren Förderung 
und Entwicklung primär bei den Eltern hegt. 
Diese können aber dieses Engagement nur leis- 
ten, wenn eine nachhaltige Familienpolitik si- 
cherstellt, dass ein vorhandenes Engagement und 
eine vorhandene Bereitschaft, sich für die Ent- 
wicklung von Kindern einzusetzen, umgesetzt 
werden können. Darüber hinaus muss durch eine 
angemessene Infrastrukturpolitik gewährleistet 
werden, dass das Sozialisationsumfeld für die 
kindliche Entwicklung forderlich ist. Weiterhin 
ist durch eine angemessene Lebenslaufs- und 
Alltagszeitpolitik dafür zu sorgen, dass Genera- 
tionensolidarität und Fürsorge für andere auch 
gelebt werden kann. Durch eine angemessene 
ökonomische Transferpolitik müssen die ökono- 
mischen Benachteiligungen, die sich aus einem 
solchen Engagement für die Mütter und Väter er- 
geben, zumindest gemindert sowie Risiken mög- 
lichst beseitigt werden. 


Nachhaltige Familien- 
politik: Neue Balance 
der Rollenausgestal- 
tung von Frauen und 
Männern 


Im 3. Kapitel dieses Berichtes haben wir deutlich 
gemacht, dass ein Familienmodell, das die öko- 
nomische Verantwortung für die Familie allein 
beim Mann als Hauptemährer sieht und die Er- 
ziehungsleistungen der Familie im Wesentlichen 
auf die Frau konzentriert, einer nachhaltigen Fa- 
milienpolitik nicht entspricht. Der dahinter ste- 
hende Lebensentwurf zweier klar und eindeutig 
getrennter Lebensrollen von Mann und Frau 
steht den Zukunftsvorstellungen und Lebensent- 
würfen der nachwachsenden Generation insofern 
entgegen, weil sich auf Dauer die Kompetenzen 
und Fähigkeiten in modernen Dienstleistungsge- 
sellschaften auch außerhalb der Familie nicht 
mehr eindeutig in zwei getrennte Sphären, näm- 
lich der männlich dominierten, erwerbsorientier- 
ten Berufswelt, und der weiblichen Fürsorgewelt 
unterteilen lassen. Das hat nicht nur damit zu tun, 
dass heute junge Erwachsene beiderlei Ge- 
schlechts ein vergleichbares Qualifikationsni- 


veau erreichen, sondern auch damit, dass die Be- 
rufswelt selbst sich im Dienstleistungsbereich so 
verändert hat und weiterhin verändern wird. Da- 
durch kann zwischen der klassischen Rollentei- 
lung und der sich entwickelnden ökonomischen 
Struktur keine Balance mehr bestehen. Im Sinne 
einer nachhaltigen Familienpolitik muss aber 
eine neue Balance zwischen diesen Bereichen 
gefunden werden. 

Im internationalen Vergleich haben wir deutlich 
gemacht (Kap 11), dass die demografisch beding- 
ten Veränderungen männlicher und weiblicher 
Lebensentwürfe im Hinblick auf die Organisa- 
tion von Lebensläufen nur auf der Basis einer 
einzigen Lebensrolle, sei es die Berufsrolle oder 
die Mutterrolle, mit einiger Wahrscheinlichkeit 
dazu führen, dass nur begrenzte Lebensab- 
schnitte, nicht aber mehr das ganze Leben, mit 
Sinn und subjektiven Zukunftsperspektiven ge- 
füllt werden können. Die Balance zwischen Le- 
bensperspektive und Lebensentwurf auf der ei- 
nen Seite und der Dauer der Lebensläufe auf der 
anderen Seite, die heute und in Zukunft ein le- 
benslanges Lernen ermöglicht, lässt sich nicht 
mehr durch eine einfache Dreiteilung des Lebens- 
laufs herstellen, die zudem noch geschlechtsspe- 
zifisch nach unterschiedlichen Bereichen diffe- 
renziert ist. Sowohl die gesellschaftlichen 
Konstruktionen von Lebensläufen als auch die 
individuelle Konstruktion der eigenen Lebens- 
biografie im Kontext von Familie, Beruf, Ge- 
meinde und Nachbarschaft sowie Ausbildung 
und Weiterbildung setzen eine neue Konstruktion 
von Lebensläufen, aber auch von männlichen 
und weiblichen Lebensrollen voraus. Diese Neu- 
konstruktionen müssen einerseits die Länge des 
Lebens und die Ausdifferenzierung des Hu- 
mankapitals in einer Dienstleistungsgesellschaft 
reflektieren, andererseits aber auch die Möglich- 
keit schaffen, das eigene Leben so zu gestalten, 
dass eine Partizipation an der Fürsorge für an- 
dere, an der Erziehung für Kinder und an berufli- 
chen und gesellschaftlichen Aktivitäten in unter- 
schiedlichen Lebensphasen möglich ist. Damit 
kann die Formel der Industriegesellschaft „ent- 
weder Familie oder Beruf und später Rente“ 
überwunden werden. 

Im 4. Kapitel haben wir deutlich gemacht, dass 
die Investitionen der Eltern in das kindliche Hu- 
manvermögen, das Herstellen von Generationen- 
solidarität und die Bereitschaft, für andere zu 
sorgen, Leistungen sind, die im Lebenslauf von 
allen Mitgliedern einer Familie nur gemeinsam 
entwickelt und erbracht werden sowie in unter- 
schiedlichen Lebensphasen einer Familie in Ab- 
hängigkeit von den individuellen Lebensläufen 
der einzelnen Familienmitglieder immer wieder 
neu gemeinsam hergestellt werden müssen. Die 
Betonung von Familie als einer gemeinsamen 
Herstellungsleistung aller Mitglieder der Fami- 


Nachhaltige Famili- 
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Familie als Herstel- 
lungsleistung - ein 
iebensianger Prozess 


Neue Balance zwi- 
schen Biidung, 
Beschäftigung 
und Herstellung 
von Familie 


lie unterstreicht, dass wir die Familie als eine 
Produktionsgemeinschaft sehen, deren Herstel- 
lungsleistungen nicht nur fiir den privaten Kon- 
sum, sondern auch fiir die gesellschaftliche Ent- 
wicklung, einschließlich der wirtschaftlichen 
Prozesse der Gesamtgesellschaft, von großer Be- 
deutung sind. 

Die Entscheidung, gemeinsam eine Familie zu 
gründen und zu leben, eröffnet dem Paar zu- 
nächst nur die Option für diese Herstellungsleis- 
tungen, die aber in den unterschiedlichen 
Lebensabschnitten von den einzelnen Familien- 
mitgliedern immer wieder neu in Aushandlungs- 
prozessen mit den anderen und in Abhängigkeit 
von der Lebensumwelt der Familie ausgestaltet 
und erbracht werden müssen. Mit diesem Gedan- 
ken greifen wir die Vorstellung von Familie als 
einem Ort der Produktion von gemeinsamen Gü- 
tern auf Darüber hinaus gehen wir aber davon 
aus, dass diese Herstellungsleistungen lebens- 
lange, dynamisch auszuhandelnde Prozesse sind, 
die im Grundsatz nur gelingen können, wenn die 
Familienmitglieder ihre Lebensentwürfe und ihre 
Zukunftsvorstellungen in diesen Prozess einbrin- 
gen und leben können und mit den anderen Fa- 
milienmitgliedern eine gemeinsame Basis für 
diesen Herstellungsprozess finden. Im internatio- 
nalen Vergleich (Kap 11) wurde schon deutlich, 
dass die Herstellungsleistungen innerhalb der Fa- 
milie heute schon deswegen viel komplexer und 
schwieriger geworden sind, weil im Leben der 
jungen Erwachsenen durch hohe Investitionen in 
das Humankapital eine Optionsvielfalt entstan- 
den ist, in die das Engagement für Partnerschaft 
und Familie zusätzlich integriert werden muss. 
Die Länge des Lebenslaufs, die Mobilität und die 
beruflichen Anforderungen stellen alle Phasen 
des familialen Entwicklungsprozesses für alle 
Familienmitglieder immer wieder vor neue He- 
rausforderungen, wie auch die Solidarität zwi- 
schen den erwachsenen Familiengenerationen 
immer wieder neu ausgehandelt werden muss. 

Die heute noch weit verbreitete Vorstellung, die 
Entscheidung für Familie bilde bereits die Basis 
für die Realisierung dieser Herstellungsleistun- 
gen von Familien, teilen wir nicht. Vielmehr 
glauben wir, dass auch hier eine neue Balance 
gefunden werden muss, die die Dynamik der 
Verhandlungen und Beziehungen der Familien- 
mitglieder im Lebenslauf mitberücksichtigt. Die 
Vorstellung der Neuorganisation des Lebens- 
laufs, die es jungen Erwachsenen ermöglicht, an 
der ökonomischen Entwicklung der Gesellschaft 
zu partizipieren, Fürsorge für andere zu leisten 
und in die Erziehung von Kindern zu investieren, 
wird sich mit Sicherheit nur realisieren lassen, 
wenn es auch eine neue Balance zwischen Bil- 
dungssystem, Berufssystem und familialen Her- 
stellungsleistungen gibt. Eine solche neue Ba- 
lance, auf deren einzelne Aspekte wir noch 
eingehen werden, bedeutet, nicht nur über die 


Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu diskutie- 
ren, sondern zu reflektieren, ob die in der Indus- 
triegesellschaft entwickelten Vorstellungen von 
Privatheit und Öffentlichkeit Bestand haben kön- 
nen, oder ob auch hier neue Vorstellungen entwi- 
ckelt werden müssen (Krebs 2002). 

Heute wird mehr oder minder implizit davon 
ausgegangen, dass die Fürsorge für andere Fami- 
lienmitglieder, die Erziehung und Förderung der 
Entwicklung kleiner Kinder und die Generatio- 
nensolidarität eine höchst private Angelegenheit 
von Familien sind und eine Ressource der Fami- 
lien darstellen, über die man unbegrenzt verfü- 
gen kann. Diese Herstellungsleistungen von Fami- 
lien werden häufig auf der Basis höchst privater 
und persönlicher Motivationen entwickelt und er- 
bracht. Dabei darf aber nicht verkannt werden, 
dass von diesen Leistungen erhebliche positive 
Effekte für die gesamte Gesellschaft ausgehen. 
Solche „gemeinsamen Güter“ stellen keinesfalls 
eine unendliche Ressource in einer Gesellschaft 
dar, vielmehr besteht eher die Tendenz, dass sie 
knapp werden und verschwinden. Coleman hat 
schon 1976 darauf aufmerksam gemacht, dass 
auch in früheren Gesellschaften Familien ihre 
Leistungen für die nachwachsenden Generatio- 
nen eigentlich nur dann erbringen konnten, wenn 
sie von der Nachbarschaft, der Gemeinde und an- 
deren Organisationen unterstützt wurden. Er 
sieht die Schwäche der modernen Familien ge- 
rade darin, dass diese Formen der Unterstüt- 
zungsleistungen wegen der höheren Mobilität 
und größeren Anonymität in modernen Gesell- 
schaften geringer geworden sind. Daher ist es die 
Aufgabe einer nachhaltigen Familienpolitik, 
auch den Versuch zu unternehmen, neue Formen 
der Integration, der Unterstützungsleistungen 
und Kooperationen zwischen Familien in unter- 
schiedlichen Lebensphasen zu ermöglichen. Da- 
bei sollte durch neue Formen der Integration und 
Kooperation von Familien, Nachbarschaft und 
Gemeinde eine Balance entwickelt werden, die 
eine Partizipation aller Familienmitglieder in un- 
terschiedlichen Lebensbereichen zulässt. Solche 
neuen Formen von Partizipation und Koopera- 
tion werden auch zu einer Neubestimmung von 
Privatheit und Öffentlichkeit führen und sicher- 
lich auch zu einer Neubestimmung der Koopera- 
tion und Integration von professionellen, freiwil- 
ligen und familialen Unterstützungsleistungen. 
Ohne solche Unterstützungssysteme wird es je- 
denfalls für junge Erwachsene in einer komple- 
xen und hoch ausdifferenzierten Gesellschaft 
schwer sein, die unterschiedlichen Lebensberei- 
che miteinander zu integrieren. 

Dabei ergibt sich für eine nachhaltig orientierte 
Familienpolitik aus der demografischen Ent- 
wicklung in Deutschland, insbesondere durch 
den deutlich höheren Anteil der älteren Genera- 
tion, den Rückgang der Geburtenraten und damit 
verbundenen den Rückgang der nachwachsenden 


Nachhaltige Famili- 
enpolitik: Neue For- 
men der Integra- 
tion, Partizipation 
und Kooperation 
von Familien 


Nachhaltige Famili- 
enpolitik: Berück- 
sichtigung der zu- 
nehmenden 
Ausdifferenzierung 
und Heterogenität 
der Gesellschaft 



Drucksache 16/1360 


— 248 — Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


Nachhaltige Famili- 
enpolitik: Verbin- 
dung gesellschaftli- 
cher Trends mit der 
Entwicklung vor Ort 


Generation eine besondere Herausforderung. 
Während in vielen anderen Politikbereichen die 
demografische Veränderung moderner Gesell- 
schaften in der Regel damit beantwortet wird, die 
vorhandenen Systeme diesen demografischen 
Veränderungen einfach anzupassen, wird eine 
nachhaltige Familienpolitik sich nicht begnügen 
können, vorhandene Strukturen dieser Entwick- 
lung anzupassen, z. B. die Zahl der Infrastruktur- 
einrichtungen entsprechend der Geburtenent- 
wicklung einfach nach unten zu korrigieren. 
Vielmehr kann nachhaltige Familienpolitik nur 
dann die Rahmenbedingungen schaffen, die für 
eine selbstbestimmte Entscheidung für Familie, 
Fürsorge für Kinder und Generationssolidarität 
notwendig sind, wenn sie die zunehmende Aus- 
differenzierung und Heterogenität moderner Ge- 
sellschaften auf der Basis der demografischen 
Entwicklung berücksichtigt. 

Regional differenzierte demografische Entwick- 
lungen, wie beispielsweise die Migration inner- 
halb Deutschlands zwischen einzelnen Regionen, 
führen zu erheblichen Disparifäten von Lebens- 
lagen und Chancen für die dort nachwachsenden 
Generationen. Wo Abwanderungen stattfinden 
oder gar zunehmen, verschlechtern sich die sozi- 
alen, kulturellen und ökonomischen Chancen der 
zurückbleibenden Bevölkerung; die Entwicklung 
neuer Angebote, etwa im Bereich der Infrastruk- 
tur, ist kaum zu finanzieren. Hingegen können 
jene Regionen, die auf der Basis der Zuwande- 
rung Bevölkerung gewinnen, neue Konzepte ent- 
wickeln, ausbauen und finanzieren, ln den demo- 
grafisch benachteiligten Regionen ergeben sich 
dadurch Erschwernisse, verschiedene Formen 
von Fürsorge und Generationssolidarität zu le- 
ben, die notwendigerweise auf räumliche und 
personale Nähe angewiesen sind. Auch muss 
man davon ausgehen, dass durch die Heterogeni- 
tät der Bevölkerung aufgrund der Zuwanderung 
aus vielen Regionen der Welt Fragen der Soziali- 
sation, der beruflichen Integration und der Parti- 
zipation an der gesellschaftlichen Entwicklung 
anders beantwortet werden müssen als in einer 
relativ homogenen Gesellschaft, wie sie in den 
Fünfziger Jahren bestand. Eine nachhaltige Fa- 
milienpolitik wird bei einer solchen Perspektive 
notwendigerweise immer auch eine Politik sein 
müssen, die allgemeine gesellschaftliche Ten- 
denzen mit konkreten regionalen und kommuna- 
len Entwicklungslinien verbinden muss. 

Darüber hinaus lässt sich in Deutschland schon 
heute eine Vielfalt unterschiedlicher familialer 
Modelle feststellen, auch wenn im Durchschnitt 
- aus der Sicht der Kinder - die meisten von ih- 
nen bis zum 18. Lebensjahr gemeinsam mit ihren 
leiblichen Eltern aufwachsen. Diese Durch- 
schnittsbetrachtung verdeckt aber die Tatsache, 
dass sich zum einen im Lebenslauf von Familien 
die Zusammensetzung der Mitglieder der Fami- 


lie erheblich verändern kann. Sie verkennt vor 
allem die erheblichen regionalen Variationen fa- 
milialer Lebensmodelle in Deutschland, ln Süd- 
deutschland und Südwestdeutschland findet sich 
viel häufiger als etwa in Ostdeutschland das Mo- 
dell des (männlichen) Verdieners mit der (weibli- 
chen) Zuverdienerin. ln Ostdeutschland herrscht 
ähnlich wie in Nordeuropa eher das Modell der 
Zweiverdienerfamilie vor; das klassische Mo- 
dell des Hauptemährers ist zumindest in der jün- 
geren Generation auch in West- und Süddeutsch- 
land ein temporäres Modell in Abhängigkeit von 
der Zahl der Kinder geworden. Daneben konzen- 
trieren sich in den Städten, vor allem in Nord- 
deutschland, viele Familien mit einer allein er- 
ziehenden Mutter, die auf Sozialhilfe angewiesen 
sind. Diese unterschiedlichen Familienmodelle 
sind einerseits Ergebnis unterschiedlicher kultu- 
reller und politischer Traditionen, stellen aber 
andererseits natürlich auch das Ergebnis unter- 
schiedlicher wirtschaftlicher Entwicklungen dar. 
Auf solche regionalen Differenzierungen kann 
eine nachhaltige Familienpolitik nur reagieren, 
wenn sie diese regionale Vielfalt in Bezug auf fa- 
miliale Entwicklungen berücksichtigt. 

Aus diesen Überlegungen zur einer nachhaltigen 
Familienpolitik dürfte deutlich geworden sein, 
dass wir diesen Familienbericht einerseits in der 
Tradition des Fünften Familienberichts in Bezug 
auf die Sicherung des Humanvermögens in der 
modernen Gesellschaft sehen und uns insbeson- 
dere bei den Fragen zur Gerechtigkeit zwischen 
den Generationen und zwischen Familien und 
Nichtfamilien auf Argumente des Wissenschaft- 
lichen Beirats für Familienfragen stützen. Aller- 
dings sind wir auch der Meinung, dass die starke 
Betonung einer Lebenslaufperspektive und der 
Konstruktion der Familie durch die Mitglieder 
als einer gemeinsamen Herstellungsleistung im 
Lebenslauf wie auch die Betonung der Bedeu- 
tung der Fürsorge in modernen Gesellschaften 
eine Erweiterung der bisherigen Diskussion dar- 
stellt. Wir haben die Frage der Balance vor allem 
unter der Perspektive einer neuen nachhaltigen 
Familienpolitik diskutiert, weil wir davon ausge- 
hen, dass wir dadurch einige der wichtigsten und 
zentralen Probleme der gegenwärtigen Familien- 
politik so bündeln können, dass auf der Basis nur 
weniger ausgewählter Szenarien und Empfehlun- 
gen zentrale Perspektiven für eine zukünftige Fa- 
milienpolitik skizziert werden können. 

VII.2 Nachhaltigkeit und Lebenslauf 

Im Kapitel 11 haben wir mit den internationalen 
Vergleichen gezeigt, dass die Familienentwick- 
lung in Europa viele überraschende Parallelen 
aufweist, wie beispielsweise den Anstieg des 
Heiratsalters in den Siebziger Jahren, den Rück- 
gang der Geburtenrate, den Anstieg der Schei- 
dungen und die zunehmende Erosion des Mo- 
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dells des Familienemährers. Versucht man, 
einige der für Deutschland aufgezeigten Wider- 
sprüchlichkeiten der ökonomischen und politi- 
. sehen Entwicklung auf der einen Seite und der 
™*WahifreThek^- Weiterentwicklung familialer Lebenslagen auf 
Festhalten am der anderen Seite vor dem Hintergrund dieser in- 
Familienmodell temationalen Kontrastierung zu beleuchten, dann 
der 60er Jahre fällt folgendes auf: Die Infrastruktur insbeson- 
dere für kleine Kinder in Deutschland ist im Ge- 
gensatz zu den meisten anderen europäischen 
Ländern kaum ausgebaut und die Bundesrepu- 
blik hat mit wenigen anderen europäischen Län- 
dern an der Vormittagsschule festgehalten. Auch 
gewinnt man im Rahmen dieser internationalen 
Kontrastierung den Eindruck, dass trotz der poli- 
tischen und medialen Rhetorik der Freiheit der 
Wahlmöglichkeiten hinsichtlich der eigenen Zu- 
kunftsgestaltung an jenem Modell familialer und 
beruflicher Arbeitsteilung festgehalten wird, wie 
es in den Fünfziger und Sechziger Jahren entwi- 
ckelt wurde. Dies ist im 3. Kapitel beschrieben 
worden; daher werden hier nur noch einige Stra- 
tegien der in Kap 11 beschriebenen Länder dage- 
gengestellt, um zu verdeutlichen, wo möglicher- 
weise auch andere Handlungsoptionen in 
Deutschland denkbar sind. 

Vll.2.1 Die „Rush-Hour of Life“ 

ln Deutschland ist zwar ebenso wie in den ande- 
ren Ländern viel in das Humankapital der nach- 
wachsenden Generation investiert worden. Da 
aber die Familiengründung, die Entscheidung für 
Kinder und das Aufziehen von Kindern nach wie 
vor als alleinige und vor allem privafe Angele- 
genheit der Eltern betrachtet werden, gibt es so 
gut wie keine Überlegungen, inwieweit Famili- 
engründung, Entscheidung für Kinder und die 
Erziehung für Kinder auch realisiert werden kön- 
nen, wenn man ökonomisch noch nicht auf eige- 
nen Füßen steht. 

Aus dem Vergleich mit den anderen Ländern er- 
gibt sich, dass die dort praktizierte gestufte Form 
der Ausbildung die Möglichkeit schafft, nach 
einem Ausbildungsabschnitt aus dem Ausbil- 
dungssystem auszusteigen und später wieder ein- 
steigen zu können, die ökonomische Selbststän- 
digkeit früher zu erreichen und dennoch im 
Lebenslauf die höchsten Bildungsabschlüsse zu 
erreichen. Darüber hinaus ist zu konstatieren, 
dass lange Ausbildungszeiten und die ökonomi- 
sche Abhängigkeit von den Eltern durch das Un- 
terhaltsrecht die Zeit für die Familienbildung, die 
dukt des deutschen Enfscheidung für Kinder und die ökonomische 
Lebenslaufmusters Selbsfständigkeit in Deutschland besonders 
knapp geraten lassen. Wir haben im 2. Kapitel 
schon darauf hingewiesen, dass in Deutschland 
ein Akademiker bzw. eine Akademikerin rund 
fünf bis sechs Jahre für diese Lebensentschei- 
dungen zur Verfügung haben. Diese „Rush- 
Hour“ im Lebenslauf isf aber das Ergebnis politi- 
scher Nichtentscheidungen in Bezug auf die 


Neustrukturierung der Studienorganisation, der 
Möglichkeiten, Familiengründung und Studium 
zu verknüpfen, aber auch das Ergebnis eines Un- 
terhaltsrechts, das die ökonomische Selbststän- 
digkeit junger Erwachsener bis zum 27. Lebens- 
jahr und noch darüber hinaus im Wesentlichen 
von der ökonomischen Leistungsfähigkeit der 
Eltern abhängig macht. 

Darin ist aus Sicht der Familienberichtskommis- 
sion ein zentrales Ungleichgewicht in der heuti- 
gen Lebensperspektive junger Erwachsener zu 
sehen, das die Entscheidung für Familie und Kin- 
der deutlich erschwert. Zudem widerspricht eine 
solche Politik der hier vorgenommenen Defini- 
tion einer nachhaltigen Familienpolitik, weil 
junge Erwachsene wegen der ökonomischen Ab- 
hängigkeit - die heute viel länger dauert als bei 
ihren Eltern - nicht die Chance haben, so früh 
selbstständig über ihre Zukunft zu entscheiden 
wie ihre Eltemgeneration. 

Wir werden in den Szenarien zum Lebenslauf ei- 
nige Möglichkeiten skizzieren, was hier von an- 
deren Ländern zu lernen ist. Dabei muss hinzu- 
gefügt werden, dass die Bundesrepublik ähnlich 
wie einige südeuropäische Länder viel dafür ge- 
tan hat, die Lebensarbeitszeit zu verkürzen. 
Heute arbeiten nur noch knapp 40 Prozent der 
Bevölkerung zwischen dem 55. und 65. Lebens- 
jahr. ln den nordeuropäischen Ländern hegt die 
Erwerbsquote dieser Altersstufe bei 65 bis 
70 Prozent. Das gegenwärtig in Deutschland gel- 
tende Lebenslaufmodell setzt voraus, dass die 
Partizipation eines Individuums an allen zentra- 
len gesellschaftlichen Bereichen innerhalb von 
30 Jahren begonnen, entwickelt und abgeschlos- 
sen sein muss. Dabei ist heute davon auszuge- 
hen, dass von den nach 1970 geborenen Frauen 
ein signifikanter Prozentsatz 100 Jahre und älter 
wird. Das Lebenslaufmodell, das gegenwärtig in 
Deutschland dominiert, führt notwendigerweise 
zur Exklusion eines immer größeren Teils der 
Bevölkerung aus zentralen gesellschaftlichen 
Bereichen, wie Beruf und Familie. Es ist histo- 
risch einmalig, dass die aktive Partizipation eines 
Bürgers in einer demokratischen Gesellschaft auf 
ein Drittel seines Lebens begrenzt wird. Diese 
Aussage gilt zumindest für die nordeuropäischen 
Länder nicht. Nur am Rande sei vermerkt, dass 
die geringeren Finanzierungsprobleme des Wohl- 
fahrtsstaates in den nordeuropäischen Ländern 
auch mit seinen anderen Lebenslaufsmodellen 
Zusammenhängen. 

Vll.2.2 Der Widerspruch zwischen beruf- 
iicher Seibstständigkeit und 
ökonomischer Abhängigkeit 
vom Ehemann 

Auch wenn Deutschland viel in die Entwicklung 
und Bildung insbesondere der weiblichen Bevöl- 
kerung investiert hat und die Partizipation vor 
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allem der jüngeren Frauen in vielen Bereichen 
der Gesellschaft große Fortschritte gemacht hat 
und mit großer Wahrscheinlichkeit (Bund-Län- 
der-Kommission für Bildungsplanung und For- 
schungsforderung 2002) auch noch weitere Fort- 
schritte machen wird, hat die Bundesrepublik 
unter einer ökonomischen Perspektive an dem 
Familienmodell der Sechziger Jahre festgehalten 
(Kap. 111). Die familienpolitischen Möglichkei- 
ten, Erziehungszeit und Erziehungsgeld zu nut- 
zen, haben ökonomisch zur Folge, dass in 
Deutschland eine junge Mutter, die sich für die 
Eltemzeit entscheidet, ihre ökonomische Unab- 
hängigkeit aufgibt und sich in die ökonomische 
Abhängigkeit vom Ehemann oder Partner begibt. 
Auch wenn der größte Teil der Paare diese Ent- 
scheidung und die Konsequenzen dieser Situa- 
tion individuell miteinander aushandeln und da- 
mit umgehen können, bleibt festzustellen, dass 
mit dieser Entscheidungssituation der Wertekon- 
flikt zwischen beruflicher Tätigkeit und Familie- 
nengagement schärfer akzentuiert wird als in an- 
deren Ländern, ln einer Marktwirtschaft wird 
beruflicher Erfolg vor allem daran gemessen, in- 
wieweit der einzelne in der Lage ist, ökonomisch 
entsprechend seiner Vorstellungen unabhängig 
von anderen Personen sein Leben zu gestalten. 
Das Familienkonzept des Erziehungsgelds und 
der Erziehungszeit, das in Deutschland ange- 
wandt wird, schließt dieses a priori aus (BMFSFJ 
2004b). 

Jene Länder, die sich für ein lohnabhängiges El- 
temgeld entschieden haben, akzeptieren, dass 
junge Erwachsene, die sich für Kinder enfschei- 
den, subjektiv und objektiv auch weiterhin auf 
eigenen ökonomischen Füßen stehen. Ein Ne- 
beneffekt dieses Eltemgelds ist natürlich auch, 
darauf hat Hoem hingewiesen, dass die Einkom- 
mensverhältnisse von jungen Familien auch bei 
Inanspruchnahme von Eltemgeld nicht einer 
„Achterbahn“ folgen. Zieht sich einer der Partner 
für eine gewisse Zeit aus dem Erwerbsleben zu- 
rück, dann bedeutet ein lohnabhängiges Eltem- 
geld, in welcher Höhe es auch immer gezahlt 
wird, eine verlässliche finanzielle Basis, die es in 
Deutschland so nicht gibt. 

Vll.2.3 Lebenslauforientierte 
Familienförderung 

Finanzielle FamilienfÖrdemng in Deutschland 
orientiert sich mit nur wenigen Ausnahmen, wie 
dem Erziehungsgeld, nicht am Lebensalter der 
Kinder und den Lebensphasen von Familien. 
Kinderfreibeträge und das Kindergeld werden 
unabhängig vom Lebensalter der Kinder als Aus- 
gleich für entrichtete Steuern berechnet und das 
Ehegattensplitting ist Ergebnis der Unterstützung 
der gemeinsamen ehelichen Zugewinngemein- 
schaft. Auch die Ausgleichszahlungen an die 
Rentenkassen sind keine finanziellen Leistungen, 


die Familien mit Kindern zur Verfügung stehen, 
sondern die Sichemng von Anwartschaften auf 
eine Rente, wenn die Kinder schon lange aus 
dem Haus sind. Nach allen internationalen Ver- 
gleichen hegt Deutschland hinsichtlich seiner fi- 
nanziellen Aufwendungen für Familien im euro- 
päischen Mittelfeld (Bradshaw/Finch 2003a). 
Auch wenn solche internationalen Vergleiche mit 
gebotener Vorsicht zu interpretieren sind, weil 
bestimmte Leistungen nur schwer vergleichbar 
sind - wie etwa die Regelungen zur Unterstüt- 
zung des Erwerbs von Wohneigentum - zeigen 
die Vergleiche auch deutlich, dass die hier disku- 
tierten Länder, insbesondere die nordeuropäi- 
schen Länder (Kap. 11), ihre Leistungen insge- 
samt auf die Familienphase mit kleinen Kindern 
konzentrieren: Etwa durch das lohnabhängige 
Eltemgeld oder in Frankreich durch ein Splitting 
über die Haushaltsmitglieder. Damit wird ver- 
sucht, die finanziellen Transferleistungen so zu 
steuern, dass sie den Familien zur Verfügung sfe- 
hen, wenn sie am dringendsten gebraucht wer- 
den. 

Der internationale Vergleich zeigt, dass die nord- 
europäischen Länder die geringste Quote von 
Kindern in Familien aufweisen, die weniger als 
50 Prozent des Medians des Pro-Kopf-Einkom- 
mens zur Verfügung haben. Rainwater und 
Smeeding (2003) schätzen die Quote der Kinder 
in solchen Familien in Deutschland auf 9,5 Pro- 
zent, in Frankreich auf 7,2 Prozent, in Dänemark 
auf 4 Prozent, in Schweden auf 2,4 Prozent und 
in Großbritannien auf 16,3 Prozent. Diese Ver- 
gleichszahlen, die aus Mitte der Neunziger Jahre 
stammen, gewannen Rainwater und Smeeding 
aus der Luxemburg-Einkommensstudie. Die 
Zahlen zeigen, dass die Armutsbekämpfung in 
Deutschland im Verhältnis zu den anderen Län- 
dern nicht besonders effektiv ist. So hegen auch 
in Großbritannien die Quoten der Kinder, die in 
relativer Armut aufwachsen, wenn im Elternhaus 
niemand ein eigenes Einkommen verdient, mit 
50 Prozent recht deutlich unter den 60 Prozent 
von Deutschland. Sowohl Deutschland als auch 
England und Frankreich sind aber weit entfernt 
von den Niederlanden mit 41, Dänemark mit 22 
und Schweden mit 1 6 Prozent. 

ln Deutschland steht den Paaren dann am we- 
nigsten Geld zur Verfügung, wenn die die Kinder 
am kleinsten sind. Das durchschnittliche gewich- 
tete Pro-Kopf-Einkommen bei nichtehelichen 
Lebensgemeinschaften und Familien ohne Kin- 
der hegt sowohl bei den unter 35-jährigen wie 
bei den über 35- bis 45-jährigen gegenüber den 
gleichen Lebensformen in den gleichen Alters- 
gruppen mit Kindern durchschnittlich um 400 bis 
600 Euro höher. Das geringste Pro-Kopf-Ein- 
kommen weisen die allein erziehenden Frauen 
unter 35 Jahren auf, aber die Differenz von 300 Euro 
für das gewichtefe Pro-Kopf-Einkommen zu den 
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Abbildung Vll.la 

Anteil armutsgefährdeter Kinder in den 1990er Jahren (in Prozent) 


Schweden (1995) 


Dänemark (1992) 
Niederlande (1994) 
Vereinigtes Königreich (1995) 
Frankreich (1994) 
Deutschland (1994) 



Abbildung Vll.lb 

Anteil armutsgefährdeter Kinder nach Anzahl der Einkommenshezieher in den 1990er Jahren 

(in Prozent) 


Schweden (1995) 
Dänemark (1992) 
Niederlande (1994) 
Vereinigtes Königreich (1995) 
Frankreich (1994) 
Deutschland (1994) 
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16,4 
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I Einer oder mehr 
Einkommensbezieher 

iKein Einkommensbezieher 


41,5 


50,4 


50,6 
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Abbildung Vll.lc 

Anteil der Kinder in Zwei-Eltern-Familien mit niedrigem Einkommen* in den 1990er Jahren 

(in Prozent) 


Schweden (1995) 



Dänemark (1992) 



Niederlande (1994) 



■ sehr armutsgefährdet 

■ armutsgefährdet 

■ beinahe armutsgefährdet 


Vereinigtes Königreich (1995) 



Frankreich (1994) 
Deutschland (1994) 
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3 

8 


*> Ein Einkommen unter der Schwelle von 33 Prozent des Median wird als sehr armutsgefahrdet definiert, als armutsgetahrdet 
zählt ein Einkommen zwischen 33 und 50 Prozent unter der Schwelle des Median und als beinahe armutsgefährdet gilt ein 
Einkommen unter der Schwelle zwischen 50 und 66 Prozent des Median. 

Quelle: Rainwater, Lee/Smeeding, Timothy M.; Poor Kids in a Rieh Country. Rüssel Sage Foundation 2003, S. 21, 54, 82/ 
Datenquelle: Luxembourg Income Study 
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Abbildung VII. 2 

Durchschnittliches gewichtetes Pro-Kopf-Einkommen verschiedener Familienformen 

in Deutschland 2003 



Ehepaare ohne Kinder 

Nichteheliche Lebensgemeinschaften ohne Kinder 
Ehepaare mit Kind(ern) 

Nichteheliche Lebensgemeinschaften mit Kindern 
Allein erziehende Frauen 


Gewichtung der Pro-Kopf-Einkommen nach neuer OECD-Skala: 

1. Person=l, weitere Personen im Alter 15 oder mehr Jahre = 0,5, weitere Personen im Alter unter 15 Jahren = 0,3 
Quelle: Bernd Eggen, Ökonomische Situation der Familien in Deutschland und in seinen Ländern 2003, Expertise für den Sieb- 
ten Familienbericht, Stuttgart 


Eltern mit Kindern ist erheblich geringer als die 
Differenz zu den Paaren ohne Kinder. Diese Ein- 
sicht ist nicht neu, aber es erscheint doch wichtig 
festzustellen, dass die Einkommensdifferenzen 
in den höheren Altersgruppen zwischen den Le- 
bensformen an Bedeutung verlieren. 

Nach den Ergebnissen von Eggen (Expertise 
2004, 1+2) gehören in Deutschland auch Paare 
mit älteren Kindern, insbesondere die nicht eheli- 
chen Lebensgemeinschaften mit Kindern über 
18 Jahren, zu den Lebensformen mit den höchs- 
ten Wohlstandspositionen, deren gewichtetes 
Pro-Kopf-Einkommen 127 beträgt, bezogen auf 
den Durchschnitt von 100. Allein erziehende 
Frauen wie allein erziehende Männer mit Kin- 
dern unter drei Jahren erreichen nur 54 bezie- 
hungsweise 60 Prozentpunkte. Für diese lebens- 
lauf- und lebensphasenabhängige Veränderung 
der Einkommensverhältnisse gibt es keine aktu- 
ellen internationalen Vergleichsdaten. 

Aus den Ergebnissen von Rainwater und den Da- 
ten von Eggen ist jedoch abzuleiten, dass im eu- 
ropäischen Vergleich bei einem mittleren Trans- 
fervolumen von finanziellen Leistungen für 
Familien die relative Armut von Kindern in 
Deutschland weniger effektiv vermindert wird 


als in den nordeuropäischen Staaten. Gleichzeitig 
verfügen kinderlose Lebensgemeinschaften, un- 
abhängig davon, ob sie verheiratet sind oder 
nicht, sowie Familien mit älteren Kindern über 
erheblich höhere Einkommen als diejenigen, die 
sich neu für Kinder entscheiden. Auch wenn da- 
von auszugehen ist, dass finanzielle Transferleis- 
tungen bei einer Entscheidung für eine Partner- 
schaft oder Kinder nur eine untergeordnete Rolle 
spielen, so ist zumindest festzuhalten, dass im in- 
ternationalen Vergleich die Bildung einer Fami- 
lie in Deutschland gegenüber anderen Ländern 
besonders schwierig erscheint. Die Entscheidung 
für Kinder in Deutschland bedeutet grundsätzlich 
immer auch Einschränkung, etwa durch eine ex- 
trem lange ökonomische Abhängigkeit der Kin- 
der von ihren Eltern, die langen Ausbildungszei- 
ten und die Schwierigkeiten, in den Arbeitsmarkt 
einzutreten. Aus dieser Perspektive scheint die 
von Kaufmann formulierte Polarisierung zwi- 
schen denjenigen, die sich für Kinder entschei- 
den, und denjenigen, die das nicht tun, ein spezi- 
fisches Merkmal der bundesrepublikanischen 
Entwicklung zu sein. Diese ist aber in den hier 
skizzierten Punkten einer politischen Gestaltung 
zugänglich. 
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Vll.2.4 Verlässlichkeit im Alltag 

Die Analysen zur Zeitorganisation des Alltags von 
Familien haben gezeigt, dass Familien heute vor 
der Anforderung stehen, widersprüchliche zeitli- 
che Entwicklungen und Anforderungen auszuba- 
lancieren und dabei zunehmend Zeitknappheit zu 
erfahren. Vor allem drei Entwicklungen tragen zu 
Zeitkonflikten und Zeitknappheit in Familien 
bei: Zum ersten zerbrechen die alten, starren 
Zeittakte der Industriegesellschaft in vielen ge- 
sellschaftlichen Bereichen, vor allem in den stark 
flexibilisierten dienstleistungsorientierten Wirt- 
schaftszweigen. ln anderen familienrelevanten 
Bereichen jedoch, wie etwa Kinderbetreuungs- 
einrichtungen, Schulen und Behörden, bestehen 
sie fort. Zum zweiten bleibt die Norm der langen 
Anwesenheit am Arbeitsplatz als scheinbarer 
Nachweis von Produktivität und Leistungsbereit- 
schaft der Beschäftigten ungeachtet dieser Ver- 
änderungen bestehen. Sie entscheidet mit über 
berufliche Chancen und damit auch über die 
Möglichkeit, einen Arbeitsplatz zu bekommen 
bzw. zu sichern. Zum dritten kommt eine verän- 
derte zeitliche Binnenorganisation von Familien 
hinzu, die vor allem durch die zunehmende Er- 
werbstätigkeit von Müttern bedingt ist, aber auch 
durch die vielfältigen Aktivitäten von Kindern 
geprägt wird. Viele Familien, und hier insbeson- 
dere die erwerbstätigen Mütter, stehen deshalb 
vor täglichen zeitlichen Zerreißproben. Zeitkon- 
flikte ergeben sich aber nicht nur durch die rein 
quantitative Knappheit von Zeit in Familien, son- 
dern durch die qualitative Besonderheit des Zeit- 
bedarfs von Familien: Sie brauchen einerseits 
verlässliche und andererseits flexible Zeitstruk- 
turen, um kontinuierlich Fürsorgearbeit zu leis- 
ten, gleichzeitig aber bei Bedarf auch den wech- 
selhaften Anforderungen des familialen Alltags 
gerecht werden zu können. Die Arbeitszeitstruk- 
turen des Normalarbeitsverhältnisses, das meist 
für Männer gilt, sind jedoch durch Unbeweglich- 
keit und ganztägige Abwesenheit gekennzeich- 
net, und auch die für Mütter typische Teilzeitar- 
beit deckt sich weder in Dauer, Lage noch 
Verteilung automatisch mit dem Zeitbedarf von 
Familien und von Institutionen wie Schule etc.. 

Folge dieser strukturellen Brüche ist die weit 
verbreitete, belastende Zeitknappheit, wenn- 
gleich Familien hiervon unterschiedlich betrof- 
fen sind und Familien mit erwerbslosen Eltern 
eher das umgekehrte Problem von zuviel, dafür 
aber desorganisierter Zeit haben. Konzentrieren 
wir uns hier auf die erwerbstätigen Familien, so 
zeigt sich, dass sich zwar diejenigen, die für Für- 
sorgearbeit wesentlich zuständig sind, mit viel 
Organisationsaufwand bemühen, die verschiede- 
nen Aktivitäten und Interessen der einzelnen 
Familienmitglieder zu synchronisieren und zu 
koordinieren. Das Management dieser Aktivi- 
tätsvielfalt ist wichtig für ein gelingendes All- 


tagsleben von Familien, jedoch noch keine hin- 
reichende Bedingung für qualitativ wertvolle 
gemeinsame Zeit, für intensive Zuwendung und 
Erziehung, für Regeneration und für Teilhabe am 
sozialen Umfeld. Stressphänomene in Familien 
werden inzwischen auch aus der Perspektive von 
Vätern, die mehr Zeit mit ihren Kindern verbrin- 
gen möchten, sowie aus der Sicht von Kindern 
problematisiert. Die Durchsetzung partizipatori- 
scher Familienformen, einer partnerschaftliche- 
ren Arbeitsteilung sowie einer geschlechtersen- 
siblen Erziehung auch durch Väter, die von 
Kindern und Müttern meist positiv besetzt und 
gewünscht ist, wird durch diese Zeitkonstellatio- 
nen innerhalb und außerhalb von Familien behin- 
dert. Dies ist nicht nur binnenfamilial, sondern 
auch auf der Ebene der gesamten Gesellschaft 
nachteilig. Die Veränderungen der Arbeitswelt 
bedeuten eine Zunahme betrieblich vorgegebener 
Flexibilisierungen und Erwartungen an Mobilität 
sowie der Intensivierung von Erwerbsarbeit im 
Kontext des sich verschärfenden globalen Wett- 
bewerbs. Beschäftigte sehen sich insbesondere in 
Zeiten knapper Arbeitsplätze genötigt, fast jede 
Erwerbsarbeit zu akzeptieren, um ungeachtet ih- 
rer konkreten familialen Situation am Arbeits- 
markt teilzunehmen und Einkommen zu erzielen. 
Forciert wird dies durch eine Arbeitsmarktpoli- 
tik, die in Verbindung mit aktivierender Sozial- 
politik, Leistungen von der Bereitschaft zur Er- 
werbsarbeit fast „um jeden Preis“ abhängig 
macht und auf Integration in den Arbeitsmarkt 
setzt, ohne entsprechende Rahmenbedingungen 
- wie etwa Betreuungsplätze - für Beschäftigte 
mit Sorgeverpflichtungen zu gewährleisten. 

Wird dem Fortschreiten all dieser Entwicklungen 
nicht entgegengewirkt, so sind Probleme auf un- 
terschiedlichen Ebenen absehbar. Es verstärken 
sich die Belastungen von jungen Erwachsenen 
und Eltern bis hin zu dem Gefühl, Beruf und 
Familie im Alltag nicht mehr miteinander verein- 
baren zu können, obgleich dies der dezidierte 
Wunsch vieler junger Erwachsenen ist. Wenn 
sich die Vorstellung immer mehr durchsetzt, dass 
Familienleben hauptsächlich Stress bedeutet, 
schmälert das die Attraktivität dieser Lebens- 
form erheblich. Mittelbar wird die antizipierte 
oder realisierte Erfahrung, dass Familienalltag 
heutzutage nur schwer gelingen kann, dazu füh- 
ren, dass Kinderwünsche gar nicht oder weniger 
als gewünscht realisiert werden. Dies insbeson- 
dere von derjenigen Gruppe qualifizierter junger 
Frauen, die beruflich sehr engagiert sind und 
Karrierewünsche verfolgen, aber auch von denje- 
nigen Männern, die durch unsichere Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt keine neuen Muster der Be- 
rufs- und Familienbiografie wagen. Zeitkonfiikte 
und Zeitknappheit können aber auch schwierige 
Folgen für Kinder haben. Insbesondere Kinder 
mit erhöhtem Förderbedarf brauchen Zeit; 
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verlässliche Erziehungsverantwortung kann un- 
ter solchen Bedingungen kaum gelebt werden. 
Nicht zuletzt braucht aber auch die Pflege der 
Beziehung unter den Eltern Zeit, nicht nur in 
Krisensituationen und bei der Bewältigung 
schwieriger Übergänge zwischen verschiedenen 
Familienphasen, wie etwa bei der Geburt des ers- 
ten Kindes, sondern auch „im ganz normalen 
Alltag“. Auf Dauer sind die Partnerschaften, in 
denen sich die Eltern nur mehr die Klinke in die 
Hand reichen, gefährdet, nicht mehr genügend 
Zeit und Ressourcen für die eigene Beziehung zu 
haben. 

VII. 3 Care oder „Fürsorge“ als knappe 
Ressource In modernen 
Gesellschaften 

Fürsorge für andere bedeutet im Sinn von Arlie 
Hochschild (2003 a+b, 214), sich um den ande- 
ren zu sorgen und sich für das emotionale, men- 
tale und physische Wohlergehen eines anderen 
verantwortlich zu fühlen. Dies begründef sich 
normalerweise in einer wechselseifigen persona- 
len Beziehung zwischen demjenigen, der Für- 
sorge gibt, und demjenigen, der sie erhält. Sie be- 
tont auch, dass bei der Thematisierung von 
Fürsorge für Kinder oder Ältere in der Regel von 
familialen Bindungen und familialer Fürsorge 
gesprochen wird. Zudem weist sie darauf hin, 
dass diese Art von Fürsorge persönlich ist und 
zugleich mit Gefühlen besefzt, so dass wir in der 
Regel nicht von Arbeit sprechen und zumeist da- 
von ausgehen, dass diese Form von Fürsorge 
eine quasi natürliche Ressource menschlicher 
Gesellschaften ist. 

Hochschild zeigt aber, dass diese Art der persön- 
lichen, auf einer emotionalen Beziehung aufbau- 
enden Form der Zuneigung und Fürsorge auf ei- 
ner Unmenge kleiner und subtiler Aktionen 
aufbaut, die nicht nur selbst Zeit brauchen, son- 
dern auch nur zu leisten sind, wenn ein Teil die- 
ser Aktionen planvoll vorstrukturiert wird. Sie 
beschreibt das am Beispiel einer Tochter, die für 
ihre Mutter einen Arztbesuch organisiert. Diese 
Unterstützung dokumentiert sich nicht nur darin, 
dass Termine festgelegt werden und die Tochter 
die Mutter zum Arzt fährt; vielmehr wird die 
Tochter möglicherweise die Mutter zunächst von 
der Notwendigkeit dieses Besuches überzeugen, 
gleichzeitig aber versuchen, eine solche schwie- 
rige Situation durch ihre persönliche Anteil- 
nahme und Aufmunterung zu entspannen. Sie 
wird ihr helfen, mit möglichen Konsequenzen 
umzugehen und der Mutter das Gefühl geben, 
dass sie eine verlässliche Partnerin ist, die sich 
persönlich für das Wohlergehen der Mutter ver- 
antwortlich fühlt. Genau die gleiche personale 
Zuwendung und Fürsorge lässt sich für Kinder 
oder auch für die Partner zueinander beschrei- 
ben. Intuitiv neigen wir dazu, diese sehr persona- 


len Beziehungen als etwas Natürliches und Ge- 
gebenes anzusehen. 

VII. 3.1 Caremodelle Im Wandel 

Hochschild weist daraufhin, dass diese Form der 
Zuwendung und Fürsorge in den meisten Indus- 
triegesellschaften, wie das am Beispiel der „gu- 
ten Mutter“ (Expertise Mantl 2004) in Kapitel 111 
dargestellt wurde, innerfamilial in der Regel mit 
der Mutterrolle und außerhalb des familialen Be- 
reichs im Wesentlichen mit der weiblichen Rolle 
verknüpft wurde und sicherlich auch heute noch 
wird, ln der Einleitung dieses Kapitels wurde da- 
rauf hingewiesen, dass diese Fürsorge für andere 
im persönlichen Bereich zwar anderen unmittel- 
bar nutzt, aber auch diejenigen, die diese Für- 
sorge erbringen, persönlich befriedigt. Nichtsdes- 
totrotz sind solche Leistungen in diesem Bereich 
in ihren gesellschaftlichen Wirkungen für alle 
und jedermann von erheblicher Bedeutung. Nicht 
nur werden durch diese Leistungen immense 
Kosten in einer Gesellschaft gespart, es wird da- 
mit auch die Grundlage für soziale Verhaltens- 
weisen gelegt, ohne die eine Gesellschaft nicht 
existieren könnte. 

Hochschild nennt diese Verbindung zwischen 
Mutterrolle und Fürsorge „warm-traditional“, 
weil in dem traditionellen Familienmodell durch 
die klare Aufgabenteilung zwischen dem Vater 
und der Mutter als Hausfrau und fürsorgender 
Mutter die Möglichkeit gegeben war, sich aus- 
schließlich dieser Fürsorge zu widmen, dafür in 
andere Bereiche nicht integriert zu sein. Wir ha- 
ben auch schon gezeigt, dass diese Form der fa- 
milialen Arbeitsteilung die Partizipationschan- 
cen der Hausfrauen und Mütter an andere 
gesellschaftliche Bereiche nicht nur mindert, 
sondern, wie Rene König dies schon 1946 be- 
schrieb, diese „desintegriert“. An verschiedenen 
Stellen dieses Berichtes haben wir thematisiert, 
dass dieses Modell in einer globalisierten Wirt- 
schaft, die im Wesentlichen auf dem Wettbewerb 
von Ideen, Wissen und Kompetenzen aufbaut, 
kein Zukunftsmodell sein kann. Das gilt auch für 
die Bundesrepublik Deutschland, in der sich eine 
Transformation von einer Industriegesellschaft 
zur Dienstleistungsgesellschaft vollzogen hat, 
die aus vielen Gründen diese Form der innerfa- 
milialen Arbeitsteilung kaum noch zulässt. Zu- 
dem haben wir deutlich gemacht, dass aus Sicht 
der jungen Erwachsenen ein solches Modell 
nicht im Sinne einer nachhaltigen Familienpoli- 
tik sein kann, weil in diesem Modell die Bestim- 
mung über den eigenen Lebensweg einem vorge- 
gebenen Rollenmuster untergeordnet wird. 

Nun könnte man meinen, in einer hoch arbeitstei- 
ligen postindustriellen Wirtschaftsordnung könne 
die Fürsorge für andere auch dadurch aufgefan- 
gen werden, dass diese Leistungen weiterhin von 
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Frauen neben ihren beruflichen Verpflichtungen 
erbracht werden. Hochschild nennt diese Vorstel- 
lung das spätmodeme Modell, das davon aus- 
geht, dass die berufliche Arbeitszeit insgesamt 
die Zeit für Fürsorge verringert. Allerdings zeigt 
sie auch, dass bei einer solchen Vorstellung häu- 
fig die Auffassung vorherrscht, man könne die 
Fürsorge für andere auch etwas verringern, ohne 
dass diese Minderung der Standards Konsequen- 
zen für die Betroffenen habe. Als Alternative zu 
diesem Modell nennt sie das „kalt-moderne“ 
Modell, das die Fürsorge für andere im Wesentli- 
chen auf Institutionen verlagert. Das hat aller- 
dings zur Konsequenz, dass die Institutionen ihre 
Interessen und die Interessen ihres Personals in 
der Regel gegenüber den Interessen der ihnen an- 
vertrauten Personen höher gewichten (Coleman 
1990). 

Man könnte glauben, dass diese Probleme in 
Deutschland keine Rolle spielen, weil hier viel 
weniger Arbeitsstunden für die Erwerbsarbeit 
aufgewendet werden als in den Vereinigten Staa- 
ten. 

Jacobs und Gerson (2004) zeigen aber, dass im 
Vergleich zu den von uns untersuchten Ländern 
in Deutschland nach den Vereinigten Staaten von 
Amerika die meisten Paare gemeinsam mehr als 
80 Arbeitsstunden pro Woche erbringen, ln 
Deutschland sind das knapp über 50 Prozent, im 
Vereinigten Königreich 40 Prozent, in Schwe- 
den hingegen nur 13 Prozent und in den Nieder- 
landen 19 Prozent. Es gibt in Deutschland zwar 
nicht 80 Prozent der Paare wie in den USA mit 
mehr als 80 oder sogar 100 Arbeitsstunden, aber 
50 Prozent der Paare mit einer entsprechenden 
Zeitbelastung machen deutlich, dass in Deutsch- 
land ähnlich wie in den USA die gemeinsame 


Arbeitszeit kumuliert und dadurch eine additive 
Zeitbelastung für das Paar erwächst, die die Zeit 
für Fürsorge außerordentlich erschwert. Andere 
europäische Länder, wie die Niederlande oder 
Schweden, haben bei vergleichbarer Erwerbsbe- 
teiligung offenkundig Strategien entwickelt, die 
zu einer gleichmäßigeren Belastung hinsichtlich 
der Arbeitszeit bei allen Paaren geführt haben. 
Da die aussererwerbliche Zeit ein wesentlicher 
Bestandteil der Fürsorge ist, bleibt zumindest zu 
konstatieren, dass für einen großen Teil der Paare 
in Deutschland sich die Chancen auf freiblei- 
bende Zeit für Fürsorge verringern. 

VII. 3.2 Fürsorge In modernen 
Famlllenbeziehungen 

Wir haben in diesem Bericht deutlich gemacht, 
dass eine Rückkehr zu dem traditionellen Modell 
der Familie mit einer klaren Rollentrennung 
ebenso wenig wünschenswert ist wie eine vollstän- 
dige institutioneile Organisation von Fürsorge. 

Arlie Hochschild (2004) skizziert ein zukunfts- 
weisendes Modell, nämlich das einer „warm-mo- 
demen“ Familienbeziehung, das Männer und 
Frauen gleichwertig für Fürsorgeaufgaben einbe- 
zieht. Aus unserer bisherigen Argumentation 
dürfte deutlich geworden sein, dass eine der zen- 
tralen Herausforderungen moderner Wissensge- 
sellschaften darin besteht, die vorhandenen 
Kompetenzen und Fähigkeiten in einer Gesell- 
schaft nicht nur zu erhalten, sondern sie auch 
weiterzuentwickeln. Dazu gehört unter der hier 
diskutierten Fürsorgeperspektive vor allem eine 
Strategie zur Erweiterung der sozialen und men- 
talen Kompetenzen von Jungen und Mädchen, ln 
den letzten Jahren und Jahrzehnten ist es gelun- 
gen, Jungen wie Mädchen dazu zu bringen, viel 
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Erweiterung der so- 
zialen nnd mentalen 
Kompetenzen von 
Jungen und 
Mädchen 


Drucksache 16/1360 


- 256 - Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


mehr als noch die Eltemgenerationen in die ei- 
gene Ausbildung und das eigene Humankapital 
zu investieren und sich einem langen Bildungs- 
prozess zu unterziehen. Ebenso ist es gelungen, 
dass junge Frauen sich heute in vielen gesell- 
schaftlichen Bereichen genauso wettbewerbsori- 
entiert und leistungsbezogen in der Berufswelt 
durchsetzen wie ihre männliche Konkurrenten. 
Entsprechend ist es eine der größten Herausfor- 
derungen zur Entwicklung eines „warm-moder- 
nen“ Familienmodells, Jungen und junge Männer 
in ihren Kompetenzen der Fürsorglichkeit zu be- 
stärken. Dass dies nicht utopisch ist, lässt sich an 
dem großen Engagement vieler junger Männer 
im Zivildienst oder in anderen Bereichen freiwil- 
liger sozialer Leistungen ablesen. Hier wird deut- 
lich, dass moderne junge Männer im Grundsatz 
mit solchen Anforderungen keine Probleme ha- 
ben und, wie im Kapitel VI bereits gezeigt 
wurde, als junge Väter sehr wohl die Bereitschaft 
und das Interesse artikulieren, sich am Erzie- 
hungsprozess in der Familie zu beteiligen. 

Eine solche Kompetenzerweiterung der männli- 
chen wie auch der weiblichen Rollenzuschrei- 
bungen im Sinne eines solchen Familienmodells 
ist erforderlich (vgl. Kap. 111 und IV), weil trotz 
der Stabilität vieler Familien die Beziehungen 
zwischen den Familienmitgliedern im Lebens- 
lauf immer wieder neu gemeinsam geschaffen 
gen dann dauerhaft, werden müssen. Wenn aber die Sorge für andere 
wenn auf Fürsorge eben nicht nur eine personale emotionale Befrof- 
aufgebaut fenheit und Anteilnahme ist, sondern gerade aus 
einer Vielzahl von alltäglichen Handlungen für 
andere besteht, dann werden Familienbeziehun- 
gen zwischen Vätern und Kindern nur dann be- 
stehen können, wenn diese Beziehungen im 
Sinne von Fürsorge entwickelt worden sind. Das 
kann kein schneller Prozess sein, ln den Szena- 
rien (vgl. Kapitel Vlll) wird aber darüber nach- 
zudenken sein, ob und inwieweit solche Ent- 
wicklungen durch eine Neustrukturierung der 
Lebensläufe gefördert werden können. 

Kompetenzerweiterungen sind nicht nur erfor- 
derlich, weil sich die Familienbeziehungen zwi- 
schen Eltern und Kindern und zwischen den 
Partnern im Laufe der Familienentwicklung tief- 
greifend wandeln. Auch deswegen, weil Genera- 
tionssolidarität zwischen drei und möglicher- 
weise vier oder fünf Generationen von jungen 
Männern nur als Teil ihres eigenen Lebensent- 
wurfs begriffen wird, wenn ihnen die Möglich- 
keit gegeben wurde, diese Form von Solidarität 
als Fürsorge in die eigene Lebensperspektive zu 
integrieren. Ein langes Leben stellt ganz neue 
Anforderungen an alle Beteiligten, sich wechsel- 
seitig zu unterstützen und für einander Sorge zu 
tragen. Ein Lebenslaufsmuster, das dafür keine 
Zeit lässt, führt zu erheblichen Problemen bei der 
gesellschaftlichen Entwicklung. 


Darüber hinaus müssen wir aber auch davon aus- 
gehen, dass viele Leistungen im Bereich der Fa- 
milie, die traditionellerweise auf den Haushalt 
beschränkt waren, in Zukunft auf Familienmit- 
glieder in mehreren Haushalten zu verteilen sind. 
Das ergibt sich schon aus der viel häufigeren und 
länger dauernden gemeinsamen Lebenszeit meh- 
rerer Generationen. Daher bezieht sich diese 
Kompetenzerweiterung bei der nachwachsenden 
Generation nicht nur auf eine Erweiterung der 
Geschlechterrollen, sondern auch auf eine Erwei- 
terung der Lebensrollen von Eltern, Kindern und 
Großeltern, die im Lebenslauf immer wieder neu 
zu gestalten sind. 

Ein Familienmodell, das in diesem Sinne als 
warm und modern bezeichnet wird, setzt eine 
Kompetenzerweiterung von jungen Erwachsenen 
voraus. Beide Partner müssen in der Phase der 
Familiengründung, beim Aufwachsen der Kinder 
und bei der Entwicklung der Generationenbezie- 
hungen mit Großeltern und Kindern aushandeln 
können, wie sie gemeinsam oder arbeitsteilig die 
ökonomische Basis ihrer Partnerschaft und der 
Familie sichern, wie sie ihre jeweiligen berufli- 
chen Perspektiven entfalten und wie sie in die- 
sem Kontext Fürsorge für andere integrieren 
können, ln diesem Sinne wird eine „warm- 
moderne“ Familienbeziehung nur möglich sein, 
wenn beide Partner entsprechende Kompetenzen 
aus den unterschiedlichen Lebensbereichen in die 
Partnerschaft einbringen und gleichzeitig gelernt 
haben, Aufgaben und Perspektiven miteinander 
auszuhandeln, ln diesem Sinne wird ein solcher 
Familientypus immer auch eine Verhandlungsfa- 
milie, die in jeder Lebensphase ihre Beziehungs- 
muster immer wieder neu hersteilen muss. 

An verschiedenen Punkten dieses Berichtes 
wurde aber schon deutlich gemacht, dass solche 
Herstellungsleistungen und Aushandlungspro- 
zesse im Grundsatz nur möglich sind, wenn sie 
in einen nachbarschaftlichen und gemeindlichen 
Kontext eingebettet sind. Dieser musste sich 
durch eine differenzierte Infrastruktur und ent- 
sprechende Unterstützungen und Beratungsange- 
bote auszeichnen, und machte eine Betriebskul- 
tur notwendig, die solche Prozesse zulässt. Das 
ist aber gegenwärtig noch nicht überall gegeben. 

VII.4 Nachhaltige Familienpolitik und 
die Entwickiungschancen für 
Kinder 

Vii.4.1 Ressourcen für und von Famiiien 

Trotz aller Anstrengungen, die Ungleichheit in 
einer Gesellschaft durch die Bildung und Ausbil- 
dung von immer breiteren Bevölkerungsschich- 
ten als größere Chancengleichheit zu vermin- 
dern, ist auch bei einer noch so erfolgreichen 
Politik der Chancengleichheit davon auszugehen, 
dass ein Teil der Gesellschaftsmitglieder von den 
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Möglichkeiten einer solchen neuen flexibleren 
Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung nicht pro- 
fitieren kann. Auf Grund ökonomischer Entwick- 
lungen in einzelnen Regionen und Branchen, 
aber auch durch eine Fülle von anderen Faktoren, 
wie etwa ein nicht mehr angemessenes Ausbil- 
dungsprofil für neuere Berufe oder die man- 
gelnde Fähigkeit, sich neuen Herausforderungen 
zu stellen, werden solche unterschiedlichen Kon- 
sequenzen zu beobachten sein. Schon weiter 
oben wurde darauf verwiesen, dass vor allem 
Kinder unter sieben Jahren von diesen Prozessen 
zumindest ökonomisch besonders betroffen sind. 
Sie sind in Relation zu ihrem Bevölkerungsanteil 
in vielen Regionen Deutschlands überproportio- 
nal häufig nicht nur auf Unterstützungsleistun- 
gen durch die Sozialhilfe angewiesen, sondern 
finden sich auch überproportional häufig in der 
Gruppe der von relativer Armut betroffenen Be- 
völkerung wieder. 


Nachhaltige Famili- 
enpolitik heißt 
Investition in 
die Kinder 


Das gilt zwar nicht für die gesamte Bundesrepu- 
blik in gleicher Weise, sondern besonders für die 
großen Städte und ist auch keinesfalls allein ein 
deutsches Problem, da auch in anderen Ländern, 
wie etwa in Großbritannien oder den USA, Ähn- 
liches nachzuweisen ist. Im Sinne einer nachhal- 
tigen Familienpolitik ist aber die besondere 
Betroffenheit gerade der Kinder von den be- 
schriebenen Wandlungsprozessen eine besondere 
Herausforderung, weil wir Nachhaltigkeit als die 
Möglichkeit der nachwachsenden Generation in- 
terpretiert haben, ihre eigene Zukunft auf der Ba- 
sis eigener Kompetenzen und Fähigkeiten selbst 
entscheiden und gestalten zu können. Ein Land, 
in dem aber ausgerechnet die Kinder die Gruppe 
sind, die in besonderem Umfang von relativer 
Armut betroffen ist, betreibt mit Sicherheit keine 
nachhaltige Familienpolitik. Ohne uns mit die- 
sem Familienbericht in die Diskussion um den 
Zweiten Armutsbericht der Bundesregierung, ob 
sich die relative Kinderarmut in den letzten Jah- 
ren erhöht hat, einzuschalten, halten wir solche 
Diskussionen abhängig von der Art der Messung 
relativer Armut für notwendig, ln diesem Bericht 
haben wir uns an den Standards der international 
vergleichenden Armutsforschung orientiert 
(Bradshaw/Finch 2003b, Schulz 2004, Bradbury/ 
Jenkins/Micklewright 2001). Unter dieser Per- 
spektive ist festzuhalten, dass nach den Kalkula- 
tionen von Rainwater und Smeeding im europäi- 
schen Vergleich die Bundesrepublik in Bezug auf 
Kinder eine relativ ausgeglichene Einkommens- 
verteilung aufweist: 9,5 Prozent der Kinder leben 
unterhalb der relativen Armutsgrenze von 50 Pro- 
zent des medialen Einkommens, während dies in 
Schweden 2,4 Prozent, in Dänemark 4 Prozent, 
in Frankreich 7,5 Prozent und in Großbritannien 
mit einer sehr unausgeglichenen Einkommens- 
struktur 16 Prozent sind. 


Auf der Basis von entsprechenden Untersuchun- 
gen von Duncan, Brooks-Gunn und Shonkoff, 
worauf wir bereits verwiesen haben, ist davon 
auszugehen, dass sich zumindest bei einem Teil 
der Kinder und Jugendlichen daraus längerfris- 
tige nachteilige Konsequenzen ergeben können. 
Daher besteht hier eine besondere gesellschaftli- 
che Herausforderung, die Lebensumwelt von 
Kindern so zu gestalten, dass selbst dann, wenn 
auf Grund wirtschaftlicher, politischer und kultu- 
reller Strukturbrüche Familien und das Familien- 
umfeld in erheblichem Umfang zu zerbrechen 
drohen, hier im Sinne von Urie Bronfenbrenner 
in die Nachbarschaft und in das Umfeld von Kin- 
dern investiert werden muss. Insbesondere um 
Familien und Kindern die Möglichkeit zu geben, 
diese Strukturbrüche zu bewältigen. Auch wenn 
kein Zweifel daran besteht, dass manche dieser 
Strukturbrüchen durch ökonomische Unterstüt- 
zung in Form von Transferleistungen aufgefangen 
werden können, so haben wir doch in Kapitel V 
die These vertreten, dass wir eine neue Integra- 
tion von Familie, Nachbarschaft und Gemeinde 
benötigen, um mit den Konsequenzen dieses 
Wandels fertig zu werden. 

Wir sind allerdings auch der Meinung, und darauf 
haben wir hingewiesen, dass solche Investitionen 
ihrerseits auch positive Konsequenzen für die 
Nachbarschaften und Gemeinden selbst haben, 
weil durch solche Investitionen in die Infrastruk- 
tur nicht nur Arbeitsplätze entstehen, sondern da- 
durch auch Nachbarschaften und Stadtteile, die 
sich im Niedergang befinden, möglicherweise vi- 
talisiert werden können. 

Vll.4.2 Regionale Polarisierungs- 
tendenzen 

Die starke Orientierung an den Vorstellungen ei- 
nes sozial-ökologischen Ansatzes, der die Inte- 
gration von Familien, Nachbarschaften und Ge- 
meinde als Basis der Verlässlichkeit und Stabilität 
von Beziehungen innerhalb der Familie und zwi- 
schen Familie und Umfeld ansieht, thematisiert 
damit auch die Frage, wie durch geeignete Per- 
spektiven ein solche Infrastrukturpolitik in Gang 
gesetzt werden kann. Dass dies notwendig ist, 
lässt sich in Deutschland auch durch die demogra- 
fischen Entwicklungen innerhalb der einzelnen 
Bundesländer und vor allem in den großen Städ- 
ten durch empirische Ergebnisse abstützen. 

Die Bundesrepublik erlebt gegenwärtig vor al- 
lem in den neuen Bundesländern, aber auch in ei- 
nigen Regionen der alten Bundesländer, eine 
kurzfristig kaum auszugleichende Verringerung 
der nachwachsenden Generation, was wir als 
Problem der kleinen Kohorten bezeichnet haben. 
Dieser Rückgang des Nachwuchses führt in eini- 
gen Regionen zu einem Überangebot an Einrich- 
tungen der Jugendhilfe bei Kindergärten bzw. 
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Kindertageseinrichtungen, Grundschulen und Schu- 
len sowie Einrichtungen der Tagespflege mit ei- 
nem erheblichen Personalüberhang und stellt in 
diesen Regionen die betroffenen Gemeinden vor 
schwierige Finanzierungsprobleme. Dieser Rück- 
gang ist einerseits auf die Bevölkerungsabwan- 
derung in manchen Regionen der Bundesrepub- 
lik zurückzuführen, aber auch darauf, dass der 
Geburtenrückgang nach der Wende bis 1998, 
aber auch in jüngerer und jüngster Zeit, nicht zu 
einem Ende kam. Vielmehr bewegen sich gegen- 
wärtig in diesen Regionen die Geburtenraten 
leicht unterhalb der Geburtenraten in den alten 
Bundesländern. Als Konsequenz dieser Entwick- 
lung wird für die Kinder, die in diesen Regionen 
aufwachsen, zumeist die vorhandene Infrastruk- 
tur abgebaut. Aus der Bildungsdiskussion der 
Sechziger Jahre (Peisert 1967; Bertram/Gille 
1990) wissen wir aber, dass die Benachteiligung 
ländlicher Regionen hinsichtlich der Bildungschan- 
cen ihrer Kinder ganz wesentlich auf die räumli- 
che Feme der Bildungseinrichtungen zurückzu- 
führen war. Es ist leicht vorstellbar, dass 
aufgmnd des jetzt absehbaren Nachfragerück- 
gangs nach Infrastmktur für Kinder durch den 
Abbau der Infrastrukturen genau jene Effekte 
hervorgemfen werden, die in den Sechziger Jah- 
ren bekämpft wurden. 

Aber auch in den Regionen, wo die kleinen Ko- 
horten ein nicht so gravierendes Problem darstel- 
len wie in den großen Städten West- und 
Süddeutschlands, zeichnen sich erhebliche Pola- 
risiemngstendenzen ab. So durch den nach wie 
vor zu beobachtbaren Trend zumindest eines 
Teils von Familien, mit den Kindern aus den gro- 
ßen Städten abzuwandem und in die ländlichen 
Regionen, in die Peripherie der Städte zu ziehen. 
Dies vor allem dämm, dort Wohneigentum zu er- 
werben oder auch nur ein Wohnumfeld zu fin- 
den, das aus Sicht der Eltern dem Kindeswohl 
zuträglicher ist als manche innerstädtische 
Wohnlage. Dabei ist weiterhin bei niedrigen Ge- 
burtenraten davon auszugehen, dass Eltern, die 
über einen angemessenen Wohnraum für ihre 
Kinder nachdenken, genau dahin wandern, wo 
schon andere Eltern mit Kindern leben. Diese im 
Gmndsatz positive Entwicklung für die Umland- 
gemeinden großer Städte hat aber zwei Konse- 
quenzen, die in einer Gesellschaft auf Dauer zu 
Polarisiemngstendenzen führen körmen: Auf der 
einen Seite werden in den Umlandgemeinden 
neue Infrastmkturangebote für Kinder geschaf- 
fen, und auf der andern Seite fehlt in den großen 
Städten gerade jene Gmppe von Eltern, die für 
den Kindergarten bzw. Kindertageseinrichtun- 
gen, die Schule und die Nachbarschaft im Inte- 
resse der eigenen Kinder ein hohes Engagement 
zeigt. Zudem bevorzugen heute Unternehmen bei 
Neuansiedlungen nicht mehr notwendigerweise 
Innenstadtstandorte, sondern suchen sich Stand- 


orte aus, bei denen sie vermuten, dort eine hoch 
qualifizierte und gute Belegschaft zu finden, so 
dass sich die hier beschriebene Tendenz eher 
noch verstärkt. 

Eine solche Entwicklung kann dazu führen, dass 
sich in besfimmfen Innensfadtquartieren großer 
Städte vor allem jene Familien konzentrieren, die 
aus ökonomischen Gründen nicht mobil sind, so- 
wie jene Familien, die aus anderen Ländern nach 
Deutschland zugewandert sind. Die Städte leben 
aber davon, dass in ihnen möglichst alle Bevöl- 
kemngsgrappen und Bevölkemngsschichten in 
angemessener Weise vertreten sind, so dass sol- 
che Polarisiemngstendenzen die Lebensqualität 
und die wirtschaftlichen Zukunftsperspektiven 
der großen Städte erheblich in Frage stellen kön- 
nen. 

Vll.4.3 Vielfalt und Integration 

Die hier beschriebenen Tendenzen einer zuneh- 
menden Polarisiemng moderner Gesellschaften, 
die jene besonders prämieren, die den Flexibili- 
tätsanfordemngen spätmodemer Wissensgesell- 
schaften entsprechen, während sie diejenigen, 
die bereit sind, in die Sorge für andere und in 
eine sfabile Lebensumwelt für ihre Kinder zu in- 
vestieren, eher benachteiligen, beschreiben ein 
Dilemma, das international in der Familienfor- 
schung gegenwärtig intensiv diskutiert wird 
(Skolnik 2001; Furstenberg 1996; Moynihan/ 
Smeeding/Rainwater 2004). Keiner dieser Auto- 
ren nimmt für sich in Ansprach, bereits eine Lö- 
sung für eine neue Integration von Erwerbsarbeit 
und Familie und Gemeinde im Informationszeit- 
alter zu haben, doch lässt sich die durchgängige 
Tendenz der Argumentation in einigen wichtigen 
Punkten zusammenfassen: Alle Industriegesell- 
schaften sind davon ausgegangen, dass durch die 
Spezialisierung und Ausdifferenzierang nicht nur 
einzelner Arbeitsprozesse, sondern auch der 
meisten Lebensbereiche, das politische, soziale 
und wirtschaftliche Leben der Gesellschaften be- 
sonders intensiv und effektiv organisiert werden 
könne. Das gilt nicht nur für die Organisation der 
Erwerbsarbeit selbst, sondern auch für die Quali- 
fikationen der Gesellschaftsmitglieder und eben 
auch für die Organisation des Alltags. Robert N. 
Bellah (1991) hat dies sehr anschaulich beschrie- 
ben, wie in einer Familie mit mehreren Personen 
jeden Tag jedes Familienmitglied mehrere Orte 
aufsuchen muss. Das bringt für die einzelnen Fa- 
milienmitglieder erhebliche Wegezeiten mit sich, 
und da in der Regel keine zeitliche Abstimmung 
und Koordination zwischen den Aufgaben an 
diesen verschiedenen Orten stattfindet und häu- 
fig auch gar nicht stattfinden kann, ist ein auf 
Kontinuität und gemeinsame Zeit angelegtes Fa- 
milienleben schon deswegen besonders schwie- 
rig, weil die ganz normale Alltagsorganisation 
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die Koordinationsleistungen fiir die gemeinsame 
Zeit in die Familie verlagert. 

Solche Koordinationsleistungen sind zu einem 
wesentlichen Bestandteil unseres Alltagslebens 
geworden, und die Flexibilisierung von Lebens- 
arbeitszeit und Arbeitszeit steigert die Anforde- 
rungen solcher Koordinationsleistungen noch 
einmal. Viele Autoren, die sich mit der Zukunft 
der Familie auseinandersetzen und sich fragen, 
wie in einer solchen flexiblen Gesellschaft Stabi- 
lität und Verlässlichkeit für gemeinsame Zeit er- 
zeugt werden kann, weisen darauf hin, dass die 
Spezialisierung und Ausdifferenzierung von 
Städten und Gemeinden in unterschiedliche 
Quartiere mit differenzierten Funktionen auch 
ein Ergebnis der Entwicklung und Durchsetzung 
der modernen Stadt gewesen seien (Scott 1998). 
Während in der Industriegesellschaft schon auf 
Grund der lauten und schmutzigen Produktion 
die Trennung von Wohnen und Arbeiten plausi- 
bel und durch den hohen Kapitaleinsatz für Ma- 
schinen eine Konzentration der Produktions- 
standorte eine ähnlich logische Konsequenz der 


Entwicklung der Industriegesellschaft war, stellt 
sich heute die Frage, ob in einer Wissens- und In- 
formationsgesellschaft diese Differenzierung von 
Funktionen überhaupt noch sinnvoll ist. Mögli- 
cherweise besteht eine Antwort auf die Flexibili- 
sierung von Arbeitszeit und Arbeitsorganisation 
in einer Wissensgesellschaft in der Integration 
oder zumindest dem Versuch einer stärkeren In- 
tegration von Familie, Nachbarschaft und Ge- 
meinde: Dabei kann durch entsprechende Infra- 
strukturangebote und Unterstützungsleistungen 
für Familien versucht werden, einen Teil des jetzt 
sehr unkoordinierten Alltags so zu strukturieren, 
dass die Koordinationsleistungen für unter- 
schiedliche Anforderungen nicht mehr allein bei 
der Familie hegen. Hier geht es nicht nur um 
eine zeitliche Koordination und die zeitliche In- 
tegration unterschiedlicher Lebensbereiche, son- 
dern es geht auch darum, bei der Weiterentwick- 
lung städtischer Infrastrukturangebote die 
funktionale Trennung, die das Merkmal der In- 
dustriegesellschaft gewesen ist, in Frage zu stel- 
len und durch neue Angebote zu überwinden. 
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VIII. Zukunftsszenarien 


VIII. 1 Einleitung: Zukunftsszenarien 

nachhaltiger Famllienpolitik 

Nachhaltige Familienpolitik beansprucht, zur Ent- 
wicklung gesellschaftlicher und politischer Rah- 
menbedingungen beizutragen, die der nachwach- 
senden Generation die Entscheidungen für eigene 
Lebensformen und für Familie und Kinder in 
Freiheit und Selbstverantwortung ermöglichen. 
Nachhaltige Familienpolitik trägt somit dazu bei, 
den heutigen Eltern und der nachwachsenden Ge- 
neration die Möglichkeit zu eröffnen und zu si- 
chern, die Fürsorge für Kinder, die Fürsorge für 
die eigenen Eltern, die Fürsorge für den Partner/ 
die Partnerin in eigener Entscheidung als Teil der 
eigenen Lebensführung nicht nur zu begreifen, 
sondern auch zu realisieren. Daher widersprechen 
die Benachteiligungen, die sich aus der Entschei- 
dungjunger Erwachsener für ein Engagement und 
Fürsorge für andere ergeben - und auch in unserer 
Gesellschaft heute noch vielfältig anzutreffen 
sind - einer nachhaltigen Familienpolitik. 

Eine so verstandene nachhaltige Familienpolitik 
trägt dazu bei, das Humanvermögen einer Ge- 
sellschaft zu erhalten und zu akzeptieren, dass 
die Leistungen der nachwachsenden Generation 
für die eigenen Kinder, für die Solidarifät mit den 
Eltern und die Fürsorge in Staat und Gesellschaft 
auch in einer global wettbewerbsorientierten 
Wirtschaft genauso wichtig für die Zukunft einer 
Gesellschaft sind wie die ökonomischen Aktivi- 
täten der Gesellschaft. Auch in einer globalisier- 
ten Welt sind die Ressourcen von Familien und 
Kindern eine unverzichtbare Voraussetzung für 
die ökonomische Zukunftsfähigkeit dieser Ge- 
sellschaft. 

Diese Zukunftsfähigkeit und ihre Gestaltungs- 
möglichkeiten hängen nicht nur von dem Erhalt 
des Humanvermögens ab, sondern auch von den 
Möglichkeiten, in einer Wettbewerbsgesell- 
schaft Fürsorge gegenüber anderen praktizieren 
zu können, ohne dass dies die Teilhabe an ande- 
ren gesellschaftlichen Bereichen ausschließt oder 
zu erheblichen Nachteilen führt. Nachhaltige Fa- 
milienpolitik, in der die Fürsorge für andere als 
eine genauso wichtige Leistung in einer Gesell- 
schaft betrachtet wird wie ökonomische Leistun- 
gen und Aktivitäten, ist notwendigerweise immer 
auch eine Politik der Geschlechtergleichheit. Da- 
mit kann sichergestellt werden, dass nicht auf der 
Basis unterschiedlicher Präferenzen der Ge- 
schlechter für gesellschaftliche Bereiche eine 
Benachteiligung von Frauen und Müttern ent- 
steht und gleichzeitig die Bedeutung der Für- 


sorge für moderne Gesellschaften herabgesetzt 
wird. 

VIII. 1.1 Nachhaltige Familienpolitik als 
Lebenslaufs- und Zeltpolltik 

Eine nachhaltige Familienpolitik versucht nicht, 
jenes in der Industriegesellschaft entstandene 
Modell der Familie auf der Basis zweier getrenn- 
ter Sphären, nämlich der häuslichen und der be- 
ruflichen, einfach dadurch zu modernisieren, 
dass die Struktur dieses Modells erhalten bleibt 
und lediglich durch die Verbesserung der Infra- 
struktur Müttern mit Kindern erleichtert wird, 
Beruf und Familie miteinander besser zu kombi- 
nieren. Eine nachhaltige Familienpolitik versucht 
als Lebenslaufpolitik Möglichkeiten zu schaffen, 
in einem sehr viel längeren Leben, das den meis- 
ten Menschen heute vergönnt ist, die klassische 
Dreiteilung des Lebenslaufs in Kindheit und Ju- 
gend als Bildungsphase, das Erwachsenenalter 
als Berufs- oder Familienphase und das Ren- 
tenalter als Freizeitphase, zu überwinden. 

Die Verteilung von Lebensaufgaben im Lebens- 
lauf ist so zu organisieren, dass nicht bestimmte 
Lebensphasen zu einer vollständigen Überlas- 
tung und Überforderung führen und andere Le- 
bensphasen ohne gesellschaftliche Teilhabe als 
reine Freizeit außerhalb der Gesellschaft organi- 
siert werden. Eine nachhaltige Familienpolitik 
als Lebenlaufspolitik muss also dazu beitragen, 
jene „Rush-Hour“ im Leben, die wir schon im 
internationalen Teil beschrieben haben, zu über- 
winden. Dazu ist es notwendig, das klassische 
Modell des altersdifferenzierten Lebenslaufs 
durch altersintegrierte Modelle des Lebenslaufs 
zu ersetzen (Riley/Riley 1992). 

Nachhaltige Familienpolitik unterstützt jene 
Rahmenbedingungen, die es jungen Erwachse- 
nen ermöglicht, auf der Basis persönlicher Präfe- 
renzen Partnerschaftsbeziehungen und familiale 
Lebensformen herstellen zu können. Damit ver- 
bunden ist auch, gemeinsam mit einem Partner/ 
einer Partnerin sich für Kinder im Lebenslauf so 
zu entscheiden, dass diese Entscheidung eine 
längerfristige Basis für die Entwicklung eines 
gemeinsamen Lebens ent wurfs bieten kann. 

Diese Kumulation von Lebensaufgaben in einer 
sehr kurzen Lebensphase ist durch ein neues al- 
tersintegriertes Lebenslaufmodell zu ersetzen. 
Das setzt voraus, die tägliche Zeit in Familie, 
Ausbildung und Beruf so zu organisieren, dass 
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die oben formulierte Gleichwertigkeit von Für- 
sorge für andere, die Entwicklung des Humanka- 
pitals und die ökonomischen Aktivitäten auch ge- 
währleistet werden kann. Dies verlangt eine neue 
Balance zwischen den verschiedenen Bereichen. 
Sie zeigt sich vor allem darin, dass die notwen- 
dige Verlässlichkeit bei Sorgeaufgaben mit der 
Entwicklung von Humankapital und den berufli- 
chen Aktivitäten gleich gewichtet wird. Das klas- 
sische Modell der Industriegesellschaft kannte 
feste Zeitstrukturen und eine klare Aufgabentei- 
lung nicht nur innerhalb der Familie, sondern 
auch zwischen Familie, Kinderbetreuungsein- 
richtung. Schule und Ausbildung. Die Verläss- 
lichkeit für Fürsorge und für die Beziehung zu 
anderen Menschen in der Industriegesellschaft 
war aber eben nur gewährleistet, weil es diese 
klaren Strukturen gab. ln einer flexiblen Ökono- 
mie zerfallen sowohl diese festen Zeitstrukturen 
als auch die klaren Aufgabenteilungen zwischen 
bestimmten gesellschaftlichen Institutionen. 

Eine nachhaltige Familienpolitik wird die Auflö- 
sung klarer und fester zeitlicher Muster und Auf- 
gabenteilungen nicht zurückholen können, weil 
der Übergang zur Dienstleistungsgesellschaft 
diese klassischen Strukturen zerbrochen hat und 
die heutigen Subjekte andere Lebensentwürfe 
und andere Lebensvorstellungen und damit ver- 
bundene andere Präferenzen entwickelt haben als 
die Eltemgenerationen. Allerdings benötigt eine 
solche Gesellschaft mit pluralen Lebensentwür- 
fen und hoch flexiblen Zeitstrukturen auch Stra- 
tegien, jene Verlässlichkeit für Fürsorge und Be- 
ziehungen für andere sichersfeilen zu können. 
Eine nachhaltige Familienpolitik kann sich also 
nicht allein auf die Rahmenbedingungen familia- 
1er Lebensformen konzentrieren, sondern muss 
auch die Möglichkeit schaffen, dass in Lebensbe- 
reichen wie der Arbeitswelt Zeitstrukturen und 
Formen von Arbeitsteilung entwickelt werden, 
die diese Verlässlichkeit als eine notwendige Vo- 
raussetzung für Fürsorge und Beziehung zu an- 
deren sicherstellt (Skolnik/Skolnik 2001). 

VIII. 1.2 Nachhaltige Famlllenpolltik als 
eine neue Integration von 
Familie, Erwerbsarbeit, 
Nachbarschaft und Gemeinde 

Die Industriegesellschaft basierte auf einer rigo- 
rosen Trennung der Arbeitssphäre, des Wohnens, 
der Ausbildung und der institutionellen Fürsorge 
für Kinder. Dieser Vorsfellung einer möglichsf 
hoch spezialisierten und ausdifferenzierten Orga- 
nisation einer Gesellschaft folgten auch die meis- 
ten Infrastrukturangebote für Familien und Kin- 
dern, mit dem Ergebnis einer unübersichtlichen 
Fülle von finanziellen Unterstützungsleistungen 
und institutioneilen Angeboten für Familien. Die 
Fragmentierung und Ausdifferenzierung moder- 
ner Gesellschaften, Gemeinden und Nachbar- 


schaften macht es Familien mit Kindern heute 
zunehmend schwer, in einer solch fragmentierten 
Welt Kindern jene Stabilität und Sicherheit in Fa- 
milie und Umwelt zu geben, die für ihre Ent- 
wicklung eine unerlässliche Voraussetzung dar- 
stellen (Shonkoff/Philipps 2000; Grossmann 
2003, 2005). Es ist eine der Paradoxien der Ent- 
wicklung der modernen Familienpolitik, Infra- 
strukturpolitik für Kinder und Jugendliche sowie 
der Bildungspolitik, dass auf die Ausdifferenzie- 
rungen moderner Gesellschaften mit einer zu- 
nehmenden Ausdifferenzierung von Maßnah- 
men, Institutionen, Zuständigkeiten und 
Qualifikationsangeboten reagiert worden ist. 
Dies ist keinesfalls ein deutsches Phänomen, 
sondern wird auch in anderen Ländern festge- 
stellt und kritisiert (Rainwater/Smeeding 2003). 
Da darüber hinaus die Familie mit Kindern heute 
nicht mehr mehrheitlich dem Modell der Versor- 
gerehe entspricht, haben viele Gesellschaften wie 
die Bundesrepublik zu lange darauf gesetzt, dass 
die Familie - und hierbei insbesondere die Müt- 
ter - diese neuen Herausforderungen alleine be- 
wältigen können. Das Modell „Supermom“, die 
im Grundsatz alles leisten kann, was für Beruf, 
Familie und Partnerschaft erforderlich ist, war 
lange Zeit die Grundvorstellung, mit der man 
glaubte, die Herausforderungen moderner Ge- 
sellschaften bewältigen zu können - allenfalls er- 
gänzt um die Hoffnung, dass die Ehemänner sich 
die Aufgaben mit den Müttern teilen. Aber so 
sehr sich auch Eltern darum bemühen, mit diesen 
strukturellen Fragmentierungen und Ausdifferen- 
zierungen moderner Gesellschaften fertig zu 
werden, diese Herausforderungen werden allen- 
falls von einem Teil der Familien mit entspre- 
chenden Ressourcen bewältigt. Die Strukturpro- 
bleme können gar nicht auf individueller Ebene 
in der Familie gelöst werden, da sie Ausdruck ei- 
ner gesellschaftlichen Differenzierung sind, die 
sozial und politisch thematisiert und bearbeitet 
werden muss. 

Nachhaltige Familienpolitik muss deshalb auf al- 
len Ebenen der Gesellschaft einschließlich der 
institutioneilen Strukturen im kommunalen Be- 
reich dazu beitragen, Angebote zur Unterstüt- 
zung von Familien nicht weiter auszudifferenzie- 
ren, sondern wieder neu zu integrieren. Dazu hat 
es in der letzten Zeit eine Vielzahl sehr erfreuli- 
cher Ansätze insbesondere im kommunalen Be- 
reich gegeben. Diese müssen aber im Grundsatz 
um eine nachhaltige Familienpolitik ergänzt wer- 
den, die sich bemüht, auf allen Ebenen der Ge- 
sellschaft ein höheres Maß an Stringenz und Ko- 
härenz zu entwickeln. Damit kann für Familien 
mit Kindern eine klar erkennbare und nachvoll- 
ziehbare Struktur entstehen, die von den Fami- 
lien dann optimal genutzt werden kann. Eltern 
müssen ihre Kompetenzen so einbringen können, 
dass sie nicht nur als Klienten und Nutzer auftre- 
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gen übernehmen 


ten, sondern eine aktiv gestaltende Rolle in der 
Lebensumwelt ihrer Kinder einnehmen können. 

Eine nachhaltige Familienpolitik muss deshalb 
dazu beitragen, Eltern als „Investoren“ in die Zu- 
kunft ihrer Kinder und zugleich als „Investoren“ 
in die Zukunft von Nachbarschaft und Gemeinde 
zu begreifen. Eltern sind nicht nur die wichtigs- 
ten Förderer ihrer Kinder, sondern sie sind in der 
Regel gerade im Interesse ihrer Kinder bereit, 
sich auch für kommunale und nachbarschaftliche 
Angelegenheiten besonders zu engagieren 
(BMFSFJ 2000a, 2001). Dieses Engagement zu 
fördern setzt voraus, dass zwischen Eltern, Kin- 
dern, Nachbarschaft, Gemeinden und professio- 
nellen Angeboten für Familien und Kindern eine 
neue Offenheit entsteht, die die gemeinsame Ver- 
antwortung der Eltern, der Gemeinden und der 
institutionellen Angebote für Familien für die 
Zukunft der Kinder ermöglicht. Nachhaltige Fa- 
milienpolitik ist in diesem Sinne ganz in der Tra- 
dition des sozial ökologischen Ansatzes von Urie 
Bronfenbrenner (1981) eine Politik, die nicht nur 
die Bedeutung der Lebensumwelt für Kinder be- 
greift, sondern auch den Versuch unternimmt, die 
Lebensumwelt von Kindern so zu gestalten, dass 
jene Sicherheit, Verlässlichkeit und Bindungs- 
möglichkeit entsteht, die notwendig ist, um sich 
zu einem selbstständigen und selbstbewussten 
Staatsbürger entwickeln zu können. 

Vlll.1.3 Nachhaltige Familienpolitik und 
finanzielle Unterstützung für 
Familien 

Eine nachhaltige Familienpolitik ist immer auch 
eine Politik, die sich sowohl um die ökonomi- 
sche Situation von Familien mit Kindern als auch 
von Familien mit Fürsorgeleistungen für andere 
auseinander zu setzten hat. Viele dieser familia- 
len Leistungen können nur erbracht werden, 
wenn sie nicht nur marktförmig abgewickelt 
werden. Daher muss man sicherstellen, dass die- 
jenigen, die sich solchen Aufgaben widmen, ge- 
genüber denjenigen, die sich diesen Aufgaben 
nicht widmen, nicht ökonomisch benachteiligt 
werden oder ihre ökonomische Unabhängigkeit 
zu Gunsten dieser Leistungen teilweise aufgeben 
müssen. 

Das Gesamtsystem familienbezogener Maßnah- 
men in Deutschland ist aber durch eine Vielzahl 
unterschiedlicher Leistungen gekennzeichnet, die 
bei unterschiedlichen Gebietskörperschaften, un- 
terschiedlichen Ministerien und anderen Akteu- 
ren auf der Ebene des Bundes, der Länder und der 
Kommune angesiedelt sind. Die familienbezoge- 
nen Leistungen sind in verschiedenen Rechts- 
bereichen geregelt und auf unterschiedliche 
Institutionen mit jeweils unterschiedlichen An- 
spruchsvoraussetzungen, Leistungshöhen und Fi- 
nanzierungsfragen verteilt. Darüber hinaus sind 


bestimmte familienpolitische Leistungen nicht 
explizit als solche ausgewiesen. Auf der 
Leistungsseite führt diese organisatorische Zer- 
splitterung zu Inkonsistenzen in den Anspruchs- 
voraussetzungen, der Leistungshöhe und den 
Verteilungswirkungen der jeweiligen Instru- 
mente. Der Maßnahmenkatalog deutscher Fami- 
lienpolitik ist unüberschaubar und intransparent 
und führt zu Überschneidungen und Wider- 
sprüchlichkeiten zwischen den familienpoliti- 
schen und sonstigen verteilungspolitischen 
Zielsetzungen, so dass die Wirkungen kaum ab- 
geschätzt werden können (vgl. für diese Beurtei- 
lung Althammer/Romahn 2005). 

Die Bundesbank ermittelte für das Jahr 2000 
150 Milliarden Euro als finanzielle Förderleis- 
tungen des Staates, der Kommunen und der Sozi- 
alversicherungsträger als Förderung für die Fa- 
milien (vgl. Tabelle Vlll.l). 

Die Verteilung der Positionen hat sich nach Be- 
rechnungen des BMFSFJ seither zwar etwas er- 
höht, aber nicht grundsätzlich verändert. Im 
Sinne einer nachhaltigen Familienpolitik sind die 
Ergebnisse nicht überzeugend. So hat der wis- 
senschaftliche Beirat beim Wirtschaftsministe- 
rium (2005) in einem Gutachten vorgerechnet, 
dass sich das Wirtschaftswachstum in Deutsch- 
land aufgrund der stark zurückgegangenen Ge- 
burtenzahlen von den sonst zu erwartenden 
1,5 Prozent in Zukunft auf etwa 1 Prozent pro 
Jahr verlangsamen wird (Börsch-Supan 2005). 
Das Gutachten kommt zu dem Schluss, dass mit 
diesem Wirtschaftswachstum die anstehenden 
Probleme im Bereich der sozialen und wirt- 
schaftlichen Entwicklung in Deutschland kaum 
zu lösen sind. Mit dieser Einschätzung steht der 
wissenschaftliche Beirat keinesfalls allein da, 
wie beispielsweise die Analysen der zukünftigen 
Einstufüng der Bonität der Bundesrepublik 
Deutschland durch die Ratingagentur „Standard 
& Poor’s“ (2004) bzw. Berechnungen auf EU- 
Ebene von Me Morrow u. a. (2004) zeigen, ln 
Deutschland könnte sich der langfristige Wachs- 
tumspfad nahezu halbieren. Ein Beschäftigungs- 
aufbau wird damit genauso unrealistisch wie die 
Bewältigung der direkten Alterungskosten. 

Die finanziellen Aufwendungen, die die Bundes- 
republik Deutschland an staatlichen Leistungen 
für Familien erbringt, haben jedenfalls bis heute 
nicht dazu beigetragen, dass junge Erwachsene 
in gleicher Weise wie in Frankreich, Dänemark, 
Schweden, den Niederlanden und Großbritan- 
nien Kinder als Teil einer gemeinsamen Lebens- 
planungen begreifen (Fahey 2004). Daher wird 
die Bundesrepublik mehr als andere europäische 
Länder mit den Folgen dieses demographischen 
Übergangs zu tun haben (Börsch-Supan 2003). 
Auch bei der Bekämpfüng von Kinderarmut war 
die Bundesrepublik im internationalen Vergleich 
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Tabelle VIII.l 

Umfang der Leistungen für Familien mit Kindern im Jahr 2000* 


Leistungsart 

Mrd. Euro 

Steuerliche Maßnahmen 

37,3 

davon 


Kindergeld 

30,9 

Kinderfreibeträge im Familienleistungsausgleich 

0,7 

Baufbrderung 

2,8 

Sonstige steuerliche Maßnahmen' 

2,9 

Transfers der Gehietskörperschaften 

26,9 

davon 


Erziehungsgeld 

3,7 

Kindererziehungszeiten^ 

11,5 

Sozialhilfe 

4,1 

BAföG 

1,3 

Unterhaltsvorschuss 

0,8 

Wohngeld^ 

1,2 

Arbeitslosenhilfe 

0,3 

Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst 

4,0 

Sachleistungen der Gehietskörperschaften 

71,0’ 

davon 


Kindergärten 

7,4 

Jugendhilfe 

8,0 

Schulen 

45,3 

Hochschulen^' 

10,3 

Sozialversicherungsleistungen 

16,0 

davon 


Entgeltfreie Krankenversicherung^ 

11,5 

Mutterschaft^ 

2,9 

Waisenrenten 

1,1 

Arbeitslosengeld 

0,5 

Insgesamt 

rd. 150 


* Nur Leistungen über 1/4 Mrd. Euro, für die Schätzgrundlagen oder Angaben zum Leistungsumfang vorliegen. 

• Insbesondere Freibeträge außerhalb des Familienleistungsausgleichs. 

^ Beitragszahlungen des Bundes für angerechnete Erziehungszeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung. 

^ Schätzung der Mehransprüche von Haushalten mit Kindern für Wohngeld. 

Anteil der Grundmittel für Ausbildungszwecke zwecks Bildungsfmanzbericht 1999/2000 der Bund-Länder-Kommission. 
5 Nur Leistungen für Kinder. 

^ Vor allem Sachleistungen und Mutterschaftsgeld der gesetzlichen Krankenversicherung. 

Rechnungsergebnisse für 1999. 

Quelle: Deutsche Bundesbank, Monatsbericht April 2002. 54. Jahrgang, Nr. 4, S. 19 
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nicht besonders erfolgreich. So haben wir im Ka- 
pitel V darauf hingewiesen, dass Kinder unter 
drei Jahren in Westdeutschland zu 13 Prozent in 
familialen Kontexten aufwachsen, die über ein 
Haushaltseinkommen von weniger als 50 Pro- 
zent des durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkom- 
men verfügen. Der Wert ist in Ostdeutschland bei 
den unter dreijährigen Kindern ähnlich, wenn 
man das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen 
Ostdeutschlands zugrunde legt. 

Wir haben aber auch darauf hingewiesen, dass 
die Risiken relativer Armut für Kinder in 
Deutschland regional sehr unterschiedlich ver- 
teilt sind, wobei diese Differenzierung nicht dem 
klassischen Ost-West Schema folgt, sondern die 
Risiken in den Stadtstaaten Berlin und Bremen 
besonders hoch sind, während sie in einigen Flä- 
chenstaaten, selbst bei hoher Arbeitslosigkeit, 
sehr viel geringer sind. 

Vergleicht man darüber hinaus die verfügbaren 
Pro-Kopf-Einkommen pro Haushalt nach ver- 
schiedenen Lebensformen, kommt man zu dem 
Ergebnis, dass die staatlichen Transferleistungen 
nur partiell dem Ziel einer horizontalen Ge- 
rechtigkeit entsprechen. So verfügen die unter 
35-jährigen Ehepaare ohne Kinder pro Kopf über 
610 Euro Nettoeinkommen pro Monat mehr als 
Familien mit Kindern. Legt man das verfügbare 
Pro-Kopf-Einkommen zu Grunde und geht von 
einem Durchschnitt von 100 aus, so hegen Ehe- 
paare ohne Kinder um 39 Prozent über diesem 
Durchschnitt und nichteheliche Lebensgemein- 
schaften um 3 1 Prozent. Ehepaare und nichtehe- 
liche Lebensgemeinschaften mit Kindern hegen 
um 14 Prozent bzw. 13 Prozent, allein erzie- 
hende Männer um 36 Prozent und allein erzie- 
hende Frauen um 41 Prozent unter diesem 
Durchschnitt (Expertise Eggen 2005). Diese Va- 
riationen machen deutlich, dass das Ziel einer 
horizontalen Gerechtigkeit wohl kaum als er- 
reicht angesehen werden kann. 

Die Bundesbank hat in ihrer Summe von 150 
Milliarden Euro auch die Aufwendungen für 
Schulen mit 45 Milliarden, die Aufwendungen 
der Grundausbildung der Studierenden an Hoch- 
schulen anteilig mit 10,3 Milliarden sowie die 
Aufwendungen für Kindergärten bzw. Kinderta- 
gesstätten mit 7,4 Milliarden und Aufwendungen 
der Jugendhilfe mit 8,0 Milliarden eingerechnet. 
Auch diese Summen haben nicht dazu geführt, 
dass in Deutschland das in den Familien entwi- 
ckelte Humanvermögen der Kinder im Kinder- 
garten bzw. in den Kindertagesstätten, in Schule 
und Hochschule so weiterentwickelt worden ist, 
dass die Bundesrepublik Deutschland in interna- 
tionalen Vergleichen auf den ersten Plätzen hegt. 
Das gilt insbesondere für die Integration auslän- 
discher Kinder und für Kinder aus benachteilig- 
ten Familien. Bei dem hohen Lebensstandard in 
der Bundesrepublik ist dies aber eine zentrale 
Notwendigkeit. Die Aufwendungen für die Kin- 


dertagesbetreuung haben auch nicht dazu beige- 
tragen, dass in der Bundesrepublik die Vereinbar- 
keit von Familie und Beruf besonders gut 
gelungen ist oder dass ausländische Kinder in der 
Bundesrepublik schon im Vorschulalter beson- 
ders gefordert werden. 

Insgesamt sind die Dimensionen Zeit, Infrastruk- 
tur und Geld entscheidend für eine nachhaltige 
Familienpolitik und die Zukunft von Familien. 
Deshalb werden im Folgenden drei relevante Ge- 
staltungspfade als Zukunftsszenarien ausformu- 
liert. 

VIII.2 Zukunftsszenarium: Lebenslauf 
und Alltagszeit 

Der Lebenslauf in Deutschland folgt stärker als 
in den meisten europäischen und anglo-amerika- 
nischen Ländern einem institutionalisierten 
Abfolgemuster, das mit Regeln der sozialen Plat- 
zierung verbunden ist und Bildung und Renten- 
bezug auf die Erwerbsarbeit zentriert. Basis sind 
Zeugnisse, Zertifikate und Berechtigungsnach- 
weise, die aufeinander aufbauen und Schule, Be- 
rufsausbildung, Arbeifsmarkt und Verrentung un- 
tereinander vernetzen. Sie wirken als 
Belohnungssysteme für individuelle Leistungen 
und geben bestimmte Karrieremuster vor (vgl. 
Kap. 111.3). Diese setzen auf die Existenzsiche- 
rung der Familie durch einen Hauptemährer und 
eine Familienerhalterin, die aus dem Standard er- 
werbsverlauf zugunsten der Familie aussteigt 
und familiale Zeit-Engpässe auffängt. 

Mit dieser Konstellation wird nahe gelegt, die 
Familiengründungsphase für die biographische 
Zeit nach der Arbeitsmarktetablierung vorzuse- 
hen. Die in der Abb. Vlll.l aufgenommenen 
Standarddaten zum Lebenslauf der Vergleichs- 
jahre 1960 und 2000 zeigen auf einen Blick, dass 
Familien unter diesen Bedingungen immer später 
im Leben gegründet werden, und ebenso, dass 
die Familiengründung immer noch die Ausdiffe- 
renzierung in einen typisch männlichen und ei- 
nen typisch weiblichen Lebenslauf bedeutet. 

Gehen wir von weiterer Kontinuität der bisheri- 
gen Entwicklung aus, so hieße das, das Lebens- 
laufregime schreibt das Emährermodell fort; die 
entscheidenden externen Parameter des Wandels 
(für Frauen mehr Bildung; für Männer abneh- 
mende Arbeitsmarktsicherheit; für beide: Verlän- 
gerung der Lebenszeit in relativ guter Gesund- 
heit) bleiben außer acht. 

Die entsprechenden Annahmen für die Zukunft 
sind: 

- Es nimmt die Verdichtung der Aufgabenfel- 
der im mittleren Erwachsenenalter durch 
spätere Familiengründung und frühere Ver- 
rentung weiter zu. Die sich verlängernde Ge- 
samtlebenszeit wird lebenslaufpolitisch nicht 
genutzt. 
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Durchschnitts-Lebensläufe der Bildungsmehrheiten 1960 und 2000 
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Quelle; Kate Bird; Projektbereich Bl des Sfb 186; 


- Die Verlängerung der Ausbildungszeit (zu- 

näehst die der Grundschule, dann der berufli- 
chen Bildung und jetzt der Studienstrukturen 
mit jeweils Abschluss-Z wischenformen) 

nimmt zu. Abschlüsse werden aber, wie bis- 
her, bei eng aneinander angehängter Abfolge 
belohnt (Stipendien, Arbeitsmarkt). 

- Die Schrumpfung von Vollbeschäftigung und 
sich labilisierende Übergänge zwischen Schul- 
abschlüssen, ungesicherten Arbeitsverträgen 
und temporärer Etablierung auf dem Arbeits- 
markt erhöhen die Beteiligung an Bildungs- 
schleifen (Umschulungen, Vor- und Zwi- 
schenqualifikationen usw.), während der 


Zugrunde gelegt sind Hauptveränderungen in den Lebens- 
läufen bei der Mehrheit von Frauen und Männern auf der 
Basis von entsprechenden Durchschnittswerten, vgl. hier- 
zu auch Kap. III. 


erlernte Erst-Beruf als tragende Säule gesi- 
cherter Beschäftigung bedeutungsloser wird. 

- Die sich auftuende neue Schere zwischen den 
Geschlechtern hinsichtlich Bildungs- und Er- 
werbsvorsprüngen der Frauen (vgl. 111.3) wird 
deutlich größer. Sie kollidiert mit klassischen 
Familienrollen und hebelt die Entscheidung 
für Kinder unter gegebenen Bedingungen aus. 
Gleiches gilt bei zunehmend riskanter und 
diskontinuierlicher werdenden Erwerbsver- 
läufen im Arbeitsmarkt für den Familiener- 
nährer. Die Risiken und Diskontinuitäten der 
Familienverläufe (Scheidung) erhöhen zudem 
den Druck auf die individuelle Existenzabsi- 
cherung. 

- Der Erwerbsverlauf folgt - ausgenommen 
durch Phasen der Arbeitslosigkeit - keinen 
neuen Mustern, wiewohl die Dauer der Er- 
werbsarbeit in Relation zu den übrigen Pha- 
sen des Lebenslaufs abnimmt; die Dauer der 
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Erwartbare Folgen, 
wenn sich das 
Lebenslanfmodell 
nicht ändert 


Lebenszeit im Ruhestand nimmt zu und ist 
mittlerweile fast genauso groß wie die Dauer 
in der Erwerbsphase selbst. Die hinzugewon- 
nenen Jahre, die in guter Gesundheit gelebt 
werden können, nehmen zu. 

Erwartbare Folgen werden sein: 

- Die Verschiebung des Beirats- und Familien- 
gründungsalters bei beiden Partnern setzt sich 
fort. 

- Das Streben nach individueller Existenzabsi- 
cherung durch Bildung kombiniert sich mit 
der zunehmend geringeren Bereitschaft, 
durch Kindgeburten in Partner-Abhängigkei- 
ten zu geraten - und umgekehrt, diese Abhän- 
gigkeiten durch einen Partner allein zu tragen. 

- Die Angleichung zwischen weiblicher und 
männlicher Erwerbsbeteiligung nimmt zu 
ohne entsprechende Angleichung in den 
weiblichen und männlichen Familienverläu- 
fen. 

- Das Familienleben im aktiven Erwachsenen- 
alter passt immer weniger in die Zwickmüh- 
len des Erwerbsverlaufs. 

Von der Kommission wird entsprechend die 
Neugestaltung des Verhältnisses zwischen Le- 
bensphasen und zwischen Lebensbereichen 
durch eine Familienpolitik gefordert, die sich zu- 
gleich als zeitsensible Alltags- und Lebenslauf- 
politik versteht. Unter den Bedingungen des 
Wandels gilt es, Optionen für neue Verschrän- 
kungen der Teilhabe an verschiedenen Lebensbe- 
reichen vorzuschlagen, die Räume für neue Mi- 
schungsverhältnisse zwischen Erwerbsarbeit, 
Familienarbeit, Sozial- und Bildungszeit für 
Frauen und Männer eröffnen und Flexibilität der 
Kombinationen ermöglichen. Diese neuen Mus- 
ter haben die Verlängerung des Lebenslaufs und 
des produktiven Alters einzubeziehen, zu dessen 
Entwicklung zahlreiche empirische Belege vor- 
liegen (vgl. 5. Altenbericht der Bundesregierung 
2005, der sich explizit mit Potentialen des Alters 
in Wirtschaft und Gesellschaft auseinanderge- 
setzt hat'o^) . 

Intention der im Folgenden vorgestellten Emp- 
fehlungen der Kommission ist es, entsprechende 
Perspektiven der Vielfalt und neue Teilhabemo- 
delle im Lebenslauf zu unterstreichen. Damit 
verfolgt die Kommission einen für Deutschland 
unüblichen Denkansatz. Die Nordeuropäischen 
Länder orientieren sich inzwischen an Modellen, 
die von zwei Erwerbspartnem in Vater- und Mut- 
terschaft mit ausreichender Zeit für Care (Kin- 


BMFSFJ (2005): 5. Altenbericht der Bundesregierung: 
„Potentiale des Alters in Wirtschaft und Gesellschaft - 
Der Beitrag älterer Menschen zum Zusammenhalt der Ge- 
nerationen“. 


der, Pflegeabhängige), zivilgesellschaftlichem 
Engagement und Bildungszeiten als Normalfall 
ausgehen. Wie im internationalen Vergleich 
(Kap. 11) dargelegt, sind hier Neuansätze der mo- 
dernen Lebenslaufgestaltung zwischen Erwerbs- 
und Familienleben entstanden, die die bei uns 
üblichen Verlaufsmuster durchbrechen. Es hegen 
V. a. aus den Niederlanden, Schweden, Finnland 
und Dänemark hierzu Lösungsansätze vor, die 
überdenkenswerte Alternativen bilden. So wurde 
z. B. in Finnland erreicht, dass sich die Vertei- 
lung der Geburten von Geschwisterkindern über 
eine längere Lebensspanne streut; in den Nieder- 
landen hegt eine Arbeits- und Zeitpolitik vor, die 
darauf abzielt, einen besseren Ausgleich in den 
Beteiligungsmustem beider Geschlechter an Er- 
werbs- und Familienarbeit zu erreichen (vgl. Ex- 
pertise Klammer 2004), und auch in Deutschland 
sind Initiativen entstanden, die ansatzweise be- 
reits diskutiert, aber noch nicht politisch unter- 
stützt worden sind (vgl. die in den beiden großen 
Parteien geführten Debatten zu den Initiativen 
von Gömer 2004 sowie die Zukunftskommission 
Gesellschaft 2000 Baden- Württemberg, 1999). 
Wir gehen davon aus, dass es durch Chancen für 
Neujustierungen der Lebensläufe auch in 
Deutschland gelingt, die Planungsoptionen von 
Familie zu erweitern und sowohl die Sicherung 
gegen Armut als auch die Verringerung von exis- 
tentiellen Abhängigkeiten zwischen den Partnern 
zu fördern. 

Von einer geteilten ökonomischen Verantwort- 
llichkeit von Vater- und Mutter auszugehen heißt, 
keine bestimmte Form von Familie zu präferie- 
ren. Gefördert wird vor allem der Kind- und 
Care-Bezug und die individuelle Existenzabsi- 
cherung auch während Phasen der Weiterbildung 
und/oder Phasen zivilgesellschaftlich-nachbar- 
schaftlichen Engagements einschließlich der Zu- 
sammenarbeit mit öffentlichen Einrichtungen. 
Damit soll die Gestaltung von Lebensphasen ge- 
stützt werden, über die die Kosten des Familien- 
lebens im Lebenslauf (Bildung und Erwerbsposi- 
tionen) und der Nutzen von Familie (Zuwendung, 
Solidarität, emotionale und soziale Bereiche- 
rung) lebensplanerisch neu verteilt werden. 

Die Kommission ist sich bewusst, dass dies ein 
weit gestecktes Ziel ist und sie die Ausarbeitung 
von Übergangs- und Detailmodifizierungen im 
Rahmen dieses Berichtes nicht leisten kann. Des- 
wegen formulieren wir Handlungsempfehlungen. 
Sie betreffen vier Ansatzpunkte: 

- Die Schaffung von Rahmenbedingungen für 
neue Verknüpfungen von Lebensbereichen im 
Lebenslauf (Optionszeitenmodell) 

- Die Neugestaltung von Berufsumstiegen (Be- 
rufsanreicherungsmodell) 


Kosten des Familien- 
lebens im Lebenslauf 
neu verteilen 
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- Die Flexibilisierung der Zeiträume zur Reali- 
sierung von Kinderwünschen (Wunschzeiten- 
modell) 

- Die Gestaltbarkeit von Alltagszeit (Zeitkoor- 
dinierungsmodell). 

Neue Verknüpfungen von Lebensbereichen im 
Lebenslauf (Optionszeitenmodell) 

Optionszeitenmodell Mit der Schaffung neuer Rahmenbedingungen 
akzeptiert Unterbre- zm besseren Verknüpfung von Lebensbereichen 
chungsmögiiehkeiten Aktivitätsprofilen durch akzeptierte Unter- 
brechungsmöglichkeiten der Erwerbsarbeit ver- 
bindet die Kommission zwei Perspektiven: 

- Bei Beibehaltung der bestehenden Regelung 
von 45 Erwerbsjahren, die für den maximalen 
Rentenbezug festgelegt ist, wird die Zeit- 
spanne, in der diese abgeleistet werden kön- 
nen, bei Bedarf über das 65te Lebensjahr hi- 
naus erweitert. Der Hintergrund sind die in 
Kap. 11, ausführlicher im 5. Altenbericht der 
Bundesregierung zusammengetragenen empi- 
rischen Daten zum Altem in relativ guter Ge- 
sundheit. Das WHO-Maß der Gesundheitser- 
wartung, d. h. die erwarteten Lebensjahre in 
„relatively good health“ lag 2002 für 60-jäh- 
rige Männer und Frauen bei 15,9 bzw. 
19,0 Jahren. Damit sind viele Lebensjahre 
gewonnen worden, ohne dass diese zu neuen 
- oder auch nur zu zeitlich proportional ver- 
änderten - Lebensläufen geführt hätten. 

- Wir gehen davon aus, dass hierüber für Män- 
ner und Frauen erweiterte Chancen der Nut- 
zung von - wie wir es im Folgenden nennen - 
Optionszeiten entstehen. Sie eröffnen Partizi- 
pations- und Gestaltungsmöglichkeiten an Fa- 
milie, Bildung und Gemeinwesen. Sie rei- 
chem somit den Lebenslauf mit relevanten 
Aktivitätsfeldem an und modifizieren den 
Viertakter „Bildung - Ausbildung - Arbeits- 
markt - Verrentung“, ohne dass dieses Enga- 
gement die Rentenbezüge gefährden muss. 

Aus der Idee des Optionszeifenmodells ergeben 
sich drei Herausfordemngen: 

- Wofür können diese Optionszeiten genutzt 
werden? 

- Wie werden diese Optionszeiten finanziert? 

- Welcher Verpflichtungscharakter ergibt sich, 
diese Optionszeiten auch tatsächlich zu neh- 
men? 

Zur Nutzung: Die bisher nur für die Kinderbe- 
treuung festgelegte Eltemzeit als legitime „Aus- 
zeit“ im Erwerbsleben wird als Teil der Berechti- 
gung für „Auszeifen“ mnd um die Betreuung 


>“ Vgl WHO (2003). 


Abhängiger (Kinder, pflegebedürftige Partner, 
Verwandte im Alter) erweitert und zum Typus 
„Care-Zeiten“ zusammengefasst. Zeiten für prä- 
ventive oder re-integrative Bildungsmaßnahmen 
(Bildungszeiten) sowie Zeiten für zivilgesell- 
schaftliches Engagement in Kommunen und Ge- 
meinden (Sozialzeiten) werden als legitim und 
als Erhalt von Gesundheit, kommunaler Integra- 
tion und Kompetenzerweitemngen erachtet. Da- 
bei ist zu beachten, dass Weiterbildung, bisher 
überwiegend betriebsintem als Aufstiegsfortbil- 
dung angeboten oder als extern gesetzte Maß- 
nahme der Umschulung eingesetzt, in Form von 
Bildungszeiten systematisch in die eigene Le- 
bensplanung und den Lebenslauf eingebettet 
werden muss. Hier sind neue Wege der Ver- 
knüpfbarkeit von Erstausbildungen und Beruf- 
spraxis mit Kompetenzerweiterungen (u. a. über 
die Nutzung anderer Optionszeiten) zu schaffen, 
die durchaus auch, und über den Lebenslauf ver- 
teilt, neue Berufsfelder erschließen können. Wei- 
terbildung darf nicht erst in Arbeitslosigkeit an- 
setzen, sondern muss präventiv verankert sein. 

Zur Finanzierung: Ziel ist es, Optionszeiten im 
normalen Lebenslauf sicherzustellen und nicht in 
Ausnahmeregelungen zu verharren. Zur Finan- 
zierung von Erwerbskarrieren mit phasenweiser 
Erwerbsumfangreduzierung oder -Unterbre- 
chung, bzw. neuen Verknüpfungsformen von Ar- 
beit und Rente liegt eine breite Debatte und eine 
Fülle von Ansätzen in der Fachliteratur vor (vgl. 
Lange lüddeke/Rabe/Thiede 1999; Krupp/Rolf 
2005). Diese Ansätze gilt es bezüglich des 
Optionszeitenmodells neu zu sichten und weiter- 
zuentwickeln. Genannt seien folgende Möglich- 
keiten: Die Finanzierung kann (a) durch Arbeits- 
zeitkonten nach niederländischem Vorbild 
geschehen, durch spezifische Berufs Verläufe mit 
sabbatical-Anteilen nach anglo-amerikanischem 
Vorbild, durch das Ansparen von Zeit per Über- 
stunden, durch Freistellungsmodelle mit erwei- 
terten Zeitspannen für Erwerbsarbeit über die 
Verrentungsmarke hinaus. Denkbar sind (b) Mo- 
delle, bei denen bereits erwirtschaftete Renten- 
punkte schon vor dem Eintritt in den (endgülti- 
gen) Ruhestand genutzt und verbraucht werden 
können. Für Phasen der Optionszeiten könnten 
z. B. die bis zu diesem Zeitpunkt angesammelten 
Rentenleistungen, die bisher geschlossen ab Ver- 
rentung fällig geworden wären, schon zwischen 
35 und 38 oder 40 und 43 Jahren genufzf werden. 
Sie könnten als endgültig verbraucht oder als 
wieder erwirtschaflbar durch Erwerbsarbeit über 
das Standard-Rentenalter hinaus gesetzt werden. 

Bei öffentlich finanzierten Systemen sollten die 
geschätzten Kosten/Nutzen (volkswirtschaftlich 
und privat) als relationale Größen mitbedacht 
und einbezogen werden, die entstehen, 

- wenn Frauen mit Kind aus dem Erwerbsleben 
aussteigen zugunsten der Familie; 


Care -, Bildungs-, 
Sozialzeiten als 
legitime Unterbre- 
chungen 


Optionszeiten im 
normalen Lebens- 
lauf sicherstellen 
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- wenn Männer mit Kind aus dem Erwerbsle- 
ben ausscheren zugunsten der Familie; 

- wenn Kinder in Armut fallen; 

- wenn Frauen und Männer auf Kinder verzich- 
ten; 

- wenn „Care-Zeiten“ nicht mehr familial be- 
wältigbar sind. 

Eine entsprechende Bewertung dieser Kosten im 
Falle der Kinderbetreuung ist in Kap. V.6 vorge- 
nommen. Auch bei einer umfassenden Betrach- 
tung z. B. der faktischen Gesamtkosten für 
Pflege durch Familienangehörige im Privathaus- 
halt wird eine Reihe von zusätzlichen Kosten 
sichtbar, die in der Regel übersehen werden. 


Was kostet die Volkswirtschaft die 
informelle Pflege von Familienangehörigen? 

Schneider (Expertise 2004) ermittelte das Ge- 
samtvolumen der im Jahr 1997 für die Betreu- 
ung pflegebedürftiger Personen in privaten 
Haushalten eingesetzten Zeit mit etwa 5 Mrd. 
Stunden. Dies würde rechnerisch dem Stunden- 
volumen der tatsächlichen Jahresarbeitsleistung 
von ca. 3 Millionen Vollzeit-Arbeitskräften ent- 
sprechen. Dieser Zeiteinsatz in der Versorgung 
der pflegebedürftigen Bevölkerung in Privat- 
haushalten kann zu Marktlohnsätzen bewertet 
werden. Je nachdem, welche Annahme zur 
Qualifikation der Arbeitskräfte getroffen wird, 
kann das Volumen informeller Pflege mit 
3 1 Mrd. Euro bis 60 Mrd. Euro im Jahr bewer- 
tet werden. Eine andere Art der Zeitkostenbe- 
rechnung wäre, die unbezahlte Pflege als Op- 
portunitätskosten zu bewerten. Dieser Ansatz 
bewertet den Nutzen, der dadurch verloren 
geht, dass unbezahlte Pflegepersonen ihre Zeit 
nicht anders, etwa für bezahlte Erwerbsarbeit, 
einsetzen können Dies zeigt auch, dass mitein- 
ander verbundene Entscheidungen über Er- 
werbsarbeit und informelle Pfiegearbeit nicht 
nur das Volumen der Arbeitsstunden betreffen, 
sondern zusätzlich auch die Art der bezahlten 
Tätigkeit und die Produktivität am Arbeitsplatz. 
Wird die Erwerbsarbeitszeit reduziert oder Er- 
werbsarbeit für den Zeitraum der Pflege aufge- 
geben, gehen nicht nur Einkommen und Karrie- 
remöglichkeiten, sondern auch Berufserfahrung 
verloren. Der Zugang zu den von Arbeitgebern 
geförderten Weiterbildungsmaßnahmen wird 
erschwert. Zugleich gehen den Gebietskörper- 
schaflen und den Sozialversicherungsträgem 
Steuer- bzw. Beitragseinnahmen verloren (Ex- 
pertise Schneider 2004). 


Die Kommission betont die Zielperspektive einer 
Lebenslaufpolitik, die die Aktivitäten des außer- 


betrieblichen Alltags und der Erwerbsarbeit neu 
aufeinander beziehen. Die Niederlande haben 
hierzu ein Regiemngsressort für Lebenslaufpoli- 
tik (Levensloopbeleid) eingerichtet mit dem Ziel, 
konventionelle Lebenslaufmodelle zugunsten 
neuer Zeitarrangements für Care, für lebenslan- 
ges Lernen, zur Sichemng der Rente usw. zu ent- 
wickeln und umzusetzen (vgl. Barkholdt 2005). 
Ein solcher Ansatz verlangt nach Politiken, die 
neue Aktivitätskombinationen im Lebenslauf be- 
wusst und gezielt fördern, samt den damit einher- 
gehenden Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit. 
Dieser Ansatz würde die Optionszeiten auch un- 
spezifischer und damit geschlechtsneutraler ma- 
chen. Dann wären es nicht nur Frauen, die auf- 
gmnd von Kindererziehung und der Pflege 
Älterer ihre Erwerbstätigkeit unterbrechen; Un- 
terbrechungen erfolgten auch durch Männer, 
wenngleich vermutlich zunächst aus anderen 
Gründen. Die Vielfalt und Anreichemng des Le- 
benslaufs wäre dennoch ein erster Weg hin zu 
neuen Gestaltungschancen und zu einer ge- 
schlechtsneutralen Unterbrechungspraxis der üb- 
lichen Erwerbskontinuität. 

Zum Verpfhchtungscharakter: Hier sieht die 
Kommission zwei Alternativen: 

- Optionszeiten müssen, wenn auch im Umfang 
flexibel, genommen werden, ansonsten ent- 
fallen sie. Dies würde das Ziel unterstützen, 
den bestehenden Zusammenhang von Ge- 
schlechterordnung und Erwerbsunterbrechun- 
gen zu entkoppeln und Erwerbsarbeit gleich- 
mäßiger auf Männer und Frauen verteilen. 
Das Wort , Option’ wäre dann so zu verstehen, 
dass die Verwendung dieser Zeiten op-tional 
ist, nicht aber das Nehmen dieser Zeiten als 
solches. 

- Optionszeiten können, müssen aber nicht ge- 
nommen werden. Es bleibt den Personen ent- 
sprechend freigestellt, sich für solche Zeiten 
finanziell abzusichem bzw. per Anreizsys- 
teme zum Nehmen von Optionszeiten anre- 
gen zu lassen. 

Das Optionszeitenmodell zielt auf die Normali- 
sierung von Unterbrechnungen der Erwerbsver- 
läufe ab, die in der zeitlichen Gestaltung und der 
Prioritätensetzung hoch unterschiedlich sein 
können und Familien-, Nachbarschafts- und Bil- 
dungsengagement nicht zum Nachteil im Er- 
werbsverlauf und Rentensystem werden lassen. 
Während die Kommission die Einführung von 
Optionszeiten, unabhängig von deren jeweiligem 
Inhalt, als notwendig erachtet, präferiert sie den 
verpflichtenden Charakter, um Unterbrechungen 
der Erwerbsarbeit zu entstigmatisieren und damit 
deren mittel- und langfristige, auch finanzielle 
Folgen zu mindern. 


Niederlande eigenes 
Regiemngsressort 
für Lebenslanf- 
politik 
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Die Restrukturierung von Berufsverläufen 
(Berufsanreicherungsmodell) 


Neue Verknüpfun- 
gen zwischen 
Erstausbildung, 
Optionszeiten und 
Erwerbsunter- 
brechung 


Um die Mutterrolle nicht länger als Alternative 
zu Sackgassenberufen (oder ungeliebten und we- 
nig perspektivisch angelegten Berufsrollen) zu 
favorisieren, bietet es sich an, neue Verknüp- 
fungswege zwischen Erstausbildung, Optionszei- 
tennutzung, Erwerbsunterbrechungen zu eröff- 
nen und per Anrechnungsmöglichkeiten von 
Berufsausbildungen sowie Umstiegsausbildun- 
gen, Berufspraxis und Umschulungen neue Be- 
rufswege zu ermöglichen. Bisherige Sackgassen- 
konstruktionen von Berufen stammen noch aus 
der Zeit der Bismarck-Ära, als weiblich stereoty- 
pisierte Berufe bestenfalls bis zur Heirat tragen 
sollten. Heute hat sich der Anspruch an die Aus- 
übungsdauer dieser Berufe geändert. 


Als Beispiel sei der Beruf der Erzieher/in ge- 
nommen, einem in Ausbildung und Berufspraxis 
in überwiegend staatlicher Hand hegenden Be- 
rufssegment. Die Ausbildung ist relativ zeitauf- 
wändig. Sie setzt voraus: Mittlere Reife und/oder 
eine Sozialassistentenausbildung (je nach Bun- 
desland und Vorqualifikation 1- oder 2-jährig); 
die Ausbildung umfasst je nach Anerkennungs- 
regelungen zwei bis vier Jahre (einschl. Berufs- 
praktikum). ln der Berufspraxis angekommen, 
fehlen Aufstiegswege innerhalb des Berufs, so- 
wie Umstiegswege in angrenzende Berufe wie 
etwa die Heilerziehungspflege, die Altenpflege, 
die Grundschulpädagogik, die Sprachtherapie, 
Bewegungstherapie usw.. Auch diese weisen in 
ihren Grundkompetenzen eine Reihe von 
Schnittmengen untereinander und mit dem Erzie- 
herberuf auf, verlangen aber noch heute eine je- 
weils gegeneinander abgeschottete, je eigene Be- 
rufsausbildung ohne nennenswerte Karrierewege 
danach. 


Modifiziertes Bau- 
kastensystem bei 
personenbezogenen 
Dienstleistungs- 
berufen 


Empfohlen wird demgegenüber der Einstieg in 
eine Modularisierung beruflicher Bildung, um 
aus beruflichen Sackgassenkonstruktionen v. a. 
in personenbezogenen Dienstleistungen heraus- 
zuführen durch: 


- Das prinzipielle Angebot, per Anrechnungs- 
verordnung und entsprechend gekürzter 
Berufsausbildung (Umsteige-Schulung) in ei- 
nen Beruf umzusteigen, der an die Erstausbil- 
dung angrenzt (s. o.), sei es, um dem bekann- 
ten Phänomen des Ausbrennens v. a. in 
sozialen, pflegerischen und Lehrberufen ent- 
gegen zu wirken, sei es, um während einer Er- 
werbsunterbrechung neu erworbene Orientie- 
rungen Umsetzen zu können. 

- Die Unterstützung der Kombination von 
Optionszeitenmodellen und Berufswegen: 
Kompetenzerweiterungen, die aus der Inan- 
spruchnahme von Optionszeiten (Sozialzei- 
ten, Bildungszeiten, Care-Zeiten) erworben 


wurden, werden per Vergabe von nicht alters- 
gebundenen Stipendien bei Personen mit Um- 
steigeperspektiven unterstützt. 

Beide Modelle erleichtern den Einstieg in Um- 
brüche im Erwerbsverlauf, die zudem Options- 
zeiten integrieren können. Der private und volks- 
wirtschaftliche Nutzen hegt auf der Hand. Beide 
Modelle bieten sich für alle an, die - oft als 
Folge zu langer Tätigkeit im Beruf- mit dem be- 
kannten Phänomen der zunehmenden Gleichgül- 
tigkeit dem Klientel gegenüber (z. B. Schülern/ 
Schülerinnen, Kindern, Sozialhilfeempfängem/ 
Sozialhilfeempfängerinnen usw.) zu kämpfen ha- 
ben. Die Effekte von Umsteige- und Wechselal- 
temativen aktivieren die Fachkompetenz und er- 
höhen das persönliche Arbeitsengagement. Sie 
tragen so zur Qualitätsverbesserung der Arbeit 
bei. Hierüber kann zudem erreicht werden, dass 
Konzepte des lebenslangen Lernens für neue Al- 
tersstrukturen bei Berufsbeginn sorgen und klas- 
sische Frauenberufe der Arbeit mit Kindern auch 
für Männer mit anderer Erstberufsausbildung at- 
traktiver werden. Der gesellschaftliche Gewinn 
männlicher Bezugspersonen für die Sozialisation 
von Jungen ist bedeutsam, und zwar sowohl be- 
züglich der Erweiterung des Berufswahlspek- 
trums männlicher Jugendlicher, als auch der Neu- 
definition späterer Familienrollen (vgl. Kap. IV). 


Erweiterte Zeiträume zur Realisieruug vou 
Kiuderwüuscheu (Wuuschzeiteumodell) 


Eine etwas andere Perspektive verlangt die Prü- 
fung von Möglichkeiten, die Lebensspanne, in 
der Kinderwünsche realisiert werden, zu erwei- 
tern (vgl. Kap. 11). Diese Möglichkeiten realisie- 
ren zu helfen bedeutet die Entwicklung von 
Infrastrukturangeboten bei einer Familiengrün- 
dung, die in die Ausbildung fällt oder bei biogra- 
phisch später Mutter-ZVaterschaft, die nach einer 
intensiven, kontinuierlichen und damit karriere- 
forderlichen Völlzeitbeschäftigung der Partner 
stattfindet. Unter Optionszeitennutzung bedeuten 
diese Alternativen: Wird ein Bildungs-Abschluss 
erst nach einer frühen Mutter-ZVaterschaft er- 
langt, oder erfolgt diese auf der Basis einer Zwi- 
schenstufe im Bildungsweg, ist das Alter beim 
ersten oder zweiten Eintritt in den Arbeitsmarkt 
zwar höher, aber durch Optionszeitennutzung le- 
gitimiert und die letzterworbene Qualifikation 
entspricht dem neuesten Stand. Eine späte 
Mutter-ZVaterschaft hingegen geht mit hohem Er- 
fahrungsreichtum im Beruf Hand in Hand, be- 
deutet aber erhöhten Zeitstress, der durch Opti- 
onszeitennutzung gemildert werden kann und 
mit besseren Möglichkeiten der individuellen 
und organisatorischen Steuerung von Unterbre- 
chungen verbunden ist. 


Wunschzeitenmo- 
dell erfordert Ent- 
wicklung von Infra- 
strukturangeboten 


Zu unterstreichen aber ist, dass Optionszeitenre- 
gelungen zwar neue Chancen der Familiengrün- 



Drucksache 16/1360 


- 270 - Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Vereinbarkeitser- 
leichterungen insbe- 
sondere auch für 
Studierende 


düng eröffnen, es aber zusätzlicher Verbesserun- 
gen der Rahmenbedingungen bedarf, um die 
neue Lebensphase mit Kind gestalten zu können, 
so dass auch die familienextem aufgebauten Fä- 
den wieder geknüpft werden können (vgl. Gut- 
achten des Wissenschaftlichen Beirats für Fami- 
lienfragen zu „Elternschaft und Ausbildung“ 
BMFSFJ 2004a). 

Verbreitet ist der Verzicht auf die Gründung einer 
Familie in Studienzeiten, die nicht über den 2. 
Bildungsweg mit seinen Phasierungen begonnen 
wurden. Zwei Gründe sprechen dafür, deshalb im 
Folgenden exemplarisch die Gruppe der Studie- 
renden auf Vereinbarkeitserleichterungen hin zu 
betrachten, eine Gruppe allerdings, die in dieser 
Phase auch in anderen Europäischen Ländern 
eher auf Kinder verzichtet (vgl. Kap. 11): Zum ei- 
nen gilt, dass die besondere Flexibilität im Stu- 
dium eigentlich gute Voraussetzungen für die 
Vereinbarkeit von Ausbildung und Familien- 
gründung bieten sollte; zum andern muss betont 
werden, dass es sich hier keineswegs um ein „ex- 
klusives“ Minderheitenproblem handelt. Seit 
1970 hat sich die Zahl von Frauen mit einem 
Hochschulabschluss mehr als verfünffacht und 
es ist gesellschaftspolitisch gewollt, die Studie- 
rendenquote in den nächsten Jahren auf etwa 
40 Prozent zu erhöhen. 


F amiliengründung und Studienzeiten 

Im Jahr 2000 haben lediglich 7,1 Prozent der 
weiblichen Studierenden ein oder mehrere Kin- 
der vor ihrem Studium, im Regelfall aber wäh- 
rend ihres Studiums, zur Welt gebracht. Nach 
Ergebnissen des Deutsche Studentenwerks stel- 
len sich ca. 80 Prozent aller Studierenden eine 
Zukunft mit Kind(em) und Beruf vor (BMBF 
2001). Vorhandenen Einzelmaßnahmen zur 
Vereinbarkeit hegt bislang nur in wenigen Aus- 
nahmefällen ein schlüssiges Gesamtkonzept 
oder gar eine Veränderung der Hochschulkultur 
zugrunde. Die Studienabbrecherstudie des 
Hochschul-lnformations- Systems (2002) be- 
legt, dass gerade Studierende mit Kindern als 
Gruppe ein erhöhtes Risiko tragen, ihr Studium 
abzubrechen (Heublein u. a. 2003). Entschei- 
dend für den Studienabbruch sind aber weniger 
Versagensängste oder eine fehlende Studienmo- 
tivation, als vielmehr defizitäre Bedingungen 
der Verbindung von Studium und Familie, dar- 
unter die unzureichende Betreuungssituation 
für Kinder unter drei Jahren an den jeweiligen 
Studienstandorten. 


Damit vorhandene Kinderwünsche biographisch 
nicht aufgeschoben werden und hierüber die 
Wahrscheinlichkeit steigt, dass am Ende immer 
öfter ganz auf Kinder oder weitere Kinder ver- 
zichtet wird, bedarf es einer Reihe von Bedin- 
gungen, die zusätzlich zum Optionszeitenmodell 
vorhegen sollten. Vorgeschlagen wird: 


- Die Abschaffung von Altersbegrenzungen bei 
möglichen Karriereschritten und Stipendien- 
vergaben; 

- die betriebliche Förderung der Betreuung in 
Kindertageseinrichtungen (für Kinder jeden 
Alters); 

- die Einrichtung von Kindertageseinrichtun- 
gen bei Berufsbildungsstätten und Hochschu- 
len mit flexiblen, in den Lemalltag einpassba- 
ren Betriebszeiten. Dies käme auch den dort 
Beschäftigten zugute. Darüber hinaus sind in- 
telligente und flexible Finanzierungsarrange- 
ments zwischen der öffentlichen Hand, den 
Hochschulen und diversen Anbietern von 
Kinderbetreuungseinrichtungen zur Sicher- 
stellung von Betreuungsplätzen zu forcieren; 

- ein ausreichendes Angebot an Eltem-Kind- 
Wohnungen in Studentenwohnheimen; 

- Sozialräumliche Gelegenheitsstrukturen für 
studierende Eltern und ihre Kinder am Aus- 
bildungsort (Still- und Wickelräume, Spiel- 
ecken); 

- Informations- und Beratungsangebote für stu- 
dierende Eltern bzw. Studierende mit Pfie- 
geaufgaben gegenüber Angehörigen; 

- die Einrichtung von Teilzeitstudiengängen 
bzw. die sanktionsfreie und passfähige Nut- 
zung von Studienmodulen nach Vorgaben 
familialer Verpfhchtungssituationen (ein- 
schließlich Gare-Leistungen für Angehörige). 


Familiengerechte Fachhochschule 
Ludwigshafen am Rhein - 
Hochschule für Wirtschaft 

Die Fachhochschule Ludwigshafen hat im Jahr 
2004 die Grundzertifizierung des Audit „fami- 
liengerechte Hochschule“ erhalten. Gegenwär- 
tig befindet sie sich in der 2. Phase der Re-Au- 
ditierung mit dem Ziel, die Lehr- und 
Lemarchitektur auch im Sinne der Vereinbar- 
keit von Studium und Familie weiter zu verbes- 
sern. 

Handlungsfeld Führungskompetenz 

Um das Thema Führungskompetenz im Zusam- 
menhang mit einer familienbewussten Ausbil- 
dungs- und Personalpolitik zu fordern, werden 
monatliche Newletters herausgegeben und 
Coaching-Gespräche durchgeführt. Darüber hi- 
naus praktizieren nicht wenige Führungskräfte 
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie in ei- 
gener Person. Die Hochschule strebt eine of- 
fene Untemehmenskultur an, welche die 
Selbstständigkeit und Eigenverantwortlichkeit 
ihrer Studierenden und Beschäftigten unter- 
stützt. 


Bedingungen, die 
das Optionszeiten- 
modell flankieren 
müssen 
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Handlungsfeld Rahmenbedingungen 
für das Studium 

Studierende mit Familienpflichten können 
durch ein Urlaubssemester ihre Regelstudien- 
zeit verlängern. Als Teilzeit-Studienangebot 
gibt es berufsbegleitende Studiengänge, deren 
Lehrveranstaltungen an einem Nachmittag in 
der Woche und samstags stattfinden. Studie- 
rende mit Kind können eine Anschlussförde- 
rung beantragen. 

Im Rahmen der Re-Auditierung werden Studi- 
enpläne und Prüfungsordnungen für die neuen 
Bachelor- und Master- Studiengänge auf Ver- 
einbarkeit von Studium und Familie überprüft 
und um Regelungen für Studierende, die Kin- 
der erziehen oder Angehörige pflegen, in Form 
von Anlagen ergänzt. Zur Förderung der Chan- 
cengleichheit für Studierende mit Kindern in 
internationalen Studiengängen werden Partner- 
hochschulen mit geeigneter Infrastruktur ge- 
sucht. Außerdem werden Vorschläge zur finan- 
ziellen Entlastung studierender Eltern bzw. 
Studierender mit pflegebedürftigen Angehöri- 
gen erarbeitet und dem zuständigen Ministe- 
rium vorgelegt. 

Handlungsfeld flankierender Service 
für Familien 

Zum einen werden Studierenden und Mitarbei- 
terinnen und Mitarbeitern verschiedene Bera- 
tungsleistungen zu vereinbarkeitsrelevanten 
Themen angeboten, zum anderen ist die Infra- 
struktur in Richtung Kinder- und Eltemfreund- 
lichkeit verbessert worden (Still- und Wickel- 
zimmer, Spielecken, Kinderbetreuung bei 
Veranstaltungen). Darüber hinaus werden Ko- 
operationen mit Anbietern flexibler Kinderbe- 
treuung angestrebt. 


Die biografische Option, die Mutter- und Vater- 
schaft zeitlich hinter den Aufbau einer eigenen 
beruflichen Karriere zu verlagern, ist vor der Tat- 
schrft“t™nd Sache zu betrachten, dass die späte Mutter-/Va- 
muss an betriebliche terschaft bereits in den vergangenen zwei Jahr- 
Gegebenheiten zehnten immer wichtiger geworden ist. Es ist 
angepasst werden daher an der Zeit, auch diesbezüglich darüber 
nachzudenken, wo und wie Grenzen einer 
Gleichzeitigkeit von Beruf und Familie zu ziehen 
sind. Die weiter oben vorgestellten Lösungs- 
wege, die Familienbildung und den Aufbau einer 
beruflichen Karriere durch eine breitere Nutzung 
der gewonnenen Jahre über Optionszeiten zu ent- 
zerren, geben Frauen wie Männern zwar eine 
Chance, Kinder und Beruf, so gewollt, entspann- 
ter zu leben und zu genießen, müssen sich hier 
aber in den Normalalltag hinein verlängern. 

Bezüglich der späten Elternschaft gelten im Prin- 
zip die oben für eine frühe Elternschaft entwi- 


ckelten Modelle, nun jedoch unter entsprechen- 
der Anpassung an betriebliche Gegebenheiten. 
Insbesondere in Karriereberufen muß Nachdruck 
darauf gelegt werden, den Kompetenz-Zugewinn 
der Führungspositionen durch MutterschaftWa- 
terschaft (vgl. Kap. IV) Betriebsleitungen gegen- 
über sichtbar zu machen und Schritte der Optio- 
nen auf Karrierelenkung durch innerbetriebliche 
Förderinstrumente für Mütter und Väter zu ver- 
ankern. 

Zusammenfassend: Der Optionszeitenansatz gilt 
a) der Erleichterung, verschiedene Stränge des 
Lebenslaufs phasenspezifisch, d. h. über die bio- 
graphische Zeit verteilt, realisieren zu können, b) 
Umstiegs- und Ausbaumöglichkeiten im Berufs- 
system zu vergrößern und c) die Zeiträume zur 
Realisierung von Kinderwünschen zu erweitern. 
Mit diesen neuen Ansätzen ist allerdings das Pro- 
blem der Zeitknappheit im Alltag noch nicht ge- 
löst. 

Die Chancen zur Entzerrung von alltäglichen 
Zeitengpässen im Familienleben setzt, so die 
Überzeugung der Kommission, weitere familien- 
politische Maßnahmen voraus, die sich auf eine 
verbesserte Gestaltung der Alltagszeit beziehen. 
Diese werden, dieses Szenario abschließend, auf- 
gegriffen, denn auch hier muss gesellschaftspoli- 
tisch weiter gedacht werden, um die Entfaltungs- 
möglichkeiten von Familie im bisher sehr 
erwerbszentrierten Lebenslaufregime zu vergrö- 
ßern. 


Die Gestaitbarkeit der Aiitagszeit 
(Zeitkoordinierungsmodeii) 

Zielsetzung einer Alltagszeitpolitik für Familien 
ist es, Familien ins Zentrum der Taktgeber für 
betriebliche und öffentliche Zeiten zu stellen, 
und nicht umgekehrt: Familien als nachrangige 
„Zeitpuffer“ für gesellschaftlich und ökonomisch 
dominierende Belange zu behandeln. Im Sinne 
des Familienlebens kommt eine neue Verantwor- 
tung auf diese externen Taktgeber zu. Zu diesen 
gehören sowohl die Betriebe als Arbeitgeber, als 
auch die Tarifparteien und ebenso die Zeitpoliti- 
ken der Länder, Kommunen, Wohlfahrtsver- 
bände, und nicht zuletzt des Staates mit Vorgaben 
für Öffnungs- und Betreuungszeiten im öffentli- 
chen Raum und lokalen Serviceleistungen. Eine 
Zeitpolitik für Familien, die sich an Verlässlich- 
keit im Umgang miteinander, an Flexibilität in 
der Verfügung über Zeit und an Integration der 
Familie in Gemeinde und Nachbarschaft orien- 
tiert, hat es mit Gestaltungsfeldem zu tun, die der 
komplexen Eigenlogik familialer Zeitbedarfe 
heute nicht gerecht werden (vgl. Kap. VI). 

Bis heute führen in sich widersprüchliche zeitli- 
che Entwicklungen zwischen jenen Institutionen, 
die das Familienleben von außen her bestimmen. 


Optionszeiten brau- 
chen Ergänzung 
durch ein Zeitkoor- 
dinierungsmodell 


Familien soilten 
Taktgeber für be- 
triebliche und öf- 
fentliche Zeiten sein 
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Flexibilisierung der 
betrieblichen 
Arbeitszeit muss 
Interessen der 
Familien stärker 
berücksichtigen 


ZU immer schwierigeren Koordinationsleistun- 
gen zwischen internen Intentionen des Familien- 
lebens und äußeren Ansprüchen an Familienmit- 
glieder (vgl. Expertise Bauer 2004). Eine 
veränderte zeitliche Binnenorganisation von Fa- 
milien kann jedoch kaum die fehlende Synchro- 
nisation von Zeitvorgaben auffangen, die zwi- 
schen sich flexibilisierenden Erwerbszeiten 
(vorrangig in dienstleistungsorientierten Wirt- 
schaftszweigen) und relativ starren Zeitregelun- 
gen in anderen familienrelevanten Bereichen, 
wie etwa Kinderbetreuungseinrichtungen, Schu- 
len und Behörden entstanden sind, zumal diese 
untereinander ebenfalls kaum synchronisiert 
sind. Diese Zeitfriktionen sind selbst mit für 
Mütter typischer Teilzeitarbeit kaum zu lösen, da 
diese weder in Dauer, Lage noch Verteilung au- 
tomatisch mit den Zeitbedarfen der kontextuellen 
Institutionen des Familienalltags übereinstim- 
men. 

Mehrere Ansatzpunkte der besseren Zeitkoordi- 
nierbarkeit, die sich für die Akteursgruppen in 
Betrieben und im lokalen Umfeld unterschied- 
lich darstellen, sind hier zu beachten. 

Arbeitszeitgestaltung in Betrieben 


a) Passgenaue und differenzierte Angebote für 
beide Seiten'“’ 

Sie sind sowohl auf die Rahmenbedingun- 
gen des Unternehmens (Größe und Art des 
Unternehmens, Schichtbetrieb, saisonal be- 
dingte Produktionsschwankungen etc.), aber 
vor allem auf die Belange der Belegschaft 
(Lebenslage, Lebensphase) optimal zuge- 
schnitten. Bei einer passgenauen Arbeitszeit- 
gestaltung kommen möglichst viele der 
unterschiedlichen Vorstellungen zur Über- 


Vgl. Expertise Becker 2004. 


einstimmung („Diversity“ statt Homogeni- 
tät). Ziel muss die weitgehende Vermeidung 
von Arbeitszeiten sein, die sich mit typi- 
schen Familien- und Kinderzeiten über- 
schneiden (Abend, Wochenende). 

b) Vielfalt im festen Rahmen 

Es bedarf eines definierten Rahmens von Ar- 
beitszeitoptionen, damit Flexibilität nicht zu 
Unüberschaubarkeit und Beliebigkeit führt. 
Arbeitszeitregelungen müssen klar kommu- 
niziert werden, für alle verbindlich und 
durch feste Vereinbarungen verlässlich sein. 
Die konsequente Einhaltung bedeutet, dass 
es neue, bedarfsbedingte Einzelabsprachen 
nur innerhalb des vereinbarten Rahmens ge- 
ben kann. 

c) Dynamische Anpassungen 

Ein einmal gefundenes Konzept zur Verein- 
barkeit von Beruf und Familie muss nicht für 
alle Zeiten unverändert Bestand haben. Be- 
triebliche und familiale Bedarfslagen sind 
immer wieder neu zu erheben, Angebote 
werden fortwährend mit den sich ändernden 
Rahmenbedingungen in Betrieben und Fa- 
milien abgeglichen. Allerdings brauchen Fa- 
milien, wie das Beispiel Frankreich zeigt, 
nachhaltig und langfristig verlässliche Si- 
gnale für eine Berücksichtigung ihrer Be- 
lange, damit sie ihr Verhalten darauf einstel- 
len können. 

Gesamte Belegschaft einbinden 

Arbeitszeitpolitik für Familien ist umso er- 
folgreicher, je stärker die gesamte Beleg- 
schaft davon profitiert. Angebote für Mitar- 
beiterinnen und Mitarbeiter mit Familie, die 
stets auf Kosten von Kollegen und Kollegin- 
nen ohne Familie gemacht werden, haben 
keine langfristigen Realisierungschancen. 
Dabei kommt - auch angesichts der demo- 
grafischen Entwicklung - ein weit gefasstes 
Verständnis von Familie zur Anwendung, 
das der Vielfalt von Fürsorgebedarfen für 
Andere gerecht wird. 

e) Partizipation 

Aushandlungsprozesse zwischen Betrieben 
und Beschäftigten mit Sorgeverpfhchtungen 
müssen eine feste Form finden und hierfür 
entwickelten Verfahren folgen. Dafür gilt es 
mehrstufige Modelle zu entwickeln, bei de- 
nen Management und Personalvertretung 
sowie die Beschäftigten untereinander ver- 
bindliche Vereinbarungen treffen. Für Be- 
darfsfindungs- und Anpassungsprozesse 
werden beteiligungsorientierte Instrumente 
eingesetzt (Dürk/Kraus 2000), in die bei er- 
weiterten Dienstleistungsangeboten (z. B. 


Betriebliche Arbeitszeitgestaltung und Zeitbe- 
darfe von Familien unterliegen eigenen Zweck- 
setzungen, die nicht ohne weiteres harmonisier- 
bar sind. Für deren Passung bedarf es besonderer 
Anstrengungen. Zeitgestaltbarkeit für Beschäf- 
tigte und zeitliche Mitbestimmung von beschäf- 
tigten Familien ist daher ein voraussetzungsvol- 
les Projekt, das ohne eine starke kollektive 
Interessensvertretung nicht denkbar ist. Individu- 
elle und innerbetriebliche Lösungen allein sind 
zu fragil, nicht verlässlich und längerfristig nicht 
geschützt. Zeitpolitik im Interesse von Familie 
muss entsprechend darauf achten, dass die Erfor- 
dernisse des Erwerbslebens nicht allein dominie- 
ren. Dabei müssen die konkreten Zeitbedürfnisse 
von Beschäftigten mit Fürsorgeverpfhchtungen 
zum Ausgangspunkt und nicht zum eher zufälli- 
gen win-win-Effekt ökonomisch bedingter Flexi- 
bilisierung im betrieblichen Handeln werden. 


d) 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode - 273 - 


Drucksache 16/1360 


verlängerte Öffnungszeiten) auch die Nutzer 
einbezogen werden. 

f) Kontrollierte Flexibilität 

Eine kompromissorientierte Regulierung 
und Kontrolle von Flexibilität ist für beide 
Seiten notwendig. Hierbei sind bspw. die 
Etablierung und Einhaltung von Regelun- 
gen bzgl. der Ankündigungsfristen von Ar- 
beitszeitänderungen, -Verkürzungen, -Verlän- 
gerungen sowie -Verlagerungen zentral, 
damit Planung möglich wird. Verlässlichkeit 
und Flexibilität von Arbeitszeiten („Flexicu- 
rity“) sind miteinander zu verbinden. Dies 
kann insbesondere in Form von Betriebsver- 
einbarungen und Tarifverträgen geschehen. 


Gute Beispiele aus der Praxis: 

Der Preis in der Kategorie große Unternehmen 
im Rahmen des Untemehmenswettbewerbs des 
BMFSFJ „Erfolgsfaktor Familie“ 2005 ging an 
den DAX-Konzem Henkel. Henkel zeichnete 
sich neben einem mütter- und väterfreundlichen 
Arbeitsklima (Flexible Arbeitszeitmodelle, eine 
Firmenkita, zwei zusätzliche Tage bezahlte 
Freistellung bei Krankheit des Kindes sowie 
die Möglichkeit, zwei Jahre zusätzlichen Erzie- 
hungsurlaub zu beanspruchen) auch durch Hil- 
fen für Mitarbeiter aus, welche Angehörige 
pflegen. So gibt es Kurse zum Thema „Wenn 
Eltern älter werden“, in denen Themen wie: 
Welche Betreuungsmöglichkeiten gibt es? Oder 
wie gehe ich mit der psychischen Belastung 
durch Pflege um? aufgegriffen werden. Zusätz- 
lich gibt es einen von der betrieblichen Sozial- 
arbeit koordinierten „Helferkreis“, der sich aus 
Henkel-Pensionärinnen und Pensionären zu- 
sammensetzt und sich für andere im Ruhestand 
engagiert, indem sie Einkäufe erledigen, hand- 
werkliche Aufgaben übernehmen oder einfach 
älteren Menschen Gesellschaft leisten. Dies 
stellt eine große Hilfe für pflegende Angehö- 
rige dar, die bei Henkel angesfellt sind. 

Bei den mittelgroßen Unternehmen bekam 
Komsa Kommunikation die Auszeichnung zu- 
gesprochen. Hier sind 41 Prozent der Füh- 
rungspositionen von Frauen besetzt; viele da- 
von arbeiten in Teilzeit, was auf den Erfolg der 
familienfreundlichen Maßnahmen des Unter- 
nehmens hindeutet. Komsa hat eine betriebsei- 
gene Kita, die ganztags und ganzjährig geöffnet 
ist. Auch die Arbeitszeiten können hoch flexi- 
bel gehandhabt werden, die Belegschaft kann 
Sabbaticals, Teilzeitarbeit oder Telearbeit je 
nach familialer Belastung in Anspruch nehmen. 
Frauen haben während ihrer Eltemzeit die 
Möglichkeit, an betriebsintemen Weiterbil- 
dungsangeboten teilzunehmen. 


ln der Kategorie der kleinen Unternehmen 
wurde die Firma Anton Schönberger Stahlbau 
& Metalltechnik prämiert. Hier können Kinder 
jederzeit unangemeldet mit zur Arbeit gebracht 
werden und im Spielzimmer oder im Garten 
spielen, wenn ein Betreuungsnotfall eingetreten 
ist. Für wichtige „Familientermine“ wie Ein- 
schulung, Geburtstag des Kindes, gibt es Extra- 
urlaub und für Diensfreisen Ausgleichsfreizeif. 
Die Abrechnung der Arbeitszeit erfolgt über 
ein flexibles Lebensarbeitszeitkonto und bei 
der Urlaubsplanung werden familiale Belange 
berücksichtigt. 

Daneben gibt es bereits seit einigen Jahren vor- 
bildliche Unternehmen wie das Dienstleis- 
tungsuntemehmen aus der IT-Branche Comet 
Computer, in dem ein weiter Korridor differen- 
ter Teilzeitmodelle existiert. Die Tages-, Wo- 
chen- und Monatsarbeitszeit kann weitgehend 
selbst bestimmt werden, die Arbeitsstunden 
werden selbst erfasst. Flankiert wird dieses Ar- 
beitszeitregister durch Telearbeit und betriebs- 
nahe Kinderbetreuung; bei Engpässen und Not- 
fällen können die Kinder mit in den Betrieb 
gebracht werden. Bemerkenswert ist überdies, 
dass die flauen- und familienfreundliche Unfer- 
nehmensphilosophie bewussf nach außen kom- 
muniziert wird. 


Zeitgestaltung im lokalen Umfeld 

Neue Govemance-Politiken setzen nicht mehr al- 
lein auf staatliche Akteure, sondern auf die Viel- 
falt von Akteuren vor Ort und ihre Vernetzung. 
Am weitesten fortgeschritten ist eine solche Zeit- 
politik für Familien in Ifalien, wo dieses Gesfal- 
tungsfeld unter dem Begriff „tempi della cittä/ 
Zeiten der Stadt“ seit Mitte der 1980er Jahre 
- stark geprägt durch Gewerkschaften, Kommu- 
nalpolitiker/innen und Wissenschaft - entstanden 
ist (vgl. Bonfiglioli/Mareggi 1997). Standen zu 
Beginn einzelne Gestaltungsprojekte zur Verbes- 
serung der Lebens- und Arb eits Situation insbe- 
sondere von Frauen im Vordergrund, ist Zeitpoli- 
tik in einigen Kommunen in Italien mittlerweile 
gesetzlich verankert und zu einem umfassende- 
ren Gestaltungsansatz avanciert, der neben der 
Harmonisierung von Zeitstrukturen auch die Ver- 
besserung öffentlicher und privater Dienstleis- 
tungsangebote sowie die Verbesserung urbaner 
Lebensqualität umfasst (Mückenberger 2003; 
Expertise Heitkötter 2004). 

Die unterschiedlichen Zeitgeber für Familien auf 
lokaler Ebene wie Ärzte, Kindergärten, Schulen, 
Handwerker, Einzelhandel, Kultur und Verkehr 
bilden das kleinteilige Geflecht örtlicher 
Zeitstrukturen, in das Familie als System sowie 
einzelne Familienmitglieder vielfach eingewo- 
ben sind. Der hier erforderliche „temporal tum“ 
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Abbildung VIIL2 


Zeitraumpfade von Männern und Frauen 



Quelle: PersonalratAJniversität Bremen: personalrat/Info 2003/3 S.l 


der Familienpolitik (vgl. Expertise Heitkötter 
2004) betont - über die Gestaltung der Erwerbs- 
zeiten hinaus - die Einbeziehung der Akteure in 
Politik, Verbänden, Kommunen, Kirchen, 
Dienstleistem, Vereinen und Selbsthilfeinitiati- 
ven in ihrer jeweiligen Verantwortlichkeit für fa- 
miliengerechte Zeiten. Bis heute ist die Zeitge- 
staltung von Familien im lokalen Umfeld durch 
eine aufwändige Überwindung von Distanzen 
gekennzeichnet, die geschlechtsspezifisch hoch- 
unterschiedlich aussieht: 

Eine solche lokale Zeitpolitik steht in engem Zu- 
sammenhang mit Anfordemngen an eine famili- 
enorientierte räumliche Gestaltungs- und Bebau- 
ungspolitik, die im folgenden Szenario (vgl. Kap. 
V111.3) auf der Handlungsebene der lokalen Inte- 
gration behandelt wird. Hier steht jedoch der 
zeitpolitische Aspekt im Vordergmnd. Beide As- 
pekte - zeit- und sozialräumliche Politik für Fa- 
milien - ergänzen sich und führen nicht nur zu 
einem Wettbewerbsvorteil einzelner Unterneh- 
men, sondern auch zu einem Imagevorteil von 
Kommunen und der Erhöhung ihrer Attraktivität 
als Wirtschaftsstandort. 

Wichtige zeitpolitische Maximen hierbei sind: 

a) Koordinierte Vernetzung der 
örtlichen Infrastruktur 

Behörden, Geschäfte und andere Dienstleister 
(insbesondere familiennahe Dienstleistungen) 
kommen durch eine Verlängemng, Flexibilisie- 


mng und Koordiniemng ihrer Öffnungszeiten 
innerhalb ihres Stadtteils den heterogenen Zeit- 
bedarfen unterschiedlicher Lebens- und Arbeits- 
verhältnisse auch jenseits von „Normalarbeits- 
zeit“ und „Normalfamilie“ entgegen, um die 
Alltagsqualität auch quartiersbezogen zu erhö- 
hen. 

b) Gezielte Abstimmung von Erwerbs- 
und Betreuungszeiten 

Erwerbszeiten und die Öffnungszeiten von Be- 
treuungseinrichtungen werden, abhängig von 
lokalen Stmkturen, zu passfähigen integrierten 
Angeboten für Eltern entwickelt. Unter Berück- 
sichtigung kommunaler und regionaler Beson- 
derheiten können hier spezifische „Betreu- 
ungspakete“ geschnürt werden, die auf die 
Zeitbedarfe von Eltern sowohl in ihrer Fami- 
lien- als auch in ihrer Beschäfligtenrolle einge- 
hen. Eine andere Möglichkeit bietet das zeitfle- 
xible Voucher- System (vgl. Kap. Vlll. 3). 

c) Entzerrung von Zeiten in und zwischen 
Bildungs- und Betreuungsinstitutionen 

Notwendig ist auch die Entzerrung von Bil- 
dungs- und Betreuungszeiten, d. h. einerseits der 
Verlängerung der Öffnungs-, insbesondere der 
Vormittagszeiten, andererseits der Veränderung 
ihrer Binnenstrukturierung mit mehr zeitlichen 
Puffern und Unterricht jenseits des 45-Minuten- 
Taktes. Daneben müssen Backup-Systeme für 
Befreuung an den „Zeiträndem“, d. h. am Abend, 
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am Wochenende und in den Ferien, verlässlich 
zur Verfügung stehen. Zeitliche Entzerrung ist 
auch über die räumliche Vernetzung von flexib- 
leren Kinderbetreuungseinrichtungen zu errei- 
chen, die sich zu multifunktionalen „Familien- 
und Kinderzentren“ bzw. zu „Mehrgenerationen- 
häusem“ (wie bspw. aktuell in Langen/Hessen) 
entwickeln (vgl. Kap. Vlll. 3). 

d) Optimierung von Wegezeiten 

Eine familiengerechte Stadt stimmt die vorherr- 
schenden lokalen Zeittakte familienrelevanter In- 
stitutionen (Betriebe, Schulen, Geschäfte etc.) 
mit den Zeittakten des Transportwesens ab, ent- 
zerrt Verkehrsflüsse, vereinfacht und verkürzt 
damit Wegezeiten. Beispielhaft ist die Entwick- 
lung von „Mobilitätspakten“. Um Wegezeiten für 
die Überwindung von Zwischen-Räumen zwi- 
schen den unferschiedlichen Aktivifätsbereichen 
von Eltern, Kindern und Pflegebedürftigen mög- 
lichst kurz zu halten, sind insbesondere Modelle 
nahräumlichen Wohnens und Arbeitens im Sinn 
einer „Stadt der kurzen Wege“ weiterzuentwi- 
ckeln und auch Infrastrukturen für Familien (Ge- 
schäfte, Schulen, Kindergärten) entsprechend an- 
zusiedeln. Ansatzpunkte sind eine gezielte 
Stadtentwicklungspolitik sowie Wohnungsbau-, 
Gewerbe- und Siedlungspolitik unter dem As- 
pekt der Multifunktionalität von Lebensräumen 
für Familien (vgl. Kap. V). 

e) Partizipation 

Eine zeitpolitische Gestaltung im lokalen Nah- 
raum basiert darauf, alltagsrelevante Akteure als 
„Zeitanbieter“ und „Zeitnachfrager“ virtuell oder 
faktisch um einen Tisch herum zu versammeln. 
Ein konstitutives Element lokaler Zeitpolitik für 
Familien ist - wie im Betrieb - die Partizipation 
und die Stärkung von Beteiligungsrechten derje- 
nigen, die bislang eher passiv von lokalen 
Zeitstrukturen betroffen waren. Zivilgesell- 
schaftliches Engagement der unterschiedlichen 
Generationen ist auch aus diesem Grund unbe- 
dingt zu stärken. 


Beispiele lokaler Zeitpolitik 

- ln Amsterdam sowie anderen niederländi- 
schen Städten werden beispielsweise Biblio- 
theken im Winterhalbjahr auch am Sonntag- 
nachmittag geöffnet - dann, wenn auch 
berufstätige Menschen Zeit haben, gemein- 
sam mit ihrer Familie das Medienangebot zu 
nutzen. Durch dieses Modell, das für die 
Mitarbeiter/innen auf dem Prinzip der Frei- 
willigkeit basiert, konnten nicht nur neue 
Nutzer/innengruppen erschlossen werden. 
Es entstanden auch neue intergenerative Be- 
gegnungs- und Kommunikationsräume. 


- ln Modena/ltalien wurde durch die Einfüh- 
rung des rotierenden „Apothekenprinzips“ 
bei Lebensmittelgeschäften die Versorgung 
im Stadtteil auch am Abend gewährleistet, 
ohne einen für Familienbetriebe ruinösen 
Konkurrenzkampf los zu treten, ln Amers- 
foort/Niederlande wurde in Kooperation mit 
einer großen Supermarktkette ein Lieferser- 
vice eingerichtet, der Familien zeitlich ent- 
lastet. 

- ln Wolfsburg wurden Rahmenbedingungen 
geschaffen, um zukünftig veränderte Ar- 
beitszeitmodelle des Volkswagen Werks mit 
den Verkehrstakten des ÖPNV frühzeitig 
abstimmen zu können, ln Bremen wird eine 
Schnittstelle unterschiedlicher Verkehrsmit- 
tel zum serviceorientierten Mobilitätsknoten 
entwickelt, um Umsteigebeziehungen insbe- 
sondere für Berufspendler/innen zu verbes- 
sern. 

- Mit dem Projekt „Schritt für Schritt - Zur 
Schule gehe ich alleine“ ermöglicht die 
Stadt Bozen einen sicheren Schulwege 
durch ein Netz unterstützender Personen- 
gruppen. Dadurch werden Eltern, insbeson- 
dere Müttern, von zeitintensiven Chauffeur- 
diensten entlastet und die Kinder erhalten 
die Möglichkeit, sich selbständig ihre räum- 
liche Umgebung zu erschließen und selb- 
ständige Mobilitätsmuster zu entwickeln. 

- Im Rahmen des Modellprojekts „ZeitBüro“ 

in Bremen- Vegesack wurden in Form eines 
Bürgertags Verwaltungszeiten unterschiedli- 
cher Behörden ausgeweitet und aufeinander 
abgestimmt, verschiedene Dienstleistungs- 
angebote gebündelt und mit anderen alltags- 
relevanten Zeitanbietem vor Ort (Stadtbibli- 
othek, Grünmärkte, 

Beratungseinrichtungen) abgestimmt. Damit 
werden auch berufstätige Eltern unterstützt, 
Erwerbstätigkeit und Verwaltungsangele- 
genheiten zeitlich zu vereinbaren. 

- Ein flexibles Back-up System für Betreu- 
ungsnotsituationen wurde als Kooperation 
zwischen Hanauer Wirtschaftsuntemehmen 
und der Stadt Hanau eingerichtet. Ebenfalls 
in Hanau wurden für berufstäfige Eltern die 
Betreuungszeiten im Rahmen eines stadt- 
teilübergreifenden Modellprojekts über die 
herkömmlichen Betreuungszeiten ausgewei- 
tet. Inzwischen erweitert zum Modellprojekt 
„Zeitbrücken“, werden über die bessere Or- 
ganisation des Alltags hinausgehend „Zeit- 
inseln“ unterstützt, die als qualitative Aus- 
zeiten zur Regeneration von Eltern und die 
Unterstützung von Väteraktivitäten zur In- 
tensivierung des Kontaktes zwischen Vätern 
und Kindern als auch zur Entlastung von 
Müttern dienen sollen. 
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In Deutschland finden sich inzwischen bedeut- 
same Ansätze fiir lokale Familienzeitpolitiken 
neuer Art. Sie haben sich vor allem im Rahmen 
von „Lokalen Bündnissen fiir Familien“ im Kon- 
text der Bundesinitiative des BMFSFJ fortentwi- 
ckelt (www.lokale-buendnisse-fuer-familie.de). 
Unterstützt und in Verbindung mit Auditierungs- 
verfahren familienfreundlicher Betriebspolitiken 
ermöglichen diese mit ihren heterogenen Ak- 
teurskonstellationen und dem Fokus auf den fa- 
milialen Arbeits- und Lebensalltag, auch proaktiv 
thematische Impulse an die Städte und Gemein- 
den zu geben und zukünftig familiengerechte 
Zeitarrangements in allen Lebensbereichen ver- 
stärkt zum Gestaltungsgegenstand zu machen. 
Gleichzeitig können über eine systematische 
Integration des Handlungsfeldes „familienge- 
rechte Zeitgestaltung“ in die Bündnisstrategie 
durch eine sensible Wahrnehmung der komple- 
xen Zeitbedarfe von Familien neue Akteursgrup- 
pen erschlossen werden - wie bspw. Handwerker 
oder Kulturanbieter die bislang kaum eine 
Rolle in Lokalen Bündnissen spielen. Über die 
für Familien als Zeittrage kann der Dienstleistungssektor für wei- 
Grundlagefür tere Belange von Familien sensibilisiert werden 
lokale zeitpolitische (bspw. die Qualität von Dienstleistungen). Da 
Gestaltungen Bündnisansatz insbesondere Vernetzung und 
Erfahrungsaustausch zwischen den Bündnis- 
standorten fördert, bietet er gute Voraussetzun- 
gen, als Transmissionsriemen für zeitpolitische 
Gestaltungsansätze zu wirken und konkrete 
Maßnahmen im familienpolitischen Kontext zu 
verbreiten. Zwischen familienpolitischen Bünd- 
nisstrategien und dem zeitpolitischen Gestal- 
tungsansatz bestehen deshalb viele Struktur- 
analogien und zahlreiche thematische 
Anknüpfungspunkte (Heitkötter/Schröder 2005). 

In anderen Ländern sind die Modelle für neue 
Verbindungen der Lebensphasen im Lebenslauf 
weit vorangeschritten (s.o.). Von den Nachbarn 
lernen bietet sich nicht nur bezüglich der Lebens- 
zeit, sondern auch der Alltagszeitpolitik nach- 
drücklich an. 

VIII.3 Zukunftsszenarium: Eltern als 
Investoren in den sozialen 
Nahraum und in die gesell- 
schaftliche Entwicklung 

Persönliches Engagement, Zeit und Geld, das El- 
tern in ihre Kinder investieren, dienen nicht nur 
der unmittelbaren Existenzsicherung der Kinder, 
sondern stellen die zentrale Basis für die Ent- 
wicklung des Humankapitals der modernen Ge- 
sellschaften dar. Damit investieren Eltern in ein 
gemeinsames Gut. Ohne diese Bereitschaft wäre 
keine Entwicklung von Humankapital möglich. 
Zudem investieren Eltern nicht nur in ihre Kin- 
der, sondern auch erhebliche Zeit in die Bezie- 
hung zu ihren eigenen Eltern, die sich wieder in 
der Beziehung zu ihren Enkeln engagieren. Diese 


wechselseitige Unterstützung und emotionale 
Beziehung zwischen den Generationen ist als ein 
wichtiges Element gesellschaftlichen Zusam- 
menhalts anzusehen, weil in solchen Bezie- 
hungsmustem wechselseitiges Vertrauen ent- 
steht (Fukuyama 2000). 

Eltern mit Kindern sind unterschiedlich gut in 
der Nachbarschaft vernetzt und unterstützen sich 
wechselseitig (Hennig 2005). Damit stellen Fa- 
milien mit Kindern eine wichtige Gruppe bei der 
Entwicklung bürgerschaftlichen Engagements 
dar (Zukunftsbericht Baden-Württemberg 1999) 
und tragen damit erheblich zur Bildung von So- 
zialkapital in Nachbarschaft und Gemeinde bei. 
Eltern investieren mehr als alle anderen gesell- 
schaftlichen Gruppen in Wohnungen und Häuser. 
So leben insbesondere Eltern mit drei und mehr 
Kindern, trotz eines niedrigen Pro-Kopf-Ein- 
kommens, sowohl in West- wie in Ostdeutsch- 
land, in einem eigenen Haus (vgl. Kap V) und 
tragen damit auch erheblich zur ökonomischen 
Entwicklung einer Gemeinde bei. Eltern inves- 
tieren gleichermaßen in das Humankapital, in das 
Sozialkapital und in das ökonomische Kapital ei- 
ner Gemeinde und einer Gesellschaft (vgl. Sass/ 
Tschilschke 2001). 

Wir haben allerdings auch gegenwärtige Tenden- 
zen beschrieben, wonach in Deutschland viele 
urbane Zentren vor allem jene Eltern durch Ab- 
wanderung verlieren, die besonders viel in das 
Humankapital ihrer Kinder, in das Sozialkapital 
der Gemeinde und in das ökonomische Kapital 
investieren, während dort Eltern insbesondere 
mit Migrationshintergrund nachwandem, die 
nicht über die gleichen Ressourcen verfügen. El- 
tern mit Migrationshintergrund wandern in vie- 
len deutschen Großstädten zudem in spezifische 
Quartiere. Gleichzeitig leben in anderen städti- 
schen Quartieren die verbleibenden ökonomisch 
erfolgreichen Einwohner ohne Migrationshinter- 
grund, insbesondere der jüngeren Altersgrup- 
pen, eher als Singles oder als kinderlose Paare. 
Diesen Prozess haben wir als doppelte Polarisie- 
rung beschrieben, der keinesfalls allein in 
Deutschland zu beobachten ist. In Deutschland 
ist diese doppelte Polarisierung allerdings eher 
als ein westdeutsches Problem anzusehen. In den 
neuen Bundesländern dominiert eine zuneh- 
mende Schrumpfung der großen Städte, da sich 
durch Abwanderung und niedrige Geburtenraten 
der Bevölkerungsstand teilweise dramatisch ver- 
ringert. 

Gegenwärtig ist nicht davon auszugehen, dass 
die doppelte Polarisierung und die Schrumpfung 
der Städte, die auch in bestimmten westdeut- 
schen Regionen wie im Ruhrgebiet stattfindet, 
kurzfristig gestoppt oder umgekehrt werden 
kann. Jedoch haben wir auch argumentiert, dass 
die Städte und Gemeinden selbst diesen Prozess 
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beeinflussen können, wenn sie auf kommunaler 
Ebene eine nachhaltige Familienpolitik betrei- 
ben. Das bedeutet, Familien mit Kindern nicht 
nur als Nutzer von kostenintensiv bereitzustel- 
lenden Infrastruktureinrichtungen zu sehen, son- 
dern Eltern auch als Investoren zu begreifen, die 
durch geeignete Standortbedingungen gehalten 
oder sogar neu angeworben werden können. 

Nach den Ergebnissen des Experten-Delphis für 
die Stadtregion Stuttgart (Mauch/Reschl 2003) 
wird die doppelte Polarisierung die großen urba- 
nen Zentren in Deutschland mit drei Segregati- 
onstendenzen konfrontieren. Zunächst entsteht 
eine zunehmende Alterssegregation: Durch die 
höhere Lebenserwartung und die zurückgehende 
Zuwanderung junger Erwachsener in die urbanen 
Zentren wird der Anteil der älteren Populationen 
in den Innenstadtbezirken deutlich ansteigen. 
Darüber hinaus gehen die befragten Experten 
mehrheitlich davon aus, dass der Anteil der Per- 
sonen, die auf staatliche Unterstützungsleistun- 
gen angewiesen sind, in bestimmten Quartieren 
großer Städte deutlich ansteigen wird, weil die 
ökonomisch selbstständigen Familien zuneh- 
mend in die Umlandgemeinden abwandem. 
Auch wird es in den großen Städten Deutsch- 
lands einen überproportionalen Anstieg von jun- 
gen Erwachsenen mit ausländischer Herkunft ge- 
ben, weil die Reproduktionsraten in diesen 
gesellschaftlichen Gruppen in vielen deutschen 
Kommunen die der Population mit deutschem 
Hintergrund deutlich übersteigen. 

Die vermutete zunehmende Segregation nach Al- 
ter, ökonomischen und ethnischen Gruppen ist 
nicht nur ein Problem der großen Städte, sondern 
wird sich voraussichtlich in erheblichem Umfang 
Pro nosefür gesamte Bundesrepublik auswirken. 

Deutschland"'*s4re- Deutschland gehört nach der früher zitierten Pro- 
gation nach Alter, gnose der UNO (2003) zu jenen Weltregionen, in 
Ökonomie und der heute schon die Verstädterung und das Leben 
Gruppenzu- jjj großen Urbanen Regionen besonders ausge- 
gehörigkeit pj.gg^ weiter ausbreiten wird. Nach 

den demografischen Prognosen für die ländli- 
chen Regionen der neuen Bundesländer (Roloff 
2003, Land Brandenburg 2005) werden die Ab- 
wanderungstendenzen junger Erwachsener in 
nächster Zukunft vermutlich bestehen bleiben. 
Solange Deutschland in all seinen Regionen rela- 
tiv gleich stark besiedelt war und trotz aller regi- 
onalen Unterschiede viele ökonomische Ent- 
wicklungstendenzen ähnlich verliefen, konnte 
eine bundesstaatlich orientierte Familienpolitik 
darauf vertrauen, Familien durch finanzielle 
Transferleistungen und Zeitpolitiken, wie Eltem- 
zeit und Mutterschutz, hinreichend darin zu un- 
terstützen, in ihre Kinder und damit in das Hu- 
manvermögen der Gesellschaft zu investieren. 
Sollten sich diese drei Trends deutschlandweit 
Umsetzen, wird die Familienpolitik viel stärker 
immer auch Infrastrukturpolitik sein müssen. 


Ohne eine Beeinflussung dieser Tendenzen ist 
davon auszugehen, dass gerade jene Familien, 
die aufgrund der eigenen Leistungsfähigkeit 
schon heute relativ gut in die Zukunft ihrer eige- 
nen Kinder investieren können, sich in jenen 
Nachbarschaften und Gemeinden im Umland 
großer Kemstädte konzentrieren werden, die 
heute schon besonders gute Entwicklungsbedin- 
gungen für Kinder bieten. Eine Familienpolitik, 
die aber auch das Wohnumfeld, die Nachbar- 
schaft und die Infrastruktur für Kinder als origi- 
nären Bestandteil von Familienpolitik begreift, 
muss immer auch wesentlich auf kommunaler 
und Länderebene gestaltet werden. Dies vor al- 
lem deswegen, da der Ausgleich zwischen den 
Kemstädten und ihrem Umland aufgrund der je- 
weils besonderen Bedingungen nur spezifisch in 
den jeweiligen Regionen erfolgen kann. Unter 
dieser Perspektive haben die sich vielerorts bil- 
denden Bündnisse für Familien eben nicht nur 
die Funktion, ad hoc und kurzfristig für ein bes- 
seres Betreuungsangebot von Kindern zu sorgen, 
sondern müssen für sich darüber hinaus auch 
eine Anregungskompetenz für lokale und länder- 
orientierte Familienpolitik in Anspruch nehmen. 

Kommunale Familienpolitik: 
Lebenslauforientierte Wohnungs- und 
Sanierungpolitik und Orte für Kinder 

ln den meisten urbanen Zentren wird es als quasi 
natürlich hingenommen, dass junge Familien ins 
Umland wandern, dass sich Familien mit nicht- 
deutschem Hintergrund in bestimmten Quartie- 
ren konzentrieren und auch die Alterung der 
städtischen kinderlosen Bevölkerung ohne ent- 
sprechenden Zuzug junger Erwachsener aus den 
ländlichen Regionen faktisch nicht zu beeinflus- 
sen sei. Auch wenn in der erwähnten Delphi-Be- 
fragung klar zum Ausdruck gebracht wurde, dass 
diese Prozesse nur teilweise zu steuern sind, wird 
doch die Ansicht vertreten, dass trotz der Globa- 
lisierungstendenzen der Wirtschaft die lokale 
und regionale Ebene an Bedeutung gewinnt. 
Diese Tendenz wird als „Glokalisierung“ be- 
schrieben. Um überalterten und hoch segregier- 
ten Stadtregionen entgegenzuwirken und ethni- 
sche und soziale Polarisierungen möglichst 
gering zu halten, sollte eine kommunal orien- 
tierte Familienpolitik vier Prinzipien berücksich- 
tigen. 

1) Die Mobilität der Wohnbevölkerung wird im 
hohen Maße durch die familiären Lebens- 
phasen beeinflusst. Daher muss eine kom- 
munale familienorientierte Stadtplanung und 
Wohnungsbaupolitik alles daran setzen, den 
durch die familiären Lebensphasen be- 
stimmten Wechsel und die unterschiedliche 
Nutzung des Wohnangebots zu akzeptieren, 
aber eine kleinräumige Umzugsmobilität 
zu ermöglichen, statt der jetzt üblichen 
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Planung der Infra- 
strukturangebote 
multifunktional 


großräumigen Umzüge. Das setzt allerdings 
auch ein kleinräumig differenziertes Woh- 
nungsangebot voraus, das den unterschiedli- 
chen Wohnbedürfnissen im Lebenslauf und 
dem erweiterten Spektrum privater Haus- 
halte Rechnung trägt (Expertise Jessen 
2004). Auch muß berücksichtigt werden, bei 
der Entwicklung und Konzeption von Infra- 
strukturangeboten für Familien mit Klein- 
kindern von vornherein so zu planen, dass 
sich solche Infrastrukturangebote bei sich 
verschiebenden Alterskonstellationen in 
multifunktionale Angebote für den Stadtteil/ 
die Gemeinde nutzen lassen. 


Generationenhaus: Alles unter 
einem Dach - Salzgitter 

Beispielhaft steht hierfür das Generationenhaus 
„Alles unter einem Dach“ in Salzgitter, das sich 
aus einem Mütterzentrum mit seinen ursprüng- 
lichen Angeboten für Familien mit ihren Klein- 
kindern konzeptionell weiterentwickelt hat. Ne- 
ben einem offenen Treff für die Nachbarschaft 
gibt es ein Kindertageszentrum und ein Schü- 
lercafe, einen Altenservice mit Tagesbetreuung 
und ambulanter Betreuung, Seminare und Feri- 
enangebote für Familien mit Kindern, einen 
Stadtteilservice mit verschiedenen, den Alltag 
erleichternden Dienstleistungen und Orientie- 
rungskurse zur Wiedereingliederung für Frauen 
in das Berufsleben (Praxisband 1 SPl-Schrif- 
tenreihe, 2000). Diese dabei angebotenen nie- 
derschwelligen familiennahen Dienstleistun- 
gen, die auf Selbsthilfebasis, teilweise mit 
professionellen Kräften organisiert sind und 
Zuschüsse sowohl von der Kommune als auch 
von Bundesländern erhalten, haben ihren 
Schwerpunkt sowohl in der Kinderbetreuung, 
in der Altenpflege als auch in haushaltsnahen 
Dienstleistungen. Diese werden je nach Be- 
darfslage vor Ort sowohl im Zentrum als auch 
im Sinne der Geh-Struktur im Stadtteil mit ei- 
nem kleinen Honorar angeboten. Da die meis- 
ten Dienstleistungen von eher einkommens- 
schwachen Familien nachgefragt werden, 
würde der Ausbau ohne öffentliche Zuschüsse 
zu Lasten der eher einkommensschwachen Fa- 
milien gehen, da die kostengünstigen Preise 
Voraussetzung sind, diese Dienstleistungen in 
Anspruch nehmen zu können. Trotz des hohen 
ehrenamtlichen Anteils, der in den Zentren ge- 
leistet wird, wird dieser Bereich somit nicht 
ohne öffentliche Zuschüsse auskommen. Die 
Dienstleistungsangebote sind dabei in einem 
vertrauensbildenden Netzwerk eingebettet und 
zeichnen sich durch diese besondere Qualität 
aus. Deshalb geht es nicht darum, einen maxi- 
malen Output für ein eng umschriebenes Ziel 
zu erbringen, sondern vor allem soziales Kapi- 
tal herzustellen (BMFSFJ 2002, 212). 


2) Auch wenn man die jetzt im Umland leben- 
den Familien mit Kindern nicht mehr in die 
Städte zurückholen wird, stellt sich die 
Frage, ob es auf Dauer wirklich sinnvoll ist, 
frei werdende Industrieflächen weiterhin nur 
als Gewerbeflächen anzusehen, statt zu prü- 
fen, ob nicht neue Formen urbanen Lebens 
auch in solchen teilweise sehr attraktiven 
Stadtgebieten entstehen können. Dafür gibt 
es inzwischen eine Reihe sehr positiver Bei- 
spiele, wie z. B. in Bremen, wo auf Grund 
der Integrationsleistungen durchmischter 
Stadtteile eine Experimentierklausel zuguns- 
ten der Stadtteilsanierung beschlossen 
wurde. Hiernach soll bei allen Belangen der 
Bebauung unter Gesichtspunkten der Famili- 
enfreundlichkeit neu geprüft und bewertet 
werden, wie sich die bisherigen Effekte der 
Alters-Lebensphasen- und Lebenslagenseg- 
regation oder der sog. „systemischen Mobili- 
tät“ zwischen dem Arbeits-, Kindergarten-, 
Schul-, Einkaufs- und Wohnort der Famili- 
enmitglieder verbessern und überwinden las- 
sen. Hier müssen die Kommunen und die 
kommunalen Wohnungsbauträger Familien 
auch als Investoren begreifen und für sie An- 
gebote entwickeln, die auch im Quartier eine 
kleinräumige Mobilität ermöglichen. 

3) Um den oben skizzierten Segregationsten- 
denzen entgegenzuwirken, sollten die Städte, 
in denen bisher eher selten Orte für Kinder 
und Familien angeboten wurden, auch prü- 
fen, wie öffentliche Räume und Plätze so ge- 
staltet werden, dass sie nicht nur von be- 
stimmten Gruppen zu nutzten sind, sondern 
soweit sozial kontrollierbar sind, dass sie 
auch als Räume für Kinder dienen können. 
Die Ergebnisse des Forschungs Verbundes 
„Stadt 2030“ zeigen, dass bei Mitwir- 
kungschancen von Bürgerinnen und Bürgern 
zur Gestaltung von öffentlichen Räumen, wie 
z. B. in Dietzenbach, die Bedürfnisse von 
Kindern und ihren Eltern dahingehend be- 
rücksichtigt werden, dass die Kinder Wege 
und Freiflächen haben, die sie ohne Aufsicht 
erreichen können (Expertise Bock/Reiman 
2004). Durch die Öffnung der Schulen am 
Nachmittag und ein geschicktes Zeitmanage- 
ment in Nachbarschaft und Gemeinde wer- 
den solche Räume teilweise bereits geschaf- 
fen. Darüber hinaus muss in den Städten noch 
deutlicher gemacht werden, dass das Bleibe- 
potenzial von Familienhaushalten (Expertise 
Mächler 2004, Expertise Banse 2004) auch 
von einem Infrastrukturangebot abhängig ist, 
das den Eltern das Gefühl gibt, diese Ange- 
bote könnten die kindliche Entwicklung be- 
sonders positiv beeinflussen. Zu einer sol- 
chen Infrastruktur gehören eben nicht nur 
Bildungs- und Betreuungsangebote, sondern 
auch Räume, die dem natürlichen Bewegungs- 
bedürfhis von Kindern entgegenkommen. 


Familie als Investo- 
ren zur Verbesse- 
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4) Diese Infrastrukturangebote müssen aber so 
konzipiert sein, dass eine Kooperation zwi- 
schen Eltern und professionellen Kräften als 
strukturelles Element in der Konzeption sol- 
cher Angebote verankert ist. Die Konzeption 
der englischen Early Excellence Centres ha- 
ben dies als strukturelle Komponente be- 
rücksichtigt und es hat sich gezeigt, dass ge- 
rade die Zusammenarbeit zwischen Eltern 
und professionellen Kräften in der Tagesbe- 
treuung sowohl für die kindliche Entwick- 
lung als auch für die Eltern und den profes- 
sionellen Kräften eine Weiterentwicklung ih- 
rer Kompetenzen bedeutet. 


Kinder- und Familienzentrum 
Berlin Schillerstraße 

Seit 2001 läuft in der Kindertagesstätte im Kin- 
der- und Familienzentrum in Berlin Schiller- 
straße ein auf sechs Jahre angelegtes Modell- 
projekt, finanziert von der „Heinz und Heide 
Dürr Stiftung“ zur Neustrukturierung der päda- 
gogischen Arbeit: Hierbei stehen sowohl die 
Bildungsprozesse der Kinder als auch die Ent- 
wicklung eines Modells der integrierten Famili- 
enarbeit in der Einrichtung im Mittelpunkt. Bei 
der Umsetzung arbeitet das Kinder- und Famili- 
enzentrum eng mit dem englischen Early Ex- 
cellence Centre in Pen Green GB zusammen, 
das auch beratend tätig ist. Im Unterschied zum 
Early Excellence Centre, das in einem sozialen 
Brennpunkt arbeitet, hat die Einrichtung ein ge- 
mischtes Einzugsgebiet mit unterschiedlichs- 
ten Familienstrukturen und unterschiedlichen 
kulturellen Ethnien. 

Ziel ist die Entwicklung hin zu einem offenen 
Zentrum, in dem Kinder, Eltern und Mitarbeite- 
rinnen und Mitarbeiter gemeinsam lernen. 
Durch das Führen von Situationsbüchem und 
Entwicklungsordnem werden die Aktivitäten 
und Entwicklungen der Kinder für die Eltern 
ansprechend dokumentiert und die Eltern zu- 
hause ermuntert, systematischer zu beobachten 
und ihre Beobachtungen in einem Entwick- 
lungsheft festzuhalten. Jede Erzieherin ist dabei 
für eine kleine Gruppe von Kindern und deren 
Eltern, die sog. „family group“, zuständig. Die 
Eltembildungs- und Familienarbeit wurde als 
eigener Schwerpunkt parallel zur Arbeit im 
Kindertagesstättenbereich entwickelt und da- 
für ein kleiner Treffpunkt geschaffen, der auch 
der Umgebung offen steht. Dafür wurde eine 
Erzieherin freigestellt, die auch in den Bespre- 
chungen und Fortbildungen der Kindertages- 
stätte mit eingebunden ist. Angebote sind neben 
dem Familiencafe ein Sonntagsfrühstück, eine 
Krabbelgruppe, eine Samstagsbetreuung, El- 
temkurse, eine ehrenamtliche Rechtsberatung, 
ein Treffpunkt für feste Gruppen (Peucker/Rie- 
del 2004, 85 bis 88). 


Kommunale Familienpolitik: Teilhabe, 
Prävention und Integration von Familien 
mit unterschiedlichem sozialen und 
ethnischen Hintergrund 

Eine Familienpolitik, die auf die Kooperation 
zwischen Eltern und professionellen Mitarbeitern 
der Einrichtungen setzt, kann nur dann Erfolg ha- 
ben, wenn sie möglichst viele gesellschaftliche 
Gruppen anspricht, sich an der Gestaltung ihres 
Wohnumfeldes zu beteiligen. Diese Teilhabe- 
möglichkeiten sollten sich aber nicht nur an jene 
Eltern richten, die aufgrund ihrer eigenen sozia- 
len, kulturellen und materiellen Ressourcen die 
Möglichkeit zu partizipieren nutzen, sondern sich 
gerade daran orientieren, Familien mit weniger 
Ressourcen so zu unterstützen, dass diese die ge- 
botenen Teilhabemöglichkeiten umsetzen und 
ihre Umwelt mitgestalten können. Ohne Teilha- 
bemöglichkeiten wird ein zivilgesellschaftliches 
Engagement kaum zu bewirken sein. 


Kooperationsmodell Bremen-Lüssum 

Das Evangelisch-lutherische Kindertagesheim 
Bremen-Lüssum kooperiert mit dem Gemein- 
dezentrum und dem Haus der Zukunft, einem 
Nachbarschaftszentrum mit Angeboten für Fa- 
milien. Im Kindertagesheim gibt es eine offene 
Treffpunktmöglichkeit für die Eltern, es wird 
auf den unterschiedlichen kulturellen Hinter- 
grund der Eltern mit entsprechenden Angebo- 
ten reagiert, die auch von den Eltern selbst mit- 
gestaltet werden. Im „Haus der Zukunft“ ist 
auch eine Einrichtung des Amts für Soziale 
Dienste untergebracht, an die sich alle Eltern 
aus dem Stadtteil wenden können. Es werden 
Angebote für psychomotorische Entwicklungs- 
fÖrderung der Kinder im Alter von drei bis 
zwölf Jahren angeboten, muttersprachliche An- 
gebote wie z. B. eine türkische Erziehungsbera- 
tung, Deutschkurse, ein Turnverein bietet Mög- 
lichkeiten zu einer gesundheitlichen Erziehung 
an und es gibt einen Treffpunkt für unterschied- 
liche Selbsthilfegruppen. Damit konnte die 
Hemmschwelle gegenüber anderen Institutio- 
nen wie Frühförderung, ASD efc. gesenkf wer- 
den, was sehr wesentlich für die Angebote in 
einem sozialen Brennpunkt ist (Peucker/Riedel 
2004, 93 bis 96). Diese Kooperationen zwi- 
schen den Eltern, den professionellen Mitarbei- 
tern in Betreuungseinrichtungen und Eltembil- 
dungseinrichtungen sollte so weiterentwickelt 
werden, dass ähnlich wie in Dänemark die 
Übergänge für Kinder von einer Einrichtung in 
eine andere nicht als Einschnitt, sondern als 
Kontinuität erlebt werden. Dies bedeutet flie- 
ßende Übergänge zwischen den Einrichtungen 
und auch den prinzipiell möglichen Wechsel 
der Erzieherinnen beziehungsweise Lehrerin- 
nen zwischen diesen Einrichtungen. 


Unterstützung zur 
Kooperation von 
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Dienstleistung aus 
einer Hand plus 
Engagement ansäs- 
siger Firmen 


Diese Angebote sind vor allem für Familien, de- 
ren finanzielle Ressourcen aus unterschiedlichen 
Gründen begrenzt sind. Hier besteht zukünftig 
ein großer kommunalpolitischer Handlungsbe- 
darf, um Familien und Kinder aus diesen Lebens- 
lagen vor dauerhaften Benachteiligungen in den 
Bereichen Gesundheit, Wohnen und Bildung zu 
schützen und den fatalen Kreislauf der Intergene- 
rationenweitergabe von Armut zu durchbrechen. 
Dabei geht es besonders darum, jene Haushalte 
zu unterstützen, die sich in einer prekären Le- 
benslage befinden, aber über Eigeninitiative und 
mittlere bis hohe Alltagskompetenzen verfügen. 
Solche Modelle müssen letztlich darauf abzielen, 
die individuellen und gruppenspezifischen Hand- 
lungsmöglichkeiten ihrer Adressaten durch Bil- 
dung und Beratung sowie durch angemessene 
Unterstützungsangebote zu fordern. Für Multi- 
problemfamilien bedarf es besonderer untersfüt- 
zender Familienhilfen in Form von aufsuchender 
Hilfe. 


Projekt: „Vermittlung von Haushalts- 
führungskompetenzen“ 

Im Projekt: „Vermittlung von Haushaltsfüh- 
lungskompetenzen“ wurden Familien im Rah- 
men von Familienp liege betreut. Die Vermitt- 
lung von Kompetenzen erfolgte in Form von 
sequentieller Intervention durch eine Familien- 
pfiegerin über einen Zeitraum von bis zu sechs 
Monaten. Wissenschaftlich begleitet wurde das 
Projekt von Wissenschaftlerinnen der Fach- 
hochschule Aachen und der Fachhochschule 
Mönchengladbach. Der Handlungsansatz der 
sequentiellen Intervention mit dem Titel „HOT- 
HaushaltsOrganisationsTraining“ wurde inzwi- 
schen in mehreren Veranstaltungen für Fach- 
kräfte der Familien- und Dorfhilfe durchge- 
führt. Darüber hinaus ist, gefordert durch den 
Verband Katholischer Tageseinrichtungen für 
Kinder e. V., eine Arbeitshilfe für die Arbeit in 
der Armutsprävention der Kindertagesstätten 
erstellt worden. 


Integrative Bildung, Betreuung und Beratungs- 
angebote sind in diesem Sinne auch eine Vermitt- 
lungsagentur für soziale Dienstleistungen und 
materielle Ressourcen. Sie müssen an den haus- 
haltsspezifischen Bewältigungsstrategien im All- 
tag ansetzen und darüber hinaus soziale und fa- 
miliäre Netzwerke und die sozial-räumlichen 
Strukturen im Umfeld der Betroffenen in den 
Blick nehmen. 

Der Achte Jugendbericht (BMFSFJ 1990) hat ge- 
fordert, die Dienstleistungen in diesem Bereich 
möglichst aus einer Hand anzubieten, was etliche 
Städte und Kommunen inzwischen bereits reali- 
siert haben. Solche integrativen kommunalen 


Angebote könnten zudem vom zivilgesellschaft- 
lichen Engagement ansässiger Firmen und Un- 
ternehmen unterstützt werden. So hat sich in den 
Vereinigten Staaten (Noam 2005) das „After 
School Movement“ entwickelt, bei dem Unter- 
nehmen ihre leitenden Angestellten dazu ermun- 
tern und teilweise direkt von ihnen erwarten, sich 
mit einem bestimmten Teil ihrer Freizeit in der 
Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in prekären 
Lebenssituationen zu engagieren. Ein solches 
Engagement ist zwar freiwillig, lässt sich aber als 
Teil der Firmenkultur leicht mit unterstützen. 
Auch Initiativen sind Möglichkeiten eines zivil- 
gesellschaftlichen Engagements, in denen Fir- 
men den Betreuungseinrichtungen und Schulen 
Geräte oder Mittel zur Verfügung sfellen, um 
Kinder und Jugendliche aus prekären Lebenssi- 
fuationen zu motivieren, sich besonders für die 
Schule und für die eigene Ausbildung zu enga- 
gieren. Diese Ansäfze sind auf der kommunalen 
Ebene leichter zu initiieren als auf Bundes- oder 
Landesebene. 

Partizipation als ein wichtiges Element von Inte- 
gration gilt aber auch und vor allem für Familien 
ausländischer Herkunft. Hier haben Kommunen 
erhebliche Gestaltungsmöglichkeiten etwa bei 
der personellen Einstellungspolitik für die Be- 
treuungseinrichtungen, ebenso wie die Bundes- 
länder in den Schulen. Sie können darauf achten, 
dass die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sol- 
cher Einrichtungen die Vielfalt der unterschiedli- 
chen ethnischen Gruppen einer Stadt zumindest 
ansatzweise reflektieren. Das mag angesichts der 
jüngsten Ergebnisse von PISA (Prenzel 2005) 
utopisch klingen, aber nach den Ergebnissen von 
Boos-Nünning (2005) zur Bildungsmotivation 
von jungen Ausländerinnen ist hier eine große 
Bereitschaft zu Qualifikation und Bildung vor- 
handen. Gerade auch in ethnisch heterogen zu- 
sammengesetzten Stadtteilen gilt es, das zivilge- 
sellschaftliche Engagement zu stimulieren, nicht 
nur, weil die Kommunen in der Regel für diese 
Aufgaben sehr wenig Geld haben, sondern weil 
zivilgesellschaftliches Engagement eine der 
wichtigsten Voraussetzung für die Schaffung von 
Sozialkapital in den Kommunen darstellt. Pro- 
jekte wie Hippy (DJl 1997) sind Beispiele zivil- 
gesellschaftlichen Engagements, in denen Mütter 
ausländischer Herkunft sich aktiv für andere 
Mütter aus den gleichen Ethnien engagieren, als 
Laienhelferinnen weitergebildet werden und Fa- 
milien beim Umgang mit Betreuungseinrichtun- 
gen, Behörden und Schulen ebenso unterstützen 
wie bei der Förderung ihrer Kinder. 

Eine nachhaltige kommunale Familienpolitik, 
die durch attraktive Wohnbedingungen, ein 
attraktives Wohnumfeld und integrative Dienst- 
leistungsangebote für Familien den oben be- 
schriebenen Segregationsfendenzen entgegen- 
wirken will, wird Strategien entwickeln müssen. 
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um die dafür notwendige Partizipation von El- 
tern und Nachbarschaften auch zu stimulieren. 
Ein mögliches Instrument dafür kann ein Gut- 
scheinsystem für Befreuungseinrichtungen sein 
(vgl. Besharov/Samari 2000). Während heute 
häufig ein einziger Anbieter - im Osten Deutsch- 
lands fast immer die Kommune, im Westen ne- 
ben den Kommunen auch die großen Wohlfahrts- 
verbände - Betreuungsplätze zuweist, die dann 
genutzt werden müssen, geht das Gutscheinsys- 
tem davon aus, dass das Nachfrageverhalten der 
Eltern selbst, nicht aber der von der Kommune in 
einem bestimmten Quartier festgesetzte Versor- 
gungsgrad, die entsprechenden Angebote in der 
Nachbarschaft bestimmt. Damit wird nicht mehr 
eine Einrichtung (Objekt) gefordert, sondern die 
Nachfrage der Eltern (Subjekt). Damit wird die 
Position der Eltern gestärkt und eine starke 
Dienstleistungsorientierung bei den Einrichtun- 
gen stimuliert. Betreuungsvorstellungen der El- 
tern und die Kooperation mit den Eltern spielen 
hier eine größere Rolle, weil die Anbieter sich 
nur dann behaupten können, wenn sich genügend 
Eltern für die entsprechende Einrichtung ent- 
scheiden. Ein Gutscheinsystem, das nicht von 
vornherein für die Kosteneinsparung genutzt 
wird, sondern so geplant wird, dass eine tatsäch- 
liche Nachfrageorientierung entstehen kann, 
wird nicht nur zu einer größeren Vielfalt der An- 
gebote und einer stärkeren Orientierung an den 
Wünschen der Eltern führen, sondern lässf sich 
auch dazu nufzen, in sozial schwierigen Gebiefen 
ein besonders gutes Angebot zu schaffen. Beden- 
ken wegen möglicher Benachteiligungen be- 
stimmter Bevölkerungsgruppen und der Akteurs- 
rolle der Kommunen bei Qualitätskon-trollen 
können durch eine entsprechende Ausgestaltung 
des Gutscheinsystems verhindert werden (vgl. 
für eine Diskussion von Gutscheinen im deut- 
schen Kontext z. B. Spieß 1998, 2002; 

Kreyenfeld/Spieß/Wagner 2001). 

Familienpolitik im föderalen Kontext 

Die hier beschriebenen Segregationstendenzen 
werden sich vor allem auf der lokalen, kommu- 
nalen Ebene manifestieren und von daher stehen 
gerade die Kommunen und Gemeinden vor be- 
sonderen Herausforderungen. Jedoch können die 
hier beschriebenen Entwicklungstendenzen in 
angemessener Weise nur gemildert werden, 
wenn die Länder und auch der Bund entspre- 
chend ihrer Zuständigkeiten eine Bildungs- und 
Familienpolitik betreiben, die entsprechende 
Strategien der Kommunen ermöglichen. Ohne 
Zweifel lassen sich viele der hier beschriebenen 
Entwicklungstendenzen, etwa die lebenslaufab- 
hängige Mobilität, nicht durch eine einzelne 
Kommune beeinflussen, sondern setzen voraus, 
dass entsprechend den spezifischen Gegebenhei- 
ten in den einzelnen Bundesländern regional spe- 


zifische Planungen so gestaltet werden, dass sich 
die beschriebenen Tendenzen nicht in gleichem 
Umfang fortsetzen. So können einzelne Kommu- 
nen und Gemeinden in den neuen Bundesländern 
nur begrenzt etwas gegen die dortigen Abwande- 
rungstendenzen tun, wenn nicht eine entspre- 
chende Landesplanung, wie Dienel, Gerloff, 
Leske (2004) das für Sachsen-Anhalt Vorschlä- 
gen, durch die Entwicklung einer attraktiven Bil- 
dungsinfrastruktur auch in ländlichen Regionen 
familienspezifische Impulse setzt. So wird vor- 
geschlagen, dass sich die Hochschulen in den 
neuen Bundesländern in besonderem Maße um 
die Vereinbarkeit von Studium und Familien- 
gründung bemühen sollten, nicht nur als Spezifi- 
kum der Hochschulausbildung in Anlehnung an 
Modelle der früheren DDR, sondern um spezifi- 
sche Standardprofile zu entwickeln. Ein bevölke- 
rungsarmes Land wie Finnland hält auch in 
Regionen mit sehr wenigen Kindern eine ent- 
sprechende Infrastruktur für Kinder aufrecht 
oder baut diese sogar noch aus, um diese Stand- 
orte für Familien attraktiv zu machen (Dienel/ 
Gerloff/Leske 2004). 

Zusammen mit einer guten Verkehrsinfrastruk- 
tur liegt in einer solchen Konzeption von Regio- 
nenattraktivität eine gewisse Konkurrenzfähig- 
keit zu den großen urbanen Zentren, wenn 
beispielsweise die Gemeinden selbst ihren Fami- 
lien gute Bedingungen zum Erwerb von Grund 
und Boden einräumten. Es gibt sicherlich noch 
eine Fülle anderer Wege, um auch die Regionen 
attraktiver zu gestalten, die unter großer Abwan- 
derung zu leiden haben. Das ist nicht allein eine 
Frage des Arbeitsplatzangebotes, da trotz hoher 
Arbeitslosigkeit in vielen dieser Regionen dieses 
häufig nicht schlechter ist als in vielen westli- 
chen Regionen. Vielmehr ist die Nachfrage nach 
Erwerbsarbeit in diesen Regionen viel höher, so 
dass hier möglicherweise auch neue und innova- 
tive Arbeitszeitmodelle auszuprobieren sind, um 
die Nachfrage nach Arbeitsplätzen besser als bis- 
her befriedigen zu können. Eine Landesplanung, 
die bei der Entwicklung von Standorten nicht 
zentral die Bedürfnisse von Familien und Kin- 
dern berücksichtigt, hat sonst den Ressourcen der 
attraktiven Umlandstandorten um die großen ur- 
banen Zentren im Westen und Süden der Bun- 
desrepublik wenig entgegenzusetzen, wenn sie 
nicht erhebliche Anstrengungen in diesem Be- 
reich unternimmt. 

ln gleicher Weise gilt das für die großen Länder 
in Westdeutschland; im Ruhrgebiet beispiels- 
weise können nur durch eine überregionale und 
familienorientierte Landesplanung die sich ab- 
zeichnenden Segregationstendenzen abgemildert 
werden. Obwohl die Eigenheimzulage in hohem 
Umfang Familien mit Kindern und insbesondere 
mit mehreren Kindern zugute kommt, ist ange- 
sichts der hier beschriebenen Entwicklungen zu 
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fragen, ob nicht durch dieses Instrument beson- 
ders die Umlandgemeinden der großen urbanen 
Zentren profitieren. Die von den großen urbanen 
Zentren weit abgelegenen Regionen verfügen in 
der Regel aufgrund geringer Nachfrage auch für 
Familien mit mehreren Kindern über ein hinrei- 
chend großes Angebot an Grund und Boden, 
während gerade in den Umlandgemeinden, die 
vor allem von den Zuwanderem aus den großen 
urbanen Zentren profitieren, das Instrument der 
Eigenheimzulage den Standortwettbewerb um 
Familien zu Gunsten dieser Umlandgemeinden 
verbessert. Die Familienberichtskommission ist 
der Meinung, dass die Mittel, die bisher über die 
Eigenheimzulage den Familien zur Verfügung 
standen, den Familien auch weiterhin zur Verfü- 
gung stehen sollten, aber nicht in einer Form, die 
den Standortvorteil eines Gemeindetyps beson- 
ders begünstigt. 

Wettbewerbe aut Auf der Landesebene haben einige Bundesländer 
kommunaler Ebene durch Wettbewerbe ihre Kommunen zu neuen 

zeigen innovative innovativen Wegen in der Förderung von Fa- 
mihen ermuntert und begonnen, teilweise mit 
Unterstützung des Bundes, die Betreuungsein- 
richtungen im Bildungsbereich, etwa Ganztages- 
schulen, oder im Rahmen der Jugendhilfe, wie 
Ganztagesbetreuungen, zu verbessern. 

Die Familienberichtskommission geht davon 
aus, dass diese Bemühungen und Investitionen 
auf Dauer nicht nur den Familien und den 
Kindern zugute kommen, sondern auch den 
Kommunen selbst. Sie können den weiter oben 
beschriebenen räumlichen Segregationstenden- 
zen erheblich entgegenwirken und die Partizipa- 
tionsmöglichkeiten von Kindern und Jugendli- 
chen aus unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Gruppen und ihre Fördermöglichkeiten erheblich 
verbessern helfen. Trotz aller Erfolge hat auch 
die jüngste PISA-Studie gezeigt, dass noch er- 
hebliche Anstrengungen notwendig sind, um be- 
sonders diese Kinder und Jugendlichen zu for- 
dern, so dass hier die Länder in besonderem 
Maße gefordert sind. Insbesondere aber sind die 
von uns skizzierten Möglichkeiten von Familien- 
dienstleistungen, die auf eine Integration von un- 
terschiedlichen Einrichtungen in diesem Bereich 
setzen, nur dann wirklich auszuschöpfen, wenn 
die Ausbildungen und Qualifikationsprofile der 
Professionellen Kräfte in diesem Bereich die Ar- 
beit in einem solchen multifunktionalen Setting 
wirklich ermöglichen. 


Kommune Herten - Lebendige Schule 

Diejenigen Kommunen, die sich an der Gestal- 
tung und Öffnung der Schule aktiv mit beteiligt 
haben und Schule und Gemeinwesen konzep- 
tionell zusammengebunden haben - wie z. B. 
die Stadt Herten - haben damit auch Weichen- 


stellungen für ihren Strukfurwandel als alte Re- 
vierstadt geschaffen. Seit 1998 finden in Herten 
regelmäßig Zukunftswerkstätten mit großer Be- 
teiligung aus Politik, Schule, Eltern und Bür- 
gerschaft statt und haben die Handlungsfelder 
der Politik soweit beeinflussen können, dass 
Bildung in der Prioritätenliste der Stadt ganz 
oben steht. Dieser Prozess ist das Ergebnis ei- 
ner Projektmitbeteiligung, das die Bertels- 
mann-Stiftung ausgeschrieben hat: „Lebendige 
Schule in einer lebendigen Stadt“ (www.ber- 
telsmann-stiftung.de). Andere Beispiele aus 
dem Bund-Länder-Programm: „Soziale Stadt“ 
zeigen, dass sich Schulen in benachteiligten 
Stadtteilen nicht nur als Stätte der Wissensver- 
mittlung, sondern zunehmend auch als Orte 
verstehen, an denen auch soziale und kommu- 
nikative Kompetenzen erlernt und umgesetzt 
werden können. Dies bezieht sich nicht nur auf 
die verstärkte SprachfÖrderung, sondern auch 
auf die Öffnung hin zum Stadtteil, um so die 
scharfe Trennlinie zwischen Familie und 
Schule durchlässiger zu gestalten. Speziell in 
Grundschulen gibt es zahlreiche Bemühungen, 
durch niederschwellige Mitwirkungsangebote 
einer Entfremdung der Eltern des für die Kin- 
der so zentralen Lebensbereiches entgegenzu- 
wirken - diese Angebote treffen vor allem bei 
Migrantenfamilien auf große Resonanz (Exper- 
tise Böhme/Meyer 2004). 

Mit diesen Ansätzen könnten längerfristig auch 
die Parallelwelten von Unterricht und außerun- 
terrichtlichen Aktivitäten verringert werden 
und zur Entwicklung einer neuen Lemkultur 
beitragen, nämlich das vorherrschend lehrplan 
- gesteuerte Lernen durch ein kontext - gesteu- 
ertes Lernen ablösen (Lipski 2005). 


Der Bund hat über seine Gesetzgebungskompe- 
tenz in vielfältiger Weise eine Verpflichtung, vor 
allem die Länder und Kommunen dabei zu unter- 
stützen, die Gleichheit der Lebenschancen für 
Kinder und Familien in dieser Gesellschaft zu si- 
chern. In diesem Bericht dürfte auch deutlich ge- 
worden sein, dass der Bund im Rahmen seiner 
gesetzlichen Kompetenzen hinsichtlich der Ge- 
staltung der Lebensläufe, etwa im Bereich der 
Rentenversicherung, erhebliche Möglichkeiten 
hat, dazu beizutragen, dass die hier skizzierten 
Optionszeiten auch tatsächlich realisiert werden 
können, denn dies setzt eine entsprechende bun- 
desgesetzliche Regelung voraus. Auch die Frage, 
wie in Zukunft die Ausbildung im Bereich der 
familiennahen Dienstleistungen zu strukturieren 
ist, stellt eine erhebliche Herausforderung für 
den Bund dar, weil viele dieser Berufe über den 
Bundesangesfelltentarif sowohl hinsichtlich der 
Eingangsvoraussetzungen wie auch der Bezah- 
lung bundeseinheitlich geregelt sind. Somit trägt 
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der Bund gemeinsam mit den Ländern und Kom- 
munen eine erhebliche Verantwortung, wenn in 
diesem Bereich tatsächlich Änderungen realisiert 
werden sollten. 

Familienpolitik aut Neben diesen evidenten Aufgaben gilt es festzu- 
Bundesebene als halten, dass quer zur bürokratischen Logik von 
Querschnittspolitik ausdifferenzierten Aufgabenstellungen der Mi- 
nisterien die Familienpolitik auf Bundesebene 
als Querschnittspolitik verankert werden muss. 
So haben wir in diesem Bericht in vielem von 
Projekten profitiert, etwa der „Stadt 2030“, die 
vom Bundesforschungsministerium initiiert wor- 
den ist, wie andererseits viele Aufgabenstellun- 
gen, wie etwa der Wohnungsbau, beim Baumi- 
nisterium angesiedelt sind. 

VIII.4 Zukunftsszenarium: Finanzielle 
Transfers im Lebenslauf 

Die Heterogenität familienpolitischer Leistungen 
in der Bundesrepublik ist sicherlich Ausdruck 
der Tatsache, dass Leistungen für die Familie 
häufig als wohlfahrtsstaatliche Leistungen inter- 
pretiert worden sind, die die ökonomische Be- 
nachteiligung von Familien mit Kindern gegen- 
über anderen Lebensformen ohne Kinder min- 
dern sollten, ln einer dynamischen Gesellschaft 
wandeln sich Benachteiligungen in Abhängigkeit 
von den jeweiligen ökonomischen und sozialen 
Gegebenheiten. Eine Familienpolitik, die im We- 
sentlichen versucht, solche Benachteiligungen 
auszugleichen, wird auf Dauer eine Fülle unter- 
schiedlicher Maßnahmen entwickeln, ohne dass 
in späteren Jahren wirklich nachprüfbar ist, ob 
die Benachteiligungen durch die ergriffenen 
Maßnahmen auch tatsächlich ausgeglichen wor- 
den sind. So wichtig und unverzichtbar Fragen 
von Gerechtigkeit und Fairness als Basis famili- 
enpolitischer Konzepte und Maßnahmen auch 
sind, so gehört Familienpolitik ähnlich wie Bil- 
dung und Forschungspolitik aber zu jenen Poli- 
tikbereichen, die eine langfristige und nachhal- 
tige Zielorientierung benötigen. Das Problem 
darin ist, dass die eingesetzten Mittel und entwi- 
ckelten Maßnahmen erst zu einem Zeitpunkt ei- 
nen Ertrag erbringen können, wo diejenigen, die 
diese Maßnahmen beschlossen haben, in der Re- 
gel nicht mehr politisch verantwortlich sind. 
Ohne eine langfristige Zielorientierung wird Fa- 
milienpolitik immer aus einer Vielzahl von Ein- 
zelmaßnahmen bestehen, deren Effizienz in der 
Regel nicht nachgeprüft wird. 

Da aber, wenn man den Daten der Bundesbank 
folgt (vgl. Tabelle Vlll.l), doch erhebliche Sum- 
men in diesen Bereich fließen, stellt sich die 
Frage, ob man nicht ähnlich wie in anderen euro- 
päischen Ländern, etwa Frankreich, Schweden 
oder Dänemark, Familienpolitik auch an lang- 
fristigen Zielen orientieren sollte, sei es an einer 
nachhaltigen Bevölkerungsentwicklung wie 


Familienpolitik be- 
nötigt naehhaltige 
Zieiorientierung 


lange Jahre in Frankreich oder an der Verringe- 
rung der Ungleichheit zwischen den Geschlech- 
tern wie in Dänemark und Schweden. Gelingt es 
nicht, sich an solch langfristigen Zielen zu orien- 
tieren, dann besteht auf Dauer die Gefahr, dass 
immer wieder neue Maßnahmen ersonnen wer- 
den und ihre Finanzierung dann in der Regel aus 
jenen Maßnahmen vorgenommen wird, die in der 
aktuellen Situation nicht mehr als besonders 
wichtig für die Familien angesehen werden. 

Diese Familienberichtskommission spricht sich 
eindeutig dafür aus, dass die vorhandenen Finan- 
zierungsmittel für Familien, so wie die Bundes- 
bank sie errechnet hat, auch weiterhin den Fami- 
lien zur Verfügung gestellt wird und nicht als 
Dispositionsmasse für andere politische Zwecke 
eingesetzt werden. Legt man beispielsweise die 
Daten der Bundesbank zu Grunde, so muss man 
in der gegenwärtigen politischen Diskussion 
feststellen, dass Leistungen, die der Staat in frü- 
heren Jahren als besonders wichtig für Familien 
angesehen hat, heute als weniger wichtig einge- 
stuft werden und damit dann in der Regel auch 
der finanziellen Förderung von Familien entzo- 
gen werden. Ein herausragendes Beispiel für sol- 
che Verschiebungsprozesse ist die im öffentli- 
chen Dienst angestrebte Dienstrechtsreform, bei 
der zur Finanzierung der zukünftigen Leistungs- 
zulagen für Beamte der Kinderzuschlag im öf- 
fentlichen Dienst von 4 Mrd. Euro herangezogen 
werden soll. Es kann überhaupt kein Zweifel da- 
ran bestehen, dass dieser Familienzuschlag aus 
einer Zeit stammt, in der der Staat seinen Beam- 
ten Alimente zum angemessenen Lebensunter- 
halt bezahlte und sich auf diese Weise der Hin- 
gabe, der Treue und Pflichterfüllung versichern 
wollte, ln einer Leistungsgesellschaft ist eine sol- 
che Vorstellung vielleicht nicht mehr zeitgemäß. 
Nur darf eine solche Veränderung nicht bedeu- 
ten, dass dieses Geld den Familien nicht mehr 
zur Verfügung steht. 

Ganz ähnlich verhält es sich mit dem Baukinder- 
geld, das immerhin etwa 3 Milliarden Euro aus- 
macht. Die Konzeption der Eigenheimzulage und 
des Baukindergeldes wurde zu einem Zeitpunkt 
entwickelt, als die damals einsetzende Suburba- 
nisierung als in sich sinnvoll und plausibel er- 
schien, weil man davon ausging, dass in den 
durch die Industrie geprägten Städten Kinder 
keine so angemessenen Lebensbedingungen fin- 
den können wie in den Vororten, deren Konzepte 
sich im Wesentlichen an den Ideen der Garten- 
stadt des ausgehenden 19. Jahrhunderts orientier- 
ten. Damals konnte sich niemand vorstellen, dass 
irgendwann einmal die Industrie zurückgehen 
werde und insofern auch das Leben in den Städ- 
ten bei entsprechenden Planungen für Familien 
mit Kindern attraktiv sein kann. Auch die demo- 
graphische Entwicklung konnte niemand vorher- 
sehen. Das Ergebnis dieser Entwicklung ist, dass 
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die Maßnahme nun zur Disposition steht, was an 
sich konsistent und nachvollziehbar ist, weniger 
konsistent und nachvollziehbar ist, dass dieses 
Geld entweder zur Forschungsforderung oder zur 
weiteren Unterstützung der Rentenkassen heran- 
gezogen werden soll und nicht bei den Familien 
bleiben soll. Beide Maßnahmen zusammen ma- 
chen etwa 10 Prozent der Geldleistungen aus, die 
gegenwärtig für die Familienforderung aufge- 
wandt werden. Aber auch neue finanzielle Forde- 
rungen des Staates an seine Bürger werden als 
Einzelmaßnahmen nur selten auf ihre familien- 
politischen Konsequenzen hin untersucht. 

So besteht ein allgemeiner politischer Konsens 
darüber, dass die Bundesrepublik als Wissensge- 
sellschaft mehr akademisch qualifizierte junge 
Erwachsene benötigt als dies heute der Fall ist. 
Gleichzeitig ist auch unstreitig, dass die Fach- 
hochschulen und Universitäten in Deutschland in 
vielen Fachbereichen chronisch unterfinanziert 
sind. Die Konsequenz aus diesem Dilemma, ei- 
nerseits mehr Akademiker zu benötigen, anderer- 
seits aber nicht über die entsprechenden Ressour- 
cen zu verfügen, wird in vielen Bundesländern 
dazu führen, Studiengebühren einzuführen. 
Diese an sich gut zu begründende Maßnahme 
wird bei einer Gebühr pro Semester von etwa 
500 Euro dazu führen, dass Familien mit Studie- 
renden in Zukunft etwa für die Hochschulausbil- 
dung in Deufschland 2,5 Milliarden Euro auf- 
wenden werden. Denn anders als in anderen 
europäischen Ländern, wie beispielsweise in den 
Niederlanden, sind Eltern in Deutschland ihren 
Kindern gegenüber auch dann unterhaltsver- 
pflichtet, wenn diese erwachsen sind. Deswegen 
erhalten die Eltern auch bis zum siebenundzwan- 
zigsten Lebensjahr ihres Kindes Kindergeld. Aus 
der Sicht der Haushaltskasse einer betroffenen 
Familie bedeuten solche Studiengebühren im 
Grundsatz eine Kürzung des Kindergelds um gut 
zwei Drittel. Hierbei geht es nicht um die Dis- 
kussion von Studiengebühren, die auch nach An- 
sicht der Kommission durchaus sinnvoll sein 
können, sondern es ist nur ein Beispiel dafür, 
dass Einzelmaßnahmen, die an sich gesehen 
durchaus konsistent und nachvollziehbar sind, 
nur selten in ihren Effekten auf Familien und ihre 
ökonomische Situation überprüft werden. 

Deutsche Familien- Diese missliche Situation der deutschen Famili- 
politik formuliert enpolitik ist darauf zurückzuführen, dass die 
f deufsche Familienpolitik wenig langfristige Ziele 

ang ns ige le e Dazu kommt, dass trotz des be- 

achtlichen Anteils an finanziellen Ressourcen ein 
sehr heterogenes und nur noch historisch zu ver- 
stehendes Bündel von Maßnahmen den Familien 
zur Verfügung steht. Die Familienpolitik hat 
auch institutionell auf Grund ihrer Verankerung 
in vielen Teilbereichen der Gesellschaft keinen 
wirklichen Ort, der sicherstellt, dass Familienori- 
entierung und Familienfreundlichkeit auf allen 


administrativen Ebenen der Bundesrepublik bei 
finanziellen Maßnahmen zumindest geprüft 
wird. 

Diese Kommission geht davon aus, dass eine 
nachhaltige Familienpolitik in Bezug auf ihre 
finanziellen Leistungen für Familien am Lebens- 
lauf orientiert sein sollte. Wir haben im Kapi- 
tel VI hinreichend deutlich machen können, dass 
die ökonomische Situation von Familien mit 
Kindern in erheblichem Umfange dadurch ge- 
prägt ist, dass die Eltern in jungen Lebensjahren 
relativ geringe Einkommen haben und in ihrer 
Wohlstandsposition gegenüber anderen Lebens- 
phasen der Familienentwicklung sich relativ 
schlecht stellen. Dies gilt auch insbesondere für 
allein Erziehende, wie die sehr hohen Zahlen der 
Kinder unter sieben Jahren in der Sozialhilfe 
deutlich machen. Demgegenüber stellt sich die 
familiale Finanzsituation nach dem 50. Lebens- 
jahr auch für Familien mit mehreren Kindern 
sehr viel günstiger dar. Dieses gilt auch wie- 
derum für allein Erziehende. 

Finanzielle Leisfungen für Familien sollten auf 
Dauer möglichst nicht in eine Fülle von Einzel- 
maßnahmen zersplittert, sondern möglichst auf 
wenige Maßnahmen konzentriert werden und 
sich insbesondere auf jene Familienphasen be- 
ziehen, in denen ein besonderer finanzieller Be- 
darf zu erkennen ist. Langfristig lässt sich ein 
solches Konzept vermutlich nur realisieren, 
wenn institutionell gesichert wird, dass auf allen 
institutionellen Ebenen die Familienfreundlich- 
keit solcher Maßnahmen einschließlich von In- 
frastrukturmaßnahmen gegeben ist. 

Einkommensabhängiges Elterngeld als am 
Lebenslanf orientierte Familienpolitik 

Am Beispiel des einkommensabhängigen Eltem- 
gelds kann man die hier geforderte Neuorientie- 
rung familienpolitischer Maßnahmen in Abhän- 
gigkeit des Lebenslaufs von Familien sehr 
deutlich herausarbeiten. Das heutige Erziehungs- 
geld von 300 Euro ist genauso wie der Mutter- 
schutz eine finanzielle Leistung für Familien, die 
sich vor allem an junge Erwachsene richte!. Eine 
Angestellte im öffentlichen Dienst verdient mit 
3 1 Jahren 1 924 Euro und hegt damit über dem 
durchschnittlichen Bruttoeinkommen von jungen 
Frauen zwischen 25 und 35 Jahren von 1 695 
Euro (EVS 2003, Tabelle A.111.2). Da etwa 
40 Prozent (Mikrozensus, Statistisches Bundes- 
amt 2004c, Tabelle A. 111.4) dieser jungen Frauen 
im öffentlichen Dienst oder aber in Einrichtun- 
gen beschäftigt sind, die sich nach dem BAT 
richten, ist es sinnvoll, sich an einem solchen 
Fall deutlich zu machen, dass in Deutschland an- 
ders als in anderen Ländern familiale Leistungen 
nicht unter einer Verlaufsperspektive gesehen 
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werden, sondern - wie es scheint - ad hoc-Ent- 
scheidungen darstellen. 

Der Blick auf den Mutterschutz als weitere fi- 
nanzielle Leistung ist deswegen interessant, da 
alle Arbeitnehmerinnen Anspruch auf Mutter- 
schaftsgeld gegenüber den Krankenkassen bzw. 
gegen das Bundesversicherungsamt und ggf An- 
spruch auf Zuschuss auch gegenüber ihren Ar- 
beitgebern haben. Liegt das durchschnittliche 
Netto-Arbeitsentgelt höher als 13 Euro pro Tag, 
das bis zu diesem Betrag die Krankenkassen fi- 
nanzieren, tritt eine Zuzahlung des privaten oder 
öffentlichen Arbeitgebers - mit mehr als 20 Be- 
schäftigten - in Kraft, so dass sich eine Mischfi- 
nanzierung zwischen Krankenkasse, Bund (Bun- 
desversicherungsamt) und Unternehmen ergibt. 
Diese seit 1968 bestehende Regelung, die im 
Juni 2002 dahingehend novelliert wurde, dass für 
alle Geburten insgesamt eine Mindestschutzzeit 
für Mütter von 14 Wochen gegeben werden 
muss, geht als präventiver Schutz für die wer- 
dende Mutter und ihr Kind auf das vorletzte Jahr- 
hundert zurück, wo seit 1883 die Frauen eine 
Ausgleichszahlung von der Krankenkasse in 
Höhe der Hälfte ihres Tageslohns erhielten. Nach 
dem Mutterschutz können die jungen Frauen sich 
für drei Jahre Elternzeit entscheiden. Deren Inan- 
spruchnahiue setzt allerdings voraus, dass ein 


Ehepartner oder Lebensgefährte für den Unter- 
halt von Mutter und Kind in dieser Zeit auf- 
kommt und wenn das nicht der Fall ist, der Staat 
als Ersatzunterhaltsverpflichteter in Foriu der 
Sozialhilfe die bedürftige Mutter und das Kind 
unterstützt. Das vom Staat zur Verfügung ge- 
stellte Erziehungsgeld von 300 Euro und die 154 
Euro Kindergeld reichen jedenfalls in der Bun- 
desrepublik Deutschland nicht zum Lebensunter- 
halt aus, den Strengmann-Kuhn (2004) für eine 
allein erziehende Mutter mit einem Kind auf ca. 
900 Euro schätzt. 

Im Grundsatz handelt es sich bei diesem Modell 
immer noch utu das klassische Modell der Ver- 
sorgerehe, das davon ausgeht, dass Mutter und 
Kind während der Phase der frühesten Kinderbe- 
treuung sich in die ökonomische Abhängigkeit 
vom Mann begeben oder je nach Bedürftigkeit 
durch den „Vater Staat“ unterstützt werden. Der 
Staat wendet hierfür über die Krankenkasse und 
das Erziehungsgeld circa 6 Milliarden Euro auf 
Für soziale Unterstützungsleistungen (Bundes- 
bank 2002) kommen 6,2 Mrd. Euro hinzu (Sozi- 
alhilfe, Unterhaltsvorschuss, Wohngeld). Ausge- 
hend von dem Gehalt BAT Vll/31 Jahre, erhält 
diese Mutter im Laufe von drei Jahren insgesamt 
16 080 Euro (siehe Tabelle A.Vlll.l im Anhang), 
ln dieser Sututue sind Kindergeld, Lohnersatz 


Abbildung V111.3 


Monatlicher Leistungsbezug von unverheirateten Frauen der Gehaltsgruppe BAT VII bis 
36 Monate nach der Geburt des ersten Kindes nach ausgewählten europäischen Modellen 
Fiktiver Geburtstermin 1. Januar 2005 
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Deutsches Modell (Laufzeit 39,2 Monate) 

Finnisches Modell angew andt auf Deutschland (Laufzeit 36 Monate) 

Schwedisches Modeii angew andt auf Deutschiand (Laufzeit 480 Tage) 

... . Soziaileistungen nach dem neuen Recht SGB II plus Erziehungsgeid in Deutschland 

Quelle: Hans Bertram, eigene Berechnungen 
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und Erziehungsgeld enthalten. Wie die Grafik 
„Transferverläufe in den ersten drei Lebensjah- 
ren“ (vgl. Abbildungen VIII. 3) aber deutlich 
macht, ist diese Leistung von 16 000 Euro so or- 
ganisiert, dass bis acht Wochen nach der Geburt 
des Kindes der ursprüngliche Lebensstandard 
beibehalten werden kann und dann nur noch etwa 
ein Drittel des ursprünglichen eigenen Einkom- 
mens zur Verfügung steht. Im dritten Jahr steht 
nur noch das Kindergeld zur Verfügung. Die So- 
zialhilfe dagegen garantiert in Kombination mit 
dem Erziehungsgeld ein kontinuierliches selbst- 
ständiges, durchschnittliches Einkommen der 
Mutter, wie es im öffentlichen Dienst nach einer 
qualifizierten Berufsausbildung und zehn Dienst- 
jahren erreicht werden kann. Dies kommt da- 
durch zustande, dass zu der Sozialhilfeunterstüt- 
zung das Erziehungsgeld hinzuaddiert wird, so 
dass im Ergebnis für zwei Jahre das ursprüngli- 
che Nettoeinkommen von ca. 1 200 Euro erreicht 
wird. Vergleicht man diese deutsche Konstruk- 
tion mit dem schwedischen und finnischen Mo- 
dell, so kann man sofort in der Abbildung die 
unterschiedlichen Logiken der familienunterstüt- 
zenden Systeme erkennen. 

Beide nordeuropäischen Modelle versuchen den 
im deutschen Modell staatlich vorgesehenen 
Achterbahneffekt mit dem Absturz des Einkom- 
mens nach acht Wochen dadurch aufzufangen, 
dass sie von Anfang an nicht das volle Gehalt, 
sondern in Schweden für 390 Tage 80 Prozent 
des ursprünglichen Einkommens zahlen, das hier 
wiederum in Anlehnung an Bat VII berechnet 
wurde. Am Ende der 390 Tage gibt es noch ein- 
mal eine finanzielle sehr knapp bemessene 90-tä- 
gige Übergangszeit, die ganz offenkundig mit 
der Erwartung verknüpft ist, danach in das Er- 
werbsleben zurückzukehren. Das finnische Mo- 
dell folgt dieser Logik, ist aber im Grundsatz 
dem deutschen Modell näher, weil in Finnland 
nicht 80 Prozent, sondern nur 67 Prozent des ur- 
sprünglichen Einkommens gezahlt wird und dies, 
den Mutterschutz eingeschlossen, nur für neun 
Monate nach der Geburt. Danach haben die El- 
tern eine Wahlmöglichkeit: Entweder entschei- 
den sie sich für die Rückkehr in den Beruf oder 
aber sie erhalten bis zum 36. Monat 252 Euro 
Kinderbetreuungsgeld und 90 Euro Kindergeld. 
Das erhalten sie allerdings nur dann, wenn sie 
ihre Kinder nicht in eine Betreuungseinrichtung 
bringen. Dieses Modell ist in Finnland durchaus 
umstritten, denn damit ist die Vorstellung ver- 
bunden, dass der Staat bei einem eigenen Ein- 
kommen beider Partner kostengünstige Betreu- 
ungseinrichtungen zur Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf zur Verfügung sfellt. Entscheidet man 
sich, zu Hause zu bleiben und das Kind selbst zu 
betreuen, werden im Grunde die Kostenerspar- 
nisse für den Betreuungsplatz erstattet. Der ent- 
scheidende Unterschied zwischen den nordeuro- 


päischen Modellen und dem deutschen Modell 
ist darin zu sehen, dass in Nordeuropa die zur 
Verfügung sfehenden Mittel an das Einkommen 
gekoppelt sind und als relative Einkommensan- 
teile über einen längeren Zeitraum gezahlt wer- 
den. In Deutschland werden die Mittel zum Teil 
als Krankheitskosten oder als zeitlich befristete 
soziale Leistung den Familien zur Verfügung ge- 
sfellt. Darin spiegeln sich unterschiedliche Logi- 
ken wider, die den sozialen Sicherungssystemen 
zugrunde hegen. So sind im nordischen Modell 
die entsprechenden Einkommenseinbrüche am 
Einkommen orientiert. Die im deutschen System 
gewährte Sozialhilfe ist an der Logik des Bedarfs 
orientiert, aber in Punkto Kontinuität ist es ver- 
gleichbar mit dem in Nordeuropa gewährten El- 
temgeld. Die deutsche Sozialhilfe entspricht bei 
einer allein erziehenden Mutter in Kombination 
mit dem Erziehungsgeld bei dem Fallbeispiel 
BAT VII dem nordeuropäischen Modell mit ei- 
ner eigenständigen Einkommenssicherung, wo- 
hingegen die verheiratete Mutter nicht nur auf 
den Mann verwiesen wird, sondern auch einen 
erheblichen Verlust an Einkommen erleidet. Das 
Erstaunliche ist, dass die Gesamtkosten pro Mut- 
ter mit Kind in Deutschland trotz der erkennba- 
ren Diskontinuitäten kaum geringer sind als in 
Nordeuropa. Bezogen auf die hier berechnete 
Gehaltsgruppe kostet das finnische Modell circa 
19 000 Euro und das schwedische Modell circa 
18 000 Euro. Sie hegen damit leicht über dem 
deutschen Modell. 

Entscheidend in dieser Debatte ist, dass trotz der 
auch in Schweden gestiegenen Zahlen von Kin- 
dern in relativer Armut der Anteil dort mit 
3,6 Prozent erheblich unter dem deutschen An- 
teil mit knapp 12 Prozent hegt (Corak/Fertig/ 
Tamm 2005). In den beiden nordeuropäischen 
Modellen gibt es starke Anreize, erwerbstätig zu 
bleiben und damit ein gewisses Einkommensle- 
vel zu halten. Man könnte nun einwenden, dass 
das ausgewählte Beispiel BAT VII die nordeuro- 
päischen Modelle zu günstig erscheinen lässt. 
Wir haben deshalb als Vergleichsfall BAT Ila in 
gleicher Weise durchgerechnet. An der folgen- 
den Abbildung (VIII. 4) sieht man, dass sowohl 
das schwedische wie das finnische Modell auf- 
grund der kürzeren Bezugsdauer gegenüber der 
Sozialhilfe nur unwesentlich besser dasteht. Das 
Nettoeinkommen einer akademisch ausgebilde- 
ten Mitarbeiterin des höheren Dienstes hegt bei 
zirka 1950 Euro, mit der Konsequenz, dass beim 
finnischen Ansatz (67 Prozent) etwa 1300 Euro 
gezahlt würden und nach dem schwedischen Mo- 
dell (80 Prozent) etwa 1500 Euro. Wenn man 
sich vergegenwärtigt, dass allein die Familienzu- 
lage im öffentlichen Dienst 4 Milliarden Euro 
beträgt, stünden bei dem hier formulierten Prin- 
zip, dass die Aufwendungen für Familien auf 
keinen Fall gekürzt werden sollten, erhebliche 
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Abbildung VIII.4 


Monatlicher Leistungsbezug von unverheirateten Frauen der Gehaltsgruppe BAT Ila bis 
36 Monate nach der Geburt des ersten Kindes nach ausgewählten europäischen Modellen. 

Fiktiver Geburtstermin 1. Januar 2005 
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Finnisches Modell angew andt auf Deutschland (36 Monate) 

Schw edisches Modell angew andt auf Deutschland (480 Tage) 

... . Sozialleistungen nach dem neuen Recht SGB II plus Erziehungsgeld in Deutschland 

Quelle: Hans Bertram, eigene Berechnungen 


Mittel zur Verfügung. Dabei wurde nicht berück- 
sichtigt, dass durch diese Modelle der Anteil der 
von der Sozialhilfe unterstützten Frauen deutlich 
zurückgehen dürfte. 

Vergleicht man die verschiedenen familienpoliti- 
schen Konzeptionen in den einzelnen Bundeslän- 
dern, so kann man feststellen, dass Bundesländer 
wie Baden- Württemberg, Bayern oder auch 
Mecklenburg- Vorpommern, heute schon Zu- 
schüsse zur Finanzierung des dritten Jahres der 
Eltemzeit geben. Würde man das finnische Mo- 
dell auf Deutschland übertragen und davon aus- 
gehen, dass der Bund nur wie bisher zwei Jahre 
finanziert und zwar in der Form wie in Finnland, 
so würden in den ersten neun Monaten ein- 
schließlich der Mutterschutzzeit 67 Prozent des 
letzten Nettoeinkommens gezahlt und dann bis 
zum vierundzwanzigsten Monat 245 Euro und 
die Bundesländer könnten dann, wenn sie das für 
sinnvoll halten, ähnlich wie in Finnland auch 
noch im dritten Jahr einen entsprechenden Zu- 
schuss leisten. Wie auch immer man im Einzel- 
nen das Elterngeld ausgestalten will, an diesem 
Modell wird jedenfalls deutlich, dass drei grund- 


legende Prinzipien einer kontinuierlichen auf den 
Lebenslauf angelegten Familienpolitik realisiert 
sind. Diese Modelle sichern auf der einen Seite 
den Kindern die Zeit, die sie als kleine Kinder im 
Umgang mit ihren Eltern benötigen. Andererseits 
aber stellen sie, und dies gilt insbesondere für 
das finnische Modell, den Eltern frei, sich zu ent- 
scheiden, auch über die Zeit der Finanzierung hi- 
naus im Rahmen eines Lohnersatzes zuhause zu 
bleiben. Dabei entspricht die finnische Zeit der 
deutschen Zeit, sichert aber gleichzeitig für eine 
bestimmte Zeit die ökonomische Selbstständig- 
keit und Unabhängigkeit der jungen Mutter und 
verlangt nicht von ihr, die berufliche Selbstän- 
digkeit aufzugeben. 

Die nordeuropäischen Modelle mit ihrer Konzep- 
tion eines eigenständigen Einkommens sind eine 
zukunftsorientierte Variante der ökonomischen 
Basis von Ehe und Familie. Darüber hinaus sind 
die nordeuropäischen Modelle so konstruiert, 
dass Familie und Kinder in die Entscheidungslo- 
gik der Lebensläufe junger Erwachsener passen. 
Wissensgesellschaften, so war unsere Argumen- 
tation, können überhaupt nur erfolgreich im 
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globalen Wettbewerb konkurrieren, wenn die 
nachwachsende Generation bereit ist, ihr eigenes 
Humankapital optimal zu entwickeln und mög- 
lichst eigenständige und selbständige Berufsper- 
spektiven aufzubauen. Im deutschen Familien- 
modell, so wie es sich in den Transferleistungen 
darstellt, wird implizit davon ausgegangen, dass 
junge Frauen diese Selbständigkeit, die sie für ein 
erfolgreiches berufliches Handeln entwickeln 
sollen, für eine Zeit aufgeben und sich in die Ab- 
hängigkeit vom Ehemann oder vom „Vater Staat“ 
begeben. Dies fuhrt zu einer Abwertung der Für- 
sorgeleistungen in modernen Gesellschaften, 
denn in diesem Modell ist Fürsorge als eine Tä- 
tigkeit konzipiert, die ökonomische Abhängig- 
keit - sei es vom Mann oder vom Staat - voraus- 
setzt. 

Wir haben im dritten Kapitel deutlich gemacht, 
dass die Kontinuität der männlichen Erwerbsver- 
läufe nicht mehr gesichert ist und damit das Mo- 
dell des Hauptemährers infrage gestellt wird, da 
ökonomische Sicherheit durch das klassische 
Modell der Versorgerehe so nicht mehr gewähr- 
leistet werden kann - was aber die Grundlage für 
das im Moment bezahlte Erziehungsgeld in 
Deutschland ist. Die nordeuropäischen Modelle 
verlangen diesen Wechsel nicht. Sie setzen da- 
rauf, dass in der Zeit, wenn Kinder die besondere 
Zuwendung der Eltern brauchen, die ökonomi- 
sche Selbstständigkeit weiterhin auf der Basis ei- 
nes prozentualen Anteils des eigenen Einkom- 
mens gesichert ist und man sich danach bewusst 
für unterschiedliche Lebensoptionen entscheiden 
kann. Diese Entscheidung wird aber erst nach 
Geburt des Kindes im Laufe von neun bis 14 Mo- 
naten notwendig. Das wird besonders am finni- 
schen Modell deutlich, das beide Optionen, so- 
wohl die Rückkehr in den Beruf oder eine längere 
Zeit der Kinderbetreuung zuhause offen hält. 
Diese Vorstellung entspricht auch im Wesentli- 
chen den Ergebnissen von Hakim (2000) und 
Bertram/Ehlert/Rösler (2005). Sie haben darauf 
hingewiesen, dass unterschiedliche Vorstellun- 
gen über Lebensentwürfe und Lebensvorstellun- 
gen dazu führen können, dass ein Teil der Frauen 
sich auf jeden Fall für eine kontinuierliche Voller- 
werbstätigkeit entscheidet, ein anderer Teil sich 
für die bewusste Hausfrauen- und Mutterrolle 
entscheidet und der größte Teil ein adaptives Mo- 
dell präferiert. Die nordeuropäischen Modelle 
sind dem adaptiven Modell zuzuordnen, am deut- 
lichsten das finnische Modell, da es die Option 
für Hausfrau und Mutter explizit beinhaltet. 

Man sollte bei diesen Modellen und ihren finan- 
ziellen Transfers nicht nur die Kleinkindphase 
betrachten, sondern den gesamten Lebenslauf 
So sichern die nordeuropäischen Modelle durch 
kontinuierliche Erwerbsbiografien eigenstän- 
dige Ansprüche an der Alterssicherung. Die in 
Deutschland zu Recht immer wieder diskutierte 


Benachteiligung von Müttern, die sich für Kinder 
entschieden haben und deswegen solche eigen- 
ständigen Ansprüche kaum erwerben können, 
sind in diesen Modellen jedenfalls weniger zu 
befürchten. Auch sind in den nordeuropäischen 
Ländern sehr viel höhere Erwerbsquoten der 
Frauen jenseits von 50 Jahren im Vergleich zu 
Deutschland zu finden, denn solange die gesamte 
soziale Sicherung über den Ehemann läuft, gibt 
es überhaupt keinen Anreiz, auch im höheren Al- 
ter eine kontinuierliche Erwerbstätigkeit auszu- 
üben. Besonders an den nordeuropäischen Mo- 
dellen ist hervorzuheben, dass die Option, Unter- 
stützung durch den Ehemann oder aber Unter- 
stützung durch die Sozialhilfe zu bekommen, im 
Grundsatz nicht existiert. Die Modelle sind so 
angelegt, das ein Anreiz besteht, die Erwerbstä- 
tigkeit aufrechtzuerhalten, selbst wenn man sich 
in Eltemzeit befindet. Ein einkommensabhängi- 
ges Eltemgeld hat in dieser hier skizzierten Kon- 
zeption die gleiche Bedeutung wie die eigene 
Fortbildung für den Beruf, denn es ist eine Frei- 
stellung von der Erwerbsarbeit zur Unterstützung 
der Entwicklung von Humankapital einer Wis- 
sensgesellschaft. Die Mittel für die Finanzierung 
solcher Modelle sind auch heute schon in den fa- 
milialen Leistungen für Familien enthalten. Da- 
mit wird deutlich, dass es sich weniger um finan- 
zielle als um politische Entscheidungen handelt, 
wie man mit den vorhandenen Mitteln umgehen 
will. 

Auch könnte die Sozialhilfe auf jene Fälle be- 
grenzt werden, in denen Arbeitslosigkeit oder 
Notlagen eine Förderung und Unterstützung des 
Staates notwendig machen. Diese Leistungen er- 
möglichen, wenn schon ein Kind oder ein zwei- 
tes Kind da ist, sich für ein weiteres Kind zu ent- 
scheiden, da nicht befürchtet werden muss, dass 
mit einer Person mehr in der Familie jener Ach- 
terbahn-Effekt des Einkommens eintritt, der eine 
auf Dauer angelegte Reduktion des Einkommens 
nach sich zieht. Wichtiger aber erscheint, dass in 
die Konzeption des einkommensabhängigen El- 
temgeldes das Konzept einer Sozialzeit integriert 
werden kann. Dies ermöglicht eine Finanzierung 
für Männer oder Frauen, die im Laufe ihres Le- 
bens Fürsorge für andere erbringen wollen oder 
auch erbringen müssen. Wir haben an mehreren 
Stellen in diesem Bericht darauf hingewiesen, 
dass die Unterstützungsleistungen für Angehö- 
rige nicht darin bestehen können, sie im fortge- 
schrittenen Alter dauerhaft zu betreuen und pfle- 
gen, sondern dass man eher versuchen sollte, bei 
kurzfristigen und unvorhergesehenen Notfällen 
und Krankheiten Unterstützung zu organisieren 
und auch für eine begrenzte Zeit immer wieder 
einspringen zu können. Auch wenn in diesem 
Bericht diese Perspektive nicht bis in alle Einzel- 
heiten ausformuliert werden kann, so könnte aber 
die Konstruktion des einkommensabhängigen 
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Eltemgeldes ein erster Schritt sein, nicht mehr 
auf eine kontinuierliche und auf einen bestimm- 
ten kurzen Zeitraum festgelegte Erwerbsarbeit 
insbesondere der männlichen Bevölkerung zu 
setzen. Vielmehr wird der Blick darauf gelenkt, 
die zunehmend längeren Lebensläufe so zu orga- 
nisieren, dass sich unterschiedliche Lebenspha- 
sen von Bildung, Fürsorge, ökonomischer Er- 
werbsarbeit und Erholungsphasen nicht mehr in 
eine Dreiteilung des Lebenslaufs einfügen müs- 
sen, sondern in bunter Abfolge miteinander ver- 
knüpft werden können. 

Wir haben in dem Szenario zu einer lebenslauf- 
orientierten Familienpolitik deutlich gemacht, 
dass soziale Zeiten mit Erwerbsarbeit und Bil- 
dungszeit neu miteinander verbunden werden 
müssen. Das bedeutet auch, die bisherige norma- 
tive Vorstellung, dass die erwerbsfreie Zeit am 
Ende des Lebens eine Belohnung für ein arbeits- 
reiches Leben darstellt, zu verändern. Bisher sind 
alle anderen Lebensbereiche und sozialen Siche- 
rungssysteme so organisiert, dass diese Beloh- 
nung eintreten kann. Man kann sich jedoch, wie 
im Szenario „familiale Lebensläufe“ aufgezeigt, 
auch soziale Sicherungssysteme vorstellen, die 
nicht auf die Freistellung von Erwerbsarbeit am 
Ende des Lebens ausgerichtet sind, sondern ein 
erfülltes Leben durch eine Kombination unter- 
schiedlicher Lebensphasen ermöglichen. Damit 
könnten auch noch 67-Jährige oder 68-Jährige 
einer produktiven Arbeit einschließlich der Er- 
werbsarbeit nachgehen, aber nicht einfach durch 
eine Verlängerung des einmal erlernten Berufes 
vom 25. bis zum 70. Lebensjahr, sondern durch 
den Wechsel zwischen verschiedenen Berufen 
auf der Basis neuer Qualifikationen, durch den 
Wechsel zwischen Erwerbsarbeit und Fürsorge 
sowie durch den Wechsel zwischen Erwerbsar- 
beit und notwendigen Erholungsphasen. 

Dies mag sich gegenwärtig wie eine Utopie an- 
hören, aber es hat in der Geschichte der Bundes- 
republik immer wieder Versuche gegeben, solche 
eher unkonventionellen Formen des Lebenslaufs 
zu konstruieren. So hatte im Rahmen des Lehrer- 
mangels in den sechziger Jahren die damalige 
Landesregierung NRW Müttern mit Kindern, die 
Abitur hatten, die Möglichkeit gegeben, sich in 
Kurzstudiengängen für den Lehrerberuf zu quali- 
fizieren und es wurden dabei erhebliche Erfolge 
erzielt. Dies ist nur ein Beispiel dafür, wie man 
sich solche bunte Lebensläufe vorzustellen hat, 
die mit dem traditionellen Muster der männli- 
chen Biografien nichts mehr zu tun haben. Mögli- 
cherweise ist das einkommensabhängige Eltem- 
geld ein erster Schritt in eine solche Richtung, in 
der nicht allein der so genannte „Lebensabend“, 
definiert als freie Zeit, finanziert wird, sondern 
die Wechsel, die im Lebenslauf immer wieder 
auftreten, mitfinanziert werden könnten. Dieser 
Wechsel könnte dazu beitragen, das Humankapi- 


tal, das Sozialkapital einer Gesellschaft und das 
individuelle Arbeitsvermögen so zu sichern, dass 
der Einzelne auch noch im höheren Alter das Ge- 
fühl vermittelt bekommt, produktiv zur Entwick- 
lung einer Gesellschaft beitragen zu können. Wir 
haben uns in diesem Abschnitt über finanzielle 
Transfers bewusst nur auf eine wichtige Perspek- 
tive beschränkt. 

Damit wollen wir zeigen, dass eine nachhaltige 
Familienpolitik - die von der Vorstellung geprägt 
ist, dass die Mitglieder einer Familie im Laufe 
ihres Lebens ihre Beziehungen und ihre Leistun- 
gen füreinander wie auch für die Gesellschaft 
immer wieder neu hersteilen müssen - durch 
staatliche Transferleistungen sinnvoll unterstützt 
werden kann. Dies ist dann möglich, wenn sich 
die Transferleistungen an diesen prozesshaften 
Entwicklungen orientieren. Unter einer solchen 
Verlaufsperspektive könnte dann auch bezüglich 
des Kindergeldes und des Ehegattensplittings 
thematisiert und geprüft werden, inwieweit sich 
diese Maßnahmen in die prozesshafte Entwick- 
lung familialer Herstellungsleistungen sinnvoll 
einfügen oder nicht. Die gleiche Frage stellt sich 
hinsichtlich des Unterhaltsrechts, das in Deutsch- 
land eine sehr lange Abhängigkeit der Kinder 
von den Eltern vorsieht. Wir sind fest davon 
überzeugt, dass aufgrund der gewonnenen Le- 
bensjahre in modernen Gesellschaften die knap- 
pen gesellschaftlichen Ressourcen, die zur För- 
derung von Familien zur Verfügung gesfellt 
werden, auf Dauer nicht anders ausgestaltet wer- 
den können, als diesen Lebenlaufsprozess insbe- 
sondere in den Übergängen und besonderen Be- 
lastungen zu unterstützen. Von einer solchen 
prozesshaften Betrachtung finanzieller Transfers 
und der steuerlichen Ausgestaltung von Unter- 
stützungsleistungen für Familien sind wir in der 
Bundesrepublik noch weit entfernt. 

Zur institutionellen Struktur 
nachhaltiger Familienpolitik 

Die Bundesbank hat in ihrer Auflistung auch die 
Sachleistungen der Gebietskörperschaften für die 
Kinderbetreuung und die Jugendhilfe als famili- 
enbezogene Leistungen aufgelistet. Ein Großteil 
dieser Leistungen wird aber in der Zuständigkeit 
der Länder und Kommunen erbracht, darüber 
hinaus werden auch noch für einige Leistungen 
wie die Krankenversicherung Sozialversiche- 
rungsbeiträge herangezogen. Eine nachhaltige 
und verlässliche, d. h. stetige und langfristige Fi- 
nanzierung familienbezogener Leistungen ist da- 
mit nicht zwingend sichergestellt. Einzelne Leis- 
tungen sind abhängig von der Kassenlage und der 
politischen Gewichtung familienbezogener Maß- 
nahmen durch die jeweils zuständigen Akteure. 
Bereits im Fünften Familienbericht (BMFuS 
1994) wird diese Diskontinuität bemängelt. Am 
Beispiel kommunal finanzierter Leistungen kann 
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gezeigt werden, wie stark deren Leistungsange- 
bot von den Zwängen und Prioritäten kommuna- 
ler (Haushalts-) Politik abhängig ist. Dies wird 
deutlich, wenn man sich die kommunal stark di- 
vergierenden Versorgungsquoten mit Plätzen in 
Kindertageseinrichtungen vergegenwärtigt. Den 
Familien in den einzelnen Bundesländern und 
insbesondere Kommunen stehen unterschiedliche 
Infrastrukturleistungen zur Verfügung. Dies ist 
per se kein Befund, den es zu kritisieren gilt. Im 
Gegenteil: Eine bedarfs- und nachfrageorientierte 
Familienpolitik sollte sich am regionalen Bedarf 
und an der regional spezifischen Nachfrage aus- 
richten. Sie sollte sich aber nicht primär an einer 
unterschiedlichen politischen Prioritätensetzung 
und der unterschiedlichen Finanzkraft der Kom- 
munen orientieren, was derzeit vielfach der Fall 
ist. Dieser und anderen bundesdeutschen Realitä- 
ten entgegen steht der Anspruch eines in sich 
konsistenten familienpolitischen Zielsystems und 
eines darauf abgestimmten familienbezogenen 
Maßnahmenkatalogs. Um diesem Anspruch ge- 
recht zu werden, sollten die vielfältigen Maßnah- 
men gebündelt und integriert werden, um ihre Ef- 
fektivität und Effizienz zu erhöhen. Es müsste 
gewährleistet sein, dass sie nachhaltig und ver- 
lässlich finanziert sind. Eine verlässliche Finan- 
zierung ist eine zentrale Voraussetzung für eine 
nachhaltige Familienpolitik. 


Modell einer 
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Reformüberlegungen in Hinblick auf eine Bün- 
delung und Integration familienbezogener Maß- 
nahmen können auf unterschiedlichen Ebenen 
ansetzen und in Abhängigkeit davon, welches 
Ziel im Vordergrund der Reformüberlegungen 
steht, unterschiedlicher Ausprägung sein. Eine 
Reformoption besteht in einer Bündelung der 
Maßnahmen auf Bundesebene. Um diesen Ge- 
danken Rechnung zu tragen, könnte es zunächst 
nahe hegen, familienbezogene Belange bei ei- 
nem „Bundesamt für familienbezogene Maßnah- 
men“ anzusiedeln. Es könnte eine ähnliche 
Struktur wie die derzeit existierenden Bundes- 
ämter, etwa das Robert Koch Institut oder das 
Umweltbundesamt, haben. Diese prüfen im öf- 
fentlichen Auftrag umweltbezogene Maßnahmen 
oder gesundheitsrelevante Produkte, um zu ge- 
währleisten, dass diese „öffentlichen Güter“, wie 
saubere Luft und sauberes Wasser oder die Ge- 
sundheit der Bevölkerung, gesichert werden kön- 
nen. Ähnliche Einrichtungen gibt es auch in an- 
deren föderalen Sfaaten wie den USA, wo efwa 
das National Institute for Child Development and 
Health dafür Sorge trägt, dass nationale Stan- 
dards geprüft und realisiert werden. Anhand die- 
ses Beispiels kann deutlich gemacht werden, 
dass damit nicht nur zentralstaatliche Lösungen 
wie z. B. die Familienkasse in Frankreich ver- 
bunden sind, sondern auch mit föderalen Struktu- 
ren zu denken sind. Wenn man davon ausgeht, 
dass die Entwicklung des Humanvermögens und 


darauf aufbauend das Humankapital ein öffentli- 
ches Gut darstellt, dann ist die gesunde emotio- 
nale und soziale Entwicklung von Kindern ein 
gemeinsames Gut, das auf allen Ebenen der Ge- 
sellschaft zu fördern und zu schützen ist. Da wir 
wissen, dass solche Güter in der Regel außeror- 
dentlich knapp sind, ähnlich wie das saubere 
Wasser und die saubere Luft, stellt sich die 
Frage, ob nicht entsprechend den Vorbildern in 
anderen Ländern eine zentrale Bundeseinrich- 
tung Qualitätsstandards, zukunflsorientierte Mo- 
delle und auch Forschung in diesem Bereich län- 
gerfristig koordiniert und gleichzeitig auch 
unabhängig von der aktuellen Politik diese lang- 
fristigen Ziele der Sicherung des Humanenver- 
mögens einer Gesellschaft immer wieder auf ihre 
Realisierungschancen hin überprüfen sollte. 

Will man darüber hinaus sicher stellen, dass auch 
eine nachhaltige und verlässliche Finanzierung 
familienbezogener Leistungen gewährleistet ist, 
die weitgehend unabhängig von der Haushalts- 
tage und politischen Prioritätensetzung ist, so ist 
es sinnvoll, über institutionelle und organisatori- 
sche Konstrukte nachzudenken, die über eigene 
Finanzmittel verfügen und die unabhängige und 
selbständige Körperschaften darstellen. 

Beispielsweise hat bereits Schreiber (1964) bei 
seinen Überlegungen zur Ausgestaltung der 
deutschen Rentenversicherung eine „Kinder- 
kasse“ vorgeschlagen. Der wissenschaftliche 
Beirat für Familienfragen hat diese Überlegun- 
gen in seinem Gutachten aus dem Jahr 2001 auf- 
genommen und weiterentwickelt. Er schlägt u. a. 
auch die Schaffung eines „Familienfonds“ vor, 
wie auch Schmähl (2004) die Neuschaffung ei- 
ner Familienkasse vorschlägt. Seine Überlegun- 
gen sind vor dem Hintergrund einer Reform der 
deutschen Rentenversicherung und Pfiegeversi- 
cherung zu sehen. Auch bei Überlegungen zur 
Umgestaltung der Gesetzlichen Krankenversi- 
cherung kommt vermehrt der Gedanke auf, die 
dortigen familienbezogene Leistungen über eine 
„Familienkasse“ zu finanzieren (vgl. Spieß 
2004). 

ln der kontinentaleuropäischen Tradition haben 
sich parafiskalische Organisationen herausgebil- 
det, die dem Kriterium genügen, dass eine Insti- 
tution, die gesamtgesellschaftliche Aufgaben 
wahmimmt, über eigene Finanzmittel verfügt. 

Das heißt, Parafisken verfügen über eigene fi- 
nanzielle Ressourcen und erfüllen eigensfändig 
gesamtgesellschaftliche bzw. gruppenbezogene 
Aufgaben. Parafisken sind weitgehend unabhän- 
gige und selbständige Organisationen. Ein breite- 
rer und umfassenderer Ansatz im Kontext famili- 
enbezogener Maßnahmen könnte demnach darin -... , .. . 

bestehen, unterschiedliche familienbezogene parafiskalisch 
Leistungen bei einer parafiskalisch organisierten orientierten 
Familienkasse zu bündeln, abzustimmen und Familienkasse 
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Verschiedene Über- 
legungen zu einer 
Familienkasse 


Über diese Familienkasse zu finanzieren. Famili- 
enpolitik, die in Deutsehland bisher als Quer- 
sehnittsaufgabe untersehiedlieher Ministerien 
auf Bundes- und Landesebene und untersehiedli- 
eher politiseher Akteure auf kommunaler Ebene 
begriffen wird, käme dann ein anderer Stellen- 
wert zu. Familien als Adressaten familienbezo- 
gener Politiken hätten mit einer Familienkasse 
eine Institution, die mit der Umsetzung der Fami- 
lienpolitik auf Bundesebene betraut ist. Damit 
wäre eine Integration der bisherigen Quersehnitt- 
aufgaben verbunden, die der Familienpolitik 
aueh gesamtgesellsehaftlieh zu einem größeren 
Stellenwert verhelfen kann. „Familie“ wäre als 
eine Einheit auf Bundesebene siehtbar und in ih- 
ren Belangen dureh eine eigene unabhängige und 
selbständige Organisation vertreten. 

Überlegungen zu einer Familienkasse oder ähnli- 
ehen organisatorisehen und institutioneilen Kon- 
strukten existieren in Deutsehland seit längerem. 
Explizit wird das Konzept einer Familienkasse 
von der Frauenunion gefordert (vgl. die Weima- 
rer Erklärung vom November 2003). ln ihrem in 
Wiesbaden verabsehiedeten Wahlprogramm zur 
Bundestagswahl 2002 spreehen sieh BÜNDNIS 
90/DlE GRÜNEN für eine Bündelung der famili- 
enpolitisehen Leistungen in einer „Kinderkasse“ 
aus. Neben der Wissensehaft und den Parteien 
haben einzelne Verbände Vorstellungen zu Fami- 
lienkassenmodellen entwiekelt. So hat z. B. der 
Arbeitskreis für Familienhilfe e. V. die 
Erriehtung eines Kinder- und Familienfonds 
vorgesehlagen (vgl. Institut für Demoskopie Al- 
lensbaeh 1994). Der Deutsehe Städte- und Ge- 
meindebund spraeh sieh im Jahr 2001 für die 
Einriehtung einer Familienkasse aus (vgl. Deut- 
seher Städte- und Gemeindebund 2001). Das 
Zentralkomitee der deutsehen Katholiken (vgl. 
Welskop-Deffaa 2001) fordert eine Familien- 
kasse, aufbauend auf den Ideen von Oswald von 
Nell-Breuning. Der Deutsehe Verein für öffentli- 
che und private Fürsorge diskutiert derzeit über 
konkrete Ausgestaltungsmöglichkeiten einer 
Familienkasse, die insbesondere auch dazu bei- 
tragen soll, dass Familien mehr öffentliche 
Ressourcen zur Verfügung sfehen. Beim Bundes- 
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend sind aktuell ebenfalls Überlegungen im 
Gange, die Geldzahlungen für Familien neu zu 
gestalten und dies mit einer Konstruktion ähnlich 
einer „Familienkasse“ zu verbinden (BMFSFJ 
2005a). 

Auch in diesem Familienbericht soll und kann es 
nicht darum gehen, ein im Detail durchkonzipier- 
tes Modell einer Familienkasse vorzuschlagen, 
vielmehr soll die Richtung für mögliche Lö- 
sungsansäfze benannt und skizziert werden. Erst 
dann, wenn ein gesellschaftlicher Konsens für 
die Einführung einer Familienkasse erzielt ist, 
kann diese im Detail konzeptionell ausgestaltet 


und dann erfolgsversprechend umgesetzt wer- 
den. Einige Gestaltungsparameter lassen sich je- 
doch bereits jetzt diskutieren. 

Um eine nachhaltige Finanzierung familienbezo- 
gener Leistungen zu gewährleisten, empfiehlt 
sich die Gründung einer eigenständigen und in 
weiten Teilen selbständigen Institution. Wie bei 
Spieß (2004, 2005) weiter ausgeführt spricht Ei- 
niges dafür, eine Familienkasse in Form einer ei- 
gensfändigen parafiskalischen Insfitution zu efa- 
blieren. Dies liegt u. a. darin begründet, dass 
über Parafisken finanzierte Leistungen im Ver- 
gleich zu solchen, die direkt aus den allgemeinen 
Haushaltsmitteln finanziert werden und zum Bei- 
spiel durch ein Ministerium verwaltet werden, 
stetiger fließen. Dies belegen internationale Er- 
fahrungen. Da die Leistungen von Parafisken 
durch ein separiertes Budget gezahlt werden, er- 
höht dies für die Leistungsempfänger und -emp- 
fängerinnen die Wahrscheinlichkeit einer steti- 
gen und langfristigen Finanzierung. Bei der 
Frage nach den grundsätzlichen Ausgestaltungs- 
altemativen parafiskalischer Modelle der Famili- 
enförderung kann danach unterschieden werden, 
welches Leistungsspektrum die Familienkasse 
abdecken sollte. Es ist zu fragen, ob alle famili- 
enpolitischen Leistungen bei einer Familienkasse 
angesiedelt sein sollten oder nur bestimmte Leis- 
tungen, wie z. B. die familienbezogenen Maß- 
nahmen im Sozialversicherungssektor oder die 
beim Bund verankerten familienbezogenen mo- 
netären Leistungen. Für einen Einstieg in ein Fa- 
milienkassenmodell könnte es sinnvoll sein, zu- 
nächst nur einen Teil der familienbezogenen 
Leistungen über eine Familienkasse zu finanzie- 
ren. Schrittweise könnte die Eingliederung wei- 
terer Leistungen vorbereitet werden. Die Einbe- 
ziehung der transferrechtlichen Maßnahmen in 
den Leistungskatalog einer Familienkasse ist so 
z. B. weitgehend unproblematisch. 

Bezüglich der Organisation einer Familienkasse 
kann unterschieden werden, ob diese zentral oder 
föderal organisiert ist. Fällt die Entscheidung für 
eine zentrale Zuständigkeit, so sollte auch im 
Interesse der Neutralität, der Betonung der Rele- 
vanz der Familienförderung und der weitgehen- 
den Unabhängigkeit diese bei einer selbständigen 
Organisation angesiedelt sein, die als ein eigen- 
ständiges Selbstverwaltungsorgan konzipiert ist. 
Um allerdings eine „Verselbständigung“ einer 
neuen Verwaltung zu verhindern, sollten gleich 
zu Anfang sinnvolle Kontrollmechanismen ein- 
geführt werden. Diese Mechanismen sollten auch 
dem Aufbau von unnötiger Bürokratie durch ei- 
nen Parafiskus entgegenwirken. Im Weiteren 
muss die organisatorische Umsetzung einer Fa- 
milienkasse im Detail weiter geprüft und auch im 
politischen Prozess sorgfältig diskutiert werden. 
Es wäre aus heutiger Sicht verfrüht, differenzierte 
organisatorische Vorschläge zu machen, bevor 


Parafisken erhöhen 
die Wahrscheinlich- 
keit einer stetigen 
Finanzierung 
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andere wichtige Rahmenparameter festgelegt 
sind. 

In der Frage, wie die Finanzierungsseite bzw. 
Einnahmenseite einer Familienkasse gestaltet ist, 
liegt eine weitere grundsätzliche Ausgestaltungs- 
option. Für eine Steuerfinanzierung kommen 
grundsätzlich die Einkommensteuer und die 
Mehrwertsteuer in Frage. Eine Finanzierung auf 
der Basis der Einkommensteuer ist sinnvoll, da 
sie die steuerliche Leistungsfähigkeit der Steuer- 
pflichtigen auch unter Berücksichtigung familia- 
1er Unterhaltsverpfiichtungen am genauesten 
widerspiegelt (vgl. auch Althammer/Romahn 
2005, 60). Außerdem ist eine Mischung von Fi- 
nanzierungsinstrumenten möglich. Dies würde 
bedeuten, dass sich ein Familienparafiskus so- 
wohl aus Beiträgen als auch aus Steuermitteln fi- 
nanzieren könnte. Für diese letzte Variante sind 
die parafiskalischen Modelle der FamilienfÖrde- 
rung in Frankreich, Belgien und Österreich Bei- 
spiele (vgl. Spieß 2004). 

Reformoption Abschließend lässt sich zusammenfassen: Mit ei- 
„Familienkasse“ ner Reformoption „Familienkasse“ würde die 

erhöht die ^j-ansparenz familienbezogener Leistungen er- 
Transparenz famili- r, r- -i- , 

enbezogener hont worucii. Die 2(iisärnineni3ssiing lämilieiiDG“ 

Leistungen zogener Leistungen bei einer Institution würde 
den Leistungskatalog öffentlich finanzierter fa- 
milienbezogener Leistungen nicht nur über- 
schaubarer machen, sondern gleichzeitig würde 
die Höhe der Ausgaben für familienbezogene 
Leistungen deutlich. Durch die Integration von 
Einzelleistungen würden sich die Anspruchsvo- 
raussetzungen und Einkommensgrenzen der fami- 
lienpolitischen Maßnahmen harmonisieren las- 
sen. Die familienbezogenen Leistungen könnten 
besser aufeinander abgestimmt werden. Damit 
würde auch die verteilungspolitische Effizienz 
der Maßnahmen erhöht. Dies ist notwendig und 
sinnvoll, wenn in einem Föderalstaat der Größe 
Deutschlands ein System familienbezogener 
Maßnahmen etabliert wird, das den unterschied- 
lichsten Bedürfnissen und Bedarfen von Fami- 
lien gerecht wird. 

VIII.5 Szenarien zukünftiger Forschung 

Nachhaltige Familienpolitik basiert auf einem 
Mix von Maßnahmen, die sich auf eine 
Neustrukturierung der Lebensläufe, der Alltags- 
zeit, der Entwicklung neuer integrierter Infra- 
strukturen und einer neuen Zusammenarbeit von 
Eltern, bürgerschaftlich engagierten und profes- 
sionell ausgebildeten Dienstleistem beziehen. 
Sie versucht darüber hinaus, staatliche Transfer- 
leistungen zielgenau auf der Basis der Sichemng 
von Teilhabe und Selbstständigkeit der erwach- 
senen Familienmitglieder neu zu organisieren. 
Dazu braucht sie eine solide Basis an verfügba- 
ren Daten zur Familienentwicklung und For- 
schungsergebnisse, die in bestimmten besonders 


sensiblen Bereichen, etwa der kindlichen Ent- 
wicklung, Hinweise dazu liefern, wie die Quali- 
tät der Infrastmkturangebote in postmodemen 
Gesellschaften so verbessert werden kann, dass 
kindliche Entwicklungschancen optimiert wer- 
den. 

Im Laufe der Arbeit an diesem Familienbericht 
sind wir trotz der großen Unterstützung, die wir 
vielfältig erfahren haben, an bestimmte Grenzen 
gestoßen. Einige davon sollen hier skizziert wer- 
den, um deutlich zu machen, dass eine nachhal- 
tige Familienpolitik auf Dauer auch eine Evalua- 
tion der eigenen Maßnahmen benötigt. Die in 
diesem Bericht formulierte Perspektive, Familie 
als einen Entwicklungsprozess zu verstehen, der 
von den Familienmitgliedern gemeinsam kon- 
stmiert wird und der sich ständig mit den gesell- 
schaftlichen Rahmenbedingungen auseinander- 
setzen muss, konnte auch deswegen durch den 
ganzen Bericht aufrechterhalten werden, weil es 
inzwischen in der Bundesrepublik wie in der in- 
ternationalen Forschung zum Standard gehört, 
die Dynamik von Lebensläufen und die stmktu- 
rellen Vörgegebenheiten, durch die Gesellschaf- 
ten diese Lebensläufe mitorganisieren, zu reflek- 
tieren. Das gilt gerade für die demografische 
Forschung, in der diese Perspektive seit gut 
20 Jahren präsent ist, und deren entsprechende 
Daten unter einer Lebenslaufsperspektive aufbe- 
reitet sind. Auch haben die von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft initiierten und langfris- 
tig geförderten Sonderforschungsbereiche sowie 
die Schwerpunkte in einigen Max-Planck-Insti- 
tuten viel dazu beigetragen, dass Kenntnisse über 
die soziale Organisation und institutioneile 
Stmktur von Lebensläufen in Deutschland in ih- 
ren Konsequenzen gut aufbereitet sind. 

Allerdings ist auch festzustellen, dass diese Ver- 
laufsperspektive in der Aufbereitung der Daten 
der amtlichen Statistiken im Bereich der Familie 
noch erheblich verbessert werden könnte. Wenn 
auch die amtliche Statistik im Wesentlichen 
Querschnittsdaten erhebt, lassen sich, wie das in 
einigen Expertisen gezeigt wurde, so z. B. bei 
Heigl und Eggen, auch amtliche Daten so aufbe- 
reiten, dass bestimmte Entwicklungsprozesse in 
Abhängigkeit vom Lebensalter, dem Familien- 
stand, der Kinderzahl, dem erreichten Ausbil- 
dungsabschluss, um nur einige Faktoren zu nen- 
nen, quasi längsschnitthaft dargestellt werden 
können. Was nutzt es, ein Durchschnittseinkom- 
men über alle Altersgruppen zur Berechnung re- 
lativer Armut zu Grunde zu legen, wenn schon 
eine altersspezifische Aufbereitung der Daten 
zeigt, dass die Einkommensentwicklung im Le- 
benslauf in der Regel dazu führt, dass die Ein- 
kommen dann besonders hoch sind, wenn die 
Kinder aus dem Haus sind. 


Nachhaltige Famili- 
enpolitik bedarf 
der Evaluation der 
Maßnahmen 
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In amtlichen 
Statistiken sind 
Daten zur Famili- 
enentwicklung 
unterrepräsentiert 


Gesetzgeber gefor- 
dert bei Verände- 
rung der amtlichen 
Statistik 


Obwohl die amtlichen Statistiken ursprünglich 
Bevölkerungsstatistiken waren, spielen heute im 
Mikrozensus die Daten zur Familienentwick- 
lung eine eher untergeordnete Rolle. Es gibt eine 
Fülle von Daten zu unterschiedlichen Aspekten 
beruflicher Qualifikationen und Erwerbspositio- 
nen, aber eine so einfache Frage, wie viele leibli- 
che Kinder der oder die Befragte hat, gibt es 
nicht. So lassen sich aktuell in Deutschland keine 
exakten Angaben darüber machen, wie hoch die 
Kinderlosigkeit bei Akademikerinnen und Aka- 
demikern in einzelnen Regionen ist, weil selbst 
sehr große empirische Stichproben, wie das 
SOEP, das jährlich erhoben wird oder der Famili- 
ensurvey des Deutschen Jugendinstituts, der nur 
in größeren Zeitabständen erhoben wird, bei ei- 
ner regionalen Ausdifferenzierung an ihre Gren- 
zen stoßen. Wichtig dabei aber ist, dass z. B. 
beim Familiensurvey systematisch das For- 
schungsinteresse auf Männer/Väter gelenkt wird 
und diese Blickrichtung in der Forschung ver- 
stärkt wird. Aufgrund der bisherigen Datenerhe- 
bung des Mikrozensus unterschätzt man in 
Deutschland aller Wahrscheinlichkeit nach die 
Zahl der Mehrkinderfamilien, weil nur die Kin- 
der im Haushalt gezählt werden, nicht aber die 
bereits ausgezogenen. 

Der Bund, die Länderund die Kommunen investie- 
ren viel Geld in den Ausbau der Kindertagesbe- 
treuung. Der Mikrozensus erfasst 2004 letztmalig 
die Zahl der Kinder, die in Tageseinrichtungen be- 
treut werden. Im Mikrozensus 2005 finden sich 
diese Fragen nicht mehr, obwohl man angesichts 
der gesellschaftspolitischen Diskussion um die 
Vereinbarkeit erwarten würde, dass der jährliche 
Mikrozensus in ähnlicher Genauigkeit wie die 
französische Statistik die Vielfalt der Betreuungs- 
möglichkeiten und die Entwicklung in diesem 
Gebiet erfassen würde. Es ist jedenfalls schwer 
verständlich, dass eigens eine empirische Erhe- 
bung (DJl 2005b) durchgeführt werden muss, um 
wenigstens einigermaßen verlässliche Daten zu 
erhalten, wie die tatsächliche Nutzung ist, und 
nicht nur, wie hoch das Angebot ist. Auch wenn 
die Kommunen im Rahmen des neuen Kinderbe- 
treuungsausbaugesetzes eine jährliche Berichts- 
pflicht über die Angebotsseite haben, bleibt eine 
Leerstelle dahingehend, dass die private Nutzung 
der Betreuung nicht erfasst ist. Da der Mikrozen- 
sus auf der Basis eines Gesetzes durchgeführt 
wird, liegt die alleinige Verantwortung hierfür bei 
den entsprechenden verfassungsrechtlichen Or- 
ganen, die diese Gesetze verabschieden. 

Wir haben in diesem Bericht von der Zeiterhe- 
bung des Statistischen Bundesamtes (2004b) au- 
ßerordentlich profitieren können. Dabei halten 
wir die dort entwickelte Arbeitsweise der alleini- 
gen Verantwortung für die Durchführung der Un- 
tersuchung durch das Statistische Bundesamt mit 
gleichzeitiger kooperativer Auswertung durch 


das Statistische Bundesamt und Wissenschaftler 
und Wissenschaftlerinnen von Universitäten und 
anderen Forschungsinstituten für einen zukunfts- 
weisenden Weg für Kooperationsformen zwi- 
schen der amtlichen Statistik und der Forschung. 
Allerdings ist zu fragen, ob angesichts der gro- 
ßen gesellschaftspolitischen Bedeutung der 
Frage der Vereinbarkeit von Familie und Beruf in 
Zukunft auch im Rahmen des Mikrozensus nicht 
nur die durchschnittliche Arbeitszeit in Haushalt 
und Familie jährlich erhoben wird, sondern auch 
die Lage und Organisation der Arbeitszeit. Nach 
angelsächsischen Studien (Presser 2003) hegt 
nicht allein in der geleisteten Arbeitszeit, son- 
dern in der Art der Kombination von Arbeitszei- 
ten von Vater und Mutter eines der zentralen Pro- 
bleme einer Ökonomie der „24 Stunden in sieben 
Tagen“. Wenn wir aber in diesem Familienbe- 
richt stark darauf abgehoben haben, dass Kinder 
auf die Verlässlichkeit ihrer Eltern angewiesen 
sind und dies auch dann gilt, wenn ausreichend 
Betreuungsplätze zur Verfügung sfehen, scheinen 
genaue Informationen über diese Probleme von 
dringender gesellschaftspolitischer Bedeutung zu 
sein. Uns ist bewusst, dass diese Vorschläge eine 
gewisse Umstrukturierung des Fragebogens für 
den Mikrozensus bedeuten. Da amtlicherseits in- 
zwischen eine Fülle von Erhebungen zur Frage 
von Beruf und Erwerbstätigkeit auf nationaler 
und europäischer Ebene durchgeführt werden, 
stellt sich die Frage, ob nicht solche familienbe- 
zogenen Themen in Zukunft einen größeren Stel- 
lenwert im Mikrozensus haben sollten. Das ist 
eine politische Frage, und wir hoffen, dass der 
Gesetzgeber unsere Anregungen konstruktiv auf- 
nimmt. 

Trotz dieser Einschränkungen braucht die Bun- 
desrepublik Deutschland im Bereich des Lebens- 
laufs und der Zeitverwendung wohl keinen inter- 
nationalen Vergleich zu fürchten. Das gilt 
allerdings nicht für die Diskussion um die Be- 
deutung der Infrastruktur für Kinder, für die 
kindliche Enfwicklung oder um die Evaluation 
von Qualitätsstandards in diesem Bereich. Dem 
Leser wird aufgefallen sein, dass wir uns in die- 
sen Bereichen im Wesentlichen auf Daten aus 
Längsschnitten gestützt haben, die in England 
und den USA in einer Kooperation zwischen 
staatlichen Einrichtungen und den Universitäten 
entwickelt, betreut und ausgewertet wurden. Wir 
haben zwar in diesem Bericht auf die allgemei- 
nen Ergebnisse hingewiesen, etwa die positiven 
Effekte, die von einer Frühförderung ausgehen 
können, wenn Eltern und Einrichtungen in ge- 
meinsamer Verantwortung zum Wohl des Kindes 
Zusammenarbeiten. Wir sind auch davon über- 
zeugt, dass folgender Befund der amerikani- 
schen Akademie der Wissenschaften (Shonkoff/ 
Phillips 2000) auf Deutschland übertragbar ist: 


Neue Kooperations- 
formen zwischen 
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und Forschung 
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Neue interdiszipli- 
näre Forsehungsko- 
operation notwendig 


Die positive Entwicklung von Kindern hängt 
nicht nur davon ab, dass die Kinder innerhalb 
der Familien eine liebevolle und sensible Förde- 
rung erfahren, sondern dass auch eine stabile 
und anregende Umwelt eine solche Entwick- 
lung unterstützt. 

Wenn aber die Autoren der weltweit größten Stu- 
die zu den Effekten von Tagesbetreuung im Vor- 
schulalter, auf die sich Shonko ff bezieht, feststel- 
len, dass bei den Kindern in ihrem Längsschnitt 
nach viereinhalb Jahren sowohl Risiken wie auch 
positive Entwicklungen zu beobachten sind, 
dann wünscht man sich für Deutschland eine 
ähnliche Forschungsinfrastruktur wie in den USA. 
Dabei sind die Risiken im Wesentlichen wohl 
darauf zurückzuführen, dass die von der ameri- 
kanischen kinderärztlichen Vereinigung entwi- 
ckelten Qualitätsstandards nicht immer eingehal- 
ten werden oder möglicherweise zu lange 
Betreuungszeiten auch zu Verhaltensproblemen 
führen können, während andererseits auch viele 
positive Entwicklungsaspekte der kindlichen 
Entwicklung hervorzuheben sind. Die USA mit 
ihrer noch stärkeren föderalen Struktur als die 
Bundesrepublik Deutschland verfügen über ein 
Nationales Institut für kindliche Entwicklung, 
das diese Längsschnitte betreut. Diese werden 
aber nicht allein von diesem Institut konzipiert, 
sondern von einer großen Gruppe von Universi- 
tätsangehörigen, die die Teilprojekte in den ein- 
zelnen Staaten dann auch betreuen. Für solche 
Projekte fehlt in der Bundesrepublik die Infra- 
struktur, weil sie hierzulande nicht wie in der 
USA „Big Science“ sind. Wenn aber Kinder die 
Zukunft einer Gesellschaft bedeuten und das Hu- 
manvermögen einer Gesellschaft nicht nur be- 
wahrt, sondern optimal entwickelt werden soll, 
dann stellt sich allerdings die Frage, warum nicht 
ein Teil der immensen Mittel, die der Bund bei- 
spielsweise der Helmholtz-Gesellschaft zur Ver- 
fügung sfellt, nicht auch dafür genutzt werden 
können, ein solches Großprojekt in Deutschland 
zu starten, ln dem können dann Mediziner, Psy- 
chologen, Soziologen und Erziehungswissen- 
schaftler sowie Wirtschaftswissenschaftler kon- 
struktiv Zusammenarbeiten, um sicherzustellen, 
dass nicht wie in den USA nur 12 Prozent der 
Einrichtungen für Kinder eine herausragende 
Qualität der Betreuung und Unterstützung der 
kindlichen Entwicklung bescheinigt bekommen 
(NICHD 2000). Kinder als das größte Zukunfts- 
projekt unserer Gesellschaft verdienen entspre- 
chende Forschungsanstrengungen zur Zukunfts- 
sicherung der Gesellschaft. 

Das BMFSFJ hat durch Gutachten, Forschungs- 
initiativen und wissenschaftliche Berichte den 
Versuch unternommen, wichtige Fragestellungen 
aus diesen Themenbereichen aufzubereiten und 
der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Wir 
halten das für sehr wichtig und hilfreich und 


glauben, dass es auch nützlich sein könnte, wenn 
in Zukunft bei großen Verbundprojekten anderer 
Ministerien, wie etwa im Bereich der Bildung 
und des Städtebaus wie dem „Projekt Stadt 
2030“, eine stärkere Berücksichtigung familien- 
orientierter Fragestellungen gesichert werden 
könnte und sei es nur dadurch, dass das BMFSFJ 
in solche Planungen einbezogen wird. 

Die Familienberichtskommission begrüßt es au- 
ßerordentlich, dass neben den Aktivitäten der 
großen Forschungseinrichtungen, wie etwa der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft mit der Ent- 
wicklung eines Familienpanels, auch private 
Stiftungen in diesem Bereich enorme Mittel mit 
sichtbarem Erfolg investieren. So hat die Hertie- 
Stiftung mit dem „Audit Beruf & Familie“ si- 
cherlich erheblich zur öffentlichen Diskussion 
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf beige- 
tragen und den Wandel der Bedeutung dieses 
Themas auch für und in Unternehmen positiv ge- 
fördert. Auch die Aktivitäten der Bertelsmann- 
Stiftung zum Vergleich der Leistungen für Fami- 
lien und Kinder im europäischen Konfext und die 
Arbeiten der Bosch-Stiftung in diesem Bereich 
sind ausgewählte Beispiele für das privafe Stif- 
tungsengagement. Das Engagement dieser priva- 
ten Stiftungen im Forschungsbereich erscheint 
uns auch deswegen so wichtig zu sein, weil diese 
eher als die großen Forschungseinrichtungen 
Projekte initiieren können, in denen die Wissen- 
schaft auch anwendungsbezogen arbeitet. So hat 
die amerikanische Sloan Foundation nach einer 
fünljährigen Förderungsperiode von Einrichtun- 
gen zur Analyse und Verbesserung der Verein- 
barkeit von Familie und Beruf ein Netzwerk im 
Internet etabliert, das inzwischen eine Fülle von 
Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen für 
Entwicklungen in diesem Bereich nutzen, um zu 
dokumentieren, zu kommentieren und auch über 
Projekte zu informieren. Das ist nur ein Beispiel 
für mögliche Initiativen und ein Modell für eine 
Aufgabe, die sicherlich nicht staatlich, sondern 
eher zivilgesellschaftlich zu organisieren ist. 

Viele dieser Aktivitäten sind in den USA bundes- 
staatlich angelegt. Das hängt auch damit zusam- 
men, dass viele amerikanische Stiftungen in 
Größenordnungen wie nur wenige deutsche Stif- 
tungen agieren können. Hier stellt sich allerdings 
die Frage, ob nicht ein solches zivilgesellschaftli- 
ches Engagement auch in Zukunft verstärkt von 
Stiftungen in kommunalen und regionalen Kon- 
texten zur Evaluation kommunaler und länderspe- 
zifischer Aktivitäten bei der Entwicklung neuer 
integrativer Infrastrukturen genutzt werden 
könnte. Stiftungen haben in der Regel ein großes 
Interesse an einem nachvollziehbaren Effekt der 
von ihnen zur Verfügung gesfellten Mittel, und so 
würden kommunale und regionale Evaluations- 
programme dazu beitragen können, dass die ge- 
genwärtig große Vielfalt von Projekten und Pro- 
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grammen nicht als eine vorübergehende Aktivität 
erscheint. Ähnlich wie bei dem von der Sloan 
Foundation geforderten Netzwerk können Eva- 
luationen dazu beitragen, dass Projekte, die sich 
in verschiedenen Kommunen bewährt haben und 
evaluiert worden sind, als abrufbares Wissen für 
andere Kommunen zur Verfügung sfehen. 

Besonders problematisch scheint die aktuelle 
wissenschaftliche Diskussion und der wissen- 
schaftliche Forschungsstand im Bereich der 
Konsequenzen ökonomischer Benachteiligung 
zu sein. Wir haben in diesem Bericht verdeut- 
licht, dass die Ressourcen von Familien für die 
Entwicklung ihrer Kinder wie aber auch die Un- 
terstützungsleistungen für Familien durch Kom- 
munen, Länder und den Bund nur in einem ge- 
wissen Umfang durch finanzielle Faktoren 
bestimmt werden können. Die internationale For- 
schung kann eindeutig zeigen, dass ein ganzes 
Bündel von Faktoren, die ihrerseits nur teilweise 
ökonomisch bedingt sind, elterliche und kindli- 
che Ressourcen beeinflussen. Hingegen konzen- 
triert sich die aktuelle deutsche Diskussion fast 
ausschließlich auf Fragen der ökonomischen Be- 
nachteiligung. Diese Verkürzung hängt auch da- 
mit zusammen, dass es der deutschen Forschung 
weder im Bereich der Kindheits- und Sozialisa- 
tionsforschung noch im Bereich der Familienfor- 
schung gelungen ist, das Zusammenwirken un- 
terschiedlicher Faktoren, wie etwa Wohnumfeld, 
vorhandene Infrastruktur, Nachbarschaft, die so- 
ziale und kulturelle Entwicklung einer Nachbar- 
schaft in einer Gemeinde, im Rahmen von 
Forschungsnetzwerken für die familiäre und 
kindliche Entwicklung zu untersuchen. 

Unsere Analysen zu den Polarisierungstendenzen 
in deutschen Städten und Gemeinden beruhen im 
Wesentlichen auf demografischen Untersuchun- 
gen und Studien zur Entwicklung familialer Le- 
bensformen. Dazu hegen inzwischen von einer 
Reihe von Kolleginnen und Kollegen ganz vor- 
zügliche Beiträge vor und viele Kommunen ha- 
ben entsprechendes Material aufbereitet. 

Die Kommission empfiehlt, die im Rahmen des 
Bundesprogramms Armutsprävention bereits auf 
den Weg gebrachten Forschungsinitiativen zur 
Systematisierung und Angleichung der kommu- 
nalen Armuts- und Sozialberichterstattung kon- 
sequent weiterzuführen. Nur so wird es zukünftig 
möglich sein, eine verlässliche und interkommu- 
nal vergleichbare Datenbasis zur differenzierten 
Erfassung und Entwicklung von Lebenslagen 
und Ressourcen einzelner Bevölkerungsgruppen 
vor Ort zu erhalten, sowie Maßnahmen und Pro- 
gramme zur Minderung defizitärer Lebenslagen 
auf ihre Wirksamkeit hin zu überprüfen. Auch 
gibt es inzwischen eine Reihe von Forschungsan- 
sätzen, die das für die Ebene des Bundes ver- 
gleichbar zu efablieren versuchen. So wichtig 


und richtig solche Ansätze sind, so fehlt auch 
hier ein Forschungsprogramm, das die Sozialisa- 
tions- und Entwicklungseffekte für Kinder und 
Familien zum Gegensfand hat. Solche Projekte 
können nicht als Kleinprojekte in einer Stadt ini- 
tiiert werden, weil erst durch den Vergleich von 
Quartieren in mehreren Städten die Effekte auch 
für die familiale und kindliche Entwicklung 
geprüft werden können und nur so lässt sich ana- 
lysieren, ob bestimmte neue Formen von Unter- 
stützungsleistungen im nachbarschaftlichen 
Kontext einen positiven Effekt auf die Ressour- 
cen von Familien haben. Solche Netzwerke von 
Wissenschaftlern in verschiedenen Kommunen 
gibt es bisher in Deutschland nicht. 

Bisher fehlen dafür übergreifende Programme 
und auch eine Infrastruktur, die solche Netz- 
werke ermöglicht. Zieht man hier wiederum die 
Vereinigten Staaten als Vergleich heran, dann be- 
teiligen sich dort gerade die Spitzenuniversitäten 
an solchen Programmen, weil der darin hegende 
Anwendungsbezug als eine Herausforderung an 
Forschung und Wissenschaft gesehen wird. Auch 
ist zu wünschen, dass solche Netzwerke nicht nur 
im nationalen, sondern im europäischen Kontext 
gefördert werden, weil dann bestimmte Effekte, 
die wir in diesem Bericht beispielsweise der 
schwedischen oder finnischen Familienpolitik 
oder auch der englischen kindzentrierten Politik 
zugerechnet haben, mit den Strategien in 
Deutschland verglichen werden können. Die hier 
entwickelte Perspektive setzt allerdings zwei As- 
pekte voraus. Zunächst muss der Anwendungs- 
bezug im Sinne eines sozial-ökologischen Mo- 
dells nicht nur im Grundsatz akzeptiert sein, 
sondern auch als ein Kriterium bei der Auswahl 
von Projekten angewandt werden. Zum Zweiten 
müssen auf Dauer Strategien entwickelt werden, 
die über die engen Grenzen einzelner Disziplinen 
hinaus Forschungskooperationen und Netzwerke 
dieser Art entstehen lassen. Der große Vorsprung 
im angelsächsischen Raum hegt nicht zuletzt 
auch darin begründet, dass dort die verschiede- 
nen Sozialwissenschaften, nämlich Ökonomen, 
Soziologen, Psychologen und Erziehungswissen- 
schaftler mit Kinderärzten, Gesundheitswissen- 
schaftlem und Stadtforschem in diesem Bereich 
kooperieren, was in Deutschland eher die Aus- 
nahme als die Regel ist. 


Diesen Vorschlägen werden sicherlich viele zu- 
stimmen, um sogleich mit dem Ausdruck des Be- 
dauerns darauf hinzuweisen, dass in der gegen- 
wärtigen Zeit für solche Projekte kein Geld 
vorhanden sei. Die Familienberichtskommission 
kann aus ihrer Sicht dazu nur konstatieren: Eine 


solche Einschätzung ist Ausdmck der Tatsache, 
dass die großen Forschungseinrichtungen, die 
überwiegend aus öffentlichen Mitteln gefördert 
werden, die Entwicklung und Fördemng von Kin- 
dern und Familien in modernen Gesellschaften 
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bis heute nicht als Zukunftsaufgabe begriffen ha- 
ben, während die Nachhaltigkeit als Basis von 
Forschungspolitik etwa im Bereich der Klimafor- 
schung längst akzeptiert ist. Erst wenn die großen 
Forschungseinrichtungen, wie die Deutsche For- 
schungsgemeinschaft, die Helmholtz-Gesell- 
schaft, die Leibnitz-Gesellschaft oder die Max- 
Planck-Gesellschaft, die fast ausschließlich aus 
Bundesmitteln gefordert werden, akzeptieren, 
dass eine Forschungspolitik, die auch Kinder und 
Familien als Zukunftsobjekte von Forschung be- 
greift, werden auch in diesem Bereich wegen ei- 
ner anderen Prioritätensetzung Mittel fließen. 
Wenn sich der Bund und die Länder soeben da- 
rauf verständigt haben, diesen großen For- 
schungseinrichtungen in Zukunft ein jährliches 
Steigerungspotenzial von 3 Prozent zuzubilligen, 
wäre es schon ein großer Erfolg, wenn von diesen 
zusätzlichen 3 Prozent nur ein halbes Prozent für 
Forschungsperspektiven, wie sie hier skizziert 
sind, zusätzlich für kinder- und familienbezogene 
Fragesfellungen zur Verfügung gesfellt würden. 
Das wäre aus unserer Sicht eine wirkliche Zu- 
kunftsforschung und eine nachhaltige Investition 
in Zukunft, die jeder Klimaforschung und jeder 
Suche nach neuen Technologien nicht nur gleich- 
kommt, sondern vermutlich darüber hinaus er- 
heblich ertragreicher ist. Dadurch könnte das 
Kemelement einer Gesellschaft, nämlich das Hu- 
manvermögen selbst, gesichert und entwickelt 
werden. 

Doch hier sind nach unserer Auffassung nicht 
nur die großen Forschungseinrichtungen in der 
Pflicht, sondern auch die Universitäten, ln den 
letzten Jahren und Jahrzehnten haben die Univer- 
sitäten in Deutschland, die recht frei bei der 
Entscheidung über die Ausrichtung ihrer 
Schwerpunkte sind, relativ einstimmig die hier 
angesprochenen Forschungsbereiche bis auf 
wenige Ausnahmen deutlich zurückgefahren. 
Demografie-, Familien-, Bildungs- und Soziali- 
sationsforschung, pädagogische Psychologie und 


Erziehungswissenschaften gehören nicht zu den 
expandierenden Gebieten, sondern fast immer zu 
den als erstes gekürzten Bereichen. Eine Zu- 
kunftsorientierung, wie oben ausgeführt, ist in 
dieser Art von Universitätspolitik nicht zu erken- 
nen. 

Wir fänden es begrüßenswert, wenn sowohl die 
Forschungspolitik wie auch die Schwerpunktbil- 
dung an den einzelnen Universitäten gerade un- 
ter der Perspektive von Zukunftsfähigkeit noch 
einmal daraufhin untersucht würden - insbeson- 
dere wenn es um große Investitionen geht - ob 
und inwieweit die Konzentration auf naturwis- 
senschaftliche Disziplinen als sinnvolle Zu- 
kunftsorientierung ausreicht. 

Es wäre auch begrüßenswert, wenn sich die wis- 
senschaftlichen Akademien in Deutschland ähn- 
lich wie die amerikanische Akademie der Wis- 
senschaften stärker mit den hier diskutierten 
Themen befassen könnten, und sei es nur um zu 
prüfen, ob nicht die Verbesserung der Lebensbe- 
dingungen von Familien und Kindern, die Neu- 
organisation des Lebenslaufs und der Alltagzeit, 
die Neukonstituierung von Infrastrukturen und die 
Verbesserung der Zielgenauigkeit von ökonomi- 
schen Transferleistungen die Zukunftsfähigkeit 
dieser Gesellschaft deutlich verbessern könnte. 
Die amerikanische Akademie der Wissenschaften 
beruft zeitlich befristet zu bestimmten Themen 
die wichtigsten Kollegen und Kolleginnen der je- 
weiligen Disziplinen in Arbeitsgruppen, die dann 
interdisziplinär den Wissensstand aufbereiten. 
Dort arbeiten dann Biologen, Psychologen, Me- 
diziner, Volkswirte, Soziologen und Pädagogen 
in einer vorgegeben Zeit das zentrale Wissen des 
jeweiligen Themas auf und formulieren Empfeh- 
lungen für die politische Praxis. Eine nachhaltige 
Familienpolitik stellt einen zentralen Bestandteil 
der Zukunftssicherung unserer modernen Gesell- 
schaft dar, die solcher wissenschaftlicher An- 
strengungen bedarf 
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Sonderauszählungen bzw. Sonderaufbereitung von amtlichen Daten für den Siebten 
Famiiienbericht 


Sonderauszählungen des Mikrozensus durch das Statistische Bundesamt 

Mikrozensus 2002: Bevölkerung nach schulischem und beruflichem Bildungsabschluss, Geschlecht 
und Altersgruppen in den einzelnen Bundesländern, in Deutschland, dem früheren Bundesgebiet bzw. 
in den neuen Ländern und Berlin-Ost. 

Mikrozensus 1985, 1991 und 2003: Überwiegender Lebensunterhalt der weiblichen bzw. männlichen 
Bevölkerung in den einzelnen Bundesländern, in Deutschland, dem früheren Bundesgebiet bzw. in 
den neuen Ländern und Berlin-Ost. 

Mikrozensus 2003: Der überwiegende Lebensunterhalt von 35- bis 44-jährigen Männern bzw. Frauen 
in den Bundesländern, in Deutschland, dem früheren Bundesgebiet bzw. in den neuen Ländern und 
Berlin-Ost. 

Mikrozensus 2003 : Erwerbstätige Frauen bzw. Männer nach Wirtschaftsbereichen und persönlichem 
Nettoeinkommen in den Bundesländern, in Deutschland, dem früheren Bundesgebiet bzw. in den 
neuen Ländern und Berlin-Ost. 

Mikrozensus 2003: Wie viele von der Kohorte der 40- bis 44-jährigen Frauen sind Hausfrauen, Teil- 
zeitbeschäftigte bzw. sind Vollzeitbeschäftigte? Wie viele Kinder leben bei diesen Frauen und wie 
viele Frauen sind kinderlos bzw. ohne Kinder im Haushalt in Deutschland, dem früheren Bundesge- 
biet bzw. in den neuen Ländern und Berlin-Ost? 

Mikrozensus 2003 : Erwerbstätigenquoten von Frauen mit Kindern nach Zahl der Kinder, Voll-/Teil- 
zeittätigkeit und nach Altersgruppen (25 bis 29 Jahre, 30 bis 34 Jahre, 35 bis 39 Jahre, 40 bis 44 Jahre, 
45 bis 49 Jahre, 50 bis 54 Jahre, 55 bis 59 Jahre) in den Bundesländern, in Deutschland, dem früheren 
Bundesgebiet bzw. in den neuen Ländern und Berlin-Ost. 

Mikrozensus 2003 : Verheiratete bzw. nicht verheiratete Frauen und Männer nach Anzahl der Kinder 
und Bildungsabschlüssen in den Bundesländern, in Deutschland, dem früheren Bundesgebiet bzw. in 
den neuen Ländern und Berlin-Ost. 

Mikrozensus 2003: Bevölkerung nach schulischem und beruflichem Bildungsabschluss, Geschlecht 
und Altersgruppen in den einzelnen Bundesländern, in Deutschland, dem früheren Bundesgebief bzw. in 
den neuen Ländern und Berlin-Osf. 

Mikrozensus 2004: Betreuung deutscher bzw. ausländischer Kinder in den einzelnen Bundesländern, 
in Deutschland, dem früheren Bundesgebiet bzw. in den neuen Ländern und Berlin-Ost; - Besuch ei- 
ner Kinderkrippe bzw. Kindergartens von unter 3 -jährigen Kindern. 

Mikrozensus 2004: Durchschnittliche Wochenarbeitszeit von Männern bzw. Frauen nach Altersgrup- 
pen sowie nach Anzahl der Kinder in Deutschland, dem früheren Bundesgebiet bzw. in den neuen 
Ländern und Berlin-Ost. 

Mikrozensus 2004: Persönliches Nettoeinkommen von Frauen bzw. Männern nach Altersgruppen und 
Anzahl der Kinder im Haushalt in Deutschland, dem früheren Bundesgebiet bzw. in den neuen Län- 
dern und Berlin-Ost. 


Sonderauszählungen des Mikrozensus durch die Familienwissenschaftliche Forschungsstelle 
am Statistischen Landesamt Baden-Württemherg 

Mikrozensus 1985, 1991, 1995, 2000 und 2002: Frauen bzw. Männer mit bzw. ohne Kinder im Haus- 
halt nach Bundesländern, Altersgruppen und nach schulischem und beruflichem Bildungsabschluss. 
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Mikrozensus 2002: Auszählungen zum durchschnittlichen Einkommen, Niedrigeinkommen bzw. hö- 
herem Einkommen und dem Familiennettoeinkommen bzw. Pro-Kopf-Einkommen von allein Erzie- 
henden bzw. Ehepaaren nach Anzahl der Kinder in Deutschland, dem früheren Bundesgebiet bzw. in 
den neuen Ländern und Berlin-Ost. 

Mikrozensus 2003: Ökonomische Situation von Familien in Deutschland und seinen Ländern. 

Sonderaufbereitung der Statistik „Beschäftigte des öffentlichen Dienstes am 30. Juni 2003“ im 
Statistischen Bundesamt 

Frauen unter den Beschäftigten des öffentlichen Dienstes insgesamt bzw. unter den 40- bis 44-Jähri- 
gen nach Dienstverhältnis und Laufbahngruppen in Deutschland, dem fniheren Bundesgebiet bzw. in 
den neuen Ländern und Berlin-Ost. 

Voll- und Teilzeitbeschäftigten unter den 40- bis 44jährigen Frauen des öffentlichen Dienstes nach 
Dienstverhältnis und Laufbahngruppen in Deutschland, dem früheren Bundesgebiet bzw. in den 
neuen Ländern und Berlin-Ost. 

Als Beamte/Richter sowie als Angestellte beschäftigte Frauen insgesamt bzw. in der Altersgruppe der 
40- bis 44 Jährigen in den Bundesländern, in Deutschland, dem früheren Bundesgebiet bzw. in den 
neuen Ländern und Berlin-Ost. 

Frauen unter den Beschäftigten des öffentlichen Dienstes insgesamt bzw. unter den 40- bis 44-Jähri- 
gen nach Dienstverhältnis in den Bundesländern, in Deutschland, dem früheren Bundesgebiet bzw. in 
den neuen Ländern und Berlin-Ost. 


Forschungsdatenzentrum der Statistischen Landesämter 

On- Site-Nutzung der faktisch anonymisierten Mikrodaten aus dem Mikrozensus 2002 im Bayeri- 
schen Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung. 


Sonderauszählungen der MZ-Zusatzerhebung 1971 durch ZUMA 

Frauen mit bzw. ohne Kinder nach Altersgruppen und nach höchstem schulischem bzw. beruflichem 
Bildungsabschluss in den Bundesländern. 


Eurostat Data Shop 

Zahlreiche Datenabfragen aus internationalen Datenbanken und Zusammenstellungen von internatio- 
nalen Daten. 
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Anhang 


Abbildung A.V.l 


Männer nnd Franen mit Fachhochschnl-ZHochschnlreife* 
in ansgewählten Altersgrnppen 2003 (in Prozent) 


Früheres Bundesgebiet 


% 
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55-59 


Neue Länder und Berlin Ost 



Altersgruppe 


Datentabelle: 


Bnndesländer 

20 - 24 Jahre 

Männer Franen 

40 - 44 Jahre 

Männer Franen 

55 - 59 Jahre 

Männer Franen 

Schleswig-Holstein 

28,6 

33,1 

27,6 

25,4 

23,4 

13,4 

Hamburg 

41,4 

48,2 

43,8 

38,2 

29,3 

21,5 

Niedersachsen 

31,1 

35,2 

26,2 

23,1 

21,2 

11,6 

Bremen 

/ 

42,3 

31,5 

34,1 

/ 

/ 

Nordrhein- Westfalen 

38,2 

43,4 

30,7 

29,0 

22,3 

12,6 

Hessen 

35,5 

42,3 

34,9 

31,6 

23,7 

14,2 

Rheinland-Pfalz 

29,4 

40,4 

26,1 

22,6 

23,1 

11,4 

Baden- Württemberg 

34,1 

38,1 

29,6 

23,7 

22,8 

13,1 

Bayern 

23,5 

29,5 

25,9 

21,1 

20,7 

10,7 

Saarland 

31,8 

41,5 

25,3 

19,3 

20,2 

/ 

Berlin 

39,2 

50,3 

36,5 

34,2 

32,8 

23,1 

dar. Berlin West 

38,6 

46,8 

39,2 

36,5 

31,0 

21,6 



dar. Berlin Ost 

39,8 

54,9 

32,2 

30,4 

37,1 

26,1 

Brandenburg 

27,6 

47,1 

16,1 

14,5 

24,4 

17,6 

Mecklenburg- Vorpommern 

21,6 

35,3 

15,9 

16,4 

17,4 

16,4 

Sachsen 

28,8 

37,9 

17,8 

18,7 

28,5 

16,6 

Sachsen-Anhalt 

23,4 

38,0 

16,3 

18,8 

19,7 

15,5 

Thüringen 

27,3 

44,4 

18,0 

20,6 

23,5 

13,7 



Deutschland 

31,7 

39,2 

27,4 

24,7 

23,0 

13,6 

Früheres Bundesgebiet 

32,8 

38,6 

29,6 

26,1 

22,6 

12,9 

Neue Länder und Berlin Ost 

27,8 

41,9 

18,3 

18,8 

24,8 

16,8 


/ Keine Angaben, da Zahlenwert nicht sicher genug. 

* Für Personen im Alter von 5 1 Jahren und mehr war die Beantwortung der 
Fragen zum Bildungsabschluss und beruflichen Bildungsabschluss freiwillig. 
QuelleiStatistisches Bundesamt, Mikrozensus 2003, Sonderauszählung 
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Tabelle A.V.l 

Total fertility rate* 1991 bzw 2003 in den Bnndesländern nnd deren Kreisen 

Kreise mit der stärksten Zn- bzw. Abnahme (-) der Gebnrtenrate (TFR)* 
je Bnndesland zwischen 1991 nnd 2002 


Bnndesland 

Minimum 

TFR 

Maximum 

TFR 

Schleswig-Holstein 

Flensburg 

- 176 

Stormam 

0 

Hamburg 




- 41 

Niedersachsen 

Grafschaft Bentheim 

- 182 

Uelzen 

88 

Bremen 

Bremerhaven 

- 19 

Bremen 

18 

Nordrhein- Westfalen 

Olpe 

- 182 

Münster 

50 

Hessen 

Odenwaldkreis 

- 79 

Frankfurt 

50 

Rheinland-Pfalz 

Bad Kreuznach 

- 159 

Frankenthal 

85 

Baden- Württemberg 

Freudenstadt 

- 189 

Heidelberg 

155 

Bayern 

Kitzingen 

-233 

Schwabach 

59 

Saarland 

Neunkirchen 

- 118 

Saarlouis 

- 16 

Berlin 




126 

Brandenburg 

Oberspreewald-Lausitz 

98 

Prignitz 

291 

Mecklenburg- Vorpommern 

Rügen 

112 

Nordwestmecklenburg 

288 

Sachsen 

Hoyerswerda 

72 

Niederschles. 

Oberlausitzkreis 

361 

Sachsen-Anhalt 

Saalkreis 

131 

Altmarkkreis Salzwedel 

309 

Thüringen 

Erfurt 

202 

Unstrut-Hainich-Kreis 

347 


Kreise mit der geringsten bzw. höchsten Gebnrtenrate (TFR)* je Bnndesland 1991 


Bundesland 

Minimum 

TFR 

Maximum 

TFR 

Schleswig-Holstein 

Kiel 

1260 

Schleswig-Flensburg 

1651 

Hamburg 




1243 

Niedersachsen 

Hannover 

1180 

Cloppenburg 

1829 

Bremen 

Bremen 

1272 

Bremerhaven 

1404 

Nordrhein- Westfalen 

Münster 

1122 

Borken 

1772 

Hessen 

Frankfurt 

1105 

Fulda 

1563 

Rheinland-Pfalz 

Mainz 

1152 

Daun 

1674 

Baden- Württemberg 

Heidelberg 

936 

Biberach 

1726 

Bayern 

Würzburg 

1039 

Unterallgäu 

1800 

Saarland 

Saarbrücken 

1254 

Merzig-Wadem 

1461 

Berlin 




1101 

Brandenburg 

Potsdam 

874 

Oberspreewald-Lausitz 

1086 

Mecklenburg- Vorpommern 

Neubrandenburg 

863 

Güstrow 

1165 

Sachsen 

Chemnitz 

903 

Annab erg 

1186 

Sachsen-Anhalt 

Dessau 

833 

Stendal 

1117 

Thüringen 

Suhl 

842 

Eichsfeld 

1182 


** Zusammengefasste Geburtenziffer (Kinder pro 1 000 Frauen) 


Quelle/Berechnungsgrundlage: DJI-Regionaldatenbank auf der Basis der Daten des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung 
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noch Tabelle A.V.l 

Kreise mit der geringsten bzw. höchsten Gebnrtenrate (TFR)* je Bnndesland 2002 


Bnndesland 

Minimum 

TFR 

Maximum 

TFR 

Schleswig-Holstein 

Kiel 

1174 

Schleswig-Flensburg 

1580 

Hamburg 




1202 

Niedersachsen 

Hannover 

1189 

Cloppenburg 

1752 

Bremen 

Bremen 

1290 

Bremerhaven 

1385 

Nordrhein- Westfalen 

Münster 

1172 

Borken 

1608 

Hessen 

Frankfurt 

1155 

Fulda 

1531 

Rheinland-Pfalz 

Trier 

1110 

Daun 

1633 

Baden- Württemberg 

Heidelberg 

1091 

Biberach 

1639 

Bayern 

Würzburg 

1031 

Unterallgäu 

1640 

Saarland 

Saarbrücken 

1234 

Merzig-Wadem 

1373 

Berlin 




1227 

Brandenburg 

Potsdam 

1090 

Uckermark 

1252 

Mecklenburg- Vorpommern 

N eubrandenburg 

1096 

Güstrow 

1353 

Sachsen 

Leipziger Land 

1143 

Aue-Schwarzenberg 

1398 

Sachsen-Anhalt 

Dessau 

1125 

Altmarkkreis Salzwedel 

1395 

Thüringen 

Gera 

1070 

Eichsfeld 

1434 


** Zusammengefasste Geburtenziffer (Kinder pro 1 000 Frauen) 


Quelle/Berechnungsgrundlage: DJI-Regionaldatenbank auf der Basis der Daten des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung 


Tabelle A.V.2 

Anteil der nrbanen Bevölkernng (in Prozent) 



Schweden 

Dänemark 

Nieder- 

lande 

Vereinigtes 

Königreich 

Frankreich 

Deutsch- 

land 

1950 

65,8 

68 

54,4 

79 

54,3 

71,9 

1955 

69,3 

69,6 

54,1 

78,7 

58,2 

74,1 

1960 

72,6 

73,7 

53,8 

78,4 

62 

76,1 

1965 

77,1 

77 

54,9 

77,8 

67,1 

77,9 

1970 

81,1 

79,7 

55,9 

77,1 

71,1 

79,6 

1975 

82,7 

82,1 

56,9 

82,7 

72,9 

81,2 

1980 

83,1 

83,8 

58 

87,9 

73,3 

82,6 

1985 

83,1 

84,4 

59 

88,6 

73,7 

84 

1990 

83,1 

84,8 

60 

88,7 

74,1 

85,3 

1995 

83,2 

84,9 

61,8 

88,7 

74,9 

86,5 

2000 

83,3 

85,1 

64,3 

88,9 

75,7 

87,5 

2003 

83,4 

85,3 

65,8 

89,1 

76,3 

88,1 

2005 

83,4 

85,5 

66,8 

89,2 

76,7 

88,5 

2010 

83,8 

86,1 

69,2 

89,7 

77,8 

89,3 

2015 

84,3 

86,8 

71,4 

90,2 

79 

90 

2020 

84,9 

87,5 

73,5 

90,8 

80,3 

90,7 

2025 

85,8 

88,2 

75,4 

91,4 

81,7 

91,3 

2030 

86,7 

89 

77,2 

92 

83 

91,9 


Quelle: World Urbanization Prospects: the 2003 Revision Population Database 
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Abbildung A.V.2 

Kinder in Familien mit höheren Einkommen^) in Dentschland 
nnd seinen Ländern 2003 


Schlesw ig-Holstein 
Hamburg 
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Bremen 
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Rhein iand-Pfaiz 
Baden-Württemberg 
Bayern 
Saariand 
Beriin 
Brandenburg 
Meckienburg-Vorpommern 
Sachsen 
Sachsen-Anhait 
Thüringen 



5' 



Ostdeutschland 


Westdeutschland 


Deutschland 


L6J 


1) Höhere Einkommen 200 %des M edians vom durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen 


Angaben in Rozent 


Quelle: Bernd Eggen, Ökonomische Situation der Familie in Deutschland und in seinen Ländern 2003. Expertise zum 7. Fami- 
lienbericht der deutschen Bundesregierung, Stuttgart (Anhang) 
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Tabelle A.V.3 

Indikatoren ans den Bereichen Demografie, Betrennngssitnation, 

Bildnng nnd Arbeitsmarkt, Familie nnd Bern! nnd ans 
Sicherheit nnd Wohlstand in ansgewählten Städten 



, Wolfs- 
Kiel . 

bürg 

Schwe- 

rin 

Ober- 

hausen 

Halle/ 

Saale 

Frank 

furt 

Pots- 

dam 

Heidel- 

berg 

Dres- 

den 

Kaisers- 

lautern 

Jena 

Nürn- 

berg 

Chem 

nitz 

Demografie 

Anteil (%) der unter 
18-Jährigen an der 
Gesamtbevölke- 
rung 2003 

15,4 

16,8 

14,4 

18,1 

14,4 

15,2 

15,1 

14,1 

14,3 

19,3 

13,8 

15,7 

13,1 

Frauen je 100 Män- 
ner in der Alters- 
gruppe der 20- bis 
39-Jährigen 

98 

92 

89 

97 

93 

99 

94 

110 

90 

86 

88 

98 

90 

TFR 2003 

1175 

1267 

1130 

1289 

1241 

1158 

1112 

1097 

1286 

1275 

1304 

1233 

1221 

TFR Veränderung 
2003 zu 1991 

-85 

- 112 

260 

-174 

291 

53 

238 

161 

336 

-77 

339 

2 

318 

Wanderungsge- 
winn/verlust (-) der 
unter 18-Jährigen je 

1 000 dieser Alters- 
gruppe 

-6,2 

9,6 

- 10,3 

3,7 

- 19,7 

-7,2 

5,3 

-6,4 

-4,5 

-9,1 

-16,5 

4,8 

- 12,6 

Wanderungsge- 
winn/verlust (-) der 
unter 18-24-Jähri- 
gen je 1 000 dieser 
Altersgruppe 

132,7 

24,7 

- 19,6 

8,5 

-3,0 

67,5 

40,6 

77,0 

46,2 

59,2 

51,7 

60,1 

-2,8 

Betreuungsinfrastruktur 

Krippenplätze je 
1000 Kinder unter 

3 Jahren 

55 

91 

479 

11 

550 

87 

465 

122 

282 

47 

271 

24 

314 

Hortplätzeje 1 000 
Kinder im Alter 6 
bis 9 Jahre 

145 

168 

620 

32 

592 

402 

1011 

151 

865 

125 

13 

205 

1058 

Anteil (5) der 
Ganztagsbetreuung 
(in Krippen, Kin- 
dergärten und Hor- 
ten) 

61,5 

47,1 

100,0 

24,4 

77,2 

67,6 

84,4 

40,2 

98,8 

41,2 

100,0 

81,2 

94,6 

Plätze in Betreu- 
ungseinrichtungen 
insgesamt je 1 000 
Kinder im Alter bis 
9 Jahre 

377 

430 

777 

311 

740 

478 

854 

442 

766 

423 

541 

389 

859 

Bildung nnd Arbeitsmarkt 

Anteil (%) der 
weiblichen Schul- 
abgänger mit Hoch- 
schulreife 

37,4 

38,3 

32,2 

28,3 

39,9 

44,4 

48,2 

52,8 

34,6 

44,3 

47,8 

23,4 

33,0 

Arbeitslosenquote 
von Frauen 

10,7 

9,9 

13,9 

10,3 

18,8 

8,2 

10,8 

6,4 

13,6 

10,7 

12,9 

12,1 

18,4 

Arbeitslose unter 

25 Jahren je 1000 
15- bis 24-Jährige 

64 

39 

70 

56 

81 

43 

58 

20 

62 

58 

41 

54 

68 

Familie und Bernf 

Anteil (%) der 
Frauen an den sozi- 
alversicherungs- 
pflichtig Beschäf- 
tigten 

48,3 

38,9 

52,3 

42,3 

51,1 

47,4 

51,7 

49,5 

50,1 

45,3 

50,0 

47,6 

49,2 
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noch Tabelle A.V.3 



Kiel 

Wolfs- 

burg 

Schwe- 

rin 

Ober- 

hausen 

Halle/ 

Saale 

Frank 

furt 

Pots- 

dam 

Heidel- 

berg 

Dres- 

den 

Kaisers- 

lautern 

Jena 

Nürn- 

berg 

Chem 

nitz 

Sozialversiche- 
rungspflichtig be- 
schäftigte Frauen je 

1 000 Frauen in der 
Altersgruppe 30- 
bis 49-Jährige 

522 

530 

663 

472 

643 

553 

700 

464 

676 

526 

694 

577 

661 

Sicherheit und Wohlstand 

Verletzte Kinder im 
Straßenverkehr im 
Alter unter 15 Jah- 
ren je 10 000 Kin- 
der dieser Alters- 
gruppe 

45 

39 

41 

33 

37 

32 

48 

35 

38 

35 

37 

35 

49 

Anteil (%) Sozial- 
hilfeempfänger/- 
empfängerinnen 
unter den unter 7- 
Jährigen 

22,2 

9,7 

25,7 

14,9 

26,0 

13,6 

14,4 

6,0 

2,1 

10,2 

10,2 

14,4 

15,7 


Quelle: DJI Regionaldatenbank auf der Basis der Daten der Statistischen Landesämter 
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Kleinräumige Bedeutung der Familienwanderung seit der deutschen Einigung 


BinnenwamlrrungsuldD der unleT 1 SfOhpTge-n je 1 040 Einwnhnar Dm^ivh ai»eSH. 

dlHür AtlerBflrappu 1 Wt-!0P9 [öhn* OBt-WMf-Wirds^undtfil ' ^ .... 


ba unler 3fl 


SoflderlSlle mHAukishmeindctiwiiQeHii} 


Quelle: Claus Schlömer: Binnenwanderungen seit der deutschen Einigung. In; Raumforschung und Raumordnung, Heft 2/2004 
S.103 
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Tabelle A.V.4 

Betreuung für Kinder unter 3 Jahren in ausgewählten europäischen Ländern 


Länder' 

Kinder 

unter 

3 Jah- 
ren^ 
insg. 

Betreuungsart^ 

Be- 

treute 

Kinder 

insg. 

Betreute Kinder 
je 100 Kinder der 
Altersgruppe 

in Ein- 

insg. richtun- 
^ vat 

gen 

Schweden 

273060 

Kindertageseinrichtung: Kinderkrippe 

96814 

35,5 35,5 



Organisierte Kindertagespflege 

14072 

5,2 5,2 



zusammen 


40,6 35,5 5,2 

Däne- 

mark 

199822 

Kindertageseinrichtung: Kinderkrippe 

17854 

8,9 8,9 



Kindertageseinrichtung: Kindergarten 

2225 

1,1 1,1 



Altersübergreifende Einrichtung 

25321 

12,7 12,7 



Kindertagespflege: Tagesmutter 

69764 

34,9 34,9 



zusammen 


57,6 22,7 34,9 

Nieder- 

lande^ 

807374 

Kindertageseinrichtung: Ganztagsbe- 
treuung 

163333 

20,2 20,2 



Kindertage seinrichtung : Halbtagsb e - 
treuung 

3815 

0,5 0,5 



Vorschul-Spielgruppen 

250000 

31,0 31,0 



Organisierte Kindertagespflege: Be- 
treuung durch eine Pflegefamilie 





Kindertagespflege: Tagesmutter, die ins 
Haus kommt 





Kindertagespflege: Tagesmutter, die 
das Kind bei sich zu Hause betreut 





zusammen 


51,2 51,2 

Vereinig- 
tes König- 
reich 

1883038 

Kindertageseinrichtung und 
Kinderiagespflege4 

828537 

44,0 44,0 



Betreuung durch die Großeltern oder 
andere Erwachsene"* 

640233 

34,0 34,0 



zusammen 


78,0 44,0 34,0 

Frank- 

reich 

2192470 

0 ffentliche Kindertageseinrichtung : 
Kinderkrippen 

132200 

6,0 6,0 



Von Eltern organisierte Kinderiagesein- 
richtung: Kinderkrippen 

8700 

0,4 0,4 



Kindertagespflege bei der Tagesmutter 

60100 

2,7 2,7 



Kindertageseinrichtung für Teilzeit- 
oder gelegentliche Betreuung 

600000 

27,4 27,4 



Private Kindertagespflege mit öffentli- 
cher Genehmigung 

457200 

20,9 20,9 



Privat angestelltes Betreuungspersonal 

20600 

0,9 0,9 



Kindertageseinrichtung zur Ergänzung 
der regulären Kindertageseinrichtung 

254808 

11,6 11,6 



Ferienbetreuung in ergänzenden Kin- 
deriageseinrichtungen 





zusammen 


42,633 18,03 24,5 

Deutsch- 

land 

2232569 

Kindertageseinrichtung 

190914 

8,6 8,6 


Quelle: Eurostat, Development of a methodology for the collection of harmonised statistcs on childcare. Final report - July 
2003. European Communities, 2004 
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Erläuterungen: 

: = es liegen keine Daten vor 

In den Ländern werden betreute Kinder angegeben, Ausnahme Deutschland, dort werden die Plätze angegeben. In Schwe- 
den und Frankreich Daten des Angebotes 2001, in Dänemark Daten des Angebotes 2002, in den Niederlanden Daten des 
Angebots 2000, im Verein. Königreich Daten der Nachfrage 2002 und für Deutschland die angebotenen Plätze Ende 2002. 
In den Niederlanden werden Kinder bzw. betreute Kinder unter 4 Jahren angeben. 

Kinder in Haltes-Garderies sind nicht enthalten, da diese Betreuungsart unter Umständen zu anderen komplementär ist. 

Um Doppelzählungen in „Einrichtungen“ und „Privat“ zu vermeiden, wurden alle die beide in Anspruch nehmen, zu „Ein- 
richtungen“ dazugezählt und unter „Privat“ fallen nur die, die ausschließlich diese Betreuungsart nutzen, 
zu den landesspezifischen Betreuungsarten: 

Schweden: 

Schwedische Kinderbetreuung hat zwei Zielsetzungen: Die Entwicklung und die Bildung der Kinder zu unterstützen und es 
den Eltern zu ermöglichen, Elternschaft mit Erwerbstätigkeit oder Studium zu verbinden. Dieser Ansatz wurde in den frühen 
1970er Jahren durch den Start eines groß angelegten Entwicklungs-Programms für Kinderbetreuung offiziell niedergelegt, was 
seitdem ein Eckstein der Schwedischen Familienpolitik ist. Seit 1996 fällt die Kinderbetreuung in die Verantwortung des Bil- 
dungsministeriums. 

Kinderbetreuung in Schweden wird durch staatliche Zuschüsse, Steueraufkommen und Eltembeiträge finanziert. Die staatli- 
chen Gelder sind nicht speziell für die Kinderbetreuung zweckgebunden, sondern sind Teil eines allgemeinen Zuschusses. Öf- 
fentliche Finanzierung schwankt zwischen 75 Prozent und 84 Prozent für Kinderbetreuung und 100 Prozent für die Vorschule. 
1998 machten die Nettokosten für die Kinderbetreuung 15 Prozent der Gemeindekosten aus. Eltern zahlen einen Beitrag, aber 
dessen Höhe wird von der jeweiligen Gemeinde festgelegt. Im Durchschnitt betrugen 1998 die Beiträge der Eltern unter 
17 Prozent der gesamten Kosten für die Kinderbetreuung. Für bis zu 15 Stunden Vorschule pro Woche (525 Stunden im Jahr), 
was das Stunden-Minimum für das Vorschul-Programm ist, werden keine Gebühren erhoben. Gemeinden können privat ge- 
führten Vorschulklassen, die von der Gemeinde überwacht werden, in der sie agieren, Zuschüsse gewähren. 

Organisierte Kindertagespflege: von der Gemeinde angestellte Tagesmütter betreuen Kinder bei sich zu Hause. Sie sind haupt- 
sächlich für Kinder im Vorschulalter und für Schüler/Schülerinnen außerhalb der Schulstunden. Die Kinder sind registriert und 
die Öffnungszeiten werden dem Terminplan der Eltern angepasst. 


Dänemark: 

In Dänemark sind 70 Prozent aller Tageseinrichtungen öffentlich. Aber die privaten Institutionen werden genauso finanziert 
wie die, die der Gemeinde gehören und werden deshalb ebenfalls als öffentlich angesehen. Unabhängige Tageseinrichtungen 
sind rechtlich unabhängige Einheiten und werden oft von einer Gruppe von Eltern geführt, die um errichtet zu werden aber das 
Einverständnis der jeweiligen Behörden brauchen. Diese können eine finanzielle Unterstützung leisten, sind aber nicht dazu 
verpflichtet. Die Gemeinden übernehmen die Kosten von Tageseinrichtungen, die in Betrieb sind. Die Kosten werden durch 
Steuern gedeckt, durch Unterstützung der jeweiligen Gemeinden durch den Staat und durch Beiträge der Eltern. Die Beitrags- 
sätze der Eltern können durch die jeweiligen Gemeinden für Familien mit niedrigem Einkommen und auch unter anderen Um- 
ständen gesenkt werden, unter anderem für Geschwister, die eine Tageseinrichtung besuchen (z. B. wenn eine Familie ein Kind 
hat, das in die Krippe geht und eines, das in den Kindergarten geht, dann werden die Kosten für den Kindergarten - die billigere 
Einrichtung der beiden - gesenkt). 

Kindertageseinrichtung/ Kinderkrippen: Kinderkrippen sind für Kinder im Alter von 6 Monaten bis zu 3 Jahren. 
Kindertageseinrichtung/Kindergarten: Kindergärten sind für Kinder im Alter von 3 bis 5 Jahren. 

Altersübergreifende Einrichtung: Einrichtungen für Kinder zwischen 6 Monaten und 6 Jahren, können aber auch von Kindern 
bis zu 9 oder 10 Jahren besucht werden. 

Kindertagespflege/Tagesmutter: Tagesmütter passen auf eine kleine Gruppe von Kindern auf, in der Regel zu Hause, in den 
meisten Fällen bei der Tagesmutter selbst. 

Niederlande: 

Formale Kinderbetreuung für Kinder zwischen 0 und 12 Jahren hat sich in den Niederlanden in den letzten Jahren enorm ent- 
wikkelt. Zwischen 1995 und 2000 hat sich die in der Anzahl von Vollzeitplätzen gemessene Kapazität fast verdoppelt, von 
65.195 auf 124.938. In Anbetracht dieser Steigerung genügte das legale Rahmenwerk den Ansprüchen nicht mehr. Deshalb ent- 
wickelte die Regierung ein neues Gesetz: Act Basic Facility Child Care. Das Gesetz ist im Januar 2005 in Kraft getreten. Das 
Zentrale dieses Gesetzes wäre, dass Eltern von der Regierung einen Zuschuss erhalten würden, um ihnen mehr Möglichkeiten 
für die Wahl der Kinderbetreuung an die Hand zu geben. Zusätzlich soll dieses Gesetz noch die Zugänglichkeit und Qualität der 
Kinderbetreuung verbessern. Kinderbetreuung ist wichtig für Eltern, Arbeitgeber und den Staat. Deshalb ist die zentrale Idee, 
dass auch diese drei Akteure sich die Kosten teilen sollten. Das bedeutet, dass Arbeitgeber ein Drittel der Kosten übernehmen 
(eigentlich ein Sechstel, da die Arbeitgeber beider Eltemteil beteiligt sind). Das Gesetz verpflichtet jedoch Arbeitgeber nicht, 
sich an Kinderbetreuung zu beteiligen. 

Es gibt drei Möglichkeiten einen Platz in der Kinderbetreuung zu erhalten: 

1. Durch den Arbeitgeber: Niederländische Arbeitgeber sind nicht verpflichtet, Kinderbetreuung bereitzustellen; folglich gibt 
es nur sehr wenig Arbeitgeber mit einer eigenen Kindertageseinrichtung. Arbeitgeber sind auch nicht verpflichtet, sich an 
den Kosten ihrer Arbeitnehmer für die Kinderbetreuung zu beteiligen. Trotzdem stellt eine beträchtliche Anzahl Arbeitgeber 
finanzielle Unterstützung bereit. Im Moment ist der Anteil gemeinsamer Vereinbarungen in Bezug auf die Organisation der 
Kinderbetreuung bei 77 Prozent. Nicht alle Maßnahmen beinhalten einen finanziellen Beitrag, die Maßnahmen können sich 
zum Beispiel auf die Hilfe bei dem Finden eines Platzes in einer Kindertagesstätte beschränken. Trotzdem erhält ein be- 
trächtlicher Teil erwerbstätiger Eltern finanzielle Unterstützung vom Arbeitgeber. 

2. Ein privater Platz. Für private Plätze müssen die Eltern selbst aufkommen (zum Teil von der Steuer absetzbar). 
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3. Subventionierter Platz durch die Gemeinde: Die Gemeinde zahlt den Hauptanteil der Kinderbetreuung, die Eltern leisten ei- 
nen Beitrag, der abhängig von der Höhe ihres Einkommens und der Art der Betreuung ist. Eltern, die keinen Arbeitgeber ha- 
ben, können - unter bestimmten Umständen - einen Beitrag für die Betreuung erhalten. Zielgruppen sind allein Erziehende, 
die von Sozialhilfe leben, Arbeitslose und Behinderte, die sich wieder in den Arbeitsmarkt eingliedem und Einwanderer in 
die Niederlande, die sich erst noch einbürgem müssen. 

Kindertageseinrichtung/Ganztagsbetreuung: Betreuung für Kinder zwischen 0 und 3 Jahren; werktags 8 Stunden oder mehr. 

Kindertageseinrichtung/Halbtagsbetreuung: Betreuung für Kinder zwischen 0 und 3 Jahren. Steht in der Woche mehr als 4 aber 
weniger als 8 Stunden zur Verfügung. 

Vorschul-Spielgruppen: Spielgruppen werden in den Niederlanden schon seit den Sechziger Jahren organisiert. Eine der trei- 
benden Kräfte hinter der Idee der Spielgruppe ist die Annahme, dass Betreuung in der Gruppe für die Entwicklung des Kindes 
von Vorteil ist. Während Kindertageseinrichtungen sich hauptsächlich auf die Betreuung der Kinder konzentrieren, sollen 
Spielgruppen der Bildung der Vorschüler und -Schülerinnen im Alter von 2 bis 4 Jahren dienen. Spielgruppen sind immer nur in 
Teilzeit; Studien zeigen, dass 85 Prozent der Kinder zweimal die Woche in eine Spielgruppe gehen. Die Organisation der Spiel- 
gruppen ist sehr unterschiedlich. Es gibt unabhängige Spielgruppen, oder Spielgruppen, die von gemeinnützigen Organisatio- 
nen, Kindertageseinrichtungen und Grundschulen angeboten werden. Die Verantwortung für die Spielgruppen liegt bei den Ge- 
meinden. Das bedeutet, dass es keine zentralen oder maßgeblichen Standards gibt. Die meisten Gemeinden haben allerdings 
drei Zielsetzungen für Spielgruppen niedergelegt: die allgemeine Entwicklung des Kindes zu fördern, leicht erreichbare Be- 
treuung zu schaffen und frühzeitig Entwicklungsstörungen der Kinder zu erkennen. Ungefähr 80 Prozent der Gemeinden über- 
wachen die Qualität der Spielgruppen. 

Organisierte Kindertagespflege/Betreuung durch eine Pflegefamilie: Kinder zwischen 0 und 12 Jahren werden durch eine Pfle- 
gefamilie betreut, die wiederum durch eine Agentur für Pflegefamilien vermittelt wurde. 


Vereinigtes Königreich: 

Die Regierung hat sich verpflichtet, einen kostenlosen, qualitativ hochwertigen Teilzeit-Platz für frühe Bildung für jeden geeig- 
neten Vierjährigen bereitzustellen, dessen Eltern einen wollen. Diese Teilzeit- Verpflichtung besteht für fünf 2 V 2 Stunden Sit- 
zungen pro Woche. Eltern können sich entscheiden, nicht die ganze Berechtigung in Anspruch zu nehmen, wonach der Platz 
anteilsmäßig finanziert wird. Dreijährigen erlaubt diese Politik momentan keine allgemeinen Plätze. Die Regierung ist ver- 
pflichtet, Kindern, vor allem solchen in sozialer Notlage, mehr frühe Bildung anzubieten, bevor sie die allgemein verpflichten- 
de Schulausbildung beginnen (momentan rund 33 Prozent aller Dreijährigen). Kinderbetreuung mit wenigen Ausnahmen wird 
vollständig von den Eltern bezahlt. Der Zugang ist somit im Moment vor allem begrenzt durch die Kosten und die Knappheit 
von verfügbaren qualitativ hochwertigen Betreuungsplätzen, vor allem für Babys. Die Einführung der neuen „Working Fami- 
lies Tax Credit“ und der „Disabled Person’s Tax Credit“ im Oktober 1999 kennzeichnet einen beträchtlichen Beitrag zur Finan- 
zierung von Kinderbetreuung auch für Familien mit niedrigem Einkommen im Vereinigten Königreich. 


Frankreich: 

Den Eltern, die für die Betreuung ihrer Kinder aufkommen müssen, wird finanzielle Hilfe bereitgestellt. Es stehen zwei Arten 
der Unterstützung zur Verfügung, wenn man sich individueller Kinderbetreuung bedient: finanzielle Unterstützung, um eine 
anerkannte Tagesmutter einzustellen (AFEAMA - aide ä la famille pour l’emploi d’une assistance matemelle), oder um jeman- 
den einzustellen, der die Kinder zu Hause betreut (AGED - allocation de garde d’enfant ä domicile). Eltern können sich auch 
entschließen, eine bestimmte Zeit nicht zu arbeiten, um sich um die Kinder zu kümmern, und erhalten dafür eine Art Erzie- 
hungsgeld (APE - allocation parentale d’education). 

Das AFEAMA existiert seit Januar 1991 und ist erhältlich für Eltern, die auf eine assistante matemelle zurückgreifen müssen, 
um auf ihre Kinder aufzupassen (unter 6 Jahren). Es deckt 100 Prozent der Sozialabgaben, die mit der Einstellung einhergehen, 
einen Teil des zu zahlenden Lohnes, sowie eine Steuersenkung (maximal 575 Euro pro Jahr). 

Das AGED wurde im April 1987 eingeführt, es deckt 50 Prozent der Sozialabgaben (75 Prozent, wenn das Haushaltseinkom- 
men unterhalb einer gewissen Grenze ist) die für das Einstellen von Personal fällig sind. Eltern profitieren außerdem von be- 
trächtlichen Steuersenkungen (maximal 5.000 Euro pro Jahr). 

Das APE vmrde im Januar 1985 geschaffen und erlaubt Eltern, ihre Arbeit nieder zu legen oder halbtags zu arbeiten, wenn sie 
ihr zweites Kind bekommen (auch Adoption wird dabei berücksichtigt). Die Unterstützung wird maximal drei Jahre gewährt. 

Gemeinden, die CAF (Caisse d’allocations familiales - Familienfonds) und Beiträge der Eltern sind die Hauptquellen für die 
Finanziemng der Kindertagesbetreuung. In „Creches parentales“ waren 1999 die Beiträge der Eltern der größte Teil der Finan- 
ziemng (um die 35 Prozent), während der Finanziemngsanteil der CAF am höchsten in den „creches traditionnelles“ ist 
(31 Prozent). Gemeinden übernehmen den Großteil der Finanziemng bei „garderies periscolaires“ und „Haltes-garderies“ . 

Öffentliche Kindertageseinrichtung: Kinderkrippen (Creches traditionnelles): Tageseinrichtungen, die das ganze Jahr ganztags 
geöffnet haben. Sie sind offen für Eltern, die Vollzeit oder Teilzeit arbeiten, aber auch für solche, die eine Fortbildung machen 
oder eine Arbeit suchen. 

Von Eltern organisierte Kindertageseinrichtung: Kinderkrippen (Creches parentales): Kindertageseinrichtungen, die von Eltern, 
die sich zusammengeschlossen haben, geführt werden. Sie sind das ganze Jahr über ganztags geöffnet. Jedes Elterateil arbeitet 
in der Regel einen halben Tag in der Woche in der Krippe. 

Kindertagespflege bei der Tagesmutter (Creches familiales): Organisierte Familientagespflege, die sich aus 40 Tagesmüttera 
zusammensetzt (« assistantes materaelles »), die von der Gemeinde, einer Verwaltung oder einer Gesellschaft angestellt sind 
und von einer Kindergärtnerin überwacht werden. Eltern zahlen die notwendigen Beiträge an die Krippe selbst und nicht an die 
einzelne Tagesmutter. Die Tagespflege findet im Haus der Tagesmutter statt, mit höchstens drei Kindern bei einer Mutter. 

Kindertageseinrichtung für Teilzeit- oder gelegentliche Betreuung (Haltes-garderies): Kinderbetreuung, die tagsüber für Kinder 
unter 6 verfügbar ist, aber hauptsächlich von Kindern unter 3 genutzt wird. In der Regel wird eine gelegentliche Betreuung an- 
geboten, aber sie können auch regelmäßig halbtags geöffnet sein. Manche der Einrichtungen sind auch offen für die Betreuung 
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von Vorschulkindern nach ihrer regulären Schulzeit. Die Hälfte der Einrichtungen wird von den Gemeinden geführt, die andere 
Hälfte von privaten Organisationen. 

Kindertageseinrichtung für Teilzeit- oder gelegentliche Betreuung (Garderie periscolaire): Diese Betreuung ist außerhalb der 
Schulstunden verfügbar (vor und nach der Schule) und ist für Kinder zwischen 2 und 6 Jahren gedacht. 

Private Kindertagespflege mit öffentlicher Genehmigung (Assistantes matemelles independantes): Selbständige Tagesmütter, 
die bei sich zu Hause höchstens 3 Kinder zu flexiblen Zeiten betreuen. Die Tagesmütter müssen die Zustimmung des General 
Council erhalten (in der Regel gültig für 5 Jahre), um Kinder aufnehmen zu dürfen. Der Unterschied zu „Creches familiales“ 
besteht darin, dass die „assistantes matemelles“ direkt von den Eltern angestellt werden und nicht überwacht werden. Die El- 
tern erhalten eine finanzielle Unterstützung, genannt AFEAMA. 

Privat angestelltes Betreuungspersonal (Employes ä domicile): Erwerbstätige Eltern, die Personal anstellen, um die Kinder zu 
Hause zu betreuen (in der Regel mehr als eines), erhalten finanzielle Unterstützung von öffentlichen Behörden. 

Ferienbetreuung in ergänzenden Kindertageseinrichtungen (Centres de Loisirs sans Hebergement): Diese Einrichtungen sind 
mittwochs und während der Schulferien für Schüler und Schülerinnen sowie Kinder im und Vorschulalter geöffnet. „Garderie 
periscolaire“, „Centres de Loisirs sans Hebergement“ und „assistantes matemelles“ sind Zusatzangebote, die das Hauptangebot 
(Krippe, Vorschule und Kindergarten) ergänzen. 
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Tabelle A.V.5 

Anteile (in Prozent) von dentschen nnd ansländischen Kinder nnter 3 Jahren nach 
Bnndesländern, die 2004 eine Kinderkrippe oder einen Kindergarten hesnchen 


Bnndesland 

Besuch einer/s 
Kindergartens, 
-krippe 

kein Besuch einer/s 
Kindergartens, 
-krippe 

N* 


(in %) 

(in %) 

(in 1 000) 

Dentsche nnd ansländische Kinder 

Schleswig-Holstein 

9,7 

90,3 

72 

Hamburg 

16,7 

85,4 

48 

Niedersachsen 

4,5 

94,0 

201 

Bremen 

/ 

92,9 

14 

Nordrhein- Westfalen 

4,5 

95,5 

466 

Hessen 

5,8 

94,2 

154 

Rheinland-Pfalz 

7,1 

92,9 

98 

Baden- Württemberg 

5,8 

93,5 

292 

Bayern 

5,3 

94,1 

323 

Saarland 

/ 

86,4 

22 

Berlin 

28,7 

71,3 

87 

Brandenburg 

41,8 

58,2 

55 

Mecklenburg- Vorpommern 

36,8 

63,2 

38 

Sachsen 

30,2 

70,8 

96 

Sachsen-Anhalt 

50,0 

50,0 

46 

Thüringen 

30,2 

67,4 

43 


Früheres Bundesgebiet 

6,5 

93,1 

1 749 

Neue Länder u. Berlin-Ost 

37,1 

62,5 

307 

Deutschland 

11,0 

88,6 

2 056 


Deutsche Kinder 

Schleswig-Holstein 

8,6 

90,0 

70 

Hamburg 

16,7 

83,3 

42 

Niedersachsen 

4,3 

94,1 

185 

Bremen 

/ 

84,6 

13 

Nordrhein-Westfalen 

4,7 

95,3 

424 

Hessen 

5,7 

93,6 

140 

Rheinland-Pfalz 

7,6 

93,5 

92 

Baden- Württemberg 

5,6 

93,6 

266 

Bayern 

5,4 

94,3 

299 

Saarland 

/ 

84,2 

19 

Berlin 

29,1 

70,9 

79 

Brandenburg 

41,8 

56,4 

55 

Mecklenburg- Vorpommern 

36,8 

60,5 

38 

Sachsen 

29,5 

70,5 

95 

Sachsen-Anhalt 

50,0 

47,8 

46 

Thüringen 

30,2 

67,4 

43 


Früheres Bundesgebiet 

6,5 

93,1 

1 601 

Neue Länder u. Berlin-Ost 

37,3 

62,7 

303 

Deutschland 

11,4 

88,2 

1 905 


* Einschließlich „ohne Angaben“ 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2004, Sonderauszählung 
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Tabelle A.VIII.l 


Monatlicher Leistungsbezug von unverheirateten Frauen der Gehaltsgruppe BAT VII 
bis 36 Monate nach der Geburt des ersten Kindes nach 
ausgewählten europäischen Modellen 

Fiktiver Geburtstermin: 1. Januar 2005 



Deutschland 

Finnland 

Schweden 


Kinder- 
gdd 
(monat- 
lich ein- 
kom- 

mensun 

abhän- 

gig) 

Mutter- 
schutz 
(100 
Prozent 
Lohner- 
satz 6 
Wochen 
vor und 

8 Wo- 
chen 
nach 
Geburt) 

Eltern- 
zeit (ein- 
kom- 
mensab 
hängig), 
wenn 

Frau 
nicht er- 
werbstä- 
tig 

Kinder- 
geld (für 
das 

1. Kind 
90 € mo- 
natlich) 

Mutter- 
schutz 
(an 105 
Kalen- 
derta- 
gen) 

Eltern- 

zeit 

(26 Wo- 
chen 
65% 
letztes 
Netto- 
einkom- 
men) 

Zu- 

schuss 

für 

häusli- 
che Kin- 
derbe- 
treuung 

Zu- 
schuss 
für al- 
lein Er- 
zie- 
hende 
(33,60 € 
im Mo- 
nat bis 

zum 

17. Le- 
bens- 
jahr) 

Kinder- 
geld (für 
das 

1. Kind 
89 € im 
Monat) 

Mutter- 
schutz 
(80% 
vom Ein- 
kommen 
nach Ge- 
burt für 
390 Ta- 
ge, dann 
90 Tage ä 
6€) 

Zu- 

schuss 

für 

häusli- 
che Kin- 
derbe- 
treuung 


vor der Geburt (Euro pro Monat) 

2004 Nov. 

0 

433 

0 

0 

303 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

2004 Dez. 

0 

1 220 

0 

0 

854 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

Zahlungen 
vor der 

Geburt 

0 

1 653 

0 

0 

1 157 

0 

0 

0 

0 

0 

0 


1653 




1157 




0 



naeh der Geburt (Euro pro Monat) 

2005 Januar 

154 

1 220 

0 

90 

854 

0 

0 

33,6 

87 

958 

55 

2005 Febr. 

154 

1 023 

40 

90 

771 

0 

0 

33,6 

87 

958 

55 

2005 März 

154 

0 

300 

90 

110 

691 

0 

33,6 

87 

958 

55 

2005 April 

154 

0 

300 

90 

0 

767 

0 

33,6 

87 

958 

55 

2005 Mai 

154 

0 

300 

90 

0 

793 

0 

33,6 

87 

958 

55 

2005 Juni 

154 

0 

300 

90 

0 

767 

0 

33,6 

87 

958 

55 

2005 Juli 

154 

0 

300 

90 

0 

793 

0 

33,6 

87 

958 

55 

2005 August 

154 

0 

300 

90 

0 

793 

0 

33,6 

87 

958 

55 

2005 Sept. 

154 

0 

300 

90 

0 

77 

227 

33,6 

87 

958 

55 

2005 Okt. 

154 

0 

300 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

958 

55 

2005 Nov. 

154 

0 

300 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

958 

55 

2005 Dez. 

154 

0 

300 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

958 

55 

Zahlungen 
im 1. Jahr 
nach der 
Geburt 

1 848 

2 243 

3 040 

1 080 

1 735 

4 681 

983 

403 

1 044 

1 1491 

660 


7131 




8 883 




13 195 


2006 Januar 

154 

0 

300 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

808 

55 

2006 Febr. 

154 

0 

300 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

168 

55 

2006 März 

154 

0 

300 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

186 

55 

2006 April 

154 

0 

300 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

150 

55 

2006 Mai 

154 

0 

300 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

0 

55 

2006 Juni 

154 

0 

300 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

0 

55 

2006 Juli 

154 

0 

300 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

0 

55 

2006 August 

154 

0 

300 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

0 

55 

2006 Sept. 

154 

0 

300 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

0 

55 

2006 Okt. 

154 

0 

300 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

0 

55 

2006 Nov. 

154 

0 

300 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

0 

55 

2006 Dez. 

154 

0 

300 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

0 

55 

Zahlungen 
im 2. Jahr 
nach der 
Geburt 

1 848 

0 

3 600 

1 080 

0 

0 

3 024 

403 

1 044 

1 312 

660 


5 448 




4 507 




3 016 
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noch Tabelle A.VIII.l 




Deutschland 



Finnland 




Schweden 



Kinder- 
gdd 
(monat- 
lich ein- 
kom- 

mensun 

abhän- 

gig) 

Mutter- 
schutz 
(100 
Prozent 
Lohner- 
satz 6 
Wochen 
vor und 

8 Wo- 
chen 
nach 
Geburt) 

Eltern- 
zeit (ein- 
kom- 
mensab 
hängig), 
wenn 

Frau 
nicht er- 
werbstä- 
tig 

Kinder- 
geld (für 
das 

1. Kind 
90 € mo- 
natlich) 

Mutter- 
schutz 
(an 105 
Kalen- 
derta- 
gen) 

Eltern- 

zeit 

(26 Wo- 
chen 
65% 
letztes 
Netto- 
einkom- 
men) 

Zu- 

schuss 

für 

häusli- 
che Kin- 
derbe- 
treuung 

Zu- 
schuss 
für al- 
lein Er- 
zie- 
hende 
(33,60 € 
im Mo- 
nat bis 
zum 

17. Le- 
bens- 
jahr) 

Kinder- 
geld (für 
das 

1. Kind 
89 € im 
Monat) 

Mutter- 
schutz 
(80% 
vom Ein- 
kommen 
nach Ge- 
burt für 
390 Ta- 
ge, dann 
90 Tage ä 
6€) 

Zu- 

schuss 

für 

häusli- 
che Kin- 
derbe- 
treuung 





2007 Januar 

154 

0 

0 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

0 

55 

2007 Febr. 

154 

0 

0 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

0 

55 

2007 März 

154 

0 

0 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

0 

55 

2007 April 

154 

0 

0 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

0 

55 

2007 Mai 

154 

0 

0 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

0 

55 

2007 Juni 

154 

0 

0 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

0 

55 

2007 Juli 

154 

0 

0 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

0 

55 

2007 August 

154 

0 

0 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

0 

55 

2007 Sept. 

154 

0 

0 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

0 

55 

2007 Okt. 

154 

0 

0 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

0 

55 

2007 Nov. 

154 

0 

0 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

0 

55 

2007 Dez. 

154 

0 

0 

90 

0 

0 

252 

33,6 

87 

0 

55 

Zahlungen 
im 3. Jahr 
nach der 
Geburt 

1 848 

0 

0 

1 080 

0 

0 

3 024 

403 

1 044 

0 

660 

1 848 

4 507 

1 704 

Summe der 
Zahlungen in 
den ersten 

3 Jahren 
nach der 
Geburt 

14 427 

17 897 

17 915 

Zahlungen 
vor und nach 
der Geburt 
insg. 

16 080 

19 054 

17 915 


Quelle: Hans Bertram, eigene Berechnungen 
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Tabelle A.VIII.2 

Einkommen privater Hanshalte 2003 nach Hanshaltstyp nnd Alter des 
Hanpteinkommensbeziehers/-bezieherin von 25 bis nnter 35 Jahre 







Davon nach Haushaltstyp 



Gegenstand der Nachweisung 

Haushalte 


davon 

Allein 


davon 

sonstige 

Haushalte 

insgesamt 

Lebende 

allein 

lebende 

Männer 

allein 

lebende 

Frauen 

Erziehende 

1) 

Paare2) 

ohne Kind 

mit 

Kind(ern)3) 

Erfasste Haushalte (Anzahl) 

6 260 

2 000 

894 

1 106 

312 

3 662 

1 807 

1 855 

286 

Hochgerechnete Haushalte (1 000) 

4 645 

1 821 

855 

967 

259 

2 335 

1 131 

1 204 

229 

Bruttoeinkommen aus unselbstständiger Arbeit 

2464 

1794 

1906 

je Haushalt und Monat in EUR 

1695 672 3160 

3748 

2608 

2711 

dar.: der/des Haupteinkommensbeziehers/ bezieherin 

1988 

1793 

1905 

1693 

672 

2296 

2413 

2186 

1894 

des/der Ehe-/Lebenspartners/-partnerin 

440 

- 


~ 

- 

864 

1335 

422 

/ 

Bruttoeinkommen aus selbstständiger Arbeit 

148 

86 

(111) 

(64) 

1 

209 

195 

222 

(169) 

Einnahmen aus Vermögen 

193 

85 

118 

57 

(56) 

267 

185 

344 

443 

dar; aus Vermietung und Verpachtung 

25 

(14) 

(21) 

(8) 

1 

30 

28 

32 

(77) 

unterstellte Mietzahlungen für ETW u.Ä. 

151 

58 

77 

42 

(47) 

219 

136 

297 

314 

Einkommen aus öffentlichen Transferzahlungen 

372 

154 

161 

147 

713 

452 

248 

643 

905 

dar.:(Brutto) Renten der gesetzl. Rentenversicherung 

29 

(8) 

/ 

1 

/ 

(6) 

/ 

1 

438 

(Brutto) Pensionen 

/ 

1 

/ 

1 

- 

/ 

1 

1 

/ 

(Brutto) Renten der Zusatzvers. des öffentl. Dienstes 

1 

1 

/ 

- 

- 

1 

1 

1 

1 

Renten der gesetzlichen Unfallversicherung 

1 

1 

/ 

/ 

~ 

1 

1 

1 

1 

Altersteilzeitgeld 

1 

- 

- 

- 

- 

- 


- 

1 

Pflegegeld 

1 

1 

- 

/ 

1 

1 

1 

/ 

1 

Sozialhilfe 

15 

(4) 

/ 

/ 

(127) 

(8) 

1 

(13) 

1 

Arbeitslosenhilfe 

21 

(15) 

/ 

(16) 

(45) 

22 

(15) 

(28) 

1 

lfd. Übertragungen der Arbeitsförderung 

48 

(29) 

(35) 

(23) 

(50) 

58 

51 

65 

(104) 

Wohngeld 

13 

7 

(8) 

(6) 

68 

12 

(3) 

20 

/ 

Kindergeld 

80 

(6) 

(4) 

(7) 

202 

126 

(11) 

235 

(60) 

Mutterschaftsgeld 

5 

- 

- 

- 

/ 

10 

1 

(18) 

1 

Erziehungsgeld 

27 

1 

/ 

~ 

(56) 

47 

1 

91 

1 

BAföG 

17 

(19) 

(19) 

(20) 

/ 

16 

(25) 

/ 

1 

Einkommen aus nichtöffentlichen Transferzahlungen 

190 

148 

150 

146 

220 

211 

218 

205 

277 

dar; (Brutto) Werks- und Betriebsrenten 

(1) 

1 

/ 

/ 

~ 

/ 

/ 

- 

(16) 

Leistungen aus privaten Versicherungen 

19 

11 

(10) 

12 

1 

26 

28 

25 

/ 

Unterstützung von privaten Haushalten 

160 

129 

131 

127 

207 

173 

180 

167 

222 

Einnahmen aus Untervermietung 

(2) 

(2) 

/ 

/ 

1 

/ 

1 

/ 

1 

Haushaltsbruttoeinkommen 

3368 

2268 

2447 

2111 

1683 

4301 

4596 

4024 

4516 

abzüglich; 

Einkommen-, Kirchensteuer und Solidaritätszuschlag 

438 

354 

398 

315 

55 

541 

748 

347 

487 

Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung 

443 

316 

330 

304 

132 

564 

661 

473 

567 

Haushaltsnettoeinkommen 

2487 

1598 

1720 

1491 

1497 

3195 

3187 

3203 

3462 

zuzüglich; 

Einnahmen aus dem Verkauf von Waren 

37 

40 

58 

25 

(7) 

41 

35 

46 

(10) 

Sonstige Einnahmen 

22 

16 

19 

13 

5 

29 

35 

24 

15 

Ausgabefähige Einkommen und Einnahmen 

2547 

1655 

1797 

1529 

1509 

3265 

3257 

3273 

3487 


/ = Keine Angabe, da aufgrund der geringen Haushaltszahl der Zahlenwert statistisch nicht sicher genug ist. 

( ) = Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert aufgrund der Haushaltszahl statistisch relativ unsicher ist. 

" = nichts vorhanden. 

Ledige(s) Kind(er) unter 18 Jahren. 

Ehepaare und nichteheliche Lebensgemeinschaften einschl. gleichgeschlechtlicher Lebensgemeinschaften. 

Ledige(s) Kind(er) des/der HaupteinkommensbeziehersZ-bezieherin oder des/der Ehe-/Lebenspartners/-partnerin unter 
18 Jahren. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2003 
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Tabelle A.V111.3 

Finanzielle Leistnngen an Mütter bis zn 3 Jahren nach der Gebnrt in Dentschland*, 
Finnland nnd Schweden (in Enro) 


Dentschland 



Kindergeld 
(monatlich einkom- 
mensunabhängig) 

Mutterschutz 
(100 Prozent Lohn- 
ersatz 6 Wochen vor 
und 8 Wochen nach 
Geburt) 

Elternzeit 
(einkommensab- 
hängig), wenn Frau 
nicht erwerbstätig 

Zahlungen bis zur Geburt 

0 

1 653 

0 

Zahlungen im 1 . Jahr 
nach der Geburt 

1 848 

2 243 

3 040 

Zahlungen im 2. Jahr 

nach der Geburt 

1 848 

0 

3 600 

Zahlungen im 3. Jahr 

nach der Geburt 

1 848 

0 

0 

Summe 


16 080 



Schweden 



Kindergeld 
(für das 1. Kind 

89 Euro im Monat) 

Mutterschutz (80 % 
vom Einkommen 
nach Geburt für 
390 Tage, dann 

90 Tage a 6 Euro) 

Zuschuss für 
häusliche 
Kinderbetreuung 

Zahlungen bis zur Geburt 

0 

0 

0 

Zahlungen im 1 . Jahr 
nach der Geburt 

1 044 

11 491 

660 

Zahlungen im 2. Jahr 

nach der Geburt 

1 044 

1 312 

660 

Zahlungen im 3. Jahr 

nach der Geburt 

1 044 

0 

660 

Summe 


17 915 



Finnland 



Kindergeld 
(für das 

1. Kind 

90 Euro 
monatlich) 

Mutter- 

schutz 

(an 

105 Kalen- 
dertagen) 

Elternzeit 
(26 Wochen 
65 % letz- 
tes Netto- 
einkom- 
men) 

Zuschuss 
für häus- 
liche Kin- 
derbetreu- 
ung 

Zuschuss 
für allein 
Erziehende 
(33,60 im 
Monat bis 
zum 17. Le- 
bensjahr) 

Zahlungen bis zur Geburt 

0 

1 157 

0 

0 

0 

Zahlungen im 1 . Jahr 
nach der Geburt 

1 080 

1 735 

4 681 

983 

403 

Zahlungen im 2. Jahr 

nach der Geburt 

1 080 

0 

0 

3 024 

403 

Zahlungen im 3. Jahr 

nach der Geburt 

1 080 

0 

0 

3 024 

403 

Summe 



19 054 




*> Allein erziehend mit BAT VII (West) 
Quelle: Hans Bertram, eigene Berechnungen 
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Tabelle A.V111.4 


Anteil der Erwerbstätigen in den Wirtschaftsbereichen 
nach Altersgrnppen nnd Geschlecht 



Frauen 


Er- 


Davon im Alter von .. 

. bis unter ... Jahren 


Wirtschaftsbereiche 

werbs- 
tätige 
Frau- 
en insg. 

15-20 

20-25 

25-35 

35-45 

45-55 

55-60 

60-65 

65 

u. m. 

Früheres Bundesgebiet 

Land- und Forstwirtschaft 

1,8 

1,7 

1,0 

1,1 

1,7 

2,0 

1,9 

4,6 

12,0 

Produzierendes Gewerbe 

17,6 

19,8 

15,6 

17,4 

18,4 

17,5 

18,0 

15,5 

14,7 

Handel, Gastgewerbe, 
Verkehr 

24,9 

30,5 

28,5 

24,4 

24,0 

23,8 

25,7 

26,6 

30,7 

Sonstige Dienstleistungen 

55,7 

48,1 

54,9 

57,2 

55,8 

56,8 

54,5 

53,1 

42,7 

dar. Öffentliche Verwal- 
tung u. ä.* 

7,3 

4,5 

5,7 

7,1 

7,7 

8,0 

8,2 

6,0 

/ 

Öffentliche und priv. 
Dienstleistungen“ 

34,3 

32,6 

34,0 

33,4 

33,8 

36,0 

34,1 

34,8 

30,7 

Zusammen 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Neue Länder und 

Berlin-Ost 

Land- und Forstwirtschaft 

2,3 

/ 

/ 

1,6 

2,2 

2,3 

3,3 

/ 

/ 

Produzierendes Gewerbe 

13,6 

11,7 

12,1 

11,7 

14,4 

15,0 

13,6 

11,8 

/ 

Handel, Gastgewerbe, 
Verkehr 

25,2 

35,9 

31,6 

27,0 

25,7 

22,1 

18,2 

17,6 

/ 

Sonstige Dienstleistungen 

58,9 

50,0 

54,7 

59,5 

57,6 

60,4 

65,0 

66,2 

58,3 

dar. Öffentliche Verwal- 
tung u. ä.* 

10,7 

5,5 

7,8 

10,0 

10,8 

12,5 

12,1 

11,8 

/ 

Öffentliche und priv. 
Dienstleistungen“ 

36,6 

35,9 

34,8 

35,0 

35,8 

37,1 

42,1 

44,1 

/ 

Zusammen 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Deutschland 

Land- und Forstwirtschaft 

1,9 

1,8 

1,1 

1,2 

1,8 

2,0 

2,1 

4,6 

11,7 

Produzierendes Gewerbe 

16,9 

17,7 

14,9 

16,5 

17,7 

17,0 

17,2 

14,9 

14,8 

Handel, Gastgewerbe, 
Verkehr 

24,9 

31,6 

29,1 

24,8 

24,3 

23,4 

24,3 

25,3 

30,2 

Sonstige Dienst- 
leistungen 

56,3 

48,6 

54,9 

57,6 

56,1 

57,5 

56,4 

55,2 

43,8 

dar. Öffentliche Verwal- 
tung u. ä.* 

7,9 

4,9 

6,1 

7,6 

8,3 

8,9 

9,0 

6,8 

/ 

Öffentliche und priv. 
Dienstleistungen“ 

34,7 

33,5 

34,2 

33,7 

34,2 

36,2 

35,6 

36,1 

30,9 

Zusammen 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


** Erwerbstätige in folgenden Wirtschaftszweigen: Öffentliche Verwaltung, auswärtige Angelegenheiten, Verteildigung, 
Rechtsschutz, Öffentliche Sicherheit und Ordnung, Sozialversicherung und Arbeitsförderung, Exterritoriale Organisa- 
tionden und Körperschaften 

Erwerbstätige in folgenden Wirtschaftszweigen: Erziehung und Unterricht (Kindergärten, Vor- und Grundschulen, Weiter- 
führende Schulen, Hochschulen, Erwachsenenbildung und sonstige Unterrichte); Gesundheits-, Veterinär- und Sozialwesen, 
Abwasser- und Abfallbeseitigung und sonstige Entsorgung; Kultur, Sport und Unterhaltung 

Statistisches Bundesamt; Mikrozensus 2003, Sonderauszählung 
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